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D er Blick des deutschen Volkes ist unter der Führung Adolf Hitlers in 
die Zukunft, nicht in die Vergangenheit gerichtet. Aber der uns auf- 

gezwungene Kampf, den wir jetzt um das künftige Scnicksal Deutschlands 
durchfechten, macht es zur gebieterischen Notwendigkeit, uns in jedem Augen- 
blick bewuWt zu bleiben, wie es zu diesem Kampf gekommen ist nnd wo seine 
letzten Ursachen zu suchen sind. Das liegt zwar für  jeden, der sehen will, seit 
langem offen zutage und ist von maßgebender deutscher Seite schon oft genug, 
vor allem durch die Reden unseres Führen ,  öffentlich klargestellt worden. Da 
aber die verlogene Propaganda unserer Feinde beharrlich bemüht ist, den 
wahren Sachverhalt immer wieder zu verschleiern und die Weltöffentlichkeit 
sowohl über die Ursachen des Krieges als auch über die von ihnen verfolgten 
Ziele irrezufiihren, ist es wichtig, durch suihentinche amtliche Dokumente noch 
einmal den unwiderleglichen Nachweis zu erbringen, daß  es ausschließlich und 
allein E n g l a  n d war, das den Krieg verschuldet uiid ihn gewollt hat, um 
Deutschland zu vernichten. 

Nachdein das Auswiirtige Amt hereits unmittelbar nach Kriegsausbruch in 
einem WeiWt)uch die Urkunden veröffentlicht hat, die über die letzte Phase der 
deutsch-poliiischen Krise Aufschluß geben, legt es nunmehr eine umfangreichere 
Saminlung von Dokumenten vor, die sich nicht auf die dem Kriegsausbruch 
unmittelbar vorhergehende Zeit beschränken, sondern die wesentlichsten poli- 
tischen Ereigriisse uinfassen, aus denen sich zunächst der Konflikt mit Polen 
und dann der Konflikt mit England und Frankreich entwickelt hat. 

Die 483 Dokurnente, die in den Anlagen abgedruckt sind, sprechen eine so 
deutliclie Spraclie, daß sie keines Kommentars bedürfen. I n  ihrer diploma- 
tischen Niichternheit geben sie ein unmittelbares und ungescliminktes Bild von 
der politischen Entwicklung der letzten Jahre, ein Bild, das auch den, der 
diese Entwirlilurig iii niictister Nähe miterlebt hat, imnier wieder von neuem 
erschüttert uiid aufrüttelt. Sie zeigen deii systeinatischeri Ausrottuiigskampf, 
den die Polen seit dem Weltkrieg gegen da-s Deutschtum in Polen uiid gegen 
Danzig gefiilirt haben; sie zeigen das großzügige und unendlich geduldige 
staatsniärinische Bemühen des Führers, die deutsch-poliiischeii Beziehungen auf 
eine dauerliafte, den Interessen beider Teile gereclitwerdsiide Grundlage zu 
stellen; sie zeigen demgegenüber die kurzsichtige Verständnislosigkeit der 
polnischen  achth hab er, die die ihnen von Deutschland immer wieder gebotene 
Möglichkeit, zu einem endgüitigen Ausgleich zu kotiimen, ziiiiichte machen. 
Vor allem aber sehen wir, wie unmittelbar nach der Konfereriz von München 
der Kriegswille Englaiids immer deutlicher offenbar wird, und wie die Britische 
Regierung dann schließlich die von ihr selbst absichtlich herbeigefülirte Ver- 
blendung der Polnischen Regierung benutzt, um den seit langem geplanten 
Krieg gegen Deutschland zu entfesseln. Zwar würde es, um das heuchlerische 



und frevelhafte Vorgehen der englischen Politik in seinem ganzen Umfang zu 
entlarven, einer ~ a r s t e l l i n ~  der gesamten ~achkr ie isze i t  bedürfen, in der sich 
England jedem Versuche Deutschlands, sich aus den Fesseln des Versailler 
Diktats zu befreien, hemmend in den Weg gestellt und jede Möglichkeit, die 
Revision dieses Diktats auf dem Verhandlungswege herbeizuführen, immer 
wieder vereitelt hat. Aber es genügt, an Hand der in diesem Weißbuch ZU- 
sammengestellten Dokumente die kurze Epoche seit dem Herbste 1938 ins 
Auge zu fassen, um zu erkennen, daß England von vornherein entschlossen 
war, mit Gewalt den Weg des Führers zu durchkreuzen, dessen genialer Staats- 
kunst es gelungen war, schlimmste Verbrecben von Versailles ohne jedes Blut- 
vergießen und ohne jeden Eingriff in die Interessen Englands zu beseitigen, 
und der in der gleichen Weise auch eine friedliche Lösung der deutsch- 
polnischen Frage erzielt haben würde, wenn England nicht Polen als Werk- 
zeug seines Kriegswillens mißbraucht und durch diese verbrecherische Politik 
Europa in den Krieg gestürzt hätte. 

Diese für immer feststehende historische Tatsache ist aufs neue dadurch 
erhärtet worden, daß  England das großzügige letzte Friedensangebot, das ihm 
der Führer noch einmal in seiner Reichstagsrede vom 6. Oktober gemacht hat, 
mit einer unverschämten und beleidigenden Herausforderung Deutschlands 
beantwortet hat. I m  unerschütterlichen BewuBtsein seines Rechts und in un- 
beirrbarer Uberzeugung seines Endsieges hat das deutsche Volk diese Heraus- 
forderung angenommen und wird nun die Waffen nicht früher aus der Hand 
legen, als bis es sein Ziel erreicht hat. Dieses Ziel ist: Die militärische Ver- 
nichtung der Gegner und dann die Sicherstellung des dem deutschen Volke 
zukommenden Lebensraumes gegen jede zukünftige Bedrohung. 

Berlin, den 3. Dezember 1939. 

von Ribbentrop 
Reichsminister des Auswartigen 



Die nachfolgenden Dokumente sollen ein Bild von der Vorgeschichte des 
gegenwärtigen Krieges geben. Sie beschränken sich nicht auf die dem Kfiegs- 
ausbruch unmittelbar vorausgehenden Wochen, sondern ermöglichen darüber 
hinaus die Bildung eines unabhängigen Urteils über die weiter zurückliegenden 
Ursachen des Konflikts. Die Dokumente begleiten zunächst die Entwicklung 
der deutsch-polnischen Beziehungen von Versailles bis zur Ablehnung des deut- 
schen An ebots zur gütlichen Lösung der Danzig- und Korridorfrage durch 
Polen. Efierbei sind die Ereignisse von 1933 bis zur Gegenwart eingehend 
belegt, während für die voraufgegan enen Jahre lediglich die Lage der 
deutschen Volksgruppe in Polen und Folens Vor ehen in Danzig an einiged 
besonderen Beispielen in Erinnerung gerufen wer d en. Die Dokumente folgen 
sodann dem Gang der britischen Kriegspolitik seit der gemeinsamen deutsch- 
englischen Erklärung von Munchen. Eine Darstellung der Bemühungen des. 
Reichs um Sicherung friedlicher Beziehungen zu seinen Nachbarländern schließt 
sich an. Darnit sind die Grundlagen für das Verständnis der Schlußphase 
gewonnen, in der die britische Politik zur Auslösung des Konflikts führt. 

Erstes Kapitel 

Entwicklung der deutsch-polnischen Beziehungen 
A. Der Kampf Polens gegen das Deutschtum in Polen und gegen Danzig 

von 1919 bis 1933 
I. Zur Lage der deutschen Volksgruppe in Polen 

Die deutsch-polnischen Beziehungen haben seit dem Augenblick der Wiedei- 
aufrichtung eines selbständigen polnischen Staates in Versailles unter einem 
mehrfachen Verhängnis gestanden. Erstens erklärte sich Polen uater Be- 
rufung auf eine angeblich tausendjährige Mission zum Erbfeind der Deutschen. 
Es begründete damit nicht nur seine Ansprüche auf deutsches Reichs ebiet, 
sondern geradezu seine Existenzberechtigung und empfahl sich so den &eger- 
miichten als zuverlässigen, jederzeit einsatzfähigen Alliierten zur Niederhaltung 
1)eutschlands. Zweitens: Es wurde in dieser Funktion von den Westmächten 
bestätigt und durch Einbeziehung zunächst in das französische Bundnissystem 
beauftragt, den östlichen Sektor der permanenten Einkreisung zu übernehmen 
und die Tradition der Zweifrontenlage für Deutschland fortzusetzen. Das 
deutsch-polnische Verhältnis wurde drittens von Anfan an durch die Uber- f lassung einer starken deutschen Volksgruppe vergiftet, ie sofort dem schärf- 
sten Polonisierungszwang unterworfen war. Viertens stellten die Abtretungen 
deutschen Reichsgbiets im Osten die größten Ungerechtigkeiten des Friedens- 
diktats dar. Sie wurden nicht nur vom deutschen Volk, sondern auch von 
maugebenden alliierten Staatsmännern als so unhaltbar empfunden, daß sich 
jedermann darin einig war, daß an dieser Stelle die erste Wiedergutmachung 
einsetzen mußte, wenn nicht hier der nächste kriegerische Konflikt in Europa 
ausbrechen sollte. 



Lloyd George hat in einer Denkschrift für  die Konferenz von Versailles am 
25. März 1919 (Dokument Nr. 1) auf diese künftige Kriegsursache ebenso aiif- 
merksam gemacht wie die Deutsche Friedensdelegation (Nr. 2). Selbst tler 
V'orsitzende des Obersten Rates Clemenceau hat in dem bekannten Brief an 
Paderewski vom 24. Juni 1919 (Nr. 3) Polen auf die Bedeutung einer solchen 
Volkstumshypothek hingewiesen und den Abschluß und die Einhaltung eines 
entsprechenden Minderhei tenschutzvertrages (N r. 4) zur Voraussetzung dafür 

emacht, daß  Polen die deutschen Gebiete erhielt. Damit war zugleich die 
feierliche Verpflichtung der Alliierten Mächte festgelegt, die Einhaltung dieses 
Grundgesetzes der deutschen und übrigen Volksgruppen in Polen sicherzu- 
stellen. Der Wortlaut des Vertrages läßt keinen Zweifel darüber, wozu sich 
Polen gegenüber den mehr als 40°/, nichtpolnischen Einwohnern des neuen 
Staates verpflichtet hat. Die Geschichte der deutsch-polnischen Beziehungen 
von 1919 bis 1933 ist aber, wie die hier vorgelegten Urkunden zeigen, zur 
Geschichte einer permanenten Verletzung dieses Vertrages durcb Polen und 
zur Geschichte einer stillschweigenden Mittäterschaft des Völkerbunds und dar 
üarantiemächte geworden. Schon am 20. November 1920 sah sich die Deutsche 
Hegierun genötigt, aus ihrer Zurückhaltung herauszutreten und der Pol- 
nischen aegierung eine umfassende Beschwerde zu überreichen (Nr. 5). Sie 
muUte feststellen, daO .der Deutsche in Polen vogelfrei. sei. Die Rede des 
volksdeutschen Abgeordneten S ickermann im Polnischen Sejm vom 23. Januar 
1923 (Nr. 6) bestätigt den Ein I ruck, daß  der Minderheitenschutzvertrag, .die 
Magna Charta unserer Existenz., vom ersten Tag an gebrochen wurde. Einige 
Monate später kündigte der damalige Ministerpräsident General Sikorski in 
öffentlicher Rede als Hegierungsprogramm sdie Liquidation deutscher Güter 
und die Entdeutschung der westlichen Provinzenn an und erging sich in 
scharfen Außerungen gegen Danzig (Nr. 7). Mitte 1923 hatte die Austreibung 
der 1)eutschen bereits einen außerordentlichen Umfang angenommen (Nr. 8). 
Polnische Maßnahmen gegen den deutschen Grundbesitz, wie sie z. B. der 
Ständige Internationale Gerichtshof in seinem Gutachten vom 10. September 
1923 als nnicht im Einklang mit den internationalen Verpflichtungen der Pol- 
nischen Regierung stehend. bezeichnete (Nr. 9), verstärkten den Zwang zur 
Abwanderung. Im September 1931 wurde von polnischer Seite zugegeben, daß 
bereits rund eine Million Deutsche aus Polen verdrängt waren (Nr. 10). Weder 
die Girantiemächte noch der Völkerbund, der inzwischen nicht nur von der 
deutschen, sondern auch von der ukrainischen Volksgruppe inimer wieder um 
Schutz gegen die ständige Verletzung der Minderheitenbestimmungen durch 
Polen angerufen worden war (Nr. 9, Anm.), sind indessen ihrer Pflicht nach- 
uekommen. Aus einer Debatte im Britischen Oberhaus - einer von vielen im 0 
Britischen Parlament - vom 15. Juni 1932 (Nr. 11) geht hqrvor, daß  man in 
England die Mißhandlung der Volksgruppen in Polen und die Gefahr für den 
europäischen Frieden kannte, daß  aber nichts geschah, um rechtzeitig eine 
Anderung herbeizuführen. Bereits im März 1933 hatte der Vernichtungskampf 
Polens gegen die wirtschaftliche Existenzhasis und den kulturellen Besitzstand 
der deutschen Volksgruppe einen erschreckenden Umfang angenommen 
(Nr. 12). 

11. Zum Vorgehen Polens in Danzig 
Die Polonisierongspolitik setzte sofort auch gegen die Freie Stadt Danzig 

ein. Die Deutsche Friedensdelegation batte unter Berufung auf die Erklä- 
rungen des Präsidenten Wilson vergebens gegen die Abtrennung Danzigs prote- 
stiert (Nr. 13). Polen betrachtete den neuen status in Danzig von Anfang ao 



nur als busgaiigsstellung für die eridgültige Polonisierung. Es zog mit 24 Be- 
hörden (Kr. 14) in Danzig ein und sah in jeder von ilinen eine polnisclie Zelle 
und Wachstumsspitze. Aus einer Feststellung des Oberkommandos der Wehi- 
maclit nach .4bscliluß des polnischen Kriegs (Seite 395) geht hervor. daß die 
wichtigsten dieser Behörden zu militärischen Stützpunkten ausgebaut worden 
waren. Die Freie Stadt Danzig hat unablässig den Völkerbundskommissar bzw. 
den Völkerhundsrat gegen polnische Aktionen anrufen müssen. Unter Mißbraucli 
polnischer Privilegien im Post- und Eisenbahnwesen (Nr. 15 und 161, gestützt 
auf cliauvinistisclie polnische Studentenvereinigungen sowie auf militärische 
Organisationen (Nr. 17, 18), vor allem aber auch durch Anwendung schärfsten 
wirtscliaftliehen Druckes (Nr. 19) hat Polen unablässi versucht, Danzig zur 
Unterwerfung unter polnische Interessen zu zwingen. figenmächtige Eingriffe 
Polens in die Hoheitsrechte Danzigs betrafen die verschiedensten Seiten des 
politischen und wirtschaftlichen Lebens der Freien Stadt (Nr. 20). Als ein 
besonders gefährliches Element des polnischen Vordringens erwiesen sich die 
polnischen militärischen Anlagen auf der Westerplatte. Sie wurde von Polen 
stets als militärischer Stützpunkt angesehen und entsprechend ausgebaut 
( N .  1 )  Die Verstärkung der polnischen Garnison auf der Westerplatte 
(Nr. 21, 22) und das unangemeldete Verbleiben eines polnisclien Munitions- 
dampfers im Munitionsbecken der Westerplatte (Nr. 23) im März 1933 stellten 
so eindeutige polnische Rechtsverletzungen dar, daß sich auch unter den 
Diplomaten in Warscliau kaum jemand fand, der nicht die polnische Hand- 
lungsweise scharf verurteilt hätte (Nr. 24). Während Polen so seine Stellung 
in Danzig mit allen Mitteln zu erweitern suchte, wurde gleichzeitig durch die 
Errichtung und einseiti e Begünstigung des polnischen Konkurrenzhafens 
Gdingen dem Danziger &fen von Polen schwerster Schaden zugefügt (Nr. 25). 

B. Deutechlands Bemühen um eine Verständigung mit Polen, 
1933 bis 1939 

I. Verhandlungen über ein deutsch~polnisches 
Verständigungsabkommen 
(Mai 1933 bis Januar 1934) 

Jm Interesse des nachbarlichen wie des europäischen Friedens entschloß sich 
der Führer sofort nach der Machtübernahme, die deutsch-polnischen Beziehun- 
gen auf eine ganz neue Grund1 e zu stellen und zu diesen1 Zwecke eine Ver- 
ständigung mit Polen herbeizufü Y ren. Die deutsche11 Verständigungsi~eniühun- 
gen setzten im Mai 1933 ein und dauerte11 bis 1939 fort. Am 17. Mai 1933 
deutete der Führer im Reiclistag zum ersten Male öffentlich an, daß eine 
Lösung im Osten gefunden werden müsse (Nr. 29), nachdem er schon in seiner 
Unterredung mit dem Polnischen Gesandten am 2. Mai .diese Notwendiglreit 
sehr deutlich unterstriclieri hatte (Nr. 26). Man leitete die Verständigunps- 
politik zunächst durch Verhandlungen über die Wiederlierstellung des Zoll- 
friedens ein (Nr. 30, 31). Nachdem der Führer im Oktober 1933 erneut öffent- 
lich seiner Verständigungsbereitschaft Ausdruck gegeben hatte, kam es am 
15. November 1933 zu der Unterredung zwischen dem Führer und Gesandten 
Lipski, in der der Entsclileß des Führers und des' Marsclialls Pilsudski für  
beide Staaten festgelegt wurde, .in ihrem Verhältnis zueinander auf jede An- 
wendung von Gewalt zu verzichten. (Kr. 32). Unmittelbar darauf beauftragte 
der Führer den Deutschen Gesandten in Warschau, Marschall Pilsudski 
sönlicli den Abscliluß einer schriftliclien Abmachung vorzuschlagen und einen 



Entwurf hierfür zu überreichen (Nr. 33). Es  stand jedoch von vornherein 
fest, daß für lleutschland die geplante Abmachung »in keiner Weise die An- 
erkennung der heutigen deutschen Ostgrenzen in sich schließt., sondern daß 
mit der ins Auge gefaßten Erklärung reine Grundlage für die Lösun aller 
Probleme, also auch der territorialeu, geschaffen werden sollte. (8 r .  33). 
Ueutschland hat somit das Abkommen von 1934 stets als jenen freundschaft- 
lichen Rahmen angesehen, innerhalb dessen im Interesse des ungestörten Zu- 
sammenlebens der beiden Völker eine friedliche Lösung auch der territorialen 
Fragen erzielt werden konnte. Marschall Pilsudski äußerte sich sofort zu- 
stimmend zu dem deutschen Vorschlag einer schriftlichen Abmachung. Wie 
skeptisch allerdings selbst er die Möglichkeit einer wirklich grundlegenden Umi 
stellung des deutsch-polnischen Verhältnisses beurteilte, zeigt seine Außerung, 
rdaß sich aus der tausend Jahre alten Deutschfeindlichkeit des polnischen 
Volkes große Schwierigkeiten ergeben würdenn (Nr. 34). Während nach 
deutscher Ansicht das plante Abkommen eine Möglichkeit schaffen sollte, 
um alle die deutsch-po P nischen Beziehungen belastenden Fragen allmählich 
einer Regelung zuzuführen, machten die polnischen Verhandlungsführer sofort 
den bezeichnenden Versuch, die Fragen der deutschen Volksgruppe vom Gel- 
tungsbereich des Abkommens auszuschließen (Nr. 35, 36). Am 26. Januar 1934 
wurde das Verständigungsdokument unterzeichnet und bekanntgegeben (N r. 37). 
Von deutscher Seite war man ehrlich gewillt, einen Strich unter die Ver- 
gangenheit zu ziehen. Nur der Führer selbst besaß die Autorität im deutschen 
Volk, nicht nur vergessen zu machen, 

"" Pi ewesen war, sondern auch die 
öffentliche Meinung zu einer positiven Einstel ung gegeiiüber Polen zu veran- 
lassen. Selbstverständlich erwartete Deutschland, daß von nun an auch die 
Lage der deutschen Volksgruppe in Polen grundlegend gebessert würde. 

11. Keine Besserung der Lage der deutschen Volksgruppe 
durch die deutsch~polnische Verständlgungspolitik 

(November 1933 bis August 1934) 
Dia Erwartung wurde enttäuscht. Wenige Tage nach der historischen Unter- 

redung zwischen dem Führer und Gesandten Lipski meldete das Konsiilat 
Thorn, dafi es bei schweren Ausschreitungen gegen Volksdeutsclie in Graudenz 
mehr* als zwölf Verletzte und einen Toten ge eben hatte (NT. 39.40). Der a Präsident der Gemischten Kommission für berschlesien, der Schweizer 
Calonder, mu Wte Ende 1933 hinsichtlich der Behandlung .der deutschen Minder- 
heit in Polnisch-Oberschlesien rzu seinem roßen Bedauern feststellen, da13 die 
Yolitik der Vsrständigun noch keinerlei ksserun5 gebracht  hatte^, während 
irn deutschen Teil se ineskz i rks  kaum Anlaß zu ciner Beanstandung bestehe 
( N .  41). Auch die Unterzeichnung des Verständigungsabkommens wurde mit 
nsuen antideutschen Aktionen quittiert (Nr. 42 bis 47). Die deutschen Ver- 
tretungen in Polen kamen Mitte 1934 zu dem Urteil: Es ist keine Wendung 
rum Bessern, sondern eine Verschärfung der Lage der deutschen Volksgruppe 
zu spüren. 

111. Polen entzieht sich.der Minderheitenkontrolle des Völkerbundes 
(September bis November 1934) 

W i r  wissen heute, daß Polen in dem Abkommen mit Deutschland ein will- 
kommenes Mittel erblickte, um die deutsche Volksgru pe binnen 10 Jahren 
auf kaltem Wege endgültig zu liquidieren, in der Anna R me, dai3 Deutschland 



und die deutsche Presse im Sinne des Verständigungsabkommens stillhaltea 
würden (vgl. auch Nr. 54 und 145). Auch die lästige Kontrolle des Minder- 
heitenschutzvertrages durch den Völkerbund mußte beseitigt werden. Am 
13. September 1934 kündigte Polen vor der Völkerbundsversammlung die Zu- 
sammenarbeit mit dem Völkerbund bei der Durchführun des Minderheiten- 
schutzvertrages auf (Nr. 48,49). Praktisch lief das polnisc % e Vorgehen auf die 
Außerkraftsetzunp des Minderheitenschutzvertrages hinaus. Die westlichen 
Garantiemächte hnngland und Frankreich haben es bei einer formalen Rüge in 
der Völkerbundsversammlung~ bewenden lassen, obwohl sie sich über den Ernst 
und die Tragweite der polnischen Aktion klar sein mußten. Von deutscher 
Seite konnte der polnische Schritt nur mit ausdrücklichen Vorbehalten auf- 
genommen werden, da die Polen auferlegten Minderheitenschutzver flichtungen 
das .Ge enstück zu der besonders un ünstigen ürenzziehung der ariser Frie- 'i P B 
denskon erenzr darstellten (N r. 50,5 ). Der Reichsaußenminister beauftragte 
deshalb den Deutschen Botschafter in Warschau, der Polnischen R e ~ i e r u n g  
ausdrücklich mitzuteilen, daß sich Deutschland am Schicksal des Deutschtums 
nicht desinteressieren könne, zumal die Minderheitenrechte ein integrierender 
Bestandteil der üesamtregelunr von 1919 seien (Nr. 52). Der Polnische Außen- 
minister gab darauf die ausd7ückliche Erklärung ab, daß  die Minderheiten- 
rechte auch weiterhin durch die poliiische Verfassung geschiitzt werden 
würden, und erklärte sich bereit, etwaige Beanstandungen Deutschlands zu 
prüfen (Nr. 53). 

IV. Weitere Verschlechterung in der Lage der deutschen Volksgruppe 
(November 1934 bis Oktober 1937) 

Trotz der polnischen Zusicherungen blieb die La e unverändert. Während 
die cieutsche Presse im Interesse des nachbarlichen Es riedens schweigt, setzt die 
polnische Verwaltung ihren Ausrottungskampf unter der Hand zielbewußt fort. 
Die Deutsche Botschaft, die Generalkonsulate und Konsulate in Polen 
(Nr. 54 bis 80) können auch in der Zeit vom November 1934 bis Oktober 
19% immer wieder nur von neuen Aktionen gegen das Deutschtum berichten. 
Auf allen Lebensgebieten wächst die Verlustliste des L)eutschtums an. Agrar- 
reform, Arbeiterentlassungen, Schädigun von Hab und Gut der Deutschen, 
körperliche Angriffe und 'ferrorakte, die Setzaktioncn des berüchtigten West- 
verbandes steigern sich immer mehr, die Polonisierung der Schwerindustrie, 
des Grundbesitzes, des Arbeitsmarktes wird ergänzt durch einheitlich eleitete 
Boykottaktionen. Die ersten Ansprüche auf weiteres deutsches Reic f sgebiet 
tauchen auf. Deutsche Proteste bei der Polnischen Regierung werden gelegent- 
lich mit Zusagen, meist aber mit Ausreden beantwortet. der deutsch-polnische 
Yressefrieden (Nr. 62) wird mifibraucht. Auch wahrend dieses Zeitabschnittes 
müssen die deutschen Vertretungen in Polen feststellen, daß  von einer Ver- 
ständigung nichts zu spüren, sondern eine Verschlechterung zu beobachten ist. 

V. Verhandlungen über eine deutsch~polnische Minderheitenerklärung 
(Januar bis November 1937) 

Im Frühjahr 1937 macht L)eutschland an esichts des bevorstehenden Ab- P iaufes des Genfer Abkommens über Obersch esien einen neuen Versuch, auf 
dem Weg freundschaftlicher Verhandlungen zu einem freiwillig unterzeich- 
neten, beiderseitigen Minderheitenschutzvertra % zu g e l a n r .  Wlen blieb auch 
nach dem Ablauf des Gen fer Abkommens durc die Min erheitenschutzbestim- 



mungen vom 28. Juni  1919 gebunden (Nr. 82). Der Deutsche Botschafter in 
Warschau muß aber schon bei der ersten Fühlungnahme feststellen, daß Polen 
nicht für  einen zweiseitigen Minderheitenschutivertrag zu haben ist (Nr 83). 
Auch bei einem zweiten Versuch (Nr.  81) bleibt Polen bei seinem Nein. Heck 
ist der Ansicht, ein solcher Vertrag beeinträchtige die polnische Souveränität. 
Auch die Verhandlungen über Fragen, die sich aus dem Ablauf des Genfer 
Abkommens ergeben, stoßen auf Schwierigkeiten, sobald hlinderheitenprobleme 
berührt werden (Nr. 85, 86 und 92). Anfang Juni 1937 unternimmt Deutscli- 
land in Warschau eiritii rieuen Schritt, urn ein Minderheitenabkonimen zustande 
zu bringen (N r. 87,88,89). Dabei wird erneut ii largelegt. daß .Polen als 
integrierenden Bestandteil der Grsamtregelitng von 1919 einseitige Mirider- 
hoitenverpflich tungen ühernoiiimen hat*, aiich wird die unhaltbare Lage des 
iieutscheti Volkrtums eingehend t~rliiiitert. lni Irlteresse des nacliharlichen Frie- 
dens ist 1)eutschlaiid bereit. qicli statt eines zweiseitigen Vertrages mit eiiier 
6fTentlichen. sachlich übereinstiinmenden, gleichzeitigen Erklärung jeder lie- 
crierilng ziifrieden zu geberi (Nr. W). Mitten in diese Verhandlungen platzen 0 - nicht zufällig - neue polnische Gesetze hinein, die, am Tage nach Ahlntif 
des Genfer Abkommens erlassen: i ~ i  Oberschlesien vollendete Tatsachen lind 
Ausgangsstellungen fü r  den weiteren LiquidationsprozeU gegen das deutsche 
~ o l k s t & n  schaffen sollen (Nr. 93 und 94). SchlieWlich gelingt es trotzdeni. eine 
Einigung über den Wortlaut der Minderheitenerkliiriii~g zu erzielen, uiid der 
Termin der Veröffentlichung wird festgesetzt (Nr. 95). Da - aiii Tage vor 
der geplanten Veröffentlichung - wird in Ostoherschlesien ein neues, äulserst 
minderheitenfeindliches Schulgesetz erlassen, so daß  an die Publikation der 
Minderheitenerklärung nicht zu denken ist (Nr. 96 und 97). Neue Verhand- 
l ungen werden notwendi , um die Auswirkung dieses Sabotageversuches des 
oberschlesischen Woiwo J en ü r a i y i s k i  auszugleichen (Nr. 98 und 99). Am 
5 Novernher 1937 konimt es endlich doch zur Veröffentlichung der Minder- 
beitenerklärung der beiden Regierungen (Nr. 101). Der Führer empfänot pol- 
nische Volksgruppenverireter. Seinen Iierzlieben Worten (Nr. 102) s t e h  eine 
kühlere Geste des Polnischen Staatspräsidente. ge eniiher (Nr. 103). Iriinier- 
hin spricht AuBenininister Ueck von dein ernstha f ten Willen der Polnischen 
Regierung,-die Minderheitenerklärung zum Aus angspunkt einer Aktiori für 
die Besserung der Lage zu machen (Nr. 100). 4 as Deutschland nach diesem 
neuen Verständigungsversuch von Polen erwartet, wird in einem Aide-MBmoire 
für  den Polnischen Bot~chafter zusammengestellt (Nr. 104). 

VI. Nichtbeachtung' der deutsch~polnischen Minderheitenerklärung 
durch Polen 

(November 1937 bis November 1938) 

Wieder folgt der Erwartung die Enttäuschung auf dem Fuße. Schon am 
22. November 1937 meldet das Generalkonsulat Kattowitz eine neue Be- 
drohungs- und Entlassungswelle (N r. 105). Krakau berichtet von deutsch- 
feindlichen Kundgebungen (Nr. 108). Der Deutsche Botschafter muß am 
11. Dezember gegenüber dem Polnischen Außenminister darauf hinweisen, da6 
sich in Oberschlesien nichts geändert habe, daß  dort der Kampf egen die f evangelische Kirche noch schärfer peworden sei, daß  die Aktiopen es West- 
rnarkenverhandes weitergehen und daß  daher in Berlin schon das Gefühl einer 
gewissen Enttäuschung vorbanden sei (Nr. 109). Am 25. Januar 1938 muß der 
Uruch eines Gentlemen--4greements in Schiilan elegenheiten (N r 1 )  am 
8. Februar ein Zweifel gegenüber polnischen !usagen festgestellt werden 



(Nr. 112). Der deutsche Senator Wiesner kann im März 1938 vor dem Parla- 
ment geltend machen, daß in Oberschlesien für deutsche Arbeiter eine Arbeits- 
losigkeit von 60 bis 80 O/, und für deutsche Jugendliche totale Arbeitslosigkeit 
bestehe ( N  113). Auch auf dem Schulgebiet tritt keine Erleichterung ein 
(N r. 114). W estverband, Presse und andere Faktoren der öffentlichen Meinung 
in Polen gehen nicht nur über die Minderheitenerklärung, sondern auch über 
den deutsch-polnischen Frieden hinweg. Immer neue Kundgebungen, Demon- 
strationen, Hetzartikel und Reden (Nr. 116 und 117) beweisen, daß das 
polnische Volk nicht daran denkt, Deutschland gegenüber moralisch abzurüsten. 

VII. Der deutsch.polnische Notenaustausch über das Olsagebiet und 
das polnische Vorgehen gegen die dortige deutsche Volksgruppe 

(Oktober 1938 bis März 1939) 

Die gleichen Erfahrungen macht Deutschlai~d im Olsagebiet. Dieses Gebiet 
fiel Polen in der Auseinandersetzung mit der Tscheche-Slowakei durch die 
deutsche f reundschaft zu. Polen quittiert unmittelbar nach der Besetzung mit 
schärfstem 'i'error gegen das dortige Deutsclituin wie gegen die tschechische 
Bevölkerung (Nr. 118). Ein deutscher Protest führt zu einer Ausdehnung der 
Minderheitenerklärung auf das Olsa ebiet (Nr. 119). Trotzdem geht die Ver- 
drängung und Entdeutschung auf a P len Lehensgebieten weiter; die Zahl der 
Flüchtlinge eht in die Tausende (Nr. 120 und 121). Neue Vorstellungen 
(Nr. 122 un f 125) bleiben erfolglos. Die deutsche Verlustliste an Arbeits- 

Iötzen, Schulen, Grundbesitz und Kultureinriclitungen steigt ra ide an. Der E eutsche Konsul in 'l'eschen spricht von einer agroß angelegten Kd assenaktion 
ge en die gesamte deutsche und tschechische Arbeiter- und Angestelltenschaft 
(I&. 126). 

VIII. Zunehmende Verschärfung des polnischen Vorgehens gegen die 
deutsche Volksgruppe 

(Oktober 1938 bis Mare 1939) 

Nach dem Ubergang des Olsagebiets an Polen verschärft sich auch in den 
übrige11 Deutschtumsgebieten der polnische Druck von Monat zu Monat. Der 
Erfolg von Olsa führt zu Uberheblichkeit (Nr. 128) und erweckt Appetit auf 
weiteren, diesmal deutschen Gebietszuwachs. Annexionistische Forderungen 
der polnischen Verbände und Zeitungen werden laut (Nr. 129 qnd 1301, die 
Entlassungen in Oberschlesien setzen sich in raschem Tempo fort (Nr. 131 und 
134), in den deutschen Schulen werden Bücher wie Goethes .Dichtung und 
Wahrheit. verboten (Nr. 133). Im Januar 1939 setzen Verhaftun en ein, es 
kommt zu Enteignun en, die Boykottrktionen gehen weiter (Nr. 13!, 138 und 
140). Der deutschen %ev61kerung bemiichtigt sich eine verzweifelte Stimmung 
(Nr. 142). Der &such des Reichsaußenministers von Ribbeotrop in Warschau 
und seine neuen Bemühungen um die deutscb-polnisclie Verständigung bleiben 
wirkungslos. Die Polnische Regierung Iäßt die Zügel schleifen und ist somit 
verantwortlich dafür, daW die antideutsche Welle arn 24. und 25. Februar 1939 
mit beleidigenden Demonstrationen vor dem deutschen Botsohaf 
(Nr. 146 und 147), mit Aussclireitungen in Posen (Nr. 148 und 150), in Tbäude rakau 
(Nr. 149) und anderen Städten ihren einstweiligen Habe >unkt erreicht. Die 
Rufe nach Eroberung Danzigs- und anderer deutscher Ge b iete werden immer 



häufi er (Nr. 151); Deutschland warnt Warschau (Nr. 152) unter Hinweis auf 4 die, erantwortung, die Polen auf sich nimmt. Der Deutsche Botschafter 
von Moltke muß feststellen, daß die Basis der deutsch-polnischen Verstäodi- 
gungsarbeit in Polen immer schmaler wird (Nr. 155). 

IX. Fortsetzung der Enteignung deutschen Grundbesitzes 
in Nichtachtung der Minderheitenerklärung 

(~ebrua r '  1938 bis Febrciar 1939) 

Ein besonderes Kapitel des Kampfes gegen das Deutschtum ist die Enteignung 
des deutschen Grundbesitzes (Nr. 156 bis 168). Trotz des Verständiguogs- 
abkommens von 1934 und der Minderheitenerklärung von 1937 gebt die Ent- 
ei ung unter dem vorwand der Agrarreform verschärft weiter, was zu wirt- 
sc !r aftlicher .Schädigung der gesamten Volksgruppe fahrt und eine neue Ab- 
wanderungsbewegung hervorruft. Angesichts der Geringfügigkeit der gezahlten 
Entschädigung (NI. 159) stellen diese Enteignungen nur verschleierten Ra U b 
dar. Trot? deutscher Interventionen wächst mit jeder neuen Liste des zu ent- 
eignenden Bodens der absolute und relative deutsche Bodenverlust. Im 
November 1936 wird noch einmal der Versucb gemacht, eine Benachteiligung 
der deutschen Minderheit weni stens für die Zukunft zu verhindern (Nr. 161). 
Zusagen werden egeben (Nr. 62), aber die neue Liste der Enteignungen im I P 
Februar 1939 tri t den deutschen Grundbesitz noch stärker als im vergangenen 
Jahr (Nr. 163 und 164). 

X. Weitere deutsche Versuche zur Verbesserung der Lage der deutschen 
Volksgruppe durch deutsch~polnische Besprechungen 

(November 1937 bis März 1939) 

Trotzdem versucht das Reich, in einer neuen Anstrengung auf dem Verhand- 
lun Wege zu einer Verbesserun der Lage des Deutschtums zu kommen. Schon 
im Eovernber 1931 regt es wie 9 erkehrende Aussprachen zwischen Vertretern 
beider Staaten über Minderheitenf ragen an (Nr. 160). Eine polnische Antwort 
bleibt aus. Im Mai 1938 wird der Vorschlag wiederholt (Nr. 170). Am Q. Juli 
wird auf Weiwn des Reichsaußenministers (Ni. 171) zum drittenmal der 
Versuch gemacht. #olen zu regelmäßigen Besprechungen von Minderbeitenfragen 
im Geiste der Erklärun n von 1937 zu bewe en (Nr. 172). Durch dilatorisches 
Verhalten (Nr. 173 onr174)  zBgert Polen f ie  im November 1937 angeregten 
Besprechungen hinaus; erst bei dem Besuch dss Reichsaußenministers in 
Warschau am 26. Januar 1939 wird der Beginn der Tagung end 'lti zu esagt 

r. 202), die scbließlicb rm 27. Februar ihren Anfang nimmt ( f r. 1 $IL 5). %Oien 
ührt diese Bes rechongen dann in einem 80 n ativen Geist (Nr. 176). daß sich F 

die deutsche &rtretung beim Abschluß a m y .  MMärz zu der Feststellung e- 
iwuogen sieht: .Die Polen denken nicht diran, ihre Politik $egentiber fer  
deutschen Vo\ksgrup irgend wie zu gndern. Sie m6gen auf weniger wichtigen 
Gebieten zu kleinen 2? ngeständnissen bereit sein, in den das I ~ b e n  der deutschen 
Volks ruppe bertihrenden Fra en sind sie jedoch bestrebt, ihre bisherige Enb 
deubc f, ungspolitik mit allem % achdruck fortzosetzena (Nr. 178). Mit dieser 
Sabotage der onermfidlichen deutschen Versuche schließt ein langes, e o t  
tiiischendes Verstsndigungskapitel ab. 



XI. Zur Lage in Danzig 
(1933 bis 1939) 

In die deutsch-polnische Verständigung war auch Danzig einbezogen worden. 
Durch direkte Auss rache und Bereinigun vorhandene'r Schwierigkeiten 
wollte Danzig ebenfa P 1s dazu beitrage@ das f eutsch-polnische Verhältnis von 
Grund auf zu bessern. Am 5. August 1933 kam es auf Danziger Initiative zu 
verscliiedenen Uhereinkommen, die langjährige Streitfragen regeln sollten 
( N .  9 .  Trotzdem gehen die Polonisierungsversuche weiter (Nr. 180). Am 
6. August 1934 werden Abmachungen über Wirtschafts- und Zollfragen unter- 
zeichnet (Nr. 181). Polen hält jedoch an seinen Expansionsbestrehungen fest. 
Ihnen sollen die Militarisierung von 17 polnischen Vereinen und Verbänden in 
Danzig (Nr. 182) und die Massenküudigung deutschstämmiger Danziger Eisen- 
bahner (Nr. 183, 184 und 186) dienen. Ende Juli  1935 führt ein polnischer 
Versuch, durch eine rechtswidrige Zollverordnung die wirtschaftlichen Lebens- 
grundlagen des Danziger Hafens anzugreifen. zu einem ernsten Konflikt 
Nr. 185). Im Juli 1936 finden in Warschau große Demonstrationen gegen 6 anzig statt, an denen sich auch regierungsfreundliche Verbände beteiligen; in 

Maueranschlägen wird verlangt, Polen in der deutschen Stadt r Mit-Hausherren- 
rechter zu verschaffen (Nr. 187). In Danzig kommt es zu Beleidigungen des 
Reichs und seiner Hoheitszeichen durch Mitglieder der polnischen Kolonie 
(Nr. 190). Im ~ u ~ u s t  1938 geht eine antideutsche Propagandawelle durch ganz 
Polen. Danzi gehört zu ihren wichtigsten Agitationsthemen. Der Ton ist auf 
aufreizende aetze und annexionistische Forderungen abgestellt (Nr. 193). 
Der Senatspräsident protestiert beim Vertreter Polens in Danzig, der seinerseits 
in einer polnischen Kundgebung auf Danziger Gebiet die Polen aufgefordert 
hatte, in der Hoffnung zu leben, rdaß sie in Danzig in kürzester Zeit auf pol- 
nischem Boden wohnen würden* (Nr. 192). Der Kampf gegen Danzig wird auf 
allen Lebensgebieten, vor allem auch wirtschaftlich geführt (Nr. 191). Immer 
wieder wird die Annexion Danzigs durch Polen gefordert oder angekündigt 
Nr. 194 und 195). Auseinandersetzungen zwischen deutschen und polnischen L tudenten werden in Warschauer Kreisen als Anlaß angesehen, reine militärische 

Aktion gegen Danzig herbeizuführen* (Nr. 196). 

XII. Deutsche Bemühungen um eine gütliche Lösung der Danzig. und 
Korridorfrage 

(Oktober 1938 bis Mai 1939) 

Der zwölfte Abschnitt des Teiles B des ersten Kapitels bietet mit den 
Dokumenten Nr. 197 bis 216 d i e  w i c h t i g s t e n  B e w e i s s t ü c k e  f ü r  d i e  
A u f r i c h t i g k e i t  u n d  d i e  M ä ß i g u n g ,  m i t  d e r  D e u t s c h l a n d  t r o t z  
a l l e r  R ü c k s c h l ä g e  zu  e i n e r  e n d g ü l t i g e n ,  f ü r  b e i d e  T e i l e  e h r e n -  
v o l l e n  L ö s u n g  d e s  d e u t s c h - p o l n i s c h e n  G r u n d p r o b l e m s ,  d e r  
D a n z i g -  u n d K o r r i d o r f r a g e ,  z u  k o m m e n v e r s u c h t e .  D& beide Fragen 
gelöst werden mußten, ergab sich aus der allgemeinen Zuspitzung des deutsch- 
polnischen Verhältnisses und des Volkstumsproblems. Es ist von entscheiden- 
der Bedeutung, daß Deutschland die U s u n g  n i c h t  g e g e n ,  s o n d e r n  m i t  
P o l e n  auf dem Fundament der 1934 eingeleiteten Verständi %ung suchte und seine Forderungen auf ein Mindestmaß herabsetzte. Am 24.0 tober 1938 ent- 
wickelte Reichsaußenminister von Ribbentro dem Polnischen Botschafter zum 
erstenmal die deutschen Vorschläge, ihren 8 n n  und ihre Tragweite (Nr. 197). 
Sie haben sich in ihrer Substanz niemals geändert. Für  die Rückkehr Danzigs 
zum Reich und eine exterritoriale Auto- und Eisenbahnverbindung durch den 



Korridor, der eine ähnliche Verbindung Polens auf Danziger Gebiet entsprechen 
sollte, bot Deutschland Polen eine endgültige Anerkennung und Garantie seiner 
Grenzen, d. h. also den Verzicht auf die Rückgliederung der übrigen abge- 
tretenen Gebiete. Der Zeitpunkt war gut gewählt: Polen hatte mit deutscher 
Hilfe das Olsagebiet gewonnen und betrieb die Verwirklichung einer gemein- 
samen polnisch-ungarischen Grenze. Botschafter Lipski bemühte sich dabei 
um die Untersi..ützung Deutschlands. Am 19. November 1938 brachte Lipski 
eine teils ausweichende, teilr hinhaltende Antwort (Nr. 198 ,  die mit inner- 
politischen Schwierigkeiten begründet wurde. Weder diese Antwort, bei deren 
Entgegennahme der Reichsaußenminister zum zweitenmal die deutschen Vor- 
schläge darlegte, noch das Gespräch Becks mit dem Deutschen Botschafter am 
14. Dezember (Nr. 199) verriet auf polnischer Seite ein Gefühl des Bedrohtseins. 
Die dritte Unterredung in dieser Angelegenheit fand ain 5. Januar 1939 zwischen 
dem Führer und Außenminister Beck statt (Nr. 200). Der Führer entwickelte 
den groGen freundschaftlichen Rahmen, in dem er sich künftig das deutsch- 

olnische Verhältnis und die Regelung der Danzig- und Korridorlrage daächte. 
Es war eine Regdung, bei der auch Polen gewann und die ,jede Bedrohung 
ausschloW. Auch diesmal wich Beck aus, erklärte sich aber bereit, ndas Prohl2m 
gern einmal in Ruhe zu überlegenr. Am nächsten Tage wurde in einer Be- 
gegnung zwischen Beck und dem Reichsaußenrninister der gleiche Gegenstand 
zum viertenmal ein ehend durchges rochen (Nr. 201); das Thema wurde zum 
fünftenmal in einer % nterhaltung in KT arschau anläßlich des Besuchs des Reichs- 
aiißenministers am 26. Januar 19w erörtert (N r. 202). Beck versprach wiederum 
eine reifliche Prüfung der Frage. Zwischeii dem Gespräch in Warschau und 
der sechsten Unterredung, am 21. März 1939 (Nr. 203), liegt der Zerfall der 
Tschecho-Slowakei, der Polen die gewünschte gemeinsame Grenze mit Ungarn 
brachte und damit die Gefahr eines n U krainischen Piemont U für Polen beseitigte, 
Der ReichsauWenminister konnte auch die neue polnische Sorge wegen der 
Slowakei sofort durch die Aussicht auf eine Teilnahme Polens an der Garan- 
tierung des slowakischen Staates beseitigen, vorausgesetzt, da8 das deutsch- 
polnische Verhältnis eine befriedigende Entwicklung nehnie. Deutschland hatte 
zwar Ursache, infolge neuer deutschfeindlicher Demonstrationen, scharfer 
Presseangriffe und neuer Maßnahmen gegen die deutsche Volksgruppe miß- 
trauisch zu sein. Trotzdem trug der Reichsaußenminister nur die alten, maß- 
vollen Forderungen vor und erbat ihre Verwirklichung auf freundschaftlichem 
Wege innerhalb einer Dauerregelung des deutsch-polnische'n Verhältnisses. 
Gleichzeitig ließ er dem Polnischen Außenminister sagen, er würde sich freuen, 
wenn Beck ihm demnächst in Berlin einen Besuch abstatten würde. Polen war 
von den deutschen Wünschen seit einem halben Jahr unterrichtet. Es konnte 
sich am 21. März weder überrascht noch bedroht fühlen. 

Die erste Antwort Polens bestand in einer Teilmobilisierun am 23. März 
und Truppenzusammenziehungen bei Danzig (Nr. 204, 205 und f 07). Dis Mili- 
tärs gewannen steigenden Einfluß auf die Außenpolitik. England hatte sich 
bereits eingeschaltet (Nr. 206). Polen konnte darauf rechnen, daß es in der 
englischen Einkreisungspolitik, die mit dem 17. März offene Formen auge- 
nommen hatte, eine entscheidende Rolle spielen werde und seinen Preis stellen 
konnte, wie im einzelnen aus dem zweiten Kapitel ersichtlich ist. Die zweite 
Antwort Polens, das Nein vom 26. März 1939 (Nr. 208, Anlage), wurde also 
unter dem Eindruck der englischen Rückendeckung ausgesprochen. Reichs- 
außenminister von Ribbentrop mußte feststellen, daß das Memorandum der 
Polnischen Regierung keine Basis für die deutsch-polnische b s u n g  bieten 
konnte. Der Polnische Botschafter drohte, jegliche weitere Verfolgung dieser 



Pläne, vor allem hinsichtlich Danzigs, bedeute den Krieg. Der Reichsaußen- 
minister ließ sich bei allem Ernst der Lage durch diese polnische Herausforde- 
rung nicht aus der Geduld bringen, sondern le te der Polnischen Regierung 
zum siebentenmal nahe, nach Beruhigung der B ituation den deutschen Vor- 
schlag doch noch zu erwiigen (Nr. 208). Die dritte Antwort Polens waren neue 
antideutsche Ausschreitungen in Bromberg, die Entfesselung der polnischen 
Presse (Nr. 209) und die Entfachung einer allgemeinen Kriegsstimmung, durch 
die das polnische Volk krie sreif gemacht werden sollte. Ein Bericht des 
Deutschen Bo~chafters vom 2 8 . März 1939 stellte bereits fest, daß inrwarschau 
.eine Selbstsicherheit und Uberschätzunga um sich greife, die rim Hinblick 
auf den ~olnischen Nationalcharakter eine Gefahr sein. Der Vizekrie~sminister 
selbst vhbreitete die Ansicht von der Uberlegenheit der polnischen ~Yrneu über 
Deutschland (Nr. 210). Außenminister Beck wurde immer mehr zuni Gefan- 
enen des polnischen ~hauvinismus, dem er sich unter Preisgabe seiner eigeneu 

bolitik unterwarf (Nr. 216). Er hielt es am 29. März für richtig, dem Deutschen 
Botschafter mit dem casus belli zu drohen, wenn Deutschland oder der Dan- 
ziger Senat das Statut der Freien Stadt Danzig abändere (Nr. 211). Statt nach 
Berlin fuhr er nach London, um dort den englischen Garantiepakt zu akzep- 
tieren. Damit war ein Kapitel langmütiger deutscher Bemühungen um den 
deutsch-polnischen Ausgleich abgeschlossen. Polen hatte endgültig für die 
Einkreisungs olitik gegen Deutschland optiert. Es kehrte damit auch äuWer- 
lich zu der I? rbfeindpolitik des Jahres 1919 zurück. die es innerlich nie auf- 
gegeben hatte. Es hatte das Abkommen von 1934 zerstört, das die Gewalt- 
anwendiing zwischen den beiden Staaten ausschloß, und verpflichtete sieh zur 
Gewaltanwendung gegen Deutschland selbst dann, wenn seine Interessen über- 
haupt nicht berührt waren (Nr. 213). In der Reichstagsrede vom 28. April 
(Nr. 214) und im Memorandum der Deutschen Regierung vom gleichen Tage 
(Nr. 213) zog der Führer einen Strich unter sechs Jahre ehrlichen, geduldigen 
Bemühens um die polnische Freundschaft, streckte jedoch selbst in diesem 
ernsten Augenblick Polen noch einmal die Hand entgegen und erklärte sich für 
Deutschland zu einer neuen vertraglichen Regelung bereit. Polen hat davon 
keinen Gebrauch gemacht, sondern mit der hochfahrenden Rede Becks vom 
5. Mai, mit einer Steigerung der antideutschen Hetze und mit einer nicht mehr 
abreißenden Kette von Reden und Pressestimmen geantwortet, in denen weiteres 
deutsches Volks- und Reichsgebiet für Polen gefordert wurde. Von maßgeben- 
der polnischer Seite wurde bestätigt, daß Beck nicht nur der Gefangene des 
polnischen Chauvinismus, sondern auch der englischen Bemühungen geworden 
war (Nr. 216). 

Zweites Kapitel 
Die englische Hriegspoli tik 

A. Britische Aufrüstung und Hetze gegen Deutschland 
(September 1938 bis Juli 1939) 

Das deutsch-polnische Problem war durch die Vernachlässigung wahrend 
20 Jahren und die polnische Uberheblichkeit zur kritischsten Frage der euro- 
päischen Politik oeworden. Es stellte für denjenigen, der dnen Kriegsanlaß 
suchte, jederzeit Bie gewünschte Möglichkeit zur Verfügung. Es war England, 
das im Rahmen seiner Einkreisungspolitik den euro äischen Horizont nach 
solchen Möglichkeiten absuchte und in den Märztagen P 939 mit dem polnischen 
Chauvinismus den Kontakt herstellte. Die deutsch-englischen Beziehungen 
schienen .in der gemeinsamen Erklärung von M ünclien (Nr . 2  17) eine Wendung 



zum besseren erreicht zu haben. Es waren ihr viele Jahre einseitiger deutscher 
Bemühungen um die englische Freundschaft vorangegangen. Die Verständigung 
mit England gehörte zum außenpolitischen Prograrnm des Nationalsozialis~iius. 
Der Flottenvertrag von 1935 sollte die Sicherheit dafür bieten, daß die beiden 
Heiche unter gegenseitiger Kespektierung ihrer Lebensinteressen nicht wieder 
die Klingen kreuzen würden. Die Münchener Erklärung sollte diese Gewißheit 
friedlicher deutsch-englischer Beziehungen zu einer endgültigen machen. Um 
so größer war die Enttäuschung, als Chamberlain drei 'l'age nach der Müni:lieiier 
Erklärung im Unterhaus die Aufrüstung um jeden Preis proklamierte (N r. 218). 
Diese Tatsache und die Haltung der englischen Opposition zwangen den 
Führer, in der Saarbrücker Rede (Nr. 219) sein Volk vor Vertrauensseligkeit 
zu warnen und auf die Möglichkeit hinzuweisen, daß jederzeit die Kriegspartei 
Edens, Churchills und Coopers zur Macht kommen köiine. Die Entwicklung 
hat ihm Recht gegeben. Schon lange vor der tschecho-slowakischen Spannung 
war Deutschland in England dazu mißbraucht worden, das englische Publikum 
rustungswillig zu machen. Nach München wurde dieser Prozeß rasch voran- 
getrieben. Der Englische Krie sminister verkündete schon am 10. Oktober 1938 
die bevorstehende wesentliche k erstärkung und Modernisierung der Territorial- 
armee (N r. 220). Gleichzeitig trieb England den französischen Verbündeten 
zu weiteren Rüstungsanstrengungen, vor allem in der Luft, an (Nr. 221). Es 
folgten die Vorbereitungen für die Anle ung eines Nationalregisters für den 
freiwilligen Hilfs- und Kriegsdienst (Nr. S 22). Churchill durfte in einer Rund- 
funkansprache für  die Vereini ten Staaten (Nr. 223) in ähnlicher Weise gegen 
Deutsctiland hetzen, wie Duff Cooper in Paris (Nr. 232), und forderte die 
allgemeine Wehrpflicht. Der Führer warnte in einer Rede in Weimar am 
6. November (Nr. 224) aufs oeue vor den englischen Kreisen, auf  deren Pro- 
gramm die r Vernichtung Deutschlands und Italiensn stehe. Auch der Keichs- 
außenminister machte vor der ausländischen Presse auf die Weltgefahr der 
Kriegshetzer in den westlichen Demokratien aufmerksam (Nr. 235). Mitte No- 
vemher wurde die kanadische Industrie erfolgreich in das englische Luft- 
rüstungsprogramm eingebaut (N r. 226) und bei einem Besuch von Chamberlain 
und Halifax in Paris Frankreich zur Vermehrung der offensiven Luftwaffe 
gedrarigt, englischerseits aber die Entsendung eines starken Expeditionskorps 
zugesa t (Nr. 227 und 338). Am 30. November 1938 folgte die handelspolitisclie B Kamp ansage Englands an Deutschland in Südost- und Mitteleuropa (Nr. 229). 
Am 7. Dezember hielt es der Englische Staatssekretär für Kolonien für not- 
wendig, das Dokument von München durch ein unmotiviertes Nein in der 
Kolonial- und Mandatsfrage zu entwerten und Deutschland auf diesem Gebiet 
den W e g  des Verbandelns zu versperren (Nr. 231). Nebenher ging die von der 
Englischen Re erun geduldete Pressehetze gegen das Reich. Ueleidiguiigen 
des Führen ( f r. 233 7 , die Vergiftung der Atmosphäre durch Falschmeldungen 
(Nr. 230) und die wachsende Bearbeitung der Off entlich kei t durch die englische 
Kriegspartei, der Chamberlain nun auch schon iri der Off~ntlichkeit Konzes- 
sionen machte (Nr. 234). Wie die Ansprache des Führers beim Neu,jalirs- 
empfang am 12. Januar 1939 (Nr. 235) beweist, ließ sich Deutschland trotzdem 
von der Hoffnung auf Frieden und Verständnis bei England und Frankreich 
nicht zurückschrecken. England beantwortete diese Bereitschaft mit der Ein- 
führung des ~freiwilli  en nationalen Dienstes*, der es .für den Krieg hereit 
machen solltea (Nr. 2 f 7), und mit gesteigerten Bemühungen, die englische 
Nation kriegsreif zu machen. Friedensanstrengungen des Führers wurden in 
der englischen Presse unterschlagen (Nr. 238). Noch ehe die tschechische Aus- 
rede vorgebracht werden komte. fühlte sich Charnberlain vor der Geschichte 
berufen, gegenüber dem Deutschland Adolf Hitlers die gleiche Rolle zu spielen, 



wie der jüngere Pitt gegenüber Napoleon (Nr. 240). Der Führer sah sich am 
30. Januar veranlaßt, im Reichstag aufs neue auf die Kriegspartei in England 
hinzuweisen und das deutsche Volk darauf aufmerksam zu machen, daß diese 
»unter allen U~nständen einen Krieg vom Zaune brechen wollen (Nr. 241). 
Rüstung und Hetze gingen in England Hand in Hand. Man rühnite sich der 
überwältigenden Zahlen der Aufrüstung (Nr. 242). Schon Mitte Februar 1939 
machte England völkerrechtlich das Schußfeld für den Wirtschaftskrieg frei, 
indem es die Genfer Generalakte kündigte, soweit sie für Kriegszeiten ver- 
bindlich war (Nr. 244). Es entzog sich &mit in dem geplanten 'krieg jedem 
Schiedsgerichtsverfahren bei Streitigkeiten mit den Neutralen. Das war eine 
ausgesprochene Kriegsvorbereitungsrnaßnahme. Die Kriegsliisternheit Englands 
war in der ganzen Welt zu spiiren. Englische Vertretungen im Ausland ent- 
wickelten sich zum » Herd der Kriegspsychosecc. Eden, Churchill und Duff 
Cooper galten als die eigentlichen ~e;tiet"er und kiinftigen Führer der Nation 
(Nr. 245). Am 8. März rühmte der Englische Kriegsminister die Größe und 
Schlagk;aft der Armee,, die er auf den &ropäiscben'i(ontinent scliicken könne 
(N r 246). 

Die Neuordnung im tschechischen Raum gab den Vorwand für  eine Ver- 
doppelung der englischen Kriegsvorbereiturigen und der antideutschen Hetze. 
Duß Cooper konnte den Führer in offener Sitzung des Unterhauses beleidigen. 
Lord Halifax deckte diese Beleidigungeii gegenüber dem L)eutscheri Botscliafter 
(Nr. 247). Am 29. März verkündete Chamberlain die Verdoppelung der auf 
Kriegsstärke gebrachten territorialen Feldarmee (Nr. 248). Am 20. April 
wurde das Gesetz zur Errichturig des Versorgungsministeriums, der wehrwirt- 
sctiaftlichen Zentrale der Kriegsvorbereitungen, angekündigt (Nr .  250). Die 
englische Offentlichkeit wurde durch Reden, Nachrichten und amtliche Gesten 
(Nr. 249) in Nervosität und Kriegsstimmung gehalten. Am 26. April führte 
England die allgenieiiie Militärtlieiistpflicht ein (N  r. 25 1). Die Begründung 
sprach .von dem Wandel in der öffentlichen Meinung, der sich seit schon 
erheblicher Zeit stetig entwickelt habe., und von den vneuen Verpflichtungen, 
die Großh ri tannien vor kurzem in Europa eingeegangeri sei a. Ueide Voraus- 
setziingen sind von der Englischen Iteg.ierung planiiiäßig geschaffen worden. 
um dia Militärdienstpflicht in der öffentlichen Meinung durchsetzen zu können. 
Ein Ekricht des Deutschen Botschafters von Dirksen voni 10. Jul i  1939 (Nr. 252) 
fa13t zusammen, was in England getan wird. um den sBegriff Krieg zurn Mittel- 
punkt des Denkens und der Gespräctie. zu machen. Am 28. Jul i  gab der Iniien- 
minister Sir Samuel Hoare die Errichtung eines n Scliattenin formationsministe- 
riumsn für den NotfalI bekannt und definierte den Ausdruck Notfall mit dem 
Satz: aIch meine den tatsächlichen Kriegic (Nr. 254). 

B. Die britische Haltung zur tschechischen Frage 
(November 1938 bis April 1939) 

In der Begründung der britischen Einkreisungspolitik hat die tschechische 
Frage eine wichtige Rolle ges ielt. Deutschland wurde der Vorwurf gemacht, 
die Tscheche-Slowakci mit Oewalt zerschlagen und die Konsultationspflicht 
gegenüber England verletzt zu haben. Diesen Behauptungen stehen amtliche 
englische Feststellungen entgegen, wie aus den Dokumenten Nr. 255 bis 266 
hervorgeht. Chamberlain selbst bekannte sich in einer Erklärung im Unterhaus 
zur Wandelbarkeit der Grenzen von Versailles (Nr. 255). Die englische Ga- 
rantie für  die Tscheclio-Slowakei könnte daher auch keine *Kristallisation der 
Grenzen bedeuten (Nr .  256). Am 14. März, dem Tag, da die Tscheche-Slowakei 
auseinanderbrach, gab Chamberlain im Unterhaus zu, daß ein unprovozierter 



Angriff auf die Tscheche-Slowakei nicht stattgefunden hatte (Nr. 257). Am 
15. März, d. h. nach der Unterzeichnung des deutsch-tschechischen Abkommens, 
erklärte Chamberlain im Unterhaus, daW d i e  e n g l i s c h e  G a r a n t i e  f ü r  d i e  
T s c h e c b o - S l o w a k e i  n i c h t  z u r  A n w e n d u n g  k o m m e n  k ö n n e ,  w e i l  
.der  S t a a t ,  d e s s e n  G r e n z e n  w i r  z u  g a r a n t i e r e n  b e a b s i c h t i g t a n ,  
v o n  i n n e n  h e r  z e r b r a c h  u n d  s o  s e i n  E n d e  f a n d .  Seine Majestät 
Regierung kann sich infol edessen nicht mehr länger an diese Verpflichtung 
gebunden halten. (Nr. 2597. Diese amtliche englische Feststellung deckt sich 
nicht nur  mit der deutschen Auffassung, sondern auch mit der historisclien 
Tatsache, daß  am 14. März mittags egen 13 Uhr durch die Unabhängigkeits- 
proklamation des slowakischen Lan tags die Tschecho-Slowakei bereits aus- 
einandergebrochen war. 

8 
In  diesem Au enblick setzte die englische Kriegspartei zum üeg(msto63 an 

und behielt die 8 berhand. Die Deutsche Botschaft in London meldete am 17. 
aus amtlichen und parlamentarischen Kreisen eine plötzliche Versteifung 
(Nr. 261). Cliamberlain warf seine eigene Politik über Bord und kapituliertc 
vor der Opposition, die von nun an, im Einvernehmen mit der Bürokratie des 
Foreign Office, die außenpolitische Führung übernahm (Nr. 263). So kam es 
zu der englischen Demarche in Berlin (Nr. 262) und zu dem Vorwiii*f, 
Deutschland habe seine Münchener Unterschrift verleugnet. Auch dieser Vor- 
wurf ist ad hoc zu besonderem Gebrauch konstruiert worden. Denn aus den 
Dokumenten Nr.264 und 265 eht hervor, d a ß  E n g l a n d  n o c h  a m  23. M ä r z  
i n  d e m  d e u t s c h e n  V o r g e  % e n  k e i n e n  VerstoW g e g e n  d i e  K o n s u l -  
t a t i o n s a b r e d e  v o n  M ü n c h e n  s a h .  Auf Anfrage im Unterhaus, welche 
Vorstellungen man in Berlin wegen des Umstandes erhoben habe, daß die 
Deutsche Regierung die in München versprochene Konsultation mit der 
Englischen Kgi<brung nicht vorgenomnlen habe, erwiderte llnterstaatssckretär 
Butler: . M e i n e s  W i s s e n s  e n t h i e l t  das  e r w ä h n t e  C o r n m u n i q u k  k e i n e  
d e r a r t i g e  E r k l a r u n g .  D e r  z w e i t e  T e i l  d e r  F r a g e  e r l e d i g t  s i ch  
d a m i  t.. Der Führer konnte daher mit Recht im Reiclistag am 28. April deri 
Vorwurf zurückweisen, die Münchener Abreden nicht eineehalten zu haben 
(Nr. 266). Das Münchener Ahkotnnien, in dem ein feierlic L er Kriegsverzicht 
niedergelegt war, ist vielmehr in dem Augenblick durch England gebrochen 
worden, als es Deutschland den Krieg erklärte. 

C. Die britische Einkreisungspolitik seit Februar 1939 
Der nächste Abschnitt behandelt von Nr. 26'7 bis 324 die britische Ein- 

kreisiirigspolitik seit Februar 1939, die für die Beurteilung der Kriegsursachen 
von entscheidender Bedeutung ist. Denn erst durch die Verkoppelung des 

olnischen Komplexe9 mit der britischen Eirikreisung wurden relativ einfache 
gi.agen, wie Danzig und Korridor, mit jenem Dynamit geladen, der den Frieden 
zunächst in Ost- und dann in Wosteuropa iii die Luft sprengen muWte. Dia 
Englische Regierun , die sich sclion vorher nioralisch der O position unter- 
worfen hatte, hetrie % nunmehr auch öffentlich die Außenpoliti E jener Miinrier, 
deren eingestandenes Ziel die. Vernichtung des GroWdeirtschen Reiches war. 
Noch ehe es den tscliechischen Vorwand gab. hatten L n  land und Frankreich f öffentliche Erkliirungen abgegeben, daW sie sich im Fa le eines Krie es mit 
allen Streitkräften zu Hilfe eilen würden (Nr. 267). Die öffentlichen Sekun- 
dungen der engliscli-französischen Solidarität und reine bemerkenswerte 
engfische ~ k t i v i 6 t  in Polena bestiirkten bereits im Februar ewisse polnische 1 Absichten .einer allmählichen Verschlecliterung der deutsc -polnischen Be- 
ziehungen. (Nr. 268). I n  Birmingham, zwei Tage nach Prag, blies Chamberlain 
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die Angriffsfanfare ge en Deutschland und kündigte öffentlicb die Einkrei- 
sung an: Nicht nur f ie Dominions und Frankreich, sondern auch andere 
Mächte würden den Wunsch haben, sich mit E ~ g l a n d  zu konsultieren 
(Nr. 269). Unverantwortlich in die Welt gesetzte völlig unsinnige Gerüchte 
über ein deutsches Ultimatum an  Rumänien wurden begieri aufgegriffen 
(Nr. 270), um diesen Staat für  scbutzbedürftig zu erklären. f n den voran- 
gegangenen Unterhausdebatten war vou der Opposition wie von der Kegierungs- 
partei bereits die ganze Liste der für  die Einkreisung zu gewinnenden Staaten, 
einschließlich Polens, aufgestellt worden. Lord Halifax erklärte am 20. März 
im Oberhaus, daß die Regierung Erwägungen darüber anstelle, sob nicht 
zwecks gegenseitiger Unterstützung die Ubernahme ausgedehnter gegenseitiger 
Verpflichtungen geboten erscheinea, und teilte mit, daß  England keine Zeit 
versäumt habe, um omit anderen Regierungen in enge urid praktische Konsul- 
tation zu treten« (Nr. 271). Daß dazu in erster Linie Polen gehörte, belegen 
die Berichte des Deutschen Geschäftsträgers in London vom 20. und 22. März 
(Nr. 272 und 274). Am 24. März berichtete auch der Deutsche Botschafter in 
Warschau von wiederliolten Besuchen des Englischen Botschafters im 
Polnischen AuWeiiniinisterium während der letzten Tage (Nr. 206). Polen 
wußte demnacli bereits, a l s  e s ,  a m  C l .  M ä r z  v o m  R e i c h s a u W e n m i n i s t e r  
n o c h  e i n m a l  m i t  d e r  D a n z i g -  u n d  K o r r i d o r f r a g e  b e f a u t ,  a m  
S 6 . M ä r z  s e i n e  a b l e h n e n d e  A n t w o r t  e r t e i l t e ,  d a ß  e s  d i e  G a r a n t i e  
E n g l a n d s  u n d  d e r  z u  s c h a f f e n d e n  K o a l i t i o n  h i n t e r  s i c h  h a b e n  
w e r d e .  Das polnische Nein ist daher in erster Linie von England zu 
verantworten. 

Zur Erzeugung der eeigiieten Atmosphäre wurden überdies Hetzmeldungen 
über deutsche An kleine Staaten lanciert, z. B. auch 
gegen Norwegen ung der Sowjetunion stand von Anfang 
an auf der Tagesordnung (Nr. 274). Uber den Kopf llollands und der Schweiz 
hinweg wurden auch diese Länder für schutzbedürftig erklärt (Nr. 276 
und 311). Im BewuUtsein, daß England seiner bedurfte, steigerte dann Polen 
seine Bedingungen bis zu jenem Blankoscheck vom 31. März 1039 (Nr. 206, 
277 und 279). Die polnische Antwort an Deutschland vom 26. März war 
daher nicht nur von der polnischen ArimaWung, sondern hauptsächlich auch 
von der britischen Absicht diktiert, Polen zum entscheidenden Faktor der 
Einkreisungspolitik zu machen. Mit dieser Garantie wurde, wie selbst Duff 
Cooper damals schrieb, das Schicksal des englischen Empire, die Frage von 
Krie und Frieden meiner Handvoll unt~ekarinter Leute in Polen anvertrauta. 
Der Führer erteilte in Wilhelmshaveu die erste warnende Antwort: Deutschland 
werde nicht den schweren Fehler wiederholen, ndie Einkreisung zu sehen und 
sich ihrer nicht beizeiten zu erwehrena (Nr. 281). Daß sich England des 
~rundsätzlichen Wandels seiner Yoli t i  k und des Risikos, das es tiiit dem b 
polnischen Freibrief übcrnalim, bewuWt war, ergibt sich aus den Reden 
Chamberlains und Simons vom 3. April (Nr. 283 und 204). Llie Verpflicb- 
tungen aKrie zu führena waren absichtlich dort eingegangen worden, wo sie 
England als Vorwand für  die Kontrolle Ost- und Mitteleuropas und für die 
Auslösung eines Prävelitivkrieges brauchte. Uie militärische Ausführung und 
Anpassung ging mit der Arbeit der diplomatischen Einkreisun Hand in Hand 
(Nr. 285). Am 6. April wurde beim b u c h  Becks in London J e  Umwandlung 
der einseitigen Garantie Polens vom 31. März in eine zweiseitige bekannt- 
gegeben (Nr. 286). Noch einmal wurde in vollem BewuWtsein der Tragweite 
die Entscheidung über Krieg und Frieden bedingungslos in die Iland Polens 
gelegt Am 13. April wurde die Einkreisung auch auf den italienischen Achsen- 
partner ausgedehnt, neben Rumänien auch Griechenland eine einseitige Garantie 



egeben und gleichzeitig die Verbindung mit der Türkei hergestellt (Nr. 288). 
bie  Kriegspartei war mit diesem Kurs zufrieden (Er. 289). Die Bemühungen 
um die Sowjetunioii, ohne die rnan sich damals einen Erfolg der Einkreisung 
nicht vorstellen konnte, nahmen ihren Fortgang uiid wurden intensiviert 
(Nr. 290). Das rumiinisch-polnische Bündnis sollte auch gcgeri Deutschland 
spielen (Nr. 291). Gegenüber Deutschland wurde offiziell diese Politik mit 
Friedensversicherungen zu tarnen gesucht (N r. 293). Nach der Einführung 
der Kriegsdienstpflicht in England war kein Zweifel mehr über die Ziele dieser 
Politik erlaubt. Der Führer sah sich daher am 28. April zu dem Memorandum 
an England (Nr. 294) und zu seiner Rede im Reichstag (Nr. 295) gezwungen, 
in denen er aus der englischen Einkreisungspolitik die Folgerungen zog und 
feststellte, daß die Englische Regierung ))einen Krieg Englands gegen Detitsch- 
land nicht mehr als eine Unmöglichkeit, sondern im Gegenteil als ein Haupt- 
problem der englischen Außenpolitik ansiehtn und »einseitig dem Flottenab- 
kommen die Grundlage entzogen und dieses auWer Kraft gesetzt hat.n Voraiis- 
setzung des Flottenabkommens war die Respektierung der gegenseitigen 
Lebensinteressen gewesen. Der Führer war auch jetzt noch zur Verständigung 
bereit und ließ die Tür ofür neue Verhandlungenn offen. In den Reihen 
der englischen Knegspartei war man verärgert, udaW,die Rede nicht kriege- 
rischen Charakter gehabt habea (Nr. 296). ., 

England jedoch tat auch jetzt nichts. um die polnische Pr e durch Ein- 1 wirkun in Warschau zu entspannen und zwischen Polen un Deiitschland 
einen aontakt herzustellen. Im Gegenteil, die englische Ermutigung der 

olnischen Uberheblichkeit war sofort zu spüren (Nr. 298). Man sprach zwar 
gavon, daß die Frage Danzig und Korridor bereinigt werden könnte und 
müßte (Nr. 299), aber man ließ volle vier Monate verstreichen, ohne Poleri 
zu veranlas~en,~-das Verhandlun sangebot des Führers vom 281 April anzu- 
nehmen. Am 12. Mai wurde die % inkreisungspolitik gegen die Achse mit der 
englisch-türkischen üarantieerklärung weiter vorwärts getrieben (N r. 30 I), 
am 19. Mai durch Chamberlain erklärt, daß die Einkreisungsfront durch end- 
gültige Verträge mit den arantierten Staaten befestigt u d  durch neue Ab- 
machungen mit weiteren d c h t e n  ergänzt werden müUte (Nr. 303). Die stärk- 
sten Bemühungen galten nun dem Einbau der Sowjetunion (Nr. 306). Das 
Schicksal dieser Verhandlungen, die bis zur Selbsterniedrigung 4eführt 
wurden. ist bekannt. Der en Iische Wille zum Präventivkrieg war allent d halben zu spüren (Nr. 304). n seiner Rede in Kassel (Nr. 305) warnte der 
Führer aufs neue, Deutschland werde nicht warten, bis die Einkreisun spolitik 
vollendet sei. Die Warnungen wurden wiederholt (Nr. 307 und 3 t 8). Die 
Englische Regierung hatte sich mit der Opposition so weit gefunden, daß selbst 
ein Churchill keinen Unterschied entdecken konnte (Nr. 309). Am 23. Juni 
wurde die französisch-türkische Ergänzung des englischen Einkreisungs- 
abkommens vom 12. Mai bekanntge eben (Nr. 310). Den ag ressiven Sinn der 
englischen Außenpolitik enthüllte ?La rd Halifax in einer 73 ede in Chatham 
House (Nr. 312), aIs er erklärte, die britische Politik bleibe nlediglich auf 
dem unabänderlichen Weg, den die ei ene Geschichte ihr vorgezeichnet habea. P Es ist die Rückkehr zur rBalance o  power^, die die jeweils stärkste Kon- 
tinentalmacht mit Hilfe von Koalitionen niederwirft, ehe sie sich der eng- 
lischen Kontrolle entziehen kann. Ende Juni wurde der gemeinsame Ober- 
befehl über die franz6sisch-englischen Streitkräfte besprochen Nr. 3 13). Der k Englische Kriepsminister bekannte sich offen zum System der Uropa beherr- 
schenden französischen Allianzen, das nunmehr von England übernommen 
wurde (Nr. 3 16). Die englischen Ein kreisungsbemühungen in Südosteuropa 
nahmen trotz gelegentlicher Widerstände der zu garantierenden Staaten ihren 
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Fortgan (Nr. 317). Mit Hilfe von politischen Krediten sollte der Einkrei- 
sun po itik der Weg bereitet werden (Nr. 318). Mitte Jul i  tauchte in Eng- 
lan F zum ersten Male die aBesorgnis~ vor einem deutsch-russischen Ausgleich 
auf, der eine Besserung der deutsch- olnischen Beziehungen zur Folge haben 
könnte (Nr. 319). Zur Hebung der H riegsstimmung in der Heimat, in Polen 
und Frankreich veranstaltete die englische Luftwaffe Demonstrations- und 
Propagandaflüge über Frankreich ( N  r. 323). Ende J uli erklärte sich England, 
um das sowjetrussische Bündnis iim jeden Preis zu sichern, dazu bereit, mili- 
tärische Verhandlun en aufzunehmen, ehe die politischen zum Abschluß 
gekommen waren ( d r. 323). Ein Vorgang, von dem Chamberlain im Unter- 
haus erklärte, daß er einzigartig sei. Der A bschluW des deu tsch-russischen 
Nichtangriffspaktes versetzte der Einkreisung den tödlichen Stoß. Aber Eng- 
land hatte in voller Absicht alle Brücken zu einer friedlichen Regelung hinter 
sich abgebrochen und ließ dem Verhängnis seinen Lauf. 

Drittes Kapitel 

Deutschlands Bemühungen um Sicherung friedlicher Beziehungen 
zu seinen Nachbarländern 

Lias dritte Kapitel (Dokumente Nr. 325 bis 348) zeigt Deutschlands Bemühen 
um die Sicherung friedlicher Beziehungen zu seinen Nachbarstaaten. Während 
England der Weltmeinung einzuhämmern versuchte, daß  Deutschland mit der 
ganzen Welt, in Spannung lebe und jeder seiner Nachbarn täglich eines deut- 
schen Angriffs gewärti sein müsse, schuf Deutschland durch feierliche Er- 
klärungen. Verträge, Aeundschaften und Bündnisse endgültig festgelegte 
Grenzen und klare Verhältnisse, mit Ausnahme der tschechischen und pol- 
nischen Feindschaften, die von beiden Völkern selbst gestiftet und aufrecht- 
erhalten worden waren. 

Ebenso wie gegenüber England (Münchener Erklärung, N r. 2 17) war auch 
gegenüber Frankreich der Entschluß, es niemals wieder zu einer kriegerischen 
Auseinandersetzung zwischen den beiden Ländern kommen zu lassen, nach den 
zahlreichen, seit Lösun der Saarfrage abgegebenen Erklärurigen des Führers 
zu diesem Thema (Nr. f 25, 326) am 6. Dezember 1938 in Paris (Nr. 329 bis 332) 
feierlich festgelegt worden. In  seiner Rede vom 30. Januar 1937 hatte der 
Führer bereits versichert, daß die Deutsche Regierung bereit wäre, Belgien 
und Holland jederzeit .als unantastbare neutrale Gebiete anzuerkennen und 
ZU garantieren6 (Nr. 325). Die Unverletzliclikeit und Integrität Belgiens wurde 
daraufhin zum Gegenstand eines deutsch-belgischen Notenwechsels gemacht 
(Nr. 333,334), während holländischerseits die Ansicht vertreten wurde, daß  
die Unantastbarkeit des niederländischen Gebietes nicht Gegenstand einer unter 
niederländischer Beteiligung zustande gekommenen ~ e e l u n ~  sein - könne 
(Nr. 335,336). 

L)er Umstand, daß 1)eutschland infolge der Wiedervereinigung Osterreichs 
mit dem Reich mit der Schweiz, Liechtenstein, Italien, Jugoslawien und Ungarn 
neue Grenzen erhielt, veranlaßte die Deutsche Regierung zur Abgabe einer Reihe 
von besonderen Erklärungen, durch die diese Grenzen als endgültig und unan- 
tastbar hezeichnet wurden (Nr. 337). Die Schweiz hatte vordem schon aus dem 
Munde des Führers die Versicherung erhalten, daß  Deutschland jederzeit ihre 
Unverletzlichkeit und Neutralität respektieren werde (Nr. 339). Ungarn gegen- 
über wurde durch den Deutschen Gesandten eine Erklärung über die Unver- 
letzlichkeit der deutsch-ungarischen Grenze abgegeben (Nr.  34 1). Die Italien 



und Jugoslawien erteilten Zusicherungen wurden in besonders feierlicher Weise 
gelegentlich des Besuches des Führers in Rom (Nr. 338) sowie des Besuches 
des Prinzregentea von Jugoslawien in Berlin (Nr. 340) erneuert. 

Im Norden wurde zunächst mit Litauen am 22. März 1939 ein Vertrag ab- 
geschlossen, der unter anderem die Verpflichtun enthält, nicht zur Anwen- 
dung von Gewalt gegeneinander zu schreiten ( d r. 342). Sodann sprach der 
Führer in der Iteichstagsrede vom 28. April 1939 seine Bereitschaft aus, allen 
von Hoosevelt in dessen Telegramm erwähnten Staaten Nichtangriffszusiche- 
rungen unter der Voraussetzung der unbedingten Gegenseitigkeit zu geben 
(Nr. 343). Der Gedankenaustausch, der hierauf mit Schweden, Norwegen und 
Finnland erfolgte, wurde mit dem Ergebnis beendet, daß die genannten drei 
Staaten der Deutschen Regierung aufs neue erklärten, daß sie sich von 
ileutschland nicht bedroht fühlten und im übrigen die Absicht hätten, mit 
keinem Lande Nichtangriffspakte abzuschließen (Nr. 344). Dagegen wurden 
zwischen Deutschland und Dänemark am 31. Mai 1939 (Nr. 345), zwischen 
Deutschland und Estland am 7. Juni 1939 (Nr. 346) und zwischen Deutschland 
und Lettland am gleichen Tage (Nr. 347) Nichtangriffsverträge abgeschlossen. 
Schließlich kam es am 23. August 1939 zu dem Abschluß des Nichtangriffs- 
vertrages zwischen Deutschland und der Union der Sozialistischen Sowjet- 
iiepubliken (Nr. 348). 

Viertes Kapitel 
Polen als Werkzeug des englischen Kriegswillens 

A. Die Auswirkung der britischen Einkreieungspolitik auf die Haltung 
Polens 

I. Vernichtungsfeldzug gegen die deutsche Volksgruppe 
Das vierte Kapitel bringt den Nachweis für den Mißbrauch Polens als 

Werkzeug des englischen Kriegswillens (Nr. 349 bis 482). Die Auswirkung 
der britischen Blankovollmacht war sofort zu spüren. Polen setzte zum Ver- 
nichtungsfkldzug egen die deutsche volksgrupp& an. Einen Tag nach dem pol- 
nischen Nein, am 8 7. März 1939, kommt es in Bromberg unter Rufen wie a Weg 
mit Hi tlerr , P Wir wollen Danziga, . Wir wollen Königsbergn zu deutschfeind- 
lichen Demonstrationen (Nr. 349). An anderer Stelle wird bei einem Kamerad- 
schaftsabend der ~eichsdeutschen von eindringenden Polen Führerbild und 
Heichsflagge vernichtet (Nr. 35Q), wogegen schärfster Protest eingelegt wird 
( N r .  351 und 352). Thorn und Posen müssen Ende März von neuerlicher Ver- 
schärfung der ~ e t z e ,  Demonstrationen, tätlichen Angriffen und annexionisti- 
schen Fbrderungen berichten (Nr. 353, 354 und 355). In Posen halten die Aus- 
schreitungen eine volle Woche an. Es kommt immer öfters zu Uberfallen auf 
Volksdeutsche, wobei es Schwerverletzte gibt (Nr. 355 und 357). Deutsche 
Proteste sind erfolglos (Nr. 360). Anfang April wird ein öffentlicher Aufruf 
in ganz Polen verbreitet, der das Generalprogramm für die Entdeutschung des 
Landes enthält (Nr. 358). Mitte April überschreiten die ersten deutschen Flücht- 
linge die Grenze (Nr. 359). Den Konsulaten ist es fast unmöglich, alle Fiille 
einzeln aufzuführen (Nr. 361). Auch in Oberschleaien tobt die Hetze ohne 
MaWen (Nr. 362). Terrorakte füllen die Berichte der deutschen Konsulate 
(Nr. 363). Der Aufständischenverband gibt die Terrorbefehle aus (Nr. 364). 
Am 6. Mai meldet Generalkonsulat Kattowitz 200 Terrorfälle (Nr. 365), am 
10. Mai weitere hundert (Nr. 372) allein aus Oberschlesien. Kein Deutscher 
ist seines Lebens und seines Eigentums mehr sicher. Der Terror greift auch 



auf das kongreßpolnische Gebiet über und wird durch planmäßige Brandstif- 
tung verschärft (Nr. 366). Die letzten kulturpor tischen Stütrpunkte des 
Deutschtums werden zerstört (Nr. 369, 373, 374, 377, 379, 383, 385, 390, 391, 
399 usw.). Die deutsche Volksgruppe wendet sich in ihrer Verzw'eiflung an 
den Polnischen Staatspräsidenten (Nr. 369). Die Englische Regierung wird 
durch die Deutsche Botschaft über diese friedensgefährliche Entwicklung auf 
dem laufenden gehalten (Nr. 368), ohne daß  etwas geschieht. Mitte Mai steigert 
sich die Hetze zu Deutschenpogromen, bei denen Tausende von Deutschen rwie 
Freiwild* gejagt werden (Nr. 370 und 371). Die Flüchtlingshewegung nimmt 
zu (Nr. 374). desgleichen das polnische Säbelrasseln, die Verkündung annexio- 
nistischer Kriegsziele (Nr. 367, 378) und die öffentlichen Verunglimpfungen 
und Beleidigungen des Führers, die erneut zu scharfen Protesten zwingen 
(Nr. 382). Auf dem wirtschaftlichen Sektor werden planmäßi deutsche Ge- 
nossenschaften, Molkereien und Apotheken liquidiert (Nr. 38 % ,395). Lodz 
meldet am 7. Juni:  nDie Bedrohungen der Volksdeutschen mit Totschlag, Fol- 

V - 
terungen usw. sind zu täalichen ~elbstverständlichkeiten ~ e w o r d e n . ~  Ganze 
lamigen bringen wegen %er ständigen Morddrohungen &re Nächte in den 
Wäldern zu (Nr. 381). 

Proteste im Polnischen Außenministerium werden mit Achselzucken und 
stillschweigendem Eingeständnis beantwortet, daß man gegenüber den Militärs 
machtlos und der Gefangene des polnischen Chauvinismus geworden ist (Nr. 382 
und 385). Nach 2l/, Monaten englischer Garantie faßt der Deutsche Botschafter 
in Warschau seine Eindrücke dahin zusammen, rdaß  die Verhetzung Ausmaße 
angenommen hat, wie er  sie während seiner langjährigen Tätigkeit nicht habe 
beobachten können. (Nr. 385). Nach den Apotheken, Krankenhäusern und 
konfessionellen Vereinshäusern werden die Deutschkn Heime in Posen, Brom- 
berg, Lodz, Tarnowitz, Karwin und Oderherg geschlossen und enteignet 
(Nr. 377, 379, 385, 390). Dann eht man zum Angriff gegen das religiöse und 
kirchliche Leben der deutschen $olksgriippe, vor allem g e p n  die evangelische 
Kirche, über. Ein Bethaus der Brüdergemeinde ~ i r d  demoliert (Nr. 388). Pol- 
nische Bischöfe werden von einem Generalstabsoberst aufeefordert. dafür zu 
beten, daW den rpolnischen Brüdern jenseits der Grenze ihre Probezeit ver- 
kürzt und sie durch ein zweites Grunwald aus der Unfreiheit erlöst würdenn 
(Nr. 392). Ein Bericht der Deutschen Botschaft vom 5. Jul i  schildert die 
Verfolgung der evangelischen Kirche und ihrer Diener, er  zeigt, daß  die An- 
schläge gegen Kirchen und Pfarrer zu einem System geworden sind (Nr. 394). 
Uie theologische Hochschule des deutschen Protestantismus in Posen wird ge- 
schlossen (Nr. 411). Das englische Christentum, dem diese Din e bekannt- 
gegeben wurden, schwieg dazu. lmmer mehr stellt sich heraus, ! a ß  die Be- 
hörden selbst die Träger des Liquidationsprozesses sind (Nr. 396). Die eng- 
lische Mitverantwortung dafiir stellt der Deutsche Botschafter in Warschau 
fest. indem er schreibt, .die Polnische Regierung fühlt sich offensichtlich durch 
die englische Blankovollmacht so stark, daß  sie es nicht mehr für  nötig hält. 
bei der Behandlung der Minderheit i rgendeine Riicksich t auf die deutschen 
Interessen zu nelitnena (Nr. 397). Konsulat Leniherq berichtet Mitte Juli,  da6  
in seinem Amtsbezirk gegen das Deutschtum mit den Methoden vorgegangen 
wird, die bei den berüchtigten Pazifikationen 1930 gegen die Ukrainer ange- 
wandt worden waren (Nr. 400). Nun beteiligt sich auch das Militär an den 
Ausschreitungeo (Nr. 403). Das Deutschtum in Galizien steht vor der Ver- 
nichtung. Es sieht keine Zukunft mehr und wird mit Brandstiftung und Ge- 
fahr an Leib und k h e n  bedroht (Nr. 407). M'as der offene Terror übersieht, 
wird durch Steuerterror und Behördenschikane nachgeholt (Ni. 408). 
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Im August 1939 nähert sich die Verfolgung des Deutschtums in allen Woi- 
wodschaften ihrem Höhepunkt. Haussuchungen und Verhaftungen sind aii der 
'l'agesordnung (Nr. 410: 412). Die letzten deutschen Vereine werden geschlos- 
sen (Nr. 414). Eine Aufzeichnung des Auswärtigen Amts zeigt aus einer un- 
übersehbaren Fülle von Terrorakten 38 typische und ,schwerwiegende Fälle 
(Nr. 415). Es ist eine Liste des Schreckens, die nur noch durch die Scheuß- 
lichkeit der Bromberger Mordnacht und die EIinschlachtungen der Deutschen 
in ganz Polen übertroffen wird, deren traurige Spuren die deutsche Armee 
verfolgen konnte. Die Volksdeutschen der Grenzgebiete werden ins Innere 
verschleppt oder in Konzentrationslager geworfen (Nr. 417). Die Zahl der 
Flüchtlinge überschreitet 70 000 (Nr. 416). 

11. Polnische MaBnahmen gegen Danzig 

Nachdem Polen jede Anderung des Statuts von Danzig als Casus belli erkliirt 
und dafiir die englische Deckung gefunden hatte, mußte sich Danzi nach der 
Erteilung der britischen Blankovollmacht an Polen auf alles gefa B t machen. 
Polnische Flugzeuge und polriisches Militär verübten schon im Mai 1939 
Grenzverletzungen (Nr. 418). Die Besatzung der Westerplatte wurde. unter 
Verletzung der geltenden Verträge verstärkt, rings um die Danziger Grenzen 
wurden Truppen zusammengezogen (Nr. 419). Am 20. Mai wurde ein Danziger 
Staatsangehöriger in Kalthoff durch Schüsse aus dem Auto der Polnischen 
Diplomatischen Vertretung in Danzig niedergestreckt (Ni.  420) und dieser 
Mord dann von. polnischer Seite noch zum Geynstarid eines herausfordernden 
Notenwechsels gemacht (Nr. 421). Der 23. Mai brachte einen weiteren Grenz- 
zwischenfall (Nr. 422). üleichzeiiig erhöhte Polen plarimiißig die Zahl der 
polnischen Zollirispektoren (Nr. 423), was den Datiziger Senat zu Protest- 
schritten zwang. Polen antwortete mit der Androhung einer weiteren Ver- 
stärkung des polnischen Zollpersonals (Nr. 425). Dicse polnischen Zollinspek- 
toren wurden vor alle111 auch für Spionage eingesetzt (Nr. 424 und 426). Im 
Jul i  ging Polen gegen Danzig mit wirtschaftlichen Druckmitteln vor. Die Ein- 
fuhr von Lebensmitteln aus Polen (Nr. 429) und die Ausfuhr von Produkten 
der 1)anziger Leberisinittelindustrie nach Polen (Nr. 431) wurden' verhindert. 
1)anzig sollte wirtschaftlich blockiert werden. Polen traf Vorbereitungen zur 
Provozierung von Zwischenfällen in Danzig (Nr 428); der Vertreter der pol- 
nischen Minderheit im Danziger Volkstag erklärte bei einer Kundgebung in 
üdingen, ~daW die polnische Bevölkerung Danzigs die Vereinigung Danzigs 
mit dem blutterlande Polen mit Hilfe der polnischen Armee erreichen werdea 
(Nr. 430). Einen Höhepunkt erreichte die Spannung durch ein polnisclies 
Ultimatum in der Nacht vom 4. auf den 5. August (Nr. 432, 433 und 434). 
Eine niemals erlassene angebliche Anordnung des Danziger Senats wurde zuni 
Vorwand für dieses Ultimatum und für Drohungen mit ~unverziiglichen Ver- 
geltungsmaßnabmen. genommen. Seit den 23. August wurden deutsche Ver- 
kehrsflugzeuge in sehr zahlreichen Fällen von polnischen Streitkräften auf der 
Halbinsel Hela beschossen (Nr. 435 und 436). Inzwischen war die vertrags- 
widrige Militarisierung der polnischen Stützpunkte in Danzig fortgesetzt wor- 
den. Wie das Oberkommando der Wehrmacht nach der Niederwerfung der 
Westerplatte feststellte, betrug hier die polnische Besatzun die vertragsmäßig 
auf 88 Mann festgesetzt war (vgl. Nr. 22), in Wahrheit k 40 Mann; das Ge- 
Iände war zu einem mit Artillerie und Maschinengewehren verteidigten Be- 
festigungssystem ausgebaut worden (Anhang). 



B. Die letzte Phase der deutsch~polnischen Krise * 
Die immer wiederholten englisclien Zusicherungen hatten Anfang Jul i  in 

Polen zu einer ausgesprochenen Kriegsstimmurig geführt. Die polnische Kriegs- 
lust konnte durch die Ausführungen, mit denen der Leiter der britischen 
Politik arn 10. Juli  im Unterhaus zu dem deutsch-polnischen Streitpunkt Stel- 
lung nahm, nur verstiirk t werden. Charnberlain wiederholte und bekräftigte 
die britischen Zusagen aii Polen, vor allem in der Danziger Frage (Nr. 438). 
Es geht aus dieser Erklärung hervor, daß  England die polnische Lesart kritik- 
los übernommen und bei aller Beteuerung, man* würde eine freundschaftliche 
Lösung be rüßen, nichts getan hat, um Polen zu einem Entgegenkornineii zu 

.enteil, die Rede Charnberlains vom 10. Jul i  1939 zeigt, daß  bewegen. f m  Ge& 
England durch dic Einkreisungspolitik erst die Frage Daiizig und Korridor 
mit jener Hochspannung geladen hat, die zur Explosion führen mußte. Wir  
wissen heute, daß die englische Garantie in Wahrheit ausschließlich gegen 
Deutschland gerichtet war (vgl. S. 420, Anm.) und daß Polen später die größere 
Hälfte seines Staatsgebiets an Sowjetrußland verloren hat, ohne daß  Ki~gland 
irgend etwas unternahm. Diese Tatsachen beleuchten erst vollends die bezeich- 
nmde englische Verantwortuiigslosigkeit, mit der in der Erklärung Chamber- 
lains die nationale Existenz uiid Unabhiiiigigkeit Polens als durch die be- 
scheidenen deutschen Vorschläge zur Danzig- lind Iiorridorfrage bedroht hin- 
estellt wurde. Die gleiche Rede enthält auch das durchsichtige Spiel mit den 

baten der deutschen Vorschläge vom 21. März, der polnischen Ablehnung vom 
26. und der englischen Garantieerklärung vorn 31. März. Vorstehend ist an 
Hand der Doliurnente Nr. 269 bis 279 bereits der Nachweis geführt worden, 
daß man es hier mit einem bewußt gefälschten Arrangement der Zeitpunkte 
und ihrer Hintergründe zu tun hat. Eine Aufzeichnung des Staatsselcretiirs 
Freiherr von Weizsäcker voin 13. Juli  (Nr. 439) nagelt den Englischen 
Premierininister, der behauptet hatte, Deutschland habe ?eil Status quo in 
Danzig bis zum Jahre 1944 garantiert, auf einen zweiten Irrtuni fest. Der 
Englische Ilotsclia f ter in Berlin konnte nicht widerspreclieii. als ihni Staats- 
sekretär Freiherr von Weizsäcker vorhielt, da9  öffentliche Erkläruiigen dieser 
Art Polen lediglich rden Rücken stärken* müßten, .statt es zur Besiiinutig zu 
bringen U (Nr. 44 0). Indessen wu rden ge eriüher Polen die Deiiionst ra tionen des 
britischen Iiriegswillens wiederholt. % er Besuch des englisclien Generals 
Ironside in Warschau diente dicscrn Zweck (Nr. 443). Die britische Kriegs- 
entschlossenheit begegnete sich in warschau  mit der poliiischen. Marschäll 
Ryclz-Binigly legte sich in seinem ersten öffentlichen Iiiterview, das zugleich 
einen unmittelbaren Eingriff in die Außenpolitik darstellte, vor dein eirglischen 
Besuch absichtlich auf ein .Niemals. in der Baiiziger Frage fest (Nr. 441, 442) 
und Vers errte. damit aufs neue die Möglichkeiten eiiier direkten Fühlung- 
nahme. &e Propagaiida des polnischen Lhauvinismus und das 'englische An- 
treiben hatten es Ende Juli so weit gebracht, dalj das polnische Volk in allen 
seinen Schicliten kriegshereit war und der sicher erwarteten bewaff'iirten Aus- 
einandersetzung mit Vertrauen und Zuversiclit entgegeiisah (Nr. 444). Am 
9. August teilte 1)eutscliland der Polriincheu Regierung init, (]aß eiiie Wieder- 
holung der ultimativen Forderungen an 1)anzig eine Verschärfurig in deii 
deutsch-polnischen Beziehungen herbeiführen würde, für deren Folgen allein 
die Polnische Regierung verantwortlich sein werde. Zugleich wurde die I'ol- 
nische Regierung daraiif aiifmerksan~ gemüclit, daß  die Aiifrecliterhaltun der 
von Polen gegeii Daiizig getr61feiien wirtschaftliclien MaWuahrnen die %wie 

* L)ie in diesem Abschnitt enthaltenen Dokumente sind zum Teil bereits in dem Weißhuch 
.Urkunden zur letzten Phase der deutsch-polnischen Krise. veröffentlicht worden. 
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Stadt zwin en würde. sich nach anderen Ein- und Ausfulirmöglichkeiten um- 
zusehen ( I$ r. 445). Die Polnische Regierung antwortete tiiit eineni Aide- 
~ h m o i r e ;  das in der Feststellung gipfelte, Polen werde jede Intervention der 
~ e i c h s r e ~ i e r u n ~  in Danziger Anuelegeiilieiten, die die dortigen polnischeii 
Rechte und Interessen schadige. ays Annriffshandlune ansehen I N r. 416). Die 
polnische Antwort war mit Z;stiinmu& Englandsuund ~rankre ichs  erfolgt 
(Nr. 447). 

E n  land wurde vorbeugend .auf den Ernst der En t wickluiig hinge wiesen 
r. 48). Auch Frankreich kann nicht betiaupten, daW es von Deutschland (N f 

nicht vor dem W e  gewarnt wurde,. den Polen eingeschlagen hatte. In der 
Unterredung des 8 taatssekretiirs Freiherr von Weizsiicker mit dem Fran- 
zösischen Botschafter (Nr. 449) am 15. August wurde eine .sehr ernste, 
warnende Sprache. geführt und nachdrücklichst auf die ultimativen 1)rohurigen 
gegen Danzig und andere Exzesse aufmerksam gemacht. Polen zöge damit 
sein Schicksal über sich zusammen und brächte seine Freunde dazu, ihre 
Existenz aufs Spiel zu setzen. Der Botschafter lehnte es indessen für  Frank- 
reich ab, einen Druck auf Warschau auszuüben. Dieselbe ernste Sprache führte 
Staatssekretär Freiherr von Weizsäcker am gleichen Tag gegeniiber dem 
Britischen Botschafter, der aufs neue auf die Ermutigung der polnischen 
Oberheblichkeit durch die britische Garantie und auf das Londoner Ein- 
verständnis niit der Drtilinote an  Danzig hingewiesen wurde (Nr. 450). 
Henderson wul(te dagegen iiiehts Oberzeugendes vorzuhriagcn. Den Rat, Polen 
in der Frage Danzig und in seinem Verhalten zum Reich zur Vernunft zu 
bringen, s c b l u ~ ~  England auch diesmal in den Wind. En land hatte sich nicht 
nur kritiklos B en polnischen Standpunkt zu eigeri gemac Q t (Nr. 451), sondern 
sich auch benußt  auf die kriegerische 
Uberzzu ung davon war über 
sich auc ! durch die historische 

7 Ankündigun eines Nichtangriffspaktes zwischen Deutschland und der Sowjet- 
union entha ten war (Nr.453). Chamberlain beantwortete sie öft'entlich 
(Nr. 453) und in einem Sclireiben an den Führer (Nr. 454) mit der erneuten 
Wiederholun , daß man Polen im Genuß der Blankovollmacht lassen werde. 
Aus diesem B chreiben und den Erläuterungen, die der Britisclie Botschafter 
am 23. August in einer Unterredun init dem Führer in Berchtesgaden dazu 

ab (Nr. 453), geht hervor, daß  Eng 7 and nicht bereit war, iiber unverbindliche 
%orte hinaus in Warschau diejenigen Voraussetzungen zu schafTen, die für 
eine Wiederaufnahme der direkten Verhandlurigen mit Deutschland unerliill- 
lich waren. Man hatte nahezu fünf Monate verstreichen lassen, Polen in seiner 
Anmaßung bestärkt und schot) nun Deutschland die Aufgabe zu, dem pol- 
nischen Ubermut oldene 13riicken zu hauen. L'bcr dit? ganze Verantwortung 5 Englands für  die Luspitzun der poluischen Fra e lieD der Fülirer in dieser 
Unterredung keinen ~ w e i f e f  Der Führer wies farauf hin. da13 England die 
Hand Deutschlands immer zurückgestoßen habe und P lieber den Krieg als etwas 
zuin Vorteil Deutschlandsa geschehen lassen würde. Der deutsche Standpunkt 
ist in der schriftlichen Antwort des Führers an Cliainberlain voin 23. August 
1930 zusammenfassend niedergelegt (Nr. 456): Das Fehlen der direkten Streit- 
punkte mit England, die Bescheidenheit und Billigkeit der deutschen Forde- 
rungen an Polen, die Auswirkung der britischen üaraiitie. die Zuspitzung der 
Lage in Danzig und die Verfol urig der deutschen Volksrruppe in Polen. die 
I<eiintnisnahrne von der Entsch 7 ossenheit Englands zum krieg, aber auch tlie 
deutsche Entsclilossenheit, die Interessen des Reichs wahrzunehmen und erig- 
lische militärische Vorbereitungen mit der deutschen llobilmachung zu he- 



antworten. Das Schreiben schließt mit der Versicherung, niemand würde 
glücklicher über eine Bnderung der britischen Haltung gegenüber Deutschland 
sein als der Führer. 

Obwohl das Schreiben des Britischen Ministerpräsidenten vom 22. August 
und die am folgenden Tage von den britischen Staatsmännern gehaltenen 
Reden jedes Verständnis für den deutschen Standpunkt vermissen lieGen, 
machte der Führer am 25. August 13.30 Uhr einen neuen Versuch, sich mit 
Großbritannien zu verständigen (Nr. 457). Er wolle, so eröffnete er  dem 
Britischen Botschafter, .heute England gegenüber einen Schritt unternehmen, 
der genau so entscheidend sei wie der Schritt Rußland gegenüber, der zu der 
kürzlichen Vereinbarung geführt habe.. Nach Zurückweisung der Unterstel- 
lung von Weltherrschaftsplänen entwickelte er  das polnische Problem in seiner 
ganzen Gefährlichkeit und Dringlichkeit. Deutschland sei entschlossen, die 
mazedonischen Zustände an seiner Ostgrenze zu beseitigen. Einen Zweifronten- 
krieg werde es nicht geben, das Abkommen mit Rußland sei bedingungslos und 
eine Wende auf längste Zeit. E r  sei bereit, nach der Lösung des deutsch-pol- 
nischen Problems England noch einmal ein umfassendes Angebot zu machen. 
E r  bejahe das Britische Imperiurri iicd sei bereit, die Kraft des Deutschen 
Reiches für dessen Bestand einzusetzen, sofern seine begrenzten kolonialen 
Forderungen, die auf friedlichem Wege ausgehandelt werden könnten, er- 
füllt, seine Verpflichtungen gegenüber Italien und Sowjetrußland nicht berührt 
würden. Er sei ferner bereit, eine vernünftige Begrenzung der Rüstungen zu 
akzeptieren. Im Westen stehe jede Grenzkorrektur außer Erwägung. Sofort 
nach Lösung der deutsch-polnischen Frage werde er  mit einem Angebot an 
die Britische Regierung herantreten. Es war ein Angebot von europäischem, 
ja weltweitem Ausmaß. Seine Ablehnung durch England erscheint im Liclite 
der späteren kriegerischen Ereignisse und der Lasten, die auf der neutralen 
Welt nunmehr liegen, um so verantwortungsloser. Englands Antwort auf die 

roßzügigen Vorschläge ließ auf sich warten. Vordem vollzog England die 
für  die weitere Entwicklung folgenschwerste Handlung: Der nunmehr schrift- 
lich niedergelegte britisch-polnische Beistandspakt, mit dem England sein 
Schicksal endgültig mit dem Polens verband, wurde an dem gleichen 
25. August in London vom Britischen Außenrninister und vom Polnischen Hot- 
schafter gezeichnet (Nr.459). - Die britische Stellungnahme zu den Vor- 
schlagen des Führers vom 25. August war in dem Memorandum enthalten, das 
dem Führer vom Britischen Botschafter erst am 28. August, nach Verlust von 
3 kostbaren Tagen, abends 22.30 Uhr überreicht wurde (Nr. 463). Die 
Britische Regierun lehnt es darin ab, die deutsch-englische Zukunft und die 
europäische Befrie f ung von der polnischen Intransigenz zu  trennen. Sie zeigt 
sich aber aller Gefahren bewußt, die der augenblickliche Zustand an der Ost- 
grenze in sich schließt und stimmt mit Deutschland in der Notwendigkeit einer 
raschen Lösung überein. Sie schlägt daher als nächsten Schritt direkte Ver- 
handlungen zwischen Deutschland unil Polen vor und fügt hinzu, daß  sie von 
der Polnischen Regierung bestimmte Zusicherungen erhalten habe, mit der 
Reichsregierung in direkte Verhandlungen über die deutsch-polnischen Fragen 
einzutreten, deren Ergebnisse von anderen Mächten p r a n t i e r t  werden müssen. 
Wir  wissen heufe, d a ß  die Englische Regierung hierbei nicht vor einer be- 
wußten Irreführung der Reichsregierung zurückgeschreckt ist. Aus dem in- 
zwischen veröffentlichten Schriftwechsel des Britischen Außenministers mit 
dem Britischen Botschafter in Warschau ergibt sich nämlich, daß  die in der 
britischen Stellungnahme vom 28. August enthaltene Behauptung, eine 
definitive Zusicherung der Bereitschaft Polens zu direkten Besprechungen in 



Händen zu haben, nicht dem Sachverlialt entspricht. In seiner Antwort, dem 
Britischen Botschafter am 29. August 18.45 Uhr überreicht (Nr. 164), nimint 
der Führer den britischen Vorsclilag an. E r  macht aber England darauf auf- 
merksam, daß die Zustäiide im Osten für eine Großmacht unerträglich siiid 
und ein Zustand erreicht ist, der ein weiteres Hinnehmen, oder auch nur Zu- 
sehen ausschließe. Der Führer weist weiter darauf hin, daß vielleicht nur noch 
Stunden zur Verfügung stehen, um die Spannung zu beseitigen. Deutschland 
habe lange versuclit, auf dem Weg friedlicher Verhandlungen weiterzukom- 
men, ohne von der Polnischen Regierung unterstützt zu werden. Trotz ihrer 
skeptischen Beurteilung der vorgeschlagenen direkten Besprechungen nehme 
die Reichsregierung den britischen Vorschla an und erkläre sich damit ein- F verstanden, daß durch Vermittlung der Eng isclien Regierung eine mit alleii 
Vollmachten versehene polnische Persönlichkeit nach Berlin komnie, mit deren 
Eintreffen die Reichsregierung für Mittwoch, den 30. August, rechne. Sie 
werde sofort Vorschläge einer für sie akzeptablen Lösun ausarbeiten und 
diese, wenn möglich, bis zur Ankunft des polnischen Uriter % ändlers auch der 
Britischen Regierung zur Verfügung stellen. D i e h n t W o r t P o  1 e n s W a r 
d i e  A n o r d n u n g  d e r  a l l g e m e i n e n  M o b i l m a c h u n g  (Nr. 465). 

Während die Britische Segierung noch über die Mitteilung des Führers vom 
25. August beriet, fand ein Briefaustauscli zwischen dem Französischen 
Ministerpräsidenten Daladier und dem Führer statt (Nr. 460 und 461). Der 
Führer begründete in seiner Antwort wiederum ausfülirlich den deutschen 
Standpunkt in der deutsch-polnisclien Frage und wiederholte noch einmal 
seinen festen Entscliluß, die gegenwärtige deutsch-französische Grenze als 
endgültig anzuerkennen. 

Die Britische Regierung ließ sich mit ihrer Antwort auf die deutsche An- 
regung der Entsendun einer bevollmäclitigten polnischen Persönlichkeit 
wiederum Zeit. Erst umGitternacht des 30. August überbrachte Henderson ein 
Antwortmemorandum der Britischen Regierung (Nr. 466 Anlage I) und erklarte 
gleichzeitig, daß die Britische Regierung nicht in der Lage sei, der Polnischen 
zu empfehlen, einen bevollmächti@en Vertreter zu entsenden. Sie schla e viel- 
mehr vor, Deutschland möge sich auf dem normalen diplomatischen #'eg an 
Polen wenden. Im Memorandum bestätigt die Englische Regierung, daß 
Deutschland seine Vorschläge angenommen hat. Obwohl sie sich der Gefahr 
bewußt sei, daß zwei mobilisierte Armeen einander in nächster Nähe gegen- 
überstiinden, halte sie es doch für untunlich, schon heute (30. August) die 
Fühlungnahme herzustellen. England hat demnach mehr als 24 Stunden ver- 
streichen lassen, ohne den direkten Kontakt herzustellen. 

Dem Reichsaußenminister blieb unter diesen Umständen nichts anderes übrig, 
als festzustellen (Nr. 466), daß Polens Antwort die Generalmobilmachung ge- 
wesen sei und daß man umsonst auf das Erscheinen eines polnischen Ver- 
treters gewartet habe. Um- zu zeigen, was Deutschland dem polnischen Ver- 
treter vorzuschlagen beabsichtigt liatte, verlas der Reichsaußenminister die in- 
zwischen ausgearbeiteten deutschen Vorschläge, die, in 16 Punkte zusammeii- 
wefaßt, die fairste Lösung der Streitfragen darstellten (Nr. 466 Anlage II), und b 

erläuterte sie im einzelnen. Die amtliche deutsche Mitteilung (Nr. 468) stellt 
fest, daß Deutschland weitere 24 Stunden umsonst auf eine bevollmächtigte 
polnische Persönlichkeit gewartet habe und daß auch der Polnische Botschafter, 
der am 31. August 18.30 Uhr im Auswärtigen Amt erschien, keine Vollmacht 
zum Verhandeln besessen, sondern nur erklärt habe. Polen e r  w ä g e  die britische 
Anregung im günstigen Sinne. Der polnische Rundfunk (Nr 469) und die 



gesamte polnische Presse haben die deutschen Vorschläge sofort als unannehm- 
bar und  unverschämt^ abgelehnt. - Von englischer wie von polnischer Seite 
sind zu diesen Vorgängen unrichtige Darstellungen verbreitet worden. Ins- 
besondere wird englischer- wie polnischerseits behauptet, Polen habe die Vor- 
schläge, die es angeblich abgelehnt habe, zur Stunde der Ablehnung noch gar 
nicht gekannt, Der Englische Botschafter, dem sie vom Reichsaußenminister 

s p e e d ~  vorgelesen worden seien, habe sie nicht verstanden und nicht 
weiter sat eiten können, weil man sie ihm nicht ausgehändigt hätte. Demgegen- 
über ist daran zu erinnern, daß der Kauptinhalt der deutschen Vorschläge 
schon in der Antwort des Führers vom 29.August (Nr.464) enthalten war, die 
England im Laufe des 30. dem Britischen Botschafter in Warschau zur Ober- 
mittlung an die Polnische Regierung zugesandt hatte. Im übrigeii geht aus den 
inzwischen veröffentlichten amtlichen britischen Dolrumenten einwandfrei her- 
vor, dalj Henderson die im einzelnen ausgearbeiteten deutschen Vorschläge der 
sogenannten 16 Punkte sehr wohl verstanden und in der gleichen Nacht un- 
mittelbar irn Anschluß an seine Unterredung niit dein Reichsaußenminister 
deren IIauptinhalt zutreffend sowohl nach England als auch an seinen eng- 
lischen Kollegen in Warschau weitergeleitet hat. Am Mor eii des 31. August 
hat Henderson, wie er in seinem Abschlußhericht vom 2 8 .September selbst 
zugibt. den Polnischen Botschafter in Berlin über die Einzelheiten der deutschen 
Vorschläge (16 Punkte) unterrichten lassen, die er inzwischen von einem Ver- 
traiiensniann auch schriftlich erhalten hatte. Dem gleichen Hendersbiischen 
SchluWbericht zufolge verbrachte der Polnische Botschafter im Anschluß an 
diese Mitteilung der 16 Punkte den Vormitta in Telephongesprächen mit 
Warschau. Die Polnische Regierung hat die &orschläge demnach gekannt. 
Wenn England den guten Willen zur Herstellung eines Kontaktes in letzter 
Stunde gehabt hätte, wäre dies zeitlich und technisch auch in diesem Stadium 
noch möglich gewesen. Aber nicht nur England hat es abgelehnt, Warschau 
die Annahme des deutschen Vorschlags zu raten, sondern, wie aus den ver- 
öffentlichten englischen Dokiimenten hervorgeht, a U C h B e  C k h a t  e r  k l a r  t ,  
e r  w e r d e  e i n e r  d e u t s c h e n  E i n l a d u n g  s e l b s t v e r s t ä n d l i c h  n i c h t  
f o l g e n  u n d  L i p s k i  n i c h t  e i n m a l  e r n i ä c h t i g e n ,  d i e  d e u t s c h e n  V o r -  
s c h l ä g e  e n t g e g e n z u n e h m e n .  Im übrigen war es, nachdem England fünf 
Monate darauf verzichtet hatte, trotz wachsender Spannungen Polen zu einem 
direkten Kontakt niit dem Reich zu bewegen, von vornherein klar, daW sein 
letzter Vorschlag nur ein Versuch war, die Kulissen so zu arrangieren, daO 
es mit seinem polnischen Verbündeten nicht bei der Herbeiführung des 
Krieges in flagrariti ertappt wurde. Dies zeigen die gleichfalls von England 
selbst veröffentlichten mehrfachen Ermahnungen des Englischen ~ u ß e n -  
ministers an Warschau, n im Hinblick aiif die Weltmeinungcc äufierst vorsichtig 
zu sein, Es ing nicht um die friedliche Bereinigung der Spannung, sondern 
darum, der heltöffentlichkeit gegenüber das j)friedliche~ Gesicht zu wahren. 

Nachdem somit alle Möglichkeiten zu einer friedlichen Regelung der deutsch- 
polnischen Krise erschfipft waren, sah sich der Führer genötigt, die von Polen 
schon seit langem gegenüber Danzig, dem Deutschtum in Polen und schließlich 
gege~über  Deutschland durch zahlreiche Grenzverletzungen (Nr. 470) an- 

ewandte Gewalt mit Gewalt abzuwehren. In  der Rede des Führers vor dem 
&eichStag arn 1. September (Nr. 471) ist der deutsche Standpunkt abschließend 
zusammengefaßt. Die polnische Herausforderung im Osten duldete kein 
weiteres Zögern. Es kam nun darauf an, ob die Westmächte frivol genug 
waren, auch Westeuropa in die Auseinandersetzung zu verwickeln. Groß- 
britannien war dazu entschlossen, wie endgültig durch die Note bestätigt wiirdp. 
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die Sir  Nevile Henderson am 1. September 1939 21 Uhr im Auswärtigen Amt 
überreichte. Darin werden die Einstellun jeglicher Angrifl'shandlung gegen 
Polen. und Zusicherungen gefordert, daß  Beutschland bereit ist, seine Truppen 
 unverzüglich aus polnischem Gebiet zurückzuziehena, andernfalls würde C; roW- 
britannien ohne Zögern seine vertraglichen Pflichten ge enüber Polen erfüllen 5 (Nr.472). Um 22 Uhr überbrachte der Französische otschafter eine Note 
gleichen Wortlauts (Nr. 473). Der ReichsauWenminister wies den Vorwurf, 
Polen angegriffen zu haben, scharf zurück, erklärte sich aber bereit, den Inhalt 
der Noten dem Führer weiterzuleiten. 

I n  diesem Augenblick setzte e i n  V e r m i t t l u n g s v e r s u c h  d e s  D u c e  e i n ,  
wie aus Dokument Nr. 474 hervorgeht. Er enthielt den Vorschlag eines WafFen- 
stillstandes und der Einberufung einer Konferenz in 2 bis 3 Tagen. Die Reichs- 
regierung erklärte sich bereit, auf den Vorschlag einzuoehen; auch die Franzö- 
sische Regierung hatte eine positive Antwort erteilt. %as Dokurneiit Nr.475, 
eine Mitteilung der Havasagentur vom 2. September 1939, ist in diesem %U- 

sammenhang von historischer Bedeutung. Diese Mi tteilurig wurde nömlich, wie 
sich herausstellte unter englischem Druck, später zurückgezogen. Engln~itl hatte 
inzwischen die Französische Regierung gezwungen. sich der englischen Auf-  
fassung anzuschließen, die auf der Zurückziehung der dputschen Triippen 
bestand (Nr.476). Damit war die Aktion des Duce in einem Augcnhlick torpe- 
diert, in dem sie kurz vor dem Erfolg stand. Statt dessen saiitlte Ilnglan(l ani 
3. September vormittags 9 Uhr ein auf 11 Uhr befristetes Ultimatum, in der es 
die Forderungen auf l ~ i n s t e l l u n  der Kampfhandlungen und Zuriicltairhuriy P der deutschen Truppen wiederho te und sieh fiir drri I'all der Ahlehnuiig iincb 
Ablauf dieser Zeit als im Kriege mit Deutschland t>rfindlich erklärte ( N r  4 i 7 ) .  
11 Uhr 15 desselben Tages unterrichtete t'ord tlalilax ilrn Driitsrlien C;t~rliii fts- 
träger in London davon, da13 sich Enpland vom 3. Sej)ti~nil>er 1939 1 I Iilir vor- 
mittags ab als im Kriegszustand mit Deutschland hefiiitl1it.h srisrlir ( K r .  478). 
Es war selbstverständlich, daß  die Reichsregierui~g es ahlehiirn rnoklte. ( l i ~  ulti-  
mativen Forderungen Englands .entgegenzunehmen. arizi~ricliiii(.n odtar. qa  r r ii 
erfüllen*. I n  einem Memorandum, vom Keiclisau13t~tiriiinistcr (lern I 3ri tisc.tic1ii 

Botschafter am 3. September 11 Uhr 30 überreicht. wies 1)cutsc~lilarid (liest. 
Forderungen unter nochmaliger Entwicklung des dcutsrlielr Stanclpiiiilites iiiid 
der englischen Verantwortwortung für eine kriegrrisclie Aiisciriari~li~rsc~zii~ig 
zurück und erkllrte, .jede Angr i f f~handlun~ Englands riiit den glrirlicti \VnfT~ci  

und in der gleichen Form zu beantworten. (Nr. 479). 12 CJhr 30 desselhc~i 'l'aaes 
erschien der Französische Botschafter im Aus~värtigen Amt und iiherrcbiclite ririe 
Note des Inhalts, daß  Frankreich sich verpfliclitet sehe, vorn 3. SeT)tc?iiil)er 
17 Uhr ab, die ~vertragliclien Bindungen rii erfüllen. die Frarlkreirli gvgri~iihtlr 
Polen eingegangeA seia, eine Mitteilung. die sich nicht niir zeitlich von der 
englischer1 unterscheidet (Nr.480). Der ReichsauWcnminister verwies ai i f  die 
Zerschlagung des italienischen Vermittluiigsversuchs durch Erigland son-ir aiif 
die auf zwei Stunden befristete ultimative Forderung Knglands iirid sprnrli 
sein Bedauern aus, wenn es tnitz des gesuchten Aiisgleichs mit Frenkrcich zu  
einem durch nichts gerechtfertigten Angriffskrieg Frankreichs gegen 1)eiitsrli- 
land kommen würde. Die heutige Franzosische Regierung trage die hveriint- 
wortung für das Leid, das dann den LHndern zugefügt werde (Nr.481). 

I n  einem Rundtelegramm des Staatssekretärs des Auswärtigen Amts an die 
deutschen diplomatischen Missionen wird die Verantwortung Eriglantls für  den 
Krie ausbruch abschließend festgestellt (Nr. 482). Dieses Urteil wird vor der 
~ e s c r c h t e  Bestand haben. 



Es wäre eine der vornehmsten Aufgaben europäischer Friedensarbeit ge- 
wesen, den seit Versailles an der deutsch-polnischen Grenze aufgehäuften Zünd- 
stoff rechtzeitig zu beseitigen. England? als einer der Hauptveranwortlichen 
für den Gefahrenherd; hat in 20 Jahren nichts unternommen, um hier den von 
ihm so oft gepriesenen Grundsatz des ~peaceful  Change. in die Tat  umzusetzen. 
England hat hin egen eine Ent iftung des deutsch-polnischen Verhältnisses 
bewußt hintertrie % en, indem es Bolen mit seiner Garantie irn gleichen Augen- 
blick in die anti-deutsche Front lockte, als der Führer sich in Fortsetzung 
seiner mühseligen sechsjährigen Verstiindigungsarbeit um eine gütliche Rege- 
lung der zwischen Deutschland und Polen stehenden Fragen auf dem Verhand- 
lungswege bemühte. England hat die deutschen Bestrebungen, noch in letzter 
Minute einen friedlichen Ausgleich herbeizuführen, sabotiert und Polen in seiner 
aggressiven Haltun ermutigt. En l and  hat schließlich, nachdem die deutsche 
Selbsthilfe gegen f ie polnischen #r;rovokaiionen unabweislich geworden war, 
den Vermittlun svorschlag des Duce allein durch sein Verhalten zum Scheitern 
gebnrcht und f amit endgülti zu erkennen gegeben, daß  ihm die polnische 
Frage lediqlich als Vorwanf diente, um den Vernichtungskrieg gegen die 
stärkste Macht des Kontinents zu entfesseln. 

In  der klaren Erkenntnis dieser Tatsache hat das deutsche Volk, seiner 
gerechten Sache und seiner Stärke bewußt, den ihm von England auf- 
gezwungenen Krieg entschlossen aufgenommen. 

Sinn und Ziel des Kam fes ergeben sich aus seinen Ursachen von selbst. Sie 
sind vom Reichsminister c f  es Auswärtigen noch einmal in seiner Rede in Danzig 
am 24.0ktober kurz zusammen efaßt worden, als e r  ausführte, das deutsche 
Volk werde .nicht eher die d a ~ e n  niederlegen, als bis die Sicherheit des 
Deutschen Reiches in Europa gewährleistet und die Garantie dafür geschaffen 
wird, daß ein solcher Ang~iff auf das deutsche Volk für  alle Zeiten aus- 
geschlossen ist.. 
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Erstes Kapitel 

Entwicklung 
der Deutsch -Polnischen Beziehungen 





A. Der Kampf gegen das Deutschtum 
in Polen und gegen Danzig von 1919 bis 1933 

I. Zur Lage der Deutschen Volksgruppe in Polen 

Nr. 1 
Aus dem Memorandum des Britischen Premierministers Lloyd George, 

25. März 1919 

 einige Erwägungen für. die ~riedenskonferenz, ehe sie ihre 
Bedingungen endgültig festsetzta 

(Ubemetziing) 

..... Die Aufrechterhaltung des Friedens wird davon abhärigcn, daß  keine 
Ursachen zur Verzweiflung vorhanden sind, die dauernd den Geist des Patrio- 
tismus, der Gerechtigkeit oder des .fair playa aufstacheln. Unsere Bedingungen 
dürfen hart, sogar grausam und selbst erbarmungslos sein, um Genugtuung zu 
erlan en, aber gleichzeitig können sie so gereiht sein, daß  das Land, den1 sie 
aufer P egt werden, in seinem Herzen fühlen wird, daß es kein Recht ziir Klage 
hat. Aber Ungerechtigkeit und AnrnaWung, ausges ielt in der Stunde des 
Triumphes, werden nie vergessen und vergeben wer B en. 

Aus diesen Gründen bin ich auf das schärfste dagegeu, mehr Deutsche, als 
unerläßlich nötig ist, der deutschen Herrschaft zu entziehen. um sie einer 
anderen Nation zu unterstellen. Ich kann mir keine stärkere Ursache für  einen 
künftigen Krieg vorstellen, als daß das deutsche Volk, das sich zweifellos als 
eine der kraftvollsten und mächtigsten Rassen der Welt erwiesen hat, rings 
von einer Anzahl kleiner Staaten urngcbeu werden soll, von denen viele aus 
Völkern bestehen, die noch nie vorher eine stabile Regierung aufgestellt haben, 
aber jeder breite Massen von Deutschen einschließt, die die Vereinigung mit 
ihrem Heimatland fordern. Der Vorschlag der polnischen Kommission, 
2100000 Deutsche der Aufsicht eines Volkes von anderer Religion zu unter- 
stellen, das noch niemals im Laufe seiner Geschichte die Fähigkeit zu st-abiler 
Selbstregierung bewiesen hat, muO meiner Beurteilung nach früher oder später 
zu einem neuen Krieg in (kteuropa führen . . . . . 

Nr. 2 

Aus den Bemerkungen der Deutschen Friedensdelegation 
zu den Friedensbedingungen, 29. Mai 1919 * 

..... Durch die in Artikel 27 und 28 vorgesehene Regelung der territorialen 
Fragen im Osten werden dem polnischen Staat mehr oder minder roße Teile 
der preußischen Provinzen Ost- und Westpreußen, Pommern, % osen und 

* Anlage zur Note dea Votgitzenden der Deutschen E'riedenedelegation in Versailles an den 
Pilieidenten der Konferenz von Vemailles vom 29. Mai 1919. 
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Schlesien zugeteilt, die nicht von unbestreitbar polnischer Bevölkerung be- 
wohnt werden. Unbekümmert um ethnographische Gesichtspunkte werden 
zahlreiche deutsche Städte, weite rein deutsche Landstrecken zu Polen ge- 
schlagen, nur damit Polen günsti militärische Grenzen gegen Deutschland 
oder wichti e Eisenbahnknotenpun te erhält. Unterschiedslos werden Gebiete, % T 
die in versc iedenen Jahrhunderten von Polen los elöst sind oder in denen es 
überhaupt nie eherrscht hat, jetzt ihm Zuges roc I!, en. Die Annahme der vor- 
eaehl wen #egelun8 würde deshalb eine !ergewaltigung von großen un- 

&tre%ar deutschen ebieten bedeuten. Eine solche Re elung wiirde außer- 
dem den Wilsonschen Grundsätzen widersprechen, da i bei Ordnung der 
nationalen Fragen vermieden werden soll, aneue Elemente des Zwistes und 
der Ge erschaft zu schaffen oder alte derartige Elemente zu verewigen, die 
wahrsc !? einlich mit der Zeit den Frieden Europas ~d somit der Welt stören 
würdene . . . . . 

Nt. 3 
Der Vorsitzende des Obersten Rates der Alliierten 

und Assoziierten Hauptmächte Clemenceau 
an den Polnischen Ministerpräsidenten Paderewski 

A w u g  
(Uberaetznng) 

Paris, den 24. Juni 1919 

..... Im Namen des Obersten Rates der Alliierten und Assoziierten Haupt- 
mächte habe ich die Ehre, Ihnen hiermit den Text des Vertrages in seiner end- 
gültigen Form mitzuteilen, am dessen Unterzeichnun Polen auf Grund von E Artikel 93 des Vertrages mit Deutschland bei Gelegen eit der Bestiitigung der 
Anerkennung Polens als unabhängi er Staat und der zu seinen Gunsten er- P folgten Obertra ng der Gebiete, we che dem ehemaligen Deutschen Reich an- 
gehörten und E l e n  durch den genannten Vertrag zugeteilt werden, ersucht 
werden wird. 

..... ~leichermaßen muß ich Ihre Aufmerksamkeit auf die Tatsache lenken, 
daß die polnische Nation die Wiedererlan ung ihrer Unabhbgigkeit den An- 

a a strengun en und Opfern der Mächte ver ankt, in deren Namen ich mich an 
Sie wen e. Es ist der Entscheidung dieser Mhchte zu danken, daß die Wieder- 
herstelluog der polnischen Souveränität über die in Frage stehenden Gebiete 
und die Einbeziehen der Bewohner dieser Gebiete in die polnische Nation im 
Begriffe sind verwir f licht zu werden. Um diese Gebiete in voller Sicherheit 
besitzen zu kennen, wird Polen in Zukunft weitgehend von der Untemttitzung 
abhängig sein, die die Hilfsmittel diemr Sturten dem Völkerbund gewähren 
werden Hieraus erwflehst daher ffir diese MHchte die Verpflichtung, welcher 
sie sich nicht entziehen können, in der dauerhaftesten und feierlichsten Form 
die Garantie gewisser wesentlicher Rechte sicherzustellen, welche den Ein- 
wohnern einen notwendigen Schutz ben werden, welches auch immer die 
Verbderungen sein mögen, die in %r inneren Verfassung des polnischen 
Staates eintreten könnten. 

. . . . . Um dieser Verpflichtung nachzukommen, ist Artikel 93 in den Friedens- 
vertrag mit Deutschland eingesetzt worden. 

. . . . . Es ist eine nene Lage, die die Mächte jetzt zu erwägen haben, und die 
Erfahrung hat gezeigt, daß neue Bestimmungen notwendig sind. Die Gebiete, 



welche jetzt an Polen und andere Staaten über ehen, umfassen unvermeid- % lieherweise &ne betrichtliche Bevölkerung, welc e andere d y rachen spricht 
und anderen Rassen angehart als das Volk, welchem sie einverleibt wird. 
Unglücklicherweise sind die Rassen durch lange Jahre bitterer Feinschaft g e  
trennt gewesen. Es ist anzunehmen, daß diese Bevölkerungsteile sich leichter 
in ihre neue Lage iinden werden, wenn sie von Anfang an wissen, daß sie 
sicher sein können, in wirksamer Weise gegen jedes Risiko einer ungerechten 
Behandlung oder Unterdrückun geschützt und sichergestellt zu sein. Die 
bloße Tatsache, zu wissen, daß f iese Garantien vorhanden sind, wird hoffent- 
lich die von allen gewünschte Verständigung wirklich erleichtern und in der 
Tat dazu beitragen, zu verhindern, daß es notwendig wird, sie mit Gewait auf- 
zuerlegen. 
Was die individuellen Bestimmungen des vorliegen den Vertrages betrifft, 

so garantiert Artikel 2 allen Bewohnern die Grundrechte, die in allen zivili- 
sierten Staaten tatsächlich gewährleistet sind. 

Die Bestimmungen 3 bis 6 bezwecken, jeder Person, welche tatsächlich in 
dem unter die polnische Souveränität kommenden Gebiet wohnt, alle die 
Privilegien ZU sichern, welche dem Mitbürger gebühren. Die Artikel 7 und S 
bestimmen im Einklang mit dem Vorher ehenden, daß kein Unterschied in der 
Behandlu gemacht werden soll zum kch te i l  der polnischen Bürger, welche 
durch ihre % eligion, ihre Sprache oder ihre Rasse von der großen Menge der 

olnischen Bevölkerung verschieden sind. Wir glauben zu wissen, daß die 
bolnische Regierun , weit davon entfernt, irgendeinen Einwand gegen den 
Inhalt dieser Artike P zu erheben, bereits ihrerseits ihre feste Entschlossenheit 
erglilrt hat, die in ihnen zum Ausdruck gebrachten Grundprinzipien zu den 
Grundlagen ihrer Einrichtungen zu machen. 

Die folgenden Artikel haben einen etwas andersartigen Charakter, indem 
sie gewissen Minderheitengruppen noch weitere besondere Rechte zugestehen. . . 

Nr. 4 
Vertrag zwischen den Alliierten und Assoziierten Hauptmächten 

und Polen, Versailles, 28. Juni 1919 

A r t i k e l  1 
Polen verpflichtet sich, die in den Artikeln 2 bis 8 dieses Kapitels enthaltenen 

Bestimmungen als Grundgesetze anzuerkennen mit der Wirkung, da6 kein 
Gesetz, keine Verordnung und keine amtliche Handlun im Gegensatz oder f Widerspruch zu ihnen stehen und daß kein Gesetz, keine erordnuag und keine 
amtliche Handlung gegen sie Geltung beanspruchen darf. 

A r t i k e l  2 
Die Poliiische Regierung verpflichtet sich, allen Einwohnern ohne Unter- 

schied der Geburt, Nationalität, Spra he, Rasse oder Religion vollen und 
ganzen Schutz ihres Lebens und ihrer #rei bei t zu gewiihren. 

Alle Einwohner Polens sollen das Recht auf freie, öffentliche und private 
Ausübung jedes Bekenntnisses, jeder Religion oder jedes Glaubens haben, 
deren Bstätipg nicht mit der öffentlichen Ordnung und den guten Sitten 
unvereinbar ist. 



A r t i k e l  7 
Alle polnischen Staatsangehörigen sind vor dem Gesetze gleich und genießen 

die gleichen bürgerlichen und politischen Rechte, ohne Unterschied der Rasse, 
Sprache oder Religion. 

Der Unterschied der Religion, des Glaubens oder des Bekenntnisses darf 
keinem polnischen Staatsangehörigen im Genusse der bürgerlichen oder politi- 
schen Rechte schaden, insbesondere bei der Zulassung zu öffentlichen Amtern, 
Tätigkeiten und ~hr6nste l lun~en oder bei der ~ u s " u u n ~  der  verschiedene^ 
Berufe und Gewerbe. 

Es darf keine Bestimmung erlassen werderi, die die polnischen Staats- 
angehörigen im freien Gebrauch irgendeiner Sprache irgendwie beschränkt, 
weder in ihren privaten oder wirtschaftlichen Beziehungen, noch auf dem Ge- 
biete der Religion, der Presse oder bei Veröffentlichungen jeder Art, noch in 
öffentlichen Versammlungen. 

Unbeschadet der Festsetzung einer Staats- und Amtssprache durcl3 die 
Polnische Regierung müssen den fremdsprachlichen polnischen Staatsange- 
hörigen angemessene Erleichterungen für den mündlichen oder schriftlichen 
Gebrauch ihrer Sprache vor den Gerichten gewährt werden. 

A r t i k e l  8 
Die polnischen 8 taatsange hörigen, die einer völkischen, religiösen oder 

s~rachlichen Minderheit angehören, sollen die gleiche Behandlung und die 
gleichen rechtlichen und tatsächlichen Sicherheiten genießen wie die anderen 
polnischen Staatsangehörigen. Sie sollen insbesondere das gleiche Recht haben, 
auf ihre Kosten Wohlfahrts-, religiöse oder soziale Einrichtungen, Schulen und 
andere Erziehungsanstalten zu errichten, zu leiten und zu beaufsichtigen und 
in ihnen ihre Sprache frei zu gebrauchen und ihre Religion frei auszuüben. 

A r t i k e l  9 
Auf dem Gebiete des öffentlichen Unterrichtswesen soll die Polriische Re- 

gierung in den Städten und Bezirken, in denen in beträchtlichem Verhältnis 
fremdsprachige polnische Staatsangehörige wohnen, angemessene Erleichte- 
rungen schafien, um sicherzustellen, daß in den Ele~rientarschulen den Kindern 
dieser polnischen Staatsangehörigen der Unterricht in ihrer eigenen Sprache 
erteilt wird. Diese Bestimmung soll nicht aussc hlie Wen, daß die Pclnische R e  
gierung in diesen Schulen die polnische Sprache zum Pflichtfach macht.. 

In  den Städten und Bezirken, in denen in beträchtlichem Verhiiltnis pol- 
nische Staatsangehörige wohnen, die einer völkischen, religiosen oder sprach- 
lichen Minderheit angehören, soll für diese Minderheiten ein gerechter Anteil 
an dem Genuß und an der Verwendung der Summen sichergestellt werden, 
die in den staatlichen, kommunalen und anderen Haushaltsplänen für  Zwecke 
der Erziehung, der Religion oder der Wohltätigkeit ausgeworfen werden. 

Die Bestimmungen dieses Artikels finden nur auf die polnischen Staats- 
angehörigen deutscher Sprache in den Teilen Polens Anwendung, die am 
1. August 1914 deutsches Gebiet waren. 

A r t i k e l  12 
Polen ist damit einverstanden, daß, insoweit die Bestimmiingen der vor- 

stehenden Artikel Personen einer völkischen, religiosen oder sprachlichen 
Minderheit betreffen, diese Bestimmungen Verpflichtun n von internationalem I% Interesse begründen und unter die Garantie des Völker undes gestellt werden. 



Sie können nur mit Zustimmung der Mehrheit des Völkerbundsrates geändert 
werden. Die Vereinigten Staaten von Amerika, das Britische Reich, Frank- 
reich, Italien und Japan verpflichten sich, keiner Abanderung der bezeichneten 
Artikel ihre Zustimmung zu versagen, wenn sie von der Mehrheit des Völker- 
bundsrates formgerecht angenommen worden ist. 

Polen ist damit einverstanden, daß jedes Mitglied des Völkerbundsrates 
befugt ist, die Aufmerksamkeit des Rates auf jede Verletzung oder jede Gefahr 
einer Verletzung irgendeiner dieser Verpflichtun n zu lenken, und daß der Y Rat befugt ist, alle Maßnahmen zu treffen und a le Weisungen zu geben, die 
nach Lage des Falles zweckmäßig und wirksam erscheinen. 

Polen ist ferner damit einverstanden, daß im Falle einer Meinungsverschie- 
denheit zwischen der Polnischen Regierung und einer jeden Alliierten und 
Assoziierten Hauptmacht oder jeder Macht, die Mitglied des Völkerbundsrates 
ist? über die rechtlichen und tatsächlichen Frageh, die diese Artikel betreffen, 
diese Meinungsverschiedenheit als Streit anzusehen ist, der im Sinne des 
Artikels 14 der Völkerbundssatzung internationalen Charakter trägt. Die 
Polnische Regierung ist damit einverstanden, daß jeder Streit dieser Art 
auf Verlangen des anderen Teils vor den Ständigen Internationalen Gerichts- 
hof gebracht wird. Diese Entscheidung des Ständi en Internationalen Gerichts- 
hofes soll endgültig sein und dieselbe Kraft und C irkun Iiaben wie eine auf 
Grund des Artikels 13 der Völkerbundssatzung gefiillte &Scheidung. 

Nt. 5 
Durch den Deutschen Gesandten in Warschau im Polnischen 
Au&nministerium übergebene Aufzeichnung, 20. November 1920 

Auszug 

. . . . Bisher ist von einer Sammlung und Einreichung des deutscherseits zahl- 
reich vorlie enden Beschwerdematerials ab esehen worden, weil die Deutsche 
Regierung fer  Hoffnung lebte, die infolge 8 er damaligen kriegerischen Ercig- 
nisse erregte Stimmung an den beiderseitigen Grenzen würde durch besonnene 
Haltung der Bevölkerung und der amtlichen Stellen sich allmählich beruhigen. 
Deswe en ist auch vermieden worden, durch Bekanntmachung besonders be- 
lasten f er Fälle in der Presse die Offentlichkeit in Deutschland erneut zu erregen. 

Nunmehr sieht sich die Deutsche Regierung aber genötigt, angesichte der 
dauernden amtlichen Schritte der Polnisclien Gesandtschaft in ßerlin und der 
meist gleichzeitig erscheinenden Ankündigunn solclier Schritte in der pol- 
nischen Presse sowie mit Rücksicht auf die iiier8urcii stark beunruhigte deutsclie 
öffentliclie Meinung. aus dem vorliegenen<leii Material einige besonders schwer- 
wiegende Tatsachen zur Kenntnis der Polnischen Ile~ierung zu bringen. Sie 
bemerkt dabei, da6 sie sich Iiei dcm Umfange dieses haterials versagen muh, 
Eiiiirelfälle anzufüliren, daß aller die Unterlagen für die gescliilderten Tat- 
sailien auf Wunsch jederzeit zur Verfügung gestellt werde11 können. 

Willkürliche Verliaftungen von Deutsclien sind in allen Teilen des abgetre- 
tenen Gebietes bis iti die allerletzte Zeit vorgekommen. Mitunter wird ein will- 
kürlicher Grund vorgeschützt, der sich naclilier als nicht sticlilinltig erweist. 
In einigen Fiillen ist den BetrefTendcn sogar der Grund der Verhaftung iiber- 
haupt nicht bekanntgegeben worden. Eine Vernehmung findet häufig erst nach 
längerer Haft statt. 



Verschiedentlich sind solche ohne ersichtlichen Grund verhafteten Deutschen 
aus ihrer Heimat abtransportiert worden; über ihren Verbleib wurden die 
Angehörigen nicht unterrichtet, so daß sie keine Nachforschungen anstellen 
konnten. 

Die Behandlun der Inhaftierten läßt oft sehr zu wünschen übrig. Uber 
Unterbringung in PR äumen, welche zur Aufnahme von Menschen nicht eeignet 
erscheinen, sowie über zu enge Belegung dieser Räume, mangelnde füftung 
und Heizung, unzureichende. Kost und gänzlich mangelnde Bewegungsfreiheit 
wird verschiedentlich geklagt. Daß die Verhafteten häufig mit allerlei Gesindel 
und Verbrechern niedrigster Sorte zusammen eingesperrt werden, verursacht 
um so stärkere Erregun der öffentlichen Meinung, als es sich in den meisten 
Fällen um angesehene Bürger, Beamte, Geistliche und führende Männer des 
Wirtschaftslebens handelt. 

Völlig Bchutzlos bleiben die Gefa ngerien oft gegenüber Beschimpfungen, M i ß  
handlungen, Beraubungen und Erpressungen durch das untere Gefängnis- 
personal oder durch Militärpersonen. 

In  verschiedenen Fällen hat die Verhaftung und die mit ihr verbundene 
schlechte Behsndlung das Ziel der wirtschaftlichen Verdrängung des Be- 
treffenden erreicht und ihn zum Verkauf seines Besitztums gefügig gemacht. 

Obwohl die Polnische Regierung das feierliche Versprechen abgegeben hatte, 
die Bevölkerung deutscher Abstammung nicht zum Heeresdienst heranzuziehen, 
ehe sie nicht allgemein von ihrem Optionsrecht Gebrauch machen konnte, haben 
in verschiedenen Bezirken Musterungen stattgefunden., in denen die Deutschen, 
falls sie nicht in das polnische Heer eingereiht werden wollten, zur vorzeitigen 
Abgabe einer Optionserklärung gezwungen wurden. Hierbei waren die 
Optanten in zahlreichen Fällen Beschimpfungen und Mißliandlun 

aus- gesetzt. VerschiedentIich sind Optionsberechtigte in das polnische eer ein- 
gestellt worden, obwohl sie erklärten, für Deutscliland optieren zu wollen. In  
mehreren Bezirken wurden diejenigen, welche für Deutschland optiert hatten, 
deswegen ausgewiesen. Auch hierbei sind Mißhandlungen und Beraubungen 
vorgekommen. Derartige Beschränkungen des Optionsrechtes haben sich noch 
bis in die letzte Zeit wiederholt, obgleich inzwischen Weisungen der Polnischen 
Regierung zur Abstellung dieses Mißbraoches ergangen sind. 

Auf der Durchfahrt durch den Korridor werden selbst in den Durchgang- 
zügen noch immer Reisende wegen angeblicher abfälliger Außerungen über 
den polnischen Staat oder wegen Unregelmäßigkeiten bei der PaWrevision aus 
dem Zuge heraus verhaftet und ohne Grund über Gebühr lange unter un- 
würdiger Behandlung fest ehalten; verschiedentlich sind solche Reisende ba- 
schimpft, mißhandelt und '% i rer Habe beraubt worden. 

Aber auch den in Polen verbliebenen Deutschen ergeht es vielfach nicht 
besser. Auch hier liegen zahlreiche Fälle von Beschimpfungen vor. Auf die 
berechti ten Empfindungen der deutschen Minderheit wird häufig nicht die P erforder iche Rücksicht genommen; Denkmäler, die der altein esesseuen Be- 
völkerun heilig und teuer waren, sind in Thorn und anderen rten besudelt P 8 
und besc ädigt worden; Deutsche werden unter Dtohungen gezwungen, pol- 
nische Lieder zu singen; Verhaftete müssen sich bei Revision der Zelle als 
.Deutsches Schweins melden; Leute, die soeben für Deutschland optiert haben, 
werden gezwungen, Polen hochleben zu lassen ; Evangelische müssen an Stelle 
ihrer Konfession angeben, sie seien .verrückt a . Große Erbitterung hat die 
körperliche Untersuchung angesehener Frauen und Mädchen in Soldau nach 
dem Abzuge der Bolschewisten hervorgerufen. Beraubungen und MiWhand- 
lungen von Deutschen sind an der Tagesordnung. Polnische Beamte dulder, 
solche Vergewaltigungen, ohne einzuschreiten. 



Verschiedentlich ist die Tatsache, daß die Deutschen um ihres Deutschtums 
willen verfolgt werden, von amtlichen Organen ganz offen zugestanden 
worden. So hat der Distriktskommissar in Argenau einem t t r  Deutschland 
o tierenden Landwirt angedroht, daß man seinen in Polen verbleibenden 
Qater, einen einarmigen Invaliden, nicht lange auf seinem Anwesen belassen 
werde. 

Vom Starosten in Putzig wurde Ende August der verschärfte Bela erungs- 
zustand verhängt, weil die dortigen Militärpflichtigen rößtenteils für jbeutsch- a land optiert hatten, Weiter hatte er verfügt, daß a e ansässigen Deutschen 
ihre Optionserklärung bis Ende September d. J. abzugeben hätten, widrigen- 
falls sie der sofortigen militärischen Einziehung unterliegen würden. Die für 
Deutschland Optierenden müßten binnen 12 Monaten das Land verlassen. 

Der Starost von Graetz hat vor kurzem die deutschen Bür er der Stadt in 
einem Saale versammelt und sie durch Militär mit vorgeha f tenem Bajonett 
zwingen lassen, ein von ihm verfaßtes Telegramm an die Deutsche Re ierung 
zu unterzeichnen, in dem gegen die angebliche Bedrückung polnischer %ürger 
in Deutschland Stellung genommen wird. 

Eine systematische Deutschenhetze betreibt der Starost von Kulm, indem er 
in öffentlichen Versammlungen auf dem Marktplatze zu Kulm die Volksmenge 
egen die Deutschen aufhetzt. Hierbei hat er unter anderem erklärt, wenn ein 

Beutscher wage, irgend etwas ge en den polnischen Staat zu sagen, so solle 
man ihn mit Stricken binden und i \ n durch die Straßen zur Starostei oder aufs 
Gericht schleifen. Ende August hat, er die Reichsdeutschen und diejenigen, 
welche die Optionserklärung für Deutschland abgegeben hatten, kurzerhand 
ausgewiesen und sie bei ihrem Abzuge aufs ärgste gepeinigt. Die von ihm an- 
geordneten willkürlichen Verhaftungen haben unter der deutschen Bevölkerung 
große Beunruhigun und Erbitterung hervorgerufen. 

In einer anzen eihe von Fällen &nd Deutsche von Polen ermordert war- % a 
den. Manc e dieser Verbrechen sind bisher ungesübnt geblieben. In  anderen 
Fällen ist die erbetene Aufklärung bisher nicht erfolgt. 

Wo es sich um Erschießungen durch Grenzsoldaten handelt. haben diese in 
mehreren Fällen die deutsche Grenze überschritten und auf deutschen Boden 
widerrechtlich von ihrer Waffe Gebrauch gemacht. Um sich der Strafe zu e n t  
ziehen, haben sie sogar mehrfach die Leiche auf polnisches Gebiet geschafft. 
Die meisten Fälle lagen so, daß ein Waffengebrauch überhaupt nicht gerecht- 
fertigt war. 

Die vorstehende Zusammenstellung erbringt den erdrückenden Beweis dafür, 
daß der Deutsche in Polen z. 2. keineswegs die feierlich zugesagte Gleich- 
berechtigung genießt, daß er vielmehr fast überall geradezu als vogelfrei 
gilt . . . . . 

Nr. 6 
Rede des volksdeutschen Abgeordneten Spickermann vor dem 

Polnischen Sejm, 23. Januar 1923 
Auszug 

rHoher Sejm! Im Namen der Deutschen Fraktion habe ich die Ehre, fol- 
gende Erklärung abzugeben: 

. . . . Wir bedauern feststellen zu müssen, daß der Herr Ministerpräsident 
in seinem Expos6 eine Wendung gebraucht hat, die es beinahe so erscheinen 

* Die Rede wurde namens der Deutechen Fraktion im Verlauf der Debatte über eine Regie- 
rungserklärung dea Polnischen Ministerpräsidenten Sikorski gehalten. 



1äWt: als wenn auch ihn dieses tagein tagaus gespritzte chauvinistische Gift ein 
klein wenig infiziert hätte. Er hat. wie wir meinen. mit vollem Vorbedacht 
seine Ausführungen über die völkischen Minderheiten mit der Feststellung ein- 
geleitet: r Polen ist ein Nationalstaat! n Das ist ein verhängnisvolles Wort. 
Lliese Auffassung hat ja gerade die großen Massen unserer polnischen Mit- 
bürger zu der SchluBfolgerung gelangen lassen: .Also haben die Fremdstämmi- 
gen hier nichts zu suchen, sie sind - was in tausend Varianten immer wieder- 
holt wurde - nur geduldete Gäste. Wollen sie sich als mehr betrachten, so 
miissen sie aus dem Lande gedrängt werden.. Wir haben lange 
dem unerträglichen Zustand gelitten, den solche Argumentation gescha en unter hat. 
Der gesamte Apparat der inneren Verwaltung hat ausgesprochenermaßen unter 
der Parole gestanden: Kein Mittel ist unversucht zu lassen, die polnischen 
Bürger deutschen Stammes aus dem Lande zu treiben, das Land zu ent- 
deutschen, zu purifizieren, wie man das so geschmackvoll auszudrücken beliebte. 
Auch das brutalste Mittel ist zu diesem Zwecke erlaubt. Selbst der gesetz- 
gebende Sejm hat sich nicht gescheut, sich bei seiner gesetzgeberischen Arbeit 
von solchen Gedankengängen leiten zu lassen. Er hat damit in den breitesten 
Massen das Gefühl für Hecht und Unrecht auf das schwerste erschüttert. Wird 
es gesetzlich sanktioniert, einen Deutschen um seines Volkstums willen aus 
seinem Eigentuin zu entfernen, und das unter Modalitiiten, die ihn um sein 
gesamtes Verniögcn bringen und die ihn als bettelarmen Flüchtling in die 
Fremde ziehen lassen, dann kann man es dem Manne von der Straße nicht ver- 
übeln, wenn auch er das Gefühl für die Unverletzlichkeit des Eigentums ver- 
liert. Was Wunder. wenn bis weit hinauf in die Oberschichten die Moral auf 
das schwerste erschüttert ist. 

Wir gehen vielleicht nicht zu weit, wenn wir gerade in der Klassifizierung 
der Staatsbürger, die eben zurückgeht auf den irrigen Be riff des Volks- 
staates, die letzte Wurzel alles Ubels auf allen Gebieten f es Staatswesens 
erblicken. Und nicht zuletzt auch die Ursache dafür, daß vielfach das Ver- 
trauen des Auslandes zu unserem Wirtschaftsleben verlorengegangen ist. ES 
gilt heute - auch in den Zentralinstanzen - als reine Selbstverständlichkeit, 
daß die Unternehmungen Deutscher mit ihren Angeboten und Forderungen 
ausscheiden, wenn sie mit polnischen Unternehmungen in Konkurrenz stehen. 
Wenn & als patriotische Pflicht gilt, den verdienstvollsten und kenntnis- 
reichsten Leitern industrieller Werke den Laufpaß zu geben und in den großen 
gesellschaftlichen Organisationen die deutschen Teilhaber rücksichtslos aus- 
zumerzen, wenn jedes, aber auch jedes Mittel willkommen ist, den deutschen 
Gewerbetreibenden, den deutschen Fabrikherrn zur Abgabe seines Unterneh- 
mens an einen Polen zu zwingen, mußte da nicht unser gesamtes U7irtschafts- 
leben aufs schwerste erschüttert werden, mußte da nicht unter den neuen 
Herren die Produktivität der Betriebe und mit ihr die Steuerkraft zurück- 
gehen, mußte nicht das Vertrauen der langjährigen ausländischen Geschäfts- 
freunde verlorengehen? . . . , 

Leicht wird es nicht sein, alle die Eiterbeulen auszubrennen, die das Gift 
des nationalen Chauvinismus am Volkskörper hat aufquellen lassen; es wird 
auch kaum genügen, die äußeren Krankheitserscheinungen zu bekämpfen, 
wenn nicht gleichzeiti der Krankheitserreger, das im Dunkeln fortwirkende 
Gift, beseitigt wird. &rum ist heute die klipp und klare Beantwortung dcr 
Frage unabweislich: Ist Polen ein Nationalstaat oder ist es ein Nationalitäten- 
staat? 

Wir hätten vielleicht der Feststellung des Herrn Ministerpräsidenten - 
Polen ist ein Nationalstaat - nicht eine BO entscheidende Bedeutung beigelegt, 



wenn nicht der Herr Ministerpräsident irn unmittelbaren Anschluß an  diese 
Feststellung die Sonderrechte der Minderheiten allzu eng dzhin umgrenzt 
hätte, daß sie befugt wären, ihre sprachliche und religiöse Eigenart frei zu 
pflegen. Da fehlt das Wesentlichste! Für uns Deutsche in Polen kommt aber 
kaum die Pflege religiöser Eigenart in Frage, denn wie wir Deutschen einer- 
seits den verschiedenen Religionsgemeinschaften angehören, sind wir auf der 
anderen Seite allesamt mit unseren polnischen Mitbürgern in den gleichen 
Keligioosgemeinschaften verbunden, in Gemeinschaften, die einen Unterschied 
der völkischen Zugehörigkeit nicht kennen. Daß es die Episkopate der größten 
lteligionsgemeinschaften mit den von ihnen gelehrten christlichen Lebens- 
wahrheiten für vereinbar halten, die ihnen anvertrauten Deutschen zur Auf- 
gabe ihres Deutschtums zu bestimmen, und daß der nationale Chauvinismus 
auch in die Amtsstuben der polnischen Geistlichkeit beider Bekenntnisse und 
auf die Kanzeln seinen Weg gefunden hat, steht auf einem anderen Blatte. 

Ebenso ist die Pflege der deutschen Muttersprache losgelöst von den staat- 
lichen Belangen. Unerhört zwar, daß  sich polnische Chauvinisten noch irnmer 
für befugt halten, unter Verletzung des Postgeheimnisses+ohne jede gesetzliche 
Ermächtigung unsere Korrespondenz zu öffnen und zu kontrollieren, bedauer- 
lich, daß man es für geboten hält, uns nach wie vor mit Spitzeln und Spionen 
zu umgeben. Aber sei's! W i r  haben nichts zu verheimlichen. Wen unser Fa- 
milienleben interessiert, mag ruhi in unsere Interna Einblick haben. Aber SO 

-weit ist wob1 bisher noch nieman Ci gegangen, daß e r  uns im eigenen Heim im 
Gebrauche der Muttersprache behindern wollte. 

Sollte indessen der Herr Ministerpräsident unter dem freien Gebrauch der 
Muttersprache ein Recht verstehen, das über die Grenzen des Privatlebens 
hinausreicht, ein Recht, das sich in der Offentlichkeit auswirkt, so bitten wir, 
dieses Recht für  uns praktisch werden zu lassen. 

Aus den Gemeindekörperschaften in den westlichen Woiwodschaften sind 
wir fast restlos hinausgedrängt wegen angeblich ungenügender Kenntnis der 
polnischen Sprache; im oberschlesischen Sejm ist dieser Tage ein Gesetz zur 
Annahme gelangt, das den ausschließlichen Gebrauch der polnischen Sprache 
auch in solchen Gemeindevertretungen vorschreibt, die sich in der Hauptsache 
aus Deutschen zusammensetzen, und das 5 Monate, nachdem Oberschlesien an 
Polen gefallen ist, also nach Ablauf einer Periode, in der es beim besten Willen 
nicht moglich war, die polnische Sprache zu erlernen. W i r  stellen nur ungern 
Vergleiche mit der Vergangenheit an, aber wir können es nicht unterlassen, 
darauf hinzuweisen, daß  in den polnischen Kreisen der ehemaligen Provinz 
die polnische Sprache neben der deutschen noch drei Menschenalter nach Ein- 
verleibung dieser Provinz in den preußischen Staat als Amtssprache zugelassen 
war. Wir  dürfen ferner darauf hinweisen, daß  in diesen Tagen der Senat 
den Gebrauch der Minderheitensprache selbst für  die Kommissionssitzungen 
abgelehnt hat. Mit dem sfreiena Gebrauch der Muttersprache ist es also ein 
eigen Ding. 

Was uns aber der Minderheitsschutzvertr als höchstes Gut  gegeben hat 
und was für uns die &gna Charta unserer Fxistenz ist, das ist die Möglich- 
keit, auch im polnischen Staat an unserem Volkstum festhalten zu dürfen, 
ohne daß  uns deshalb eine differentielle Behandlung zuteil werden darf . . . . 

Wenn uns der Minoritätenschutzvertrag zur Erhaltung und zur Pflege 
unseres Volkstums besondere Rechte auf kulturellem Gebiete zuerkannt hat, 
Rechte, die - worauf der Herr Ministerpräsident ja hinwies - auch in unserer 
Verfassung verankert sind, so sind alle diese Sanktionen papierene Lettern ge- 



blieben. Der Minoritätenschutzvertrq datiert vom Jahre 1919, die Verfasriung 
vom Jahre 1921! En F n aber den dort feierlichst verbrieften Rechten ist 
in den vergan nan J a  ren bis auf den heuti n Tag alles getan worden, die Y- deutsche Schu e zu zerschlagen. Sei es, daß f= ie Lokalinstanzen entsprechende 
Instruktionen der Zentrale in der k d  hatten, sei es, daß sie nationalistiscb 
eingestellt, den Intentionen ihrer Vorgesetzten am besten zu entsprechen glaub- 
ten, wenn *sie den offiziellen Weisungen entgegenhandelten : tatstichlich ist der 
Erfolg ihrer systematischen, zielsicheren Arbeit, daß das insbesondere in den 
Westmarken einst so bltihende deutsche Schulwesen in Trümmern li 
hat uns unsere Schulgrundstücke, unsere Schulgebäude, die wir un e$ unsere Man 
Väter aus eigenen Mitteln aufgebaut hatten, weggenommen; man hat uns immer 
wieder daran gehindert, andere Gebäude zur Einrichtung von deutschen Privat- 
schulen zu erwerben, man hat die alten deutschen Lehrer dadurch zur Ab- 
wanderung veranlaßt, daß man von ihnen in kiirzester Frist die Erlernung der 
polnischen Sprache verlangte - eine Unmöglichkeit filr alle die, die in über- 
wiegend oder gar rein deutschen Gemeinden amtierten. Und heute, nachdem 
wir uns, so gut es gehen wollte, Hilfskriifte für die Unterrichberteilung heran- 
gebildet haben, bestreitet man ihnen die Lehrbefähigung; den ~erninaristisch 
vorgebildeten Deutschen aber werden Schwierigkeiten bei der Anstellung ge- 
macht. Endlich sollen vollqualifizierte Lehrpersonen, die deutsche Reichs- 
angehöri e sind, auch an deutschen Privatschulen nicht mehr unterrichten 
dürfen. Bazu kommen die bekannten Machenschaften, die uralte Schulsysteme 
in einzelne Ortschaften auseinanderreißen, damit die Schülerzahl unter 40 
herabgedrückt wird und so der Anspruch auf eine öffentliche Schule wegfällt. 

So sieht die Freiheit in der Pfl e unserer kulturellen Eigenart nnd die 
Fürsorge des Staates für das deutsc 'T e Schulwesen aus! 

Wir hoffen, Herr Ministerpräsident, daß es 'etzt anders werde11 wird. ES 
hört in der Tat ein eiserner Besan dazu, hier d m d e l  zu schaffen! Eine grund- 

&ende Anderung des ganzen Systems! Wenn Starosten, Polizeibcamte und 
Schulmänner weiter dem Okazistenverein angehören #dürfen, einem Verein, der 
sich als Hochburg nationalistischer Tendenzen die Entdeutschung des Land- 
zum Ziele w e t z t  hat, so ist es ausgeschlossen, daß die andersgerichteten In- 
tentionen des Herrn Ministerpräsidenten ihre Verwirklichung finden . . . . 

Der Deutsche Generalkonsul in Posen an dar Auswärtige Amt 
Bericht 

Posen, den 12. April 1823 

Am 10. d. M. ist Minisbrprhident General Sikorski in Posen eingetroffen 
und hat im Schloß Wohnun ganommen. 

Bereits vor der Ankunft ff  ikorskis wurde der Zweck seiner Reise nach Posen 
in der hiesi n Presse lebhaft besprochen. Der ~Kur je r  Poznanskia brin $ die Reise des fnisterprilsidenten mit der Westmarkenpolitik in Zusammen ang. 
.General Sikorski wille, so schreibt der ,Kurjer6, .sich die Sympathien des 
nationalen Lagers sichern, und zwar dadurch, daß er die Entdeutschun 
We~imarken im. Sinne der Forderun der Besölkeru Gmi3polen. und e =Y merellens vorschiebt.~ Der ~Dzienni Poznanskia erk ärt, daß der Aufenthalt 
des Ministerpräsidenten in Posen vermutlich zur Wsung der brennenden 
Fragen, unter anderem der Liquidation deutscher Güb,r, beitragen würde. 



Nach den Audienzen fand am Abend im Rathaus ein feierlicher Empfang 
für den Ministerpräsidenten statt. E r  wurde dort von dem Stadtpräsidenten 
Ratajski mit einer Begrüßungsrede empfangen, in der Ratajski hervorhob, 
daß die deutsche Gefahr nicht nur an -den Grenzen bestehe, sondern auch im 
Inlande. Sie werde nicht eher beseitigt sein, bis alles deutsche Land in polnische 
Hände übergegangen sei und der Feind nicht mehr unnötig im eigenen Lande 
ernährt zu werden brauche. Großpolen könne ferner nicht mehr ertr 
daß als Folge der Politik der Polnischen Regierung auf jeden deutschen X;: 
dringling einige 10 Morgen Land mehr als auf einen polnischen Bürger fielen. 

Den'Ton, den der Stadtpriisident Ratajski angeschlagen hatte, nahm Sikorski 
in seiner Antwortrede auf. Die Rede wird in einem Zeitungsabschnitt der 
~Posener Neuesten Nachrichten., dessen Inhalt sich mit der durch die polnische 
Presse erfolgten Wiedergabe deckt, gehorsamst beigefügt. Die Rede hat hier 
einen starken Eindruck gemacht und auf die deutschen Kreise sehr alarmierend 
und deprimierend gewirkt. Es erscheint mir dringend erforderlich, daß von 
deutscher Seite eine Entgegnung erfolgt, damit das hiesige Deutschtum von 
einer überstürzten Massenabwanderung zurückgehalten wird. 

Ganz besonders scharf wird in der Rede die Liquidationsfra. behandelt. 
Die Regierung werde spätestens binnen eines Jahres die Liquidation deutscher 
Güter und die .Entdeutschung der westlichen Woiwodschaften riicksichtslos 
durchführen. - Auffallend ist auch der scharfe Ton, den er ge en die Freie 
Stadt Danzig gebrauchte. ~Danzig ist nur eine freie Stadt, un f seine ganze 
Zukunft hängt von Polen ab. Die Polnische Regierung hat nicht die Absicht, 
die bisherige Nachgiebigkeit weiterzuüben. e 

In der Pressekonferenz hat Sikorski nochmals die Liquidationsfrage ein- 
gehend berührt und zugesichert, daß die Regierung für Liquidationen deutscher 
Güter, die unverzüglich durchgeführt werden müßten, materielle Mittel in 
Form von langfristigen Krediten gewähren würde. 
Am 1 1. d. M. hat General Sikorski Posen wieder verlassen. 

Anlage 
Auszug aus den nPosener Neueste Nachrichten« vom 12. April 1923 

Bei dem feierlichen Empfang im Rathaus hielt Ministerpräsident Sikorski 
folgende Rede: 

B . .  . .. Es lie t im unmittelbaren Interesse der Minderheit, daß dieser 
historische ~ r o z e i ,  nach lan r Bedrückung durch die Preußische Regierung, 
dieser Prozeß, den man Ent ir eutschung der westlichen Woiwodschaften nennt, 
in einem möglichst kurven und raschen Tempo vollführt werde. Es wurden in 
dieser Hinsicht übrigens anz entschuldbare Fehler be angen. Solange Polen 6 Q kein näher bezeichneter ert war, konnte es sich nic t erlauben, elementare 
Gerechtigkeit auszumessen, weil jeder Justizakt auf internationalem Boden 
als Gewaltakt gehindert wurde. 

Der Starke hat immer Recht, und der Schwache wird als besie t an esehen, 
und man schiebt ihn auf den zweiten Plan. Ich stelle fest, dalfam &ortage 
der Aufnahme der Liquidierungsaktion deutscher Güter, die der Herr Stadt- 
präsident erwähnte. unsere bisherige Nachgiebigkeit und unser Schwanken 



einer radikalen Anderung unterliegen müssen. Die Regierun , die ich reprii- 
sentiere, wiil, daß diese Angelegnheit innerhalb eines abres bestimmt 
geregelt wird. 

P 
Die, welche in der Zeit der Gefahr, in der sich das Vaterland befand, zu- 

gunsten eines fremden Staates optiert haben, müssen auch die Konse uenzen 
dieser Option tragen. Je  schneller diese Angelegenheit erledigt wir!, desto 
eher wird auch die für unseren inneren Frieden notwendige Konsolidierung der 
Verhältnisse eintreten. 

Was nun die deutschen Kolonisten, die Entdeutschung der Städte und die 
Liquidierung der dazu bestimmten Industrieunternehmen betrifft, so betone 
ich, daß wer immer uns vor der Welt des Mangels an Humanität bezichtigt, 
nicht im Einklan ist mit der tatsächlichen Lage. Polen war human, ist human, 
und es ist mögli8, daB sogar allzu g r o h  Humanität unseren Staat öfters ver- 
schiedenen Gefahren ausgesetzt hat. . . . . . 

Unmittelbar nach dem Empfang im Rathaus fand im Kabinett des Stadt- 
präsidenten eine Pressekonferenz statt, sii der die Vertreter fast aller Posener 
Zeitungen teilnahmen. Der Ministerpräsident gab hier mehrere Informationen 
über den Stand der Liquidierung. 

Was die Optanten betrifft, so erklärte General Sikorski, daß die Regierung 
diese Angelegenheit in sehr verwickeltem Zustande übernommen habe. . . . . 
Uber die Kolonisten äußerte sich der Minister räsident, daß die gegenwärtige 
Politik der schnellen Liquidierun weiterge ührt werden wird und daß es P P 
im Interesse der Kolonisten selbst iege, die Liquidierung selbst am raschesten 
durchzuführen. Die Ausweisung von 160 000 Optanten wird das polnische 
Element in Posen und Pommerellen stärken. 

Nt. 8 
Der Staatssekretär des Auswärtigen Amts an den Pohieehen Gesandten 

h r l i n ,  den 18. Juli 10'23 
Herr Gesandter! 

Auf die Note vom 16. Juni d. J. Nr. 3630r23* beehre ich mich folgendes zu 
erwidern: . 

Seit dem Zeitpunkt, in welchem eini e früher preußische Provinzen an die 8 Polnische Republik übergegangen sin , hat weit über eine halbe Million 
Deutscher, die zum größten Teil dort seit langem an esessen waren, dieses a Gebiet verlassen. Die Umstände dieser Abwanderung, ie für die Betroffenen 
vielfach Verarmung und Elend mit sich brachte, beweisen, daß sie in der 
Mehrzahl der Fälle nicht freiwilli vor sich gin Daß diese Entdeutschun 

P %' 7 der westlichen Provinzen Polens %nmäßig gesc ieht und ein politisches Zie 
bildet, das nicht nur von nationa istischen polnischen Parteien, sondern auch 
von den polnischen Behörden bis zu den htkhsten Spitzen hinauf angestrebt 
und gefördert wird, hat der frühere Ministerpräsident Polens, Sikorski, in 
seiner Rede im Rathaus in Posen am 10. April d. J.** unzweideutig aus- 
gesprochen. 

* In dieaer Note hatte der Polnhhe Owandte ge en eine ErklPrung proteatiert, in der aicb 
der Preußische Minieter bident un 9. Juni im Preu irichen Landtag gegen die Minderheiten- 
politik Polen. gewandt &tta 

a 
** Vgl. Nr. 7. 



Die Haltung der nachgeordneten Behörden in Polen entspricht diesem Grund- 
satz und diese Außerungen von autoritativer Seite verbunden mit dem Vor- 
gehen der unteren Behörden haben in der Tat in Deutschland den Eindruck 
erwecken müssen, daß die Toleranz der Polnischen Regierung, von der die 
Note vom 16. Juni spricht, auf die deutsche Minderheit in Polen keine An- 
wendung findet. 

Im übri en gestattet sich die Deutsche Regierun darauf hinzuweisen, daß 
das Vorge % en der Polnischen Regierung auch mit % en bestehenden Vertr"wn 
und den allgemeinen Regeln des Völkerrechts nicht in Einklang steht. %er 
die Frage der Rechtmäßigkeit des polnischen Vorgehen5 wird in einer wich- 
tigen Beziehung der Ständige Internationale Gerichtshof im Haag sich dem- 
nächst gutachtlich äukrn .  Mit Bedauern muß aber die Deutsche Regierung 
feststellen, daß polnische Behörden, obwohl seit einer Reihe von Monaten in 
Dresden Verhandlungen über die Re elung der Staatsangehorigkeitsfrsgen 
schweben, fortfahren, auch in solchen f ällen Ausweisungen vorzunehmen und 
sogar zur Liquidation des Eigentums zu schreiten, in denen strittig ist, ob der 
Bstroffene deutscher oder polnischer Staatsan ehöriger ist. Gerade diepes Vor- 
gehen, das auf das Bestreben schließen La 8 t, auch in ungeklärten Fallen 
vollendete Tatsachen zu schaffen, nur um jene Entdeutschungsaktion möglichst 
schnell durchzuführen, dürfte den Herrn Preußischen Ministerpräsidenten zu 
seinen Ausführungen veranlaßt haben. 

Das Auswärtige Amt beehrt sich weiter nachdrücklich der in der Note vom 
16. Juni zum Ausdruck gebrachten Auffassung zu widersprechen, als seien 
die Außerun en des Herrn Preußischen Ministerpräsidenten der Ausfluß einer 
~conviction % ostilea oder einer ~agressivite evidente.. Wenn in Deutschland 
an irgendciner Stelle unfreundliche Stimmen gegen Polen laut waren, 80 sind 
sie stets nur die Reaktion auf Kundgebungen und Maßnahmen von polnischer 
Seite. Das Auswärti e Amt darf in diesem Zusammenhange daran erinnern, 
daß der Polnische Au % enminister Herr Seyda in seinem Expos6 vor der Senats- 
kommission für auswärti e Angelegenheiten am 8. Juni, also unmittelbar vor 
der Rede des Herrn Preu i ischen Ministerpräsidenten, Ausführungen gegenüber 
Deutschland gemacht hat, die notwendig einen scharfen Widerhall wecken 
mußten. Am 19. Juni hat ferner der Polnische Staats räsident. Herr B Wojciechowski in Kattowitz eine Rede gehalten, in der die eutscbe Kultur 
als perfide und Deutschland als ein Staat hingestellt wird, dem Gewalt aber 
Hecht geht. Auf zahlreichen Kundgebun en hervorragender polniaher 
Politiker in Wort und Schrift, die sogar das $erbleiben Ostpreußens in deut- 
schem k i t z  als eine Gefahr für Polen bezeichnen, darf in diesem Zusamrnen- 
hange ebenfalls kurz hingewiesen werden. In allen diesen Auhrungen kommt 
tatsächlich ein Geist der AggressiviULt und der Feindseli keit zum Ausdruck, 
der gelegentlichen deutschen Außerungen über die &tdeutschungspolitik 
Polens durchaus nicht innewohnt. 

Den verantwortlichen Stellen des Deutschen Reiches liegt daran, die nach- 
barlichen Beziehungen zu Polen zu regeln und Reibungsflächen zwischen beiden 
Staaten zu beseitigen. Die parallelgehende Geldentwertung in Deutschland 
und in Polen hat neuerlich wiederum bewiesen, wie en beide Staaten wirt- B schaftlich verbunden und wie sehr sie beide an einer erstellun korrekter 
Verhältnisse interessiert sind. Die Deutsche Regierung benutzt die fblegenheit 
festzustellen, daß ihrerseits nichts unternommen ist, was irgendwie der Ent- 
wicklung derarti er Beziehungen zwischen den beiden Staaten hinderlich sein d könnte. Wenn wischenfälle wie der vorliegende trotzdem eintreten, so kann 



das Auswärtige Amt die Ursache nur in jenen Kundgebungen und Maßnahmen 
von polnischer Seite finden. die in allen deutschen Kreisen als speziell gegen 
Deutschland gerichtet empfunden werden müssen. 

Genehmigen Sie, usw, 
Frhr. von Maltzan 

Nr. 9 
Rechtsgutachten Nr. 6 des. Ständigen Internationalen Gerichtehofs, 

10. September 1923 * 
Auszug (W bersetzung) 

Der Völkerbundsrat hat am 3. Februar 1923 folgenden BeschluA gefaßt : 
.Der Völkerbundsrat ist mit gewissen Fragen befaßt worden, die sich auf 

folgende Tatsachen beziehen: 
a) eine Anzahl von Ansiedlern, die ehemals deutsche Reichsangehorige waren 

und jetzt auf polnischem, früher zu Deutschland gehörigem Gebiet wohn- 
haft sind, haben insbesondere auf ürund des Artikels 91 des Vertrages 
von Versailles die polnische Staatsangehörigkeit erworben. Sie besitzen 
ihre GUter auf ürund von Rentengutsverträgen; ob leich diese Verträge 
mit der deutschen Ansiedlungskommission vor dem &N affenstillstand vom 
11. November 19 18 abgeschlossen worden waren, hatte eine Auf lassung 
vor diesem Ta e nicht stattgefunden. Die Polnische Regierung betrachtet 
sich auf G run 8 des Artikels 256 des Vertrages von Versailles als recht- 
mäWige Ei entümerin dieser Güter und hält sich für berechtigt, die er- 
wähnten #&träge zu annullieren. Infolgedessen haben die polnischen 
hhörden  gewisse Maßnahmen qegen diese Ansiedler ergriffen, die ihre 
Vertreibung von den Gütern, die sie innehaben, zur Folge haben; 

b) die polnischen Behörden wollen Pachtverträge nicht anerkennen, die vor 
dem 11. November 1918 zwischen der Deutschen R 'erung und deutschen 
Heichsangehörigen, die jetzt polnische Staatsange T' örige geworden sind, 
abgeschlossen worden sind. Es sind dies Pachtverträge über deutsches 
Staatseigentum, das später auf Grund des Vertr es von Versailles, ins- 
besondere gemäß Artikel 256, auf den polnischen 3 taat übergegangen ist. 

i h r  Valkerbundsrat ersucht den Ständigen Internationalen Gerichtshof, ein 
ltech tsgutachten iiber folgende Fragen abzugeben : 

1. Betreffen die unter a und b bezeichneten Punkte internationale Verpflich- 
der Art, wie sie in dem am 28. Juni 1919 in Versailles unter- 

Vertrage zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika, dem 
Britischen Heich, Frankreich, Italien, Japan und Polen vorgesehen sind, 
und gehören sie gemäß diesem Vertrage zur Zuständigkeit des Völker- 
bundes? 

* Die deutsche Minderheit hat immer wieder veraucht, durch Anrufung der ihr durch inter- 
national~ Vertriige zu ihrem Schutz gegebenen internationalen Instanzen zu ihrem Recht zu 
kommen. 

Beim VBlkerbund sind nicht weni er ala 151 Beechwerden anhängig gemacht worden, die die 
La der deutschen Minderheit in I? olen betreffen. Vor der Gemischten Kommission für Ober- 
&ieo wurden, a b p e h n  son den in die Tausende ehenden Bewbwerden, die ohne 
Stelluo nahme dea Prbidenten erledigt wurden, 90 deutsche B eschwerden verhandelt, von denen 
75 ala %ereehtigt anerkannt wurden, wlhrend die Zahl der polnlchen Beschwerden 95 betrug, 
von denen aber nur 12 ale berechtigt anerkannt wurden. 



2. Für den Fall, daß die erste Frage bejaht wird, ersucht der Rat den 
Gerichtshof, ein Rechtsgutachten über die Frage abz eben, ob das im 
vorstehenden unter a und b bezeichnete Verhalten der 'Y olnischen Regie- 
rung im Einklange mit ihren internationalen Verpflichtungen steht.. 

.... Der Gerichtshof ist der Ansicht: 
daß die in a und b des Beschlusses des Völkerbundsrates vom 3. Februar 

1923 erwähnten Punkte internationale Verpflichtungen von der Art 
betreffen, wie sie der am 28. Juni 1919 in Versailles unterzeichnete 
Vertrag zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika, dem Britischen 
Reich, Frankreich, Italien, Japan und Polen im Auge hat, und daß 
diese Punkte zur Zuständigkeit des Völkerbundes gehören, wie sie 
sich aus diesem Vertrage ergibt, 

daß die unter a und b des erwähnten Beschlusses bezeichnete Haltung 
der Polnischen Kegierung nicht im Einklang mit ihren internationalen 
Verpflichtungen steht. . . . . * 

Loder A. Hammarskjöld 
Präsident Sekretär 

Der Deutsche Generalkonsul in Posen an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Posen, den 25. September 1931 

Welche Fortschritte die Entdeutschungsmaßnahmen in den letzten Jahren 
emacht haben, wird jetzt auch von polnischer Seite mit geradezu zynischer 

8ffenheit zu geben. AnlaD zu der Erörterun dieser Frage bot für die hiesige 

8 f Presse eine &eerMTentlichun , in der das Prob em der deutschen Abwanderung 
besprochen wird. Es han elt sich um eine Untersuchung des Warschauer 
Forschungsinstituts für Nationalitätenfragen, erschienen in der „Nationalitäten- 
fragen" betitelten Zeitschrift (Nr. 1, 2 und 3). Die Untersuchungen laufen 
darauf hinaus, daß bis zu dem Jahre 1931 rund 1 000 000 Deutsche aus Polcn 
abgewandert sind. 

Wenngleich diese Zahl hinter unseren Schätzungen zuriickbleibt, so ist es 
doch bemerkenswert, daß auch von polnischer Seite eine so hohe Abwanderongs- 
Ziffer als Erfolg der Entdeutschungspolitik zugegeben wird. 

Lütgens 

* Aus der Begründung des Gutachtens sind folgende Sätze hervorzuheben: 
.Die Durchführung des ßesetzea vom 14. Juni 1920 würde bewirken, da5 darr vernichtet 

würde, was früher geschaffen wurde, nämlich insofern, als das an die Ansiedler gestellte 
Verlan en, ihr Heim zu verlassen, eine Entdeutschung zur Folge haben würde. Eine solche 
Maßna f me ist daher, obwohl sie begreiflich sein ma gerade das, was der Minderheiten- 
vertrag seiner Absicht nach verhüten sollte. Die 'A %, icht des Vertrages war zweifellos, 
eine gefghrliche Quelle von Bedrückungen, Beschuldigungen und Kodikten zu beseiti en, 9 zu verhindern, daß Rasse- und Glaubenahaß Platz greifen sowie die bei seinem Absch u ß  
erworbene Rechtslage dadurch zu schützen, da0 er  die in diesem Zeitpunkt vorhandenen 
Minderheiten unter den unparteilichen Schutz dea Volkerbundes ate1lte.a 



Aussprache im Britischen Oberhaus, 15. Juni 1932 
Auszug 

(0 bersetzunq) 

L o r d  N o e l - B u x t o n :  In  letzter Zeit sind auf den Tagungen des Völker- 
bundsrates wichtige Fragen, die die nationalen Minderheiten betreffen, bellan- 
delt worden, vor allem wurde auf der Januart ung, als Lord Cecil die 
Britische Regierung vertrat, ein Bericht verhandelt,%r sich mit der sogenannten 
Terrorisierung beschiiftigte, die im Herbst 1930 in der Ukraine stattgefunden 
liat. Diese Vorfälle waren der Gegenstand einer von nicht weniger als 65 Mit- 
gliedern des britischen Parlaments unterzeichneten Eingabe, und diese Tatsache 
unterstreicht das öffentliche Interesse an einer Regierungserklärung über ihre 
Tätigkeit in der Minderheitenfrage. 

Diese Frage bildet einen starken Faktor in den internationalen Beziehungen. 
In  der Debatte darüber im letzten Jahr haben alle drei Sprecher, von denen 
jeder große Erfahrung auf diesem Gebiet besitzt, ihre Wichtigkeit unterstrichen, 
und diese Bedeutung ist besonders groß in eirier Zeit der Spannungen wie der 

egenwärtigen. Sie bildet den Hauptgrund für Reibungen zwischen gewissen 
Btaaten, und wo solche Reibungen in stärkstem Ausmaß eintreten, muß die 
Gefahr von Zwischenfällen, die zu einem großen Unglück füliren können, in 
Reclinung gestellt werden. Ein Beispiel dafür bildet der Fall Danzig. Jedcr 
kennt die Besorgnisse, die mit diesem Fall verknüpft sind. Die deutschen und 
die französischen Zeitunmen waren voll von ihnen, die deutschen prophezeiten 
eine Besetzung durch 8ie Polen und die französischen rophezeiten einen 
deutschen Putsch. Lord D'Abernon hat kürzlich die Lage in anzig bescbriehen 
und von dem Korridor als dem Pulverniagazin Europas gesprochen. Ich selbst 
habe in Danzig die Schwierigkeiten kennengelernt, die jeden Augenblick zu 
einem gefährlichen Zwischenfall führen können. Auf der deutschen wie auf der 
polnischen Seite gibt es Unruhe, und diese hat mehr als einmal zu Zusammen- 
stößen geführt, die den Verlust von Menschenleben nach sich zogen. Erst vor 
kurzem hat der polnische Kommissar mit seinem Riicktritt gedroht, falls nicht 
der Kommissar des Völkerbundes polnische Truppen zu Hilfe rufe. Die Ver- 
scliärfung der Lage, die zu dieser sehr gefährlichen Situation führt, entspringt 
in der Hauptsache aus der Behandlung der deutschen Bevölkerung auf 
schem Territorium, und die verderblicben Folgen all dieser Umstande E:; 
sogar ihre Rückwirkung auf die Abrüstungkonferenz, weil sich die Grundlage 
fiir die Befriedigung der Bevölkerung in Gefahr befindet. 

Eine andere bedauerliche Folge ist, da6 überall die Forderung nach Grenz- 
revision angeregt wird und dadurch mehr und mehr die europäischen Staaten 
in zwei Lager geteilt werden. Auf der einen Seite haben wir Deutschland, 
Un arn und Bulgarien und im engen Zusammenhang mit ihnen Italien, auf der 
an f ern steht das 9 r, in dem sich Polen und die Staaten der Kleinen Entente 
befinden, und diese eklagenswerte Unruhe kann nur durch eine gerechte Be- 
handlung der Minderheiten besänftigt werden. Die Minderbeitenverträge hatten 
natürlich den Zweck, diese Reibungen zu vermeiden, die die Alliierten sonst als 
unausweichbar erkannten. Die Schwieri keiten der Lage waren zugegebener- 8 maßen ernst. Wir hatten zumindest 26 illionen An ehorige der Minderheiten 
- einzelne Sachverständige gaben die Zahl noch vie f b6her an -, und friiher 
untergeordnete Völker erhielten die Kontrolle Uber ihre bisherigen Herren, die 



sehr oft einer höheren Zivilisation angehörten als sie selbst. Nach zwölf jähri-m 
Bestehen dieses Zustandes sollte ein harmonisches Verhältnis leichter erzielt 
werden können, als es sich in der Tat erwiesen hat. Die Auswanderung ist in 
der Hauptsache abgeschlossen und ebenso die Agrarreform; die Bevölkerungen 
sind in einer solchen Weise als seßhaft anzusehen, daß  ein harmonisches Ver- 
hältnis erleichtert werden müßte. Die Alliierten sahen indessen voraus, daß  
fremde Herrschaft genau festgelegte Schutzbestimmungen notwendig machte. 
Grenzen nach ausgesprochen ethnologischen Linien zu ziehen war unmöglich, 
und daher konnte politische Einheit nur durcli Bestehenlassen der kulturellen 
Unterschiede erzielt werden. Dementsprechend wurden den neuen auf Veran- 
lassung der Alliierten errichteten Staaten Bedingungen auferlegt. 

Die Minderheitenverträge bestimmten, daß  erstens Gleichheit vor dem Gesetz 
bestehen müsse - ein Beispiel hierfür ist das Verbot, in den öffentlichen An- 
stellungsverhältnissen Ilnterscheiduiigen durchzuführen -, zweitens kultu- 
relle Rechte, insbesondere das Recht auf Elementarschulen in der Muttersprache 
der Minderheit, das Recht auf soziale Einrichtungen und das Recht, vor Gericht 
die Minderheitensprache zu benutzen. Die Durchführung der Verträge unterlag 
der besonderen Garantie des Völkerbundes. Die Garantiefrage ist zugegebener- 
maßen schwierig, aber wir müssen uns die Bestimmurigen ins Gedächtnis zu- 
rückrufen, in denen die Garantie niedergelegt war. Die Verträge sagen, daß  die 
Verptlichtungen von internationalem Interesse unter der Garantie des Völker- 
bundes stehen, und die Garantie wurde vom Völkerbundsrat 1920 durch An- 
nahme des Tittoni-Berichtes festgelegt, demzufolge die Garaiitie besagt, daß  der 
Völkerbund sich vergewissern muß, daß  die Bestimmungen für  den Schutz der 
Minderheiten ständig beobachtet werden. Ein Bruch der Sondergarantien dieser 
Art verstärkt die Gefahr ihrer Nichterfüllung. Die Maßnahmen von Mr. Arthur 
Henderson als Staatssekretär des Auswärtigen Amts berechtigten zu Hoffnuxige~l 
auf Erfüllung der Garantie, was die Gefahr verringerte, und es wära gut, wenn 
diese Veringerung weiter anhielte. 

Ich möchte einen Vorschlag machen, den, wie ich hoffe, die Regierung Seiner 
Majestat günstig aufnehmen wird. Nach dem Vorgang des Weißbuclies, das 
kürzlich auf Anregung des Völkerbundes in Verbindung mit den chinesisch- 
japanischen Ereignissen des letzten Winters veröffentlicht wurde, sollte die 
Regierung ein Weißbuch herausgeben, das für den Gebrauch des Parlaments 
das Verfahren, die Machtbefugnisse und die Verantwortlichkeiten der Mit- 
glieder des Völkerbundsratn im Hinblick auf die Minderheiten sowie die Ar t  der 
Garantie darlegt, die vom Völkerbund hinsichtlich der Ausfiihrung der Ver- 
träge übernommen worden ist. Wie  werden diese Vertriige angewendet? Die 
Tschechoslowakei ist eine einigermaßen glückliche Ausiiahme von der im 
allgemeinen als bedauerlich zu bezeichnenden Regel. Die andern haben ein 
schlechtes Zeugnis. Wir  sehen dort einen nicht durch Klugheit eingediiminten 
Nationalismüs. Assimilierung durch Zerstörung der Kultur ist an der Tages- 
ordnung. Dies war zwar durch den Völkerbund vorausgesehen, und es sollten 
Bestimmungen hierfür bestehen, aber der Prozeß geht noch weiter. Die Foiineii 
der Unterdrückung sind sich überall ähnlich, wenn sie auch dem Grade uach 
verschieden sind. Wir  haben die Unterdrückung der Schulen, wir haben die 
Unterdrückung der olitischen Rechte, und in einer sonst so melancholisch an- 
mutenden.Frage ist P ü r  den Humor esorgt durch die Methoden, mit denen die f politischen Rechte unterdriickt wer en, nämlich die Abaicht, der Bevölkerung 
die Ausübung des Wahlrechts dadurch unm6glich zu machen, d a ß  man auf die 
brillante Idee verfallen ist, die Wahlurnen mit Abfall EU füllen, so da13 es 
unmöglich wird, die Wahlzettel hineinzuwerfen. Regulierungen auf landwirt- 



schaftlichem Gebiet sind ebenfalls dazu benutzt worden, um die Bevölkerung 
von ungünstig ei-llten Dörfern durch den Erlaß von Verboten wegen 
Maul- und Klauenseuche daran zu ,hindern,. zur Wahl zu gehen, Verordnungen, 
die, wie Euere Lordschaften wissen,'auf dem Kontinent oft die Bewegungs- 
freiheit der Menschen ebenso hindern wie die der Tiere. Es gibt aber auch 
die einfachere Methode, die Wähler auf dem Wege zur Wahl niederzuschlagen, 
was ja viel ernster ist und sich, wie bewiesen worden ist, im Falle der Wahlen 
in Oberschlesien ereignet hat. 

Außerdem ist weit verbreitet die ungleichmäsige Behandlung der Minder- 
hei ten bei der Beruf auf öffentliche Posten. Ich möchte Eueren hrdschaf ten 
zwei oder drei Beispie 'Y e aus kürzlich vorgekommenen Fällen unterbreiten. 

. . . . . Die Alliierten erwarteten große Din e von Polen, einer Rasse mit einer 
großen Geschichte, berühmt in Kunst und issenschaften, einer Rasse, die drn 
neueken Zivilisationen in ihrer Nachbanchaft ein Beispiel der Weisheit geben 
sollte und, wie wir hoffen wollen, geben wird. Aber die Politik Polens ist 
in dieser Hinsicht, wie wir zugeben müssen, bisher dem eigenen Staat abträglich 
gewesen. Die Frage der deutschen Bevälkerun in Polen ist eine sehr dringende 
Angelegenheit. Aus dem Korridor und aus b osen sind bereits nicht weniger 
als 1 Million Deutsche seit der Annexion abgewandert, weil sie die Bedingungen 
dort unerträglich finden. Die Abhängigkeit jeder Person von der Gunst der 
örtlichen Behörden für die Erlangung einer öffentlichen Konzession wird be- 
nutzt, um große Teile der Bev6lkerung loszuwerden. Die Kolonisierung, die 
heute noch den Beratungsgegenstand des Vlllkerbundsrates bildet, wird benutzt, 
um den Minderheiten gegenüber Unterschiede zu machen. In der Schulfrage 
zei n sich Zahlen, denen Glauben zu schenken Eueren Lordschaften schwer- 
fal Y en wird. 45ß1, der deutschen Kinder in Thorn und Posen sind ihrgr 
Schulen beraubt und in lnische Schulen getrieben worden. In der Gesamt- 
zahl der Schulen ist ein &kgang von 50 , eingetreten. Das ist eine direkte 
Verletzung des Artikels im Vertrag mit Po en, der bestimmt: 

.Polen wird dafür mrgen, . . . . 
'1 

daß in den Volksschulen den Kindern der 
Unterricht . . . . in ihrer eigenen Sprache erteilt wird.. 

Ein sehr merkhrdigea und interessantes Beispiel ist jetzt au meiner Kennt- 
nis ekommen, für dessen Wahrheit ich mich verbargen kann und das die Be- % han lung der protestantischen Sonntagsschulen betrifft. Dort hat man ein 
System, das dem englischen sehr ähnlich zu sein scheint. Die Lehrer sind nicht 
Berufskriifte, und hier hat ein vorsätzlicher Angriff auf das ganze System der 
üonntagsschulen stattgefunden. Die Polizei brach in diese ein, die Lehrer 
wurden in einen Haum ein chlossen, die Kinder, wahrend sich die Lehrer F nebenan hinter Schloß und iegel befanden, verhört und die Bücher beschlag- 
nahmt. Dies ist Verfolgung gemeiner Art und offensichtlich Teil des Versuchs, 
den Gebrauch der Sprache so weit zu unterdriichen, wie er nur unterdrückt 
werden kann durch tabachliche Verminderun des Ausmaßes, in dem die I$+ 
volkerung ihre Sprache lesen und schreiben f ernt. Sie kann die Sprache in 
ihrem eigenen Haus sprechen, aber es bleibt ein Versuch, die S rache zu unter- 
drlicken. Noch ernstere Dinge ereignen sich in dem ukrainisc ! en Teil Polens. 
Die Ukraine scheint von uns weit entfernt zu sein, aber sie geht doch die ganze 
Welt an, denn sie bedeutet eine far die Interessen des Friedens wichtige Frage. 
Die Ukrainer sind ein viel grgßeres Volk, als wir uns zu erinnern gewUhnt sind. 
6 Millionen von ihnen leben in Polen, sie bilden, ab esehen von den Briten 
und Franzosen, die gr6ßte Volksgruppe in Kanada, L er sind sie in einem 
hohen Maß zur britischen Angelegenheit geworden. Im polnischen Ostgaliziea 



wurden vom Ende das Krieges bis 1928 die Volksschulen um zwei Drittel ver- 
mindert, nämlich von 2400 auf 745. In  den Universitäten, in denen die Ukrai- 
ner unter österreichischer Herrschaft 11 Lehrstühle innehatten, besitzen sie 
jetzt keinen, obwohl ihnen 1922 von der Polnischen Regierung eine eigene 
Universität versprochen worden war. In  dem Teil der polnischen Ukraine, der 
fröher zu Bußland gehörte, in Wolhynien, sind die Bedingungen noch härter. 
Hier gibt es ein umfangreiches System der Kolonisierung durch frühere Sol- 
daten, und diese Leute - bewaffnet und Ungesetzlichkeiten nicht abgeneigt - 
verfolgen ihre Nachbarn in einer äußerst bedauernswerten Weise. Die Ge- 
nossenschaftsläden, die ein Merkmal der ukrainischen Landwirtschaft sind, 
werden unterdrückt, und alles dies ist meiner Meinun nach Teil der Politik, 
die Bauern munterrichtet und uneinig zu erhalten. t n  der ganzen Ukraine 
gibt es überdies das System polizeilicher Ausweise für jeden, der irgendeine 
Genehmigung erhalten will, und dies führt zu einem allgemeinen System poli- 
zeilicher Verfolgung. Ein ungünstiger Polizeibericht besiegelt natürlich das 
Schicksal eines Schullehrers, der sich nicht besonderer Gunst erfreut. Wir 
können in diesem Zusammenhang eine besonders beklagenswerte Tatsache nicht 
beiseitelassen, nämlich die Folterung von Gefangenen in Gefängnissen und von 
Verdächtigen, die sich die Ungnade der polnischen Behörden zugezogen haben. 
Uberzeugende Beweise dafür, daß in solchen Fällen mittelalterliche Folter 
angewandt werden, liegen zu meinem Bedauern vor. 

Diese Behauptungen wurden im Völkerbundsrat durch Lord Cecil als Dele- 
gierten der Britischen Regierung als das Gewissen der Menschheit erschütternd 
bezeichnet. Sie sind vom Rat nicht untersucht worden, wie das hätte erfolgen 
müssen. Der Bericht wurde ohne Untersuchung angenommen. Die An- 
schuldigungen sind beachtlich für die Frage der Minderheiten, die Gegenstand 
des Ratsberichts vom Januar war. Diese Terrorisierung war aus dem Rats- 
bencht genügend bekamt, aber ich möchte Euere Lordschaften doch an ihre 
Not erinnern durch Verlesung der Worte eines ausgezeichneten Rechts- 
gelehrten, der der Krone in den Kolonien gedient hat, Sir Walter Napier, 
der folgendes schrieb: .Die Führer des Dorfes wurden umringt, in eine 
Scheune getrieben, entkleidet, niedergehalten und mit dicken Stöcken, die zum 
Dreschen gebraucht werden, geschlagen. Arzten war es verboten, von den 
Städten in die Dörfer zu gehen, und Bauern, die den Versuch machten, sieb 
zur Behandlung in die Städte zu begeben, wurden durch die Polizei zur Um- 
kehr gezwungen.. 

Nur mit großem Widerstreben kritisiert man einen befreundeten Staat, aber 
nichts wird, wie die Beratungen im Völkerbundsrat gezeigt haben, gewonnen. 
wenn man den Bruch von Verträgen ignoriert, wenn diese Vertragsbrüche 
abgestellt werden k6nnen. Wir dürfen nicht ver essen, daß Polen ganz be- 
~ondere Ursacbe hat, diese Verträge zu beachten, fenn die ihm zugestandenen 
Annexionen wurden ihm unter der Bedingung zugestanden, daß es diesen Ge- 
bieten Autonomie gewährt. Diese Bestimmung wurde von der Botschafter- 
konferenz 1923, in der unser Land ein führendes Glied war, aufgestellt. . . . . 

L o r d  Dick inson  : Ich hoffe, Sie werden mir erlauben, ein paar Beobach- 
tungen denen hinzuzufügen, die mein Freund Lord Noel-Buxton vorgebracht 
hat, und ihm gleichzeitig dafür zu danken, daß er die Angelegenheit vor 
diesem Hause zur Sprache brachte. Vielleicht mag man sich manchmal fra en, 8 warum wir uns berechtigt fiihlen, Euere Lordschaften in bitten, diesem ro- 
blem Aufmerksamkeit zu schenken, aber ich glaube, ich kann zwei Tatsachen 
erwähnen, die meiner Meinung nach sicher die Beanspruchung einiger Minuten 



Ihrer Zeit mit dieser Sache rechtfertigen. Vor allem ist das Problem eines 
von erheblichem Umfang - von viel größerem Umfang, als man gewöhnlich 
glaubt -, denn es gibt in jedem Lande gewisse Minderheiten, manche zahl- 
reicher. manche kleiner. Sie sind natürlich, wie der Name sagt, Minder- 
heiten - sehr oft eine kleine Minderheit -, aber die Gesamtzahl der Per- 
sonen. die unter den Bedingun- von Minderheitenverträgen leben. ist be- 
deutend. Ihre Zahl anzugeben, 1st schwierig. Es wurden Zahlen wie 20, 30, 
40, ja sogar 50 Millionen genannt, je nachdem, ob diejenigen, die die Zahlen 
angeben, geneigt sind, sie zu verkleinern oder zu vergrößern, aber ich glaube, 
daß man ungefähr richtig schätzt, wenn man s , daß mindestens 30 Millionen 
Menschen von der richtigen Durchführung der "8: inderheitenverträge in Europa 
abhängen, und wenn irgend jemand für die Minderheitenverträge verantwort- 
lich isk so ist es sicher die Britische Regierung. 

In Paris wurde die Frage, wie sich Lord Cecil of Chelwood erinnern wird, 
in groWer Ausführlichkeit erörtert, und es war nicht sehr einfach, iiberhaupt 
die Annahme der Minderheitenverträge zu erreichen. Ich war darnals nicht 
anwesend, aber mir ist gesagt worden, daß ohne den Nachdruck, den die Ver- 
treter dieses Landes der Frage gaben, die Minderheitcnverträ e wohl niemals I$ entstanden wären. Wenn dem so ist, dann scheint mir, da die Re 'erung 
Seiner Majestät und ihre Vertreter in Genf einen besonderen Teil der ferant- 
wortung dafür tragen, darauf zu achten, daß diese Verträge wirksam gemacht 
werden. 

Ich beabsichtige nicht, mich mit der Frage Polen zu beschäftigen, wie das 
mein Freund getan hat, erstens, weil ich bei meinen Bemerkungen lieber eine 
Bezugnahme auf irgendein bestimmtes Land in dieser Hinsicht vermeiden 
möchte, und zweitens, weil ich weiß, daß es besonders in Polen und in allen 
diesen Ländern politische Schwierigkeiten bei der Errichtung ihrer Regierungen 
gegeben hat, die wir schwer beurteilen können. Dennoch sind wir ziemlich 
unvermittelt vor diese Lage gestellt worden durch die Vor '.nge in der Ukraine 
und die Art und Weise, in der die Minderheit durch die T olnische Regierung 
und den Völkerbund behandelt worden ist. Mein Interesse an dieser Frage 
stammt aus der Kriegszeit. Ich habe nicht den Vorzug, den Osten so gut 
zu kennen wie mein Freund, aber unmittelbar nach dem Krie e besuchte ich a diese Länder aus besonderem Interesse für dieMinderheiten, un für jeden, der 
zu dieser Zeit dorthin kam, war es offensichtlich. daß hier ein Problem be- 
stand, von dem der Friede Euro as und vielleicht der Welt abhängen würde. 
Von der richtigen Usung der Eeziehungen dieser Minderheiten zu der Be- 
völkerung, in deren Mitte sie leben, hing und, ich glaube, hängt noch heute der 
zukünftige Frieden Europas ab. 

Ln allen diesen Ländern finden Sie große Gruppen von Menschen, die von 
ihren Nachbarn in beinahe jeder Hinsicht, ja man kann sagen, überhaupt in 
jeder Hinsicht, abweichen. Sie unterscheiden sich in ihrer Sprache, in ihrer 
Religion, in ihren kulturellen Bindungen, in ihren Lebensbedingungen, ihrer 
Geschichte und in jeder Einzelheit von den Menschen, von denen sie umgeben 
sind, und sie sind, wie Euere Lordschaften sehr wohl wissen, stets die Ursache 
für einen großen Teil der Schwieri keiten im Osten. Europas gewesen. Der 
Krieg änderte die Lage in zweierlei binsicht. Einerseits befreite er eine große 
Zahl von Menschen, von denen man sagt, daß sie bisher unter dem Joch fremder 
Herrscher lebten. Er  befreite eine größere Zahl als die. die er andererseits 
wieder einem solchen Joch nach dem Krieg unterwarf, und insoweit ist der 
Krieg ein Befreiungskrieg gewesen. Aber auf der anderen Seite unterwarf 



er viele Millionen Menschen neuen Bindungen, und diese waren in der Regel 
Menschen: die, wenn sie auch nicht immer ihren Nachbarn überlegen waren, 
doch sicherlich glaubten, von höherem Wert zu sein. Anstatt daß Rumänen 
den Ungarn: Polen den Deutschen, Tschechen den Osterreichern untertan 
waren, wurden Deutsche, Ungarn und Osterreicher andern Staaten unter- 
worfen, und es war ganz klar, daß unter diesen Umständen nichts anderes die 
Versöhnung in Europa herbeiführen konnte als eine sehr großzügige Ausübung 
der Hechte der Regierungen über diese Menschen. . . . . 

Weil diese Minderheiten ihre vertraglichen Rechte besitzen, hat die ganze 
Frage eine solche Bedeutung gewonnen, und weil sie glaubten, daW ihnen diese 
Rechte vorenthalten werden, ist in den Minderheiten das Gefühl entstanden, 
daß sie keine Hilfe von dem internationalen Organ, dem Völkerbund, erhalten 
können, das gerade zu dem Zweck geschaffen worden ist, ihnen Gerechtigkeit 
zuteil werden zu lassen. Das Ergebnis ist, daß sie Abhilfe und Gerechtigkeit 
nicht vom Völkerbund, sondern von anderen Stellen erwarten. Sie sehen 
nicht auf uns, sondern auf Deutschland. Denn die deutschen Vertreter irn 
Völkerbund sind die Vorkämpfer der Minderheiten geworden. Deutschland 
hat mit dem Entwurf der Minderheitenverträge nichts zu tun. Deutschland 
selbst erhob Einwendungen gegen die Annahme der Verpflichtungen der 
Verträge, als es dem Völkerbund beitrat. Wenn jetzt irgend jemand in der 
Versammlung oder im Rat eine Frage aufwirft, dann ist es der deutsche Ver- 
treter, der die führende Rolle übernimmt. Es scheint mir ein großer Irrtum 
unserer Regierung zu sein, daß sie diese Lage hat entstehen lassen. An den 
Minderheitenrechten war die britische öffentliche Meinung stets interessiert, und 
ich wäre glücklich, wenn wir feststellen könnten, daß etwas aktivere Schritte 
von unseren Vertretern in dieser besonderen Richtung unternommen wiirden. . . 

Viscoun t  Ceci l  of  C h e l w o o d :  Ich bin sicher, daW niemand von Ihnen 
glauben wird, daß sich mein Freund Lord Dickinson entschuldigen mußte, als 
er einen so interessanten Bericht über diese sehr wichtige Frage erstattete. E r  
war gewiß berechtigt zu sagen, daL3 eine geschichtliche Verbindung zwischen 
diesem Land und der Minderheitenfrage besteht. E r  bezog sich auf die Ereig- 
nisse in der Pariser Konferenz. Er  hätte noch viel weiter zurückgehen können. 
Wenn er die Protokolle der Berliner Konferenz durchsieht, die zu dem Berliner 
Vertrag führten, wird er finden, daß der Britische Außenminister jeiier Tage 
zu einem Teil der Autor zusammen mit, ich glaube, dem Französischen Außen- 
minister des allgemeinen Vorschlags war, daß, wo immer ein Land durch einen 
Vertrag eine beträchtliche Gebietsvergrößerung erfährt, diesem Lande auch die 
Verpflichtung auferlegt werden sollte, seine Minderheiten zu schützen. . . . . 

Ganz zweifellos ist diese Frage von sehr großer Bedeutung. Das Minder- 
heitenpwblem ist für einen großen Teil der Unruhe verantwortlich, die un- 
glüoklicherweise noch immer besteht, besonders in hlitteleuropa. Ich glaube 
aber auch, es ist nur billig, zu sagen, daß die Frage eine der schwierigsten und 
delikatesten ist. Ohne jeden Zweifel hat auch jeder Minderheitenstreit, wie 
Lord Noel-Bugton sagte, zwei Seiten. Auf der einen Seite besteht der Wunsch 
der Mehrheit des Landes, das Gebiet und die Bevölkerung zu einigen, seine 
Position zu stärken und im oft miabrauchten Namen des Patriotismus zu ver- 
suchen, alle Opposition gegen diese Einigkeit auszurotten. Auf der andern 
Seite haben Sie das sehr natürliche Gefühl, das sehr lobenswerte Gefühl, wenn 
Sie wollen, der Minderheit die ihr eigene, besondere Existenz innerhalb des 
Staates zu erhalten. Die Minderheit wertet ihre Verbindung mit ihrer alten 
Nationalität wahrscheinlich sehr hoch, und sie hat den sehr starken sentimen- 



talen Wunsch - ich gebrauche hier das Wort sentiment'd nicht in einem 
herabwürdigenden Sinne -, ihre Stellung zu erhalten. Es ist klar, daß, wenn 
diese beiden Richtungen zusammenprallen, es sehr große Schwierigkeiten geben 
muß. . . . . 

Lord Noel-Buxton sagte, daß in mancher Hinsicht diese Minderheitenfrage 
ein Pulvermagazin bedeutet, und ich stimme mit ihm überein. Sie ist angefüllt 
mit Explosivmaterial. Als Beispiel führte er Danzig an, aber ich glaube, er wird 
mit mir darin übereinstimmen, daß hier nicht eine typische Minderheitenfrage 
vorliegt, wenn die Lage dort auch ernste Schwierigkeiten enthält, die die Auf- 
merksamkeit des Völkerbundes im hohen Maße auf sich gezogen haben. Dort 
haben Sie einen Staat von überwiegend deutschem Charakter innerhalb eiues 
Landes, das überwiegend polnisch ist, und den Zusammenprall von zwei 
Nationalitäten, die offenbar stets einander feindlich gesinnt sind, wenn sie zu- 
sammentreffen. Meiner Beurteilung nach ist dies nicht ein typischer Minder- 
heitenfall, da er nicht unter die Minderheitenvertr" e fällt. Es ist ein Fall von 
zwei anscheinend unversöhnlichen Volksteilen, die 7 urch Anwendung der Ver- 
träge in eine bestimmte Zusammenstellung gebracht worden sind. . . . . . 

I n  der Minderheitenfrage muß es die erste Aufgabe sein, zu versuchen, die in 
Frage kommende Regierun zu iiberzeugen, daß sie sich besser brnehmen und 
Garantien für ein besseres # erhalten geben sollte. Um den Fall Polens und der 
Ukraine herauszugreifen: Die Verzögerun war, wie ich höre, in diesem Falle 
durch die Bemühungen hervorgerufen, diesolnische Regierung zu veranlassen, 
eine Art von Garantie oder eine Erklärung abzugeben, daß sie ein neues System 
schaffen wolle, das die Schwierigkeiten beseitigen würde. Das erfordert Zeit. 
IIm Problem besteht nicht darin, eine Maschinerie oder ein Komitee zusammen- 

n, sondern liegt in der Schwierigkeit. delikate Verhandlungen mit 
Schnel zubriy igkeit zu fiihren. . . . . . 

D e r  S t a a t s s e k r e t ä r  f ü r  K r i e g  ( V i s c o u n t  H a i l s h a m )  : . . . . , Was 
die Ukrainer betrifft, so ist die ganze Frage der Stellung dieser Minderheiten 
in diesem JUr vor den Völkerbund gekommen als Er  ebnis der sogenannten 
Betriedigm der polnisch-ukrainischen Provinzen im 5ahre 1930. Eingaben 
gegen die &ndlnngen der polnischen Beharden in dieser Angelegenheit wur- 
den im letzten Jahr durch ein Dreiei-Komitee erörtert, dessen britisches Mit- 
lied Lord Cecil war. Dieses Komitee kam zu dem Schluß, daß ein prima 

a c i e - ~ a l l  der Verletzung der Minderheitenverträge durch die Polnische Re- 
'erung vorläge. Dcr Bericht über diese Frage wurde dem Völkerbundsrat am &. Jannar d. J. durch Herrn Sato, Mitglied der J a  anischen Dele ation, vor- 

gelegt. Dieser Bericht gab der Ansicht Ausdruck, saß die polnisc % en Behör- 
den zu ihrem Vorgehen in hohem Maße provoziert worden seien, daß sie nicht 
die Absicbt hatten, eine systematische antiukrainische Politik zu verfolgen und 
daß sie in Zukunft eine versöhnliche Haltung annehmen und sich bemühen 
würden, mit den verantwortlichen Elementen unter den Ukrainern für die 
Besserung der Lage in den ukrainischen Provinzen zusammenzuwirken. 

Man wird sich ferner erinnern, daß bei der Beratung des Berichts im Vtilker- , 

bundsrat Lord Cecil, der für die Britische Regierung sprach, die Aufmerksamkeit 
seiner Kolle en auf die äußerst bedauerliche Natur einiger der in dem Bericht 
erwähnten # orfälle lenkte, erklärte, da.$ von Herrn Sato aus esprochene Be- f dauern darüber zu teilen, daß die Polnische Regierung den unsc uldigen Opfern 
der dar& ihre Beamten begangenen Mißbriiuche keine Entschädigung zuge- 
standen habe, und der Hoffnung Ausdruck gab, daß die Polnische Regierung 
energische Maßnahmen zur Versöhnung und Befriedung ergreifen würde. 
Er  drückte auch sein Bedauern darüber aus, daß Anschuldigungen über die Mi& 



handlungen ukrainischer Gefangener, die in den Eingaben enthalten waren, 
nicht untersucht und zum Gegenstand eines Berichts gemacht werden sollten 
und wies darauf hin, daß, wie die Dinge jetzt en, diejenigen, die die An- 
schuldigungen erhoben hätten, sagen könnten, da ?# ihre Beschuldigungen von 
der Körperschaft, an die sie sich gewendet hätten, weder zurückgewiesen noch 
untersucht worden seien.. . . . 

Was den Fall der Deutschen in Posen und im Korridor betrifft, den der edle 
Lord erwähnt hat, so ist die Lage die, daß bis vor kurzem diese Eingaben in der 
Hauptsache aus Klagen einzelner Mit lieder der Minderheit bestanden, die 
darüber Klage führten, W en ihres Vo P kstums in Fragen wie der Enteignung 
oder Beschränkung ihres I igentums unter dem Agrarreforqesetz oder der 
Gewährung oder Zurückziehung von Erleichterungen auf dem Gebiete dar Er- 
ziehung, von Alkoholverkaufslizenzen und ähnlichem benachteiligt zu werden. 
In den meisten dieser Fälle war es nicht mö lich, auf Grund der zugänglichen 
Unterlagen die Behauptung der Polnischen 8egierung in Frage zu stellen, daß 
die Handlun en ihrer Behörden durch rein raktische Erwägungen hervor- 
gerufen wor f en seien, wie dem übermäßigen Zrhäl tnis  des GroBgrundbesitzes 
in einem gewissen Gebiet oder der übergroßen Zahl von Alkoholkonzessionen 
in einer bestimmten Stadt, und daß sie nicht eine Beeinträchtigung irgend- 
welcher durch die Minderheitenverträge gewährten Rechte bedeuteten. Immer- 
hin lie en dem Völkerbundsrat verschiedene Eingaben vor, die sich mit der a Frage er Diskriminierung als Gesamtproblern befassen und Vergleichsstatistiken 
enthalten, die eine ungleichmäßige Behandlung von Personen deutschen und 
polnischen Volkstums in roßen Gebieten nachweisen sollen. Solche Statistiken 
erfordern sehr sor ame B ntersuchungen, die gegenwärtig vorgenommen werden, 
und ehe nicht die 'rgebni;se dieser Prüfung vorliegen, wird es für die Regierung 
Seiner Majestät natürlich unmöglich sein, eine Erklärung über die Frage ab- 
zu eben.. . . . . 

&Vir sind dankbar fiir alle nur m6glichen Anregungen, die uns helfen weiden, 
eine befriedigendere Erfüllung der durch diese Minderheitenverträge über- 
nommenen Verpflichtungen herbeizuführen. Wir sind uns aber auch bewiißt, 
daß die Frage, wie die Durchführung derartiger Verpflichtungen erzwungen 
werden kann, notwendigerweise eine sehr delikate ist. Das ganze Problem jeder 
Art von Zwangsmaßnahmen enthält offenkundig zahllose Schwierigkeiten, und 
ein etfolgloser Versuch, die Beachtung derartiger Verträge zu erzwingen, oder 
ein erfolgloser Versuch, sich für die Sache einer Minderheit einzusetzen, könnte 
der Sache der Minderheit selbst leicht mehr Schaden zufüpn  als die ruhigere 
und weniger Aufsehen erregende Methode, auf die in Frage kommenden Re- 
gierungen Einfluß auszuüben. Trotz aller Wünsche. diese Verträge dem Buch- 
staben und dem Geist nach voll beobachtet zu sehen, ist Seiner Majestät Re- 
gierung genöti , zu bekennen, daß, wie die Dinge im Augenblick stehen, sie f nicht siebt, da sie selbst mehr tun konnte, als sie in der Vergangenheit zu tun 
versucht hat.* . . . . . 

* Auch in den affentlichen Sitziin en des Völkerbundsrrtes ist wiederholt von Vertretern 
verschiedener Staaten bei der Behan lun von Eingaben 'der deutschen Minderheit in Polen 
die Bedeutung und Notwendigkeit des Sc  utzes der Minderheiten und der Unterlassiing aller 

des Friedens: 

% 
Unterdruclrungsmaßnahmen hervorgehoben worden, namentlich auch im Interesse der Erhaltung 

Bei der Behandlung einer Petition des Deutschen Volksbundes vom 19. Mai 192ö, betreffend 
die Sicherheitsverhältnisse in Polnisch-Oberschlesien, in der öffentlichen Sitzung des Völker- 
bundsrates vom 8. September 1928 führte das Holländische Ratsmitglied Beelaerta van Block- 
land fol endes aus: 86, teile die Zuversicht des Berichterstatters, nenn dieser erklire, da8 gegebenenfalls 

auf Grund der eingeleiteten und im Zuge befindlichen Untersuchungen geeignete Maß- 



Nr. 12 
Der Deutsche Generalkonsul in Posen an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Posen, den 2. März 1833 

Wieder hat die A rarreform in diesem Jahr dem Deutschtum wertvollen 
Boden entzogen und 9 er deutschen Minderheit mit erbarmungsloser Härte vor 
Augen geführt, daß sie sich hier einem hartnäckigen und lanmäßigen Angriff 

nübenieht, der letzten Endes ihre Vernichtung un Verdrängung zum Zr hat. 
J' 

nahmen hinsichtlich der Schuldigen getroffen werden würden. Indem er selbst den Be- 
richt annehme, apr&he er  aber leichzeitig die feste Erwartung aus, daß die Polnische 
Regierung verstehen werde, die er f orderlichen MaOnahmen zu ergreifen, um die Bevölkerung 
zu beruhi en und hierdurch das Vertrauen der Bevölkerun in den Völkerbund nocb zu 
erhöhen, %er die Aufgabe habe, auch iiber die Interersen er Minderheiten zu wachen.. 
(Societb der Nations, Journal Officiell 1928 p. 1490.) 

a 
In der öffentlichen Sitzun des Völkerbundsratea vom 26. September 1028 bei Behandlung 

einer Petition wegen Schlie f ung deutscher Minderheitsschulen im olnisch gewordenen Teile 
Oberaehlesiens sah sicb gegenüber dem Verhalten dea Polnischen f*tamitgliedes d a  AuUea- 
ministere Zaleski das Kanadische Ratsmit lied Dandurand veranlaßt, einen besonderen Appell 
an die Polnische Regicrunp zu richten. k c e h  dem Sitzunpprotokoll hat er dabei folgendes 
ausgeführt : 

.Er beschränke sich darauf, eine Bitte auszusprechen. Die Lage an Ort und Stelle sei 
ihm nicht bekamt, aber e r  denke an die 25, 30 oder 35 Kinder, die morgen ihrer Scbule 
beraubt sein uriirden, die sie nocb geetern hätten besuchen dürfen.. (SocietB des Nations, 
Journal Officiell 1928 p. 1678.) 

Als in der Sitzung des Völkerbundsratea in Lugano am 15. Dezember 19'28, in der lediglich 
Minderheitebeschwerden aus Oberschlesien, und zwar ausschließlich aus dem polnisch ge- 
mrdenen  Teile, verhandelt und beraten wurden, der Polnirche Außenminister Zaleski als Rats- 
mit lied in einer längeren schriftlich formulierten ErklHruog das Eintreten des Deutschen 
~o l f sbundea  in Kattowitz für die Interessen des Deutaohtums durch Petitionen beim Völker- 
bundarate als eine nicht zu duldende tlandlungsweiee erklärte, sah sich der damalige Rats- 

räsident der Französische Außenminister Briand genötigt, gegenüber den polnischen Aus- 
r"hrungen die Wabrung der Rechte der Mindrheiten als eins der vornehmsten internationalen 
Pflichten deutlich herauszustellen. E r  sprach von .der heili en Sache und den heiligen Rechten % der Minderheiten. und gab zum Schlusse die Versicherung a : 

.Die Recbb der Minderheiten werden nicht vernachlhsigt werden. . (SocieG des Nations, 
Journal Officiel 1929 p. 70, 71.) 

Als in der Völkcrbundsratssitzung vom 24. Januar 1931 die SchluUbeha~dlung der zwei Noten 
der Deutschen Reichsregierun vom 27. November und 9. Dezember 1930, betreffend die Lage 
der deutschen Minderheit in d er  Woiwodschaft Schlesien (Polen), und der Note der Deutschen 
Reichrregierung vom 17. Dezember 19'50, betreffend die Lage der deutschen Minderheit in den 
Woiwodschaften Posen und Pommerellen (Polen), stattfand und der vom Völkerbundsrat 
ebilli te  Bericht dea Berichterstatters des Japaners Yoshizawa (Societb des Nations, Journal 

6f6cief 1931 P. 237, 238) vorgetragen war, wies das Britische Ratsmit lied der Aul3enminister F Henqereon au das große Interesse hin, das die Offentlichkeit, vornehm ich in England, für die 
Minoritätenfrage in Oberschlesien habe. Sodann nahm e r  AnlaU, besonders zu unterstreicheu, 
wie die loyale Awführun der internationalen Minderheitsver flichtun en eine Lebensnotwendig- 
keit für die Aufrechterha ? tung des Friedens sei. Nach dem F rotokol ß erklärte er: 

.Er wolle heute weniger in seiner Eigenschaft alr  Vertreter QroAlbritgnniens, sondern 
vielmehr ale Präsident des Rates sprechen. E r  habe es nicht nötig zu sagen, wie glücklich 
e r  sei, daß das durch die Minderheitenverträge und da+ Ubereinkommen betretiend Ober- 
achlceien vorgesehene System reitenr dea Ratea eo entachieden vertreten werde. Diese3 
System bilde einen Teil des öffentlichen europiiiechen und Wcltrechts; man habe anläL3lich 
der Ausarbeitung der Friedensverträ e erkannt, daß die 10 ale Durchführun der Minder- 
beitenrertriige von lebensnichti e r  Bedeutung Iiir die E r  altung d u  Frie enr ~ e i  . . . . 7 (Sotietb der Nations, Journal 0 ficiell 1931 p. 238, 239). 

1: ia 



Dieser Angriff wird in zwei Richtungen geführt: 
1. Gegen die wirtschaftliche Eu idenzbasis. 

2. Gegen den kulturellen Besitzstand. 

Der doppelte Druck, der auf diese Weise ausgeübt wird, soll die Minderheit 
allmählich seelisch zermiirben und ihre Widerstandskraft brechen. 

Hinsichtlich des Segen die deutsche Existenzbasis geführten Kampfes steht 
die Verdrängung von Grund und Boden im Vordergrund. Etwa 70 bis 80°/, 
der deutschen bvölkerung lebt direkt oder indirekt von der Landwirtschaft, 
Die Zerschlagung des deutschen Grundbesitzes trifft daher nicht nur den Eigen- 
tümer allein, sondern gleichzeitig eine ganze Reihe von Einzelexistonzen, die 
von ihm abhängig oder auf ihn angewiesen sind. Man kann somit ermessen, 
was der in den letzten 14 Jahren eingetretene Verlust von Grund und Boden 
für die Gesamtheit der deutschen Minderbeit bedeutet. 

Der deutsche Bodenverlust seit 1919 setzt sicb folgendermahn zusatnrnen: 

a ) unmittelbare Liquidation .............................. 153 100 ba 

b) mittelbare Liquidation ................................ 158 287 
C) Annullation ......................................... 58 700 
d )  Folgen der allgemeinen Rechtsunsicherbeit .............. 5 0 0 0  
e )  Wieder kaufsverordnung ............................. 72718 V 

f )  Agrarreform ....................................... 52 460 1 

546 265 ba * 

Der Verlust in knapp 14 Jahren b e t r m  also weit über '1, Million ha. Dazu 
kommen riocb rund 200 000 ha staatlichen Besitzes und rund 300 000 ha Forst- 
besitz. Auch dieser Verlust bedeutet eine Schwächung des Deutschtums im 
Hinblick auf die große Anzahl deutscher Arbeiter und Angestellter, die dort 
ihr Brot verdienten. 

Mit gleicher Zielsicherheit richtet sich der polnische Angriff auch auf allen 
anderen Gebieten gegen die Existenzgrundlagen der Minderheit. Entl sungen 
von Arbeitern, die sich zum Deutschtum bekennen, haben einen erschre Y kenden 
Umfang angenommen. Langjährige Angestellte werden pensionslos oder mit 
geringen Abfindunpn aus ihren Arbeitsplätzen verdrängt. Deutsche Hand- 
werker und Gewerbetreibende werden boykottiert. Arzte verlieren ihre Kassen- 
praxis, Apotheker werden enteignet, Schankkonzessionen entzogen. Uberall 
sind nicht sachliche Motive maugebend, sondern einzig und allein die Tatsache, 
daß es sich um deutscbe Menschen handelt, die an ihrem Volkstum festhalten 
wollen. 

Nicht besser sieht es auf dem kulturellen Gebiet aus. Hier wird mit besonderer 
Zähigkeit gegen die deutschen Unterrichtshetriebe vorgegangen. Im Jahre 1924 
waren von den mehreren tausend deutschen Schulen in Posen und Yommerellen 
557 Unterrichtsbetriebe übriggebliebeii. Von diesen 557 sind bis zum Jahre 1932 
noch weitere 335 geschlossen worden **, so daß  #jetzt nur noch 222 Schulbetriebe 

* Irn Jahre 1939 war diese Zahl infolge verschärfter Anwendung der Agrarreform auf 
685 700 ha angewachsen. 

** Die Zahl erhöhte sich bis zum Jahre 1939 auf 425 Schulen. 



vorhanden sind, die von deutschen Kindern besucht werden. Aber auch von 
diesen kann nur etwa , als wirkliche Minderheitsschule bezeichnet werden, 
weil der Unterricht viel 'I ach von Lebrem erteilt wird, die der deutschen Sprache 
nicht ausreichend mächtig sind. Im übrigen muß ein nicht unwesentlicher Teil 
der Unterrichtsstunden in polnischer Sprache erteilt werden, so daß bei allen 
Minderheitsschulen der deutsche Charakter stark durchbrochen ist. 

Die deutschen Vereine, Verbände und sonstigen kulturellen Organisationen 
sehen sich dauernd Drangsalieningen ausgesetzt. 

So fiihlt sich die Minderheit von allen Seiten bedrbgt. Auch die Atmos hHre 

und führt immer wieder zu Mißhandlungen und Verfolgungen. 
P des Hasses, der die Deutschen ausgesetzt sind, hat in keiner Weise nachge assen 

Unter diesem wirtschaftlichen und seelischen Druck, der nun schon seit 
14 Jahren anhält, hat ein sehr großer Teil der deutechen Bov6lkerung, der mit 
70 O , sicherlich nicht zu hoch geschätzt ist, die alte Heimat verlassen. Es ist L im 'nblick auf die geschilderten Umstände nur allzu verständlich, wenn der 
Abwandern drang auch heute noch anhält. T lich e r u t  das Generdkonsulat 
Anträge von%nderheitsangeh8rigen, die den % unsch haben, nach dem Reiche 
iiberzusiedeln. Recht erheblich scheint auch gerade neuerdin die Abwanderung 
durch illegale Grenzüberschrei tung zu sein. Die deutsche inderheit erleidet 
hierdurch in ihrem Bestande weitere schwere Verluste. 

% 

iI. Zum Vorgehen Polens in Danzig 
Nr. 13 

Aus den Bemerkungen der Deutschen Friedensdelegation 
zu den Friedensbedingungen, 29. Mai 1919. 

..... Insbaondere steht die i n  den Artikel 100 bis 108 verlangte Preis abe 5 der rein deutschen Hansestadt Danzig und ihrer ebenfalls rein deutschen m- 
ebung in schroffstem Gegensatz zu allen in den Erklärrun en des Präsidenten 

bi lson gegebenen Zusicherungen. Danzig wies nach der !hhlung vorn 1. De- 
zember 19 10 eine verschwindende polnisch sprechende Minderheit von 3,5 o. B. 
auf, der Kreis Danzi er Niederung 1 V. H., der Kreis Marienburg 3 V. H., auch 
der Kreir Danzi r 6 8he hatte nur 11 V. H. Selbst die Polen bestreiten nicht 
ernstlich, daß &Eig stets deutschen Charaktar gehabt hat. Der Versuch, 
Danzig zu einer Freien Stadt zu machen, sein Verkehrswesen und die Ver- 
tret-4 seiner Rechte nach außen dem polnischen Staat auszuliefern, würde 
zu heibgem Widerstand und zu einem dauernden Krie zustand irn Osten führen. 
Dabei sind die wirtschaftlichen Maßnahmen so getro fP en, daß für Danzig jeder 
Verkehr mit Deutschland aufs äußerste erschwert wird - offenbar zu dem 
Zweck, dieses rein deutsche Gebiet im Laufe der Zeit durch wirtschaftlichen 

Druck 
loaisieren. Die Deutsche Regierung muß darum die beabsichtigte 

nationale ergewaltigung Danzi ablehnen und die Forderung erheben, Danzig 
und Umgegend beim Deutschen zu belassen. . . . . . 

* Anlage zur Note des Vorsitzenden der Deutschen Friedensdelegation in Vemailles an den 
Prlisidenteo der Konferenz von Venaillet vom 20. Mai 1019. 



Anlage B der Entscheidung'.deo Vö lkerbundeko~an i  in Danzig, 
6. Dezember 1921 

Liste der polnischen Behörden, die sich augenblicklich in Danzig 
und in den Vororten befinden 

1. Diplomatische Vertretung der Republik Polen 
2. BehBrde für Domhen, Landwirtschaft und Forsten der Polnisc beo 

Republik 
3. Polnische Paßstelle 
4. Bar0 fiir Militärangelegenheiten 
6. Polnische Telegraphenagentur (P. A. T.) 
6. Staatsamt zum Einkauf von Artikeln ersten Beda* und Fischverwertung 

(P. U. z. A. P. P.) 
7. Btiro fiir Finanz- und Zollangelegenheiten 
8. Polnische Außenhandelsstelle 
9. Zweigstelle des polnischen Staatssmta fiir EIolzaosfuhr 

10. Zweigstelle des polnischen staatlichen Naphtha-Amtes 
1 1. Polnisches Beschaff ungsam t 
12. Polnisches RBckwandererlager 
13. Polnische Oberpostdirektion 
14. Polnisch-Amerikmische Poetexpedi tion 
15. Polnisches Postamt, Expedition Drnzig-Neufahrwmr 
16. Polnisches Wirtschaftsarnt 
17. Polnische Eisenbahn-Bau-Aufsichtsverwa1twig 
18. Polnisohe Marine-Bau- AufsichtPver waltung 
19. Polnische Eisenbahndirektion 
20. Polnische Linienkommandan tur 
2 1. Polnische Marine-Funkenstation 
22. Polnische Marinewetterwarte 
23. Büro fiir polnische Staatsschi ff ahrt 
24. Polnische Wirtschaftsadministration, Mili~rverwaltung; 

Nr. 15 
Entscheidung des Völkerbundskommiesara in Danzig, 2 Februar 1925. 

. . . . . Meine Entscheidung in diesem Fall lautet folgendermaßen: 
a) Der Post-, Telegraphen- und Telephondienst, zu dessen Einrichtung die 

Polnische ReGerung auf Grund der Artikel 29 und 30 des Vertrages von 
Paris berechtigt ist, bedeutet ein Postamt im Hafen von Danzig. Dieses 

* Dime Entscheidung erging auf Anauchen dsr Danziger Scnati, nachdem die polnische Pwt- 
verwaltung in Danri am 5. Januar 1925 ohne vorheriq Unterrichtung der Offentlichkeit einen 
polnischen Poet-, Te 7 ephon- und Telegraphendienat eingerichtet hatte. 



Postamt ist dasjenige, das der polnischen Postverwaltung auf dem 
Heveliusplatz zugeteilt worden ist. 

b) Der durch diesen Postdienst von dem Gebiet der Freien Stadt nach Polen 
und umgekehrt bewirkte Verkehr muß von den unter a) erwähnten Ge- 
bäuden' nach der einen oder mehreren auf polnischem Gebiete gewählten 
Stellen gehen, und keine postalischen, telegraphischen oder telephonischen 
Sendungen oder Mitteilungen oder sonstiges darf auf diesem Wege an- 

enommen oder ausgegeben werden, außer in der unter a) erwähnten 
8telle. Die Aisdrücke wangenornmena (received) und .aus egebena 
(delivered) bedeuten Annahme oder Aus abe durch irgendwelc e dabei d5 &, 
angewendeten Mittel und haben mit eutschen posttechnischen Aus- 
drücken nichts zu tun. 

C) Der Gebrauch von Briefkästen außerhalb der Grenzen des unter a) er- 
wähnten Gebäudes oder der Gebäude und ein Einsammlungs- und Bestell- 
dienst durch Briefträger in irgendeinem Teile des Gebietes der Freien 
Stadt ist unzulässig und widerspricht der Entscheidung vom 25.5.1922. 

d) Das unter a) erwähnte Postamt ist nicht dazu bestimmt, sich mit allen 
Bqefen zu befassen, die an irgendeiner Stelle im Danziger Gebiete nach 
Polen oder dem Auslande von polnischen Staatsangeh6rigen oder anderen 
Einwohnern der Freien Stadt aufgegeben worden sind. Es ist vielmehr 
dazu bestimmt, den im Danziger Gebiet rechtmäßig errichteten polnischen 
Behörden zu ermöglichen, bei diesem Postamt und keiner anderen Stelle 
sonst Postsendungen zusammenzustellen und sie von dort unmittelbar 
nach Polen oder dem Auslande zu befördern, und sich des weiteren mit 
durch ehenden Postsendungen aus Polen über den Hafen von Danzig 
nach 6 berseeländern und umgekehrt zu befassen. 

e) Die Ziffern 1 und 2 des Abkommens vom 19.4.1923 über die Sichtung- 
stelle und das Abkommen vom 29. August 1924 über die Umschl~gstelle 
für Uberseesendungen im Hafen bleiben von dieser Entscheidung un- 
berührt. 

M. S. Mac Donnell 

Nr. 16 
Gutachten eines vom Völkerbundsrat eingesetzten 

Juristenausschusees ' 
Auszug 

(Obersetzung) 

Genf, den 19. Februar 1925 

Am 12. Dezember 1922 gab der Hohe Kommissar auf Grund des Artikels 39 
des Vertrages vom 9. November 1920 zwischen Danzig und Polen folgende Ent- 
scheidung ab: 

.Polen hat kein Recht, auf Danziger Gebiet eine Eisenbahpdirektion ein- 
zurichten, die sich mit der Verwaltung anderer Eisenbah~en als der auf 
dem Gebiet der Freien Stadt gelegenen beschäftigt, au~geIlommen im 
Fall einer Vereinbarung mit der Freien Stadt Danzig . . . l 

. . . . . Der Vertrag von Versailles gab Polen in bezug auf Danzig gewisse 
Rechte, die den Zweck in sich schlossen, Polen einen freien Zugang zum Meere 

* Vom V6lkerbundrrat gebiiligt sm 13. März 1925. 



zu sichern. Da die Zuerkennung dieser Rechte an Polen eine Abweichung von 
den herkömmlichen Regeln des Völkerrechts hinsichtlich der Beziehungen 
zwischen Staaten bedeutet, war es nötig, ihnen eine vertragsmäßige Grundlage 
zu geben. Man hat dieses in dem Vertra von Versailles und den darauf- 
folgenden Entscheidungen und Abkommen % srücksichtigt. 

Polen hält die Meinung aufrecht, daß in den außergewöhnlichen Hechten, 
die ihm zuerkannt waren, das Recht auf eine Eisenbahnverwaltung auf Danziger 
Gebiet mit eingeschlossen war. Unter dieser Verwaltung sollten nicht nur die 
Danziger Eisenbahnen, die Polens Leitung anvertraut waren, sondern auch 
polnische Eisenbahnen außerhalb des Danziger Gebiets stehen. Beansprucht 
wird also, den Sitz eines Teils der Landesverwaltung auf fremdem Boden ein- 
zurichten, und wenn wir das Vorhandensein eines außergewöhnlichen Rechts 
anerkennen, so muß der Beweis zu liefern sein, daß es vertragsmäßig begründet 
ist. Der Juristenausschuß hat alle diesbezüglichen Schriften sorgfältig geprüft, 
hat aber keine Bestimmun en gefunden, die Polen folgerungsweise oder aus- 
driicklich ermächtigt, die %anZiger Direktion mit der Verwaltung und dem 
Betriebe von Eisenbahnlinien auf polnischem Gebiete zu betrauen. . . . . 

. . . . . Irgendeine andere Verfügun , die Polen unterstatzen könnte, hat der 
Juristenausschuß in den in Kraft be ndlichen Vertrbgen, Entcicheidun en und 
Abkommen niebt finden können. Unter diesen Umständen ist er der feinung, 
daß die Entscheidun des Hoben Kommissars vom 12. Dezember 1922 mit den 
Verträgen, Entschei ungen-und Abkommen, die in Wirksamkeit sind, über- 
einstimmt. 

a 
van Eyeinga 
C. Vivante 
A. Niquille 

Nr. 17 
Aufzeichnung eines Beamten der Politischen Abteilung 

des Auswärtigen Amts 

Berlin, den 8. Februar 1932 

Der Polnische Gesandte, der mich heute aus anderem Anlaß aufsuchte, ist 
von mir auf die unerhörten Vorgänge bei der Zehujahresfeier der polnischen 
Studentenvereini ung ~Bratnia  Pomoc. in Danzig aufmerksam gemacht worden. 
Ich habe ihn ins % esondere darauf hingewiesen, daß die Ansprache des amt- 
liehen polnischen Vertreters in Danzig Herrn Lalicki in der von der Rück- 
gabe Danzigs an das polnische Vaterland 'die Rede ist, sowie die Erklärung 
des polnischen Obersten Landau: .hoffentlich möchten bald von Danzigs Rat- 
haus poldische Fahnen wehen., kaum geeignet wären, die Beunruhigung zu 
Iieseitigen, in der sich Danzigs Bevölkerung seit längerer Zeit wieder befände. 

Der Polnische Gesandte wich aus, indem er behauptete, ihm sei nichts über 
diesen Vorfall bekannt und fügte hinzu, daß er bei seiner persönlichen Bekannt- 
schaft mit dem Rat Lalicki, der ein durchaiis besonnener Mensch sei, sich der- 
artige Erklärungen kaum vorstellen könne. Er würde seinerseits bemüht sein, 
die Angelegenheit aufzuklären. 

Noebel 



Nr. 18 
Der Deutsche Generalkonsul in Danzil an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Danzig, den 12. Januar 1933 

Auf Einladu der polnischen Kriegervereine und der Organisationen für 
die polnische mi Y itärische Vorbereitung in Danzig, deren Komitee nach einer 
Notiz der ~Gazeta Gdanskaa aus folgenden Vereinen besteht: 

Verein der Krieger, Platzwache Danzig, 
Sportclub ~Gedaniaa, 
Ruderclub. 
Sportclub ~Orzel., unter dessen Namen sich der Verein ~Strzelec. 

(Schütze) verbirgt, 
Verband der Legionäre, 
Verband der Reserveoffiziere und 
Verband der Unteroffiziere der Reserve, 

hat am 5. d. M. im Werftspeisehaus in Danzig eine Feier der .Soldaten-Oblate. 
stattgefunden, bei der von den Rednern wiederum in unverantwortlicher Weise 
egen Deutschland und Danzig gehetzt worden ist und offen die Einverleibung 

%anzigs in Polen in kurzer Zeit verheißen wurde. 
Nach dem Bericht eines absolut zuverlässi en Vertrauensmannes verdient 

die Rede des polnischen Geistlichen und Re f igionslehrers am hiesi en pol- f nischen Gymnasium Nagorski besondere Beachtung, da sie die grö ten Be- 
schimpfuegen ge n Deutschland und Danzig enthält. Während der Rat 
Zielkiewicz, der V ertreter des Ministers Pa 6e, die Versanimlun steilnehmer a nur zur Einigkeit mahnte, brauchte der &trete, des Marine epartements 
Kommandore Kosianowski wiederum äußerst scharfe Worte gegen Danzig 
und hob dabei die Verdienste des Ministers Pap6e hervor, der ständig darauf 
bedacht sei, die Warschauer Regierung in ihrem Kampfe um Danzi aufzu- 

Dobrzycki gebrauchte in seiner Ansprache recht kriegerische Worte. 
f rütteln. Auch der Direktor der hiesigen polnischen Eisenbahnbezirks irektion 

Diese neue polnische Provokation bat hier naturgemäß Aufsehen erregt. Die 
hiesioe Presse hat daher Veranlassung genommen, die breite Offentlichkeit aus- 
f ü h r h h  über die Veranstaltung zu unterrichten und diese einmal auf das ver- 
antwortungslose Treiben der polnischen militärischen Organisationen auf Dan- 
ziger Gebiet, die sich in letzter Zeit wiederum lebhaft zu rühren begannen, 
aufmerksam zu machen. Der Reli ionslehrer Nagorski hat zwar in einem t Artikel erklärt, daß der veroffentlic te Wortlaut seiner Rede eine grobe Fäl- 
schung sei; der Aufforderung der hiesigen Presse eine möglichst wortgetreue 
Ubersetzung seiner Hede zur Verfügung -A zu stellen, ist er jedoch bisher nicht 
nachgekommen. 

von 'i'hermann . 



Nr. 19 
DeroDeutsche Generalkonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Danzig, den 24. Februar 1933 

In der Anlage beelire ich mich, Abschrift eines Vermerks zu überreichen, der 
im Senat über die Danzig-polnischen Wirtschaftsbeziehungen, insbesondere die 
neuen polnischexi ICon trollmaWnahmcn, angefertigt w oiden ist. 

In Vertretung 

Koester 

Anlage 
Seit den Vorverliandlurigen zuni Versailler Vertrag bis heute hat Polen 

Danzig gegenüber seine Politik init der größten Iionsequenz durchgeführt. 
Nachdem es ihm nicht gelurigen ist, durch den Vertrag voii Versailles, durch den 
Pariser Vertrag und auch durch das Warschauer Abliommen die Polonisierung 
Danzigs zu erreichen, hat es dasselbe Ziel unter dem Druck wirtschaftlicher 
M aßnahmen verfolgt. 

Der Druck gegen Danzi verstärkte sich besonders in1 Jahre 1925, als der 
deutsch-polnische Zoll- u n f  Wirtschaftskrieg einsetzte. Es wurde immer mehr 
versucht, es von seiner wirtschaftlichen und Kiilturgemeinschaft mit dem 
Deutschen Reich abzudrän en und insbesondere den Bezug deutscher Waren 
uach Daiizig? die die Freie btadt Danzig auf dem Wege v6n Kontingenten und 
auf dein Wege des Veredelungsverkehrs beziehen konnte, zu unterbinden. 

Im Jahre 1929 nahm der Kampf Polens gegen Danzig bereits Formen an, die 
die Existenz der,Freieri Stadt in ihrer wirtschaftlichen und politischen Selb- 
ständigkeit gefährdeten. Von Jalir zu Jahr verstärkte sicli dieser Kampf und 
hat zur Zeit seinen Höhopunkt erreicht. 

Wenn in der ersten Zeit nach der Abtrennung Danzigs vom Deutschen Reich 
Polen versuchte, Danzig dadurch zu erdrosseln, daß es die Lieferung von 
Lebensmitteln aus Polen nach Danzig sperrte, so ging es später dazu über, den 
Warenverkehr des Danziger Handels und der Danziger Industrie nach Polen 
zu unterbinden. 

Es benutzte hierzu im wesentlichen zwei Vorwände, und zwar: 
1. den Danziger Veredelungsverkehr, der nach der Behauptung Polens in 

unzulässiger Weise von der Danziger Zollverwaltung geduldet wurde, und 
2. die Kontingente, die Danzig aus dem Deutschen Reich und aus dem 

übrigen Auslande bezieht, wobei Polen behauptet, diese Kontingente 
flössen in großen Mengen nach Polen ab, obgleich sie nur für Danzig 
bestimmt seien, und indem es weiter behauptet, daß Kontingentwaren, 
auch wenn sie bearbeitet oder verarbeitet seien (nationalisiert), nicht nach 
Polen hineinkommen dürften. 

Mit diesen Fragen hat sich auf Grund von Danziger und polnischen Antragen 
im Mai 1932 und im November 1932 der Völkerbundsrat beschäftigt und in 
den wesentlichsten Punkten dem Standpunkt der Danziger Regierun Rech- 
nung getragen. Insbesondere hat der Völkerbund erklärt, daß ~olen$Varen,  
die aus dem Veredelungsverkehr stammen, nach Polen hineinlassen müsse, so- 
lange der schwebende Streit in dieser Angelegenheit nicht ahgeschlossen sei. 



Weiterhin hat der Völkerbundsrat bestimmt, daß Danziger Kontingentwaren, 
die in genügendem Umfange be- oder verarbeitet worden sind, als Danziger 
Waren an esehen werden müssen und daher freien Verkehr in dem gesamten 
Danzig-po P nischen Zollgebiet genießen. 

Die Polnische Hegierun hat sich um diese Entscheidungen des Völktlrbunds- 
rats nicht gekümmert u n f  in den letzten M6haten ein System eingeführt, das 
nach der Ansicht der Danziger Regierung den bestehenden Verträgen wider- 
spricht. 

Obgleich auf Grund des Art. 915 des Warxliauer Abkommens der Waren- 
verkehr zwischen 1)anzig und Polen mit ganz bestiinrnten Ausnahmen frei ist. 
verlangt jetzt Polen von jeder Ware, unabhängig davon, ob es sich um Kon- 
t in~entwaren,  uin Llanziger oder sogar um polnische Waren handelt, die Ab- 
stempelung der Fakturen durch polnische Behörden in Danzig, d. Li. Polen 
verlangt eine Einfuhrgeiiehniigung für sämtliChe Waren, die aus Danzig nach 
Polen gehen soll. Die Einfuhrgenehmigung oder die Abstempelung der Fak- 
turen wird davon abhiinqig gemacht, daW sich die betreaendeu Industrie- oder 
Geschäftsbetriebe einer kontrolle durcb polnische Bearnte in weitgehendstem 
Umfange unterwerfen. Aber damit nicht genug, Polen verlarigt von den 
Firmen. die sich schon tatsächlich solcher Kontrolle unter dem Zwange der 
Verhältnisse unterworfen haben, daß  sie nur Waren beliieheri, die wiederum 
von Firmen stammen, die s k h  ebenfalls von polnischen ljeariiten kontrollieren 
lassen. Weiterhin schreibt die Polnische Kegierung den Danziger kontrollierten 
Firmen vor, von welchen Firrnen sie in Llaniig kaufen dürfeii, und verweist sie 
in unziihligen Fällen auf den Einkauf von Waren aus Polau, obgleich die 
gleichen und bessere Waren in der Freien Stadt Llanzi zu haben sind. In 
letzter Zeit werden an die Firmen auch dahingehende fiorderungeii gestellt, 
daW sie in einem gewissen Umfange polnische Arbeitnehmer einstellen niüssen, 
da sie sonst. Polen gegenüber als illegal gelten und mit dern Absatz ihrer Waren 
nach Polen nicht reclnen könnten. 

Wenn die Regierung der Freien Stadt dieses S stem weiterhin duldet und d Polen mit seinen Forderungen in der bisherigen eise fortsclireitet, so ist klai 
ersichtlich, dali die gesamte 1)ariziger Wirtschaft in weni en Monaten unter 
polnischer Kontrolle steht, unter der Kontrolle polnischer % eamter und unter 
der Kontrolle polnischer Konkurrenten, und der Handelsspiona e wird da- P durch ' l ü r  und 'i'or geaflnet. Es ist die Zeit abzusehen, wo Po eil von den 
Firmen verlangt, dal( sie entsprechend ihres Absatzes nach Polen polnische 
Arbeitnehmer beschäftigen müssen, wenn sie ihr Leben in Danzig noch fristen 
wollen. 

Der Hohe Kommissar und der Völkerbundsrat stehen solchen Maßnahmen 
Polens machtlos gegenüber, 

Nt. 20 
Aufzeichnung eines Beamten der Politischen Abteilung 

des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 2. März 1933 

innerhalb der letzten 10 Jahre hat sich Polen folgeride besonders schwer- 
wiegende eigenmächtige EEiiigriffe in die Hoheitsrechte Llanzigs zuschulden 
kommen lassen: 

1. Nichtzulassung eines Danziger L)ete ierten zur Berner Eisenhabnkon- 
ferenz (Entscheidung des Völkerbun f skommissars vom 8. J annar 1024), 



2. einseitige He~e lung  der Ausstellung von Pässen für Danziger Staats- 
an ehörige (hntscheidung des Völkerbundskommissan vom 28. Januar  9 19u4), 

3. Verhinderung der Teilnahme einer Danziger Delegation am Stockholmer 
Wel tpostkongreß (Entscheidung des Völkerbundskommissars vom 10. No- 
vem ber 1924), 

4. eigenmächtige Einrichtun eines polnischen Postdienstes in Danzig (Ent- 
scheidung des Völ kerbun f skommissars vom 2: Februar 1925) *, 

5. Entsendung polnischer Marinepatrouillen an Land ohne Genehmigung 
der Danziger Kegierung (Bericht des Völ kerbundskommissa rs vom 
15. August 1931), 

6. eigenmächtige Erlassung des Finanzstrafgesetzes vom 2 1. April 1932 
(vom Völkerbundsrat behandelt in seiner Sitzung vom 10. Mai 1932), 

7. Anordnungen zur Verhinderung des von Danzig eübten passiven Ver- 
edelungsverkehrs (als . action directea ekennzeic net in der Entschei- 8 % 
dung des Völkerbundskommissars vom 2 . März 1932), 

8. eigenmilchtige Einführung der polnischen Währung bei der polnischen 
Staatsbahn (Schreiben des Völke~bundskommissars an den General- 
sekretär des Völkerbunds vom 4. November 1932). 

von Lieres 

Nr. 21 

Schreiben des Völkerbundskommissars in Danzig 
an den Generalsekretär des Völkerbundes 

Danzig, den 7. März L933 

Am 6. März mor ens teilte mir der L)ipIornatische Vertreter der Republik 
Polen in Llanzig Jferr Minister Papbe mit, dal( die Polnische Regierung in 
Anbetracht der Sachlage, die durch die vom Senat kürzlich in der ~ r a ~ e d e r  
Hafenpolizei eingenommene Haltun geschaffen sei, und in Anbetracht der nach 
Ansicht der Polnischen Regierung estehenden Gefahr eines Handstreichs auf 
die polnische Munitionsniederlage auf der Westerplatte seitens gewisser Ele- 
mente in Llanzig beschlossen hätte, vorläufig die Wache der olnischen Muni- 

"a P tionsniederl e auf der Westerplatte zu verstiirken. Herr apee hat hinzn- 
gefügt, daß  iese Wachmannschaften nicht aus den Mauern der Westerplatte 
hinausgehen würden und daß sie ausschließlich mit der Aufgabe betraut seien, 
die der polnischen Wachabteilung durch den Ratsbeschluß vom 9. Dezember 
1'325 anvertraut sei. 

Ich habe die Aufmerksamkeit des Herrn Ministers Pap6e auf die geltenden 
Bestimmungen und besonders auf das Danzig-polnische Abkommen vom 
22. Juni 1921 und auf den Bericht gelenkt, der dem Rate des Völkerbundes an) 

* Vgl. Nr. 15. 



9. Dezember 1925 unterbreitet wurde, sowie auf die Erklärun en, die von dem 
Vertreter k l e n s  bei dieser Gelegenheit abgegeben wurden. &s geht klar aus 
diesen Bestimmungen hervor, da& der Besta'nd der Wache auf der Westerplat te 
nur verstiirkt werden darf, wenn die Polnische Regierung ein dahingehendes 
Ersuchen a,n den Hohen Kommissar gerichtet bat und dieser die erforderliche 
Zustimmung gegeben hat. 

Ich habe Herrn Minister Papee erklärt, daß ich unter diesen Umständen 
gegen den Beschluß, den die Polnische Re~ie rung  gefaUt habe, ohne sich vorher 
an den Hohen Kommissar zu wenden, Einspruch erheben und ihn ersuchen 
mülite, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die geschaffene Sachlage 
richtigzustellen. 

Eine Stunde später richtete der Senat der Freien Stadt Danzig an mich ein 
Schreiben, in dem e r  mir mitteilte, daß der Senat festgestellt habe, daW die 
polnische Wache auf der Westerplatte uin mehr a l ~  100 Leute verstärkt worden 
sei, die mit Maschinen ewehren und anderen Waffen ausgerüstet und am 
gleichen Tage mit dem bampfer ~ W i l J a a  angekommen seien. Der Senat bat 
mich gebeten, ihm mitzuteilen, ob die Verstärkung niit Genehmigung des Hohen 
Kommissars erfolgte und, bejahendenfalls, aus welchen Gründen. Ich habe 
dem Präsidenten des Senats geantwortet, daß  ich keine Erlaubnis hierzu ge- 
geben hätte, und ich habe den Diploniatischen ~ e r t r e t e r  Polens unter tlber- 
mittlung einer Abschrift des Schreibens des Senats yehcteri, wenn die in dem 
Schre~ben des Senats enthal teilen Saclirichten richtig seien, die erforderlichen 
Maunahmen zu tretl'en, damit die fraglichen Truppen von der Westerplatte 
unverziiglich zurückgezogen würden, da diese Verstärkurig der Truppen er- 
folgt sei. ohne daU die Polnische Regierung vorher ein daliinget~endes Ersuchen 
an den hohen Konimissar gerichtet habe und ohne daW dieser die erforderliclie 
Erlaubnis gegeberi habe. 

Am Abend hat mich dann der Senat gebeten, auf Grund von Artikel 39 des 
Pariser Vertraees zu entscheiden, daU die Polnische Regierung verpflichtet ist, 
unverziiglich die sich auf die Verträge gründpnde Rechtslage wiederherzu- 
stellen und die Wache auf der Westerplatte auf die festgesetzte Stärke zu ver- 
mindern. Der Senat hat mich des weiteren gebeten. die erforderlichen Maß- 
nahmen zu der Feststellung zu treffen, daW die Verstärkung der Truppen auf 
der Westerpiatte ohne Genehmigung des Hohen Kommissars eine vaction 
directea bedeutet. 

Bei Ubermittlun dieses Antrages an Minister Papke habe ich die Hoffnung 
ausqedriickt, daM f i e  Antwort, die ich von ihm auf mein Schreiben vom Tag 
vorher erwartete, den Antrag des Senats gegenstandslos machen würde. 

Da ich von der '  ~o ln i schen  Regierung nicht die Zusicherun erhalten habe, 
d a 6  die fraglichen Truppen unverzüglich zurückgezogen wer f en, urid in An- 
betracht des Ernstes der gegenw~rtigen Lage sehe ich mich unter Berugnaliine 
auf den HatsbeschluU vom 13. März 1925, d k c h  den der Rat sich griindsätrlicb 
vorbehalten bat, selbst in den Fragen einer ~ac t ion  directea zu entscheiden, ge- 
zwungen, Sie zu bitten, die erforderlichen MaMnahrnen zi i  treuen, daß die Frage 
der ~ac t ion  directea, die mit den1 Antrag des Senats vom 6. März 1033 gestellt 
wurde, baldmöglichst auf die Tagesordnung einer Sitriing des Rats gesetzt wird. 

Um das Verfahren zu vereinfachen und auf diese Weise drrn Rat die Prüfiing 
der F ~ a g e  zu erleichtern, erlaube ich mir, dem Rate aucb die Frage zu unter- 



breiten, die den Gegenstand der Ziffer 1 des Ant rage3 des Senats vom 6. MHrz 
1933 bildet *, indem ich von dem Rechte Gebrauch mache, das mir Artikel 39 
des Pariser Vertrages vedeiht, die Fragen, die mir auf Grund dieses Artikels 
zur Entscheidung unterbreitet wurden, a n  den Rat zu verweisene*. 

Helmer Rosting 

Nr. 22 

Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Dantig, den 8. März 1933 

Trotz der peinlichen Erfahrungen, die die Polnische Regierung in den letzten 
Monaten in den Fällen gemacht hat, in denen sie durch offenen Rechtsbruch 
und durch Hinwegsetzung über die Verträge und Entscheidungen der Völker- 
bundsinstanzen in Danzig vorzugehen versuclite, wie in dem Falle des unan- 
gemeldeten Einlaufens des Zerstörers *Wicher. in den Danziger Hafen und 
in der Anordnung über die Einführung polnischer Währung auf den Danziger 
Eisenbahnen, hat die Polnische Regierung einen neuen Rechtsbruch dadurch 
begangen, daß sie ohne üenehmigung des Hohen Kommissars die Besatzung 
der Westerplatte um etwa 100 Mann bewaffneß Polizei verstärkte. 

Was zunächst die Rechtslage betrifft, so ist in der zwischen Danzig und 
Polen am 22. Juni 1923 abgeschlossenen Vereinbarung festgelegt, daß der Hohe 
Kommissar das Recht hat, über die Stärke der polnischen Wachmannschaften 
für die Bewachung polnischen Kriegsmateriais im Danziger Hafen auf dem 
laufenden gehalten zu werden, wobei ausdrücklich betont wird, daß die Stärke 
der Besatzung irn Einvernehmen zwischen dem Hohen Kommissar und der 
Polnischen Regierung festgele t wird (vgl. ~Danziger Staats- und Völkerrechts, 
Stilke 1027, S. 610). Diese &ereinharung ist dem Völkerbundsrat in seiner 
Sitzung vom 23. Juni 1923 zur Kenntnis ebracht worden und erneut durch 
den i3eschluß des Völkerbundsrats vom 9. I3 ezember 1925, durch den auch die 
Stärke der Besatzung auf 2 Offiziere, 20 Unteroffiziere und 66 Mann festgele t 
wurde. bestätigt worden (vgl. ~Uanzi  er Staats- und Völkerrecht., S. 651 f . 
Damals hatte auch der Vertreter der tolnischen Re ierung durch seine Er- 
klärung, die Polnische Rwierung behalte sich das 6 echt vor, dem Rat ein 
Ersuchen um Verstärkung des Bestandes der Wachmannschaft zu unterbreiten, 
wenn die Umstände es erfordern, selbst anerkannt, daß Polen nicht berechtigt 
ist. ohne Genehmigung der Völkerbundsinstanzen eine solche Verstärkung vor- 
zunehmen. 

* Unter Ziffer 1 ersucht der Senat *gemäß Artikel 89 der Pariser Vertrages zu entscheiden: 
Die Polnische Regierung ist verpflichtet, den auf den Verträ en beruhenden legalen Zustand 

turückzuführenm. 
'f unverzüglich wiederherzustellen und die Besatzung der Westerp atte auf die vorgesehene Stärke 

** ln Verfolg dies- Schreibens wurde die Angelegenheit auf die Tagesordnun der 
71. (auDerordentlichen) Session des Völkerbundsrats gesetzt. In der' Sitzung des Alke+ 
bundsrata vom 14. Män erklärte der Polnische Vertreter, die Polnische Regierung habe be- 
schlossen, die Besatzun der Wester latte unvenüglicb auf ihre Normalstärke zurückzuführen. 
Der Berichterstatter, P er Britische 1 ußenminister Sir John Simon, bemerkte hierzu vor dem 
Völkerbundsrat, daß die Polnische Regierung mit Vollendung der Rücknahme der Truppen 
dem Antrag des Völkerbundskommissarr entsprochen haben werde. Die Angelegenheit war 
eomit im Sinne Danziga geregelt worden. 



Aus der Vorgeschicbte dieser neuesten Aktion der Polnischen Regierung ist 
hervorzuheben, daß am 4. d. M. der hiesige Polnische Diplomatische Vertreter 
zunächst mündlich, dann schriftlich bei dem Hoben Kommissar angefragt hat, 
ob er das Vorgehen Danzigs in der Frage der Hafenpolizei als vaction directea 
ansehe. Der Hobe Kommissar hatte damals eine Antwort verweigert mit der 
Begründung, er sei Richter und könne daher eine solche Frage nicht ohne 
Antrag entscheiden, auch sei für eine Entscheidung über die Frage der ~action 
directea der Kat zuständig. 

Am Morgen des 5. März teilte Herr Papbe dem Hohen Kommissar mit, daB 
die Polnische Re ierung beabsichtige, die Garnison auf der Westerplatte zu 
verstärken. Auf f ie Einwendung Rostings, daß die Stärke der Besatzung eine 
bestimmte Zahl nicht übersteigen dürfte, erklärte Herr Papbe, daß Polen nacb 
den Verträgen berechtigt sei, die Besatzun im Falle einer Gefahr zu verstär- 
ken. Eine solche Gefahr 15 e jetzt vor, 8a die Polnische Regierung in Er- 

fahm3 gebracht hätte, da % ein militärischer aRunr auf die Westerplatte 
beabsic tigt sei. Beweise konnte Herr Papke nicht erbringen, so daß der Hobe 
Kommisssr von vornherein Widerspruch gegen jede Verstärkung der Besatzung 
auf der Westerplatte erhob. 'i'atsächlich sind die Behauptungen von Herrn 
Papi5e vollkommen aus der Luft gegriffen. 

Trotz dieses Widerspruchs des Herrn Hosting erklärte Herr Papee am Mor- 
en d e ~  6. MBrz ihm egenüber, daW die Polnische Regierung beschlossen bätte, 

8ie Besatzung auf !er Westerplatti m verstärken. Hosting erhob sofort 
Widerspruch gegen diesen tleschluU der Polnischen Regierung. Daraufhin 
versuchte Herr Pa* einzulenken. Er  machte den Vorschlag, daW rnan das 

lnische Versäumnis dadurch gutmachen könnte, daß Hosting die frühere 
Esprechung als Antrag auf üeoehmigun der Verstärkung ansehe?. diesen 
ablehnen, aber die vorübergehende Ventär k un der Besatzung stillschweige~d 
dulden sollte. Erfreulicherweise bat Hosting fieses Angebot sofort abgelehnt. 

inzwischen hatte der Senat durch Pressexneldungen aus Warschan erfahren, 
daß 100 Mann polnischer Polizei aus Wanchau nacb Danzig in Marsch gesetzt 
worden seien, angeblich um die Besatzung der Westerplatte zu verstärken. 
AuWerdem war der polnische Munitions- und Trup entransportdampfer 
, Wiljae von üdingen kommend in das Munitionsbecken !er Westerplatte ein- 
elaufen, auf dem sich, wie der Polizeipräsident aus sicherer Quelle erfahren 

fatt., 100 Mann Polizei und 11 Maschinengewehrs befanden. Dkraufhin bat 
dch der Senat an den Hohen Kommissar gewandt und unter Darstellung des 
Sachverhalts diesen um Auskunft gebeten, ob er die Verstärkung genehmigt 
babe, was dieser umgehend verneinte. 

Da der Hohe Kommissar im Verlauf seiner weiteren Bemühungen von der 
Polnischen Regierung nicht die erbetene Zusicherung erhielt, daß die fr 

' Truppen unverzüglich zurückgezogen werden, hat er in Anbetracht des 2lichen rnstes 
der gegenwärtigen L e den Generalsekretär des Völkerbundes gebeten, die 
Frage auf die Tagesor T nong einer außerordentlichen Sitzung des Rats im Laufe 
dieser Woche zu setzen. 

L)M Vor eben Polens hat natürlich in Danzig sehr starke Erbitterung hervor- 
gerufen. k f o l  edeesen hatte der Senat auf Anregung von Herrn Rosting ror- % sorglich einen eil der Einwohnerschaft einberufen, um zu verhindern, daß 
unbesonnene Elemente sich zu BeschHdigungen von polnischen Gebäuden, Brief- 
kästen usw. und zu 'Angriffen auf polnische Personen hinreißen lassen k6nnten. 

von Thermann 



Nr. 23 
Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Danziq. den 15. Mgrz 1933 

Das Verbleiben des Muni tionstransportdampfers 8 Wiljaa in dem Munition* 
backen auf der Westerplatte nimmt durch das Verhalten der poloircben Bb 
hörden eine Entwic klun , die man nur noch als grotesk bezeichnen kann. Wie 
bereits gemeldet. hatte folen das Nichtauslaufen der * NTilja. mit der Angabe 
zu erklären versucht. daß das Schiff Maschinenschaden hätte. Zugleich wurde 
mitgeteilt, d a ß  das Schiff nunmehr mit Schlepperhilfe den Danziqer Hafen ver- 
lacisen wiirde. Nachdem dies aber auch nach weiteren 72 Stunden oicht =* 
schehen war, hat der Senat erneut Protest gegen die Verletzungen des Ab- 
kommens iiber die Westerplatte erhoben. Inzwischen teilte der hiesi e Polnische a Diplomatische Vertreter dern Senat mit, daß der Maochinenscha en auf der 
vwiljaa behoben sei. daW aher die V Wiljaa noch verbleiben müßte, da ein schon 
vorher angekündigter Kriegsiiiaterialtransport von Dirschau kommend auf den 
Dampfer geladen werden sollte Hierauf hat der Senat wiederum Protest da- 
geqen erhoben. daß das Schiff im M unitionsbecken der Wester~la t te  von Polen 
z ~ r ü c k ~ e h a l  tco wird, ohne da&+ rinc genaue Anga he über einen bevorstehenden 
Munitionstransport gemacht werden konnte. Der Senat bittet daher erneut, 
da13 die V Wil~a .  unverzüglich das Becken verläBt. 

Bemerkenswert ist noch, weil darin der. unerhörte Mißbrauch der Wester- 
platte durch Polen offen in Ersclieiniing tritt, da0 der Krierramaterialtransport, 
der arn Montag ankari, und mit dessen Durchfuhr über die Westerplatte das 
Einlaufen der V Wiljan hegriindet worden war, am 11: d. M. diirch einen 
Sclileppcr vorn M iinitionsbecken abgeholt, von diesem auf die Reede gefahren. 
dort auf das polnische Scbifl .Siaska umgeladen und nach dem Ausland trans- 
portiert worden ist. 
Das ganze Vorgehen Polens bezweckt natürlich nur, unter irgendeinem Vor- 

wand bis auf weiteres die 8 Wiljaa, auf der die Verstärkung der Besatzung der 
Westerplatte upteryehracht ist' im Munitionshecken liegenzulassen. 

Die einzige üeougtuung, die sich aus dem Verhalten Polens ergibt, iot die, 
da8 jetzt die Polnische Regierung selbst die Unhaltbarkeit des in Verbindung 
mit dem Munitionstransport über Danzig geschaffenen Systems der mnzen Welt 
vor Augen führt. 

von Thermann 

Nr. 24 

Der kutsche  Gesandte in Warscbau an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Warschau. den 11. März 1933 

In der Frage der Westerplatte habe ich in den letzten Tagen Gelegenheit ge- 
habt, mit den biesigen Vertretern der wichtigsten Rahmächte zu sprechen, und 
habe im Hinblick auf deren eveiituelle Berichterstattung mich bsuiüht, teilweise 
vorhandene irrige Auffassungen ricbtigzustellen. 



Obereinstimmend wird dieser neue Gewaltcoup als rechter Becku angesehen, 
obschon dieses Mal - wohl im Gegensatz zu dem Fall r Wichera - auch der 
Marschall Pilsudski vorher sein placet gegeben zu haben scheint. Als Zweck 
des Unternehmens wird in erster Linie die Regelung der Polizeifrage ** an- 
gesehen. Die polnische Behauptung von einer Gefährdung der Westerplatte 
hat anscheinend bisher nicht viel Glauben gefunden. Wenn weiter vielfach ge- 

8iY wird, da6 Beck mit seinem Vorgehen oBenbar eine Antwort auf die deutschen 
ahlen hahe geben wollen, so mag es richtig sein, daß aucb dieser Gedanke 

mitgespielt bat. Ich möchte aber eher lauben, daß  als beabsichtigte Neben- 
wirkung der Wunsch im Vorder r u n f  gestanden hat. den Vertretern des 
Revisionsgedankens in Europa ein &Y arnunbzeichen zu geben. 

Ich habe unter den hiesigen Diplomaten kaum einen gefunden, der nicht mit 
mehr oder weniger scharfen Worten die polnische Handlungsweise kritisiert 
bzw. verurteilt hätte. Andererseits ist in den Unterhaltun en zuweilen aucb 
darauf hingewiesen worden, daß  man nicht recht verqtehen 1 önne, warum der 
Danziger Senat gerade jetzt das Arrangement bezüglich der Hafenpolizei auf- 
gekündigt habe. Diese Vorwürfe, denen ich unter Verwendung der Berichte 
des Generalkonsulats Danzi entgegen etreten bin, wurden besonders stark her- 
vorgehoben von seiten des #nglischen b otschafters, dessen Urteil mit Rücksicht 
auf die Rolle Englands als Berichterstatter in dieser Angele enheit besondera 
wichtig erscheint, der aber leider in deutsch-polnischen bzw. &mzig-polnisehen 
Angelegenbei ten meistens eine starke Voreingenommenheit zeigt. 

Was die Frage anbetrifft, ob etwa dem poinischen Vorgehen ein rovoka- 
torischer Charakter zukommt, mit dem Ziel, Zwischenfälle bervorzuru P en, oder 
f a i b  accomplis zu schaffen, so herrscht in hiesigen diplomatischen Kreisen die 
Ansicht vor, daß derarti e Absichten nicht vorliegen. Zur Begrandun wird 
meistens angeführt, daß  % olen kein Interesse daran habe, Situationen %er bei- 
zuführen, die zwangsläufig die Frage der deutschen Ostgrenzen aufwerfen müssen. 
Selbst wenn man diese Auffassung fUr zutreffend ansehen wollte, wird man 
jedenfalls sagen müssen, daß  demjenigen, der mit dem Feuer spielt, zum 
mindesten der Vorwurf eines dolus eventualis nicht erspart werden kann. 

von Moltke 

Vgl. Nr. 22. 

** Danzi und Polen hatten 1925 aber die Einriebtun8 einer gemischten, aua Danzi4er und 
polnischen 8taatsanßeb6ri en beatebenden Hafenpolizei am Abkommen getroffen, d u  bii 1927 . Der durcb f au Abkommen herbeigeführte Zustand hatte nacb Ablauf deo Ab- 
ommenr zuniichet unverandert fortgedauert, bii der Danzi er Senat un 15. Februar 1933 in Ptig " 

Verfolg da ihm im Abkommen zupfandenen Recht. der &rPriifung der 
Staatsangeh6rigen aur der Gemischten Hafenpolizei zufickberief und die 
Danziger Hafen durcb die Danziger Polizei übernehmen ließ, wodurch die 
hergestellt wurde. 



Aufzeichnung eines Beamten der. Politischen Abtsilung 
des Auswär tigeo Amts 

Berlin, den 3. Mai 1933 

Die ständig wachsende Konkurrenz des polnischen Nachbarhafens Gdingen 
mit dem Danziger Hafen hat die Regierung der Freien Stadt schon im Mai 1930 
genötigt, sich an den Hohen Kominissar zu wenden, um die Verpflichtungen 
Polens über die Frage der vollen Ausnutzung des Danziger Hafens zu klären. 

Eine Denkschrift des Senats in dieser Sache vom 9. Mai 1930 wird mit den 
folgenden grundsätzlichen Ausführungen eingeleitet: 

~Danzig  war in der Zeit vor dem Kriege das Ideal eines in sich in der Ein- 
fuhr und Ausfuhr aus eglichenen Hafens mit dem Verkehr hochwertiger Güter, 
deren Umschlag wie handel in der Hand des Danziger Kaufmanns lagen. Die 
Hafeneinrichtungen Danzigs waren in langen Jahren gleichmäßigen Verkehn 
diesem Güterumschla angepiißt und auf ihn eingearbeitet und konnten ihn 
miihelos bewältigen. biese hariuonischr Einheit zwischen Danziger Hafen und 
Dandger Haddel ist durcb die Auswirkung der Nachkriegszeit zerstört worden. 
Bei der Mehrzahl der Umschlagguter des Danziger Hafens hat der Danziger 

. Eigenhandel seine führende Stellung verloren. Der Danziger Hafen ist vom 
Handelshafen zum Speditionshafen herabgesunken. Die zahlenmäßige Ver- 
vierfachung seines Warenverkehrs beruht auf einer außerordentlichen Zunahme 
dea Verkehrs geringwertiger Massengüter, insbesondere der Kohlenausfuhr, deren 
Wert 1927 bei einer Menge der Hälfte des Gesamtwarenumschlages nur 8.1, 
des Gesamtwertes des Ausfuhrverkehrs über den Danziger Hafen betru . 
Geringwertiger Massengii terverkehr, deren Handel sich auf3erhalb Ilanzigs v o B  
zieht, deren Umschlag kostspielige risikoreiche Neueinrichtungen des Hafens 
bedingt haben und deren für gewisse mit der Spedition und Schiffahrt 
zusammenhängende W irtsc haf tszweige bestehender Nutzen in keiner Weise 
die Schädigun en der Ausschaltung des Danziger Hafens auf vielen Gebieten 
des Warenver E ebrs auszu leichen vermag, sind die Kennzeichen des W i r t  
schaf tslebens Danzigs in & r Nachkriegszeit. 

Diese für 1)anzig in der Nachkriegszeit erwachsenen Nachteile sind in der 
letzten Zeit katastrophal irerschärft worden, und es sind für den Danziger 
Handel und das gesamte Wirtschaftsleben schwere Depressionen eingetreten, 
deren Rückwirkung auf die Grundlagen des Danziger Staates gefahrdrohend 
sind. Die Ursachen hierzu sind nach Auffassun der Regierung der Freien 
Stadt Danzig darin zu erblicken, daß  ein $eil des polnischen Handels 
von dem Wege über Danzig abgelenkt wir die nach Danzig führen- 
den Eisenbahnen und Wasserwege nicht in genügendem MaWe ausbaut, d a  es 
den Ausbau des Danziger Hafens unzureichend fördert und da Polen unmittel- 
bar neben Danzi einen eigenen Hafen in Gdingen erbaut und den Verkehr 
dieses Hafens in % dingen mit allen Mitteln unter Hintansetzung des in Danziy 
geschaffenen freien Zuganges zum Meere fördert.. 

In  der Zwischenzeit hat die zielbewußt fortgeführte polnische Wirtscbafto- 
litik zu einem weiteren erschreckenden Rückgang der Umsätze des Danziger 

E f e n s  geführt, wie aus folgender Aufstellung zu ersehen ist: 



Eh betrug in Dann6 in Tonnen 
die Einfuhr Ausfuhr insgesamt 

19% .......... 1 792 951 6 766 699 8 559 650 
1930 .......... 1 090 631 7 123 463 8 213 093 
1931 ....... .D.u. 754 300 7 576 205 8 330 505 
1933 .......... 428 103 5 047 949 5 476 052 

sind die Umschlagszahlen dea Gdingener Hafens von beson- 

Es betrug in Gdingen in Tonnen 
die Einfuhr Ausfuhr insgesamt 

Ein Vergleich der an fiihrten Zahlen ergibt einwandfrei, daß die von Polen 
mit allen Mitteb betrie fr ene Begünstigung Gdin ens mit dem fortschreitenden 
Niedergang des Danziwr Hafens Hand in Han 'f geht. 

von Lieres 



B. Deutschlands Bemühen 
um eine Verständigung mit Polen, 1933 bis 2939 

I. Vethandlungen 
über ein Deutsch-Polnisches Verstandigungsabkommen 

(Mai 1933 bis Januar 1934) 

Nr. 26 
Aufzeichnung 

des Reichsministers des Auswärtigen über eine Unterredung des Führers 
mit dem Polnischen Gesandten 

Berlin, den 2. Mai 1933 

Der Herr Reichskanzler empfing heute mor en in meiner Gegenwart den 
Polnischen Gesandten, der im Auftrage seiner 8egierung darout hinwies, daß 
in Polen seit der Ubernahme der Regierung durch die N~tionalsozialistische 
Partei in Deutschland eine wachsende Unruhe Platz g'e riffen hätte, die teil- B aeise einen panikartigen Umfang angenommen habe. er Gesandte betonte 
das lnteiesse Polens an einem freien Ausgang zum Meer, das von keiner Pol- 
nischen Regierung mehr aufgegeben werden könne. Aus diesem Grunde 
müsse Polen sein Recht auf Danzi aufrechterhalten, und er sei beauftragt, k vom Herrn Reichskanzler eine Zusic eruug zu erhalten, daß man deutscherseita 
nicht beabsichtige, irgend etwas an dem jetzigen Zustand in Danzig zu ändern. 

.., 

Der Kanzler erwiderte Herrn Wysocki, daß er  zunächst ein besonderes 
Recht Polens auf Danzig zurückweisen müsse. Wenn in Polen eine Bewuhi- 
gung bestehe, so könne er [:ur sageu, daU man deutscherseits wesentlich mehr 
AnlaW zu einer solchen Beunruhigung habe und sich durch die Vorgänge in 
Oberschlesien, durch Zusammenziehuug von Militär an der Grenze, durch 
die Besetzung der Westerplatte in Dauzig dauernd bedroht fühle. Die Grenze 
zwischen Polen und Deutschland sei durch die Kurzsichtigkeit der Staats- 
männer, durch Unverstand und durch Ubelwollen in einer Weise gezogen, 
daU ein ruhiges Nebeneinanderleben der zwei Nationen, solange diese Grenz- 
ziehung bestehe, so gut wie undenkbar sei. E r  achte jede Nationalität, und 
er betrachte Polen als eine Realität, die er als solche berücksichtige. Aller- 
dings verlange er, daLI auch polnischerseits Deutschland als Realität behandelt 
würde. Wenn zur Zeit des Abschlusses des Vertrages von Versailles die Ge- 
müter nicht völlig verwirrt gewesen wären, so hätte polnischerseits der Errich- 
tung eines Korridors Purch das deutsche Gebiet niemals zugestimmt werden 
dürfen, denn es sei klar, daß dadurch eine dauernde Spannung zwischen 
Deutschland und Polen entstehen mußte. Es wäre wesentlich klüger gewesen, 
den Zugang zuni Meerl von dem der Gesandte als von einem unveräußerlichen 
Recht der Polen ges rochen habe, auf der anderen Seite von Ostpreußen ni 
suchen. In diesem P alle würde wohl schon längst ein gutes Verhältnis zwi- 
schen Deutschland und Polen bestehen und auch die Möglichkeit einer wirt- 
schaftlichen Verständigung gegeben gewesen sein. Er, der Kanzler, mochte 
nur wünschen, daß die zwischen L)eut.schland und Polen schwebenden politi- 
sehen Fragen einmal von den beiderseitigen Staatsmännern leidenschaftslos 
geprüft und behandelt würden. Er sei überzeugt, daß ach dhnn auch ein Aus- 



weg aus der jetzigen unhaltbaren Lage ergeben könnte. Deutschland wolle den 
Frieden. Eine gewaltsame Enteignung polnischen Gebiets liege ihm ferne. 
Eh behalte sich aber vor, diejenigen Rechte, die ihm vertragsmäßig zustiinden, 
jederzeit und nach Gutdünken in Anspruch zu nehmen. 

Auf Bitten des Polnischen Gesandten erklärte sich der Reichskanzler bereit, 
aber den Ern fang des Gesandten und die Unterredung ein Communiquk her- 
auszugeben, las im Wortlaut beigeheftet ist. * 

Frhr. von Neurath 

Nr. 27 
Amtliches Deutsches Communiqu&, 3. Mai 1933 

Der Polnische Gesandte Herr Wysocki stattete heute dem Deutschen 
Reichskanzler einen Besuch ab. Dia Unterredung, bei welcher der Außen- 
minister Freiherr von Neurath zugegen war, beschäftigte sich mit den schwe- 
benden 'politischen Fragen, die das Verhältnis Deutschlands zu Polen beröhren. 
Der Reichskanzler 'betonte die feste Absicht der Deutschen Regierung, ihre 
Einstellung und ihr Vorgehen strengstens im Rahmen der bestehenden Ver- 
träge zu halten. Der Reichskanzler sprach den Wunsch aus, daß die beiden 
Lander ihre gemeinsamen Interessen beiderseits leidenschaftslos überprüfen 
und bt handein möchten. 

Nr. 28 
Amtliches Polnisches CommuniquC, 4. M a l  1933 

Die Unterredung, die am 2. d. M. der Herr lteichskanzler in Anwesenheit 
des Herrn Außenministers Freiherr von Neurath dem Polnischen Gesandten 
Herrn Dr. Wysocki gewährte und die vom Wolhchen Bureau veröffentlicht 
wurde, hat einen beruhigenden Ein fl uß auf die deutsch-polnischen Beziehungen 
zur Folge gehabt. 

Im Zusammenhang mit dieser Unterredung hat der Außenminister von Polen 
Herr Beck den Deutschen Gesandten in Warschau Herrn von Moltke empfangen 
und hervorgehoben, daß die Polnische Regierung ihrerseits die feste Absicht 
bat, ihre Einstellung m d  ihr Vorgehen strengstens im Rahmen der bestehen- 
den Verträge zu halten. Der Polnische Aueenminister sprach weiter den 
Wunscb aus, daß die beiden Länder ihre gemeinsamen Interessen beiderseits 
leidenschaftslos überpriifen und behandeln möchten. 

Nr. 29 
Aus der Rede des Führet8 vor dem Deubchen Reichstag, 17. Mai 1933 
. . . . . Die geistige Mentaiitat des vergangenen Jahrhunderw, aus der man 

glaubte, vielleicht aus Polen und Franzosen Deutsche machen zu kamen, ist 
uns genau BO fremd, wie wir una leidenschaftlich gegen jedep umgekehrten 
Versuch wenden. 

Vgl. Nt. 27. 



Wir sehen die europäischen Nationen um uns als gegebene Tatsache. 
Franzosen, Polen usw. sind unsere Nachbarvolker, und wir wissen, daß kein 
geschichtlich denkbarer Vorgang diese Wirklichkeit ändern könnte. Es wäre 
ein Glück für die Welt gewesen, wenn im Vertrage von Versailles diese Reali- 
täten auch in bezug auf Deutschland gewürdigt worden wären. Denn es 
müWte das Ziel eines wirklich dauerhaften Vertragswerkes sein, nicht Wunden 
zu reißen oder vorhandene offenzuhalten, sondern Wunden zu schliefien und 
zu heilen. Eine überlegte* Behandlung der europäischen Probleme hatte da- 
mals im Osten ohne weiteres eine Losung finden können, die den verständlichen 
Ansprüchen Polens genau so wie den natürlichen Rechten Deutschlands e n t  
g en ekommen wäre. Der Vertrag von Versailles hat diese Losung nicht 
ge 'T un 3 en. Dennoch wird keine Deutsche Regierung von sich aus den Bruch 
einer Vereinbarung durchführen, die nicht beseitigt werden kann, ohne durch 
eine bessere ersetzt zu werden.. . . . . . 

Ni. 30 
Der Deutsche Gesandte in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Warschau, den 30. August 1933 

Prüft man, was hinsichtlich einer ~ e r b e s b r u n  der deutsch-polnischen 
Beziehungen eschehen könnte, so wäre ein Abbau er KampfmaBnahmen des % a 
nunmehr 8 J a  re dauernden Zollkrie von besonderer politischer Tragweite. 
Daß die Aufhebung der im Laufe %eser Zeitspanne biiderseits ergriffenen 
Kam fmaßnahmen nicht nur auf die weitere Ausgestaltun der Wirtschafts 
bezie 1 ungen günstig einwirken würde; sondern auch im 8 inne der deutsch- 
polnischen Entspannung einen starken Eindruck auf die Offentlichkeit hervor- 
rufen würde, steht außer Zweifel. 

So groß daa Mißtrauen in die Absichten und Methoden des Gegners bei uns 
sein mag - wozu Polen besonders auch wieder in letzter Zeit zahlreiche 
Anlässe gegeben hat -, halte ich doch die Uberwindung der praktischen 
und psychologischen Schwierigkeiten für mmöglich und erforderlich. Der 
deutsch- olnische Handelskrieg, der noch im vorigen Herbst mit Recht 
als ein gtellungskrieg bezeichnet werden konnte, hat in letzter Zeit wieder 
stärker den Charakter eiines Offensivkrieges angenommen. Diese Ver- 
schärfung zu beseitigen und darüber hinaus wieder zu normaleren und besseren 
Beziehungen auf dem Gebiete des Handels m gelangen, würde - mehr ab 

* Den gleichen Gedanken hat der Fahrer in meiner Rede im Berliner Sprtpal- t  .. vom 
24. Oktober 1933 folgendermaßen entwickeit: . 

.So wie man wirtachaftlicb iinnloa handelte, handeits man auch politisch ainnloa. Nur 
ein einziges Beiapiel: ?wischen Polen und Deutschland wird der Korridor gelegt. Ee hätte 
ricb damals eine andere Lösun finden 1-0. Ea gibt in Europa Deubcbe, ea gibt in 
Eumpa Polen. Die baiden wer % en sich dar- g e d h n e n  müssen, nebeneinander und mit- 
einander zu leben und awzukommen. Weder kbnnen die Polen daa deuteche Volk aus der 
eum äischen k n d k a q  wegdenken, noch rind wir unvemtiindig genug, um etwa die Polen 
weg ! enken tu wollen. Wir  wieren, beide sind da, sie müssen miteinander leben. Warum 
legt man ihnen dann einem Zankapfel in ihr Leben biein? Alles vermochten die Milchte 
damals Warum mußtqn rie daa tun? Nur um Haß zu verewigen, nur um V61ker. die mit- 
einander auskommen wprden, in Zwietracht zu stürzen. Eb wäre wirklich m6glich gewesen, 
einen anderen Weg LU Inden, um beiden Lilndern Gerechtigkeit widerfahren zu lassen.. 



vieles andere - zur E n t s p b n n g  der deutsch-polnischen politischen Be- 
ziehun n, wie sie in den Verlautbarungen des Herrn Reichskanzlers program- 
matisc F verkündigt worden ist und auch aus der Danziger Initiative zu einer 
Bereinigung der Streitfragen mit Polen * erkennbar wird, in allerstärkstem 
Maße bei tragen. 

von Moltke 

Nr. 31 
Der Staatssekretär des Auswärtigen Amts 
an den Deutschen Gesandten in Warschau 

Erlaß 
Berlin, den 25. September 1933 

Die Auffassung, da6 im Zuge der auf eine Entspannung der deutsch-polni- 
schen Beziehungen hinzielenden Politik jetzt auch wirtschaftspolitische Be- 
sprechungen mit Polen wieder an ebahnt werden sollten, wird hier geteilt. 
Was den materiellen Inhalt der f erhandlun en mit Polen angeht, so müßten 

zunächst einmal die beiderseitigen Kampfma Ik nahmen abgebaut werden. Die 
Deutsche Regierung ist unter der Voraussetzung einer entsprechenden Haltung 
der Polnischen Regierung hierzu bereit. Wieweit darüber hinaus durch gegen- 
seitige Zuges~ndnisse, die auf polnischer Seite bei dem dort bestehenden 
System der Einfuhrverbote und vielfach prohibitiven Zölle praktisch in Ein- 
fuhr- und Zollkontin~enten bestehen müßten. eine Erweiterung des außer- 
ordentlich stark geschurumpften beiderseitigenr ~andelsvolumens~möglich ist, 
müßten die Verhandlungen ergeben. 

Ich bitte er ebenst, die Fra e einer Wiederaufnahme der wirtschaftspoliti- 
schen Besprec % ungen mit der f'olnischen Regierung zu erörtern und uber das 
Ergebnis zu berichten* *. 

von Bülow 

Nr. 32 
Der Staatssekretär des Auswärtigen Amts 
an den Deutschen Gesandten in Warschau 

Telegramm 
Berlin, den 15. November 1933 

Die Unterredung des Herrn Reichskanzlers mit Herrn Lipski hat heute vor- 
mitta in Gegenwart von Herrn von Neurath stattgefunden und ungefähr eine 
Stun f e gedauert. Das amtliche Communiqu6 wird durch WTB verbreitet. 
Dieses Communiqub ist mit Herrn Lipski vereinbart worden, der auch die *** Genehmigung der Warschauer Regierung eingeholt hat . 

* Vgl. Nr. 179, Anm. 
** Die Verhandlungen wurden bereits Anfang Oktober aufgenommen und führten am 

7. Män 1934 zur Unterzeichnung des ~Zollfriedensprotokolls~. 
*** Das Communiqub hat folgenden Wortlaut: 
.Der Reichskanzler em fing heute vormitta den Polnischen Gesandten, der, ihm seinen An- 

trittsbesuch machte. Die 1 ussprache über die 5 eutsch-polnischen Beziehungen er ab volle Uber- 9 einstimmung beider Regierungen in der Absicht, die die beiden Länder berühren en Fragen auf 
dem W e  e unmittelbarer Verhandlungen in An4riff zu nehmen und in ihrem Verhältnis zuein- 8 ander au jede Anwendung von Gewalt zu verzichten.. 



Herr Lipski begann die Unterredung, indem er Grüße von Marschall Pilsudski 
bestellte und dem Wunsch des Marschalls Ausdruck verlieh, die deutsch- 
polnischen" Beziehungen durcb unmittelbare Aussprache freundschaftlicher 
zu gestalten. Er  hob dabei hervor, daß es immer der Wunsch des Marschalls 
gewesen sei, mit Deutschland freundschaftliche Beziehungen zu pflegen. Aqf 
die längere Rede von Herrn Lipski erwiderte der Herr Reichskanzler ein- 
gehend, indem er zunächst ausführte, daß sein Standpunkt als National- 
sozialist bekannt sei; er rechne mit ReaIitäten und betrachte den Bestand des 
polnischen Staates als etwas Ge ebenes. Ahnlich wie in seiner Reichstagsrede 
vom Mai d. J.* hat der Herr fteichskanzler ausgeführt, dsß er ein Gegner 
jeder gewaltsamen Nationalisierung fremder Gebietsteile sei. Polen und Deutsch- 
land seien nun einmal Nachbarvölker, dieher Tatsache müsse Rechnung ge- 
tragen werden, und es sei ein Unsinn, etwa wegen kleiner Grenzberichtigungen 
einen Krieg zu führen. Allerdings müsse er  betonen, daß darch den Friedens- 
vertrag von. Versailles ein Zustand geschaffen worden sei, der für Deutschland 
unerträglich sei und 'eden Deutschen immer schmerzen müsse. Er glaube, 
daß es ebensogut m6 {ich gewesen wäre, dem Wunsche Polens auf freien Zu- 
gang zum Meere auf einem anderen Wege zu entsprechen. Er sei Soldat 

ewesen, er kenne den wisse auch, daß ein siegreicher Krieg keinem 
%eil dauernd nur würde und, gemessen an den Opfern, in 
keinem Verhältnis dem Gewinn. Er glaube aber, da6 bei 
gutem Willen und bei Schaffung einer geeigneten Atmosphäre auch schwierige 
Fragen einer friedlichen Losung entgegen e tü hrt werden könnten. In diesem 
Sinne be~rüße er die Anregung Marscha f I Pilsudskis, und er sei seinerseits 
zu einer krklärung durchaus bereit, deß die Deutsche Regierun die Absicht 
habe, auf eine gewaltsame h n g  der zwischen Deutsch1a.n und Polen 
schwebenden Fragen zu verzichten. 

a 
Bülow 

Nr. 33 
Der Reichsminister des Auswärtigen an den Deutschen Gesandten 

in Warschau 
Telegramm 

Berlin, den 24. November 1933 

Der Herr Reichskanzler ist mit dem Ihnen hier bereits penirnlich über- 
ebenen Entwurf einer deutsch-polnischen Erklärun einverstanden* *. Der Herr 

teichskanzler ist ferner damit einverstanden, daß E- ie diesen Entwurf in einer 
Audienz dem Marschall Pilsuds ki im Namen des Herrn Reichskanzlers über- 
geben. Ich bitte Sie, sofort diese Audienz in geeigneter Form nachzusuchen 
und auf schnelle Anberaumung des Termins zu drängen. 

Ich bitte, bei der Audienz etwa folgendes auszuführen: Der Herr Reichs- 
kanzler erwidere mit bestem Dank die GrüWe des Marschalls. Er  habe mit 
(3enugtuung die Stellungnahme des Marschalls begrüßt, dessen Ideen von ihm 
durchaus geteilt würden, wie sich aus dem vereinbarten Pressecommuniqub* * 

* Vgl. Nr. 29. 
** Eh handelt ricb U? einen Vorentworf der unter Nr. 37 abgednickten Erklgrung vom 

26. danuar 1934. 
*** V R ~ .  Nr. 32, Anm. ***. 



ergebe. Der Reichskanzler sei der Ansicht, daW es zweckmäßi sei, es nicht 
bei diesem Communiqub zu belassen, sondern eine Form zu f nden, welche 
die Gedanken und die Willensrichtung der beiden Re ierun en klarer präzi- P # siere und einen nachhaltigeren politischen Effekt ha e. ie seien deshalb 
beauftragt, den Entwurf einer Erklärung zu überreichen, wie sie von beiden 
Regierungen ab egeben werden könnte, um zu dem gewünschten Ziele zu 

Isn en. Zur kgründung dieses Entwurfs wäre weiter auszuführen, daß es 
Zrn %errn Reichskanzler gut erscheine, nicht mit den hegebrachten alten 
Begriffen und schon etwas abgegriffenen Formulierungen zu a erieren, son- E dern anstatt dessen eine Form zu wählen, die den politischen ntschluß der 
beiden Regierungen unzweideutig in Erscheinung treten lasse und auf die 
Offentlichkeit einen stärkeren hndruck machen würde als die nicht mehr in 
besonderem Ansehen stehende übliche Paktform. Dabei wiire aber zu betonen, 
daß die in dem Entwurf gewählte Form nichts an dem bindenden Charakter 
der Abmachungen ändere, wie sich schon aus der am Schluß vorgesehenen 
Ra tifiziehng ergäbe. 

Zu lbrer lnformation möchte ich noch darauf hinweisen, daß die Fassung 
der voii uns vorgeschl enen Erklärung in keiner Weise die Anerkennung 
der heutigen deutscben?fstgrenzen in sich schließt, sondern im Gegenteil zum 
Ausdruck bringt, daß mit dieser Erklärunv eine Grundlage für die Lösang 
aller Probleme, also auch der territorialen %roblerne. geschaffen werden soll. 

Neurath 

Nr. 34 
Der hutsche Gesandte in Warschau an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

Warschau, den 28. November 1933 

Empfang bei Marscball Pilsudski bat heute nachmittau stattgefunden. Die 
Unterredung, bei der Aoßenminister Beck zugegen war uns die etwa I'/, Stunde 
dauerte, trug einen betont freundlichen Charakter, wie überhaupt die für 
hiesige Verhältnisse ungewöhnlich schnelle An beraumung des Empfangs als 
besondere Aufmerksarukei t zu werten ist. 

Der Marscball, der in Unterhaltung gern vom sachlichen Thema abschweift, 
um perdinliche Erinnerungen, meistens militärischer Art, einzuflechten, macht 
 eine^ eistig frischen, körperlich aber über seine Jahre hinaus gealterten und 
fast ge % rechlichen Eindruck. Seine Grundeinstelluug zu dem erörterten Fragen- 
kom lex war gekennzeichnet durch eine immer wieder zum Ausdruck kom- 
men i! e sympathische Aner kemung der Persönlichkeit des Reichskanzlers, 
dessen aufrichtigen Friedenswillen er irn Laufe der Unterhaltring wiederholt 
unterstrich. 

Ich begann die Unterredun mit Ubermittlung der Grü& des Reichskanzlers, 
die Pilsudski mit sichtlicher kfriedigung entgegennahm. Nach der weisungs- 
emaß erfolgten Darle ng iiber die von uns gewählte Form der .Erklärung. 

fabe ich diese dem Gnsch  das Marschalls entsprechend auf deutsch vor- 
gelesen und durch Erläutcruiigen in der ihm gelhufigeren französischenSprache 
ergänzt. * 



Pilsudski iiußerte sich zustimmend zu Grundgedanken des deutschen Vor- 
schlags. Er billi te insbesondere, und zwar in der ihm eigenen drastischen 
Ausdrucksweise, 8ie Wahl einer neuartigen Formulierung und den ihm be- 
sonders sympathischen Verzicht auf die verhaßten Paragraphen, ließ aber 
vorsichtshalber durchblicken, daß manchmal auch althergebrachte Formen und 
Paragraphen ihren Wert hätten. Er  erklärte, daU er naturgemäß nicht in der 
~ d ~ e  sei, w Einzelheiten des Entwurfs Stellung zu nehmen, daß er aber ein 
besonderes Bedenken schon jetzt hervorheben wolle, und zwar die Bezug- 
nahme auf den Schiedsvertrag von Locarno, der in Polen einen schlechten 
Klang babe. Hinsichtlicb des weiteren procedere setzte der Marschall des 

- längeren auseinander, wem alles der Entwurf zur Prüfun und Begutachtung 
vorgelegt werden müsse, und wies wiederholt darauf hin, f a ß  dieses Verfahren 
geraume Zeit in Anspruch nehmen würde. Im weiteren Verlauf der Unter- 
redung unterstrich Pilsudski den Wunsch, die deutsch-polnischen Beziehun 
auch seinerseits auf eine freundnachbarliche Basis zu brin en, betonte a r B mit einer Deutlichkeit, wie ich sie bisher von polnischen Po itikern kaum ge- 
hört habe, daß sich aus der 1000 Jahre alten ~eutschfeindlichk&t des pol- 
nischen Volkes große Schwierigkeiten bei der Durchführun dieser Politik 
ergeben würden. Diese Politik dürfe infolgedessen nicht auf 8 efühlsmomenb, 
~ondern nur auf Erwägungen der Vernunft aufgebaut werden. Seiner Be- 
hauptung, daß die Verhältnisse in Deutschland ähnlich lägen, widersprach ich 
und betonte unter Hinweis auf Vorfälle der letzten ~ e i t  die Notwendigkeit, 
eiue planmäßige Ventändiguiigspolitik einzuleiten, wie das bereits von seiten 
Deutschlands z. B. auf dem Gebiet der Presse in wirksamer Weise geschehen 
sei. Meine Darlegun en beantwortete Pilsudski, indem er seiner grenzenlosen 
Verachtung für die 8 resse Ausdruck verlieh, mit der er nichts zu tun haben 
wolle, gab aber zu, daß' es nützlicb sei, auf die politischen Organisationen 
eiiizuwirken. 

Abschließend erwähnte ich den Wunsch des Reichskanzlers, auch auf wirt- 
~chaftlichem Gebiet zu normalen Beziehungen zu gelangen. Pilsudski er- 
widerte, daß seinerzeit nur ein einzi er Minister im polnischen Ministerium 
deui Zollkrieg widersprochen habe, wä % rend heute sich wohl kaum ein Minister 
finden würde, der die Fortführung dieses unseligen Krieges utheiße. Aller- 
dings sei Polen, das sich ohne jeglicbe Reserve durch die % irtschaftskrise 
durchgekämpft habe, darauf angewiesen, einen wirtschaftlich tragbaren Aus- 
gleich zu suchen. 

Moltke 

Unterredupg des Reichsministers des Auswärtigen 
qiit dem Polnischen Gesandten 

Aufzeichnung 
Berlin, den 9. Januar 1934 

Der Polnische Gesandte bat mich heute aufgesucht und hat mir einen ab- 
geänderten Entwurf für eine Erklärung über die Regelung der deutsch- 
polnischen Beziehungep übergeben. Der Gesandte hat dabei darauf - hinge- 
wiesen, da6 die Polnische Regierung sich bemüht babe, unserem Entwurf so 
nahe als möglich zu kommen. Er habe die Vollmacht zur Zeichnung und sei 
jederzeit dazu bereit. 



Ich erklärte Herrn Lipski, ich müßte natürlich den polnischen Entwurf 
zunächst durchsehen, ehe ich zu ihm Stellung nehmen könnte, würde ihm aber 
so bald wie möglich Mitteilung darüber zukommen lassen, ob und welche 
Wünsche wir etwa noch zu äußern hätten. 

Mir scheint besonders bedenklich der Vorschlag, daß  unter die Erklärung 
nicht solche Fragen fallen sollen, .welche nach internationalem Recht zur aus- 
schließlichen Zuständigkeit der Staaten gehören .. Damit wird olTensich tlicb 
bezweckt, die Frage der Behandlung der deutschen Minderheit in Polen von 
einer direkten Aussprache zwischen der Deutschen und der Polnischen Re- 
gierung auszuschließen. 

Frhr. von Neuratb 

Nr. 36 

Aufzeichnung des Direktors der Rechtsabteilung des Auswärtigen Amts 

BerIin, den 22. Januar 1934 

Der Polnische Gesandte sagte sich am Sonnabend, dem 20. d. M., bei mir zu 
einer Fortsetzung unserer Besprechungen an. Er erzählte, daß er inzwischen 
in Warschau die von mir gestellten Fragen in seinem Ministerium und vor 
allem mit Marschall Pilsodski besprochen habe. 

Bei der Er6rterong des olnischen Vorschlags, wonach die Erklärung sicb 
nicht auf die zur ausschließ P ichen Zuständigkeit der Staaten gehörenden Fragen 
erstrecken sollte, beantwortete Herr Lipski meine frühere Frage dahin, dau 
man damit our die Einmischung in innere Angelegenheiten des Landes aus- 
schließen wolle. In Polen hiitten sich, wie er behau tete, z. B. im letzten Jahr 
bier und da Bestrebungen geltend gemacht, der f;ehandlung der Juden in 
Deutschland entgegenzutreten. Das habe die Kegierun selbstverständlich ab- S gelehnt. Es sei ut, in der Erklarung derartive Mög ichkeiten ausdrücklich 
auszuschließen. $ nahm Herrn Lipski beim 6 o r t  undxsagte ihm, wenn die 
Polnische Regierung nichts anderes bezwecke, dann solle sie doch ihren Vor- 
schlag auch dementsprechend formulieren, damit die Offentlichkeit sehe, was 
gemeint sei. Er erklärte daraufhin, man werde sich in Warschau mit folgender 
Fassung zufriedengeben: 

.Die beiden Regierungen stellen fest, d a ß  diese Erklärung sich nicht 
auf solche Fragen erstreckt, die nach internationalem Recht ausschliefi- 
licb als innere Angelegenheiten eines der beiden Staaten anzusehen sind.. 

Diese Formel hat ge enüber der alten Formel den Vorteil, daW sie die blinder- 
heitenf rage nicht me g r von einer eventuelhn diplomatischen Besprechung 
zwischen Deo tschland und Polen ausschließt. Denn die Minderhei tenfragen 
sind zweifellos keine Fragen, die nach internationalem Recht aqsschließlich als 
innere Angelegenheiten eines Landes angesehen werden könntep. 



Nr. 37 
Erklärung der Deutschen und der Polnischen Regierung, 

26. Januar 1934 
Die Deutsche Regierung und die Polnische Regierung halten den Zeitpunkt 

für gekommen, um durch eine unmittelbare Verständigung von Staat zu Staat 
eine neue Phase in den politischen Beziehun en zwischen Deutschland und 
Polen einzuleiten. Sie haben sich deshalb enQc f lossen, durch die gegenwärtige 
Erklärung die Grundlage für die künftige Gestaltung dieser Beziehungen fest- 
zulegen. 

Beide Regierungen gehen von der Tatsache aus, daß die Aufrechterhaltung 
und Sicherung eines dauernden Friedens zwischen ihren Ländern eine wesent- 
liche Voraussetzung für den allgemeinen Frieden in Europa ist. Sie sind des- 
halb entschlossen, ihre gegenseitigen Beziehungen auf die im Pakt von Paris 
vom 27. August 1928 enthaltenen Grundsätze zu stützen, und wollen, insoweit 
das Verhältnis zwischen Deutschland und Polen in Betracht kommt, die An- 
wendung dieser Grundsätze genauer bestimmen. 

Dabei stellt jede der beiden Regierungen fest, daß die von ihr bisher schon 
nach anderer Seite hin übernommenen internationalen Verpflichtungen die 
friedliche Entwicklung ihrer gegenseitigen Beziehungen nicht hindern, der 
jetzigen Erklärung nicht widersprechen und durch diese Erklärung nicht be- 
rührt werden. Sie stellen ferner fest, daß diese Erklärung sich nicht auf 
solche Fragen erstreckt, die nach internationalem Recht ausschlieWlich als 
innere Angelegenheiten eines der beiden Staaten anzusehen sind. 

Beide Regierungen erklären ihre Absicht, sich in den ihre gegenseitigen Be- 
ziehungen betreffenden Fragen, welcher Art sie auch sein mögen, unmittelbar 
zu verständigen. Sollten etwa Streitfragen zwischen ihnen entstehen und sollte 
sich deren Bereinigung durch unmittelbare Verhandlungen nicht erreichen 
lassen, BO werden sie in jedem besonderen Falle auf Grund gegenseitigen Ein- 
vernehmens eine Lösung durch andere friedliche Mittel suchen, unbeschadet 
der Möglichkeit, nötigenfalls diejenigen Verfahrensarten zur Anwendung zu 
bringen, die in den zwischen ihnen in Kraft befindlichen anderweitigen Ab- 
kommen für solchen Fall vorgesehen sind. Unter keinen Umständen werden 
sie jedoch zum Zweck der Austragung solcher Streitfragen zur Anwendung 
von Gewalt schreiten. 

Die durch diese Grundsätze geschaffene Friedensgarantie wird den beiden 
Regierungen die große Aufgabe erleichtern, für Probleme politischer, wirt- 
schaftlicher und kultureller Art Lösungen zu finden, die auf einem gerechten 
und billigen Ausgleich der beiderseitigen Interessen beruhen. 

Beide Regierungen sind der Uberzeugung, daß sich auf diese Weise die t)e- 
ziehungen zwischen ihren Ländern fruchtbar entwickeln und zur Begründung 
eines gutnachbarlichen Verhältnisses führen werden, das nicht nur ihren beiden 
Ländern, sondern auch den übrigen Völkern Europas zum Segen gereicht. 

Die gegenwärtige Eyklärun soll ratifiziert und die Katifikationsurkunden 
sollen so bald als möglich in barschau ausgetauscht werden. Die Erklärung 
gilt für einen Zeitrauai von 10 Jahren, gerechnet vom Tage des Austausches 



der Ratifikationsurkunden an. Falls sie nicht von einer der beiden Regierungen 
6 Monate vor Ablauf dieses Zeitraums gekündigt wird, bleibt sie auch weiter- 
hin in Kraft, kann jedoch alsdann von jeder Regierung jederzeit mit einer 
Frist von 6 Monaten gekündigt werden. 

* 
Ausgefertigt in doppelter Urschrift in deutscher und polnischen Sprache. 

Berlin, den 26. Januar 1934 

Für  die Deutsche Regierung: Für die Polnische Hegieruag: 

C. Freiherr von Neurath Jozef Lipski 

Nr. 38 

Der Deutsche Gesandte in Warschau an das Auswärtige Amt 
Telegramm 

Warschau, den 27. Januar 1934 

Außenminister Beck, der mich heute zu sich bat, äuWerte sich dankbar und 
mit lebhafter Befriedigun über Zustandekommen deutsch-polnischer Verein- 
barung. Die Bedeutung fieses Ereignisses, das man wohl als historisch b a  
zeichnen könne, sei für ihn und anz besonders für den Marschall Pilsudski a noch erhöht worden durch die orte, die der Herr Reichskanzler an den 
Polnischen Gesandten gerichtet babe. Der Eindruck in polnischer Offentlichkeit 
sei außerordentlich und stärker, als er erwartet habe. So habe zum Beis iel Be- E kanntgabe in größtem Konzer tsaal W arschaus lebhaften Applaus Pu likums 
hervorgerufen und selbst in der Provinz habe Zeitungsauflage verdreifacht 
werden müssen. E8 zeige  ich, daß nacb Fehlschl von internationalen Kon- 
ferenzen und Pakten eine mutige und von Führerwil Y en zeugende Politik starke 
Wirkunk ausübe, insbesondere wenn sie allgemein vorhandenem Friedens- 
bedürfnis Rechnung trage. Hierin liege Ansporn für Wei terverfolgung 
dieser Linie. 

Die Op ositionsparteien hätten sich noch nicht geäußert. Er fUrchte sie auch 
nicht und" werde in der nächsten Woche Gelegenheit nehmen, seine Polhik 
vor dem Sejm zu vertreten. 

Die Aufnahme in der Weltöffentlichkeit sei, soweit ihm bisher Nachrichten 
vorlägen, durchw günstig. Insbesondere be rüße er das diesbezügliche Haoas- 

3 Communiqub,  da^ 7 i m Anlaß gegeben habe, f en Polnischen Botschafter in Paris 
zu beauftragen, der Franzt5sischen Regierung Dank auszusprechen. 



1. Keine Besserung der Lage der Deutschen Volksgruppe 
durch die Deutsch-Polnische VerstiindigungspoIItik 

(November 1933 bis August 1934) 

Der Deutsche Konsul in Thorn an das Auswärtige Amt 
Telegramm 

Thorn, den 25. November 1933 

Lleutsche Wahlversammlung Graudenz Montag 20. 11. wurde gestört durch 
angeblich bezahlte Elemente, als Generalsekretär deutscher Volksgrnp e über 
deutsch-polnische Verständigung sprach. Dieselben Elemente sind Erheber 
blutigen Zwischenfalls am Donnerstag. 

L)o~merstag stattfand in Lo e Sitzung Vertrauensmänner für deutsche Liste 
bei Stadtverordnetenwahlen. 8egen 21 Uhr erschienen erwähnte Elemente, die 
Anwesende mit Bierkrügen bewarfen und verletzten. Gegen 23 Uhr forderte 
die Polizei Anwesende zum Heimgehen auf. Alteste Versammlungsteilnehmer 
konnten unbehelligt heimkehren. Jün ere verließen Loge gegen 24 Uhr ge- f schlossen, begleitet von etwa sechs Po izisten. Diese leiteten Versammlungs- 
teilnehmer in dunkle Seitengasse, wo Angriff besagter Elemente erfolgte. 

Mehr als zwölf Verletzte, wovon einer auf Transport gestorben, ein anderer 
in Lebensgefahr. 

Laut An abe Gewährsleute besteht begründeter Verdacht, daß Angreifer f Schützen- erband angehören und von Regierungspartei gedungen sind. 

In Vertretung 

Hwpe 

Nr. 40 
Der Deutsche Gesandte in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Warschau, den 29. November 1933 

Ich hsbe in einer Upterredung, die ich aus anderem Anlaß mit dem Außen- 
minister hatte, Gelegenheit genommen, diesen auf die Graudenzer Ausschrei- 
tun en * anzusprechen. Ich verwies ihn insbesondere auf die starke Erregung, 
die f ierüber in der deutschen Offentlichkeit entstanden sei, wodurch die erfreu- 
liehe Besserung der Atmosphäre wieder gefährdet würde. 

Herr b c k  erwidertg, daß er diese Vorfiille ebenfalls bedauere. Im übrigen 
versuchte er, die Ausschreitun en mit der bei Wahlen in allen Ländern zu 
konstatierenden Aufpeitschung 8 er politischen Leidenschaften zu entschuldigen. 
Erst mein Hinweis auf die antideutsche Propagandawoche des Westmarken- 
vereins und den Kontrast, der zwischen solchen unzeitgemäßen Kundgebungen 

Vpl. Nr. S. 

53 



und den beiderseitigen Kegierungserklärun en besteht, veranlaßte den Außen- 
minister zu der Erklärung, daß energische $aßnahmen gegen die Täter ergriffen 
werden würden und daß er sich mit dem Minister des lonern in Verbindung 
setzen wolle, um der Verhetzung entgegenzuwirken. 

Ich darf bitten, die Tatsache meiner Intervention in dieser Angelegenheit 
nicht in der Presse zu verwerten, da es ohnehin schon große Schwierigkeiten 
bereitet, Minderheitsfragen hier offiziell zur Sprache zu bringen und eine Ver- 
öffentlichung noch weiter erschwerend wirken würde. 

von Moltke 

Nr. 41 
Der D.eutsche Gesandte in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Warschau, den 28. Dezember 1933 

Der Präsident der Gemischten Kommission in Kattowitz, Präsident Calonder, 
hat sich kurz vor Weihnachten zwei Tage lang in Warschau aufgehalten, um 
nach verhältnismäßig langer Zeit wieder einmal den Kontakt mit der Pol- 
nischen Regierung aufzuuehmen. Bei einem größeren Diner, das von dem 
U~iterstaatssekretär Graf Szembek a m  Abend veranstaltet wurde, bin ich als 
einziger auswärtiger Vertreter zugezogen gewesen, eine Aufmerksamkeit, die 
immerhin im Kahmen der gegenwärtigen Verständigungspolitik eine gewisse 

.:aeachtung verdient. Ich hatte riach dem Essen Gelegenheit zu einer längeren 
Unterhaltung mit Präsident Calorider. E r  erklarte, von seiner Unterredung 
mit AuWenriiinister Beck sehr befriedigt zu sein, wenn er auch den Eindruck 
nicht los werden könne, daß diesem bei seinem starken Selbständigkeitsdrang 
jede internationale Kontrolle äuWerst zuwider sei. Immerhin würden die Dinge 
in Oberschlesien wesentlich besser liegen, wenn auch dort die Beckschen Auf- 
fassungen über die Behandlung der Minderheit geteilt würden. Leider sei dies 
aber keineswegs der Fall und zu seinem groWen Bedauern müsse er feststellen, 
daW auch die erfreulicherweise von Deutschland und Polen verfolgte Politik 
der Verständigung in dieser Hinsicht noch keinerlei Besserung gebracht habe. 
Lr habe sogar den Eindruck, daß die Provinzialbehörden sich gegen fiesen 
Verständigungsgedanken innerlich auflehnten und daß sie versuchten, durch 
scharfes vorgeben gegen die Minderheit ein Gegengewicht gegen die War- 
schauer Politik zu schaffen oder aber faits accomplis herzustellen, für den Fall, 
daW die Nerständigungspolitik wirklich Fortschritte mache. 

Auf meine 'Frage, ob er mit der Entwicklung, die die Dinge in Deutsch- 
Oberschlesien genommen hätten, zufrieden sei, antwortete Präsident Calonder, 
daW er im Frühjahr groWe Sorge gehabt habe, daß aber inzwischen eine ganz 
wesentliche Besserung eingetreten sei, so daß er in dem deutschen Teil seines 
Bezirkes, abgesehen von einigen kleineren Fragen, kaum Anlaß zu ir endeiner 
Beanstandun habe. Im übrigen freue er sich ganz besonders darauf Anfang 
Jauuar dem flerrn Reichskanzler, für dessen geniale Politik er aufrichtige Be- 
wunderung habe, seinen Besuch machen zu können. 

von Moltke 



Der Deutsche Konsul in Thorn an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Thorn, den 31. März 1934 

Die nach Abschluß des Zehn jahrespaktes veröffentlichte neue N amensliste 
zur Agrarreform 1934 ist ein deutlicher Beweis dafür, daß seit dem Abschluß 
des Verständigungsabkommens, abgesehen von einigen äußeren Zeichen einer 
Besserung der Atmosphäre, alles beim alten eblieben ist. In  dieser Liste sind 
11 Güter, davon 10 deutsche, aufgeführt. f n  Hektar ausgedriickt, entfallen 
von den beanspruchten 1,475 ha rund 1,032 auf deutschstämmigen Besitz. 
8 von diesen 10 Gütern haben bereits auf früheren 'Namenslisten gestanden, 
5 davon haben keine Zuschläge erhalten und sind infolgedessen so reduziert, 
daW sie nicht mehr lebensfähig erscheinen. Alle 10 Güter standen und stehen 
wirtschaftlich sehr gut, was von den danebenliegenden olnischen Gütern nicht 
ges* werden kann. Trotzdem erhalten letztere noch f uschläge. Das rigorose 
polnische Vorgehen verstößt nicht nur offen gegen den Geist des Zehnjahres- 
paktes, sondern entspricht auch nicht dem Wunsche deso Völkerbundes, der 
seinerzeit in Genf die Wiedergutmachung der seitherigen polnischen Agrar- 
maunahmen forderte. 

von Küchler 

Nr. 43 
Der Deutsche Generalkonsul in Kattowitz an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Kattowitz, den 15. April 1934 

Am 13. April 1934 fand in Antonienhütte - Ostoberschlesien - ein Prote* 
omzug des Aufständischen-, des Schützen- und des Heservistenverbandes unter 
Beteiligung von etwa 500 Personen gegen die deutsche Minderheit und die 
deutschen Verbände statt. Zwei Polizeibeamte begleiten den Umzug. Während 
des Umzuges, der sich durch sämtliche Straßen in Antonienhütte bewegte, 
spielte die Heservistenkapelle. Es wurden poliiische Lieder gesungen. In  den 
StraWen, in denen deutsche Minderheitsangehörige wohnen, wurden von oieh- 
reren Umzugsteilnehmern, die mit' Pistolen bewaffnet waren, etwa 25 bis 
30 Schüsse abgegeben. Von den Sprechchören wurde folgendes ausgerufen: 
.Nieder mit den deutschen Minderheitsschulen und Verbänden! Es lebe die 
polnische Schule, nieder mit dem Verständigungspakt!e. Gegen 21 Uhr löste 
sich der Umzug vor dem Rathaus auf. Nacb dem Umzug wurden mehrere 
deutsche Minderbeit~angehorig~ von den Aufständischen auf der Straße be- 
lästigt und bedroht. 

In Vertretung 

Quiring 

* Dea Grundbesitzern bonnten nach dem polnischen Agrargesetz bei der Parzallierung unter 
wissen Voraussetzungen auch aber die Normalgrenze hiausgehende Flächen belassen werden 

~Zu~chläwes zur Normalfliiche). 9" 



Nr. 44 
Der Deutsche Generalkonsul in Kattowitz an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Kattowitz, den 28. April 1934 

Die in der Anlage des Erlasses vom 25. April enthaltenen Angaben über pol- 
nische MaWnahmen zwecks Bekämpfung der Minderheitsschule * stellen nur 
einen kleinen Ausschnitt aus dem B'ild mehr oder minder offenen Terrors dar, der 
gegenwärti anläßlich der Schulaiinieldungen egen die deutsche Minderheits- 
~ b u l e  in Alnisch-~berschlesien ausgeübt wirf  Ein Abflauen dieser von den 
verschiedensten polnischen Verbänden betriebenen Agitation gegenüber den 
Vorjahren ist bisher nicht festzustellen, vielmehr werden auch in diesem Jahr 
erneut alle Register wirtschaftlicher und moralischer Bedrückung gezogen, um 
die Erziehungsberechtigten von der An- bzw. Ummeldung ihrer Kinder in die 
Minderheitsschule abzuhalten. Eine Auswirkung der Verständigungspolitik 
ist hier jedenfalls noch nicht festzustellen. 

In Vertretung 

Quiring 

Nt .  43 
Der Deutsche Konsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Thorn, den 28. April 1934 

L)as Konzert des Dresdner Streichquartetts, das Fieitag in Tborn stattfinden 
sollte, mußte abgesagt werden, da die Künstler die Einreisegenehmigung nicht 
erhalten haben. Die .Deutsche Rundschaue (Bromberg) schreibt dazu: rIn 
h r l i n  ist kürzlich der polnische Tenor Jan Kiepura begeistert gefeiert worden. 
Der Reichskanzler und der Keichspropagandaminister empfingen den polnischen 
'l'enor in ihren Logen. Wo bleibt die gegenseitige Verständigung?~ 

von Küchler 

Nr. 46 
Der Deutscbe Konsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Thorn, den 28. Juni 1934 

Ich hatte wiederholt Gelegenheit zu berichten, daW der Zehnjahrespakt 
zwischen Deutschland und Polen zwar nach auf3en hin eine gewisse Ent- 
spannung gebracht habe, daß aber im übrigen im Verhältnis Polens zu Deutsch- 
land, insbesondere was die Behandlung der Minderheit anlangt, in diesem 
Gebiet keine Anderung zu verspüren sei. 

* Die Anla e enthalt An aben über EinscMchterungsvenucbs und TerrormaUnahmea gegen 
Eltern, die ihre%inder IOr cf I. deutiebe Mindcrheituchnle angemeldet bitten. 



Dies zeigt sich auch auf dem Gebiet der Schule. So wurde kürzlich der in 
'l'horn an dem einzigen staatlichen Gymnasium mit deutscher Unterrichts- 
sprache tätige Oberlehrer Paul Bnen in den Ruhestand versetzt. Wie ich fest- 
gestellt habe, waren keine pädagogischen Gründe für die Entlassung m a ß  
gebend. Sie liegt vielmehr im Zuge der polnischen Bestrebungen, dieses alte 
deutsche Gymnasium allmählich in ein polnisches umzuwandeln. Ein deutscher 
Lehrer nach dem anderen ist hier durch einen polnischen ersetzt worden. Aber 
man hatte gehofft, daß dieser zielbewußte Umwandlungsprozeß nach dem 
Zehnjahrespakt eingestellt werden würde. Mit der Abberufung des Ober- 
lehrers Brien wird das Kolle ium nunmehr aus neun polnischen und drei 
deutschen Lehrern bestehen. 8 nter diesen Umständen kann das Gymnasium 
nicht mehr als eine deutsche Lehranstalt angesehen werden. 

von Küchler 

Der Deutsche Generalkonsul in Kattowitz an das Auswärtige Amt 
Telegramm 

Kattowitz, den 1. August 1934 

Auf Mitgliederversammiung des Deutschen Volksbundes hielt dessen Präsi- 
dent, Prinz von Pleß, programmatische Rede, in der er sich mit gegenwärtigem 
deutsch-polnischen VerhUtnis und seinen Auswirkungen auf die Lage der 
Minderheiten beschäftigte. Der Prinz erklbte, wer an deutsch-polnische Ver- 
handlungen Hoffnungen auf soforti e Besserun der Lbge geknüpft hätte, f f müßte enttäuscht werden, denn seit ahren beste ende Gegensätze verschwän- 
den nicht von heute auf morgen; aber niemand hätte damit rechnen können, 
da& statt  Verbssserun weitere Verschärfung der Lage der deutschen Volks- 
gruppe eintreten war f e. Vsrschärfun läge vor allem in zmehmender Enb 
l a s m q  deutscher Arbeiter. die damit i 71 rer bbenspruiidlage beraubt aiirdeo. 



111. Polen entzieht sich der Minderheitenkontrolle 
des Völkerbundes 

(September bis November 1934) 

Nr. 48 

Der Deutsche Konsul in Genf an das Auswättige.Anrt 
Telegramm 

Genf, den 7. September 1934 

Aus der gestrigen Unterredung mit einem hohen Beamten Völkerbunds- 
sekretariats über polnischen Minderheiten-Antrag ist folgendes bemerkenswert: 

1. Nach Auffassung; Sekretariats besteht keine Aussicht, da8  Polens Antrag 
Verallgemeinerung des Minderheitenschiltzes durchdringt, weil sowohl GroM- 
machte wie andere Staaten dagegen sind. 

2. Auch Aussichten dafüi, daß  Polen daraufhin nach Ablehnung Generalisie- 
rung des Minderheitenschutzes mit Erfolg Forderung nach Befreiung der ihm 
auferlegten Minderheitenschutz-Bestimmungen stellen könnte, sind nach Auf- 
fassung Sekretariats gering. An sich könnte Polen unter Elinweis auf ein- 
~ e i t i g e  Belastung mit Minderheitenschutz-Bestimmungen und insbesondere 
daraiif, daß, wie zu erwarten, Ruljland bei  int tritt in den Völkerbund keine 
Auflagen in dieser Beziehung gemacht werden, nach Artikel 12 des polnischen 
Minderheiten-Vertrages* Abänderuiig der Minderheiten-Vorschriften verlan- 
gen, di9 unter Umständen gänzlicher Abschaffung gleichkäme, wozu nach Be- 
stimmungen Artikels einfache Ratsrnehrheit genügt. Diesem Versuch würde 
jedoch von Grollmächten entpegerigelialten werden können, dah Minderheiten- 
scbu t .~  Voraussetzung für Zuteilung großer Gebiete an Polen und Kleine 
Entente gewesen sei und daß  durch Aufheburi Minderheitenschutz-Verträge 
Gesarntrevisionsf rage angeschnitten würde. a c b  Auffassung Sekretariats 
sind sowohl Kleine Entente als Griechenland polnischer Initiative durchaus 
abgeneigt, da sie sich in ähnlicher Lage bezüglich Verbindung von Minder- 
heiten- und Territorial-Fragen befinden. 

Nr. 49 

Aufzeichnung eines Beamten der Politischen Abteilung 
des Auswärtigen Amts 

Berlin, den 13. September 1934 

lions~ll Krane1 telrphoniert sorhen aus Genf: 

Beck habe soeben in der i3undesversa1nmlung eine Rede gehalten, die naberii 
ausschließlich der Minderheitenfrage gewidmet war lind In der er  ausführte, 
Polen miißte auf Generalisierung der Mi nderbeitenverptlichtungen bestehen; 

* Vgl. Nr. 4. 
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er hätte jedoch gehört, daß verschiedene Staaten sich ablehnend verhalten 
würden. Er sehe sich deshalb gezwungen, mitzuteilen, da6 Polen in Zukunft 
jede Zusammenarbeit mit den internationalen Organen bei der Kontrolle der 
Durchführung des Minderheitenschutzsystemes durch Polen verweigern 
würde. 

von Kamphoevenet 

Nr. 50 
Aufzeichnung des Staatssekretärs des Auswärtigen Amts 

Berlin, den 13. September 1934 

Der Polnische Gesandte sa te sich heute nacbmittag dringend bei mir an 
und war um 8/,7 Uhr bei mir. B r  bat ein Telgegramrn des Anßenministers Beck 
erhalten, mit dem Auftrag, uns eine Erklärung über die in Genf durch Herrn 
Beck erfol e Aufkündigung des Minderheitenvertrages abzugeben. Der Ge- 
sandte sei r eauftragt, uns mitzuteilen, *daß dieser Schritt, von dem wir wohl 
durch die Presse bereits unterrichtet seien, die Beziehungen der Polnischen 
Regierung zu den deutschen Minderheiten in keiner Weise ändere, und daß die 
polniscbnn Gesetze in bezug auf die Minderheiten und deren Gleichberech- 
tigung im polnischen Staat aufrechterhalten blieben. 

Icb sagte dem Polnischen Gesandten, ich nähme von seinen Erklärungen 
Kenntnis, müsse aber gleich bemerken, daß der zweite Teil der Erklärung uns 
nicht befriedigen könne, denn zahllose Beschwerden der deutschen Minder- 
beiten in Polen und eine endlose Reihe von Prozessen hätten bewiesen, da13 die 

olnischen Gesetze in bezug auf die Minderheiten praktisch nicht ausreichen 
f>nfolgedessen müßte ich die Stellungnahme der Reichsregierung vorbehalten. 

Die polnische Ankiindi$ing, iich in Zukunft an der Durchführung der Minderheiten- 
rchuttkontrolle durch den ölkerbund nicht mehr zu beteiligen, wurda von den Vertretern 
Großbritanniens und Frankreichs in der Völkerbundversammlung mit formalen Einwendungen 
beantwortet. Hierbei erklärte der Führer der Britischen Dele ation der Staatssekretiir fiir 

0 S Audwärtige Angele enheiten Sir John Simon ia der fünften Vo laitering der 15. Völkerbunds- - versammluog am 1 . September 1934: 
*Das Land, das ich mit der Delegation des Vereinigten Königreichs vertrete, ist ebenso 

w b  ewieee andere Mächte Vertrappartei  d~ polnischen Minderheitenvertrages. Polen 
hat %insichtlich der Minderheiten gewisse Vertrag.rerpflichtungen ii bernoomrnen, welche 
die Vö1kerbundgaraotie einschlossen. Ich mochte in dieser Hinsicht hinzufiigen, daU man 
die Bestimmungen des Artikel8 Y3 der Vertrages von Versailles, der in dem Teil dieses 
Vertragm enthalten ist, der eich mit der Feateetzung .der 'Grenzen Polens befaßt, nicht 
aus den Augen verlieren darf. Polen hat weiter ein bestimmtes, in einer Reihe von 
Entschließungen des Völkerbundsrata formuliertes Verfahren über die .Art und Weise an- 
enommen, wie diese Garantie durchgeführt werden mll. Dieses Verfahren hat klar und 

eutli* die Mitarbeit Polens zur Voraussetzung. 

Der F ranh i sehe  Dele ationsführer Außeeminister Bartbou betobte in der gleichen Sitzung F der V61 kerbundsvenarnm ung : 
.Der Polnircbe Außenminister bat gastern eine Frage gestellt, die sich mit der kiinfti en 

Durchfiihrung d w  zwischen Polen und den Alliierten Hauptmiichten am 28. Juni 1818 
abgeschlossenen Mindcrbeitenvertrages befaßt. Da diese Frage zur Diskussion gestellt 
worden W, ist er nur natürlich, daß die anderen Unterzeichner dieses Vertra es 'hre 
Stellung tlarle en. pea bat der Vertreter d a  Vereinigten R6ni reichr u>eLn mit 
v6lli er Deutlic f Leit Frantreicb iat ebenfalls Unterzeichner !es Vertrages vom 
28. f&i 1919 und führte den Vor&z auf der Friedenskonferenz, auf der dieser Vertrag 
aufgesetzt wurde; ich halte er also fiir eine Pflicbt der LojalitHt, mich voll und' ganz 
den Schlußfollqerungeo Sir John Simons anzr1rchlie8en. 



i h r  Gesandte erwiderte, die E r k i ä r ~  des Ministers Beck sei eine Fortfüh- 
rnn der vor zwei Jahren eingeleiteten Solitik, die auf eine Verallgemeinerung 
der 54 inderheitenverpflichtungen hinziele. Polen könne sich eine Deklassierung 
nicht länger gefallen lassen. 

Ich sagte dem Gesandten, die Erklärung Herrn Becks sei für uns eine Uber- 
raschung. Aus der Presse entnähme ich, daß der Polnische AuDenrninister die 
Stellungnahme der Mächte zu seinem vor kurzem eingebrachten neuen Antrage 
bezüglich eines allgemeinen Minderheitenabkommens nicht abgewartet habe. 
Wa.s uns anlange, SO habe die Deutsche Regierung im vorigen Jahr erklärt, 
daß sie si omnes grundsätzlich bereit sei, ein allgemeines Minderheitenabkom- 
man. ZU schliefien. Hinsichtlich der Deklassierung könne ich seinen Gedaokcn- 

ängen nicht folgen, denn die besondere Auflage, die Polen und den anderen 
f5taaten in bezug auf die Minderheiten auferlegt wurden, sei das Gegenstück 
zu der fiir die unterlegenen Mächte besonders un ünstigen Grenzziehunq der' 
Pariser Friedenskonferenz. Ich erinnerte ihn an f ie Note die ~lemenc&u arn 
24. Juni 1919 an den damaligen Polnischen Ministerpräsidenten Paderewski* 
gerichtet hat. Der Polnische Gesandte hatte hierauf nichts mehr zu erwidern. 

von Bülow 

Nt. 51 
Der Staatssekretär des Auswärtigen Amts 
an den Deutschen Gesandten in Warschau 

Teiegrvmm 

Berlin, den 15. September 1034 

Polnischer Schritt 1n Minderheitenfrage wird hier wie folgt beurteilt: 

Obwohl Herr Beck formell nicht den Minderheitenvertrag als solchen gekun- 
digt, sondern nur die weitere Zusammenarbeit mit den internationalen Orga- 
nen abgelehnt hat, läuft sein Schritt pra.ktisch auf Lahrnlegun Miaderheiten- 
schutzsystems hinaus Minderheitenschutzbestimmungen sin f in Vertragen 
von lQlg zum Ergänzungsstück damaliger territorialer Regelungen gemacht 
worden. Dies qilt insbesondere für deutsch-polnische Grenze, wie sich aus 
Artikel 03 Versailler Vertrages, Priiambel Minderheitenschutzvertrages und 
bekannten Brief Clemenceaus an Paderewski vom 24. Juni 1919 * ergibt. Ver- 
pflichtung zu Minderheitenschutz war Gegenleistung neuer Staaten für den Er- 
werb neuer Gebiete, so daß mit Annullierung dieser Gegenleistung im Grunde 
die gesamten Territorialfragen neu aufgeworfen werden. 

Wir haben die ~ a r a n t i e  des Völkerbundes für den Minderheitenschutz prak- 
tisch schon längst als für uns wertlos erkannt und haben auf Ausnutzung die- 
ser Garantie durch unseren Austritt aus dem Völke~bund verzichtet. Das 
ändert aber nichts an der prinzipiellen Bedeutung des polnischen Schrittes 
und an seinem Zusammenhang mit den territorialen Fragen. 

Den Hauptton werden wir unter diesen Umständed auf die Tatwrche zu 
legen haben, da6 der Völkerbund, der schon in der Abrüstuagsfra e vollkom- 
men versagt hat. nun auch in der wichtigen Minderheitenfrage den % oden unter 



den FüOm verliert. Wir werden mit gröWter Aufmerksamkeit verfolgen, wie 
sich defi Völkerbund und wie sich vor allem die früheren Alliierten Hau t- P mächte als Signatare der Minderheitenschutzverträge zu dem Problem stel en 
und ihrer Verantwortlichkeit gerecht werden. Die in Genf von Simon und 
Barthou abgegebenen Erklärungen klingen zwar sehr energisch, schließen aber 
doch nicht aus, daß es sich hierbei nur um einen Theaterdonner handelt, und 
daß der Völkerbund nach den bekannten Genfer Gepflogenheiten sich sahließ- 
licb doch in irgendeiner Form mit dem von Polen g~cbaf fenen  fait accompli 
abfindet. Gegenüber solchen Möglichkeiten müssen wir fortdauernd versuchen, 
die Veiantwortung des Völkerbundes und der Signatarmächte für die Zukunft 
festziinageln. + 

Ausschließlich zur persönlichen Information bemerke ich noch: 

Am 13. d. M. hat mir der Polnische Gesandte im Auftra e seines Ministers 
erklärt, daß die Beziehungen der Polnischen Re ierung zu f en deutschen Min- 
derhei teo durch den Genfer Schritt in keiner b e i s e  eine Aiiderung  erfahre^ 
und daß die polnischen Gesetze bezüglich der Minderheiten und deren Gleich- 

polnischen Staat aufrechterhalten blieben. Ich erwiderte, daß 
uns nicht genügen könne, d a  nach unseren praktischen Erfah- 

deutscher Minderheiten in Polen die polnischen G 4  
setze sich in dieser Hinsicht als unzureichend erwiesen hätten. 

Ich habe die Erklärun eu des Gesandten unter ausdrücklichem Vorbehalt 
einer Stellungnahme der lfeichsregierun entgegengenommen, dabei aber schon 
in der oben angedeuteten Weise auf f en  Zusammenhang des Minderheiten- 
sch U tzes mit der Territorialf rage und auf die ernste Bedeutung des polnischen 
Schrittes hingewiesen. 

Bülow 

Nr. 52 
Der Reichsminister des Auswärtigen an den Deutschen Botschafter 

in Warschau 

Berlin, den 14. November 1934 

Der Vorstoß der Polnischen Regierung in Genf, wonach sie bis zum Inkraft- 
treten des von ihr beantfa ten allgemeinen internationalen Minderheitenschutz- 
Systems jede Zusammenar ! ei t rni t internationalen .Organisationen ablehnt, läuft 

rak tisch auf die Außerkraf tsetzung des Minderbeitenschu tzvertrages hinaus. 
besteht deshalb die Gefahr, daß  die Servitut, mit der im Jahre 1919 die 

Abtretung deutscher Gebietsteile belastet worden ist, beseitigt wird, und daß  
eich damit der anze Stand der östlichen Grenzfragen zu Ungunsten Deutsch- 
lands wesentlic ! verschlechtert. Die einseitige Abänderung des bisher be- 
stehenden Zustandes durch Polen kann daher von uns nicht einfach stillschwei- 
gend hingenommen werden. Ein solches Stillschweigen könnte nur als eine 
Anerkennung des durch den polnischen Vorstoß geschaffenen Zustands aus- 
gele t werden. Uberdies erfordert auch die bedrängte Lage der deutschen 9 Min erheit in Polen eipen positiven Schritt der Reichsregierung gegenüber der 
Polnischen Regierung. 



Unter Bezugnahme auf die mündliche Besprechun der Angelegenheit wäh- 
rend Ihres letzten Besuches in Berlin bitte ich Sie f aher, die Frage. bei dem 
Außenminister Herrn Beck baldmöglichst im Sinne der nachstehenden Ausfüh- 
rungen zur Sprache zu bringen. 

1. Die Deutsche Regierung sei der Ansicht, daß es angebracht sei, mit der 
Polnischen Regierung offen und vertrauensvoll eine Frage zu besprechen, die, 
u7enn sie unerörtert und im Unklaren bliebe, leicht einmal zu Mißverständnis- 
sen und zu einer Störung der so aussichtsreich begonnenen Neugestaltung der 
deutsch-polnischen Beziehungen führen könne. Das sei die Lage, die in der 
Minderheiten f rage durch den Vorstoß der Polnischen Regierung in Genf ge- 
schaffen worden sei. 

2. Die Polnische Regierung habe es ja dankenswerterweise auch ihrerseits 
für richtig gehalten, sich wegen dieses Vorstoßes mit der Deutschen Regierung 
in Verbindung zu setzen, indem sie alsbald nach der Genfer Tagung durch 
Herrn Lipski dem Staatssekretär von Bülow habe mitteilen lassen, daß die 
deutsche Minderheit in Polen auch weiterhin grundsätzlich die Gleichberechti- 
gung genießen werde. Durch diese Mitteilung werde aber die Situation noch 
nicht ausreichend geklärt. Herr von Bülow habe deshalb bei der Unterredung 
die Stellungnahme der Deutschen Regierung vorbehalten.* 

3. Sie seien beauftragt, vorweg festzustellen, daß es nicht etwa unsere Ab- 
sicht sei, den von Polea egen die Mitwirkung des Völkerbundes in Minder- 
heitenfragen gemachten forstoß als solchen zum Gegenstand der Erörterung 
zu machen *und die Behandlung dieser Fragen wieder auf dits internationale 
Gleis zu schieben. Wir könnten uns an der Mitwirkung des Völkerbundes 
desinteressieren, weil wir sie längst als wertlos erkannt hätten. Außerdem sei 
w ja aber einer der wichtigsten Zwecke der deutsch-polnischen Vereinbarung 
vom Januar d. J., deutsch-polnische Fragen nicht vor internationalen Instan- 
zen, sondern im unmittelbaren Gedankenaustausch zu erörtern. Wir hätten 
auch Verständnis dafür, daß .sich Polen durch ein internationales Kontroll- 
verfahren beeinträchtigt fühle. 

4. Das ändere aber nichts an dem Faktum, daß in den vom Reich an Polen 
abgetretenen Gebieten eine große Zahl von Menschen deutschen Stammes lebe, 
und daß 'die diesen Menschen zugesicherten Miriderheitsrechte ein integrieren- 
der Ekstandteil der Gesamtregelung von 1919 seien. AP dem Schicksal dieser 
Bevölkerungsteile könne sicb Deutschland unmö lich desinteressieren. Ein 
solches Desinteressement würde im deutschen Vol k keinerlei Verständnis fin- 
den. Die deutsche Presse habe zwar auf Wunsch der Reichsregierung im 
Interesse der deutsch-polnischen Beziehungen in der letzten Zeit die Lage der 
deutschen Minderheit in Polen nur wenig erörtert; das dürfe aber nicht dar- 
über hinwe täuschen, daß uns das Schicksal der deutschen Volksgenossen und fi ihre Behan lung durch Staat und Volk in Polen nicht gleichgültig sein könne. 

5. Dies prinzipiell zum Ausdruck zu bringen, sei der Zweck Ihres Schrittes. 
.Um jeder etwaigen Mißdeutung dieses Schrittes vorzubeugen, seien Sie er- 
mächti t zu erklären, daß die Deatsche Regierung nicbt daras denke, ihr Ein- 
treten f ür die deutsche Minderheit in Polen in der einen oder anderen Weise 
zum Hebel für eine Aufmllung von Grenzfragen zu machen. Wir hofften, daß 
die Polnische Regierung diese Erklärung gebührend würdige. Durch sie und 
durch unser Desintereasement an der Frage einer Volkerbundskontrolle wür- 
den von uns Voraussetzungen geschaffen, die es ermö lichten, daß Fragen der B deutschen Minderheiten zwischen Deutschland und olen ebenso unbefangen 

Vgl. Nr. 50. 



und sachlich erartert würden, wie das z. B. zwischen Deutschland und Ungarn 
eschehe. Der Erorterung sei auf diese Weise von vornherein ~ e d e  denkbare 

8chHrfe genommen. Andererseits aber werde so verhütet, daß das zwischen 
den beiden Staaten nun einmal bestehende Problem sicb eines Tages zu einem 
Storun sfaktor in ,der Entwicklung ihrer Beziehungen auswachse. 

6. d e n n  es Ihnen auch bei der ersten Unterredung hauptsächlich auf die 
grundsätzliche Seite der Sache ankomme, möchten Sie die Gelegenheit doch 
nicht vorübergehen lassen, ohne darauf hinzuweisen, daß gerade in letzter Zeit 
sehr viele Beschwerden der deutschen Minderheit in Polen bekanntgeworden 
seien, die doch bewiesen, daß die polnischen Gesetze nicht ausreichten und da6 
die Praxis der polnischen Behörden den von der Polnischen Regierung tms 
mitgeteilten Absichten nicht entspreche. 

Sollte Herr Beck in der Weise auszuweichen suchen, daß er zwar, ähnlich 
wie Herr Lipski, gute Behandlun der Minderheit zusichert, dabei aber betont, 
daß das ganze Problem ausschlie S lich Sache der polnischen Autonomie sei, so 
bitte ich ihm zu sagen, daß es uns nicht so sehr darauf ankomme, auf Grund 
welcher Art von Bestimmungen - d h. ob auf Grund internationaler Vertrags- 
bestimmungen oder auf Grund. autonomer polnischer Gesetzesvorschriften - 
die Minderheit gut behandelt wurde, sondern darauf, daß sie gut behandelt 
würde. 

Sollte Herr Beck im Laufe des Gesprächs die Rede auf das Problem der 
polnischen Minderheit im Reich brin rn, so bitte ich darauf hinzuweisen, daß 
diese Frage doch auf einer anderen Bbene liege. Eine Vergleichsmöglichkeit 
sei schon deshalb nicht gegeben, weil die Lage der polnischen Minderheit im 
Reich sich durch das frei willige Entgegen kommen deutscherseits auf einer ab- 
steigende~ Linie entwickelt babe, während im Laufe der Jahre bei der deut- 
schen Minderheit in Polen leider eine zunehmende Verschlechterung habe fest- 

estellt werden müssen. Getreu der wiederholten Erklärung des Führers und 
beichskanzlers, wonach beim deutschen Volk die Achtung vor fremdem Volks- 
tum dw Liebe zum eigenen Volk zur Seite stehe, habe gerade der national- 
sozialistische Staat diese seine Anschauung gegenüber den im Reich lebenden 
An ehöri en polnischen ~oikstums in die Praxis umgesetzt. 

8inern gericht über die Ausführung dieses Erlasses und die Aufnahme Ihres 
Schrittes sehe ich mit besonderem Interesse entgegen. 

Frhr. von Neurath 

Nr. 53 
. 

Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 
Bericb t 

Warschau, den 19. November 1934 

Ich habe heute den Vorstoß der Polnischen Regierung in der Frage der 
Minderheit weisungsgemäW bei dem Auhenminister Herrn Beck zur Sprache 
gebracht. Dabei babe ich unseren Wunscb nach einer Vertiefung der deutsch- 
polnischen Bwiehungen unterstrichen und hervorgehoben, da6 auch die qegen- 
wärtig Demarche letzten Endes diesem Ziele diene. In diesem Zusammenhang 
habe ich U. a ,  auch zu erkennen gegeben, da@ der Führer und Reichskanzler 
füi die Fra e ein besonderes Lnteresse bekundet hat. Als Petitum habe ich 
im Anschlu B an den Yioweis auf die urigünstige La e der deutschen Minder- 
heit die Bt te  ausgesprochen, durch nachdrückliche &isung an die untergeoeord- 



neten Organe dafür zu sorgen, daß die praktisclie Behandlung der Minderheit 
mit dem Geiste in Einklang gebracht würde, der unserer Verständigungspolitik 
entspricht. 

 her^ Beck, der bei keinem Punkte meiner Llarlegungen ein besonderes Er- 
staunen oder Unruhe zu erkenpen gab, erwiderte etwa folgendes: 

Er lege Wert darauf, zunächst zuin Ausdruck zu bringen, eine wie große 
Achtung man hier in Polen dem Herrn Reichskanzler gegenüber empfinde und 
wie sehr man die mutige und loyale Gesinnung wertschätze, mit der er dem 
deutsch-polnischen Problem gegenübergetreten sei. Die Hochachtung vor dem 
Herrn Reichskanzler sei hier eine allgemeine, und was er mir hierüber gesagt 
habe, entspreche nicht nur seiner eigenen Auffassung, sondern auch - wie er 
erst dieser 'rage wieder habe feststellen können - der des Marschall Pilsiidski . 
und des Herrn Ministerpräsidenten. Ich könne deshalb überzeugt sein, daß 
lede Anregung, die von dem Herrn Reichskanzler oder seiner Regierung aus- 
iehe, hier von vornherein einer griindlichen, vorurteilslosen und wohlwollenden 
Prüfung sicher sei. Was nun die in Genf abgegebene polnische Erklärung 
über die Minderheitenfrage anbelange, so lege er Wert darauf, auch seinerseits 
noch einmal nachdrücklich festzustellen, daß dieser Schritt in keiner Weise 
gegen die deutsche Minderheit gerichtet gewesen sei. Der Schritt sei vielmehr 
hervorgerufen worden durch die unglaubliche Behandlun , die der Völkerbund 
in letzter Zeit gegenüber Polen für gut befunden habe. 'i m Völkerbund säßen 
Leute, die nichts könnten, als sich und anderen Arger zu bereiten und die den 
Realitäten kein Verständnis ent egenbriichten. Schon seit einem Jahre habe 
er  versucht, durch Worte und fiandlungon dem Volkerbund zu verstehen zu 
geben, daß Polen sich eine solche Behandlung nicht mehr gefallen ließe und 
daß es so nicht weitergehen könne. Da man in Genf keine Einsicht gehabt 
habe, sei Polen schlieWlich zu seiner Erklärung gezwungen worden, und er 
freue sich', aus meinen Darlegungen zu entnehmen, daß wir für die polnische 
Auffassung Verständnis hätten. Aber all das habe nichts mit der deutschen 
Minderheit zu tun. Er k8nne versichern, daß die Minderheitenrechte auch 
weiterhin auf Grund der polnischen Verfassung* geschützt werden würden. 
Diese Rechte, die zweifellos aus der alten Verfassung demnächst auch in die 
neue übernommen werden würden, beruhten nicht auf irgendwelchen theore- 
tischen Erwiigungen, sondern entsprachen der Auffassung, die Polen von dem 
Begriff des Staates und des Zusammenlebens der Bevölkerungsschichten hätte. 
Er glaube auch nicht, daW diese Grundsätze nur ein toter Buchstabe seien1 
Gewiß herrsche zur Zeit eine schwere wirtschaftliche Krisis und hierdurch 
würden vielleicht häufig gewisse Schärfen in die Beziehungen zwischen Staats- 
volk und Minderheit hineingetragen. Aber er sei überzeugt, daß auch das sich 
allmählich bessern werde. Wenn bei den unteren Verwaltungsorganen noch 
nicht alles so sei, wie es sein müWte, so sei er gern bereit, mit seinen Kollegen 
za sprechen und ihnen nahezulegen. daß sie noch einmal ihre Auffassungen, 
die im übri en den von ihm darqele en Grundsätzen entsprächen, den nach- 
geordneten 8tellen mitteilen, und er f offe, daU das eine gute Wirkung haben 
werde. Viel läge natürlich auch an der Presse und es sei nur zu natürlich, 
daß eine Presse, in der das jüdische Element in so starkem Maße vertreten sei 
wie hier, Ueutschland gegenüber gewisse Ressentiments zeige. Aber er würde 
sich bemühen, eine Besserung herbeizuführen, und er hoffe, daß es auch in 
der Minderheitenfrage gelingen werde, allmählich zu einer vernünftigen Ein- 
stellung der 6ffe.ntlichen Meinung zu gelangen. 

Der Minister schloß die Aiisführungen öber seine vtheoretischea Einstellung 
zu diesem Problem mit der Frage, ob ich ibm hinsichtlich der praktischen 





IV. Weitere Verschlechterung 
in der Lage der Deutschen Volksgruppe 

(November 1934 bis Oktober 1937) 

Nr. 54 
Der Deutsche Konsul in Krakau an das Auswärtige Amt . 

Bericht 

Krakau, den 3. November 1934 

' In der Zeit vom 31. Oktober bis zum 2. November 1934 hat hier eine 
ommerellenkundliche Tagun stattgefunden, die vom Baltischen lnstitut in 

Fhorn veranstaltet wurde. 8 ie Besucherzahl schwankte zwischen 150 und 
170 Personen und überstieg damit die Erwartungen der Veranstalter. Insbe- 
sondere waren auf der Tagun vertreten: Delegierte des AuBenministeriums, 
des Kultusministeriums, des % inisteriums für Landwirtschaft und A rar- k reform, der Minderheitenabteilung des Innenministeriums, des General om- 
missariats der Republik Polen in Danzig, der Woiwodschaftsämter Posen, 
Pommerellen, Schlesien und Bialystok, der Pommereller Landstarosteien, der 
Städte Thorn und Gdingen, aller polnischer Universitäten, der Polnischeii 
Akademie der Wissenschaften in Krakau, der Gesellschaft der Freunde von 
Kunst und Wissenschaft in Danzig, mehrerer wissenschaftlicher Institute, 
Archive und Bibliotheken aus Gdin en, Posen und Thorn sowie eini er Insti- 

fI B tute aus Warschau. Besonders star waren vertreten die Pommerel er Land- 
wirtschaftskammer, der Revisionsverband der landwirtschaftlichen Genossen- 
schaften in Pommerellen, die Industrie- und Handelskammer Warschau und 
die staatliche Agrarbank. Weiterhin hatten die See- und Kolonialliga, dir 
Vereinigung der Lehrer der mittleren und höheren Schulen und fast alle 
größeren Ortsgruppen des Westmarkenvereins Vertreter entsandt. Außerdem 
nahmen 3 Obersten in Uniform an der Tagung teil.' 

Uber den Verlauf der Tagung ist mir VOJI einem Tagungsteilnehmer der 
anliegende Bericht zugegangen. 

Schillinger 

Anlage 

. . . . . Zu Beginn des zweiten Tages bedauerte Prof. Pa wlowski einleitend, 
daß man bisher noch nicht auf das so wichtige Problem der Siedlung in 
Potumerellen nach ~ l i t i s c h e n  Gesichtspunkten gekommen sei, denn .der 
Zweck der Tagung sei, den Praktikern des Kam um den pqlnischen Boden 
und den polnischen Charakter des Landes den zu weisen. 

In der 1)iskuseiun ergriff der Leiter der Landwirtschafts- und Agrarreforni- 
abteilung der Woiwodschaft Pommerellen Ceceniowski das Wort und führte 
aus. daß im Jahre 1933 3 500 ha und 1934 4 000 ha parzelliert worden seieii, 
1935 würden abei  L) 0 0  ha parzelliert werden; davon enstammten 'lediglich 
3 WO ha polnischem Privat- und Statitsbositz. 



Herr Smolenski, Krakau, wies darauf hin, da13 in Pommerellen noch heute 
des esamten Großgrundbesitzes in deutschen Händen sei. Es äbe iiocli % immer &enden, wo das Hinzukommen einer ganz geringen Anzahl cutscher 

ausreichen würde, um die polnische Mehrheit in eine Minderheit zu verwan- 
wandeln. Mit Genugtuung höre er deshalb, daU man diese entscheidenden 
Argumente erkannt habe und 1935 6 000 ha aus deutschem Besitz parzellieren 
werde 

~awloWski  wies insbesondere auf das starke Ubergewicht deutschen Grund- 
besitzes in den Kreisen Dirschau, Stargard, Graudenz, Culm, Zempelburg und 
im Seekreis hin. Der au  enblickliebe Zustand sei keineswegs zufriedenstellend 
und es müsse so schnel f wie möglich eine Anderung der Lage durchgeführt 
werden. Das Deutschtum in diesen Gegenden werde durch Ausnutzung des 
Danziger Marktes wirtschaftlich gestärkt. Hier sei nunmehr aber durch das 
Kompensationsabkommen zwischen Danzig und Polen* ein Riegel vorgescho- 
ben worden, da die Verteilung der Kontingente in Zukunft von polnischen 
Stellen vorgenommen würde. 

I n  der Diskussion kam sodann die Sprache darauf, daW die Mittel zur Sied- 
lung fehlten, während der deutsche Grundbesitz dumh Kredite gestärkt 
werde. Hierauf er  riff ein Oberst in Uniform das Wort und erklärte, das 
Geld dijrfe keine fi olle spielen. Man solle sich doch durch den Pakt mit 
Deutschland nicht falschen Hoffnungen hingeben. l m  Gegenteil! Dieser Pakt  
habe nur insoweit Geltung, als nach diesen 10 Jahren nichts mehr davon vor- 
handen sein dü'rfe, was man heute als gefährlich f ü r  dieses Gebiet ansehe. 
Solche Verhältnisse wie im Dirschauer, Stargarder und Zempelburger Kreis 
seien unhaltbar. Hier dürfe es kein Pardon oder Hemmungen irgendwelcher 
Art. geben. Gerade die jetzige Stille müsse ausgenutzt werden, um in den 
Grenzkreisen im stärksten Maße zu siedeln, damit hier ein lebendiger Ver- 
teidigungswall polnischer Bauern entstehe. 

Der Vorsitzende der Landwirtschaftskammer Thorn Dykier unterstrich 
diese Ausfuhrungen und fügte hinzu, man habe im Kam f gegen das im Lande 
ansässi e Deutschturn zwei Instrumente, nämlich 1. ! ie Parzellierung und 
2. den kndaufirauf.  Beide seien bisher noch nicht voll ausgenutzt worden. . . . 

Nr. 55 
Der Deutsche Generalkonsul in Posen an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Posen, den 18. Februar 1935 

Die Agrarreform ist wiederum in erster Linie gegen das L)eutschturn zur 
Anwendun gebracht. Von der für die Zwangs arzellierun für 1035 vor- 
gesehenen f läche  von 11 250 ha ist der deutsche L s i t z  mit 6 % 97 ha enteignet 
worden, also in einer fast 6Oprozentigen Höhe des üesamtareals, trotzdem der 
Anteil des deutschen Landbesitzes an der esamten Fläche in den abgetrennten 
Gebieten des Westgebietes kaum noch me % r als 30°/@ beträgt. 

* Vgl. Nr. 181. 

Lütgens 



Nr. 56 

Unterredung des Reichsministers des Auswärtigen 
mit dem Polnischen Botschafter 

Aufzeichnung 

Berlin, den 21. Februar 1935 

Anläßlich eines Besuches, den der Polnische Botschafter mir heute aus 
anderem Anlaß abstattete, habe ich die Polonisierungspolitik des oberschlesi- 
schen Woiwoden ihm genüber zur Sprache gebracht. Ich habe ihm dar- 
gelegt, welche Gefahr 'T ür das deutsch-polnische Verhältnis die Fortsetzung 
dieser Politik bedeute, und ihn gebeten, seine He 'erung in eindringlicher 
Weise darauf hinzuweisen, d a 6  eine Fortsetzung ?er Entlassungen grollen 
Stils, wie sie zur Zeit speziell in den PleUschen und Henckel-l)onnersuiarck- 
schen Betrieben durchgdiihrt würden, oaturgemä.6 Rückwirkungen auf das 
Verhalten der deutschen Behörden gegenüber polnischen Arbeitern und 
Angestellten in Deutschland haben müWte. Ich habe dem Botschafter da- 
gestellt, daß  die glückliche Entwicklung der deutsch-polnisc hen Beziehungen, 
wie sie sieb nach dem Abkommen vom vorigen Jahre herausgebildet habe, 
durch eine Beibehaltung der Polonisieru~igspolitik in Ostoberschlesien geradezu 
in Frage gestellt werde. 

Der Botschafter versprach, u m ~ e h e n d  Herrn Beck von meinen Mitteilungen 
Kenntnis zu geben und ihii zu bi-tten, die Poliiische Regierung auf den Ernst 
der Lage aufmerksam zu machen. E r  sei überzeugt, daß  Herr Deck alles auf- 
bieten werde, um einer Trübung des deutsch-polnischen Verhältnisses, die 
durch den U berei fer lokaler ~ e h o r d e n  entstehen könnte, vorzubeugen. 

L Frhr. von Neurath 

Nr. 57 

Unterredung des Reichsministers dee Auswärtigen 
mit dem Polnischen Botschafter 

Aufzeichnung 

Berlin, den 12. März 1935 

Der Polnische Uotschafter hat mir heute morgen mit der Bitte um streng 
vertrauliche Uebandlung im Auftrage des Ministers Beck mitgeteilt, daU dieser 
auf C; rund der von mir erhobenen Beschwerde über die J?olonisierungtl.iestre- 
bungen in Ostoberschlesien, speziell über die Entlassung zahlreicher deutscher 
Angestellter und A rbeiter, energische Schritte bei den inneren tolnischen 
Beltörden uivternommcn habe. l i e r r  Beck hoffe, da6  diese die huistellung 
dieser zahlreichen Entlassungen zur Folge haben werde. 

Frhr. von Neurath 





Nr. 61 
Aufzeichnung eines Beamten der Politischen Abteilung 

des Auswärtigen Amts 

Berlin, den 11. Juli 1035 

Ich habe fien Botschaftsrat der Polnischen Botschaft Prinz Lubomirski zu 
mir gebeten und ihm weiscingsgemäß folgendes mitgeteilt: 

Die Frage der Arbeiterentlassungen in Oberschlesien sei eine Frage, die seit 
mehrefen Jahren den Gegenstand eingehender Kontroversen zwischen der 
Deutschen und der ~oln isehen liegierun bilde. In den letzten Jahren seien 7 sowohl durch Herrn Botschafter von Mo tke in Warschau wie hier eine Reihe 
von Demarchen erfolgt, um den nach unserer Ansicht vertragswidrigen lind 
das deutsch-polnische Verhältnis belastenden Entlassungen Einheit zu gebieten. 
Im Februar d. J. habe der Herr Reichsminister den Polnischen Botschafter 
erneut zu sich gebeten und ihn darauf hingewiesen, daß die vertragswidrigen 
Entlassungen in Polnisch-Oberschlesien abgestellt werden mü W ten. * Herr Bot- 
schafter Lipski habe einige Wochen später im Auftrage des Herrn Ministers 
Beck erkliirt. daU energische Schritte bei den inneren polnischen Behörden zur 
A bstellung der Entlassungen unternomnien worden seien. * * N ichtsdesto- 
weniger seieii die Entlassungen weitergegangen. Dem Polnischen tlotschafts- 
rat gegenüber sei arn 11. April d. J .  erneut darüber Beschwerde getührt wor- 
den, und zwar unter abermaligem Hinweis auf die Unvereinbarkeit der Ent- 
lassuiigen mit den Erklärungen, die Herr Lipski im Auftrage von Herrn Beck 
gegeben habe. Prinz 1,ubomirski habe datnals nach Rückfrage in Warschau 
erklärt, daß  die Erklärungen des Herrn Beck nur f ü r  die Ziikunft. nicht aber 
für  die Vergangenheit Geltung haben sollten. Es sei ilixn daraufhin mitgeteilt 
worden, daß Herr von Neurath diesen Standpunkt nicht anerkennen könne 
und sich vorbehalte, auf diese Sache zurückzukommen, Die Entlassiirigen seien 
im übrigen auch nach dem 1. April weitergegangen; eoqar nach dem 1. Juli 
seien eine Reihe von Entlassungen zum 30. September ertolgt. 

Prinz Lubomirski nahm diese Mitteilun~en entgegeno und machte lediglich 
geltend, da13 nach seinen lnformationeo alre Entlassunge~l auf wirtschaftliche 
Motive zurückzuführen seien. Er versprach im übrigen, seiner Regierung ü her 
die hiesige Auffassung sofort zu berichten und sich auch selbst über den 
Umfang und die Gründe der Entlaisungen in Oherschlesien eingehend zu 
informieren. 

von Lieres 

Nr. 62 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Warschau, den 16. Oktober 2935 

Mir scheint es mit KUcksicht auf die VerständigungspolitiF in Polen on- 
bedenklich und andererseits im Interesse der Minderheit notwendi zu sein, daß 
dch die deutsche Onentlichkeit, mehr als das in letzter Zeit der Sall war, mit 

* Vgi. Nr. 56. 
** Vgl. Nr. 57. 



dem Schicksal der deutschen Minderheit in Polen befaßt. Früher ist von 
olnischer Seite oft betont worden, daß  die Behandlung der deutschen Minder- 

Reit sich dann grundlegend ändern würde, wenn die Minderheit keine irre- 
dentistischen Bestrebun en verfolgt und wenn Deutschland keine Revisions- 
politik mehr betreibt. l e i d e r  hat sich aber die polnische Haltung gegenüber 
der Minderheit seit Anbahnung der Verständigungspolitik nicht geändert. Der 

auf der ganzen Linie weiter, wenn auch in der Form 
ein versöhnlicherer Ton angeschlagen wird. Das Ziel, wie ea 

Unterredung des Posener Burgstarosten mit einem Vertrauens- 
mann offen und völli zutreffend charakterisiert wird, nämlich die völlige f Polonisieruug innerha b von spätestens zwei Generationen, wird auch heute 
noch mit aller Konsequenz verfolgt. Das Verständigun sabkommen hat das 
r 1 

Ablauf der 10 Jahre ein fait accompli schaffen will. 
P lenipo sogar vielleicht noch beschleunigt, weil man po nischerseits bis zum 

'i'rotzdem halte ich es nicht für aiigezeigt, daW wir etwa unsere bisherige 
Politik eegeniiber der polnischen Minderheit in Deutschland ändern. Ich 
glaube vielniehr, daU ein schärferes Vorgehen gegen die Polen in Deutscliland 
sich für die deutsche Minderheit in Polen nur nachteilig auswirken würde, 
da für die polnische Minderheitenpolitik dann auch die letzten Hemmungen 
wegfallen würden. Auch wären bei dem Interesse, das man hier neuerdings 
für die polnische Minderheit in Deutschland hat, unerwünschte Rückwirkungen 
auf die deutsch-polnischen Beziehungen zu befürchten. Die Politik der Reichs- 
regierung gegenüber der polnischen Minderheit in Deutschland sollte daher 
nach wie vor grollzügig sein. allerdings unter scharfstcr Abwehr aller irre- 
dentistische~~ Bestrebungen 

Um aber die mit dem Ziel der Vernichtung betriebene Bedrückun der deut- 
schen Minderheit in Polen aufzuhalten, wird es notwendig sein, die 5 renze der 
Verständigungsbereitschaft in diesem Punkte Polen gegenüber abzustecken. 
Heute hat die deutsche Minderheit in Polen das Gefühl, vom Deutschen Reich 
im Stich gelassen zu werden; aber auch die Polen lauben, sich in ihrem Vor- 
gehen gegen die deutsche Minderheit. kaum noch f3eschränkungen mehr auf- 
erlegen zu brauchen, da sie mangels je licher Reaktion in der deutschen Presse P den Eindruck erhalten müssen, daW a le Ubergriffe von der deutschen öffent- 
lichen Meinung widerspruchslos hingenommen werden. Die Poleri. die ihrer- 
seits durch Schafl'ung eines Weltpolenbundes ezeigt haben, welches ihre Auf- 
fassung iiber die Zusammengehörigkeit der koiksoruppen ist, wiirden sich 
nieiiies Erachtens ohne weiteres damit abfinden, daH, ebenso wie ihnen, auch 
uns  das Los der Volksgenossen im Auslande nicht gleichgülti sein kann Es 
ist durchaus nicht anzunehmen, daW die deutsch-polnische %erständigungs- 
p l i t ik  beeinträchtigt wird, wenn die deutsche Presse in sachlicher und ge- 
mäUigter Form die UbergriRe gegen die deutsche Minderheit in Polen zur 
Sprache bringt. Nur dann, wenn man hier fühlt, da13 die Grenzen dessen, was 
man in 1)eutschland hinzunehmen genei t ist, erreicht sind, besteht die Mög- 
lichkeit, daß  man sich hier zu einer mit f er  Verständi ngspolitik in Einklang 
stehenden Minderheitenpolitik entschlieuen wird. 6 nser Wunsch, zu einer 
Verbesserung auch der politischen Beziehungen zu gelanpen, würde hierdurch 
wesentlich gefördert werden. 

von Moltke 



Nr. 63 
Der Deutsche Staatsvertreter bei der Gemischten Kommission 

für Oberschlesien an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Beuthen, den 3. Januar 1936 

Es ist eine weitere Stellungnahme des Präsidenten Calonder in Entlassungs- 
fragen ergangen (Besch werdesache Job. Groner *). 

Der Präsident stellt in diesem Falle noch schärfer als in den früheren Stel- 
lungnahmen fest, d a ß  von polnischer Seite bei den Arbeitsentlassungen will- 
kürlich und unterschiedlich je nach der Zugehörigkeit zur Mehrheit oder Min- 
derheit verfahren worden ist. Er erklärt ausdrücklich, daß sich aus zahl- 
ieichen Reschwerdeverfahren ergibt, daß  manche polnischen Unternetirnungen 
eine rninderheitsfeindliche Entlassungspolitik betreiben und daß diese allgemei- 
nen Verhältnisse auch dem polnischen Demobilmachungskommissar durchaus 
bekannt sind (Seite 7). Durch eine genaue Ubersicht über die Angestellten- 
bewegung bei der Maxgrube für  die Zeit vom 1. Januar  1933 bis 31. Dezember 
1934 wird einwandfrei nachgewiesen, daß  im vorliegenden Falle die Willkür 
und Diskriminierung auf eine gegen die deutsche Minderheit gerichtete Ein- 
stellung des Unternehmens und des De~nobilmachungskommissars zurückzu- 
führen sind (Seite 7 und 8). Der Präsident weist ferner darauf hin, da13 der 
Demohilmachungskommissar die Zustimmung zu weit mehr. Entlassungen ge- 
geben hat, als dies die Wirtschaftslage erforderte ~d daher nach den gesetz- 
lichen Bestimmungen zulässig war. Als Beweis hierfür führt er die unbestrit- 
tene Tatsache an, d a ß  ein großer Teil der Entlassenen der Maxgrube durcb 
neue Angestellte mit dem Ergebnis ersetzt wurden, daß  fast alle minderhei ts- 
angehörigen Angestellten, nämlich 66 von 71, ausgeschaltet und zu einem 
hohen Prozentsatz durch Mehrheitsangehörige ersetzt wurden (Seite 11 und 
l l a ) .  Das systematische Bestreben des Unternehmens, die Angestellten, die 
sicb offen zur Minderheit bekannt haben, durcb Mehrheitsangehörige zu er- 
setzen, liege also auf der Band. Der Demobilmachungskommissar sei dieser 
Tendenz nicht entgegengetreten, vielmehr dränge sich die Uberzeugung auf, 
daß  er  sich dieser Tendenz des Unternehmens angeschlossen habe (Seite 12). 

Nöldeke 

Nr. 64 
Der Deutsche Generalkonsul In Thorn an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Thorn, den 18. Februar 1936 

Gestern ist die offizielle Namensliste 1936 für  die Agrarreform erschienen. 
Die jetzt zur Zwangsparzellierung aufgerufenen Güter umfassen in Pomme- 

rellen 4 784 ha deutscher Güter und 2 900 ha aus polnischem Besitz. Allein 
hierin liegt wieder ein deutlicher Beweis der ungleichen Heranziehung des 
deutschen Besitzes zum polnischen. 

* Veröffentlicht in der .Amtlichen Sammlung der Stellungnahrncn des Präsidenten der 
Gemischten Kommission für Oberschlesien. (erschienen bei Walther de Gruyter & Co., Berlin 
und Leipzig 1937) Bd. XI, S. 461 ff. 



Unter diesen Umständen hat sich der deutschen Minderheit eine Stimmung 
tiefster Nieder eschlagenheit bemiichtigt, denn nur allzu deutlich erkennt sie, 
wie Polen die f eutsch-polnische Verständigungsaktion auslegt und durchführt. 
Es soll eben bis zum Ablauf des lojährigen Verständigungsabkommens so viel 
wie nur mowlich deutscher Grundbesitz zerschlagen werden. Das bedeutet 
dann aber, 2aß die so zerschlagenen Güter nicht mehr in der Lage sind, 
deutsche Volks enossen zu beschäftigen, und daß diese wiederum, dem Elend 
preisgegeben, a % zuwandern versuchen. Die Aussichten für die Erhaltung des 
Deutschtums hier sind also die denkbar schlechtesten und es fragt sich, ob es 
nicht möglich wäre, die ungeheure Belastun , die das polnisch-deutsche Ver- 
hältnis durch die fortgesetzten Schikanen u n i  Maßnahmen gegen das Deutsch- 
tum hier im abgetretenen Gebiet erfährt, zuständigen Orts zur Sprache zu 
bringen. Aus den letzten Veröffentlichungen, über die ich zu berichten Ge- 
legenheit hatte, geht mit aller Deutlichkeit hervor, daß der deutsche Grund- 
besitz vernichtet werden soll. Diesem Zerstörungswillen müßte Einhalt ge- 
boten werden, wenn das Deutschtum hier nicht seiner völligen Auflösung in 
kurzer Zeit entgegengehen soll. 

von Küchler 

Nr. 65 
Der Deutsche Generalkonsul in Kettowitz an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Kattowitz, den 4. April 1936 

Die zahlreichen deutschfeindlichen Kundgebungen, die hier in letiter Zeit 
von verschiedenen polnischeii Verbänden und Parteien, insbesondere vom 
Westverband veranstaltet worden sind, haben den Präsidenten Calonder ver- 
anlaßt, das polnische Mitglied der Gemischten Kommission Steblowski zu sich 
zu bitten und ihn sehr nachdrücklich auf die Möglichkeit efahrlicher Aus- 
wirkungen dieser Veranstaltungen hinzuweisen. Präsident Ca f onder hat darauf 
aufmerksam gemacht, daß die durch die zahlreichen Protestkundgebungen ge- 
steigerte Erregung der Bevölkerung erfahrungsgemäß leicht zu Gewaltakten 
unverantwortlicher Elemente führt. Er hat daher Herrn Steblowski ersucht, 
den Woiwoden Dr. Graiyhski von seinen Befürchtungen zu verständigen und 
um entsprechende Einwirkung zu ersuchen. 

In zwei Fällen hat die in der Bevölkerung hervorgerufene Erregung bereits 
zu Z~i~schenfällen geführt, bei danen auch Deutsche körperlich mißhandelt 
und verletzt worden sind. Am Sonntag, dem 15. März, ist im Hotel Graf Reden 
in Königshütte eine Versammlung des dor t ien  deutschen Bauvereins von einer 
mit Stöcken und Knüppeln bewaffneten Menge gespren worden, wobei auch 
einige völlig unbeteilikte, mit der Vorbereitung einer heatervorstellung be- 
schäfti e deutsche Angestellte des oberschlesischen Landestheaters angegrif- 
fen un F mißhqndelt worden sind. Am 29. März ist eine Gruppe von Deiitschen 
in der Nähe der Stadt Rybnik von uniformierten Jungaufständischen über- 
fallen und mit Gummiknüppeln und Stöcken mißhandelt worden. 

Nöldeke 



Nr. 66 
Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Thorn, den 18. Mai 1936 

Im Zuge der in der letzten Zeit behördlicherseits und seitens des Westver- 
bandes unter Duldung der Behörden bttriebenen deutschfeindlichen Haodlun- 
gern ist jetzt ein neuer Schlag gegen das Deutschtum erfolgt. Es ist durch ein 
kurzes Dekret beschlossen worden, sämtliche Ortsgruppen der Deutschen Ver- 
einigung im Seekreis, nämlich Neustadt, Putzig, Hela, Krokau und Smasin, 
nicht nur zu schließen und damit ihre Wirksamkeit zu unterbinden, sondern zu 
liquidieren, also vtillig aufzulösen. 

Die Deutsche Vereinigung und ihre Ortsgru pen sind in der letzten Zeit - wie mehrfach berichtet - öfters hehtirdlic 1 en Schikanen ausgesetzt ge- 
Wesen. Sie haben daher, um die schon immer bestehende, aber jetzt besonders 
kraß in Erscheinung tretende S annung zwischen Deutschtum und Poleiitum 
nicht noch weiter zu steigern, al P es unterlassen, was irgendwie Anstoß erregen 
kannte. Aber die Behdrden erblicken schon in einem Ausflug, bei dzni die 
Mitglieder, wie jede Schule, geschlossen in Dreier- und Viererreihen durch 
die Straßen ziehen, einen militärischen Aufmarsch, der gefährlich ist. 

Da. nach Vorstehendem die polnischen Machthaber h k r  in meinem Amts- 
bezirk sich ganz offensichtlich von der Linie der Versöhnung und Verständi- 

ng abgekehrt haben und unverblümt wieder die Feindschaft gegen die 
Kutschen und damit ihren Ruin und ihre Vernichtun predigen, während 
Deutschland noch immer mit Beharrlichkeit eine Verstän f igung mit Polen ver- 
folgt, erscheint es meines Erachtens anesichts der hiesigen Vorfälle dringend 
notwendig, auf eine Umkehr hier im Lande zu dringen. 

von Küchler 

Nr. 67 
Unterredung des Reichsministers des Auswärtigen mit dem. 

Polnischen Botschaft er 
Aufzeichnung 

Berlin, den 13. November 1936 

Ich habe heute den Polnischen Botschafter bei seinem Besuche auf die 
unerfreulichen Vorgänge in Gdingen hin ewiesen, wo durch militärische Vrr- f eine und Beamtenverbande deutschfein liche Kundgebungen größten Sti 1s 
organisiert worden sind. Herr Lipski sprach sein lebhaftes Bedauern über 
diese Vorkommnisse aus, insbesondere über die Versammlung in Gdiiigen, auf 
die ich ihn besonders hingewiesen hatte. Ich sagte dem Botschafter ferner, 
daß ich gezwungen sei, in Warschau entschiedene Beschwerde gegenüber die- 
sen Ausschreitungen zu erheben. Bei der Versammlung in Gdingen fallo be- 
sonders erschwerend ins Gewicht, daß dabei Beamte und sogar Offizisre in 
Uniform beteiligt ewesen seien und daß, ab esehen von den Angriffen gegen 

Weise beschimpft worden sei. 
B Deiitschland und knzig ,  auch die Person es Führers in der unerhörtesten 

Frhr. von Neuratb 



Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 
Telegramm 

Warschau, den 18. November 1936 

In meiner heutigen Unterredung mit Minister Beck habe ich in ernster Form 
auf die Verschlechterung der Atmosphäre hin ewiesen, die hier in den Bezie- 
hungen zu Deutschland während der letzten h onate klar in Erscheinung ge- 
treten ist. Ich habe hierbei U. a. die hetzerische Polemik der polnischen Presse, 
die Verschärfung in der Behandlung der Minderheit (Gymnasium in Graudenz 
und Bromberg) sowie den Gdinger Zwischenfall* zur Sprache gebracht und 
habe aus diesem Zusammenhang heraus das Gespräch auf die Danziger Frage 
elenkt. Unter Hinweis auf die immer deutlicher zu Ta e tretende Tendenz t bolens, sich in Danzig neue Rechte zu mrschafh**,  ha e ich entsprwhend 

dem mir vom Fühier und Reichskanzler erteilten Auftrag zum Ausdrusk ge- 
bracht, daß bei einem solchen Vorgehen scharfe Reaktionen und damit empfind- 
liche Störuii en deutsch-polnischer Beziehun en unvermeidlich seien. Der 7 Führer und beichskanz ler sehe im deutsch-po nischen Verständigungsabkorn- 
men wichtiges Friedenswerk, dessen weitere Verlängerung er wünsche. Dieses 
Abkommen sei eine der Grundlagen deutscher AuWenpolitik. Herr Beck er- 
widerte, daß er diese äußerst wertvolle Erklärung mit Dank begrüße. 

Herr Beck erklärte des weitered, daß auch er die Haltung, die die Presse 
in letzter Zeit angenommen habe, für schädlich halte und da6 er seinerseits 
bereit sei, alles zu tun, um die unbefriedigende Atmosphäre wieder zu bessern. 
Er hoffe, daß auf deutscher Seite in gleicher Richtung gewirkt werden würde. 
Was die bedauerlichen Vorfälle in bdiiigen anbetreffe, so sei er nicht in der 
Lage, ohne vorherige Prüfung zu antworten, da ihn1 die von mir mit eteilten f Einzelheiten nicht bekannt seien. Er wisse nur, daß der Woiwode so ort ein- 
geschritten qet und U. a. die Berichterstattung über diese Vorfälle in der Presse 
verhindert habe. 

Moltke 

Nr. 69 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Warschau, den 26. November 1936 

Marschall ~ ~ d z - Q i n i ~ l ~  empfing mich gestern im Beisein des Auhnministers. 

Ich übermittelte die GruBe des Führers und Lteichskanzlers und machte an- 
schließend die gleiche~ Ausführungen wie in der Unterredung mit Herrn Beck 
aw 18. November ***. 

Der Marschall brachte zum Ausdruck, mit welchem Interesse er die Ent- 
wicklung Deutschlands verfolge, das das Glück habe, einen großen Führer zu 
besitzen. Hinsichtlich der deutsch-polnischen Reziehungen teile er die Auf- 
f a - i i n ~  des Führen uud Reichskanzlers über deu großen Wert, den das Ab- 

* Vgl. Nr. 67. 
** Vgl. Nr. 188 und 1W. 

*** Vgl. Nr. U. 



kommen von 1934 für die Verständi ung zwischen den beiden Nachbarvölkern e und darüber hinaus für den Frieden Uropas habe. Auch er bedauere, daß die 
günstige Auswirkung, die die Verständigun spolitik auf die Meinungsbildung 
in beiden Ländern gehabt habe, während f er letzten Monate einen gewissen 
Rückschlag erfahren hätte. E r  sei aber überzeugt, daß es sich nur um eine 
vorübergehende Erscheinung handele. Die Einflußnahme auf die Presse sei 
leider beschränkt. Man werde aber tun, was möglich sei, und im übrigen 
könne er versichern, daß die Regierung sich in keiner Weise durch die opposi- 
tionelle Presse beeinflussen lassen werde. Hinsichtlich Danzigs wolle' Polen 
nichts anderes, als daß seine dortigen Interessen nicht beeinträchtigt werden. 
Bei dieser Grundeinstellun würde es seines Erachtens nicht schwer sein, in 
den Einzelfragen zu einer %anzig und Polen befriedigenden Regelung zu ge- 
langen. Abschließend bat er mich, dem Führer und Reichskanzler die Ver- 
sicherung zu übermitteln, daß er an der von Marschall Pilsudski festgelegten 
Linie festhalte und entschlossen sei, die Verständigungspolitik aiich weiterhin 
fortzusetzen. 

Moltke 

Nr. 70 
Der Deutsche Generalkonsul in Posen an 'das Auswärtige Amt 

Bericjt 
Posen. den 23. November 1936 

In meinem Amtsbezirk macht sich überall eine fieberhafte Tätigkeit zur 
Schürung des Hasses gegen Deutschland bemerkbar. Uberall sieht man Trupps 
von Leuten, die zusammenstehen. Die Versammlungen, die in ungezählten 
Men en stattfinden, sollen für ,,Aufklärung7' der Bevölkerung sorgen. Es 
han f elt sich um Agitationsversammlungen sogenannter patriotischer Verbände, 
wie Westverband, Reservistenverband, Legionäre, Eisenbahner- und Schützen- 
verbände. Alle s rechen wie auf ein Kommando in abfälligster Weise uber 
die Deutschen un B hetzen die Bevölkerung gegen das Deutschtum auf. Man 
fühlt sich in jene schon lang zurückliegende Zeit versetzt, da die starke poli- 
tische Spannung zwischen Polen und seinem westlichen Nachbarn die Geister zu 
zügellosen Schi m pfereien und elenden Verleumdungen antrieb, um unter 
anderem auch das machtlose und wehrlose Deutschtum den gehässigsten An- 
griffen und Gewalttätigkeiten auszuliefern. Man hat hier zur Zeit völlig ver- 
gessen, daß inzwischen Abmachungen zwischen Deutschland und Polen ge- 
troffen worden sind, die ganz konkret daraut hinzielen wollten, eine verständ- 
nisvolle gegenseitige Beurteilung und dadurch eine Annäherung das deutschen 
und olnischen Volkes herheizuf ühren. Leider ist das Gegenteil eingetreten. 
Das E ngehekerlichste aber ist, daß die neue starke Welle des Deutschenhasses 
und der aktiven Drohungen egen Deutsche sich unter den Au en der höchsten 

jf Behörden (Woiwodschaft, rmeekommando) breitmacht un f nicht nur von 
ihnen geduldet, sondern,. worauf gewisse Anzeichen hindeuten, direkt unter- 
stützt wird, ganz abgesehen davon, da13 sich im Dienst befindliche Beamte und 
Militärpersonen aktiv an den verschiedensten Demonstrationen beteiligt haben. 
tlber die Hetze in den militärischen Verbänden, die hier großen Einfluß haben, 
ist bereits berichtet worden. Der Westverband, über dessen Dentschenhetze ich 
ebenfalls wiederholt berichtet habe und der auch jetzt wieder überall auf dem 
Lande arbeitet, steht natürlich nicht zurück. 

Reinebeck 



Nr. 71 
D u  Deutsche Generaikonsul in Kattowitz an dae Auswärtige Amt 

Bericht 

Kattowitz, den 22. Dezember 1936 

Anliegend beehre ich mich im Anschluß an die Besprechung über die Frage 
der Abwanderung deutschstämmiger polnischer Staatsangehöriger aus Polen 
nach dem Reich Abschrift einer Lntschießung der Mitglieder des Gesamtver- 
bandes Deutscher Angestelltengewerkschaften in Polnisch-Oberschlesien zur 
Frage der Arbeitsverhittlun zur gefälli en Kenntnisnahme zu übersenden. 
Die Entschließung zeigt, da P nicht nur f ie Arbeiter, sondern auch die der 
deutschen Minderheit angehörenden Angestellten sich in schwerer Notlage be- 
finden. 

Nöldeke 

Anlage 
Die heute in Konigshü tte anwesenden Mitglieder des Gesamtverband- 

Deutscher Angestelltengewerkschaften in Polnisch-Oberschlesien fassen folgende 
Entschließung : 

Die Not der deutschen Angestellten in Polnisch-Oberschlesien wächst 
mit jedem Monat und hat in letzter Zeit katastrophale Formen angenom- 
men. Die entdeutschte Schwerindustrie sowie Handel und Gewerbe ent- 
ziehen den deutschen Menschen planmäßig jegliche Arbeitsmaglichkeit 
und werfen darüber hinaus durch Kündigungen der Werkwohnungen in 
vielen Fällen die Familien auf die Straße. 

Not und Entbehrung der Familien der Entlpssenen haben ein unerträg- 
liches Ausmaß erreicht. Die hoffnungslose Lage wird zur Verzweiflung 
gesteigert durch die Tatssche, daß die entlassenen Deutschen erfahrungs- 
gemäß niemals mehr eine Verdienstmoglichkeit in Polen erhalten. 

Ebenso schlimm ist es um die deutsche Jugend in unserem Gebiet be- 
stellt, die nirgends mehr eine Lehr- oder Arbeitsstelle finden oder erhalten 
kann. Die wenigen Jugendlichen, die in der Vergangenheit eine Lehr- 
odor Arbeitsstelle finden konnten, werden heute durch systematisch bb 
triebene Maßnahmen der verschiedenen polnischen Organisationen auf 
jedwede erdenkliche Weise aus ihren Lebr- und Arbeitsstellen verdrängt. 

Auf Grund der geschilderten Tatsachen beauftragen wir den Vorstand 
des Gesamtverbqndes Deutscher Angestelltengewerkschaften alle in 
Frage kommenden Stellen über unsere augenblickliche Lage zu unter- 
richten und sie zu bew en, den Deutschen in Obemhlesien zu einer 7 neuen Existenz qo rerhel en. 

Kbigrhütte (Poinisqh-Oberschlesien), den 15. November 1930. 



Nr. 72 
Der Deutsche Generalkonsul in Kattowitz an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Kattowitz, den 22. Dezember 1936 

Auf der J ahresversammlung des polnischen Westverbandes, der bekanntlich 
irn rücksichtslosen Kampf ge eri das Deutschtum mit an erster Stelle steht, 
hielt sein Ehrenmitglied, der boiwode Dr. Graiyiiski, eine Ansprache, in der 
er auf die &rfolgreiche Polonisierun der Schwerindustrie hinwies und ver- 
langte, da6 nunmehr auch Handel un 9 Gewerbe in Ostoberschlesieu in gleicher 
Weise polonisiert werden müßten. Ferner müsse der polnische Bauer als 
ausschließlicher Herr des Bodens in den polnischeri Westge bieten eingesetzt 
werden. Als Vertreter der Militärbehörde nahm Oberst Powierza an der Ver- 
sammlung teil, der dem Westverband im Namen des l)ivisionskonimandeurs 
volle militärische Unterstiitzung bei der Verwirklichurig seiner Aufgaben 
zusagte. Zum Verbandsvorsitzenden für die Kreisgruppe Teschen/Schlesieri 
wurde ein Oberst der Bielitzer Garnison gewählt. 

Im Verlaufe der Tagung wurde eine Anzahl höchst bedenklicher Ent- 
schließungen gefaßt. In Kreisen des hiesigen Deutschtums haben diese Ent- 
schließiingen, namentlich irn Hinblick auf die ersönliche Stellungnahme des 
Woiwoden, lebhafte Besorgnis hervorgerufen. P 'ie werden mit Recht als Ein- 
leitung zu einem vom Woiwoden inszenierten neuen grollangelegten Angriff 
ge en die Kreise des deutschen Grundbesitzes und des deutschen Mittelstandes 
au efaßt. Bezeichnenderweise schloW die 'I' urig mit der Anerkennung der 

ro f en Verdienste des Woiwoden, dem vom % estverband für das bewieseiie 
bohlwollen gedankt und der f ü r  die Zukunft um weitere Unterstützung und 
Hilfe geheteu wurde. 

. Nöldeke 

Nt. 73 
r 

Unterredung des Reichsministers des Auswiirtigen 
mit dem Polnischen AuBenminister Beck 

Aufzeichnung 
Berlin, den 20. Januar 1937 

Der Polnische Aullenminister Herr Beck suchte mich heute vormittag bei 
seiner Durchreise nach Genf auf. Bei dieser Gelegenheit besprachen wir U. a. 
die Ha1 tung der polnischen Presse. 

Ich machte Herrn Beck darauf aufmerksam, daU auch ein groller Teil der 
polnischen Presse, die der Regierung nahestehe, in den letzten Monaten eine 
sehr unfreundliche Sprache gegenüber Deutschland geführt hqt. Von unserer 
Seite sei der deutschen Presse äußerste Zurückhaltung diesem unfreundlichen 
Konzert ge enüber auferle worden. Ich möchte ihn aber bitten, darauf hin- 
zuwirken, fa8 die Tonart $ er olnischen Ee@eruwpresse eine andere werde. 
Herrn k c k  war diese Frage o P ensichtlich peinlich. L r  versuchte, die gerügten 
Verhältnisse unter Hinweis auf die polnischen innerpolitischen üchwierigkeitan 
zu entschuldigen. 

Frhr. von Neurath 



Nr. 74 
Der Deutcche Generekonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Thorn, den 4. März 1937 

Die polnischen Behörden gehen, wie bereits berichtet, erneut mit den ver- 
schiedensten Mitteln gegen das Deutschtum vor. Der Wille zu einer Verstän- 
digung zu gelangen, ist auf olnischer Seite, wie die Maßnahmen klar erkennen 
lassen, nicht in entsprechen B er Weise wie auf der deutschen Seite vorhanden. 
Die deutsche Minderheit bemerkt angesichts der sich immer mehr verschär- 
fenden Stimmung gegen das Deutschtum zu ihrem Bedauern, daf3 das Ver- 
ständigungsabkommen für sie keine Ergebnisse gezeiti t hat. leb zähle fol- 

nde in letzter Zeit besonders scharf hervortretende %i aWnahmen gegen das 
Eeutschturn auf: 

1. Der stärkste Sthlag gegen das Deutschtum war, wie alljährlich, die 
Agrarreform, die aber in diesem Jahre weitaus schärfer und unverhüllter 
sich gegen das Deutschtum richtete. 75,5O/,, der Gesamtfläche, die cnt- 
eignet wird, wird von dem deutschen Großgrundbesitz gestellt, trotzdem 
der gesamte deutsche Grundbesitz wohl höchstens noch 30°/0 betriigt. 

2. Auch dem deutschen Genossenschaftswesen wird der Kampf in vcr- 
stärktem Maße angesagt. Dahinter dürfte wiederum der polnische 
W estverband stehen, der wiederholt mit besonderem Nachdruck qegen 
die deutschen Genossenschaften agitiert hat. Hinzu 'kommt, daß die 
Genossenschaften der Minderheit trotz aller Bedrückung im groWen und 
ganzen noch verhaltnismälii gut dastehen und dadurch aktiv zu arbeiten 
vermögen, während das . o 7 nische üenossenscha ftswesen hier ganz irn 
argen liegt. Es ist klar, Baß diese Tatsachen die Polen ärgern. 

3. Neuen Schikanen ist auch die deutsche Elternschaft ausgesetzt. Aus d e r  
deutschen privat schul^ in Neustadt sind z. B. durch Verfügung des 
Kreisschulinspektors 26 Kinder ausgeschult und der polnischen Schule 
überwiesen worden, obwohl die Eltern dagegen protestierten. Auch aiis 
anderen Gegenden meines Amtsbezirks kommen in letzter Zeit häufige 
K1 en über ähnliche Vorkommnisse, dje in den meisten Fällen auf 
Sc'hi P ane zurückzuführen sind, um die deutschen Eltern zu zermürben. 

Ich halte es für meine Pflicht, auf die durch die neuen deutschfeindlichen 
MaWnahmnn der Behörden geschaffene Lage mit allem Ernst hinzuweisen. 

von Küchler 

Nr. 75 
Aufzeichnung des Dirigenten der Politischen Abteilung 

des Auswärtigen Amts 
k r i i n ,  d e ~  'I. April 1'337 

Staatssekretär Pfi~ndtner vom Reiclisinnenministerium hat dem stellver- 
tretenden Herrn Stsabekretär telephonisch mitgeteilt, daU nach vorlie enden P Nachrichten in absehbarer Zeit ein Hungermarsch von Teilen der in Po nisch- 
0herschlesii.n wohnenden dcutschstämmigeii .Bevölkerung nach der deutschen 
Grriize zu geplant sei. Alle Maunahmen seien getroffen, um etwaigen 
Zwischenfällen an der Grenze vorzubeugen. 

von Erdmannsdorä 



Nr. 76 
Der Deutsche Generalkunsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

Thorn, den 6. April 1937 

In  einigen in Graudenz abgehaltenen Versammlungen berüchtigten West- 
verbandes erhob Redner Anspruch auf deutsches Land östlich und westlich 
Pommerellens. Habe bei Woiwodscliaft Einspruch erhoben, erbitte aber zach 
dortseits Protest. 

Küchler 

Nr. 77 
Das Auswärtige Amt an den Deutschen Botschafter in Warschau 

Telegramm 

Warschau, den 7. April 1937 

Reichsminister bittet unverzüglich bei dortiger Regierung gegen bekannte 
Kundgebung Westverbandes in üraudenz * im Rahmen Pommerellenwoche, 
soweit dabei in Reden und Resolutionen sowie durch Verwendun von Traiis- 
parenten und Landkarten polnische Ansprüche auf deutsche Ge % iete geltend 
gemacht worden sind, mit allem Nachdruck Einspruch zu erheben. Btte Ein- 
epruch nicht nur auf deutsch-polnisches Presseprotokoil** zu stützen, sondern 
darüber hinaus zu betonen, da13 derartige KQndgebungen unter Teilnahme 
hoher polnischer Beamter deutsch-polnische kziehun en stark belasten 
miibten. Reichsregierung müsse verlangen, daß polnische $egierung alles tue, 
um Wiederholung solcher Vorfälle zu verhindern * * *. 

Gaus 

Aufzeichnung des Stellvertretenden Staatssekretärs 
des Auswärtigen Amte 

Berlin, deh 9. April 

Der Polnische btschafter,  den ich zu mir gebeten hatte, wurde von mir 
über die von Herrn von Moltke in Warschau estern in unserem -Auftrag ii unternommene Demarche wegen der deutschfein lichen Betätigung des pul- 
nischen Westverbandes unterrichtet. Ich sagte Herrn Lipski, daß die Mi& 
billi ng dieser Hetätigung durch d ie  Polnische Regierung und das Abrücken 
der Egierung von der Aktion des Westverbandes, wie dim gegenüber Herrn 

* Vgl. Nr. 76. 
** Deutech-polnisches Preseerbkommen vom 24. Februar 1934, daa zum Ziel hatte, die 

Bildung der öffentlichen Meinung dem deutsch-polnischen Verständigungaabkommea anzupaseea 
*** Die Demarche des Deutschen Botschafterr erfolgta beim ViaeouDenminirter Graf Szembek 

ua 8.. April. (Vgl. Nr. 78.) 



von Moltke durch den Grafen Szembek zum Ausdruck ebracht und im P Commtmiqu6 der Polnischen Telegraphen-Agentur veröffent icht worden sei, 
von uns gewürdigt werde, und da6 damit dieser Zwischenfall erledigt sei. 
Ich benutzte dann die Gelegenheit. um Herrn Lipski in freundschaftlicher, aber 
ernster und nachdrücklicher Weise im einzelnen auseinanderzusetzen, wie sehr 
in letzter Zeit die feindseligen Kundgebungen polnischer Persönlichkriten und 
polnischer Zeitungen egen Deutschland zugenommen hätten und wie ernst 
die Belastung unserer B ziehungen durch derartige Kundgebungen sei. 

Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Thorn, den 7. April 1937 

Im Soldauer Kreis wird wiederum in verstärktem MaBe gegen das Deutscb- 
turn gehetzt. Dabei wird zum Boykott der 1)eutschen und gleichermakn der 
Juden aufgefordert. Ende vorigen Monats sind in üoldau nachte Plakate 
angebracht worden, die folgenden Inhalt hatten: 

V Kauf nicht beim Deutschen und Juden! 
Wrnn du unsere Aufforderung nicht befolgst. 
wird dich diese Faust treffen!# 

Auf den Plakaten ist eine Faust mit einem Dolch in der Hand abgebildet 

Ich habe die ~oiwodschaf t  auf diesen Tatbestand hingewiesen. 

von Küchler 

Nr. 80 
Der Deuteche GeneraIkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Thorn, den 14. Oktober 1937 

Aus zahlreichen Berichten des Generalkonsulates geht zur Genüge hervor, 
wie die Freiheit der hiesigeu deutschen Minderheit aussieht. Nicht nur E n t  
eignungen, Konzessionsentziehungen, Verweigerung der Au fen thal tsgenehmi- 
gungen, Schließung von Schulen und das bekannte Grenuonengesetz, sondern 
auch andere MaWnahmen, wie rigorose Steuereinziehungen usw . us W., lassem 
mit aller Deutlichkeit erkennen, daß der Pole alle Mittel anwendet, um das 
Deutschtum hier zum Erlie n zu bringen bzw. die butschen zur Abwande- 8" rung zu zwi en. Die Ver etzung der Massen wird hier in der letzten Zeit 
- da d i m x h e r e n  Orts ganz olfensichtlich gebilligt wird - planmißig 
durchgefiihrt. 



- Ganz besonders scharfe Resolutionen wurden bei den Veran8talhqen de, 
deutschfeindlichen Wsatverbandes gefaßt. Es wird dabei ge n die vun- 

gestellt: 
r würdige teutonische Arbeit Protest erhoben und folgende For erungen auf- 

1. Die Ausweisung von etwa 6 000 hier lebender Optanten. 

1. die Aufhebung der Volksschulen und die ~scbriinkung ihrer Zahl auf 
diejenige der polnischen Volksschulen in L>eutschland, 

3. Verbot der Verwendung der deutschen Sprache bei den Gottesdiensteo, 
4. Boykott der deutschen Genossenschaften und Auflösung der deutschen 

Organisationen aller Art, 
5. Rücksichtslose Durchführung der Agrarreform bei deutschen tiüterii 

und die Ubergab des parzellierten Landes an die polniskbe Bevölkeiuiiy, 
6. Entziehung der den Deutschen erteilten Konzessionen, 
7. Beschl yna.hme und SchlieWunq sämtlicher deutscher Zeitungen. 

Aus dem Vorgesagten ergibt sich, nie sich die Verhältnisse hier von Tag 
zu 'Iig zuspitzen. 

Die deutsche Minderheit ist von dieser Entwicklung der Dinge stark beeil\- 
druckt und befürchtet weiten Ausschreitungen, falls nicht seitens der Behör- 
den diesem unverantwortlichen Treiben ein Riegel vorgesetzt wird. Alles in 
allem ist das gegenseitige Verhältnis der Deutschen zu den Polen jetzt fast 
schlimmer, als es vor dem Ahschluß des Verstandigunpabkommens war. 

von Kuchler 



V. Verhandlungen 
aber eine Deutsch - Polnische Minderheitenerklärung 

(Januar bis November 11937) 

Nr. 81 
Unterredung des Reichsministers des Auswärtigen 

mit dem Polnischen Außenminider Beck 

Aufzeichnung 

Berlin, den 20. Januar 1937 

Ich machte Herrn Beck auf den Ablauf des Genfer Abkommens über Ober- 
schlesien* aufmerksam und betonte dabei die Notwendigkeit, für eine Reihe 
von wirtschaftlich-technischen Fragen rechtzeitige Verabredungen zu treffen 
Herr Beck erklärte, die Absicht, baldmöglichst zu verhandeln, bestehe auch 
auf polnischer Seite und Herr Lipski sei bereits beauftragt, zunächst über die 
Eisenbahnfragen hier zu sprechen. Auch über die anderen neu zu regelnden 
Fragen sollen die Sachverständigen baldmöglichst zusammentreten. 

Die politische Frage des Minderheitenschutzes wurde nur kurz gestreift. 
Herr Beck war der Auffassung, daß man zunächst einmal an die praktischen 
Fragen herangehen sollte. Ich habe mich damit einverstanden erklärt. 

Frhr. von Neurath 

Mit dem 15. Juli 1937 liefen die wesentlichsten Teile des am 15. Mai 1922 in Genf unter- 
zeichneten deutech-polnischen Abkommens über Oberschlesien ab. Der AbschluU dieses Ab- 
kommens war beiden Staaten durch die Entscheidun der Botschafterkonferenz vom 20. Oktober 
1921 auferlegt worden, um, wie es in der Priambel <ja Abkommens IieiBt, die Aufrechterhaltung 
des Wirtschaftsleben8 in Oberschleaien sowie den Schutz der Minderheiten sicherzustellen. 

Da nach Auffamung der Deutschen Re ierung beide Staaten daran interessiert waren, 
emeinsam zu prüfen, ob durch den Fristab 9 auf nicht lebenswichtige Rechte und Wirtschafts- 

formen in Zukunft in Wegfall kämen, deren Erhaltung notwendi oder zweckmiiGi erschien, 
war die Deutsche Re ierung bestrebt, mit Polen zu einer den berec P tigten Interessen f er  beider- 
seitigen Wirtschaft fiechnung tragenden Verstlodigung zu kommen. Die Verhandlungen hier- 
über wurden unmittelbar nach der oben wieder egebenen Unterredun begonnen und durch 
besondere Delegationen, teils in Berlin, teils in darschau,  gefiihrt. ( ~ 8 .  Nr. 82,85,86 und 02.) 
Das Ergebnis war indessen wegen der ablehnenden Haltung der Polnischen Regierung nur ein 
verhältnismäßig geringes. W e m  es auch gelan sich über einige technische und wirtschaf tlicbe 
Fra en ZU verständi an, so blieben die das Le en der Bevölkerung hauptsächlich beruhrenden f f' 
~ u i $ t e  des Wohnree ta der Optanten und da Schutzes der vor d e 6  Ober ang der Souveränitir 
von natürlichen und juristischen Personen erworbenen Rechte ( wo /? lerworbene Rechtes ) 
ungeregelt. Die Polnische Regierun war bestrebt, von den von ihr als lästig empfundenen 
Bindungen endgültig befreit zu wer 5 en. Ohne Rücksicht auf menschliche und wirtschaftliche 
Zusammenhärige wurde die Grenze, die in der 15jähri en Ubergcin Zeit durch die Einführung 
besonderer Verkehmkarten in gewisser Weise unsic % tbar gemac P t worden war, fast anz 
geschlmsrn Tausende von deutschen Optanten wurden des Landes verwiesen und die &nt- 
eignun d u  deutschen Oruqdbesitres durch h1)il)nal~men der Agrarreform in die Wege geleitet 
(vgl. 8 r .  167). 



Nr. 82 
Der Reichsminister des Auswärtigen an den Deutschen Botschafter 

in Warschau 

ErlaU 

Berlin, den 22. Februar 1937 

Die Besprechungen mit der Polnischen Regierung über den bevorstehenden 
Ablauf des Genfer Abkommens haben sich auf die wirtschaftlich-technischen 
bstimmungen des Genfer Abkommens beschränkt. 

Nicht berührt wurde jedoch bisher der bekannte Hauptpunkt, nämlich die 
Frage des Minderheitenschutzes, die den Kern des Genfer Abkommens dar- 
stellt und der politiscb weittragende Bedeutung zukommt. 

Sinn und Zweck des Genfer Abkommens war nach seiner Präambel nebm 
der Sicherstellung des Wirtschaftslebens zugleich der Schutz der Minderheiten 
in Oberschlesien und für diesen Schutz hat die Deutsche Regierung sich in 
jahrelangem Kampf mit stärkstem Nachdruck eingesetzt. 

Diese Bestimmungen treten mit Ablauf des 14. Juli 1937 außer Kraft und 
es ist nicht ersichtlich, wie die deutsche Volksgruppe in Ostoberschlesien, 
deren schwierige Lage die Deutsche Regierung nach wie vor mit Sorge erfülk, 
künfti geschützt werden kann. In der polnischen Verfassung werden zwar 
allen (staatsbiir ern gleiche Rechte ausdrücklich zugesichert. Wenn dessen 
ungeachtet die (dinderheit schon nach der bisherigen Praxis namentlich des 
Woiwoden Grazyfiski in Kattowitz unterschiedlich behandelt worden ist, SO 

wird sie in Zukunft ohne besondere Schutzbestimmungen der Willkür der pol- 
niscben Behörden völlig preisgegeben sein. 

Polen bleibt auch nach dem 14. Juli 1937 an die in Artikel 64 bis 72 des 
üenfer Abkommens enthaltenen allgemeinen Minderheiten-Schutzbestimmun- 
gen, die dem Vertr e zwischen den Alliierten und Assoziierten Hauptmächten "5 und Polen vom 28. uni 1919 * entnommen sind, gebunden, da der Beschluß 
der btschafterkonferenz vom 20. Oktober 1921 und der Artikel 64 des Genfer 
Abkommens eine Befristung nur für das Reich, nicht aber für Polen vorsehen. 

Wie ihnen bekannt ist, haben wir erwogen, der Polnischen Regierung den 
Abschluß eines deutsch-polnischen Volksgruppenvertra vorzudchlagen. Ent- T wurf und Denkschrift eines solchen Vertrags, die ledig ich die anzustrebenden 
Verhandlungsziele aufzei en und den deutschen Unterhändlern gegebenenfalls 
als Hichtlinien dienen so1 P en, sind jetzt fertiggestellt. 

Ich bitte daher, bei nächster sich bietender Gelegenheit der Polnischen Re- 
ening die Frage vorzulegen, wie sie sich den Schutz der beiderseitigen 

Enderheiten iii Obemblesien nsch Ablauf des Genfer Abkommens vorstellt 
und ob sie gegebenenfalls bereit wäre, mit der Deutschen Regierung in Ver- 
handlungen über den Abschluß eines neuen Abkommens zum Schutz dieser 
Minderheiten einzu treten. 

Uber das Ergebnis bi th ich gefälligst unverzüglich berichten zu wollen. 

Frhr. von Neurath 

* Vgl. Nr. 4. 
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Nr. 83 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Warschau, den 16. März 1937 

Da Außenminister Beck erst nach Ostern hierher zurückkehren wird, habe 
ich in einer mehr als einstündigen Unterredung, die ich heute mit Graf Szembek 
über die verschiedenen Fragen des Genfer Abkommens hatte, auch das Pro- 
blem der Minderheiten angeschnitten und ihm dabei die Frage vorgelegt, wie 
sich die Polnische Regieru den Schutz der beiderseitigen Minderheiten in 
Oberschlesien nach Ablauf 1 es Genfer Abkommens vorstelle und ob sie ge- 
gebenenfalls bereit wä're, mit der Deutschen Regierung in Verhandlungen über 
den Abschluß eines neuen Abkommens zum Schutz der Minderheiten einzu- 
treten. 

Graf Szembek erwiderte, daß, soweit er orientiert sei, die Polnische Regie- 
rung der Frage eines zweiseitigen Minderheitenschutzvertrages ablehnend 
gegehüberstehe. Für die deutsche Minderheit in Polnisch-Oberschlesien sei 
eine vertragliche Sicherung der Minderheitenrechte nicht notwendig, weil die 
polnische Verfassung bereits weitgehenden Schutz garantiere. Für die pol- 
nische Minderheit in Deutsch-Oberschlesien andererseits verspreche man sich 
hier von einem Abkommen keine besonderen Vorteile, weil sie, ganz im Gegen- 
satz zu der deutschen Minderheit in.Polen, viel zu schlecht organisiert sei, um 
aus einem zweiseitigen Minderheitenvertrage Nutzen ziehen zu können. 

Ich habe üraf Szembek erklärt, daß nach den bisherigen Erfahrungen der 
durch die Verfassung gewährte Schutz leider nicht als ausreichend angesehen 
werden könne, und habe an Hand von Beispielen nachgewiesen, daß und wes- 
halb die Skepsis in dieser Hinsicht berechtigt sei. Ich habe ferner hervor- 
gehoben, wie sehr gerade die Minderheitenfragen zu einer Belastung der poli- 
tischen Beziehungen führten und mit daran schuld seien, wenn die Stimmung 
in Deutschland gegenüber Polen sich in letzter Zeit nicht unwesentlich 
verschlechtert habe. Weit mehr als in der Presse ersichtlich sei, sei die öffent- 
liche Meinung in Deutschland in wachsendem Maße beunruhigt, da sie immer 
wieder feststellen müsse, da8 sich in den Unterdrückupgsmethoden durch die 
deutsch-polnische Verständigungspolitik nicht das eringste geändert habe 
und daß die polnischen Behörden darauf ausgingen, f as Deutschtum in Polen 
rücksichtslos zu dezimieren. Wir seien unter diesen Umständen der Auf- 
fassung, daß der Abschluß eines neuen Minderheitenabkommens sowohI im 
lnteresse der Minderheit liege, als auch in politischer Beziehung gute Dienste 
leisten könne. 

Graf den von mir vorgebrachten Unterlagen zu, daß 
binsichtlich der Minderheit in der Tat bei den Verwaltun 
behörden nicht sei, und erklärte sich schließlich bereit, 

entsprechenden Form zum Gegenstand 
und dessen Entscheidung herbeizu- 

führen. 

Lch habe klargestellt, da,ß unser Vorschlag sich nur auf Oberschlesien be- 
zieht, habe aber gleichzeitig von mir aus gebeten, auch die Auffassung des 
Ministerrats zu dem Gedanken eines allgemeinen Minderheitenabkommens fest- 
zustellen. 

von Moltke 



Nr. 84 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Warschau, den 19. April 1937 

Ich habe heute eingehend mit Außenminister Beck über die Frage des Ab- 
laufs des Genfer Abkommens gesprochen. Hierbei habe ich zunächst darauf 
hingewiesen, daß nach Auffassung der Deutschen Regierung beide Staaten 
daran interessiert seien, gemeinsam zu prüfen, ob durch den Fristablauf nicht 
lebeuswichtige Hechts- und Wirtschaftsformen in Zukunft wegfielen, deren 
Erhaltung notwendig oder zweckmäßig erscheine. Nach Darlegung der bei 
dieser Prüfung zu behandelnden Fragen habe ich unter Bezugnahme auf die 
lwiederholten Unterredungen mit Graf Szembek zum Ausdruck gebracht, daß 
die Deutsche Regierung hofle, auch in der Fra e des Minderheitenschutzes 
mit der Polnischen Hegierung zu einer Verstän f igung zu gelangen, die dem 
Geiste des Nichtangriffspaktes entspreche und von dem Wunsch der Aufrecht- 
erhaltung guter Beziehungen zwischen unseren beiden Ländern getragen sei. 

Herr Beck erwiderte, daß sowohl nach seiner Auffassung als auch nach der 
Auffassung des Kabinetts hinsichtlich der technischen und wirtschaftlichen 
Fragen geprüft werden müsse, ob irgendwelche Materien des Genfer Ab- 
komniens einer Sonderregelung über den Termin des 15. Juli hinaus bedürfen. 
Uiese Prüfung müsse beschleunigt durchgeführt werden, damit am 15. Juli 
nicht eine Lücke entstände, die zu Mißstimmung und Unzufriedenheit Anlaß 
p b e n  könnte. Was die Minderhei tenfrage anbetreffe, so sei er aber leider 
nicht in der Lage, unseren Wunsch zu erfüllen. Das Kabinett stände auf deni 
IStahdpunkt, da6 eine Bindung internationalen Charakters in Minderheiteii- 
frage11 eine Beeinträchtigung der Souveränität sei und nur allzu leicht zur 
Einmischung in innere Angelegenheiten führen könne. Man sei in Polen außer- 
mdentlich empfindlich in allen Fragen, die die souveränen Rechte des Staates 
angingen. Gerade was die Minderheitenregelung anbetreffe, so habe Polen 
tange genug unter der einseitigen Belastung sowie unter der politischen Inge- 
renz des Völkerbundes elitten, um irgend etwas akzeptieren zu können, was 
nach der Fortsetzung $eses Zustandes aussehen würde. Die im September 
1034 erfolgte Aufkündigung der Minderheitenver flichtung* sei ein ernster 
Schritt gewesen, den Polen gründlich vorher be i' acht habe. Aber wenn es 
damals zu Schwierigkeiten gekommen wäre, wäre Polen lieber aus dem Völker- 
bund ausgetreten, als den bisherigen Zustand weiter hinzunehmen; so stark sei 
hier die Abneigung gegen Beeinträchtigungen der Souveränität und gegen Ein- 
mischung in innere Angelegenheiten. Er glaube auch nicht, daß ein zweiseitiges 
Minderbeitenabkommen die Beziehungen zwischen den Staaten und die Stim- 
mung der öffentlichen Meinung günstig beeinflussen könne. Die öffentliche 
Meinun würde bei jeder Gelegenheit eine Intervention verlangen und politisch 
würde f adurch eher ein Schaden als ein Nutzen entstehen. Für die Polnische 
Hegierung sei jedenfalls ein solches Abkommen untragbar. 

lch antwortete, daß wir ebenfalls sehr empfindlich in allen die Souveränität 
angehenden Fragen seien und daß wir in dieser Hinsicht auf unerfreuliche 
Erfahrungen zurückblicken könnten. Wir könnten aber in einer zweiseitigen 
Bndi i  n g  über Minderhei tenf ragen keine untragbare Schmälerung unserer 

* Vgl. Nr. 49. 



Souveränität erblicken. Gewisse Beeinträchtigungen der Hai1 dlungsfrei heit 
brächten mehr oder weniger schließlich alle internationalen Verträge mit sich. 
Uberdies sei aber doch ein roßer Unterschied zwischen einer einseitigen 
Servitut mit internationaler fontrolle und der freien Entschließung zweier 
Regierungen, sich über eine Frage zu versülndigen, die die politischen Be- 
ziehungen störe. Daß eine solche Belastung vorliege, sei doch wohl kaum zu 
bestreiten. Die gegenwärtige Lage sei nicht gut, habe sich in den letzten 
Monaten ständig verschlechtert und die Einstellung des 'schlesischen Woiwoden 
lasse für die Zukunft nichts Besseres erwarten. Die deutsche Offentlichkeit 

iere mit Empfindlichkeit auf Nachrichten über die Lage ihrer Minderheit, 
un re? daß das gleiche auch auf polnischer Seite der Fall sei, bewiesen die fast 
täglich über dieses Thema erscheinenden Nachrichten und Artikel, die iin 
übrigen, wie ich immer wieder Gelegenheit hätte festzustellen, in den meisten 
Fällen unrichtig oder übertrieben seien. W e m  in Zukunft jegliche Bindung 
entfiele, würde das Mißtrauen beiderseits sich noch steigern und die die 
Atmosphäre vergiftende Pressehetze nur noch größer werden. Es sei deshalb 
dringend erwünscht, für die Zukunft gewisse Richtlinien über die beiderseitige 
Behandlimg der Minderheit festzulegen. Der von Herrn Beck gefürchtete 
Diuck auf die Regierung zwecks Vornahme von Interventionen würde sowieso 
entstehen, ob Bindungen vorhanden seien oder nicht. Eine Regelung des 
Minderheitenschutzes sei aber ein wertvoller Beitrag für die Verständigung 
unserer beiden Völker. 

Herr Beck gab zu, daß die gegenwärtige Lage unbefriedi end sei, und B erklärte, daW er das Problem, das zu unseren Vorschlägen ge ührt hätte, in 
seiner Bedeutung durchaus würdige. Aucb er mache sich Sorge darüber? daß 
die Minderheitenfrage die deutsch-polnischen Beziehungen beeinträchtigen 
könnte, und es sei richtig, daß sie von großer Bedeutung für die öffentliche 
Meinun sbildung und für die Forderuiig guter Beziehungen zwischen unseren 

f 7  beiden ölkern sei. Es handele sich aber um eine sehr heikle Materie. Er 
habe keine Befürchtungen hinsichtlich der großen Linie der deutsch-polnischen 
Beziehungen, aber die kleineren Fragen seien in der Tat nicht ungefährlich. 
Wenn er auch mit mir darin übereinstimme, daß man praktische Lösungen 
suchen müsse, so halte er doch den von uns vorgeschlagenen Weg nicht für 
gut. Polen habe auf dem Gebiet der Minderheitenfragen große Erfahrungen 
und so könne er darauf hinweisen, da13 in der Tschechoslowakei trotz des 
zweiseitigen Minderheitenvertra~ die Situation der polnischen Minderheit 
ganz außerordentlich schlecht sei, während auf der anderen Seite das Beispiel 
Lettlands zeige, daß, wo kein Vertra vorhanden sei, sondern die Minaer- 
heitenfragen auf Grund souveräner Ltscheidun gehandhabt würden, die 
Lage der Minderheit eine durchaus befriedigen fi e sei. Auch die unteren 
Verwal tungsbehörden würden in allen die Minderheit betreff enden En tschei- 
dungen freier sein, wenn das Gefühl, unter dem Drucke eines inter- 
nationalen Abkommens zu stehen, beseitigt würde. Die ablehnende Haltung 
der Polnischen Regierung gegenüber einer Bindung in Fra en des Minder- 
heitenschutzes schließe aber keineswegs aus, daß die tatsäch f iche Lage - er 
wiederholte des ofteren mit Betonung: ~situation de faitu - einer gemeinsamen 
Prüfung unterzo en würde. Die ganze Materie sei allerdings zu delikater k Natur, um der rüfung durch eine Dele tion von Sachverständigen über- 
lassen zu werden. Es käme vielmehr hier P" ür ausschließlich der diplomatisclie 
Weg in Frage. Entweder k6nnte Herr Lipski in Berlin oder ich mit ihm iiber 
diese Angelegenheiten sprechen, vielleicht konnte er  auch gelegentlich' einer 
Durchreise durch Berlin persönlich mit Herrn von Neurath verhandeln. Als 



ich darau t hinwies, daß die zur Erörterun stehenden Fragen meines Erachtens 
viel zu komplex seitin, um auf diesem %ege behandelt zu werden, meinte 
Herr Beck, es sei nicht ausgeschlossen, daß man für die eine oder andere 
Frage auch einmal einen Experten hinzuziehen könne. Grundsätzlich dürften 
nach Auffassung der Polnischen Regierung diese heiklen Dinge aber nur im 
rein diplomatischen Verkehr behandelt werden. Auf diesem Wege würde inan 
nach Auffassung der Polnischen Regierung zu besseren Resultaten gelangen, 
als eine irgendwie eartete Vereinbarung sie bieten könnte. Freundschaftliche 
Verständigung in lfinzelfragen sei besser als eine Intervention auf Grund von 
Ver trägen. 

Ich habe unter Anführung verschiedener Beispiele aus der Praxis mich noch 
weiter bemüht darzulegen, daß ohne Vereinbarun gemeinsamer Richtlinien 
nützliche Arbeit nicht geleistet werden könne. fi err Beck blieb aber auf 
seinem Standpunkt unter Berufung auf eine Kabinettsentscheidung, mit der 
e r  sich persönlich in vollem Umfange identifizierte. 

Ich habe nicht den Eindruck, daß polnischerseits die Absicht besteht, die 
.Prüfung der Lagea sehr zu vertiefen, möchte vielmehr glauben, daß dieser 
Ausweg nur gewählt worden ist, um die Ablehnung unseres Vorschlages nicht 
zu schroff erscheinen zu lassen. Wenn ich mir daher auch nicht allzuviel von 
einem Eingehen auf die Becksche Anregung versprechen kann, so scheint es 
mir doch nicht ratsam zu sein, den Gedanken a limine abzulehnen. 

von Moltke 

Nr. 85 
Aufzeichnung eines Beamten der Politischen Abteiiuna 

des Auswärtigen Amts 

Berlin, den 14. Mai 1937 

Die hiesigen Verhandlungen iiber die mit dem Ablauf des Genfer Ab- 
kommens zusammenhängenden Fragen * nehmen einen schleppenden Verlauf. 

Soweit es sich um Fragen handelte, die im Zusammenhang mit dem weiteren 
Schicksal der Minderheit stehen, zeigte sich polnischerseits eine ablehnende 
Haltung. Dies bezieht sich in erster Linie auf die Weitergeltung gewisser 
Sehutzbestimmungen des Genfer Abkommens und insbesondere auf den soge- 
nannten Schutz erworbener Rechte (Artikel 4 des Genfer Abkommens), auf 
den wir im Hinblick auf die Gefahren der polnischen Agrargesetzgebung 
größtes Gewicht legen. 

Der polnische Verhandlun~sführer Herr Kunicki bezog sich in dieser Frage 
auf eine ausdrückliche Weisung des Polnischen Außenministers und erkurte, 
daß er sich zur Zeit außerstande sehe, eine Erarterung dieses Themas in 
Aussicht zu stellen. 

# 

von Lieres 

VgL Nr. 81, Anm. 



Nr. 86 
Dk Deutsche Delegation in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Warschau, den 28. Mai 1937 

Sämtliche zur Zeit in Warschau geführten Verhandlungen über die mit dem 
Ablauf des Genfer Abkommens zusammenhängenden Fra en* lassen erkennen, f daß die Ressortministerien stark vom oberschlesischen 1 oiwoden unter Druck 

setzt sind und da6 deshalb politische Rücksichten in erheblichem Maße bei 
Fassung sachlicher Entscheidungen mitsprechen. Das ließ sich sowohl 

bei den Verhandlungen über die Eisenbahnfrage wie auch besonders bei der 
Besprechung mit Herrn Kunicki erkennen. Herr Kunicki ist .offenbar ein 
Sachbearbeiter, der die Regelung der oberschlesischen Fragen mit Objekti- 
vität und dem Wunsch, zu einer möglichst freuqdschaftlichen Regelung zu* 
kommen, behandelt. E r  ließ mich jedoch unzweideutig erkennen, daß das 
Außenministerium in manchen der Fragen nicht so entscheiden könne, wie ss 
seiner Meinung nach vielleicht z~eckmi$ßig sei. Besonders in seinem Ver- 
lan en auf Durchführun der Abwanderung der Optanten entspricht wohl dna 
Au 8 enministerium den 6 ünschen der oberschlesischen Aufständischen**, die 
offenbar ein Opfer verlangen. 

Mackeben 

Nr. 87 
Der Reichsminister des ~ u s w ä r t i ~ e n  an den Deutschen Botschafter 

in Wstschau 
Erlaß 

Berlin, den 28. Mai 1937 

Unter Bezugnahme auf die mündliche Besprechung der Minderheitenfrage 
während Ihres letzten Besuchs in Berlin bitte ich Sie, die Angelegenheit 
möglichst bald erneut bei Herrn Beck zur Sprache zu bringen. 

Sollte Herr Beck bei der Unterhaltung nicht nur vertragliche Abmachungen 
der einen oder anderen Art wiederum a limine ablehnen, sondern auch die 
fortdauernde Gültigkeit der internationalen Verpflichtung Polens bestreiten, 
so bitte ich, ihm gegenüber sofort ausdriicklich festzustellen, daß dann in dieser 
wichtigen Frage ein offener Dissens zwischen den beiden Regierungen bestehe. 
Sie könnten nur hoffen, daW sich das tatsächliche Schicksal der deutschen 
Minderheit in Polen künftig so gestalte, daß sich aus diesem grundsiitzlichen 
Dissens keine Beeinträchtigung der deutsch-polnischen Beziehungen ergebe. 
Im übrigen. müßten Sie natürlich der Reichsregierung die weitere Entschlie- 
Bung vorbehalten. 4 

Einem Bericht über den Verlauf Ihrer Demarche sehe ich mit besonderem 
Interesse entgegen. 

Frhr. von Neuratb 

* Vgl. Nr. 81, Anm. , 

** Es handelt sich um die polnischen Aufständischen des Jahres 1921, die eich später zu 
einem Verbande zusammenschlossen mit dem Ziel, die Entdeutschung Oberschleaiens mit allen 
Mitteln zu betreiben. 



Nr. 88 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auewärtige Amt 

Bericht 
Warscbau, den 1. Juni 19.37 

Ichn habe heute bei Herrn Beck die mir auf etragene Demarche ausgefiihrt 
unter Uberreichun des anliegenden Memoran f ums, das ich eingehend münd- 
lieh erläuterte. a e r r  Beck harte sehr aufmerksam zu; gab aber wahrend 
meiner Ausführungen weder Zeichen der Zastimmun noch der Ablehnung zu 
erkennen. Als ich abschließend darauf hinwies, da Ik der mir von Herrn von 
Neurath erteilte Auftrag vom Führer und Reichskanzler angeordnet worden 
sei, zei te Herr Beck sich sichtlich beeindruckt und erwiderte, daß  Wünsche 
des Fü g rers hier immer einer besonders ernsten Beachtung sicher seien. E r  
werde selbstverständlich die von mir vorgetragene Angelegenheit unverzüglich 
dem Ministerpräsidenten bzw. dem Kabinett unterbreiten und behielte sich 
vor, demniichst die Stellungoa hme der Polnischen Regierung mitzuteilen. 

Loi übrigen beschränkte sich Herr &ck auf einige kurze Bemerkungen, in 
denen er  zunächst zurn Ausdruck brachte, daIj in der Ta t  unsere verständnis- 
volle Haltung elegentlich des VorstoUes der Polnischen Regierun in Genf f t vom Herbst 19 4' Lier seinerzeit große Bcfriedigung ausgelöst ha e. Herr 
Beck fand dann einige Worte der Verteidigun gegenüber meinen Darlegungen 
bezüglich der tatsächlichen Lage der deutsc % en Minderheit in Polen, ohne 
aber hierbei in das Detail zu gehen, und brachte zum Ausdruck, daß  bei ei en- a mächtigem Vorgehen der untergeordneten Behörden der Ministerpräsi ent 
sicherlich bereit sein würde, mit der ihm eigenen Energie einzuschreiten. 
Herr Beck versuchte, die Schwierigkeiten des gesamten deutsch-polnischen 
Minderheitenproblems mit der Verschiedenheit der inneren Kcristruktion der 
beiden Staaten zu erklären, wie denn überhaupt nach seiner Ansicht das ganze 
Minderheitenprobleni außerordentlich komplex sei. Herr Beck wiederholte 
nicht seine friiheren Argumente gegen unseren Vorschla kam aber auch mit 
keinem Wort  auf die heute von mir weisungsgemäß vorge rachten prinzipiellen 
Gesichtspunkte zu sprechen. 

%' 
von Moltke 

Anlage 
Memorandum 

Warachau, den I.  Juni 1937 

1. Die Stellungnahme der Polnischen Regierung zu dem deutschen Vorschlag 
eines cweiseiti en Vertrages über die Minderheiten" hat in Berlin bei den 
maßgebenden !hellen sehr überrascht und nicht nur Enttäuschung, sondern 
auch ernstc Besorgnisse hervor . Die Reichsregierun hat, politisch 
gesehen, volles Verständnis f ü r  ie Abnei un der Polnischen egierung gegen R (i 4 
einrieiti e Bindun n in der Frage der in erheiten. Dss hat sie seinerzeit 
schon f urrh die Ir altung hewiesen, die sie anlälilicb des polnischen VorstoUes 
im VKlkerhunde im September 1934 eirigenommen hat. Der deutsche Stand- 

* VgI. Nr. 51 bis %. 
** Vql .  Nr. 84. 



punkt zu dieser Frage ist dem Polnischen Herrn Außenrninister am 19. No- 
vember 1934 ausführlich dargelegt worden*. I n  dem gleichen Sinne hat 
die Reichsregierung jetzt geglaubt, mit ihrem Vorschlag eines volliq paritä- 
tischen zweiseitigen Vertrages über die Minderheiten ein bedeutsames Eile 
gegenkommen zu beweisen und der Polnischen Regierung eine Möglichkeit zu 
eröffnen, das Problem in einer Weise z u  lösen, die dem polnischen Wider- 
streben gegen einseitige Bindungen Rechnung tragen und zu7gleich heide Teile 
der Notwendigkeit entheben würde, sich über die aus der beganqenheit  her- 
rührenden prinzipiellen Fragen auseinanderzusetzen. 

2. Wenn olnischerseits der Standpunkt vertreten wird, daU riach den bisher 
gemachten Erfahrungen den Minderheiten mit einer völlig freien souveriiiien 
Behandlung ihrer Angelegenheiten durch die Landesbeliörden mehr gedicn r 
sei als mit internationalen Abmachungen und daW eine freundscliaftliche Vrr- 
stiindigung in Einzelfragen besser sei als eine Intervention auf Gruiid von 
Verträgen, so ist das eine nach deutscher Ansicht nicht zutreffende ßeur- 
teilunn des Problems. Die deutscherseits gewünschte Klärurig der Rachu- 
grundTiagen bedeutet selbstverständlich nicht, daß  wir einer Politik der Ixiter- 
ventionen oder überhaupt einer Politik formaler Prozeduren zuneigen. Auch 
deutscherseits wird es fü r  die einzig fruchtbare und überdies der großen Linie 
der deutsch-polnischen Beziehungen entsprechende Methode gehalten, sich 
über die jeweils auftauchenden Eiiizelfragn freundschaftlich zu -verständigen. 
Eine solche Verständigung wird aber durch den Abschluß einer nach den 
Grundsätzen voller Gegenseitigkeit aii fgebau ten Vereinbarun nicht nur nicht 
erschwert, son'dern im Gegenteil wesentlich erleichtert wer 8 en. Falls man, 
entsprechend dem polnischgn Vorschlage, über Minderheitenfragen zwischen 
Deutschland und Polen stets nur als über eine situation de fait spricht. liegt 
die Gefahr, daß die Vorstellun en und Wünsche der einen Seite von der 
anderen Seite als uiiberechtigte Einmischung in innere Angelegeiiheiten e m p  
funden werden würden, viel naher, als wenn es sich um die freundschaftliche 
Aussprache über die Durcliführung vertra licher Abmachungen handelt. Dar- 
über hinaus würde aber das Fehlen einer 8lRrung der Rechtsgrundlagen einen 
Unsicherheitsfaktor in die ganzen deutsch-polriischon Heziehiingen hineintragen, 
der sich auf die Dauer als bedenkliche Störung hcrnerkbar machen miil3te. 

3. Davon abgesehen, dürfte auch die Poliiiscbe l -h~~i t~ rung  Verstäxiduis dafür 
hahen. daß die Deutsche Regierung uicht einfach stillschweigend die Position 
preisgeben kann, die sich für  sie aus der bekannten Entstehung des deutsch- 

olnischen Miiiderbeiteiiproblenis ergibt. Die Deutsche Regierung hat im 
kerhst 1934 davon absehen können, den polnischen VorstoO ge 
wirkung des Völkerbundes in Minderheitenfragen zu beanstan F en, die weil Mit sie 
diese Mitwirkun längst als wertlos erkannt iind weil sie es als einen der 
wichtigsten Zwec f -e der deutsch-polnischen Vereinbarung vom Januar 1934 * * 
angesehen hat, deutsch-polnische Angelegenheiten nicht vor internationalen 
Instanzen, sondern im unmittelbaren Gedankenaustausch zu erörtern. Hierbei 
wurde aber selbstverständlich davon ausgegangen - wie es auch in der oben- 
erwähnten Unterredung vom 19. November 1934 zum Ausdruck gekommgn 
ist -, däß sich die polnische Aktion lediglich gc en die Kotitrolltätigkeit des 
Volkerbundrs richten, dage en die materiellen #erpflichtungen Polens u a b e  
rührt lassen sollte. Auch ! er  bevorstehende Ablauf der Genfer Konvention 
ändert ja zweifellos nichts daran, daß  die a 1 1 p; e m e i n e n Minderheiteaver- 
-- 

* VgI. Nr. 53. 
** V ~ I .  Ni. 37. 



pflichtungen Polens in Kraft bleiben, und zwar sowohl in Ostoberschlesien 
als auch in den übrigen Teilen Polens. Da aber die s pe z i e 11 e n Schutz- 
bestimmungen für Ostoberschlesien jetzt in Fortfall kommen, er ibt sich von % neuem ein dringender Anlaß zur Erörterun der Frage, ob es nic t im beider- 
seitigen Interesse geboten wäre, über die künftige Handhabung jener allge- 
meinen Schutzbestimmun en zu einer Verständigung zu gelanged, und zwar 
wiederum nicht nur für 8 stoberschlesien, sondern für ganz Polen. 

4. Die Deutsche Regierung, die sich an dem Schicksal der auf polnischem 
Gebiet lebenden Menschen deutschen Stammes unmöglich desinteressieren kann, 
hat den Wunsch gehabt und hat ihn noch, sich bei der Betätigung ihkes In- 
teresses für diese Bevölkerungsteile nicht letzten Endes auf das Faktum stützen 
zu müssen, daß Polen als integrierenden Bestandteil der Gesamtregelung von 
191 9 einseitige Minderheitenverpflichtungen übernommen hat. Gerade um jeder 
Mißdeutung deutscher politischer Absichten vorzubeugen und um künftigen 
Erörterungen über die Minderheitenfragen von vornherein jede politische 
Schärfe zu nehmen, sind deutscherseits zweiseitige Abmachungen vorgeschlagen 
worden, die Deutschland in gleicher Weise wie Polen verpflichten. Wenn die 
Polnische Regierung diesen Vorschla trotz des darin liegenden deutschen 
Entgegenkommens wirklich endgültig a % lehnen sollte, so gibt es für eine grund- 
sätzliche Verstandigun über die Behandlu des Minderheitenproblems wohl 
nur noch einen Weg: &an konnte daran den I3 en, daß die beiden Regierungen, 
jede für sich, aber gleichzeitig und sachlich übereinstimmend, eine öffentliche 
Erklärung über den Schutz der auf ihrem Gebiet lebenden deutschen bzw. 
polnischen Minderheiten abgeben. Obwohl dieser Weg im Vergleich mit der 
Methode vertraglicher Vereinbarun en manchen Nachteil hat, würde sich die 
Deutsche Regierung damit schließlic 1 doch abfinden, weil dadurch die Situation 
wenigstens einigermaßen geklärt würde. 

5. Neben den vorstehend angedeuteten prinzipiellen Gesichtspunkten und 
noch starker als diese drän aber die Entwicklung der tatsächlichen La e der P deutschen Minderheit in olen darauf hin, daß es zu einer Ventän f igung 
zwischen den beiden Regierungen über das ganze Minderheitenproblem kommt. 
Zu ihrem eigenen Bedauern sieht die Deutsche Re 'erung gerade in dieser tat- 
eächlichen Lage der deutschen Minderheit ein uns T weisbares Argument gegen 
die polnische These, daß die Minderheit arn besten führe, wenn ihre Rehand- 
lung dem ungebundenen Ermessen der Landesbehörden überlassen bliebe. In 
der Tat lassen seit längerer Zeit. insbesondere aber im letzten Jahre, die Be- 
obachtungen leider keinen Zweifel, daß mit Unterstützui amtlicher Stellen 

i! und behördlich geförderter privater Organisationen planmä ig daran earbeitet B wird, das wirtschaftliche Fundament. der deutschen Minderheit in olen zu 
erschüttern und alle diejenigen, die sich zum Deutschtum bekennen, zu einer 
Xnderung in ihrer Einstellung zum Deutschtum zu veranlassen. 

6. Es ist nicht beabsichtigt, schon jetzt in die 
einzutreten. Um aber die deutsche Beschwerde nicht 
substanziiert erscheinen ZU lassen, sei kurz auf folgende 

a) auf die übermäßi e Heranziehung des deutschen Grundbesitzes zur 
Bodenabgabe auf &und der Agrarreform, wie sie vor allem im letzten 
Jahr erfolgt ist; 

b) auf die fortschreitende Polonisierung dea seit Generationen in deutscher 
Hand befindlichen Grundbesitzes durch Ausübung des Wiederkaufs- und 
des Vorkaufsrechtes ; 







Nr. 91 

Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

Warschau, den 24. Juni 1937 
I 

Da Herr Beck mehrere Tage verreist war, habe ich ihm unseren Wortlaut 
der Minderheitenerkiärung erst heute übergeben könoen. Vorbehaltlich dhe re r  
Prüfun äußerte er sich zustimmend zu der Einleitung. ,Hinsichtlich des mate- 
riellen f nhalts verwies er auf die Schwieri keiten, die hier wegen jüdischer 
Minderheiten entstehen könnten, enthielt sic % im übrigen aber jeder Stellung- 
nahme. Er erklllrte, da8 er die zuständigen Ressorts zu beschleunigter Prü- 
fung veranlassen und jede unnötige Verzögerung vermeiden wolle. 

Nr. 92 

Aufzeichnung eines Beamten der Poiitischen Abteilung 
des Auswärtigen Amts 

k r l i n ,  den 24. Juni 1937 

Der Herr Reichsminister bat heute den Polnischen Botschafter zu sich e- 
beten, um mit ihm über den Stand der Hegierungsverhandlungen wegen fea 
üenfer Abkommens zu sprechen, deren Verlauf uns nicht befriedigt* Er hat 
Herrn Lipski vorgehalten, daU wir vor allem nicht mit den engherzigen pol- 
nischen Vorschlägen über die künftige Regelung des Grenzverkehrs einver- 
standen seien und daß wir insbesondere eine ~e f r i s tun  dieser Regelung ledie- a lich bis zum 31. Dezember 1'337 als völlig unzureichen ablehnen müUten. Wir 
müßten vielmehr verlangen, daß die neue Regelung auf einen län eren Zeit- 

gegebenen Hindernisgründe keineswegs anerkennen. 
% raum erstreckt werde, und wir könnten die von polnischer Seite ierfür an- 

Der Herr Reichsminister hat den Polnischen Botschafter auch darauf hin- 
gewiesen, daß wir den rigorosen polnischen Standpunkt hinsichtlich der Aus- 
weisung der Optanten nicht akzeptieren konnten. Diese Aktion, durch die 
erneut lausende von 1)eutschen aus ihrer Heimat vertriebeu würden, sei für 
die deutsch-polnischen Beziehungen durchaus abträglich* *. 

von Lieres 

* Vgl. NT. 81, Anm. 

** Es bt auch in den weiteren Verhandlungen nicht gelungen, die Ausweisung der Optanten 
aw Obtoberachlerien zu verhindern. 



Nr. 93 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Warschau, den 16. Juli 1937 

Halbamtlich wird bekanntgegeben, daß folgende vier Gesetzentwürfe der 
anßerordentlichen Parlamentstagung zur BeschluWfassung vorgelegt werden 
sollen : 

1. ein ~esetzentwurf über die Erweiterung der Bestimmungen über die 
Amtssprache der Richter, Staatsanwälte und Notare auf das Gebiet des 
Bezirksgerichts Kattowitz, 

2. ein Gesetzentwurf über die Aufhebung der Fideikommisse des Fürsten 
Pleß, also um ein Gesetz, das die Unveräußerbarkeit und Unteilbarkeit 
des fürstlichen Stammgutes aufhebt, 

3. ein Gesetzentwurf über die Erweiterung der Vorschriften über die Durch- 
führun der Agrarreform auf den oberschlesischen Teil der Woiwod- 
schaft Lhlesien. 

4. ein Gesetzentwurf über die Erweiterung der Verorduun des Staats- 
präsidenten über die Entgegennahme von Grundstücken a P s Entgelt fiir 
bestimmte geldliche Verpflichtungen auf Ostoberschlesien. 

Wie der der Regierung nahestehende ~ E x p r c ß  Porannyu bemerkt, wird die 
Annahme der Gesetze die Parzellierun des deutschen Grundbesitzes in 
Polnisch-Oberschlesien zur Folge haben. 5 a ß  die Gesetze in erster Linie den 
Zweck verfolgen, den ausgedehnten Waldbesitz des Fürsten Pleß zu enteignen, 
dürfte außer Zweifel stehen. Das wird bedauerlicherweise zur Folge haben, 
diß wiederum eine große Anzahl deutscher Volksangehöriger um ihre Existenz 
gebracht werden wird. Es eröffnet keine günstigen Aussichten für die Zukunft, 
wenn einen Tag nach dem 15. Juli - dem Ablauf des Genfer Abkommens - 
und obwohl wir noch mitten in Verhandlungen mit der Polnischen Regierung 
über die Minderheitenerklärung sowie über die für die Agrarreform wichtige 
Frage der r wohlerworbenen Rechte a stehen, derartige esetzliche Maßnabmen 
ergriffen werden, von denen die zu 2 bis 4 genannten ie Interessen der deut- 
schen Minderheit aufs schwerste verletzen. 

f 

von Moltice 

Nr. 94 
Der Deutsche Botschafter in Waischau an das. Auswärtige Amt 

& r i d t  
Warschau, den 30. Juli 1937 

Außenminister Beck bat mich heute zu sich, um die Besprechungen über die 
Minderheitenerklärun weiter. fortzuführen. Er drückte zunächst sein Be- 
dauern darüber aus, f a ß  die Angelegenheit sich so stark verzögert hiitte. Der 
Besuch des Köni von Rumänien sowie die schwierigen Verhandlungen über 
den Wawel-Kon 8" ikt hHtten ihm keine Zeit gelassen, sicb mit der Fra e der I Minderheitenerklärnng zu befassen. Schließlich hatten in den letzten ageo 
auch die Sejmsitzungen iibsr die mit dem Ablauf der Genfer Konvention zu- 



sammenhängenden Gesetze seine Zeit voll in Anspruch genommen. Herr Beck 
unterließ nicht, bei dieser Gelegenheit darauf hinzuweisen, daß er große Mühe 
gehabt habe, die in Rede stehenden Gesetze, insbesopdere das Gesetz über die 
Agrarreform und die Gerichtssprache, ge en den starken Widerstand von B chauvinistischer Seite durchzubringen. E r  reue sich, daß es gelungen seio die 
Zulassung der deutschen Sprache vor Gericht für die Minderheit durchzusetzen 
und die Agrarreform so zu gestalten, daß ihre Durchführung nicht in einem 
schnelleren Tempo erfolgen werde als in den anderen Provinzen. 

Herr Beck übergab mir darauf den von ihm abgeanderten Entwurf für die 
Minderheitenerklärung. Wir sind in eine nähere Prüfung des Textes nicht 
einget ieten, sondern haben eine weitere Besprechung für die nächste Woche 
verabredet. 

Ich habe dann die Gelegenheit benutzt, um in Erwiderung auf die opti- 
mistischen Ausführungen des Ministers über die neuen polnischen Gesetze dar- 
zulegen, daß diese Gesetze sowie überhaupt alles, was sich hier im Zusammen- 
hang mit dem 15. Juli * abgespielt hat, uns keineswegs befriedi t, sondern 
vielmehr sehr enttäuscht hätten. Insbesondere gelte das für das 8 esetz iiber 
die Agrarreform, dessen übereilte Einfiihrung den Eindruck hervorrufen müsse, 
als sei beabsichtigt, in einer Frage, die zwischen uns noch offen sei und in der 
wir U. a. auch bereits die ~ ö ~ l i c h k e i t  einer schiedsgerichtlichen Entscheidung 
in Anregung gebracht hätten, ein fait accompli zu schaffen. Auch das Gesetz 
über die Liquidierung der Pleßangelegenheit sei keine Lösung in unserem 
Sinne, denn wenn es auch vielleicht jetzt einen Ausweg aus der verfahrenen 
Situation biete, so sei doch aus der sehr langen Vorgeschichte, wie insbesondere 
auch aus der seinerzeit von uns angestrebten und später nur aus Rücksicht auf 
die Verständigungspolitik zurückgezogenen Klage vor der Haager Cour 
bekannt, welches unsere Auffassung über diese Angelegenheit sei. W a s  das 
Sprachen esetz anbetreffe, so wolle ich zwar die guten Absichten des Ministers 
nicht in B weife1 ziehen, müsse aber darauf hinweisen, daß die Zulassung der 
deutschen Sprache im Gerichtsverkehr doch nur einen sehr bescheidenen Vor- 
teil darstelle, nachdem-im ganzen sonstigen Verkehr mit den Behörden die 
deutsche Sprache ausdrücklich untersagt worden sei. Als ein besonders schwerer 
Schlag gegen das .Deutschtum in Ost-Obersclilesien werde aber das vom 
schlesischen Sejm angenommene Gesetz über die Organisation der evangelischen 
Kirche** von uns empfunden, zurnal auch der Erlaß dieses Gesetzes ein fait 
accompli schaffe in einer Frage, die wir gemäß Ziffer 4 unseres Erklärungs- 
entwurfes zu einem Programmpuxikte unserer Aussprache gernacht hätten. Die 
überschnelle Verabschiedung dieses Gesetzes unmittelbar nach Ablauf der 
Genfer Konvention und ohne vorherige Fühlungnahine mit den betroffenen . 
kirchlichen Kreisen habe uns uni so mehr befremdet, als nach verschiedenen 
Außerungen maßgebender Persönlichkeiten hätte angenommen werden könuen, 
daß der @lauf der Konvention nicht eine lntensivierung des Volkstums- 
kaiopfes und eine tatsächliche Schlechterstellun der deutsohen Volksgruppe # in Ost-Oberschlesien zur Folge haben werde. r, Herr Beck, selbst habe im 

* Das Datum des Ablaufa dea Oenfer Abkommens über Oberschlesien. 
** Das ohne Fühlungnahme mit der deutschen Kirchenleitung erlassene Gesetz änderte unter 

AuUerachtlassung der bisherigen Grundlagen des kirchlichen Rechta und der Bestimmungen der 
olnischen Staatsverfassung in scheinbar vorläufiger, in Wahrheit aber endgültiger Form die 

berfassung der unierten evangelischen Kirche in der Weise, d i ß  der Woiwode als Vertreter 
des polnischen Staates auf die Bildung und Besetzung der kirchlichen Organe entscheidenden 
Einfluß erlangte. Das Pfarrwahlrecht wurde den Gemeinden enommen und in die Hand der, 
vom - übrigens katholischen - Woiwoden kontrollierten mforliufigen Kirchenrab. gelegt. 



Laufe der letztan Verhandlungen mir gegenüber darauf hingewiesen, daß die 
verhaßte, als Beeinträchti ng der Souveränität empfundene Genfer Konven- 
tion in erster Linie schul r daran sei, wenn die untergeordneten Behörden in 
Oberschlesien sich nicht in die von der Zentrale ewünschte Minderheitenpolitik 
hineinfinden könnten, und daß alles besser wer f en würde, wenn erst die völlig 
autonome Handhabung dieser Fragen auf Grund der polnischen Verfassung 
hergestellt sein werde. Wir hätten aber schon aus den anläßlich des 15. Juli 
erschienenen Artikeln der Regierungspresse, die unisono einen Triumphgesang 
über die trotz Genfer Konvention und trotz internationaler Behörden erzielten 
Erfolge der Entdeutschungspolitik angestimmt hätten, sehr enttäuschende Ein- 
drücke erhalten und das Bukett minderheitenfeindlicher Gesetze, das uns un- 
mittelbar nach dem 15. Juli serviert worden sei, habe das Gefühl ernster Sorge 
hinsichtlich der weiteren Gestaltung der polnischen Minderheitenpolitik nur 
noch verstärkt. 

Ich habe im weiteren Verlauf der Unterredun ausführlich darauf hinge- % wiesen, daß im Gegensatz zu den Verhältnissen in eutschland die wirtschaft- 
liche La der Minderheit sich immer katastrophaler gestaltet habe dadurch, 
doß der Enderhe i t  auf allen Gebieten, sei es in der Landwirtschaft oder Indu- 
strie, sei es im Handwerk oder in den freien Berufen, planmäßi jede Existenr- 
basis entzogen würde, wofür die erschreckende Statistik über f ie Arbeitslos' 
keit innerhalb der Minderheit ein deutlicher Beweis sei. Ich habe Herru Bec P 
der diese Tatsachen zu bestreiten versuchte, drin end nahegelegt, sich einmal 
über diese Verhältnisse orientieren zu lassen und 8 afür zu sorgen, daß der mit 
der Erklärung vom 26. Januar 1934 nicht zu vereinbarende minderheitenfeind- 
liche Geist, wie er aus dem Konitzer Prozeß * und besonders deutlich auch aus 
den letzten Sejmdebatten zu erkennen sei, endlich einmal beseitigt werde. Ich 
wolle nur hoffen: daß die den Gegenstand unserer Erörterungen bildende 
Minderheitenerklärung eine Wendung der Politik herbeiführen werde, und 
müsse weisungsgemäß darauf hinweisen, daß z. B. künftig die Anwendung der 
Agrarrefarmgesetze und der Grenzzonenverordnun zu Entdeutschungszwecken 
nach Ansicht der Deutschen Regierung mit der E l i n d e h e i n e r k l r u n  nicht 
mehr vereinbar sei. 

Herr Beck kam dann auf die verschiedenen, von uns als diskriminierend 
angesehenen aberschlesischen Gesetze zu sprechen. E r  bemerkte, diese Gesetze 
hätten früher oder später doch erlassen werden müssen, und er hätte es für 
besser gehalten, ihre Verabschiedung nicht hinauszuzö ern, weil es nur so f möglich gewesen sei, den sehr viel weitergehenden For erungen der Chauvi- 

. nisten entgegenzutreten. Wenn jetzt erst einmal Ruhe eingetreten sein werde, 
so würde es leichter sein, hinsichtlich einer vernünftigen Gestaltung der Minder- 
heitenpolitik einen Druck auszuüben. E r  hoffe im übri en auch seinerseits. daß 
die beabsichtigte Minderheitenerkärung eine gute d r k u n g  ausüben würde. 
Er sehe in dieser Erklärung einen bedeutsamen Akt, der eine gute Basis für 

* Der Konitzer ProzeU betraf fol enden Fall: Zwei ältere Damen, denen das Gut Kensaii, 
Kreis Tuchel, gehorte, hatten etwa !O rum Teil jugendliche Arbeitslose deutschen Volkstums 
an eworben, um ihren Park abzuholzen und in einen Gemüsegarten umzuwandeln. Die 

o f nischen Behörden waren der Ansicht, daß ea sich u q  ein getarntes ArbeitsdienstIager nach 
Seutschem Muster gehandelt habe und atellten die lpiden Gutmesitrerinnen mwie die Arbeits- 
losen unter Anklage. Es wurd,en Gefängnis- und Haftstrafen von insgesamt 15 Jahren 11 Monaten 
verhängt. 

Die Strafen wurden apiiter im Berufungwerfahren auf inigcuamt 12 Jahre 5 Monate herab- 
gesetzt unter Bewäligung einer Bewiihrungsfrist an die meisten Verurteilten. 



eine vernünftige Minderheitenpolitik abgeben könne. Voraussetzung sei aller- 
diiigs, daß beide Regierungen sich bemühten, den in den Erklärungen bekun- 
deter] guten Willen auch in die Tat umzusetzen. Er werde seinerseits dafür 
sorgen, daß das hier geschehe, und das gleiche gelte auch von dem Minister- 
prasidenten und den übrigen in Frage kommenden Ressortministern, mit denen 
er die Erklärung eingehend besprochen habe. 

von Moltke 

Nr. 95 
Der Deutsche Botschafter in Warechau an das Auswärtige Amt 

Telegramm 
Warschau, den 26. August 1937 

In heutiger Unterredung über Minderheitencomrnunique hat AuGenminister 
uusere Pormulieruri& angenommen. 

Herr Beck unterstrich erneut die politische und praktische Bedeutung der 
Verdnhariing, von der zu hoffen sei, daß  sie eine Entspannung auf dem Gebiet 
der bliiider hei tenf ra- her bei führen werde. Die Polnische Regierung sei ge- 
willt, wde faire un eHort skrieuxr. Er  lege deshalb auch großen Wer t  darauf, 
daW die Veröffentlichung erst erfolge, wenn der Ministerpräsident, der gleich- 
zeitig Iiinenminister ist, wieder irn Lande sei, wodurch die Kundgebung für  
poliiische Oflentlichkei t ein größeres Gewicht erhalten würde. Im übrigen habe 
er deii. Ministerpräsidenten, der voraussichtlich übermorgen zurückkommen 
werde, bereits orientiert und sein generelles Einverständnis erhalten, so d a 6  
irgendwelche Abänderungswünsche von seiner Seite nicht mehr zu erwarten 
seien. 

Ich habe Herrn Beck gegenüber zum Ausdruck gebracht, da6 seine Auf- 
fassung über die Bedeutung des Communiqut5s von uns geteilt werde. Im 
Laufe der weiteren Unterhaltung babe ich erneut dzrauf hingewiesen, d a 6  
küiifti e Anwenduiig Grenzzonenverordnung oder der Agrarreform zu Ent- 
deutsc P ungszwecken mit Cominuniquk nicht vereinbar sei. 

Bezüglich des Zeitpunkts der Veröffentlichung ist einstweilen der Mittwoch 
nächster Woche in Aussicht genommen. 

Moltke 

Nr. 96 
Der Deutsche Generalkonsul in Kattowitz an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Kattowitz, den 28. August 1937 

Am Montag, dem 30. August, wird der schlesische Sejm als Drin lichkeits- 
antrag den Entwurf für  das neue Gesetz über die Privatschulen u n f  privaten 
Unterrichts- u n d  Erziehungsanstalten behandeln und sehr wahrscheinlich am 
gleichen Tage in dritter Lesung verabschieden. Dieser neue Gesetzentwurf hat 
für das Privatschulwesen der deutschen Volksgruppe in Ost-Oberschlesieri 
tiefgreifende Bedeutung. 



Es muß auhrordentlich befremden, daß der neue Gesetzentwurf, der dem 
schlesischen Sejm vorliegt, Hnderungen des Staatsgesetzes vom 11. März 1932 
vorsieht, die in ihrer Auswirkung zu schweren' Beeinträchtigungen der 
kulturellen Interessen der deutschen Bevölkerung Ost-Oberschlesiens führen 
können und - wie nach den bisherigen Erfahrungen anzunehmen ist - auch 
führen werden. Dis deutsche Bevölkerung wird durch diesen Gesetzentwurf 
mit neuen, ernstesten Sorgen um ihr Schicksal erfüllt. 

Nöldeke 

Nr. 97 
Das Auswärtige Amt an den Deutschen Bokhafter in Warschau 

Telegramm 

Berlin. den 1. September 1937 

Bitte AuISenminister Beck 'durch Kabinettschef mitteilen, daß zuständige 
deutsche Stellen zur Zeit noch mit Prüfun oberschlesischen Gesetzes über 
Privatschulwesen befaßt, das in eine von #inderheitenerklärung behandelte 
wichtige Materie eingreife. Da Prüfung noch nicht abgeschlossen, müsse Mit- 
teilung über Zeitpunkt Veröffentlichung der Minderheitenerklärmg vorbehalten 
bleiben. 

Bismarck 

Nr. 98 

Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 
Telegramin 

Warschau, den 7. September 1937 

Ich habe heute eine eingehende Unterredung mit dem Außenminister yhabt* in der ich nachdrücklichst darauf hinwies, daß oberschlesisches Schu gesetz 
in völligem Widerspruch zu Wortlaut und Sinn der von uns vorbereiteten 
Minderheitenerklärung steht. Unsere Wünsche habe ich gemäß dortiger 
Weisung formuliert. 

E r  erkläre, dali er nur in der Lag sei, die grundsätzliche Einstellung der 
Polnischen Regierung zu gesamtem, durch das Schulgesetz aufgeworfenem 
Problem darzulegen. Das Gesetz solle selbstverständlich nicht bisherige 
Situation der Minderheit verschlechtern; die Tatsache, da13 trotz des neuen 
Gesetzes das Schuljahr am 1. September begonnen habe, ohne in der Praxis 
irgendeine Einschränkung zu bringen, könne als Beweis für diese Tendenz 
angesehen werden. Auf Grund alarmierender Meldungen der deutschen Presse 
habe er sofort die Aufmerksamkeit des Ministerpräsidenten auf -die Angelegen- 
heit gelenkt, und dieser habe unverzüglich an die lokalen Behörden die 
Weisungen er ehe* lassen, die notwendig waren, um die Durchführung des 
Gesetzes mit f em Sinne der Minderheitenerklärung in Einklang zu bringen. 
Auch der Ministerpräsident wünsche, ebenso wie er selbst, daß die unsere 
Beziehungen belastende Minderheitenfrage endlich einmal bereinigt werde. 



Bei dieser Sachlage habe ich es im Hinblick auf die mor en bevorstehende 
Abreise Außenministers nach Genf für richtig gehalten, mit % licksicht auf dic 
für.  die Zukunft doch immerhin recht wertvollen Zusicherungen des Ministers 
der Veröffentlichung der Minderheitenerklärung nunmehr zustimmen zu sollen. 
Da Beck Wert darauf legte, im Zeitpunkt der Veröffentlichung in Warschau 
anwesend zu sein, mußte aber Festsetzung genaueren -Datums runachst offen- 
bleiben. 

Moitke 

Nr. 99 

Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Warschau. den 7. September 1037 

Ich habe nach meiner heuti en Rückkehr nach Warschau sofort eine längere 
Unterredun mit Herrn Bec habt, über deren Verlauf ich telegraphisch 
berichtet ha % e '. Ich habe den k indruck, daB Herr Beck über das von dem 
Woiwoden vorbereitete Schulgesetz nicht vorher orientiert war und daß im 
ührigen durch das Eingreifen des Ministerpräsidenten jetzt die erforderlichen 
Kautelen geschaffen sind, um das Gesetz mit dem Sinn der vereinbarten 
Minderheitenerklärung in Einklang zu brin en. Anscheinend handelt es sich 
um einen Sabotageversuch des Woiwoden &afylski, der - wie wir bereits 
aus verschiedenen Anzeichen beobachten konnten und wie mir a.uch von sehr 

u t  orientierter Seite bestätigt wird - alle Hebel in Bewegung setzt, um das 
5ustandekornrnen irgendwelcher Vereinbarungen über Minderheitenschutz zu 
verhindern, weil er befürchtet, in seiner radikalen Entdeutschungspolitik 
gestört zu werden. 

von Moltke 

Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 
Telegramm 

Warschau, den 6. Oktober 1937 

Herr Beck, der mich heute in Sachen der Minderheitserklärung empfing, 
betonte zunächst erneut den ernsthaften Willen der Polnischen Regierung, das 
Communiqu4 zum Ausgangspunkt einer Aktion so machen, die nicht nur 
atmosphärisch, sondern auch sachlich eine Besserung der Lage herbeiführt. 
Diesem Zwecke solle auch ein Empfang der Minderheitsführer durch den 
Staatspräsidenten dienen, wobei erwartet werde, daß entsprechende Geste 
auch in Berlin erfolge. 

Moltke 



Nt. 1101 
Obereinstimmende ErbfZrung der Detrbcheat und der Polnischen 

Regierung übet den Schutz d u  beiderseitigen Mindaheiten, 
veröff enüicht am 5. November 1937 

Die Deutsche Regierimg und die Polnische R 'erung haben Anlaß ge- 
nommen, die Lage der deutschen Minderheit in E l e n  und der polnischen 
Minderheit in Deutschland zum Gegenstand einer freundschaftlichen Aus- 
sprache zu machen. Sie sind übereinstimmend der Uberaeugung, daß die Ue- 
handlung dieser Minderheiten für die weitere Entwicklung der freundnach- 
t~arlichen Beziehungen zwischen Deutschland und Polen von roßer Bedeu- 
tung ist und daß  in jedem der beiden Länder das Wohlergehen % er Minderheit 
um so sicherer gewährleistet werden kann, wenn die üewißheit besteht, daß in 
dem anderen Land nach den gleiche11 Grundsätzen verfahren wird. Zu ihrer 
Genugtuung haben die heiden Regierungen deshalb feststellen können, daß 
jeder der beiden Staaten im Rahmen seiner Souveränität für die Behandlung 
der genannten Minderheiten iiachstehende Grundsätze als mal(gebe1id ansieht: 

1. Die gegenseitige Achtung deutschen und polnischen Volkstums verbietet 
von selbst jeden Versuch, die Minderheit zwangsweise zu assimilieren. 
die Zugehörigkeit zur Minderheit in Frage zu stellen oder das Bekenntnis 
der Zugehörigkeit zur Minderheit zu behindern. Insbesondere wird auf 
die jugendlichen Angehörigen der Minderheit keinerlei Druck ausgeübt 
werden, um sie ihrer Zugehörigkeit zur Minderheit zu entfremden. 

2. Die Angehörigen der Minderheit haben das Recht auf freien Gebraucb 
ihrer Sprache in Wort und Schrift sowohl in ihren-persönlichen und 
wirtschaftlichen Beziehungen wie in der Presse und in öffentlichen Ver- 
sammlungen. 

Den Angehörigen der Minderheit werden aus der Pflege ihrer blutter- 
sprache und der Bräuche ihres Volkstums sowohl im tiffentlichen wie 
im privaten Leben keine Nachteile erwachsen. 

3. Das Recht der Angehörigen der Minderheit. sich zu Vereinigungen, aucb 
zu solchen kultureller und wirtschaftlicher Art, zusamrrienzuschlie13en, 
wird gewährleistet. 

4. Die Minderheit darf Schulen in ihrer Muttersprache erhalten und er- 
richten. 

Auf kirchlichem Gebiet wird den Angehörigen der Minderheit die 
Pflege ihres religiösen Lebens in ihrer Muttersprache und die kirchliche 
Organisierung gewährt. I n  die bestehenden Beziehungen auf dem Gebiet 
des Bekenntnisses und der caritativen Betätigung wird nicht eingegritien 
werden 

5. Die Angehörigen der Minderheit dürfen wegen ihrer Zugehörigkeit zur 
Minderheit in der Wahl oder bei der Ausühiing eines Berufes oder einer 
wirtschaftlicben Tätigkeit nicht behindert oder benachteiligt werden. Sie 
genießen auf wirtschaftlichem Gebiet die gleichen Rechte wie die An- 

ehöri en des Staatsvolkes, insbesondere hinsichtlich des Besitzes oder 
rwer s von Grundstücken k 

Die vorstehende0 Grundsätze sollen iu keiner Weise die Pflicht der An- 
ehörigen der Minderheit zur nneingeschränk ten Loyalität gegenüber dem 

Etaat, dem sie an ehoren. bertihren. Sie ~ i n d  in dem Bestreben festgesetzt 
worden, der Min B erheit gerechte Daseinsverhältnisse und ein harmonisches 
Zusammenleben mit dem Staatsvolk zu gewährleisten, was zur fortschreitenden 
Festigung des freundnachbarlichen Verhältnisses zwischen Deutschland und 
Polen beitragen wird. 



Erklärung des Führers beim Empfang der Polnischen 
Volksgtuppenvertreter, 5. November 1937 

Die übereinstimmende deutsch-polnische Erklärung Gber den Schutz der 
beiderseitigen fremden Volksgru pen, die heute von beiden Ländern ver- 
öffentlicht wird, soll die freundsc [ aftlichen Beziehungen zwischen den beideo 
Völkern verbessern und festigen. Die praktische Ausführun der in dieser Er- 
klärung enthaltenen Richtlinien kann wesb~itlich zur Erreic ung dieses Zieles 
beitragen. 

% 
Das Bestreben der Reichsregierung eht dahin, das Zusammenleben der pol- 

nischen Volksgruppe mit dem deutsc en Staatsvolke harmonisch und inner- 
lich friedlich zu gestalten. 

f 
Ich stelle fest, da6 der Wille der Reichsregierung, jedem Reichsbür er Wot 

und Arbeit zu verschaffen, auch gegenüber den Angehöri en der po nischen P 7i 
Volksgruppe besteht und durchgeführt ist. In  der Zeit gro er Arbeitslosigkeit 
und großer Entbehrungen. denen Angehörige der deutschen Volksgruppen in 
Europa noch vielfach ausgesetzt sind, nimmt die polnische Volksgruppe an dem 
wirtschaftlichen Aufstieg des Reiches in vollem Umfange teil. Gleiche Fort- 
schritte sind in der kulturellen Betätigung der polnischen Volksgruppe gemacht 
worden, wie ihre vielseitigen organisatorischen Einrichtungen und neuerdings 
die Errichtung einer weiteren höheren polnischen Schule in Deutschland be- 
weisen. Die Polen in Deutschland müssen aber stets dessen eingedenk  ein, daß 
der Gewährung von Schutzrechten die loyale Erfüllung der dem Staate zu 
leistenden Pflichten und der Gehorsam gegen die Gesetze gleichwertig gegen- 
übertreten. 

Der Schutz der deutschen Volksgruppe in Polen, vor allem in ihrem Hecht 
auf Arbeit und Verbleib auf ihrer an estammten Scholle, wird auch zur Siche- 
rung der polnischen Volksgruppe in $D eutschland beitragen. 

Das hohe Ziel des Paktes, den ich seinerzeit mit dem großen Polnischen 
Staatschef Marschall Josef Pilsudski geschlossen habe, wird durch diese ge- 
meinsame deutsch-polnische Erklärung zur Minderheitenfrage seiner Verwirk- 
lichung nähergerückt*. 

Nr. 103 
Erklärung des Polnischen Staatspräsidenten beim Empfang 
der Deutschen Volksgruppenvertreter, 5. November 1937 

(Obersetzung) 

Aus Anlaß der heute veröffentlichten Erklärun der Polnischen Regierung 
über die Behandlung der deutschen Minderheit in Bolen empfing der Polnische 
Staats räsident als Vertreter der deutschen Minderheit die Senatoren Hasbach 
und J iesner und Herrn Kohnert. 

* Gelegentlich diesea Ern langs machte der Führer davon Mitteilung, daß er die Freilassung 
einer Anzahl in Haft befin C! licher An ehöriger der polnischen Volksgruppe in Deutschland, die 
in ihrer politischen Betätigung mit % deutachea Gesetzen in Widerspruch geraten waren. 
angeordnet habe. 



Der Staatspräsident hat seine Befriedigung über die in beiden Ländern ver- 
öffentlichten Erklärungen, die im Sinne der deutsch-polnischen Verständigung 
vom 26. Januar 1934 abgefaßt sind, ausgedrückt und hat versichert, daß die 
deutsche Minderheit in Polen bei einer loyalen Einstellung zum polnischen 
Staat und dessen Verfassun auch weiterhin auf eine freundliche Betrachtung 
ihrer Interessen seitens der % olnischen Regierung rechnen könne. 

Nr. 104 
Unterredung des Reicbministers des Auswärtigen mit dem 

Polnischen Botschafter 
Aufzeichnung 

Berlin, den 5. November 1937 

Ich habe heute dem Polnischen Botschafter ein Aide-Memoire übergeben, in 
dem eine Reihe von Erwartungen über die zukünftige Behandlung der 
deutschen Minderheiten in Polen ausgesprochen sind, die vbir bei den gegen- 
seitigen Erklärungen besonders im Auge hätten. Der Botschafter nahm diese 
Zusammenstellung an, ohne Bemerkungen dazu zu machen, und wird sie seiner 
Regierung zustellen. 

Frhr. von Neurath 

Anlage 

Berlin, den 5. November 1937 

Die Deutsche Regierung spricht anläßlich der Veröffentlichung der deutsch- 
polnischen Minderheitenerklärung die Erwartung aus, d a ß  alsbald Maßna.hmen 
getroffen werden, um die deutsche Volksgruppe in Polen vor jeder iinter- 
schiedlichen Behandlung gegenüber dem Staatsvolk zu sichern, insbesondere 
bei der Anwendung des Agrarreformgesetzes und der Grenzzonenverordnung 
sowie auf wirtschaftlichem und beruflichem Gebiet, vor allem bei der Ein- 
stellung und Entlassung deutschstämmiger Arbeiter. 

Irn Hinblick auf die Maßnahmen, die in der Woiwodschaft Schlesien wäh- 
rend der Verhandlungen über die Minderheitenerklärung getroffen worden 
sind. legt die Deutsche Regierung besonderen Wert darauf, daß die Lage der 
deutschen Minderheit au: dem Gebiete des Schul- und Kirchenwesens keine 
Verschlecliterung erfährt. 

Die Deutsche Regierung hält es .  weiterhin zur Erreichung der mit der 
Minderheitenerklärung verfolgten Ziele für  unerläßlich, daß auf die Faktoren 
der öffentlichen Meinungsbildung, insbesondere auf die Presse und den West- 
verband, entsprechend eingewirkt wird. 

Ferner wird angeregt; regelmäßig wiederkehrende Aussprachen zwischen 
Vertretern beider Staaten über die in der Minderheitenerklärung behandelten 
Fragen stattfinden zu lassen. 

Die Deutsche Regierung bittet schließlich zu erwägen, die in den letzten 
Jahren gegen Angehörige der deutschen Volksgruppe in Polen durchgeführten 
Strafverfahren politischen Charakters in großzügiger Weise durch die Gewäh- 
rung von Begnadigungen oder Strafaussetzungen zu liquidieren. 



VI. Nichtbeachtung 
der Deutsch-Polnischen Minderheitanerkliirung . durch Polen 

(November 1937 bis November 1938) 

Nr. 105 
Der 'Deutsche Generalkonsul in Kattowitz an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Kattowitz, den 22. November 1937 

Entgegen den anläßlich des Ablaufs der Genfer Konvention abgegebenen 
Zusicherungen des Woiwoden Graiyhski, daß keinerlei Absichten bestünden, 
die kulturelle Entwicklun des deutschen Elements in Ostoberschlesien einzu- 
schränken, setzt sich die % edrückungs- und Entlassungswelle gegen deutsch- 
stämmige Angestellte und Arbeiter der Industrie fost. Die Not der Deutschen 
wächst mit jedem Monat und verschärft sich fortgesetzt durch neue Kündi- 
gungen und Entlassungen. Nach 10jähriger Amtstätigkeit des Woiwoden 
Grai-yiiski sind 75 V. H. der Deutschen in Ostoberschlesien mit ihren Familien 
um die Existenz gebracht worden. 

Ferner sind allein innerhalb der letzten drei Jahre (1934 bis 1937). d. 6. 
also seit dem deutsch-polnischen Verptändigungspakt, in der Schwerindustrie 
840 deutsche höhere Angestellte entlassen und größtenteils durch polnische 
Kräfte ersetzt worden. 

Die Entlassungen werden selbst nach Veröffentlichung der deutsch- 
polnischen Minderheitenerklärung vom 5. November * fortgesetzt, obwohl in 
Punkt 5 dieser Erklärung der Schutz des Arbeitsplatzes des deutschen 
A rbeners ausdrücklich gesichert wird und obwohl die Auftragslage der Werke, 
wie es das Anblasen eines neuen Hochofens zeigt, als durchaus günstig anzu- 
sprechen iut. 

Nöldeke 

Nr. 106 
Der Deutsche Konsul in Krakau an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Krakau, den 22. November 1937 

Die allpolnische Jugend in Krakau hielt am 19. d. M. 8 Uhr abends im 
Kolle inm Majus der hiesiegen Universität eine Versammlung ab, die durch 
eine 1 ede des deutschfeindlichen Professors Dr. Folkierski eröffnet wurde. 
Nach Schluß der Versammlung begaben sich die aufgehetzten Studenten und 
sonstigen Teilnehmer in der Anzahl von einigen hundert Personen mit den 
Rufen: DES lebe das polnische Danzig!~ .Nieder mit dea Deutschen!~ zum 
Deutschen Konsulat, um hier zu demonstrieren. 

Schillinger 
~ - - 

* Vgl. Nr. 201. 



Nr. 107 

Aufzeichnung des Dirigenten der Politiechen Abteilung des 
Auswärtigen Amts 

Berlin, den 25. November 1937 

lcb habe beute den Polnischen Geschäftsträger Prinz Lubomi rs ki empfangen 
und habe ihn darauf hingewiesen, daß  mit Bezug auf die deutsche Minderheit 
in Polen uns die Arbeitslosigkeit in Oberschlesien im Augenblick die ernsteste 
Sorge bereite. Auch nach Abgabe der  Minderheitenerklärung hätten die Ent- 
lassungen deutscher Arbeiter in Oberschlesien nicht aufgehört, während wir 
im GGgenteil gehofft hätten, daß  Neueinstellungen vorgenommen würden. 
Wir hielten es daher fur  erforderlich, daW, urn einen Beweis des guten 
Willens der Polnischen Regierung abzu eben, polnischerseits alles getan 
würde, um dein Zustand der fortgesetzten Entlassungen deutscher Arbeiter ein 
Ende zu bereiten und statt dessen Neueinstellungen vorzunehmen. Prinz 
Lubomirski verwies darauf, daß  in Polen im Augenblick die Arbeitslosigkeit 
saisonmäßig im Industrie ebiet Ostoberschlesiens zugenommen habe, versprach 
aber, diese Fra e seiner %egierung in dem von mir ausgeführten Sinne vor- P schlagen zu wo len. 

Fürst von Bismarck 

Nr. 108 

Der Dirigent der Politischen Abteilung des Auswärtigen Amts 
an den Polnischen Geschäftsträger 

Berlin, den 7. Llezernber 1937 

Sehr geehrter . . Prinz Lubomirski! 

Unter Bezugnahme auf die* kürzlich zwischen uns stattgef undene Be- 
sprechung* erlaube ich mir, Ihnen in der Aula e zwei Meldungen der ~Katto- 
witzer Zeitung. vom 27.128. V. M. und 1. d. 6 . zu übersenden, aus denen 
hervorgeht, d a ß  in letzter Zeit fortgesetzt deiitsche Arbeiter in größerem Um- 
fange aus den oberschlesischen Iiidustriewerkeii entlassen worden sind 
Aiidererseits ist aus der erstgenannten Meldung zu entiiehiiieii, daW die Beleg- 
schaftsziffer der Bismarckhütte ständig steigt. Ich darf erneut darauf hin- 
weisen, daU die schwere wirtschaftliche Lage der deutscheii Arbeiter iii Ost- 
oberschlesieri von der Deutschen Re ierun mit größter Sorge verfolgt wird. 
Ich wHre Lhrien dankbar, wenn Sie Yhre fegierung entsprechcod informieren 
und sie bitter] würderi, tunlichst bald Maßnahmen zu treffen, die bewirken, 
 da'^ riicht nur die gegeiiwärtige Entwicklung zum Stillstand kommt, sondern 
darüber hinaus deutsche Arbeiter wieder eingestellt werden. 

Fürst von Bismarck 

* Vgl. Nr. 107. 
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Nr. 109 

Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 

CVa rschau. den 11. Dezem her 1937 

Im Anschluß an eine Unterredun , die ich heute über politische Fragen mit 
Herrn Beck hatte, habe ich die k g e  der Minderheiten entsprechend den 
Weisungen des Herrn Reichsministers zur Sprache gebracht. Ich verwies ein- 
g a n g  auf die Bemühungen des Auswärtigen Amts, die praktische Durchführung 
des Minderheiten-Communiquks durch Einwirkung auf die Verwaltungs- 
behörden sicherzustellen, und erklärte, daß wir leider auf polnischer Seite eine 
entsprechende Einstellung vermißten, so daß schon das Gefühl einer gewissen 
Enttäuschung vorhanden sei. Verschiedene Vorkommnisse der letzten Zeit 
schienen uns sogar in direktem Widerspruch zu den Formulierungen des 
Minderheiten-Conimuniquks zu stehen. 

Ich berührte dann zunächst die Fra  e der von der Halbinsel Hela aus- 
gewiesenen deutschen Fischer*. Herr B eck unterbrach mich sofort und er- 
klärte, es handele sich hier um eine rein militärische Angelegenheit, dir nichts 
mit dem Minderheitenproblem zu tun hätte. Ich erwiderte, daß wir für die 
militärischen Belange durchaus Verständnis hätten, aber daß wir doch die 
Fra e aufwerfen müßten, ob es wohlb notwendig sei, die Ausweisungen mitten 
im b inter vorzunehmen und obendrein in einer Weise, die erkennen lasse, daß 
für die weitere Unterbringung und für irgendeine Fürsorge in keiner Weine 
gesorgt sei. Ich bat Herrn Beck, sich dieses Falls persönlich anzunehmen. 

Des weiteren verwies ich auf die bis in die letzten T e fortgesetzte Aktion "a des Westmarkenverbandes, die gegen den deutschen andel und deutsche 
Kaufleute gerichtet sei. Herrn Beck schien diese Angelegenheit nicht bekannt 
zu sein. Er  bemerkte, daß es natürlich nicht möglich sei, die Anwendung der 
Richtlinien des Minderheiten-Communicpt5s bei allen in Frage kommenden 
Stellen sofort sicherzustellen;. es bedürfe hierzu einer gewissen Zeit. Der 
Ministerpräsident sei aber entschlossen, in dieser Richtung zu wirken und die 
in Frage kommenden Stellen mit entsprechenden Weisungen zu versehen. Wie 
er, Herr Beck, noch gerade heute in einer Unterredung mit dem Minister- 
priisidenten festgestellt habe, befasse sich dieser zur Zeit gerade mit diesem 
Problem. Auch die Frage, ob gegebenenfalls durch gewisse Amnestierungen 
eine dem Geiste des Minderheitenabkommens entsprechende Geste gemacht 
werden könne, werde geprüft - aber man müsse noch ein wenig Geduld 
haben * *. 

* In den Jahren 1937138 wurden etwa 160 alteingesessene deutsche Fischerfamilien - ins- 
oesamt GO0 Personen - aus der Halbinsel Hela ausgewiesen. Da die Polnische Regiei;ung sich h 
trotz wiederholter und drin ender Vorstellungen der Deutschen Botschaft nicht bereit fand, 
für eine anderweitige Unter f ringung dieser Familien Sor e ZU tragen, wurden sie schlieWlich, 
um sie vor dem viilligen Untergang zu bewahren, von % er Deutschen Regierun im Reichs- 
gebiet an~esiedelt, obwohl die meisten die polnische Staatsangehörigkeit besa0en. %. ie Bemühun- 

en, wenigstens eine Entschädigung für die enteigneten Häuser und Grundstücke zu erhalten, 
[lieben ebrnfalla erfolglos. 

** Deutscherseits war eine Amnestierung polnischer Minderheitsangehoriger bereits - 
legentlieh der Veröffentlichung der Minderheitenerkliirung vorgenommen worden. Ygl. Nr. 1%. 
Anm. 



Mit besonderem Nachdruck wies ich darauf hin, daß sich in Oberschlesien 
nicht das geringste geändert habe und daß hier Absetzungen und Ausweisungen 
von Pfarrern sowie Entlassungen von Arbeitern in einer Weise fortgesetzt 
würden, die mit dem Geiste des Minderheiten-Communiqub schwer vereinbar 
sei. Herr Beck erwiderte,'daß er hinsichtlich der Arbeiterfrage eher optimistisch 
sei, obwohl der Einfluß des Staates auf diese Angelegenheiten jetzt geringer sei 
als früher, daß er aber hinsichtlich der kirchlichen Fragen zur Zeit gar keine 
Möglichkeit einer befriedigenden Lösung sähe. Die Lage sei leider durch die 
widersetzliche Haltung der evangelischen Geistlichen außerordentlich erschwert 
worden. Er habe seinen Kabinettschef Grafen Lubiehski nach Oberschlesien 
geschickt, um die Frage an Ort und Stelle zu prüfen und gegebenenfalls auf 
den Woiwoden einzuwirken. Bei einigermaßen gutem Willen von seiten der 
evangelischen Geistlichkeit würde es wohl möglich sein, zu einer friedlichen 
Regelung zu gelangen. Das Gesetz sei elastisch genug gefaßt, um Möglich- 
keiten hierzu zu bieten. Aber es habe sich bei der von ihm angeordneten Unter- 
suchung herausgestellt, daß die unkluge Haltung der Geistlichen jede Inter- 
vention unmöglich mache. Wenn die Geistlichen erklärten, daß 'sie ein rite 
zustande gekommenes Gesetz nicht anerkennten, so könne der Staat sich eine 
solche Haltung nicht gefallen lassen. 

Ich entgegnete Herrn Beck, daß dieses unglückliche Gesetz die Geistlichen 
vor Entscheidungen stelle, die sie vor ihrem Gewissen nicht verantworten 
könnten. Da dieses Gesetz nur provisorischen Charakter habe und, wie er 
mir selbst früher gesagt habe, ein grundlegendes, allgemeines Gesetz in Vor- 
bereitung sei, so sollte es doch wohl möglich sein, die Durchführung des vor- 
läufigen Gesetzes, das schon infolge der Unterstellung unter einen katholischen 
Kirchenoberen eine unmögliche Konstruktion sei, bis zum Erlaß des endgiiltigen 
Gesetzes zurückzustellen nnd in der Zwischenzeit Verhandlungen mit der Kirche 
zu führen. Herr Beck erwiderte, daß eine solche Regelung nicht möglich sei, 
weil bis zum Erlaß des endgültigen Gesetzes, das durch den Se,jm verabschiedet 
werden müsse, noch zu lange Zeit vergehen würde. Im übrigen sei schon 
wiederholt vergeblich der Versuch gemacht worden, mit den Geistlichen zu 
verhandeln, was ich in Abrede stellte. Herr Beck verwies ferner auch heute 
wieder auf die Lage in Deutschland, wo die Widersetzlichkeit der evangelischen 
Geistlichen so a r  zu Verhaftungen führe, während man hier das an sich durch- E aus mögliche ingreifen des Staatsanwaltes bisher vermieden habe. Ich lehnte 
jeden Vergleich mit deutschen Verhältnissen als völlig abwegig ab. Es sei 
ein bedauerlicher Irrtum, die oberschlesischen Geistlichen als Revolutionäre 
und Staatsfeinde anzusehen. Sie wünschten nichts sehnlicher, als weiter in 
Ruhe ihres Arntes walten zu können und friedliche Seelsorger der ihneii anver- 
trauten Gemeinde zu sein. Man dürfe von ihnen nur nichts Unmögliches ver- 
langen. 

Da ein sachliches Ergebnis im Rahmen dieser Unterhaltung nicht zu erreichen 
war, habe ich mich darauf beschränkt, Herrn Beck abschließend zu erkliiren, 
wir seien überzeugt, daß er in der La e sei, eine befriedigende L ö s u r ~  herbei- 

würde. 
f zuführen, und wir hätten das feste ertrauen, daß er entsprechend handeln 

von Moltke 



Nr. 110 
Das Auswärtige Amt an den Deutschen Botschafter in Warschau 

Erlaß 
Berlin, den 11. Januar 1938 

In der ~Kattowitzer Zeitung. vom 31. Dezemoer 1937 ist ein Aufsatz unter 
dem Titel n 1  100 deutsche Arbeiter entlassena erschienen, auf den ich ergebenst 
hinweise. Der Artikel enthält eine Ubersicht über die im letzten Jahr erfolgten 
Arbeiter- und Angestelltenentlassungen in der ostoberschlesischen Industrie. 
Ich bitte das darin enthaltene Material, über dessen Zuverlässigkeit kein 
Zweifel besteht, dem Polnischen Außenministerium gegenüber zu verwerten. 

Im Auftrag 

Schliep 

Nr. 111 
Aufzeichnung eines Beamten der Kulturabteilung des Auswärtigen Amte 

Berlin, den 25.. Januar 1938 

Ich habe heute Legationssekretär Malhomme von der Polnischen Botschaft 
zu mir gebeten, um mit ilim über verschiedene Fragen zu sprechen. 

1. Zunächst brachte ich die Frage des Eichendorff-Gymnasiums in Königs- 
hütte zur Sprache, dem entgegen den ausdrücklichen Zusagen der 
polnischen Schulbehörde das Offentlichkeitsrecht nicht zugebilligt 
worden ist. 

2 Ich fübrte ferner aus, daß bei den mündlichen Verhandlungen, die im 
vergangenen Sommer zu einem gentlemen-agreement zwischen Außen- 
minister ßeck und Botschafter von Moltke über das Gymnasium in Ma- 
rienwerder geführt hätten, die Verhandlungsbasis die gewesen sei, daß 
von deutscher Seite die Eröffnung des Gymnasiums Marienwerder durch- 
geführt werden würde, während die Polen folgende Gegenleistungen 
machen soJlten: Rückgabe der Offentlichkeitsrechte fiir die deutschen 
Gymnasien in Graudenz und Posen, Erlaubnis für die Fertigstellung des 
Neubaus für das deutsche Gymnasium in Bromberg und Weiterführung 
des Bromber er Gymnasiunis in den jetzigen Räumen bis zur Fertig- 
stellung des teubaus. Die Polen hätten zugestimmt. Dis deutsche Zu- 
sage, nämlich die Eröffnung des polnischen Gymnasiums in Marien- 
werder, sei bereits seit mehreren Monaten durchgeführt, während pol- 
nischerseits so gut wie überhaupt noch nichts geschehen sei. Trotz 
wiederholter Vorstellungen bei der Polnischen Botschaft in Berlin und 
durch die Deutsche Botschaft in Warschau sei bisher lediglich die Weiter- 
führhng des Gymnasiums in Bromberg in den alten Räumen genehmigt 
worden. Die Offentlichkeitsrechte in Posen und Graudenz seien nicht 
wieder verliehen worden und auch die Frage des Neubaus sei iioch unge- 
klärt. Es sei ftir die innerdeutschen Stellen unverständlich, daß die 
Polnische Regierung ihre festen Zusagen nicht einhielte. 

von Fries 



Nt. 112 
Aufzeichnung eines Beamten der Kulturabteilung des Auswärtigen Amts 

Berkn, den 8. Februar 1938 

Der Legationssekretär der Polnischen Botschaft Malhomme rief mich an, 
um mir im Verfolg seiner Unterhaltung mit Legationssekretär von Fries* 
folgendes mitzuteilen: 

Es sei ein Irrtum unsererseits anzunehmen, daß das Off entlichkeitsrecht für 
Königshütte aufgehoben sei. Das Offentlichkeitsrecht bestehe an sich. Aber 
infolge der Schulreform in Polen sei es nötig, eine Anzahl von Fornialitäten 
zu erfüllen, damit das Offentlichkeitsrecht in Wirksamkeit treten könne. Die9 
sei von deutscher Seite bisher verabsäumt worden. Ich habe Herrn Malhornnie 
erwidert, daß ich seine Ausführungen nicht verstände. Aus welchem Grunde 
das Off entlich keitsrecht für die Schule in Königshütte außer Kraft esetzt sei, 
sei mir ziemlich gleichgültig. Ich müsse jedenfalls konstatieren, % aß es zur 
Zeit nicht ausgeubt werden könne, und darum drehe sich unsere Beschwerde. 
Wenn er mir jetzt mitteile, daß einige Formalitäten nachzuliolen seien und daß 
dann das Offentlichkeitsrecht wiederher estellt würde, so nähme ich diese Mit- 
teilung zur Kenntnis, um sie den zustän bf igen Stellen zuzuleiten. Ich müßte ihm 
aber gleich erklären, daß wir in letzter Zeit derartig viele Enttäuschungen mit 
Mitteilungen der hiesigen Polnischen Botschaft bezüglich Entgegen kommen 
polnrsccheer Behörden erlebt hätten. da0 ich die Frage Königshütte erst als er- 
ledi t ansehen konnte, wenn die Mitteilung des Herrn Malhomme in die 
Wir 1 lichkeit umgesetzt sei. 

Herr Malhomme versicherte darauf, daß er sein möglichstes tue, daß aber 
doch immer die Mentalität im Grenzkampf berücksichtigt werden müsse. Ich 
habe ihm darauf erwidert, daß es mir vor allem darauf ankomme, daß Zusagen, 
die gemacht würden, auch eingehalten werde& 

von Twardowski 

Nr. 113 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Warschau, den 11. März 1938 

Senator Wiesner behandelte in der Senatssitzun vom letzten Dienstag die 

a B Frage der Arbeitslosi keit unter den Deutschen in olen, wobei er darauf hin- 
wies. daW während er 15 Jahre, in denen Schlesien unter dem Schutz der 
Genfer Konvention gestanden hat, die deutschen Arbeiter und Angestellten 
systematisch entlassen worden seien und rlaß dieser Vorgang auch nach dein 
Ablauf der Konvention andauere. An diesem Zustande habe auch die Mincler- 
beitenerklärung vom 5. November nichts eändert Im allgemeinen sei der 
Stand der beschäfti ten Bergarbeiter in berschlesien im Jahre 1937 von a 8 
44 500 auf 53 600 un in der Eisen- und Hüttenindustrie von 23 400 auf 26 600 
gestiegen, gleichzeitig seien aber Hunderte von deutschen Arbeitern entlassen 

* Vgl. Nr. 111. 
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worden. Senator Wiesner konnte an Beispielen nach weisen, d a ß  die Entlas- 
sungen .auch nach der Minderheitenerklarung andauerten, obwohl in dieser 
ausdrücklich fest elegt worden sei, daß jeder das Recht auf seirien Arbeits- 
platz besitze un f niemandem aus seinem Bekenntnis zum Deutschtum ein 
Schaden erwachsen dürfe. 

Es seien nicht nur bewährte Facharbeiter, sondern auch Familienväter, die 
bis zu 10 Kinder hätten, entlassen worden. Einzelqe v w  ihnen seien aufge- 
fordert worden, ihre Kinder aus der deutschen Schule zu nehmen, anderenfalls 
würden sie ihre Arbeit verlieren. Daraus gehe hervor, daß einzi und allein 

gewesen sei. 
8 das Bekenntnis der Arbeiter zum Deutschtum die Ursache für die ntlassungea 

Bei den deutschen Arbeitern sei eine Arbeitslosigkeit von 60 bis 80°/, 
festzustellen. 

Bei den deutschen Angestellten sei die Lage ebenso ungünstig. Nicht weni er 
als 1248 Mitglieder der Gewerkschaft deutscher Angestellter seien in (i„ 
Jahren 1934 bis 1937 entlassen worden. 

Schließlich wies Senator Wiesner darauf bin, da13 die Lage der schulentlas- 
senen dautschen Jugend ganz besonders trostlos sei, da sie keine Lehrstellen 
bekomrnen kanne, und zwar nur aus dem Grunde, weil sie deutsche Schulen 
besucht habe. Ungefähr 14 000 bis 16 000 deutsche Jungen und Mädchen im 
Alter von 15 bis 18 Jahren hätten seit dem Austritt aus der Schule keine 
systematische Arbei tsscbulung erfahren. 

Wir müssen leider wieder die Feststellung machen, daß  die Minderheiten- 
erklärung sich auch auf dem wichtigen Gebiet des Arbeitsmarktes nicht in der 
Weise ausgewirkt hat, wie das den Zusicherungen der Polnischen Reeie rang 
entsprochen hätte. 

von Moltke 

Nr. 114 
Das Auswärtige Amt an den Deutschen Botschafter in Warschau 

Erlaß 
Berlin, den 27. Mai 1938 

Leider hat die Miriderheitenerklärun vom 5. November V. J .  auch auf dem 
Schulgebiet keine Erleichterung gebrac % t. 

I .  Seit der Minderheitenerklärung haben die Polen. 7 zum Teil sehr große 
deutsche Schulen geschlossen, und zwar in Westpolen Karmin Dominowo 
und Stralkowo und in Wolhynien t u c k ,  Jozefin, Cezaryn und Dqhrowa. 

2. Hei den Verhandlurigen über die Minderhei tenerklaru~ waren w i r  auf 
Wunsch der Polen auf ein Junctim für die Eröffniing aes Gymnasiums 
in Marienwerder eingegangii. Die polnischp Gegenleistung bestand 

raktisch nur in der Zurückziehung mehrerer von Polen ad hoc getrof- 
k n e r  Beschrän kuiigen, nämlich : 
a) W iedererteilun des entzogenen Offentlich keitsrechts für die . üym- 

na.sien in Grau 3 enz und Posen. 
b) Erlaubnis zum Weiterbau des Gymnasiums in Bromberg. 



Obwohl die Polnische Botschaft bereits im Dezember V. J. die restlose 
Durchführung behauptete, ist dies bisher nicht erfolgt. Nach vielfachen 
Vorstellungen in Warschau und Berlin ist das OfTentlichkei.tsrecch für 
Gnudenz  gewährt worden, während es für  Posen auch jetzt noch nicht 
voll erteilt ist. Für den Neubau in Bromberg wurde nicht einmal die Be- 
endigung des Daches vor dem Winter genehmigt, so daß Witterungs- 
schäden entstanden. Nachdem seitens der Botschaft kürzlich die Weiter- 
bauerlaubnis durchgesetzt worden ist, haben sofort baupolizeiliche Schi- 
kanen eingesetzt, so daß  der Bau praktisch weiter stilliegt. Wir warten 
nunmehr schon fast ein ganzes Jahr  auf Erfüllung der polnischen Zusage, 
während wir unsererseits unsere Zusage sofort erfüllt haben *. 

3 Aus früherer Zeit besteht noch ein Junctim zwischen dem Neubau des 
Kindergartens in Posenbrück und dem Neubau der deutschen Privat- 
schule in Neutomischel, das gleichfalls nur auf deutscher Seite erfüllt 
worden ist. Der deutsche Neubau steht seit 1930 unbenutzt. Trotz der 
Minderheitenerklärung nehmen die Polen die im Schulstreik befindlichen 
deutschen Eltern in Neutomischel in schwere Strafen. 

Abschließend kann gesa t werden,. daß  die endliche Erfüllun der beiden 
eoannten Junctim ( ~ i f l e r  8 und 3) weitere Verhandlungen erleic f tern würde. 

%ie Einrichtung einer Gemischten Kommission könnte auch auf diesem Gebiet 
gute Erfolge haben. 

Im Auftrag 

von Twardowski 

Nr. 115 
Der Deutsche Geschäftsträger in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Warschau, den 30. Juli  1938 

Ich habe heute weisungsgemäß den Kabinettschef des Polnischen Außen- 
ministers Grafen Eubieiiski aufgesiicht und habe ihn um eine Aufklärung wegen 
des kürzlich ergangenen Verbots des Weiterbaues der deutschen Schule in 
Bromberg gebeten. Graf Eubiedski erklärte mir, daß  Außenminister Beck, mit 
dem er  noch vor seiner gestern erfolgten Abreise über die Angelegenheit ge- 
sprochen habe, ihn ermächtigt habe, mir mitzuteilen, d i ß  man polnischerseits 
a n  dem zwischen ihm und dem Botschafter von Moltke vereinbarten gentlemen- 
agreement * festhalten wolle, obwohl sich der Außenminister nicht recht ent- 
sinnen könne, daß  als Gegenleistung für die Genehmigung des polnischen 
Gymnasiums in Marienwerder auf polnischer Seite außer der Erteilung der 
Offentlichkeitsrechte für  die deutschen Gymnasien in Posen und Graudenz aucb 
die Erlaubnis zum Weiterbau der Schule in Bromberg iirsprün lich versprochen % worden sei. Er (Eubiehski) habe sich inzwischen über die tec nische Seite der 
Angelegenheit informiert und er  hoffe, das jetzt ausgesprochene Verbot kurzer- 
hand wieder rückgängig machen zu können. Nach der Rückkehr von Os10 will 
e r  mir weitere Nachricht über den Erfolg seiner Schritte zukommen lassen. 

von Wuhlisch 

* Vgl. Nt. 111. 
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Nt. 116 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Warschau, den 23. August 1938 

Die vom Generalkonsulat Thorn gemeldeten deutschfeindlichen Kundgebungen 
des Westverbandes sind zum Gegenstand einer eingehenden Besprechung mit 
Herrn Kunicki gemacht worden. Hierbei wurde darauf hingewiesen, daß  diesz 
Kundgebungen einen ausgesprochen deutschfeindlichen Charakter g e t r a p i  
hätten, was sich ja bei den Ilemonstrationen vor dem deutsahen Generalkonsulst 
klar gezeigt habe. Auch die Tatsache, daß  kürzlich irn Konsulatsgebäude 
Fensterscheiben eingeschlagen wurden, ist in diesem Zusammenhange zur Sprache 
gebracht worden, mit dem Ersuclien, dafür zu sorgen, daß derartige Vorkomtn- 
nisse in Zukunft sich nicht wiederholen mögen. 

Ferner ist weisungsgemäß darauf hingewiesen worden, daß  wir den wirt- 
schaftlichen Boykott gegen das Deutschtum, der immer größere Ausrnaße an- 
nehme, als schwere Belastung für  das deutsch-polnische Verhältnis empfänden. 
Da alle diese Aktionen immer wieder von dem polnischen Westverbande aus- 
gingen, müßten wir dringend bitten, nunmehr unverzüglich gegen diese 
Organisation vorzugehen. Die gegenwärtige, höchst unbefriedigende Lage konne 
weder in unserem noch im polnischen Interesse liegen und es sei zu l~offen, da6  
die Polnische Regierung sich endlich zu durchgreifenden Maßnahmen ent- 
schließe11 werde. von Moltke 

Nt. 117 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Warschau, den 2. September 1938 

Die Haltung der polnischen Presse und anderer Faktoren der polnischen 
Offentlich keit Deutschland gegenüber ist in der letzten Zeit unverkennbar 
schlechter geworden. Sie war niemals befriedigend und blieb stets hinter den 
Erwartungen zurück, die deutscherseits vielfach an das politische Abkommen* 
und an die Presseabrede' von 1934.. geknüpft worden wären. Die dem 
Polnischen Außenministerium nahestehenden Zeitungen und sonstigen meinungs- 
politischen Faktoren zeigten zwar meist ein korrektes Verhalten und in manchen, 
besonders außenpolitischen Fragen öfters auch eine positiv zu beurteilende Ein- 
stellung, aber nicht einmal das sogenannte Lager der Nationalen Einigung, 
d. h. die zwecks üewinnun der nMassena f ü r  das herrschende System ge- f schaff ene reperungsparteilic e Organisation. verzichtet darauf, irn Wettbew-erb 
mit den übrigen politischen Gruppen antideutsche Schlagworte auszuspielen, 
um dadurch an Popularität zu gewinnen. 

Die Polnische Regierung verhält sich diesen Voigängen egenüber reichlich 
reserviert; jedenfalls sind Anzeichen für eine energischere (f: egenwirkung nicht 
vorhanden. Es mag zugegebe~i werden, daß die polnischen Behörden in ihreu 
Einflußmöglichkeiten auf die Presse beschrankt sind, aber eine so weitgehende 
Passivität kann doch wohl nur dadurch erklärt werden, daß  die Eegerung sich 
scheut, ihre Machtmittel zum Schutz der unpopulären deutschen Belange ein- 
zusetzen, während sie für  ihre eigenen Interessen eine weit v ö ß e r e  Energie 
aufbringt Und daß man z. B. nicht in der Lage sein dollte, die wiederholten 

* Vgl. Nr. 37. 
** Vgl. Nr. 77, Anm. ** . 



aufreizenden Demonstrationen in den Stiidten der Westgebiete, die von dem 
der Regierung nahestehenden Westmarkenverband in Szene gesetzt werden, 
zu verhindern, scheint wenig glaubwürdig. 

ES kann der Regierung nicht verborgen sein, daß  diese passive Haltung all- 
mählich eine Atmosphäre entstehen läßt, die mit der deutsch-polnischen Ver- 
ständigungspoli tik immer schwerer in Einklang zu brin en ist. Freilich hat man 
hier Deutschland gegenüber niemals sehr herzliche f 6 n e  angeachla en und 
namentlich in kritischen Momenten wurde von jeher Wert darauf ge 7 egt, die 
Beziehungen nicht zu eng erscheinen zu lassen. Aber daß  jetzt z. B. vor einem 
deutschen Generalkonsulat un ehindert der Haßgesang des ,Rota.a -Liedes er- 
tönen konnte, ist doch immer f in ein Vorgang, der seit 1934 nicht mehr zu be- 
obachten war. Es ist offensichtlich. daß  die Becksche Politik heute noch weniger 
populär ist als früher und daß der Außenminister selbst sich Zurückhaltung 
auferlegen muß. Wir haben ja in dem bekannten Fall  des deutschen Gymnasiums 
in Bromberg. wo ganz offenbar das mit Beck abgeschlossene gentlemen-aqee- 
ment von seiten der inneren Verwaltung sabotiert worden ist *, ein deutliches 
Anzeichen für die inneren Spannungen gehabt, die hier vorhanden sind. Und 
in der Tat  scheint in der Regierung gerade hinsichtlich der Deutschlandpolitik 
Becks eine nicht ganz einheitliche Beurteilung vorzuliegen. Jedenfalls ist mit 
Wahrscheinlichkeit anzunehmen, daß sowohl der IIriegsminister wie Marschall 
Smigly-Rydz die Beclische Politik nicht mit ganzen Herzen mitmachen. In 
diesem Zusammenhang ist auch interessant, daß  selbst ein alter Vorkämpfer 
der Verständigung mit Deutschland, wie der Chefredakteur des Wilnaer aSlonon 
Mackiewicz. unlängst in einem fast sensationell wirkenden Artikel Becks Politik 
angegriffen hat, mit dem Vorwurf, daß  er über der Freundschaft mit Deutsch- 
land die Beziehungen zu Frankreich und England vernachlässige und aus dem 
Ziisammengehen mit Deutschland keine entsprechenden Vorteile für Polen 
gewonnen habe. 

Ich habe die ungünstige Entwickluii der hiesigen öffentlirlien Meinung und 
die besonders deutschfeindlichen Kun f oebungen der letzten Zeit. nachdem ich 
bereits vor einigen Tagen das gleiche Thema bei dem Stellvertretenden Vize- 
rninister Arciszewski angeschnitten hatte, gestern auch noch Herrn Beck gegen- 
über in ernster Form zur Sprache gebracht. Herr Beck bestritt nicht, daß die 
Lage unbefriedigend sei; er  habe gleich nach seiner Rückkehr vom Urlaub von 
sich aus den Ministerpräsidenten darauf aufmerksam gemacht und bei diesem 
volles Verständnis gefunden. Auf meine Bemerkung, daß wir nicht verstehen 
könnten, warum nicht wenigstens den wiederholten Demonstrationen des West- 
verbandes ein Riegel vorgeschoben werde, erwiderte Herr Reck, es sei nicht 
zwerkmäßig, lediglich mit Verboten vorzugehen, sondern manchmal besser, 
ein Ventil zu öffnen. Man hätte sich. deshalb darauf beschränkt, die sehr viel 
weitergehenden Absichten der Demonstrant,en auf ein geringes Maß zuriick- 
zuschrauben. Ini übrigen versuclite Herr Beck die gegen Deutschland gerichteten 
Angriffe in ihrer Bedeutung abzuschwächen und versicherte, daß die Regierung 
sich in keiner Weise durch die Nervosität der öffentlichen Meinung beeinflussen 
lasse, sondern an der alten politischen Linie festhalte. 

Wenn Herr Beck diese Außerung auch in sehr bestimmter Form machte, 
so wird man sich doch nicht darüber täuschen dürfen, daß  hier bereits jetzt 
eine für uns unfreundliche Stimmung vorhanden ist, die die Entschlußfreiheit 
der Regierung in entscheidenden Fragen immerhin beeinflussen könnte. 

von Moltke 
* Vgl Nr. 111, 114 und 115. 



Vil. Der Deutsch-Polnische Notenaustausch 
über das Olsa-Gebiet und das Polnische Vorgehen 

gegen die dortige Deutsche Volksgruppe 

(Oktober 1938 bis M a n  1939) 

Nr. 118 
Das Auswärtige Amt an den Deutschen Botschafter in Warschau 

ErlaU 
Berlin, den 15. Oktober 1938 

Eine Zusammenstellung von Meldungen über deutschfeindliche Vorgän e im 
Olsa-Gebiet ist heute dem Ersten Sekretär der Polnischen Botschaft B errn 
Malhomme mit dem Bemerken über-eben worden, daIj die betreffenden Nach- 
richten zwar noch nicht hätten oacbeprüf t  werden können, daW aber, wenn 
sie auch nur zum Teil der Wirklichkeit entsprächen, die Lage in diesem Gebiet 
vom deutschen Standpunkt aus als höchst unerfreulich bezeichnet werden 
müsse. Herr Mlrlhorntne leichzeitig auf die groWe Erregung hingewiesen 
worden, die dete polnische Vorgehen in deutschen Kreisen 
weit über das binaus hervorgerufen worden ist. Er wiirde 
eheten. seiner Regierung von der Zusammeristellung zwecks Veranlassung des 

krforderlichen Kenntnis zu geben und versprach. noch mit dem heute ab- 
gehenden Kurier nacb Warschau berichten zu wollen 

Ich bitte, auch dortseits tunlichst bald im Polnischen Aul3enministerium 
ernste Vorstellungen zu erheben und über das V e r a n l a h  z11 berichten*. 

Irn Auftrag 

Fürst von Bismarck 

Nr. 119 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericbt 

Warschau, den 25. Oktober 1938 

Der Notenaustausch, betreffend die Behandlung der deutschen Minderheit 
i n  Teschen, ist am 18.r.O. d, M. vollzogen worden. Ln der Anlage beehre ich 
mich, die beiden Noten vorzulegen. 

von Moltke 

* In Verfolg der daraufhin im Polnischen Auihenministerium eingeleiteten Besprechungen 
wurde vereinbart, durch einen Notenwechsel die Anwendung der Minderheitenerkliirung vom 
5. November 1937 (vgl. Nr.  101 ) auf die deutsche Miaderlieit im Olsagebiet bzw auf die  
polnische Minderheit im Sudetengebiet auszudehnen (vql.  Nr 119). 
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Anlagen 

Der Deutsche Botschafter in Warschau 
an den Polnischen Minister für Auswärtige Angelegenheiten 

Warschau, den 18. Oktober 1938 
1 

Herr Minister ! 

l m  Hinblick auf die Angliederung bisher tschechischen Gebietes an deu 
Polnischen Staat beehre ich mich auftragsgemäl3, die Aufmerksamseit Euerer 
Exzellenz auf einen Umstand zu lenken, dem die Deutsche Regierung in Uber- 
einstimmung mit der öffentlichen Meinung in Deutschland besondere Wichtig- 
keit beirnißt. 

I n  den genannten Gebieten ist eine erhebliche Anzahl von Angehörigen des 
deutschen Volkstums ansässig, die besonders dort, wo sie in größeren Gruppen 
zusanimenm~ohnen, eigene soziale und kulturelle Einrichtungen unterhalten. 
Die Deutsche Regierung geht davon aus, da6  sich die freundschaftlichen Be- 
ziehungen zwischen Deutschland und Polen, die sich bei der Behandlung des 
tschechischen Problems erneut bewiihrt haben, künftig auch bei der Behandlung 
derjenigen Deutschen als wirksam er~veiseri, die nuninehr Angehörige des 
Polnischen Staates werden. Die Deutsche Regierung erwartet deshalb, daß 
diese. Deutschen nach den Zeiten der Bedrückung, die sie durclilebt haben, 
seitens der polnischen Behörden eine Behandlung erfahren, die den seinerzeit 
von beiden Seiten abgegebenen Minderheitenerklärungen* entspricht, und dal) 
sie demgemäß nicht nur ihren gegenwiirtigen kulturellen Besitzstand aufrecht- 
erhalten können, sondern darüber hinaus irn Rahmen des Polnischen Staates 
glücklichere Daseinsbedingungen finden werden, als sie ihnen bisher zuteil 
geworden sind. 

Ebenso hält die Lleutsche Regierung es für selbstverständlich, da6 den 
deutschen Reichsan ehörigen, die in den bezeichneten Gebieten wohnen, aus 
dem Wechsel dor % taatsgewalt keinerlei Nachteile erwachsen und daß sie 
insbesorrdere in der Durchführung ihrer bisherigen Berufstätigkeit nicht be- 
einträchtigt werden. 

Ich bin beauftragt zu erklären, daW die Deutsche Re ierung ihrerseits ihr  

r 'i Verhalten nach den gleichen Grundsätzen genüber po nischen Volks- oder 
Staatsangehörigen regeln wird, die sich in em Gebiet befinden, das jetzt aus 
tschechischer in deutsche Staatsgewalt überführt wird. 

Soweit polnische Volks- oder Staatsangehörige in den jetzt 1)eutschland 
zufallenden Gebieten und soweit umgekehrt deutsche Volks- oder Staatsan- 
'ehörige in den jetzt Polen zufallenden Gebieten den Wunsch haben, das 

!$taatsgebiet zu verlassen, schlägt die Lleutsche Re ieruiig vor, die sich hieraus 
ergebenden Fragen alsbald durch eine besoridere Qereinbarung zu  regeln. 

Genehmigen Sie, usw. 

von Moltke 

* Vql. Nr. 101. 
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Der Polnische Minister für Auswärtige Angelegenheiten 
an den Deutschen Botschafter in Warschau 

Herr Botschafter! 

(Ubersetzunq) 

Warschau, den 20. Oktober 1938 

Ich beehre mich, den Empfang des Schreibens Euerer Exzellenz vorn 
18. Olitoher 1938 zu bestiiti en, in welchem Euere Exzellenz auf gewisse 
Zentren von Personen deutsc f en Volkstums aufmerksam machen, die sich in 
den letzthin Polen durch die Tschechoslowakei zurückgegebenen Gebieteil 
befinden. Es handelt sich hierbei um Personen, die polnische Staatsbürger 
werden. 

Ich möchte vor allem der Dberzeugung Ausdruck verleihen, daW die An- 
wendung der deutsch-polnischen Minderhei tenerklärung vom 5. N oveiri brr 
1937 * auf diese Minderheit wie auch auf die polnische Minderheit, welche auf  
Grund der letzthin durch eführten terrttorialen Anderungen zum Deutschrib 
Reich gekornrnen ist und f i e  ehenf alls grölJere geschlossene Zentren auf weist. 
diesen Minderheiten nicht nur die Möglichkeit geben wird, ihren bisheri~en 
kul tiirellen Besitzstand zu behaupten, sondern ihnen auch glücklichere Daseins- 
bedingungen verschaffen wird: als das bis jetzt der Fall war. 

Auch bezüglich der Fra e des Aufenthalts deutscher Staatsangehöriger in f dem hesagten Gehiet wird ie Poliiische Regierung eine wohlwollende H:iltuiig 
unter der Bedingun der Ge enceitigkeit und unter der selbstverstän<llirh~n f 8 Wahrung der im po nischen Staate geltenden Gesetze einnehmen. 

Ferner ist die Poliiische Regierunu auch bezüglich der Personen, welche die 
Gebiete, die sie jetzt bewohnen, veaasscn wollen, überzeugt, daU sich rliescs 
Problem für den Fall, da6 es aktuell wird, günstig und ohne Nachteil für 
beide Staaten wird regeln lassen. 

SchlieWlich beehre ich mich der Uberzeugung Ausdruck zu geben, daW die 
Atmospliäre der zwischen beideu Staaten herrschenden freundschaftlichen 
Beziehungen zu einer Regelung der obige Fragen bei tragen wird. 

Genehmigen Sie, usw. 
Der Minis ter  

In Vertretung 

Szembek 

Nr. 120 
Der Reichsminister des Innern an das Auswärtige Amt 

Berlin? den 5. November 1038 

Als Rückwirkung der Entdeiitschun smaUnahmen, die mit der Besetzung 
des 'Teschener Gebiets durch polnische 'fruppen begonnen haben, ist ein auWer- 
ordentlich starker Zustrom von Flüchtlingen festzustellen. Allein in den mir 
untcrgtehenden Flüchtlingslagern wurden bis zum heuti en Tage über 5 OOci 
Personen gezählt. Abgesehen hiervon sind noch viele f 'lüchtlinge über d ~ e  

* Vgl. Nr. 101. 

117 



Reichsgrenze ekommen, die sich in keinem L er gemeldet haben. Deren 
Zahl dürfte e % enfalls in  die Tausende gehen. 5 ngefähr 30 bis 40°/, dar 
deutschen Bevölkerung des Teschener Landes dürfte bereits die Heimat ver- 
lassen haben. * Trotz der von deutscher Seile angeordneten Grenzsperro 
kommen auch jetzt noch täglich ungefähr 120 Flüchtlinge über die Grenze, 
da sie im Olsagebiet dem Hunger preisgegeben sind. 

Von den Flüchtlingen wird nur ein geringer Teil in die Heimat zurückz 
kehren können, da den meisten polnischerseits der Grenzübertritt nur gegen 
den schriftlichen Verzicht auf die Rückkehr erlaubt worden ist. 

Im Auftrag 

Vollert 

Nr. 121 
Das Auswärtige Amt an den Deutschen Geschäftsträger in Warscheu 

Rlaß 
Berlin, den 26. November 1938 

Nach den von den verschiedensten Stellen hipr egangenen lnformationen 
dauert die Entdeutschung des Olsagebiets durch nische MaUnahmen trotz 
des Notenwechsels mit der Polnisclien Regierung den Schutz der Miiider- 
heiten unvermindert an. Diese Maßnahmen liegen insbesondere auf folgenden 
Gebieten: 

a. Verdrängung vom Arbeitsplatz 

Den deutschen Arbeitnehmern wird in der Regel entweder von ihrem Arbeit- 
geber oder behördlicherseits eröffnet, daß sie mit einer Weiterbeschäftigung 
nur rechnen könnten, wenn sie nach drei Monaten den Nachweis der h h e r r -  
schung der polnischen Sprache erbracht hätten. I n  einigen Betrieben, z. B. im 
Eisenwerk Trzyniec, wurde den ~ r b e i t e r n  der Zutritt nur gegen Vorzeigung 
eines Ausweises einer polnischen Organisation gestattet, wenn sie auf einer 
Unbedenklichkeitsliste verzeichnet waren. Durch solche Bedingungen werden 
die Arbeitnehmer praktisch oezwungen, schon jetzt ihre Stellungen aufzugeben. 
In zahlreichen Fällen sind Beutsche Arbeiter sogar sofort nach der Besetzung 
des Landes durch die polnischen Truppen entweder ohne Weiterzahlung der 
Löhne und Gehälter bis auf weiteres beurlaubt. oder auch entlassen worden, 
n~älirend gleichzeitig polnischstämmige Arbeiter neu eingestellt wurden. In 
den Freistädter Industriewerken ist gerade in den letzten Tagen wieder zahl- 
reichen deutschstämmigen Arbeitern zum nächstzulässigen Termin gekiindigt 
worden. Betroffen werden vornehmlich Familienväter, die ihre Kinder nicht 
zur polnischen Schule angemeldet haben. In Oderberg erhielten in der vorigen 
Woche sämtliche Arbeiter und Angestellten der Olraffinerie »Odrax, soweit sie 
dem deutschen Volkstum angehören, die Kütidigung zum 31. Llezember d. J.. 
das Rölirenwalzwerk Hahn in Keu-Oderbsrg hat etwa 5Odeutschstämmigen 
Angestellten und über 100 deutschen Arbeitern zum 31. Dezember 1936: 
gekündigt. 

Neben Arbeitern und kleinen Angestellten von privaten Betrieben sind in 
zahlreichen Fällen auch leitende deutschstämmige Beamte, wie Ingenieure und 
Direktoren, entlassen oder ohne Weiterzahlung des Gehalts bis auf weiteres 
beurlaubt worden. 

* Dieser Hundertsatz hat sich, einer weiteren Mitteilung des Reichministers des Innern zu- 
folge, im Laufe der folgenden Wochen noch wesentlich erhöht: 



b. Einstellung der Zahlungen an Pensionäre 

Soweit frühere Arbeiter, An estellte und Beamte bisher von den tschechi- d schen Arbeitgebern oder ihren erbänden oder vom Staat bzw. den Gemeinden 
Unterstützungn oder Pensionen erhielten, werde11 diese seit dem Souveränitäts- 
wechsel nicht mehr gezahlt. Die betroffenen Familien sind nunmehr völlig 
mittellos. Die Fol e ist, daß auch in diesen Kreisen. des Deutschtums eine 
trostlose wirtschaft 7 iche Lage herrscht. 

C. Behinderung der deutschen Betriebe durch Zwangsverwalter 

Die bei der Besetzung in deutsche Betriebe eingesetzten polnischen Zwangs- 
verwalter sind bisher nicht zurückgezo en worden. Durch diese Xwangsver- 
waltungen 'wird die Führung d e r ' h t r i e  B e in unertrkglicher Weise erschwert, 
der Betrieb letzten Endes sogar ruiniert. 

d. Schwierigkeiten bei der Erteilung von Kückreisesichtvermerken 
an Reichsdeutsche in wirtschaftlichen Stellungen 

Bei der Erteilung von Rückreisesichtvermerken für Keichsangehörige, die 
im Olsagebiet wirtschaftlich tätig sind und aus beruflichen Gründen genötigt 
sind, häufig Reisen in das Ausland zu unternehmen, werden seitens der zu- 
ständigen polnischen Stellen so groWe Schwierigkeiten gemacht, daß  diesen 
Personen ihre Berufsausübung wesentlich erschwert, teilweise sogar unter- 
bunden wird. 

e. Schädigungen des deutschen Schulwesens 

Während der Betrieb der polnischen Schulen seit Wochen in vollem G a n g ~  
ist, werden der Wiedereröffnung der deutschen Schulen alle nur erdenklichen 
Schwierigkeiten bereitet. So sind z. LI. zahlreichen deutschen Eltern schul- 
pflichtiger Kinder schriftliche Aufforderungen des Inhalts zugegangen, daB 
die Leitung der am Ort befindlichen polnischen Schule sie letztmalig auf- 
fordere, ihre Kinder innerhalb von 24 Stunden nach der Zustellung dieser 
Aufforderung bei der polnischen Schule einzuschreiben, andernfalls sie bestraft 
oder ausgewieseri werden u~iirden. 

Wenii trotz dieser Drohungen die deutschen Eltern ihre Kinder zu einer 
deutschen Schule anmelden; so werden wiederum bei dieser Anmeldung die 
gröl3ten Schwierigkeiten in Form von Prüfungen gemacht, durch die die Zuge- 
hörigkeit zuin Deutschtum in Zweifel gezogen werden soll. So geht z. B der 
Komriiissar fiir das d~u t sche  Schulwesen in Neu-Oderberg in der Weise vor, 
da W er zunachst einmal die angemeldeten Schüler polnisch anspricht. Antworten 
sie ihin polnisch, so lrhnt er die Einschreibung entweder von vornherein ab  
c)clnr fragt sie noch nach bekannten Persönlichkeiten der polnischen Geschichte. 
Zeigt sich das angemeldete Kind darüber einigermaWen unterrichtet, so wir!] 
es ohne weiteres an die polnische Schule verwiesen. Kommen trotz aller dieser 
Versuche einige Einschreibun en zustande, so werden die Verhandlungen rnit 
den iioch nicht abgefertigten A t e m  plötzlich auf den nächsten Tag verschoben. 
in der Erwartung, da13 sich Kinder und Eltern doch noch fiir die polnische 
Schule entscheiden werden. Der polnische Direktor des deutschen Gymnasiunis 
in Neu-Oderberg hat zahlreiche Anmeldungen von einwandfreien Volks- 
deiitschen lediglich mit der Begriindung zurückgewiesen, daW die angemeldeten 
Kinder polnisclie Namen führten. Die Einschreibungen deutscher Kinder in 
die deutsche Schule in Teschen wurde von dem pol~iischen Lehrer Cachl aily 
Kattowitz dadurch sabotiert, da8 er zu den Verhandlungen mit den deutscheii 
Eltern Polizeibeamte hinzuzog, die auf die Eltern mit Gummiknüppeln ein- 



schlugen, wenn sie auf der Einschreibung für die deutsche Schule bestanden. 
In zahlreichen Fällen haben solche Eltern dem gewaltsamen Druck nach- 

!Peben . Ein weiteres Mittel, das deutsche Schlwesen zu schädigen. ist die 
estsetzun wesentlich höherer Schulgelder bei deutschen Schulen im Ver- 

gleich zu 8;en poliiigchen. 
Der Erfolg aller dieser Maßnahmen ist ein katastrophaler Rückgang des 

esamten deutschen Schulwesens. Während vor der Besetzung Teschens durch 
i i e  Polea  dort 4 hochorganisierte öflentliche und 1 private ~olksschule, 
2 offentliche und 1 private Bürgerschule, 1 Gymnasium, 1 Realschule, 1 Han- 
delsschule, 1 staatliche Lehrerbildungsanstalt und eine private Lehrerinnen- 
bildun anstalt vorbanden waren, existiert zur Zeit nur noch eine einzige, 

dg" noch azu einklassige deutsche Volksschule. Von den früheren 680 bis 700 
Schülern des Gymnasiums in Neu-Oderberg sind lediglich 150 wieder ein- 
geschrieben worden. Die deutsche Bürgerschule in Neu-Oderberg, die von 
mehr als 400 Schülern besucht wurde, ist noch gänzlich geschlossen. - 

Insgesamt sollen bisher etwa nur ein zehntel der deutschen Kinder, die 
bisher deutsche Schulen besucht haben, wieder zu deutschen Schulen an- 
gemeldet worden sein. 

Naturgemäß muW dieser starke Rück ang der Schülerzahl zahlreiche Ent- 
lassun en deutscher Lehrer zur Folge ha en, die inzwischen auch zum größten % Teil a gewandert sind. 

% 
Ich bitte, die vorstehend gekennzeichnete unerträgliche Lage des Deutschtums 

im Teschener Gebiet im Polnischen Außenministerium ein ehend darzulegen 
und unter Berufung auf den Notenwechsel vom 18./20. Okto % er 1938 mit allem 
Nachdruck zu fordern, daß die Polnische Regierun nunmehr dort endlich 

i? einen den gegebenen Zusicherungen entsprechenden ustand herstellt. 

Im Auftrag 

Woermann 

Nt. 122 
Der Deutsche Geschäftsträger in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Warschau, den 6. Dezember 1938 

Wegen der Entdeutschungsmaßnahmen im Olsa-Gebiet habe ich weisungs- 
gemäß sehr ernste und nachdrückliche Vorstellungen im Polnischen Außen- 
miiiisterium erhoben,. wobei ich die unerträgliche Lage des Deutschtums 
mündlich eingehend dargelegt und auch ein Aide-MBmoire, in dem unsere Be- 
schwerdepunkte vorgebracht wgrden, übergeben habe. 

Der stellvertretende Leiter der Westabteilung Herr Kunicki, mit dem ich 
die Unterhaltung führte, erklärte, daß er über die Einzelheiten der olnischen 
Maßnahmen im Olsa-Gebiet nicht unterrichtet sei, daß er aber so ! ort Nach- 
forschungen anstellen und sich der Angele enheit mit besonderem Interesse 
annehmen wolle. E r  sagte zu, sobald als mög !? ich eine Antwort zu erteilen. 

von Wühlisch 

* Auch dem Polnischen Außenminister egenüber hat der Deutsche Botschafter diese Fragen 
in ernster Form zur Sprache gebracht. ( k gl. Nr. 199.) 



Nr. 123 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Warschau, den 20. Dezember 1938 

Auf die von der Botschaft erhobenen Vorstellungen wegen der Ent- 
deutschungsmaßnahmen im Olsa-Gebiet hat der Stellvertretende Leiter der  
Westabteilurig Herr Kunicki heute eine vorläufige Antwort erteilt. 

Bei dieser Gelegenheit übergab er auch eine Notiz, die sich jedoch meritorisch 
mit unserer Beschwerde uur befaßt, soweit sie sich auf die Lage der Reichs- 
deutschen beiieht. D3 das Polnische Außenministerium auf dem grundsatz- 
lichen Standpunkt steht, daß  Reklamationen für  Minderheitsangehörige unter 
Vernieidung des diplomatischen Weges unmittelbar von den Minderheits- 
Organen bei den poliiischen Behörden vorgebracht werden sollen, hat es sich 
wegen der verschiedenen von uns vorgebrachten Beschwerdepunkte bezüglich 
der Minderheitsangehörigen auf eine mündliche Antwort beschränkt. 

Bezüglich der Verdrängung vorn Arbeitsplatze führte Herr Kunicki aus, da& 
den polnischen Behörden keine genauen Zahlen über die Arbeiterentlassungen 
vorlägen, daß  wegen der Umstellung der Wirtschaft auf die polnischen Ver- 
hältnisse in der Tat  Entlassungen hätten stattfinden müssen, daß  diese aber 
gleichmäßig polnische und deutsche Arbeiter beträfen. 

Die Frage der Auszahlunp der Pensionen sei inzwischen zum Teil bereinigt 
wordeii. Mit einer völligen krledigung dieser Angelegenheit sei in kurzer Zeit 
zu rechnen. 

Die in die deutschen Betriebe eingesetzten Zwangsverwalter seien zum Teil 
bereits zurückgezogen worden. Herr Kunicki bat, ihm konkrete Fälle zu diesem 
Thema zu benennen. 

Bezüglich der Schädigungen des deutschen ~ c h u l w e s ~ n s  erklärte Herr 
Kunicki, daß im Olsa-Gebiet inzwischen über 1000 Kinder zum Besuch der  
deutschen Schulen eingetragen worden seien. Er entnehme diese Zahl einem 
Bericht, der aus den ersten Tagen des Dezembers stamme. Auf Grund der 
erfolgten Eintragungen sollten nunmehr folgende deutsche Schulen eröffnet 
werden: 

in Oderberg ein Gymnasium, eine Bürgerschule und eine Volksschule, 
in Teschen eine Bürgerschule, eine Volksschule und eine Mädchenschule. 

Ferner würden an der polnischen Schule in Pudlow deutsche Klassen ein- 
gerichtet werden. In Karwin und Freistadt sei die Zahl der deutschen Iimder 
zu gering, so daß auf Grund der bestehenden Vorschriften deutsche Schulen 
an diesen Orten nicht eröffnet werden könnten. 

Herr Kunicki erklkrte abschließend, daß  die Zentralbehörden auf dem Stand- 
ständen, daß auch in dem Olsa-Gebiet die deutsch-polnische Minder- 

heitenerklärung unbedingt anzuwenden sei und daß  die örtlichen Behörden ent- 
sprechende Weisunmen erhalten hätten. E r  müsse zugeben, daß  in der ersten 
Zeit nach der ~a.ch?übernahrne durch die Polen in diesem Gebiet Maßnahmen 
getrolren worden seien, wie sie bei einem normalen Funktionieren des Ver- 
wal tungsa parates nicht vorgekommen wären. Er gab der bestimmten Zuver- B sicht Aus ruck, daß in absehbarer Zeit auch im Olsa-Gebiet die Verhältnisse 
in eiri ruhigeres Geleise kommen würden. 

von Moltkt 



Der Deutsche Konsul in Teschen an das ~~uswärtige Amt 
Bericht 

Teschen, den 4. Januar 1939 

Nach einer vertraulichen Mitteilung des Direktors Olszak liegt bereits eine 
nachdrückliche Weisung des Woiwoden vor, alle nichtpolnischen Arbeiter und 
Angestellten ohne Rücksicht auf irgendwelche f8r die Werke nachteilige Folgen 
zu en tiassen. 

von der Damerau 

Nr. 125 
Das Auswärtige Amt an den Deutschen Botschafter in Warschau 

Erl aß 
Berlin, den 1. Februar 1939 

Entgegen den Erklärungen des Stellvertretenden Leiters der Westabteilung 
im Polnischen Außenministerium * haben bisher die Entdeutschungsmaßnahmen 
im Olsa-Gebiet nicht aufgehört, vielmehr wird nach den hier vorliegenden In- 
formationen weiter mit allen Mitteln versucht, die dortige deutsche Volks- 
gruppe zu verdrängen. 
lm einzelnen ist in Ergänzung des Erlasses vom 26. November 1938. * fol- 

gendes zu bemerken: 
a. Verdrängung vom Arbeitsplatz 

Die Entlassung vol ksdeutscher und auch reichsdeutscher Arbeitskräfte wird 
in jüngster Zeit in verschärftem MaWe betrieben. Wie aus den dort vorliegenden 
Berichten des Konsulats Teschen hervor eht, sind beim Trzyniecer Eisenwerk 
der  Berg- und Hüttengewerkschaft on8 bei den unter polnischer Leitung 
stehenden Graf Larisch-Mönnich'schen Betrieben in Karwin und Petrowitz um 
die Jahreswende wieder zahlreiche Entlassungen von Deutschen erfolgt. 

b. Einstellung der Zahlungen an Pensionäre 
Außer der Frage der Weiteizahlung der bisher von tschechischer Seite 

(Staat, Gemeinde usw.) gezahlten Pensionen an volksdeutsche Beamte, An- 
gestellte, Lehrer, Witwen U. dgl. im Olsa-Gebiet bedarf auch die Frage der 
weiteren Versor ung volksdeutscher Kriegsbeschädi ter, Kriegshinterbliebener 
und ehemaliger Lrufsmilitiir ersonen sowie ihrer Znterbliebenen in dem pol- 
nisch ewordenen tschecho-s P owakischen Gebiet einer grundsätzlichen Rege- 
lung. s i e  Versorgang dieser Personen ru pen der ehemaligen österreichisch- 
ungarischen Wehrmacht oblie t Polen a s achfol estaat zweifellos auch dann, 

worden sind. 
, wenn diese inzwischen durcf einseitige polnisc e Regelung staatenlos ge- 

C. Schädigungen des deutschen Schulwesens 
Die von Herrn Kunicki insoweit angegebenen Zahlen sind der beste Beweis 

für  die hrechtigung unserer Beschwerde. Nach seinen Ausführungen sind 
gegenwärtig in sechs deutschen Schulen des Olsa-Gebietes 1000 Schüler an- 

emeldet, während früher dreizehn Anstalten von ü6er 3000 deutschen Kindern 
Eesucht wurden. 

* Vgl. Nr. 123. 
** Vgl. Nr. 121. 



Bezüglich der deutschen Schulen in Freistadt und Karwin, die nach Angabe 
des Herrn Kunicki nicht wieder eröffnet worden sind, weil zu wenig deutsche 
Kinder vorhanden gewesen seien, liegen hier Meldungen vor, nach denen zahl- 
reiche Eltern ihre Kinder zum Schulbesuch anmelden wollten, aber abgewiesen 
worden sind. Auch in Karwin und Peterswald wurden Gründungsversarnm- 
lungen der deutschen Schulvereine im letzten Augenblick verboten. 

Zu erwälinen ist in diesem Zusammenhang, daß auch die deutschen Büchereien 
i ~ n  Olsa-Gebiet bisher nicht wieder eröffnet werden durften. 

d. Ausweisungen (Evakuierungen) aus der Grenzzone 

Nachdem bereits in den Monaten Oktbber, November und Dezember 1938 
fortgesetzt Volksdeutsche in beträchtlicher Zahl veranlaßt worden sind, das 
Olsa-Gebiet zu verlassen, sind nach den Feststellungen der innerdeutschen 
Stellen Anfang Januar weitere 250 volksdeutsche Familien aus dem dortigen 
Gebiet ausgewiesen worden. Die Gründe für diese Ausweisungen sind bisher 
nicht bekanntgeworden. 

Bei dieser Sachla e bitte ich, abermals im dortigen Außenministerium gegen 
die systematische &tdeutschung des Olsa-Gebietes nachdrücklichste Vorstel- 
lungen zu erheben. 

Falls die Polnische Regierung unseren berechtigten Wünschen in bezug auf 
die gleichartige Behandlung der Deutschen im Olsa-Gebiet auch in Zukunft 
nicht Rechnung tragen sollte, würden wir genötigt sein, unsere Einstellung 
gegenü her den Angehörigen polnischen Volkstums im Troppauer Schlesien 
grundsätzlich zu revidieren. Ich stelle anheim, dies der Polnischen Regierung 
gegenüber schon jetzt anzudeuten. 

Im Auftrag 

Woermann 

Nr. 126 
Der Deutsche Konsul in Teschen an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Teschen, den 21. März 1939 

Aus fast allen Plätzen des Olsa-Gebietes treffen laufend Nachrichter immer 
neuer Entlassungen von Volksdeutschen und ehemaligen Tschechen ein. 

Am 19. März 1939 s rach der polnische Direktor Olszak beimGrafen Larisch- 
Mönnich vor und ver P angte dessen Unterschrift unter die Aussperrungserklä- 
rung einer größeren Zahl Volksdeutscher und ehemaliger tschechischer Arbeit- 
nehmer der Larisch-Betriebe. Graf Larisch hat die Vollziehung der Unter- 
schrift verweigert, worauf Direktor Olszak erklärte, er werde eine entspre- 
chende schriftliche Verfügung des Woiwoden Graszyhski beibringen, um den 
Grafen zur Unterschrift zu zwingen. Olszak hat sich heute nach Kattowitz 
begeben. Auch aus Trzyniec werden neue Entlassungen gemeldet. 

Es ergibt sich der Eindruck einer groß angelegten Massenaktion gegen die 
gesamte hier noch ansässige deutsche und ehemalig tschechische Arbeiter- und 
Angestelltenschaft, vornehmlich der GroWbetriebe. 

von der Damerau 



Nr. 127 
Der Deutsche Konsul in Teschen an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Teschen, den 13. Mai 1939 

L)ie polnischerseits aufgestellte Behauptung, daß bereits vor und während 
der Okkupation die meisten nichtpolnischen Arbeiter und Angestellten den 
Arbeitsplatz freiwillig verlassen hätten, trifft nur bedingt zu. Zweifellos sind 
einige Arbeitnehmer während der außerordentlich gespannten Woclien Sep- 
tember-Oktober 1938 auf Grund damaligen tschechischen Terrors nach Deutsch- 
land geflüchtet. Die Zahl dieser Flüchtlin e ist nachträglich nicht zu ermit- 
teln, doch dürfte sie nur einen geringen Aozentsatz der Abwanderung aus- 
machen. Wenn dann auch noch einige Arbeiter nach der Besetzung durch die 
Polen nach Deutschland geflohen sind, so nur deshalb, weil sie infolge des 
damals einsetzenden polnischen Terrors, der den ehemals tschechischen erheb- 
lich in den Schatten stellte, ihres Arbeitsplatzes in keiner Weise mehr sicher 
waren. Es ist jedoch erwiesen, da13 der bei weitem rößte Teil der Beamten, 
Angestellten und Arbeiter ohne jede Rücksicht auf %ienstjahre, Lebensalter, 
Verdienste und weitere Verwendbarkeit sofort nach der Besetzung von den 
Polen grundlos aus Arbeit und  Brot ver-jagt worden ist. 

von der Damerau 



VIii. Zunehmende Verschärfung des Polnischen Vorgehens 
gegen die Deutsche Volksgruppe 

(Oktober 1938 bis März 1939) 

Nr. 128 
Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Thorn, den 5. Oktober 1938 

Daß die Polen, obwohl Deutschland ihnen durch sein Vorgehen die Verwirk- 
lichun ihrer Forderungen gegen die Tschechei ermöglicht bat, hier weiter 
deutsc f feindlich sind, habe ich schon gemeldet. Durch die Eingliederung des 
Olsa-Gebiets in Polen hat sich zweifellos vieler polnischer Gemüter, die durch- 
weg geneigt sind, auch kleinere Erfolge in überschwenglicher Weise zu über- 
treiben, eine gewisse Uberheblichkeit bemächtigt. Sie fühlen sich hier als die 
Sieger einer großen Entscheidungsschlacht, die sie ganz allein mit eigenen 
Kräften und durch ihre eigene tatkräftige Haltung gewonnen hätten. Sie 
träumen schon in ihrem Größenwahn von ' einem übermächtigen Polen, das 
nach Erfüllung seines Wunsches in der Tschechei danach streben müsse, auch 
andere weitergehende Wünsche erfüllt zu bekommen, oder wenn dies nicht 
gehe, mit eigener Kraft zu erfüllen. 

Aus allen Teilen meines Amtsbezirkes gehen mir Nachrichten zu, daß die 
Stimmung ge en Deutschland, die in den Wochen vor der tschechischen Krise 
schon im höc P sten Maß unfreundlich war, jetzt infolge des Ganges der Er- 
eignisse nicht einer verträglicheren Stimmung für Deutschland Platz gemacht 
hat. Auch die Presse tut das Ihre dazu. Nirgends findet man hier Stimmen, 
die Deutschland eine gerechte Anerkennung zollen. Uberall wird betont, daß 
Polen ganz allein gehandelt und seinen Erfolg ohne die geringste fremde Hilfe 
errungen habe. 

Die schyfe Hetze gegen Deutschland wird von der Presse und vom West- 
markenverband weiterbetrieben. Unter dem schweren Druck, dem die deutsche 
Minderheit in Polen ausgesetzt ist, bleibt ihr schließlich niclits anderes übrig, 
als ins Reich abzuwandern. Die Volksgruppe stellt sich auf den Standpunkt, 
daU, auch wenn sie selbst noch hier aushalten könnte, jedenfalls für die Kinder 
keine Aussicht mehr bestehe, sich eine Existenz zu gründen. Die dauernden 
Bedrückungsmaßnahmen der polnischen Verwaltung, wie sie sich in den letzt- 
hin vorgenommenen Ausweisungen aus der ürenzzone, in der Schließung von 
Schulen usw. offenbarten, bewiesen zur Genüge, daß hier für die Deutschen 
keine dauernde Bleibe mehr sei und daß sie zur Erhaltung ihrer Existenz das 
Land verlassen müUten. Die Aussicht, allein und ohne größere und aktive 
Unterstützung der Heimat den Kampf gegen die polnischen Behörden mit 
Erfolg aufzunehmen, sei zu gering, da durch die ungeheure Abwanderung in 
früheren Zeiten und auch in den letzten 2 Jahren das Deutschtum hier stark 
geschwächt sei. Die kleine, nach der neuen großen Abwanderungswelle noch 
übrigbleibende Volks ruppe müsse sehen, wie sie fertig werde. Es bestehe 
aber wohl kein Zwei f el darüber, daß das, was nicht der Polonisierung zum 
Opfer falle, allmählich untergehen müsse. 

Wie im übrigen die re ierenden Amts- und Verwaltungsstellen Deutschland 
gegenüber eingestellt sin 8 und offenbar eingestellt bleiben, geht mit aller nur 
wünschenswerten Klarheit aus den foitdauernden bis in die letzte Zeit vor- 



genommenen Ausweisungen alteingesessener deutscher Volksgenosseii aus dem 
Grenzzonengebiet hervor. Hierüber ist berichtet worden. Keine Einschränkung 
oder Milderung der Entdeutschungsmaßnahmen, wie man eigentlich hätte er- 
warten können. ist eingetreten, sondern eher eine Verschärfung; jedenfalls 
aber ist trotz des deutscherseits bekundeten Bestrebens auf Herstellung freund- 
schaftlicher Beziehungen der planmäßige Wille erkennbar, die eschaffene Ent- 
spannung zu einer möglichst umfangreichen Polonisieruug f e r  Westgebiete 
aus7 unutzen. 

Derselbe Wille, das Deutschtum zurückzudrängen und zu entrechten, zeigt 
sich auch in der Haltung der Regierungsstellen den Wünschen der deutschen 
Volksgruppe gegenüber, bei den bevorstehenden Wahlen zum Sejm eigene 
Kandidaten aufzustellen. In  dieser Angelegeiiheit hat Senator Hashach neiilicb 
eine Unterredung rnit dem Ministerpräsidenten gehabt. Aus ihr geht hervor. 
daß der Minister ~angesichts der im Lande herrschenden antideutschen Strö- 
mungn die Eintraeung von Deutschen in die Wahlvorschlagslisten nicht für 
möglich lind fiir die Regierung auch nicht für tragbar hält. 

Unter den geschilderten Umständen ist es begreiflich, daW sich des gesamten 
deutschen Volksturns hier. das nach den weltgeschichtlichen Ereignissen der 
letzten Wochen auf eine Besserung des Verhältnisses zwischen Deutschland 
und Polen rechnete und eine bessere Zukunft erwarten zu dürfen glaubte, 
wieder eine gedrückte und niedergeschlagene Stimmung bemächtigt hat. 

von Küchler 

Nr. 129 
Der Deutsche Generalkonsul in Posen an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Posen, den 10. Oktober 1938 

Wie aus  der laufenden Berichterstattung über die Posener polnische Presse 
sich ergibt. ist die polnische Bevölkerung dieses Bezirkes, soweit sie durch die 
nationaldemokratische Presse und die hinter ihr stehenden Organisationen be- 
einflußt wird, nach den Ereignissen der letzten Wochen keineswegs deutsch- 
freundlich eingestellt. Es  findet sich kein Wort der Anerkennung, daU Polen 
den Erwerb' des Olsagebietes n u r  der durch das tatkräftige Eintreten des 
Führers für  die Sudetendeutschen bedingten Aufrollung der Frage verdankt, 
und es mußte besonders befremden, daß gleichzeitig sogar Kompensatians- 
ansprüclie gegen Deutschland in bezug auf Danzig und die Weichselmündung 
erhoben wurden. 

Aiich die polnischen Behörden zeigen nach dem glücklichen Ausgang der 
Krise durch ihr Verhalten nicht, welchen Anteil sie bieran Deutschland ver- 
danken, denn der Kampf gegen die deutsche Volksgruppe geht unentwegt 
weiter. Außer dern Vorgehen egen das Deutschtum in Te~chen und gegen 
Pfarrer Kleindienst in Euck un if andere Geistliche in Oberschlesien ist bezeich- 
nend, daß vier von den sechs deutschen Privatgymnasien, darunter auch dem 
Posener Schiller-Gymnasium, die lange umkämpften Offentlichkeitsrechte ent- 
zogen sind; es ist eine mildere Handhabung weder des Agrarreformgesetzes 
noch der Grenzzonenverordnung zu bemerlcen. Auch sonstige Anzeichen deuten 
eher auf eine Verschärfung des Kurses hin. 

Walther 



Der Staatssekretär des Auswärtigen Amte an den Deutschen Botschafter 
*. 

in Warschau 

Telegramm 

Berlin, den 20. Oktober 1938 

Bei Hauptversammlung Aufständischenverbandes Kattowitz 16. d. M. stellte 
Ehrenvorsitzender ürazyriski in aller Offenheit fest, daß das Deli tsch tum in 
Ostoberschlesien in Verwirklichung der Ziele Aufständischeoverbandes auf 
allen Gebieten zurückgedrängt sei. In Entschließung, die in Anwesenheit 
Grazyhskis verlesen und angenommen wurde, verlangen die Aufständischeii 
U. a. Einverleibung des Zipser Gebietes. Es heißt dann weiter: V Wir freuen 
uns über die wiedergewonnene Freiheit unserer Brüder jenseits der Olsa und 
stellen dabei fest, daß wir unsere Brüder im Oppelner Schlesien .nicht ver- 
gessen haben. Wir übermitteln ihnen unsere brüderlichen Grüße und unsere 
brüderliche Aufmunterung, daß  sie wie bisher auch in alle Zukunft dem treu 
bleiben, was Polen heißt, in der Erkenntnis, daß hinter ihnen unsere nationale 
Kraft und Hilfe 9teht.c 

Bitte sofort gegen deutschfeindliche Außerungen Graiyiiskis sowie gegen 
von ihm gebilligte dreiste Einmischung Aufsüindischenverbandes in inner- 
deutsche Angelegenheiten bei maßgebender Stelle Außenministeriums schärfsten 
Protest zu erheben. 

Weizeäcker 

Nr. 131 

Der Deutsche Generalkonsul in Kattowitz an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Kattowitz, den 8. November 1938 

Voni 1. März bis Ende Juni  sind weitere 61 Mitglieder der Gewerkschaft 
Deutscher Arbeiter, vom 1. Jul i  bis 24. Oktober 35 Mitglieder der Gewerkschaft 
entlassen worden. Die Entlassenen, die bis auf 3 verheiratet sind, waren viel- 
fach 20 Jahre und länger auf den Gruben und Hütten beschäftigt. Als Grund 
der Kündigungen wuide im allgemeinen ~Reorganisationa angegeben. Die 
Entlassungeri auf der Friedenshütte erfolgten wegen ~Nich te ignung~ ,  obwohl 
sämtliche Arbeiter als Fachkräfte nicht unter 15, einige sogar qber 30 Jahre 
bei der Hütte beschäftigt waren. Außerdem sind von der Dubensko-Grube 
Anfang Juni weitere 40 deutsche Arbeiter und Ende Juni  erneut 15 deutsche 
Arbeiter wegen 9 Reorganisation. entlassen worden, die anderen ebenfalls 
detitscheii Or anisationen angehören. An Stelle der Entlassenen, die zur E Stanimbelegsc aft der Grube gehörten, wurden polnische Arbeiter eingestellt. 

Nöldeke 



Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Warschau, den 15. November 1938 

Wegen der auf reizenden Auslassungen in der Rede des Woiwoden Graiy i ia ki 
auf der Hauptversammlung des Aufständischenverbandes am 16. V. M. * habe 
ich beim Vizerninister Grafen Szembek schärfsten Protest erhoben. Hierbei habe 
ich gleichzeitig energische Verwahrun eingelegt gegen den Wortlaut der Ent- 
schließung des Aufständischenverban f es, die eine unzulässige Einmischung in 
innerdeutsche Angelegenheiten bedeutet. Graf Szembek, der für den erneuteh 
Beweis der deutschfeindlichen Haltung des Kattolvitzer Woiwoden kein Wort 
der Entschuldigung fand, erklärte, daß  er die Angele enheit dem Minister- 
präsidenten vortragen und daß  er  hierbei darauf hinwir fc en werde, daß in Zu- 
kunft derartige AuSerungen eines leitenden polnischen Beamten unterblieben. 

von Moltke 

Nr. 133 
Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Thorn, den 23. November 1938 

Im Jahrgan 19, Nr. 1 und 2 der .Deutschen Schulzeitungr ist eine Liste von 
Werken verö f f  entlicht, die für den Gebrauch an deutschen Schulen nicht zu- 
gelassen sind. Bemerkenswert ist, daß außer klassischen deutschen Werken 
wie Goethes Kinderjahre aus Goethes rDichtung und Wahrheit., Nibelungen- 
lied und Edda auch weltbekannte ausländische Jugendbücher wie D. de Foe's 
rRobinson C r u s o e ~  und H. M. Stanley's aQuer durch den dunklen Kontinentn 
nicht genehmigt wurden. Nichts kennzeichnet die Einstellung der polnischen 
obersten Schulbehörde gegentiber den deutschen Schule11 so treffend. 

von Küchler 

Der Deutsche Generalkonsul in Kattowitz an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Kattowitz, den 24. November 1938 

Der Fortgang der Arbeiterentlassuneen im Laufe des letzten Jahres zeigt 
deutlich, daß die Politik der ßehörden nach wie vor darauf aus- 

eht, das Deutschtum in Oberschlesieu planmäßi zu entwurzeln und seine 

C a &ebensgrundla en zu vernieti ten. Wie immer wie er aus vertraulichen Auße- 
rungen aus po nischen Quellen bekannt wird, hat insbesondere der Woiwode 
Crraivii.ski offenbar den festen Willen, bis auf einen verschwindend kleineri 
13ruChteil alles Deutsche aus Oberscblesien und aus dem neu erworbenen Olsa- 
gebiet zu  eiitfernen. 

* Vgl. Nr. 130. 



Diese Zidsetzung hat bedauerlicherweise auch nach der deutsch-polnischeii 
Minderheitenerklärung vom 5. November 1937 * keine Anderung erfahren. 
Wie ich wiederholt berichtet habe, sind auch nach diesem Zeitpunkt fortgesetzt 
weitere Entlassungen von deutschen Arbeitern erfolgt. Daß die bei diesen Ent- 
lassungen angegebenen Kündigungsgründe, wie Reorganisation, Unfähigkeit 
usw., nur den politischen Grund verschleiern sollen, steht außer jedem Zweifel. 
Tatsächlich werden diese zumeist schon seit vielen Jahren, häufig Jahrzehnten 
beschgftigten Arbeiter nur entlassen, weil sie sich zum Deutschtum bekennen, 
deutschen Organisationen angehören oder ihre Kinder in die deutsche Schule 
schicken. 

Was die ziffernmäßige Höhe der Arbeitslosigkeit in der deutschen Volks- 
gruppe anbetrifft, so hat Senator Wiesner am 9. März d. J. im Senat aus- 
geführt, daß die etwa 12 000 Mitglieder zählende Gewerkschaft Deutscher Ar- 
beiter eine Arbeitslosenziffer von 62 O/, aufweist, daß aber in anderen deutschen 
Organisationen die Arbeitslosigkeit an 8001, heranreicht. Diese Zahlen gelten 
für den Anfan dieses Jahres und haben sich seit dieser Zeit weiterhin un- 
günstig entwic f elt. Berücksichtigt man, daß die Arbeitslosigkeit in Ober- 
schlesien im allgemeinen nur etwa l6OlO beträgt, so zeigt sich deutlich, wio 
schlecht die Lage der deutschen Arbeiter hier ist und wie wenig die Grund- 
sätze der Minderheitenerklärung hier zur praktischen Anwendung gebracht 
worden sind. 

Nöldeke 

Nt. 135 
Der Deutsche Geschäftsträger in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Warschau, den 28. November 1938 

Wegen der Verweigerung des Offentlichkeitsrechts an die Lyzeen in Posen 
und Graudenz sind unter Berufung auf die im vergangenen Jahre getroffenen 
Abmachungen * energische Vorstellungen im hiesigen Außenministerium erfolgt. 
Der Kabinettschef des Außenministers Graf EIubiehski versuchte nicht einmal, 
die polnische Verpflichtung in Zweifel zu ziehen. E r  erklärte vielmehr, daß er 
die Angelegenheit unverzüglich beim Unterrichtsministerium zur Sprache 
bringen und darauf dringen werde, daß tatsächlich die polnische Zusicherung 
erfüllt würde, 

von Wühlisch 

Nr. 136 
Das Auswärtige Amt an den Deutschen Geschäftsträger in Warschau 

Erlaß 
Berlin, den 7. Dezember 1938 

Aus den dort abschriftlich vorliegenden Berichten des Deutschen General- 
korisulats in Kattowitz ***  geht hervor, daß von den auch imLaufe dieses Jahres 
seitens der ostoberschlesischen Industrieunternehmungen durchgeführten Ent- 
lassungen von Arbeitskräften vorwiegend volksdeutsche Arbeiter und An- 

* Vgl. Nr. 101. 
** Vgl. Nr. 111, 114, 115 und 117. 

*** Vgl. Nr. 131 und 134. 



gestellte betroffen wurden und da0 die bisherige polnische Politik der syste- 
matischen Verdrängung der Volksdeutschen von ihren Arbeitspliitzen somit 
riicksicbtslos weiter verfolgt wird. 

Die von dem Herrn Reichsaußenminister anläßlich der Veröffentlichung der 
Minderhei tenerklärung durch U bergabe einer Aufzeichnun an Botschafter 
Lipshi am 5. November 1937 * ausdrücklich zum ~ u s d r u &  gebrachte Er- 
wartung der Deutschen Regierun , vdaß dabdd  Maßnahmen getroffen werden, 
um die deutsche Volksgruppe in bolen vor jeder unterschiedlichen Behandlun 

egenüber dem Staatsvolk zu sichern . . . . . , vor allem bei der Einstellung un 8 
gntlassun deutschstämmiger Arbeiters hat sich somit leider nicht erfüllt, ob- 
wohl die %rwiderung des Polnischen Außenministers Back auf die dorti eii 
mündlichen Vorstellun en in der Angelegenheit (vgl. 4. Absatz des Beric 71 ts 
vom 11. Dezember 193f' *) eine günstige Auswirkung erhoffen lassen durfte. 

Nachdem nunmehr ein volles Jahr verflossen ist, ohne daß eine Besserung 
eingetreten wäre, bitte ich, ernegt bei der Polnischen Re erung wegen dieser 
mit der deutsch-polnischen Minderhei tenerklärung vom !? November 1937. * * 
in krassem Widerspruch stehenden Maßnahmen nachdrückliche Vorstellungen 
zu erheben und über das Veranlaßte zu berichten. 

I m  Auftrag 

Woermann 

Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Bencht 

'Thorn, den 20. Dezember 1938 

Die auuerordentlich schwierige Lage des Deutschtums und die schikanösen 
und die Existenz vieler Minderheitssngehöriger vernichtenden Maßnahmen der 
polnischen Behörden haben eine Anderung nicht erfahren. Es entspricht durch- 
aus den Tatsachen, daß die vielen in der letzten Zeit erfolgten Verhaftungsn 
wegen angeblicher Spionage, die offenbar einer immer mehr Platz greifendeil 
Nervosität der polnischen Amtsstellen entspringt, die deutschen Volksgenosseri 
zur Verzweiflun treiben. Da jede Familie, die in irgendeiner Form noch Ver- 
bindungen mit fieutschland oder mit deutschen Kreisen hier unterhält, jedeu 
Augenblick gewärti sein muß, in ir endeinn Affäre verwickelt zu werden, ist P 7 es nur zu verständ ich., daW eine al gemeine Verängstigung Platz greift, die 
eine Rettung aus der verzweifelten Lage nur darin erblickt, möglichst schnell 
von hier abzuwandern. 

Ich bin überzeugt, daß dem Polenbund in Deutschland von den deutschen 
Behörden in keiner Weise Beschränkungen auferlegt werden, wenn er in 
legaler und das deutsche Startsintere2se nicht gefährdender Weise mit der 
Heimat und den heimatlichen Behörden in Deutschland Beziehungen unter- 
hält. Es dürfte daher am Platze sein zu erwägen, ob nicht dieses große Miß- 

* Vgl. Nr. 104. 
** Vgl. Nr. 109. 

*** Vgl. Nr. 101. 



vcrhältnis in der Behandlung der Minderheit hier und drüben r g n e t  ist, bei 
den polnischen Stellen Schritte dahin zu unternehmen, daß  die aßnahmen der 
polnischen Behörden hier, die man beinahe schon mit Verfol ungen des 
Deutschtums bezeichnen kann - insbesondere, wenn man die 8 renzzonea- 
verweisungen, die Agrarreform, die Schulschwlerigkeiten, die Verweigerung 
der Obernahme von ererbtem Besitz in der Grenzzone U. a. mehr in Betracht 
zieht - abgestellt werden. 

Ich fühle mich verpflichtet, mit allem Nachdruck auf .den Ernst der Iage 
hier hinzuweisen. Die von den Polen skrupellos durchgeführte Entdeutschung 
muß zu einer völli-n Zerstöning und Vernichtung des hiesigen Deutschtums 
führen, wenn es nicht im letzten Moment gelingt, durch Verhandlungen mit 
der Polnischen Regierung eine den Minderheitena bmachungen entsprechende 
Handhabung der gesetzlichen und verfassungsmäßigen Bestimmungen herbei- 
zufii hren. 

von Küchler 

Nr. 138 
Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Thorn, den 29. Dezember 1938 

Durch Verfiigung vom 20. Dezember hat der Bugr taros t  von Graudenz die 
Tätigkeit des Berbergsvereins in Graudenz eingestellt. Ferner hat er die einst- 
weilige Sicherstellun des Vereiiisvermögens verfügt und den Stadtpräsidenten 
von Graudenz Josef k l o d e k  zum Kurator über das Vermögen ernannt. 

Der Stadtpräsideut hat das Eigentum des Herbergsvereins sofort tiber- 
nommen. Dieses setzt sich aus folgenden Grundstücken zusammen: 

a )  Herberge zur Heimat, bisher Internat der Goetheschule, 

b) Kasino, bisher Aluninat der Goetheschule, 
C)  Marienheirn, bisher Büro der Deutschen Vereinigung iq ~ raudenz . ,  

d) Hausgrundstück, am Markt  gelegen. 

Die Grundstücke repriieen tieren einen Wert von '1, Millionen Zloty. 

In der letzten Zeit habe ich Gelgeiibeit gehabt, wiederholt über solche Ver- 
folgurigsma8nahrnen der poliiischen Behörden zu berichten und im Ralimen 
dieser Verfolgurigswelle ist auch das  Vorgeheii g g e n  den Herbergsverein zu 
verstehen. 

Der Herbergverein in Graudenz widmet sich ausschlieWlich der Wohl- 
tätigkeit. Durch die Beschlagnalimc der Häuser des Vereiris wird aber auch 
die (;oethaschule auf das härteste getroffen, denn das eine Haus war Internat 
der Goetlieschule und in ihm wohnten 80 miqiderbemittelte Schiiler dar 
Goe theschule. 

Das Vor ehen der polnischen Behörden ist auch in diesem Falle so rigoros 'i und voller Iärte, daß  ich der Meinung bio, nian sollte dies nicht so ruhig hin- 
nehmen. 

von Küchler 



Nr. 139 
Der Deutsche Generaikongul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Thorn, den 30. Dezember 1938 

Am 20. d. M. veranstaltete die deutsche Privatschule in Neustadt eine Weih- 
nachtsfeier. In dem Programm war die Aufführung des Märchenspiels rHans 
und Gretes Himmelsreisen vor esehen. Das Märchenspiel mußte jedoeh von 
dem Programm abgesetzt wer f en, da die zuständi e polnische Behörde ihre 
Zustimmung zur Aufführung des Spiels verweigert P at. 

von Küchler 

Nr. 140 
Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Thorn, den 2. Januar 1939 

Neben den das Deutschtum hier allmählich vernichtenden Maßnahmen der 
polnischen Behörden (Verhaftungswelle wegen Spionage, Grenzmnenauswei- 
sungen, Agrarreform usw. usw.) gehen Angriffe polnischer Verbhde einher, 
die staatlicherseits nicht unterbunden, sondern eduldet werden. Solche An- 
griffe werden seitens des berüchtigten Westver f andes in aller Offentlichkeit 
gegen deutsche Geschäfte und Handwerker geführt mit dem Ziel, diese Ge- 
schäfte durch Boykottierung zu vernichten. 

Schon in früheren Berichten war darauf hingewiesen worden, daß der ,Ver- 
band des jungen Polen.. beispielsweise überan vor den Geschäften deutscher 
Volksgenossen Posten aufgestellt hatte, um Kauflustige von dem Betreten dieser 
Geschäfte zurückzuhalten. Die apfgestellten Männer - die weiß-rote Arm- 
binden trugen - riefen dabei den Kunden zu .Hier ist eine deutsche Firnlau 
oder ,Kauft nicht bei Deutschenn. Eine Beschwerde bei dem hiesigen Starosten 
führte zu dem Ergebnis, daß der Starost sich nicht in der Lage saheinzugreifen, 
mit anderen Worten, daß er die Boykottmaßnahmen des .Verbandes des jungen 
Polen, duldete. 

Da die. polnischen Behörden nirgends gegen dieses Vor ehen einschritte11 
und nicht einmal, auch nur scheinbar, versuchten, für die B urchführung des 
Minderheitenabkommens vom 5. November 1937 einzutreten, ist es verständ- 
lich, daß die Abwonderungsbewegung erneut eine Steigerung erfahren hat. 

von Küchler 

Nr. 141 
Der Deutsche Geschäftsträger in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Warschau, den 5. Januar 1939 

Die anhaltenden Entlassungen volksdeutscher Angestellter und Arbeiter auz 
den oberschlesischen Industrieunternehmungen sind bei dem Leiter der West- 
abteilung des Polnischen Außenministeriums Herrn Kunicki erneut zur Sprache 
gebracht worden +. Hierbei ist unter Bezugnahme auf die seinerzeit von dem 

* Vgl. Nr. 136. 



Herrn Reichsminister dem Botschafter Lipski aus Anlaß der Veröffentlichung 
der Minderheitenerklärung übergebene Aufzeichnun festgestellt worden, da13 

I$ die deutschen Erwartungen sich leider in keiner eise erfüllt hätten. Man 
müsse vielmehr im Gegenteil feststellen, daß  die Entlassun en gerade während 
des letzten Jahres noch zugenommen hätten, obwohl die %irtschaftslqe der 
ostoberschlesischen Industrie eher eine Besserung erfahren habe. In den meisten 
Fällen habe es sicb bei den Entlassungen um Familienväter mit langer Dienst- 
zeit gehandelt, also um einen Kreis von Personen, die normalerweise auch im 
Rahmen von Betriebsreorganisationen nicht zur Entlassun gelangen. Das rück- 

a Pa sichtslose Vorgehen ge en diejenigen Angestellten und Ar eiter, die sicb bisher 
dem Druck der Behör en zum Trotz geweigert hätten, ihre Kinder polnischen 
Schulen anzuvertrauen, babe in der deutschen Offentlichkeit eine v'erständliche 
Erregun. aus&elöst . 

Herr unic i, der keinen Versuch machte, die ihm genannten Vorfälle irgend- 
wie zu beschönigen, behauptete, an der Verschlechterung der Atmosphäre babe 
die angeblich schwierige Lage der polnischen Minderheit in Deutschland die 
Schuld. 

Demgegenüber ist Herr Kunicki darauf hingewiesen worden, d a ß  seine Be- 
hauptungen unbedingt .zurückgewiesen werden müßten und daß es sich bei der 

olnischen Minderheit in Deutschland jedenfalls nie um die Sorge für das täg- 
&che Brot handeln könne. Hunger und Arbeitslosigkeit seien Kampfrnittel, 
deren sich nur der oberschlesische Woiwode gegen die deutsche Minderheit be- 
diene. Es sei daher kein Wunder, wenn große Erbitterung und eine verzweifelte 
Stimmung in der Minderheit um sicb greife. Es läge daher auch im Interesse 
der deutsch-polnischen Beziehungen, wenn von seiten des Außenministeriums 
darauf hingewirkt würde, daß endlich der Diskriminierung der deutschen 
Minderheit in Polnisch-Oberschlesien ein Riegel vorgeschoben werde. Herr 
Kuiiicki sagte zu, die Angelegenheit weiter zu verfolgen. 

von Wühlisch 

Nr. 142 
Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Thorn, den 19. Januar 1939 

In der letzten Zeit habe ich wiederholt darüber berichten mcissen, daß  die 
polnischen Behörden allenthalben in rigoroser Weise egen das Deutschtum 
vorgehen. Diese einheitliche Aktion läßt darauf schlie d en, daß  von zentraler 
Stelle aus Weisungen in dieser Richtung egeben worden sind. Die wichtigsten 
Ereignisse der allerletzten Zeit sind das forgehen gegen Einzelpersonen, Aus- 
weisungen, Nichtverlängerun von Aufenthaltserlaubnissen, die Beschlagnahme 
des Herbergsvereins in Grau 9 enz sowie die Untersiichung im Hauptbüro rind 
den Ortsgruppen der Deutschen Vereinigung, 

Angesichts dieser Verfolgung des Deutschtums ist es nicht verwunderlich, 
da6 sicb der deutschen Bevölkerung eine verzweifelte Stimmung bemäclitigt 
hat und daß man die Lage des Deutschtums hier nicht mit Unrecht als gefähr- 
deter d e ~ i n  je zuvor ansieht. Die Lage des Deutschtums hier bat sich trotz des 
yielfach betonten Verständigungswillens gegenüber früber wesentlich ver- 
schlechtert. Diese Stimmung iunerhalb des Deutschtums bewirkt selbstverstäiid- 
lich auch eine erneute Zunahme der A bwanderungsanträge. 

von Küchler 



Der Deutsche Geperalkonsul in Kattowitz an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Kattowitz, den 26. Januar 1939 

Seit dem Ablauf des üenfer Abkommens gehen die hiesigen polnischen Be- 
hörden in verstärktem Maße gegen das deutsche Schulwesen vor. Dieses Vor- 
gehen findet seinen schärfsten Ausdruck in den einseitig von den Behörden 
durch führten S rachprüfun en, die zur Folge haben, daß zahlreiche Kinder B vom g s u c h  der eutschen Sc % ule ausgeschlossen werden. 

Nicht weniger als 240 Erziehungsberechtigte sind in Strafe genommen wor- 
den, weil sie auf Grund der Entscheidung der Sprachprüfun kommission ihre . Y Kinder nicht den polnischen Schulen zugeführt haben. In vie en Fällen mußten 
die Erziehungsberechti ten die Geldstrafen absitzen oder abarbeiten. Der größte 
Teil der Kinder befin f et sich seit langer Zeit im Schulstreik. 

Nr. 144 
Das Auswärtige Amt an den Deutschen Botschafter in Warschau 

Erlaß 

Berlin, den 1. Februar 1939 

Unter dem Vorsitz des schlesischen Sejnlmarschalls fand am 29. Januar d. J. 
in Kattowitz eine Tagung des schlesischen Bezirks d e s  Westverbandes statt, 
in der Deutschland und die deutsche Volksgruppe in Poleri erneut scharfen 
Arigriffen ausgesetzt war. Die von der rPolska Zachod~i ia~  (Nr. 30v.  30.1.1939) 
veröffentlichte Entschließung der Tagesordnung beweist, daß die Deutschen- 
hetze des Westverbandes auch nach dem Warschauer Besuch des Herrn Reichs- 
außeriministers* in unverminderter Schärfe fortgesetzt wird und den offen- 
sichtlichen Zweck verfolgt, die sich anbahnende Entspannung in der Mindrr- 
hciteiif rage zu stören. 

Ich bitte, im Polnischen Außenministerium das Befremden der Reichsregierung 
darüber zum Ausdruck zu bringen, daß  gegen die unausgesetzte deutschfeind- 
liche Kampagne des Westverbandes und insbesondere gegen die obenerwähnte ' 
Veranstaltung keine Schritte unternommen wurden, obwohl die Polnische Re- 
gierung rechtzeitig auf die Kundgebung aufmerksam gemacht ist. 

Im Auftrag 

Woermann 

* Vgl. Nr. 202. 

134 



Nr. 145 
Der Deutsche Generalkonsul in Kattowitz an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Kattowi tz, den 3. Februar 1939 

.Aus Anlall der kürzlich hier durch efiihrten Tagun des polnischen West- 

! f v  !I verbandes s rach der Direktor des estverbandes iec slaw Zaleski aus 
Warschau ü er #Die deutsch-polnischen Baziehungen in drbindung mit der 
gegenwärtigen internationalen Lager. Zaleski charakterisierte dabei die pol- 
nische Politik kurz und offen wie folgt: 

Die Ubereinstimmung der Handlungsweise Deutschlands und Polens sei nicht 
eine Folge der Ubereinstimmung der tatsächlichen politischen Ziele, sondern 
nur aus taktischen Gründen diktiert. Das Problem der nationalen Minderheiten 
sei dagegen der beste Spiegel der tatsächlichen politischen Tendenzen. Im 
Gegensatz zu den aus der gegenwärti en Lage heraus diktierten politischen 
Abmachungen, die den Zweck hätten, fonjunkturelle Vorteile zu erzielen, sei 
die Politik egenöber den nationalen Minderheiten auf weitere Sicht berechnet 
und bezwec f e die Vorbereitung des Terrains für einen künftigen Zusammenstoß. 

Nöldeke 

Nr. 146 

Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Warschau, den 25. Februar 1939 

L)ie aus heutiger L)NB-Meldun bekannte deutsch-feindliche Demonstration 
vor Botschaftsgebäude ist schär f ste Kundgebung, die seit den letzten acht 
Jahren hier stattgefunden hat. Abgesehen vom Einwurf eines Fensters wurde 
zum ersten Mal Haßgesang der a Rota. vor der Botschaft gesungen und während 
einer Viertelstunde wechselten Sprech-Chöre ab mit Rufen wie aNieder mit 
Hitlern,  fort mit den deutschen Hundenn, PES lebp das polnische Danziga, 
 nieder mit der deutschfreundlichen Politika. Die beiden vor der Botschaft 
stationierten Polizeit~eainten beschränkten sich darauf, den Eingang des Ge- 
bäudes zu schützen. Erst der herbeigerufenen Verstärkung durch berittene 
Polizei lind drei Panzerwagen gelang es, die Straßen zu säubern. 

Herr Beck hat mir hetite abend durch seinen Protokollchef Bedauern und 
Eiitschuldi ung Polnischer Regierung ubermitteln lassen; er habe besonders 
bedauert, f a ß  diese Demonstration wegen ihres spontanen Entstehens nicht 
schnell habe beseiti t werden können. Es seien sowohl in politischer wie in 

olizeilicher Hinsic f t die erforderlichen Maßnahmen getroffen, um Wieder- 
golung solcher Vorgänge zu verhindern. Ministerpräsident habe persönlich die 
Uherwachung der getroffenen Anordnungen übernommen. 

Moltke 



Nr. 147 
D a  Deutsche Botschafter in Warschau an das ~uskiirtige Amt ' 

Telegramm 

Warschau, den 25. Februar 1939 

Heutige erneute Demonstration vor Botschaft spielte sich in ähnlichen For- 
men ab wie gestrige mit dem Unterschied, daß dieses Mal schwere Steine gegen 
das Gebäude geworfen wurden, durch die ein Fenster im Unter- und zwei 
Fenster im Oberstockwerk durchschlagen wurden. Die Polizei, die seit gestern 
erheblich verstärkt worden war (es befanden sich in unmittelbarer Nähe der 
Botschaft 40 Polizisten) verhielt sich während der ganzen Dauer der 15 Minuten 
anhaltenden Kund ebnng völlig untätig. Der Abzug der 300köpfigen Menge 9 scheint im Verham lungsw6g erreicht worden zu sein. Demonstranten setzten 
eich vorwiegend aus rechtsradikalen Studenten zusammen. 

Im Auftrag Ministerpfidenten und Ministers des Außern überbrachte hie- 
siger Woiwode, dem gesamte Polizei Warschaua untersteht, Entschuldigung 
der Regierung. Nach seiner Darstellung ist ein Polizeiknrdon durchbrochen 
worden, wodurch Demonstranten bis zur Botschaft vordringen konnten. Der 
verantwortliche Offizier ist sofort vom Dienst suspendiert worden. Von dem 
Versagen der Polizei vor Botschaftsgebäude schien Woiwoden bis zu meiner 
Beschwerde noch nichts bekannt zu sein. 

Nr. 148 
Der Deutsche Generalkonsul in Posen an das Auswärtige Amt 

Telegramm 
Posen, .den 25. Februar 1939 

Gestern stattfanden hier antideutsche Ausschreitungen polnischer Studenten. 
Zu mehrerer hundert Demonstranten kurz vor Generalkonsulat von Polizei 
au f gelöst. Gestern und besonders vergangene Nacht Fensterscheiben von min- 
destens 11 volksdeutschen Gebäuden und Geschäften zertrümmert. Einzelne 
Volksdeutsche mißhandelt. 

Kassler 

Nr. 149 
Der Deutsche Konsul in Krakau an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Krakau, den 25. Februar 1939 

Das Studentenheim der deutschen Hochschüler in Krakau war gestern abends 
um 9 Uhr der Schauplatz einer wüsten, deutschfeindlichen Demonstration. Eine 
Anzahl von etwa 200 bis 300 Personen hatte sich vor dem erwähnten Hause 
zusammen efunden, und eine Gruppe von etwa 15 niscben Stuctenten dran- 
gen, mit 2niippeln und Totschlägern versehen, in deutsche Studentenheim 
ein. Sie überfielen die dort anwesenden deutschen Hochschüler und Hoch- 



schülerinnen, wobei ein Hochschüler derartig blutig geschlagen wurde, daß er 
sofort in ein Krankenhaus .gebracht werden muBte. Einer der Eindringlinge 
zerstörte die Lichtleitung, so daß in den Räumen sofortige Finsternis eintrat, 
und nun begann ein unerhörtes Zertrümmern der Einrichtung. Stühle, Tische 
und Klavier, Fensterscheiben und Kleiderrechen wurden ein Opfer des sinn- 
losen vandalischen Wütens der polnischen Studenten. Erst längere Zeit, nach- 
dem die Demonstranten sich entfernt hatten, kam die Polizei und nahm ein 
Protokoll auf. 

Schillinger 

Nr. 150 
Der Deutsche Generalkonsul in Posen an das Auswärtige Amt 

Telegramm 
Posen, den 28. Februar 1939 

Vorbereitet durch eine Hetzkampagne der polnischen Presse kam es ab 
Freitag, dem 24. d. M., in Posen zu schweren deutschfeindlichen Kundgebungen 
polnischer Studenten, denen sich auch StraUenpassantpn und halbwüchsige 
Burschen anschlossen. Das Posener Deutschtum wurde dadurch schwer be- 
troffen. Die Studenten überfielen deutsche Menschen und fast sämtliche b 
kannten deutschen Gebäude, die vielfach sogar mehreren Uberfiiillen ausgeseht 
waren. Die Unruhen dauern zur Zeit noch an. 

Matuschka 

Nr. 151 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Warschau, den 28. Februar 1939 

Unter den deutschfeindlichen Kundgebungen, die im Zusammenhang mit dem 
Danziger Studentenkonflikt * polnischerseits in Szene gesetzt wurden, ist be 
sonders die Versammlung der Akademischen L 'on, die am vergangenen 
Sonntag in der Warschauer Universität stattfany hervorzuheben. An der 
Versammlung, die zunächst verschoben werden sollte, aber auf Intervention 
militärischer Stellen, vom Ministerpräsidenten doch noch genehmi t worden 
war, nahmen U. a. der Vizekriegsminister General Gluchowski, der % eiter d a  
Amts für Wehrscliulung und kör erliche Ertüchtigung General Sawicki, ferner 
eine Reihe von Offizieren und RochschulProfessoren teil. Der vorn Kriegs- 
minister ernannte Leiter der Akademischen Legion Oberst Tomaszewski hielt 
eine leidenschaftliche Ansprache an die Studenten, in der er an ihren atrio- 
tisehen Geist appellierte und Opferbereitschaft von ihnen forderte; fierbei 
flocht er verschiedentlich litische Ausfälle ein, die teils ausdrücklich gegen 
Deutschland gerichtet, tei P" s auf Deutschland gemünzt waren und in diesem 
Sinne von seinen Zuhörern verstanden wurden. Polen, so erklärte er, habe 
keinerlei Territorien zurückzu eben, dagegen mehr als eines zurückzufordern. 
(Zwischenrufe: Das polniwhe %anzig! Das polnische Ostpreußen!) Danzig, ao 
fuhr Tomaszewski fort, sei eine Eiterbeule arn polnischen Leibe, die man auf- 
schneiden müsse. 

* Vgl. Nr. 195 und 196. 



Nachdem die studentischen Redner zum Teil noch zügellosere Ausfälle gegen 
Deutschland gerichtet hatten, wurde U. a. beschlossen, einen .Ohne Deutschen- 
Tagr , d. h. einen Boykott-Tag, der sich gegen alle Deutschen und alles Deutsche 
richten. soll, zu veranstalten: 

Die Kundgebung der Akademischen ion, einer vom Kriegsministerium 
betreuten Organisation, die der militärisc 9 en Vorbereitung der Hochsch~l- 
ju end dieiit, unterscheidet sich dadurch von den sonstigen seitens der national- a ra ilialen Studenten verübten deutschfeindlichen Straßentiimiilten und Au* 
schreitungen, daß es sich hier um eine unter dem Schutz hober militärischer 
Stellen und in Anwesenheit des Vizekriegsministers abgehaltene Veranstaltung 
handelte. Die Sympathien mancher Militärkreise für die deutschfeindliche 
Gesinnung der ~fudenten3chaft, die sclion im Verlauf der jüngsten Vorfälle zu 
beobachten war, fand bei diesem Anlaß eine neue Bestätigung. Xhnlich der 
Einstellung der Militärkreise ist diejenige der Polizei, was ihr passives Ver- 
halten bei den Demonstrationen vor der Botschaft am Freitag und Sonnabend 
der vegangenen Woche zeigte *. 

Wegen des unerhörten Veisagens der Polizei habe icb mich beim Außen- 
ministerium aufs nachdrücklichste beschwert Seit Sonnabend abend ist der 
Schutz der Botschaft nunmehr effektiver geworden; ein heute erneut vor1 
studentischeii Demonstranten unternommener Versuch, vor das Botschafts- 
gehäude zu gelangen, wurde von der Polizei energisch verhindert. 

Den Entschuldigun en, die am durch den Chef des 
Protokolls und den 9 arschauer bat sich Herr &ck 
persönlich bei unserem für Graf Ciano 
auf der Italienischen Botschaft angeschlossen. Verschiedene Veröffentlichun en 
in der heutigen Presse mahnen zur Ordnung und Disziplin und sucheu zu % e- 
ruhigen. Man kann jedoch nicht sagen, daß die Elemente, die die deutachfeind- 
lichen Demonstrationen hervorgerufen lind veranstaltet haben, tatsächlich 
schon zur Ruhe gebracht wären. 

von Moltke 

Nr. 152 
Unterredung des Reichsministers des Auswärtigen 

mit dem Polnischen Botschafter 
Aufzeichnung 

Berlin, den 28. Februar 1939 

Ich empfing heute den Polnischen Botschafter und sagte ihm, da6 ich mit 
immer stei endem Unbehagen die Entwicklung in Polen auf Grund der lokalen 
Llanxiger 8 tudentenzwischenfälle * * betrachte. Ich wies auf die zweimaligen 
Demonstrationen vor der Botschaft hin, bei denen die Polizei anscheinend un- 
tätig zugesehen habe***, und ferner auf die Hetze in einem großen Teil der 
polnischen Presse. Die Demonstrationen hielten auch am heuti en Tage über f ganz Polen noch an. Ich wies den Botschafter darauf hin, aß ich bisher 

* Val. Nr 146 und 147. 
** Vgl. hierzu Nr. 195 und 196. 

*** VgI. Nr. 146 und 147. 



dic ganzen Vorgänge vhlli aus der deutschen Presse herausgehalten habe. 
Wenn diese Pressehetze un % die Demonstrationen in Polen allerdings weiter- 
gingen, würde die deutsche Presse antworten und er wisse ja wohl gcniigend 
von der deutschen Presse, daß sie es dann allerdings auch gründlich tun werde. 
Er, Lipski, kenne ja die Grundeinstellun des Führers, die einen groWen end- 
gültigen Ausgleich mit Polen finden möc % te, und diese Einstellung sei immer 
unverändert. Durch solche bedauerlichen V~rkoxminisse könne allerdinp 
dieser Ausgleich sehr erschwert oder zumindest sehr verzögert werden. 

von Ribbentrop 

Nr. 153 
Der Deutsche Generalkonsul in Posen an das Auswärtige Amt 

Telegramm 
Posen, den 1. März 1939 

Heute mor en 6 Uhr wurde Scheibe an Eingangstür Generalkonsulats zer- 
schlagen. H~L Woiwoden benachrichtigt und ihn gebeten, notwendige Maß- 
nahmen zu treffen. Diese Nacht wiederum Scheiben in volksdeutschen Läden 
eingeschlagen. Da durch immer noch revozierende Haltung Studenten Gefahr 
von ZusammenstöWen mit Reichs- un B Volksdeutschen besteht, bitte auch dort 
auf Abstellunp unerträglicher Lage hinzuwirken. 

Matuschka 

Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Thorn, den 4. März 1939 

Die vergctngene Woche hat keinerlei Entspannung gebracht. Aus vielen 
Gegenden meines Amtsbezirks werden mir weitere Demonstrationen oder Maß- 
nahmen gegen das deutsche Volkstum gemeldet. 

In einzelnen Städten wird jetzt der Boykott gegen die Deutschen auf solche 
polnischen Geschäfte ausgedehnt, in denen die Kundschaft in deutscher Sprache 
abgefertigt wird. Dabei ist zu bemerken, daß der vom Westverband schon seit 
der Abtrennung des Gebiets betriebene Boykott gegen deutsche Ladeninhaber 
dazu goführt hat, da6 viele derartige Geschäfte eingegan en und ihre Besitzer 
abgewandert sind. Aber mit diesem Erfolg ist nian noc % nicht zufrieden; es 
muß auch noch der olnische Geschäftsmanri, der seine nun zu ihm kommenden 
deutschen Kunden i eut3ch bedient, daraiif aufmerksam gemacht werden, daß 
er Deutsche überhaupt nicht zu bedienen hat. 

Erst vor weni en Tagen ist im Offizierkorps in einer Offiziersbesprechung 
beschlossen wor f en, diejenigen Geschäfte zu meiden, in denen die Kunden 
noch in deutscher Sprache bedient würden. Man will mit anderen Worten, ent- 
gegen allen Abmachungen, dem Deutschen das Leben einfach unmöglich machen 
und ihn vertreiben. 



Die Boykottaktion egen deutsche Geschäfte bat im iibrigen in der verflossenen 
Woche zu einem grö 1 eren Tumult in Bromberg eführt. Dort wurden in der 
Nacht vom Dienst dem 28.2., auf Mittwoch, 8 en 1.3. 1939, in der ganzen 
Stadt an ~äusern,Ehaufenstern,  Litfaßsäulen und Zäunen Plakate angeklebt, 
worin zum Wirtschaftsboykott der Deutschen aufgefordert wird. 

/ 

von Küchler 

Nr. 155 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Warschau, den 9. März 1939 

In einer Unterredun die ich gegtern mit Herrn Beck hatte, bin ich noch 
einmal auf die Kundge f' ungen vor der Deutschen Botschaft zurückgekommen, 
wobei ich besonders auf das offensichtliche Sympathisieren der Polizei mit den 
Demonstranten verwiesen habe, sowie daraaf, daß ein höherer polnischer Offizier 
einem Gewährsmann gegenüber diese Demonstrationen als durchaus berechtigt 
bezeichnet habe. Ich erklärte Herrn Beck, daß diese beiden Feststellungen 
sowie andere Beobachtungen solcher Art bedauerlicherweise gezeigt hätten, 
wie schmal die Basis sei, auf der hier in Polen die Verständigungspolitik be- 
trieben werde. Außer ihm selbst und etwa einem halben Dutzend anderer Per- 
sönlichkeiten gebe as hier in Polen eigentlich niemand, der sich ernstlich für 
diese Angelegenheit iateressiere. Man könne sich auch nicht wundern, wenn die 
Stimmung Deutschland gegenüber sich hier dauernd verschlechtere; denn die 
Presse höre nicht auf zu hetzen. Tagtqlich erschiehen unfreundliche Artikel, 
und zwar nicht nur in der OppositiÖnspresse, sondern auch in den provinziellen 
Regierungsorganen und nur die beiden in Warschau erscheinenden offiziösen 
Zeitungen verhielten sich einigermaßen korrekt. Noch schlimmer sei aber die 
Agitation des Westverbandes, der in außerordentlich sinnfälliger Weise durch 
verschiedene planmäßige Aktionen die Bevölkerung gegen alles Deutsche auf- 
hetze. Geradezu ungeheuerlich sei im August V. J. die während dreier Wochen 
durch das ganze Lsnd gehende Demonstrationswelle * gewesen, mit der gegen 
die angebliche Brutalität der Deutschen protestiert wurde, und zwar anläßlich 
des bedauernswerten Unglücksfalles eines polnischen Eisenbahners, der auf der 
Strecke Danzig-üdingen aus dem Zuge gefallen war, wobei ihm beide Beine 
abgefahren wurden. Die damalige Hetze sei von der Regierung geduldet worden, 
obwohl ihr bekannt war, daß der den Deutschen zur Last gelegte Unfall lediglich 
durch Verschulden des betreffenden olnischen Eisenbahnbeamten selbst herbei- 

führt worden war, ohne daß irgen B ein Deutscher dabei beteili t gewesen wäre. 

gekommen sei. 
fi Km sei der unglaublichste Fall von Verhetzung gewesen, er mir je vor- 

Herr Beck schien über diese Ausführun en recht betroffen und erklärte noch- B mals, wie sehr er die Vorfälle vor der eutschen Botschaft bedauert hätte. 
Er gab zu, daß die Polizei versagt habe und erklärte, daß der schuldige Polizei- 
offizier vor Gericht gestellt werden würde. Im übri n meinte er, man dürfe V die Dinge auch nicht zu pessimistisch ansehen. Die erständigungspolitik sei 

* Vgl. Nr. 193. 



in der Tat nicht immer leicht durchzuführen und er  verhehle sich keineswegs 
ihre Schwierigkeiten. Er habe namentlich im Jahre 1936 schwere Kämpfe be- 
stehen müssen, um diese von Pilsudski inaugurierte Politik zur Anerkennung 
zu bringen; seither begegne er aber in politischen Kreisen wachsendem Ver- 
ständnis dafür. Die Gründe für die Verschlechterung der Stimmung während 
der letzten Monate sehe er hauptsächlich in der karpathoukrainischen Frage, 
da man Deutschland die Schuld zuschiebe, daß  es nicht zu einer gemeinsamen 
polnisch-ungarischen Grenze gekommen sei. 

Ich verwies darauf, da13 dieser Behauptung durch die sehr klaren Erklärungen 
von Berchtesgaden* der Boden entzogen worden wäre und da6  es doch 
wirklich an der Zeit sei, etwas gegen die Brunnenver ftun zu unternehmen. $ % Wir könnten es jedenfalls nicht verstehen, wenn die resse etze von der Re- 
gierung geduldet werde und wenn man dem Westverband für seine deutsch- 
feindlichen Aktionen freie Hand gehe. 

von Moltke 

* Vgl. Nr. 200. 



U1 Fortsetzung der Enteignung Deutschen ürundbesibes 
in Nichtachtung der MinderheitenerkiImng 

(Februar 1938 bis Februar 1939) 

Ni .  156 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

Warschau, den 16. Februar 1938 

Soweit aug bisher vorliegendem Material festzustellen, ergibt Namensliste 
für  Agrarreform *, daß  in diesem J a h r  22 800 ha aus deutscher Hand enteignet 
werden gegenüber 21 100 ha im vorigen Jahr.  Allerdings sind die Enteipungen 
aus polnischer Hand in diesem Jahr  mit 13 500 ha höher als die vorjahrige~~ 
mit 6 100 ha, so daß  der Prozentsatz des deutschen ~ n t e i l s  sich von etwa 
75 Prozent im vorigen Jahr  auf etwa 64 Prozent in diesem Jahr  verbessert hat; 
er  liegt aber immer noch wesentlich über dem nur etwa 30 Prozent betragende11 
deutschen Anteil an dem der Agrarreform unterliegenden Gesamtarekl Mithin 
ist bedauerlicherweise festzustellen, daß auch die Minderheitenerklärung, die 
hinsichtlich des Grundbesitzes Gleichstellung zusichert. sich auf Durchführung 
der Agrarreform nicht ausgewirkt hat, obwohl unsererseits seinerzeit aus- 
drücklich auf diese Zusammenhänge hingewiesen wurde **. 

Mol t ke 

Nr. 157 
Der Deutsche Generalkonsul in Posen an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Posen, den 22. Februar 1938 

Nachdem bereits im vor1 en Jahre der deutsche Besitz übermäßig stark, im 
Gegensatz zum polnischen besitz, zur Agrarreform herangezogen worden war, 
hatten die maßgeblichen deutschen Kreise die Hoffnung ehegt, daß ihr Besitz 
in diesem J a h r  geschont werden würde. Sie fühlten sie % zu dieser Hoffnung 
umsomehr berechtigt, als sie glaubten, daß  die am 5.11. 1937 abgegebene 
Minderheitenerklarung nun endlich Früchte tragen würde. Die jetzt ver- 
öffentlichten Namenslisten haben aber alle ihre Hoffnungen zunichte gemacht. 
Nach einer an den Polnischen Ministerpräsidenten gerichteten Eingabe des 
Senators Hasbach entfallen nämlich von der gesamten Fläche, die in den 
Woiwodschaften Posen und Pommerellen zur Zwangsparzellierung - heran- 
gezogen wird. 

auf Deutsche .................. 22,254 ha, 
auf Polen ..................... 13,945 ha. 

* Die Liste mit den Namen des zur Landabgabe heran ezogenen Besitzes wurde in jede111 
Jahre am 15. Februar veröffentlicht. Vgl. zur Liste von 1 34 Nr. 42, von 1035 Nr. 55, von 
1036 Nr. 64,' von 1937 Nr. 74. 

% 
** Vgl. Nr. 94, 95 und 104. 



Bit Bestehen des A arrefonngesetzea sind bisher insgesmt zur Zwangs- 
parzellierung mgef or f er t worden: 

.. von Deutschen .. .. .. 109,912 ha = 66 Y,, 
von Polen ..,..... .. .. 55,714 ha = 34 @I,. 

Im Jahre 1925, d. h. zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Agrarreform- 
gesetzes waren vom gesamten der Agrureform unterliegenden Besitz 

in polnischen Händen .......... 729,750 ha, 

.. .. in deutschen Händen „ .. .. 513,770 ha. 

Von dieser Gesamtfläche entfallen auf Landvorrat 
.......... in polnischen Händen 411,810 ha, 

in deutschen Hbden .......... 261,260 ha. 

Diese Plachen verhalten sich a.iso in Prozentzahlen gerechnet wie 62 : 38. 

Bei einer gerechten Handhabung der Agrarreform hätten vom privaten 
Grundbesitz also auch nur in diesem Prozentverhältnis Deutsche und Polen 
zur Zwangsparzellierung hera ezogen werden dürfen. Von den Polen wurden 
jedoch nur 55,714 ha, von dennPjeutschen dagegen 109,812 ha auf den Namens- 
listen angefordert. Diese Ziffern verhalten sich aber gerade im umgekehrten 
Verhältnis zur Besitzfläche. Es sind vom olnischen Besitz statt 62O/, nur 
3g0/, vom deutschen dagegen 61@/, statt 3 t; @/@ zur Zwangsparzellierung a-n- 
gefordert worden. 

Darüber hinaus weist Senator Hasbach auf eine weitere schwerwiegende 
Sorge der deutschen Minderheit hin. Obwohl der deutsche Grundbesitz nn- 
gerechtfertigt stark zur rarreform herangezogen wurde und damit der 
Lebensraum der deutschen % 'nderheit eine ungeheure Einschränkung erfuhr, 
ist auf den neugebildeten Bauernwirtschaften die deutsche Minderheit fast 
nicht angesetzt worden. Nach vorliegendem Material ist noch nicht einmal 
der zur Agrarreform herangezogenen F h h e  der deutschen Minderheit zugute 
gekommen, da die Landkomrnissare in den Woiwodschaften Posen und Pomme- 
reilen die Ansetzung von Angehörigen der deutschen Minderheit fast grund- 
sätzlich ablehnen. 

Llie vom Senator Hasbach angeführten Tatsachen lassen es begreiflich er- 
scheinen, daß sich bei den Deutschen Bestürzung und Hoffnungslosigkeit be- 
merkbar machen. Aus dem Vor ehen der Polen geht ohne irgendeine Ver- 
tuschungsabsicht klar hervor, da 8 für sie die Minderheitenabmachungen nicht 
gelten, sondern daß sie den unerbittlichen Grundsatz verfol en, das Deutsch- % turn trotz aller Versprechungen und Beteuerungen LU vernic ten. Nimmt man 
zu dieser A rarreform noch die Schikanen des Grenzzonengesetzes und die in 
der letzten 5, eit erfolgten Aufenthaltsverweigernngen hinzu, so kann man gut 
verstehen, daß die Deutschen jede Hoffnung, ihre Lage hier erträglich zu g e  
staken, aufgeben müssen. 

W alther 

* D. h. die Oeaamtheit der nach dem Agrarreforrngeectz. der Perzellierung unterworfenen 
Flachen, also nach Abzug der nicht der Panellierung untetworfenen Reetgüter, Forsten und 
Gewässer. 



Nr. 158 
Der Staatssekretär des Auswärtigen Amte an den Deutschen Botschafter 

in Warschau 
Telegramm 

Berlin, den 22. Februar 1938 

Namensliste vom 15. Februar hat hier größtes Befremden hervorgerufen, da 
in Woiwodschaften Posen und Pommerellen deutscher Besitz wiederum unver- 
hältnismäßig &arker als polnischer zur Zwangsparzellierung herangezogen 
wird. 

Ich bitte beshalb, Anknminister unser stärkstes Befremden über diese neuen 
MaWnahmen auszusprechen, die mit deutsch-polnischer Minderheitenerklärung 
nicht in Einklang ständen. Deutsche Regierung sei über Verletzung Minder- 
heitenerklärung besonders verwundert, weil Sie im Verlaufe Ihrer Besprechun- 
en mit Polnischem Außenminister über Formulierung und Bedeutung dieser 

brklä.rung wiederholt ausdrücklich und unwidersprochen daraof hingewiesen 
hätten, da6 künftige Anwendung der Agrarreform zu Entdeutschungszwecken 
mit Erklärung nicht vereinbar sei *. 

Mackensen 

Nr. 159 
Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Thorn, den 25. Februar 1938 

Uie Letzte Veröffentlichung der Namensliste, nach der wiederum viele 
deutsche Güter enteignet wurden und in der .auch wieder die stärkere Heran- 
ziehung des deutschen Besitzes gegenüber dem polnischen klar zu Tage tritt, 
wird hier für  ein schweres Unglück an esehen. Die Stimmung unter den P Deutschen ist infolgedessen auch honnungs OS und verzweifelt. Sie wissen nicht 
ein und nicht aus, und nirgends sehen sie einen Hoffuungsschimmer. Die Ent- 
schädigung, die bezahlt wird, ist nichts weiter wie eine Verschleierun8 der 
Wegnahme. Güter, die guten und besseren Boden haben und die infolgedessen 
für einen Morgen Land einen Durchschnittswert von 250 Zloty berechnen, 
erhalten durchschnittlich nur 60 Zloty pro Morgen, also rund 25O/,,, und auch 
diese Entschädigung wird nicht'in bar, sondern zum allergrößten Teil mit 
Staatsobligationen bezahlt, die an der Böne nur einen Wert von 5o0lO haben. 

Unter diesen Umständen ist es nur zu begreiflich, daß die deutschen Volks- 
genossen, die unter der Herrschaft des Minderheitenabkommens eine bessere 
Zukunft erwarteten und nun wieder so unverstähdlich hart angefaßt werden, 
sich in dumpfer Verzweiflung nach Hilfe umschauen. Sie sind enttäuscht, daß 
die deutsche Presse keine Notiz von ihrem Leid nimmt und sich nicht in ihre 
Lage versetzt. Nirgends lesen sie in den Zeitungen eine gerechte und un- 
geschminkte Würdigung des Geschehenen. Nur völlig unzureichend wird ihr 
Schicksal gestreift und das Ungeheuerliche des Vertragsbruches ausgewertet. 
Die Deutschen sehen mit Grauen und mit dem Gefühl absoluten Verlassenseins 
ihrem Untergang entgegen. 

von Küchler 
* Vgl. Nr. 84 und 95. 



Nr. 160 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt, 

Bericht 
Warschau, den 8. März 1938 

Wie bereits gemeldet, habe ich die mit dortigem Telegramm angeordnete 
Demarche * in Sachen der Agrarreform erst am 4. d. M. abends, also unmittel- 
bar vor der Abreise des Außenministers Beck nach Rom, ausführen können. 
Ich habe hierbei das in dem Bericht des Generalkonsulats Posen vom 
22. Februar ** enthaltene Zahlenmaterial weisungsgemäß verwertet, das meines 
Erachtens unwiderlegbar die Schlechterstellung der deutschen Minderheit be- 
weist. Ich habe des weiteren ausgeführt, daß bei Neuansiedlungen sowohl wie 
bei Anliegersiedlungen die deutschen Bauern planmäßig ausgeschlossen werden 
und daß die Handhabung der Grenzzonenverordnung durch fast restlose Ab- 
lehnung der bei jedem Eigentumswechsel erforderlichen Genehmigung - auch 
wenn es sich um Erbübergang von Vater auf Sohn handelt - zu einer Maß- 
nahme der Entdeutschung geworden ist. Schließlich habe ich unter F o r e  
führung einer früheren Unterhaltung Herrn Beck auch noch Material über die 
Arbeitslosigkeit in Oberschlesien mitgeteilt, um zu beweisen, daß das deutsche 
Element wirtschaftlich überall und in jeder Hinsicht zurückgesetzt wird. 

Herr Beck bestritt, daß auf irgendeinem Gebiet eine unfreundliche Tendenz 
gegenüber der deutschen Minderheit vorhanden sei und berief sich erneut auf 
Weisungen, die in dieser Hinsicht von dem Ministerpräsidenten gegeben worden 
seien. Zu dem von mir vorgelegten Zahlenmaterial über die Aorarreform führte 
Herr Beck folgendes aus: Zunächst einmal sei das Ziel 8es Agrarreform- 
gesetzes, den gesamten landwirtschaftlichen Großgrundbesitz in Polen auf die im 
Gesetze vorgesehene Größe herunterzudrücken. Dieses Ziel wiirde fortan in 
einem schnelleren Tempo verfolgt werden als bisher, so daß  es voraussichtlich 
schon in ganz wenigen Jahren restlos erreicht sein werde. Die Frage der 
Reihenfolge spiele infolgedessen keine sehr große Rolle mehr, da in sehr kurzer 
Zeit sowieso alle Grundbesitzer, ob Polen oder Deutsche, von der Agrarreform 
erfaWt sein würden. Zweitens verwies Herr Beck auf die freiwilligen Parzel- 
lierungen, die in verhältnismäßig großem Umfange seitens der polnischen 
Eigentümer durchgeführt worden seien und fast ar  nicht von deutscher Seite. 
Schließlich machte Herr Beck geltend, daß der Eroßgrundbesitz sich zu 30% 
in deutscher Hand befinde, während der deutsche Bevölkcrungsanteil in den 
fraglichen Provinzen wesentlich geringer sei. Als ich Herrn Beck darauf 
hinwies, daß er hiermit ein rein politisches Moment in die Frage der Agrar- 
reform einschalte, erklärte er, es handele sich nicht um ein politisches, sondern 
um ein rein soziales Moment, insofern als das Agrarreformgesetz die Aufgabe 
stelle, zunächst einmal 'den übermäßi großen Besitz zu zerschlagen und der 
bäuerlichen Hand zuzuführen. Nun tefänden sich aber gerade die größten 
larldwirtschaftlichen Betriebe in deutscher Hand, und so sei die starkere Heran- 
ziehun des deutschen Grundbesitzes vollkommen im Einklang mit den gesetz- 
lichen I3 estimmungen und den Grundsätzen sozialer Gerechtigkeit. 

Die Beckschen Argumente sind, und ich habe das nachdrücklichst zum 
Ausdruck gebracht, in keiner Weise stichhalti . Was zunächst die Behauptung 
an betrifft, daß die Agrarreform in wenigen f ahren restlos durchgeführt sein 

* Vgl. Nr. 158. 
** Vgl. Nr. 157. 



werde, so wird, auch wenn den Wünschen des Landwirtschaftsministers 
Poniatowski endprechend das Tempo der Durchführung wesentlich beschleu- 
nigt werden sollte, schon aus finanziellen Gründen noch eine .recht erhebliche 
Zeitspanne notwendig sein. Abgesehen hiervon aber ist noch keineswegs zu 
übersehen, ob bei dsr ständig wachsendeh Oppbsition gegen die Agrarreform 
die Parzellieruog iiberhaapt bis zu Ende durchgeführt werden wird. Jeden- 
falls liegt aber nicht die gerin te Berechtigung vor, die deutschen Grund- 
besitzer in der Reihenfolge an f ie erste Stelle zu setzen. Was die freiwilligen 
Parzellierungrn anbetrifft, so sind dieselben nach den u m  vorlie nden Zahlen- f angaben nicht so erheblich, daß sie das für die deutsche Minder eit ungünstige 
Bild verändern könnten. Auch die Behauptun , daß gerade die größten land- 
wirtschaftlichen Betriebe sich in deutscher aand befänden, ist völlig unzu- 
treffend. Vielmehr sind die großen deutschen Besitze längst enteignet und in 
allen Größenklassen überwiegt jetzt der polnische Grundbesitz. 

Herr Beck, der sein Zahlenmaterial nicht zur Hand hatte, machte schließlich 
den Vorschlag, die Besprechung nach seiner Rückkehr aus Rom noch einmal 
wieder aufzunehmen, da ihm daran liege, daß keine Mißverständnisse zuriick- 
blieben. Ich habe mich damit einverstanden erklärt und darf nach der weiteren 
Besprechung erneut berichten * . 

von Moltke 

Nr. 161 
Der Staatssekretär des Auswärtigen Amts an den Deutschen Botschafter 

in Warschau 
Erlaß 

Berlin, den 9. November 1938 

Wie der Botschaft bekannt ist, sind die zuständigen polnischen Stellen seit 
einiger Zeit mit den Vorarbeiten zu der im Februar nächsten Jahres erscheinen- 
den Namens- und Jahresliste für die weitere Durchführung der Agrarreform 
befaßt. Um nach Möglichkeit zu verhüten, daß durch diese neuen Listen der 
Grundbesitz der deutschen Volksgruppe in Westpolen wie in den Vorjahren 
in weitaus stärkerem Umfange als nationalpolnischer Besitz zur Parzellierung 
herangezogen wird, erscheint es dringend geboten, schon jetzt der Polnischen 
Regierung gegenüber unsere bestimmte Erwartung zum Ausdruck zu bringen, 
daß durch die neue Liste Grundbesitz der deutschen 'Volksgruppe in den 
polnischen Westprovinzen, im Gegensatz zur bisherigen Praxis, lediglich ent- 
sprechend dem Anteil des in deutscher Hand befindlichen Besitzes an dem der 
Agrarreform unterliegenden Gesamtgrundbesitz zur Landabgabe herangezogen 
wird. 

* Es haben im Amchluß hieran weitere Besprechungen über diese Frage sowohl mit dem Polni- 
schen AuUenminister wie mit seinen Sadhbearbei tern etatt efunden. FIiei'bei mußte lnischerseits 

Pb P P" Zuge eben werden, daß der deutsche Grundbesitz tatsäc lich bisher erheblicb etär er  zur Land- 
abga e herangezogen worden ist als der polnische. Deutschereeita wurde mit allem Nachdruck 
darauf hingewiesen, daO d i e  klare Diskriminierung der deutschen Minderheit nicbt mehr hin- 

enommen werden könne und daß auf Grund der Minderheitenerklähing auch in der Frage 
!er Agrarreform die zugesagte volle Gleichberechtigung und gleiche Behandlung der deutschen 
Minderheit erwartet werden müsse. I n  den Verhandlungen wurde in erster Linie angestrebt, 
die Diskriminierung der Namensliste für 1938 zu beseitigen. Die deutschen Wünsche rmd aber 
unberücksichtigt geblieben. 

146 



Ich bitte, heim dortigen Außenministerium tunlichst umgehend in diesem 
Sinne vorstellig zu werden und sich dabei insbesondere auf Ziffer 5 der Minder- 
heitenerklärung vom 5. November 1937 zu berufen, die uns - wie der Pol- 
nischen Regierung gegenüber im Verlauf der Verhandlungen über diese Er- 
klärung wiederholt ausdrücklich und unwidersprochen zum Ausdruck gebracht 
worden sei (z. vgl. Drahtbericht vom 26.8. 1937) * T gerade gegen unter- 
schiedliche Behandlung der Volksdeutschen bei der Agrarreform schützen 
sollte. Ich bitte, dabei ferner auszuführen, die Deutsche Regierung erwarte 
bestimmt, daß die Polnische Regierun der Tatsache, daß  der Besitz der 
deutschen Volksgruppe bisher wesentlic! stärker von der Agrarreform erfaßt 
morden sei als der nationalpolnische, bei der Aufstellung der Namensliste für 
1939 gebührend Rechnung tragen werde. 

Für  einen Bericht über das Veranlaßte sowie das Ergebnis der dortigen 
Demarche wäre ich dankbar. 

W eizsäcker 

Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Warschau, den 22. November 1938 

Die mir aufgetragene Demarche wegen der weiteren Durchführung der 
Agrarreform ist bei Ministerialdirektor Graf tubienski, dem Kabinettschef des 
Außenministers, aus eführt worden. Bereits im März d. J .  nach Veröffent- 
lichung der letzten bamensliste war dieser Fragenhorn lex mit dem Grafen 
Eubiehski besprochen worden, der sich bereit erklärte, J e  Frage der Benach- 
teiligung des deutschen Grundbesitzes beim Polnischen Agrarminister zur 
Sprache zu brin en. Graf tuhiehski hat nunmehr wieder erklärt, daß mit der 
Durchführung Ci„ Bodenreform in keinem Fall eine Benachteiligung des 
deutschen Grundbesitzes beabsichtigt sei. Die Listen würden ohne Ansehung 
der Nationalität der Besitzer nach rein sachliclien Gesichtspunkten aufgestellt. 

Dem Grafen Eubiehski ist erwidert worden, daß die Ar t  und Weise, wie 
bisher die Bodenreform in Polen gehandhabt worden sei, auf deutscher Seite 
den berechti ten Eindruck erweckt habe, daß es sich in erster Linie um eine 
großiiifige Bntdeutschun spolitik bandele. Maßgebend für die Beurteilung 
müsse ie Tatsache sein, faß der deutsche Besitz im Verhältnis mehr als dop- 
pelt so stark zur Bodenreform herangezogen worden sei als der polnische. Die 
Veröffentlichung der Namensliste im Februar d .  J. habe in der deutschen 
Offe~tlichkeit eine um so stärkere Empörung ausgelöst, als man unbedingt auf 
Grund der Minderheitenerklärung eine gerechtere Handhabung hätte erwarten 
dürfen. Falls der Agrarminister für unsere Auffassung kein Verständnis zeige 
und mit seiner Entdeutschungspolitik fortfahren sollte, so wäre mit einer sehr 
empfindlichen Rückwirkung auf die deutsche öffentliche Meinung zu rechnen. 

von Moltke 

* Vpl Nr. 95. Zu vergleichen auch Nr. 94 und 104. 
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Aufzeichnung eines Beamten der Politischen Abteilung 
des Auswärtigen Amts 

- Berlin, den 15. Februar 1939 

Nach tele honischer Meldung der Deutschen Botschaft in Warschau ist irn 
polnischen E) esetzblat t von heute die Liste (Namensliste) der Grundstücke, die 
im Jahre 1939 zur Zwangsparzellierung im Wege der Agrarreform bestimmt 
worden sind, veröffentlicht worden. Nach dieser Liste entfallen 

in der Woiwodschaft Posen von insgesamt 20 275 ha auf deutschen Be- 
sitz 12 142 ha, 

in der Woiwodschaft Pommerellen von insgesamt 17 437 ha auf deutschen 
Besitz 12 538 ha, 

in der Woiwodschaft Oberschlesien von insgesamt 7 438 ha auf deutschen 
Besitz 6 813 ha. 

Diese Maßnahmen stehen in krassem Widerspruch zur deutsch-polnischen 
Minderheitenerklärung vom 5. November 1937 sowie zu den wiederholten Zu- 
sicherun en der Polnischen Regierung, deutsche Volkstumsangehöri e bei der 
Agrarre B orm nicht zu diskriminieren. Der deutsche Landvorrat* ibetriigt in 
Posen und Pommerellen nur etwa ein Drittel des gesamten, der Agrarreform 
unterliegenden Besitzes. 

Schliep 

Nr. 164 

Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

Thorn, den 16. Februar 1939 

Neue Namensliste A rarreform hat in volksdeutschen Kreisen hier nieder- e schmetternden Eindruc gemacht, zumal nach Warschauer Besuch des Herrn 
Reichsministers des Auswärtigen allgemein weit günstigeres Ergebnis er wartet 
wurde. 

Enteignet werden in Pommerellen rund 12 600 ha deutscher Besitz gegen 
8 6 0  ha voriges Jahr. Deutscher Anteil in diesem Jahr etwa 65 O/„ also n&h 
h6her als voriges Jahr. Dieses Jahr besonders bemerkenswert stärkere Heran- 
ziehung Mittelstandes sowie Umstand, daß verschiedene Besitzer zu wiedcr- 
holten Malen parzelliert werden. 

Küchler 

* Vgl. Nr. 157, Anm. * S. 143. 



Nr. 165 
Der Staatssekretär des Auswäitigen Amts an den Deutschen Botschafter 

in Warschau 
Telegramm 

Eerlin, den 16. Februar 1939 

Bitte Sie, umgehend Außenminister oder im Verhinderungsfalle seinem Ver- 
treter Befremden darüber zum Ausdruck zu bringen, daß neueste Namensliste 
wiederum entgegen Minderhei tenerklärun und späteren Zusicherungen * 
Polnischer Regierung deutschen Besitz in osen und Pommerellen unerhört 
diskriminiert. 

B 
Drahtbericht. 

Weizsäcker 

Nt. 166 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

Warschau, den 17. Februar 1939 

Da Herr Beck erkrankt und Graf Szembek abwesend, habe ich angeordnete 
Demarche in Sachen Agrarreform bei Unterstaatssekretär Arciszewski aus- 
geführt, der übrigens von Herrn Beck speziell mit Bearbeitung dieser Frage 
beauftragt ist. 

Aiciszewski erklärte, daß uns günstiger Standpunkt AuWenministeriums auf 
großen Widerstand im Ministerrat gestoßen wäre, der die Auffassung vertrete, 
daß die Frage der gleichmäßigen Heranziehung deutschen und polnischen 
Grundbesitzes nicht im Rahmen einzelner Provinzen, sondern gesamten Staats- 
gebiets zu beurteilen sei. Angesichts dieser Schwierigkeiten habe Außen- 
ministerium auf den Versuch einer Abänderung der für Pommerellen auf- 
gestellten Liste verzichtet, weil dort die Agrarreform bereits fast ganz 
abgeschlossen sei, und habe sich darauf beschränkt, in der Woiwodschaft 
Posen - und zwar auch für die Zukunft - den Griindsatz 50 zu 50 zu 
fordern. Hierin habe das Außenministerium Erfolg gehabt. 

Ich habe erwidert, daß wir polnischen Standpunkt hinsichtlich Pommerellen 
als eine unerträgliche Diskriminierung ansehen müßten. Was Posen anbetreffe. 
so sei nach unseren sehr genauen Unterlagen die Heranziehung deutschen Be- 
sitzes wesentlich größer als 50 @Iw Aber abgesehen hiervon, könnten wir uns 
auch mit Grundsatz 50 zu 50 nicht einverstanden erklären, weil deutscher Be- 
sitz nur etwa 30 O/,, der Gesamtflache betrage und obendrein in den Vorjahren 
bereits übermäßig stark herangezogen sei. 

Arciszewski bat um Mitteilung unseres Zahlenmaterials. Ich habe hierfür 
genaue Unterlagen bei Generalkonsulat Posen angefordert **. 

Moltke 

* Vgl. Nr. 162. 
** VgI. auch Ni. 170, 171 und 172. Auch die weiteren Besprechungen mit dem Polnischen 

Außenministerium blieben ohne Ergebnis. 



N'r. 167 
Der Deutsche Generalkonsul in Kattowitz an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Kattowitz, den 21. Februar 1939 

Nach der inzwischen etroffenen genauerw Fest~tellurig des Vereins der deut- 
schen Grundbesitzer in 6 stoberschlcsien entfallen von der in der Namenliste an- 

egebenen Flächenmenge r 438 ha) 
nur 100 ha auf polnischen Besitz. Der 

ieotsche Grundbesitz ist a so mit 98,7 herangezogen worden, obwohl pol- 
nischer Grundbesitz in größerem Umfange vorhanden ist. Damit ist der 
deutsche ~Landvorrata* im hiesigen Amtsbezirk fast restlos erfaßt. 

Nöldeke 

Nr. 168 
Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Thorn, den 21. Februar 1939 

Die verflossene Woche stand vollständi unter dem Zeichen der neuen Ent- 
eignungen deutschen Besitzes. Die Verö 8 entlichung der Namensliste hat an- 
qesichts des vor weni en Wochen stattgehabten Besuches des Reichsministers 
.des Auswärtigen in f V  arschau**, von dem sich die deutsche Volksgruppe 
allenthalben eine starke Verbesserung der polnisch-deutschen Bezietiungen ver- 
sprach, wie eine Bombe eingeschlagen. Alle Hoffnungen, daß nun endlich ein- 
mal die ~ch~echters te l lun~ der deutschen Volksgruppe hier aufhören würde, 
haben sich als trügerisch erwiesen. 

Uber die Auswirkungen der Enteignun en nach der neuen' Namensliste folgt 
heute noch ein besonderer Bericht, aus f em die katastrophale Lage mancher 
Betriebe ersichtlich ist. Besonders der mittlere Besitz wird am stärksten be- 
troffen, da von ihm mehrere Betriebe, weil sie in einer bestimmten Zone liegen, 
bis auf 60 ha enteignet werden und infolgedessen gar nicht mehr lebensfiihig 
sind. 

Eine vergleichende Zusammenstellung des seit Inkrafttreten des Gesetzes 
über die Durchführung der Agrarreform vom 28. Dezember 1925 bis einschließ- 
lich 1938 durch Namenslisten enteigneten deutschen und olniscben Grund- 
besitzes in Pommerellen ergibt, daß der deutsche Grundbesitz ! isher 56.214,OO ha 
Bodenfläche = 72 O/,, der gesamten durch Namenslisten entei neten Bodenfläche 
verloren hat, während der polnische Grundbesitz nur mit 2 8 ,093,OO ha Boden- 
fläche = 28 O l 0  der Gesamtfläche auf die bisher erschienenen Namenslieten ge- 
setzt worden ist. Die Erwartung, daß die diesjährige Namensliste die unver- 
hältnismäßige und durch nichts gerechtfertigte Benachteiligung des deutschen 
Grundbesitzes durch eine stärkere Heranziehung des polnischen Besitzes zum 
Teil ausgleichen würde, ist nicht erfüllt worden. Die Benachteiligung des deut- 
schen Grundbesitzes hat vielmehr gegenüber den Vorjahren eine weitere Ver- 
schärfung erfahren. 

* Vgl. Nr. 157, Anm. * S. 143. 
** Vgl. Nr. 202. 



Es scheint den polnischen Behörden auf eine schnelle und v6lli e Vernich- 
tung des Deutschtums hier anzukommen, denn die bei ihnen in der 9 etzten Zeit 
allgemein zu beobachtende Einstellung dem Deutschtum gegeniiber ist feind- 
licher denn je. 

Es ist klar, daß sich unter diesen Umständen der deutschen Bevtilkerung 
hier eine außerordentliche Erregung bemiichtigt hat,. weil sie in allen ihren 
berechti en Hoffnungen und in all ihrer Lo alitat dem hieei en Staat gegen- P E B über au das bitterste enttäuscht worden ist. in Gefühl der nsicherbeit, aber 
auch der Rechtlosigkeit macht sich hier breit, das nur schwer zu bekämpfen ist. 
Daß dabei auch wieder der Drang zur Abwandemng stark hervortritt. mochte 
ich noch besonders betonen. 

von Küchler 



X. Weitere Deutsche Versudre 
zur Verbesserung der Lage der Deutschen Volksgruppe 

durch Deutsch-Polnische Besprechungen 

(November 1937 bis Män 1939) 

Nr. 169 

Aufzeichnung des Dirigenten der Politischen Abteilung 
des Auswärtigen Amts 

Berlin, den 25. November 1937 

Der Polnische Geschäftsträger suchte mich heute aus anderem Anlaß auf, und 
ich benutzte die Gelegenheit, ihn unter Hinweis auf die vom Herrn Reichs- 
minister dem Polnischen Botschafter Anfang November überreichte Notiz * an- 
läßlich der Abgabe der deutsch-polnischen Minderheitenerklärung daran zu 
erinnern, d a ß  deutscherseits in dieser Aufzeichiiung angeregt worden sei, regel- 
mäWig wiederkehrende Aussprachen zwischen Vertretern beider Staaten über 
die in der Minderheitenerklärung behandelten Fragen stattfinden zu lassen. Auf 
diese deutsche Anre ung sei eine Antwort noch nicht erfolgt. Diese Aussprache 
sollte dem Zweck f ienen, die betreffenden Fragen zu entpolitisieren und im 
gemeinsamen Benehmen einer zufriedenstellenden Lösung zuzuführen. Unsere 
inneren Behörden erwögen der olnischen Minderheit gegenüber sehr positive 
Mafinahmen und erblickten in g en vorgesehenen Aussprachen ein Instrument 
zur Fortführung der in der Minderheitenerklärung aufgestellten Richtlinien. 
Es wäre daher sehr erwiinscht, wenh wir bald eine positive Antwort zu unserem 
Vorschlag erhalten würden, um an die praktische Arbeit herangehen zu können. 
Der Geschäftsträger bezeichnete dies auch seinerseits als erwünscht und ver- 
sprach, demnächst eine Antwort erteilen zu wollen **. 

Fürst von Bismarck 

Nr. 170 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Warschau, den 30. Mai 1938 

Die Erwartun die Lage der deutschen Minderheit in Polen durch die 
der Deutschen und der Polnischen Regierun über die 

Minderheiten vorn 5. November 937 eine 
würde, hat sich leider nicht erfüllt. 

P 

* VgI. Nr. 104, Anlage. 
** Am 12. Januar 1938 teilte der Polnische Oeschäftrträger mit, daß die deutscherseita 

angeregten periodischen Aussprachen von beiderseitigen Regierungs.trertretern über Minder- 
heitenfragen polnischerseits als verfrüht angesehen würden. 



I n  stärkerem Maße als früher ist der deutschen Volksgruppe in Polen im 
l'erlauf des letzten halben Jahres die wesentlichste Grundlage ihrer Existenz. 
riäml ich G rund und Boden, durch verschärfte Heranziehung zur Agrarreform 
sowie durch die Anwendung des seit dem 1. Juli 1937 verschärften Grenizonen- 
gesetzes * entzogen werden. In  der Praxis wirken sich die Bestimmungen 
dieses Gesetzes dahin aus, daß in ganz Polniscti-Oberschlesien, im größten 
Teile L'ommerellens und in einem erheblichen Teil der-früheren Provinz Posen 
jeder Erwerb von Grundbesitz - auch im Erbgang - unterbunden wird. 
Nicht einmal Pacht- oder sonstige Nutzungsverträge werden genehmigt, wenn 
der Pächter oder Nutzungsberechtigte Volksdeutscher ist. Das bedeutet, da6 
der noch in deutscher Hand befindliche Grundbesitz, soweit er nicht schon von 
der Agrarreform erfaßt wird, spätestens beim Tode des jetzigen Eigentümers 
dem Deutschtum verlorengehen muß. 

Abgesehen von der Verdrängung der Angehörigen der deutschen Volks- 
ruppe von ihrem Grundbesitz werden deutsche Kaufleute und Unternehmer 

8urch wirtschaftlichen Boykott brotlos gemacht, der durch den von der Pol- 
nischen Regierung geförderten Westverband organisiert wird. 

Die deutsche Arbeiterschaft wird, insbesondere in Oberschlesien, mehr und 
mehr von ihren Arbeitsplätzen verdrängt, während gleichzeitig auf  Grund der 
uten Beschäftigungslage der Werke nationalpolnische Arbeiter in verstgrktem 

adaße eingestellt werden. In Ostoberschlesien waren bereits irn vergangenneo 
Jahre 70@/, der deutschen Arbeiter brotlos, die deutsche Jugend ist dort fast 
100O/,,ig ohne Lehrstelle. 

Auf kulturellem Gebiet zeigt sich die Entdeutschungspolitik der Polnischen 
Regierung in der Schließung von Schulen und in wirtschaftlichem Druck auf 
die Eltern, die ihre Kinder in die deutsche Schule schicken. 

Ich habe in allen vorerwähnten Fragen ständig bei der Polnischen Regierung 
nachdrückliche Vorstellungen erhoben, die weiter fortgesetzt werden, da die 
Polnische Regierung bisher unseren Wünschen kaum entsprochen hat. Hierbei 
habe ich immer wieder darauf hin ewiesen, daß uns das Schicksal der deut- 
schen Volks ruppe in Polen mit borge erfülle und da8 die ständig unter- d schiedliche ehandlung der deutschen Minderheit in Polen natur mäß eine 
Belastung unserer gutnachbarlichen Beziehungen zur Folge ha r en müsse. 
Ferner habe ich weisun sgemäß geltend gemaclit, daß die polnische Minderheit 
im Reich überall in Ar % eit und Brot steht, während die Deutschen in Polen 
trotz des auch dort erkennbaren wirtschaftlichen Aufschwungs lediglich wegen 
ihres Deutschtums ihrer wirtschaftlichen Grundlage beraubt werden. I m  
übrigen sei der beste Beweis unseres guten Willens, auf dem Minderheiten- 
gebiet Beschwerden auszuräumen, unser wiederholter Vorschlag an die Pol - 
nische Regierung, von Zeit zu Zeit eine Aussprache von deutschen und pol- 
nischen Sachverständigen stattfinden zu lassen, eine Anregung, auf die die 
Polnische Regierung leider bisher nicht eingegangen sei. 

Ich werde die Anregung einer Aussprache über die Minderheitenfrage wei- 
sdngsgemäß weiter betreiben, würde aber dankbar sein, wenn auch seitens des 
Auswärtigen Amtes in gleichem Sinne auf die dortige Polnische Botschaft ein- 
gewirkt werden könnte. 

von Moltke 
* Vgl Nr. 88, Adlage, S. 93, Anm. 



Der Reichsminister des Auswärtigen an den Deutschen Botschafter 
in Warschau 

Telegramm 
Berlin, den 29. Juni 1938 

Es wird hier ebenfalls fiir angezeigt gehalten, die Eingabe Polenbundes 
vom 2. Juni sowie dadurch verschärft. Spannung auf Minderheitengebiet zum 
Anlaß zu nehmen, um Polnische Regierung erneut Verhandlungen über Be- 
schwerden beiderseitiger Minderheiten vorzuschlagen. Bitte daher tunlichst 
bald entsprechende Demarche bei AuWenminister Beck unternehmen und hier- 
bei folgende Gesichtspunkte verwerten : 

Eingabe Polenbundes sei von Reichsregierun eingehend geprüft worden. 
die bereit sei, berechtigte Wünsche polnischer Bd inderheit zu erfüllen. Ent- 
gegenkommende Haltung Reichsregierung sei bereits in Abstellung einzelner 
Beschwerden sowie in Empfang olnischer Minderheitenvertreter durch Reichs- 
innenminister zum Ausdruck ge [ ommen. Es könne uns aber nicht zu ernutet 
werden, bei der weiteren Behandlung dieser Fragen Lage deutscher binder- 
heiten in Polen a u b r  Betracht zu lassen, die nach unserer Auffassung weit 

röWeren Anlaß zu Beschwerden biete. Vertreter polnischer Minderheit hätten 
aeichsinnenrninister egenüber zugegeben, da6 sie auf wirtschaftlichem Gebiet 
keinerlei AnlaD zu #lagen hätten. Demgegenüber müsse festgestellt werden, 
daß Deutsche in Polen trotz des auch dort erkennbaren wirtschaftlichen Auf- 
schwungs lediglich wegen ihres Deutschtums ihrer wirtschaftlichen Grundlage 
beraubt würden. 

lnshesondere habe negatives E r  ebnis Verhandlungen Botschaft über Agrar- 
maunahmen gegen deutsche Min f erheit enttäuscht *, in denen Polnische Re- 
gierun sich diskriminatorischen Standpunkt Westverbandes zu ei en gemacht 

angeglichen werden müsse. 
B habe, !aß deutscher Anteil an Grundbesitz Prozentsatz deutscher evölkerung 

Auch Fr e Handhabung Grenzzonenverordnung könne unmöglich auf sich 
beruhen blei Y en, da in Kürze bereits Exmissionen deutscher Besitzer zu er- 
warten seien, denen Genehmigung zur Ubernahme ererbter Grundstücke vor 
Jahresfrist versagt worden sei. Es sei zu befürchten, daß bevorstehende Ver- 
trei bun solcher Volksdeutscher von Ha iis und. Hof ohnehin gereizte Stim- 
mung ckutseher üreuzbevölkerung auf das ungünsti te beeinflussen und wie- 8 derum zu ernsten Rückwirkungen für polnische inderheit in Deutschland 
führen würde, wenn nicht rechtzeitig Abhilfe geschaffen werde. 

Eine Quelle ständiger Beunruhigung deutscher Offentlichkeit bildeten ferner 
fortgesetzte Entlassungen deutscher Arbeitnehmer in Ostoberschlesien sowie 
vom Westverband organisierter Wirtschaftsboykott. Anheimstelle auch, auf 
Nichterfüllung polnischer Gegenleistung für Genehmigung polnischen Gym- 
oasiiims in Marienwerder **  und auf rigoroses Vorgehen Schulbehörden gegen 
deutsche Schulen in Wolhynien hinzuweisen, wo von 7 b00 schulpflichtigen 
deutschen Kindern 5800 gar keinen oder nur mangelhaften Deutschunterricht 
wenießen. b 

" Vgl. NI. 180, Anm. 
** Vgl. Nt. 111, .114, 115, 117 und 135. 



Bitte Herrn Beck egenüber ferner zum Ausdruck bringen, daß 
Lage in polnischen C$ est rovinzen durch Polenbund-Beschwerde un tr ihre pannte b- 
handlung in polnischer f resse weiter verschärft worden ist. Deutsche Regie- 
rung verfolge diese Entwicklung, die unsere sonst gutnachbarlichen Beziehun- 
gen zu stören geeignet sei, mit Besorgnis und halte es für dringend eboten, 
ihr durch eine offene Aussprache entgegenzuwirken, -um die durch binder-  
heitenerklärung eingeleitete Verständigung auf Minderbeitengebiet fortzu- 
führen. Sie rege daher an, die Beschwerden der Volksgruppen durch beider- 
seitige Sachverständige umgehend zu prüfen und nach Möglichkeit zu ba- 
reinigen. 

8itte Drahtnachricht über Aufnahme Ihrer Demarche. 

Ribbentrop 

Nr. 172 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Warschau, den 9. Juli 1938 

Ich babe heute die Minderhei tenf rage entsprechend der Weisung vom 
20. V. M. * bei Herrn Beck zur Sprache gebracht. Dabei wies ich besonders 
Jarauf hin, daß die Nichterfüllun der polnischen Gegenleistungen in dem 
Spezialabkommen über. Marienwer 9 er** die Auswirkung der Minderheiten- 
vereinbarung vom 5. Novembere** stark beeinträchtigt hätte. Die Tatsache, 
daW bis heute - also nach 10 Monaten - die Erlaubnis, zum Weiterbau in 
Broniherg noch nicht erteilt worden sei, hätte naturgemäß in Deutschland den 
Eindruck entstehen lassen, daß  auf polnischer Seite keinerlei Neigung vor- 
tiariden sei, die Grundsätze des 5. November in die Praxis umzusetzen. Ich 
hatje ferner festkestellt, daß  die Verhandlungen über die Agrarreform+ das 
eiiiwandfreie Ergebnis einer differentiellen Behandlung der deutschen Minder- 
heit gehabt hat, und ich habe schlieWlich mit besonderem Naphdruck dargelegt. 
düW dir Beschwerde der polnischen Minderheit in Deutschland und die Art und 
Weise, in der sie von der polnischen Presse behandelt worden sei, in verschie- 
dener Hinsicht liul3erordentlichen Schaden angerichtet habe. Gerade das, was 
wir mit der Vereinbarung vom 5. November hätten vermeiden wollen, wäre 
eiiigetreten: daß nämlich die Minderheiteiifraye zum Gegenstand politischer 
Auseinandersetzungen geworden sei und dalj sich hierdurch die Atmosphäre in . 
l'olen und besonders in den Minderheitengbieten außerordentlich verschlech- 
tert habe. 

Ich habe anschlielknd hieran festgestellt, daß  wir bei der Weiterbehandlung 
der polnischen Minderheitenbeschwerde die Lage der deutschen Minderheit in 
Polen nicht auWer Betracht lassen könnten und daß es uns zweckmäßig er- 
seliei~ie, statt uns gegenseitig in der Offentlichkeit anzugreifen, eine freimütige 

* Vcl Nr. 171. 
** Vgl Nr.  111, 114, 115, 117 und 135. 

*** V&. Nr. 101. 
t Vgl. Nr. 160, Anm. * 5.146, Nr. 162 und Nr. 166, S. 149 Anm. ** 



Aussprache über das Problem herbeizuführen. Unser Vorschlag ginge 
daher dahin, daß die zuständigen Referenten der beiden Innenministerien 
unter Assistenz von je einem Beamten der beiden Außenministerien zu peri- 
odischen Besprechungen zusammentreten möchten, um in offener Aussprache, 
ohne Störung durch die Presse, die verschiedenen Minderheitenprobleme zu 
prüfen. W i r  ständen auf dem Standpunkt, daß - ebenso wie die periodischen 
Besprechungen in Wirtschaftsfragen lind in Presseangelegenheiten ein pünsti- 
ges Ergebnis gehabt hätten - auch das Problem der Minderheiten durch 
ein gleiches Verfahren gefördert werden könnte. Wir  bäten daher die Pol- 
nische Regierung, diesen Vorschlag zu prüfen, der, wie wir hofften, dazu bei- 
tragen könnte, die durch die Minderheitenerklärung eingeleitete Verständigung 
weiter fortzuführen und hierdurch zugleich auch die politischen Beziehungen 
an einem wichtigen Punkte zu entlasteu. 

Herr Beck erklärte zunächst, daß e r  es außerordentlich bedauere, wenn die 
über Marienwerder getroffene Vereinbarung polnischerseits immer noch nicht 
restlos durchgeführt worden sei. Er habe das nicht gewußt und werde sofort 
das Notwendige veranlassen, damit diese Fra  e endlich bereinigt würde.* 
lm übrigen sei auch er  der Auffassung, daß die behandlung der Minderheiten- 
fragen durch die Presse eher schädlich als nützlich sei. E r  habe seinerzeit, 
als die Berliner Minderheitenbeschwerde hier zu einer gewissen Pressehetze 
geführt habe, sofort eingegriffen, aber er gebe zu, daß  es zu spät gewesen sei, 
um eine durchgreifende Wirkung zu erzielen. Auch er sei ein Freund offener 
Aussprachen und er  glaube, daß  das immer noch der beste Weg wäre, um in 
schwierigen Fragen vorwärts zu kommen. Er stehe deshalb unserem Vor- 
schlage durchaus sympathisch gegenüber. Naturgemäß sei er  nicht in der Lage, 
mir sofort eine definitive Antwort zu geben, da die Angelegenheit die Grenzen 
seines Hessorts überschreite. Er werde aber sobald als möglich - in der 
nächsten Woche ginge es wegen seiner Reise nach Riga leider noch nicht - 
dem Ministerpräsidenten, der ja  gleichzeitig Minister des Innern sei. darüber 
Vortra halten, und er  könne mir schon heute zusagen, daß er unsereii Vor- \ schlag efürworten werde. E r  behalte sich vor, zu gegebener Zeit darauf zu- 
rückzu kommen. 

Wenn die bisher ablehnende .Haltung gegenüber dem Gedanken einer Min- 
derheitenkommission sich anscheinend zu wandeln be innt, so liegt das wohl 
daran, daß wir unsere Aktion diesmal in einem b s o n  f ers günstigen Zeitpunkt 
eingeleitet haben. Das polnische Versagen in der Frage des gentlemen agee-  
ment * * schien Herrn Beck doch recht unangenehm zu sein. Ebenso hatte er 
wohl auch selbst das Empfinden, daß  die im Zusammenhang mit der polnisclien 
Minderheitenbeschwerde eingeleitete Presseaktion nicht im Einklang mit den 
Absichten stand, die zu der Abmachung vom 5. November geführt haben. Auch 
die Tatsache, daß in der Frage der Agrarreform der polnische Verstoß gegen 
die Minderheitenerklärung einwandfrei feststeht, dürfte mit dazu beigetragen 
haben, Herrn Beck zu der Uberzeiigung zu bringen, daß in der Frage der 
Minderheiten jetzt eine freundliche Geste uns gegenüber notwendig sei. Im 
übrigen wird es sich aber empfehlen, die Erwartungen hinsichtlich einer grund- 
sätzlichen Anderung der polnischen Minderheitenpolitik nicht zu hoch zu 
spannen. 

von Moltke 

* Zu einer endgültigen Regelung der Angelegenheit iet W nicht gekommen. 
** Vgl. Nr. 111, 114, 115, 117 und 135. 



Nr. 173 
Der Deutsche Geschäftsträger in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Warschau, den 19. Jul i  1938 

Der Kabinettschef des Polnischen Außenmi1,isteriums Graf kubießski bat 
mich gestern zu sich und teilte mir mit, daß  Herr Beck, der für eine Woche 
auf Urlaub gegangen sei, ihn beauftragt habe, mir die Antwort auf den Vor- 
schlag des Botschafters von Moltke betreffend den Zusammentritt einer Minder- 
hei tenkommission zu übermitteln. Die Antwort, die Graf kubienski mir aus 
seinen Notizen vorlas, hat folgenden Wortlaut:  die Polnische Regierung lehnt 
im Prinzip den Vorschlag des Kontaktes der Vertreter der inneren Ver- 
waltungen der beiden Länder im Rahmen des Vorschlages von Herrn von 
Moltke nicht abn. 

Wie schon aus der Fassung der Antwort hervorgeht, legt das Polnische 
Außenministerium Wert darauf, kein zu großes Empressement in dieser An- 
gelegenheit zu zei en. Auf meine Frage, wie e r  sich die weitere Entwicklung 
vorstelle, meinte Eraf Eubießski, da8  man wohl an Besprechungen irn Laufe 
des Herbstes denke, nähere Mitteilungen könne er mir aber im jetzigen Stadium 
noch nicht machen*. 

von W ü hlisc h 

Nr. 174 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

Warschau. den 11. Februar 1939 

Entsprechend Weisung dortigen Telegramms vom 6. Februar war Polen mit- 
geteilt worden, daß für Minderheitenverhandlungen mit Einhaltung des von 
ihnen selbst vorgeschlagenen Termins vom 13. Februar gerechnet wird und daß 
wir erwarteten, Verhandlungsbasis nicht durch vollendete Tatsachen, ins- 
besondere hinsichtlich Namensliste zur Agrarreform gestört zu sehen. Schon 
die Aufnahme dieser Mitteilung ließ erkennen, daß  e n $ y n  den bisher ge- 
*ebenen Zusicherun en die Namensliste** unseren der o nischen Regierung D 
mitgeteilten Wünsc % en voraussichtlich nur wenig Rechnung tragen wird. 
Heute ist nunmehr vom hiesigen Außenministerium mitgeteilt worden, daß  die 
polnischen Vertreter erst am 16. oder 17. Februar in Berlin sein könnten, womit 
offenbar der Zweck verfolgt wird, die Minderheitenverhandlungen erst nach 
dem gesetzlichen Termin für Aufstellung der Narnensliste (15. Februar) be- 
vinnen zu  lassen. Es ist darauf erneut dem Polnischen Außenministeriiim mit- 3 
ueteilt worden, daß wir bitten miißten, uns in Frage Agrarreform nicht vor h 
vollendete Tatsachen zu stellen, worauf Sachbearbeiter ausweichend antwortete, 

* Im Laufe der nächsten Monate ist die Botschaft noch wiederholt, aber immer vergeblid, 
auf die Angelegenheit zurückgekommen. Gelegentlich der Anwesenheit des Reichsministers des 
Auswärtigen in Warschau im Januar 1939 hat dieser die Fraga der Minderheitenkommission 
erneut zur Sprache gebracht, worauf dann endlich eine Zusage erfolgte. Vgl. Nr. 202. 

** VgI. Nr. 162 



daß ihm Termin Veröffentlichung Namensliste nicht bekannt sei, daß er aber 
nach wie vor bemüht bleibe, unseren Wünschen Geltung t u  verschaffen* 

Die Behandlung dieser F r a  e sowie auch sonstige Anzeichen lassen leider 
erkennen, daß die polnischen B eesorts nur mit innerem Widerstreben an die 
Miii derheitenverhandlungen herangehen. 

Moltke 

Nr. 175 
Aufzeichnung eines Beamten der Politischen Abteilung 

des Auswärtigen Amts 

Berlin, den 28. Februar 1939 

In den gestern nachmittag aut enommenen deutsch-polnischen Minderheiten- 
verhandlungen wurde zunächst a er polnischen Seite ein Arbeitsprogramm vor- 
geschlagen und von dieser angenommen. Heute wurde sodann in die He- 
spiechung der Punkte I (Grenzzonenfragen**) und I1 (Agarreformfragen*'.) 
eingetreten. * 

Die Polnische Delegation zei te äußerst wenig Bereitwilligkeit, in der Grenz- 
zonenfrage zu konkreten Abre 8 en zu gelan en. 

Eine Besprechun der Agrarreform in f em Minderheitenausschuß bezeich- 
npte die Polnische %e1egation als nicht an ebracht, da entsprechende Erörte- 
rungen bereits zwischen der Deutschen % otschaft in Warschau und dem 
Polnischen Außenministerium schrvebtenj- . 

Die Vcrhaiidlungen werden morgen vormittag fortgesetzt werden. Polnischer- 
seits wurde die Absicht geäußert; schon morgen (1.3.39) abends nach Warschau 
zurückzukchren. Es wird versucht werden, die olnischen Herren zu weiterem 
Bleiben zu veranlassen, da eine grundsätzliche krörterung des gesamten Pro- 
gramms in dieser kurzen Zeit unmöglich ist. 

Bergmann 

Nr. 176 
Der Staatssekretär des Auswärtigen Amts an den Deutschen Botschafter 

in Warschau 
Telegramm 

Berlin, den 4. März 19.39 

Dcutscherseits wurde polnisclien Vertretern gestern Abend folgendes GchluW- 
communic~u6 vorgeschlagen : 

„Tri der Zeit vom 27. Februar bis zurn 3. März fand in Berlin die erste 
Ausspraclie zwischen Vertretern der Deutschen und der Polnisclien R~gieiung 
üher Fragen der deutsclien Volksgruppe in Polen und der polnischen Volks- 

* Tatsächlich erschien am 15. Februar eine Namensliste, die wiederum in völligem Wider: 
slwuch zu den Zusagen der Minderheitenerklärung stand. Val. N r  163 ff. 

** VgI. Nr.  88, Anlage, S. 93, Anm. 
*** Vgl. Nr. 156 ff. 
t Vgl. Nr. 166. 



gruppe im Reich statt. Die Besprechungen boten den Vertretern der deutschen 
und polnischen inneren Verwaltungen Gelegenheit zu einer unmittelbaren 
Fühlungnahme. Hicrbei wurden die grundsätzlichen Fragen und einzelne 
Wünscahe auf allen die Volksgruppen betreffenden Gebieten eingehend erörtert. 
Es brstand Einvernehmen darüber, daß  diese Fragen und Wünsche durch die 
zuständigen Regierungen entsprechend dem bciderseiti en guten Willen geprüft 
werden sollen, um den berechtigten Interessen der &olksgruppen Rechnung 
zu tragen. 

Die Besprechungen werden alsbald fortgesetzt werden.. 

Polriische Vertreter haben sich mit Wortlaut einverstanden erklärt mit AUS- 
nahme letzten Satzes, für den sie folgende Fassung vorschlagen: 

rDie Besprechungen werden wieder aufgenommen werden.. 

Botschafter Lipski hat heute Stellungnahme polnischer Vertreter gebilligt 
mit der B~tgründung. daß  deutsche Formulierung Schlußsatzes Beunruhigung 
Volksgruppen hervorrufen könne. 

Da auf Grund polnischer Haltung in hiesigen Besprechungen bestimmter 
Eindruck besteht, da8  Polen sich weiterer Aussprache über Minderbeitenfragen 
iiii .4usschuß entziehen wollen, bitte im Auftrage Reichsaußenministers, Herrn 
B i ~ k  um I+:iiiverstandnis mit deutschem Text ersuchen. Bitte hierbei ausführen, 
daß Hegründung Lipskis Befremden Reichsaußcnministers hervor erufen habe, 
da bei Vereinbarung Besprechungen in Warschau ausdrücklich als f aldige Fort- 
srtzung der Ausscbuß-Besprechungen verabredet worden sei, um positive und 
kolikrete Ergebnisse zu erzielen. 

Bitte Drahtbericht. 
Weizsäcker 

Nr. 177 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt, 

Telegramm 

war schar^, den 10. März 1939 

Wegen ScliliiWsatzes Cominunique zu Miriderheitenbesprechungen habe ich 
eiqungsgernäß bei Herrn Beck interveniert. Herr Beck, der Inhalt Gesprächs 
mit Reichstninister bestätigte, war iibcr Einzelheiten Communiquks nicht 
ori~ntiert  utid stellte baldige Antwort in Aussicht Ini Aiiftra e des Ministers E hat heute Katiinettschef tubiehski folgenden Vorschlag unter reitet: 

1. Couiriiririi(lu6 wird mit von polnisclien Vertretern vorgeschlagenem SchluW- 
satz veriifftbntlicht. 

2 Kabirlettschef gibt im Nameti Außenministers E r k l ä r u n ~  ab, daß  Ue- 
syrecliungen iintnittelbar nach Bekanntgabe Ergebnisses deutscher Volks- 
ziihlung (also wohl Anfang Juni) wieder aufgenommen werden. 

3. Sollte dieser Vorschlag in Berlin nicht befriedigen, so wäre AuWeniiiinister 
13eck auch bereit, Angelegenheit noch einmal mit Polnischen Minister- 
präsidenten zu besprechen. Persönlich bemerkte Graf Eubieiiski hierzu. 



daß Widerstände im Innenministerium gegen unsere Faasung Schluß- 
roß seien. da man sich über Zweckmäßigkeit Miriderheiten- 

besprec E ungen noch kein endgültiges Urteil gebildet habe. 

Ich möchte annehmen, daß, wenn wir auf erneute Befassung Minister- 
präsidenten bestehen, es gelingen würde - allerdings nicht ohne Zeitverlust - 
eine unseren Wünschen mehr ents rechende Fassung Schlußsatzes durch- P zusetzen. An polnischer Einstel ung hinsichtlich Zeit unktes nächster P Besprechung würde hierdurch aber nichts geändert werden . 

Moltke 

Nr. 178 
Der Reichsminister des Innern an das Auswärtige Amt 

Berlin, den 4. März 1939 

Die Verhandlungen über Minderheitenfragen, die arn 27. Februar unter 
meiner Leitung mit den Vertretern der Polnischen Regierun begonnen wurden, k sind gestern zum Abschluß gelangt. Ein ausführliches rotokoll iiber den 
Verlauf der .Besprechungen werde ich demnächst übersenden. 

Die Verhandlungen haben leider ein durchaus unbefriedigendes Ergebnis 
gehabt. Die Polen denken nicht daran, ihre Politik gegenüber der deutschen 
Volksgruppe irgendwie zu ändern. Sie mögen auf weniger wichtigen Gebieten 
zu kleinen Zugeständnissen bereit sein, in den das Leben der deutschen Volks- 
gruppe berührenden Fragen sind sie jedoch bestrebt, ihre bisherige Ent- 
deutschungspolitik mit allem Nachdruck fortzusetzen. 

Im Auftrag 

Vollert 

* Von der Veröffentlichung eines Communiqubs mufite abgesehen werden, da eine Einigung 
über die Fortsetzung der Verhandlungen nicht zu erzielen war. 



XI. Zur Lage In Danzig 

(1933 bis 1939) 

Nr. 179 

Ubereinkommen zwischen dem Senat der Freien Stadt Danzig 
und der Polnischen Regierung, 5. August 1933 * 

Der Setiat der Freien Stadt Danzig und die Polnische Regie run~ sind, von 
dem Wunsch beseelt, die strittigen Fragen im Einvernehmen zwischen den 
beiden Regierungen zu regeln, unter den Auspizien des Hohen Kommissars des. 
\'ölkerbuiides über folgendes iibereingekommen: 

I. Der Senat der Freien Stadt Danzig und die Polnische Regierung sind 

\ 
sich darüber einig, daW das vor den Instanzen des Völkerbundes rn  der 
Fra ye der Ausnutzung das Danziger Hafens schwebende Verfahren für 
die Bauer dieses Ubereinkommens eingestellt werden soll. 

2. Die Polnische Regierung wird unverzüglich alle notwendigen Maßnahmen 
ergreifen, um den Rückgang des seewärtigen Verkehrs (Einfuhr, Aus- 
fuhr und Durchfuhr), der gegenwärtig über den Hafen von Danzig geht, 
unter Elerücksichtigung der Quantität und der Qualität der Waren ZU 
verhindern. 

Die Polnische Regierung wird in Zukunft dem Hafen von Danzig, 
soweit dies in ihrer Macht liegt, eine gleiche Beteiligung a n  dem see- 
wärtigen Verkehr (Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr) unter Berück- 
sichtigung d2r Quantität und der Qualität der Ware sichern. Die Parteien 
ver tlichten sich, zu diesem Zweck durch Zusammenkünfte in regel- 
mä f igen Zeitahständen ständig in Fühlung zu bleiben. 

3. Der Seriat der Freien Stadt Danzig wird im Rahmen der finanziellen und 
wirtschaftlichen Möglichkeiten der Freien Stadt mit der Polnischen 
Regierung an der Förderung des direkten seewärtigen Verkehrs zu- 
sarnmenarbei ten. 

4. Jede der Parteien behält sich das Recht vor, mit dreimonatiger Frist den 
Hohen Kommissar zu bitten. das vor ihm schwebende Verfa.hren wieder 
aufzunehmen. 

* i im 5. August, 1933 wurde neben dem oben wiedergegebenen, durch ein Schlußprotokoll 
ergärizten Obereinkommen über die Ausnutzun des Danziger Hafens ein Obereinkommen 

f Rh .betreffend die Rehandlun polnisclier Staatsange öriger und anderer Perso~ien polnischer Her- 
kunft oder S rache auf em Gebiete der Freien Stadt Danziga paraphiert und durch einen 
~ChriftivceliseP erläutert. Ein weiterer Danzig- polnischer Sehriftweelisel vom gleichen Tage 
betraf die Re elun der Streitfragen über Ratifikationsurkunden, Pässe und die Exequatur- 
Erteilung an fonsufn in Danzig. 

.Die Initiative zu den Abmachun en vom 5. August 1933 geht auf den Besuch des Danziger 
Srriats in Warschaii vom J. Juli 1 % 33 zurück, in desesn Verlauf von Danziger wie von pol- 
nischer Seite zum Ausdruck ebracht worden war, da0 direkte Verhandliingen ztvischen deo 
Parteien iibpr die rahlreiehen%anrig-polnischen StreitlSile aufgenoinmen weiden sollten. 



Der Deutsche Generaikonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Danzig, den 9. Mai 1934 

)Ln seiner Sitzun vom 20. V. M. hat der   verband der Polen in der Freien 
Stadt Danziga ein lrogramm angenommen, das arn 1. d. M. in seiner Verbands- 
zeitung ~ S t r a z  Gdanskaa veröffentlicht wurde und zielbcwußt auf die Poloni- 
sierung der Danziger Wirtschaft und Beschränkung der Rechte der deutsch- 
fühlenden Bevölkerung Danzigs hinarbeitet. 

Insbesondere ist auf folgende Bestimmungen hinzuweisen: 
Im 9 3 des ~ r o ~ r a m r n s  beißt es, der Verband der Polen erstrebe die Erziehung 

von nationalbewußten polnischen Staatsan hörigen, die zu jeder Opfertat flir 
die nationale Sache und das Wohl der po T nischen Gemeinde fähig seien, und 
entwickele zu diesem Zweck eine systematische Propaganda und Organi- 
sationsaktion. 

Im 5 7 wird festgestellt, der Verband der Polen betrachte die Freie Stadt 
als runerläßlichen und nicht abtrennbaren Teil des Wirtschaftsorganismus 
Polensa und strebe adie weitgehendste Vereinigung Danzi mit Polen sowie 
die engste polnisch-Danziger Zusammenarbeit auf allen ebieten des Wirt- 
schaf tslebens U an. 

r 
Irn 5 9 wird eine Vereinigung der Danziger Wirtschafts- und Berufsorgani- 

sationen mit den Organisationen in Polen sowie eine An ssung der Danziger 
Wirtschafts- und Finanzgesetzgebung an die polnische &etzgebung verlangt. 

Schließlich heißt es im 5 11, die Innenpolitik der Freien Stadt mlisse mit der 
Politik dBr Polnischen Regierung harmonieren. Der Verband der Polen 
betrachte die Zusammenarbeit und die Verständigung mit den polnischen 
Behörden als Grundlage seiner Tätigkeit. 

von Radowitz 

Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Danzig. den 8. August 1934 

Die am 6. August in Danzig unterzeichneten Abkommen zwischen Danzig und 
Polen über Wirtscliaftsfragen bilden ein einheitliches Ganzes. Das ziel der 
Danziger Regierung war, in den Wirtschaftsverhandlungen zu einer vertrag- 
lichen Regelung zu kommen, die die bisherigen Erschwernisse im Warenaus- 
tausch zwischen Danzig und Polen beseitigt, die bisher von polnischer Seite 
eübte Wirtschaftskontrolle in Wegfall bringt und damit Streitfragen aus der 

f ~ e l t  schafft, die seit J a  bren das Danzig-polnische Verhältnis wirtschaftlich 
und politisch aufs schwerste belastet haben. Dieses Ziel, das die Danziger 
Re ierung sich gesteckt hat, dürfte im wesentlichen erreicht sein, vorausgesetzt, B da die abgeschlossenen Abkominen von der Gegenseite Loyal eingehalten 
werden. 



IYas die einzelnen abgeschlossenen Verträge angeht, so ist folgendes hervor- 
zuheben: 

1. Das Abkommen über die Beteiligun Danzigs an den polnischen Einfuhr- 
kontiogenten beseitigt den jahrelangen &reit um die Danziger Eigenbedarfs- 
kontingente und um die Wirtschaftskontrolle. 

Für  die Dauer des Abkommens läßt Danzig seine Rechte auf Eigenbedarfs- 
kontingente ruhen, dafür arantiert Polen Danzig Anteile an den polnischen 
Einfubrkontingeriten f ü r  Einfuhr verbotener Waren. Die Danziger Anteile 
werden prozentmäfiig fiir die einzelnen Waren errechnet. Bei Unterzeichnung 
dieses Abkommens hat der diplomatische Vertreter Polens die Erklärung ab- 

egeben, da6  in Verfol der neuen Regelung die Wirtschaftskontrolleii in f begfa l l  kommen. Die eiche Feststellung ist in einer bei der Unterzeichnung 
vereinbarten 'amtlichen ? ressenotiz enthalten. 

' 2. Das Abkommen über den Verkehr mit Lebensmitteln und Bedarfsgegen- 
standen hat ebenfalls zum Ziele, die bisherige Wirtschaftsgrenze zwisilien 
Danzig und Polen zu beseitigen. Es seht fest, d a ß  der Verkehr zwischcn 
Danzig und Polen mit diesen Waren frei ist, desgleichen der Verkehr. eines 

I dieser Länder mit dein Auslande über das andere Land, in gleicher Weise der 
Transit. In  Zukuiift werden also Sperren, wie' sie Polen in den letzten Monaten 
für Margarine, Ole, Fette, I<äse, Fi.iche erlassen hatte, niclit niehr möglich 
sein. Die Gegenleistung Danzios bei diesem Abkommen besteht darin, daß es 
sieh zur Annahme der einschkgigen polnischen Gesetze und Verordnungen 
berei tgefunden hat. 

3. Das Veterinärabkomrnen und das E'flanzenschutzabkommeii enthalten Ver- 
einbarungen mehr technischer Art. Die innere Selbständigkeit beider Staats- 
aePen auf diesem Gebiete ist gewahrt. 

4. Das Abkommen über den Verkehr mit Erzeugnissen cler Landwirtschaft 
und der Fischerei regelt den Absatz der enuiinten Erzeugnisse polnischer Her- 
kunft  im Danzigcr Gebiet, um z u  verhiii fi ern, daß  die Danziger Laodiv-irtschaft 
durch ungelieninites Mereinströinen polnischer laridwirtscl~nftlict~er Erzetigniase 
in das Danzig~r Gebiet ruiniert wird. Die polnische Einfuhr ist koiitingontiert 
worden. wobei die Polen zugebilligten Kontingente im allgemeinen dem ent- 
sprechen, was Polen in den letzte11 Jaliren iiacti Daiizig tatsüclilich bereits ab- 
tresetzt hat. Die Gegenleistun Dii iz ig für das polnische Ziigeständnis besteht 
Zarin, daW den polnischen &zeliqiiissen mit gewissen Einschränkungen die 
Uanriger Preise zugebilligt werderi. 

5. Das Abkomnien über die Regcluxig verschiedener Zollfragen hat die gröW- 
ten Schwierigkeiten bei den Verliaiidlungeii gemacht, so daW mehrmals die 
Gelahr des Scheiterns der Verhandluiigeii bestand. Polen Iiat die Zollfra e rnit f: den Wirtschaftsfragen verstrickt, uiii in den Zollüiigrlegenhciten auf' L aiizig 
einen Druck ausüben zu köiincn. L)as machtpolitizrlie Ziel I'oleni in  dieser 
Frage war, das Dünziger Recht zur Orgaiiisatioii des Zollcliriistes zii hcacitigen, 
den polnischen Zollinspelitoren in Danzig eine deii ganzen Zolldieiist behrrr- 
sehende Mitwirk ting zu verschaffrii, die Danzigcr Zoll heaniten praktisch iii tliz 
Gewalt Poleiis zii bringen untl Danzi- zu zwiiigcn, alle Anordnungeii des 
Polnisclieii Finaiizmiriisters ohrie I<ucksicfit auf ilirc RcclitioRLJigkeit so lanqs 
iiuszuführrn, bis Danzig eine reclitsl<räftiwe Erilsclieidung dcr Völkertiunds- 
isstanzen erwirkt hätte. Diese olnischrn 2 e l e  sind nicht verwirklicht worden. 
Llaiizig hat aber, uin in den drtsclioi'islragen zu cincr Einigung zu koinnieri, 
nicht unerhebliche Xugestiindliisse iiiaclieii iiiüsuen. I n  der ~ r a @  der Oröarii- 
sation sind diese Zugectändtiissc uril~cdt.i~tcntl. Naiiientlich ist das Recht 



Danzigs, den Zolldienst auf dem Danziger Gebiet zu organisieren, nicht ange- 
tastet worden. Auch in der F r  e der Uberwachung durch die polnischen Zoll- 
inspektoren ist die ~ e c h t s l a ~ e Y a u m  zuungunsten Danzigs verändert worden. 
Sehr ernst war der-Kampf um die Danziger Zollbeamten. Praktisch .erstrebte 
Polen eine Lösung: die der bei der Eisenbahn im Danziger Gebiet gleichge- 
kommen wäre und dieselben verwüstenden Wirkungen gehabt hätte. Nach 
monatelangem Verhandeln hat man Pch schließlich darauf geeinigt, daß bei 
Besetzung des Postens des Leiters des Landeszollamts und einiger weiterer 
wichtiger Stellen des Zolldienstes Polen unter gewissen Voraussetzungen ein 
Einspruchsrecht hat und die Abberufung dieser Beamten fordern kann. Was 
ferner die Forderung Polens angeht, daß Danzig sich verpflichten sollte, alle 
Anordnungen des Finanzministers durchzuführen, vorbehaltlich späterer Ent- 
scheidun der Völkerbundsinstanzen, so ist die etroffene Regelung für Danzig a noch lei lich erträglich. Der Art. 12 stellt in f ieser Hinsicht im wesentlichen 
fest: daß die Maßnahmen des Polnischen Finanzministers für Danzig verbind- 
lich sind, daß dies jedoch nicht ilt im Bereich der Danziger Sonderrechte, wie V$ sie in der Anlage 11 Zoll zum arschauer Abkommen enthalten sind. Schließ- 
lich hat sich Danzi der polnischen Forderung, daß die Danziger Zollbeamten 
anf das Interesse fes  gemeinsamen Zollgebietes vereidigt werden sollten, mit 
Erfolg widersetzt. 

Die einzelnen Abkommen werden am 1. September in Kraft treten, mit Aus- 
nahme des landwirtschaftlichen Abkommens, das bereits am 10. August in Kraft 
tritt. Sämtliche Abkommen gelten für die Dauer von zwei Jaehren mit Ver- 
längerungsmöglichkeit . 

von Radowitz 

Nr. 182 
Der Deutsche Generalkonsul in Dandg an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Danzig, den 9. Januar 1935 

Anfang August 1934 wurde in Danzig ein olnischer Sportausschuß (Rada 
S ortowa) gegründet, dessen Sitz die Militära \ teilnng bei der Diplomati3chen 
&retung der Republik Polen in Danzig, Neuga~ten 27, unter der Leitung 
des Chefs der Militärabteilung, Oberstleutnant Antoni Rosner, ist. Der Sport- 
ausscbuß ist die Spitzenorganisation aller in Danzig bestehenden polnischen 
Vereine militärischen Einschlags, die in Polen im ~Strzelecr (Schützenverband) 
aufgehen. In  Dan22 bildet der Sportausschuß nur eine Tarnung für den 
Schützenverband un setzt sich zum Ziel, alle vorerwähnten Vereine zdammen- 
zufassen und die Mitglieder einer einheitlichen militärischen Ausbildung zu 
unterziehen. 

Der Sportausschuß umfaßt zur Zeit nachstehende polnische Vereihigungen: 
1. Reserve-Of fiziersverein, 
2. Reserve-Unteroffiziersverein, 
3. Vereinigung ehema liger Frei williger der polnischen Armee Danziger 

Staatsangehörigkeit, 
4. Legionär-Verein, 
5. Verein ehemaliger Krieger, 
6. Sokol-Falkenverein, 



7. Pfadfinder, 
8. J ugendvereinigung, 
9. Ordnungswache vorn Verbande der Polen, 

10. Sportabteilung der militärischen Eisenbahner-Vorbereitung, 
11. Militärische Vorbereitung der Postbeamten und Angestellten, 
12. Akademischer Aeroklub, 
13. Akademischer Sportklub, 
14. Sportklub Gedania, 
15. Ruderklub, 
16. Yacht- oder Seeklub, 
17. Luft- und Gasschutzliga. 
Die aufgeführten Vereini ungen sind vom Sportausschliß ermächtigt, die 

militärische Schulung ihrer bitglieder selbständig - allerdings unter Leitung 
von aktiven Offizieren und unter deren ständiger Uberwachmg - durchzu- 
führen. Die Täti keit hat in der Hauptsache den Zweck, die noch nicht 
militärisch ausgebi 7 dete Jugend und die entlassenen gedienten Soldaten militär- 
tüditig zu machen und zu erhalten. Planmäßige militärische Ubungen. wie 
Exerziereii, Felddienst und Schießen, finden für  die Danziger Mitglieder des 
Sportausschusses in Gdingen, Dirschau und Umge end statt. Theoretischer 
Unterricht wird im hiesigen polnischen Eisenbahn % irektionsgebäude und im 
Haiise der hiesigen Diplomatischen Vertretung der Republik Polen in Daozig 
erteilt. 

Mitglieder erfolgt insbesondere durch die 
Szagon, Steranski, Krukierek, die Oberleut- 

nauts Kommandeur Eibel, die Zollkomrnissare 
Tarno~viecki, Lipinski, Manczyk, Peszkowski und den Hauptmann Wit- ~ l o s e k  
vom Datiziger Büro. Der Sportausschuß wird von der Diplomatischen Vertre- 
tunu der Republik Polen in Danzig weitgehend unterstützt und gefördert. Er 
ist &,her in der Lage, irn Gebiete der Freien Stadt Danzig eine starke Tätigkeit 
zu entfalten. 

von Radowitz 

Nr. 183 
Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Danzig, den 7. Februar 1935 

\Y ie ich bereits unter dem 7. Dezember 1934 berichtet habe, war den Ver- 
tretern der deutschstämmigen Danziger Eisenbahner in der Besprecliutig der 
durch die lllassenkundigun en vom Dezember V. J. entstandenen Sachlage vom % Senat freigestellt worden, ö entliche Versammlungen einzuberufen, um in diesen 
zu dem polnischen Vorgehen Stellung zu nehmen. Eine solche Protes tvr  rssinm- 
lun hat nunmehr a m  letzten Sonntag; dem 3. Februar 1935, vormit tags 10 Uhr,  
in C! er hiesigen Messehalle unter starker Beteiligung aller Kreise der Danziecr U 

Bevöl kcrung stattgefunden. 
Nach Eröffnung der Kundgebung durch den Volkstagsabgeordneten Bezirks- 

leiter Kendzia ergriff der Vorsitzende der Gewerkschaft der Eisenbahn-Hafsn- 
heamteo und -anwärter im Gebiet der Freien Stadt Danrig, Volkstagsabge- 

\ 
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ordneter Nicklas, das Wort zu eingehenden Ausführungen über die Behandlung 
der deutschstämmigen Danziger Eisenbahner durch die polnisclie Eisenbalin- 
verwaltung seit dem ubergang der Verwaltung der Danziger Eisenbahnen auf 
Polen. Die Rede des Abgeordneten Nicklas zeigt unter Anführung genauesten 
Zahlenmaterials, wie die polnische Eisenbahndirektion in den vergangeneii 
13 Jahren svstematisch das deutsche Element aus dem Dariziger Eisenbahn- 
betrieb entgegen allen völkerrechtlichen Bindungen und Verpflichtungen zu- 
gunsten Polnischstainmiger verdrängt hat. Die von Nicklas in seinen Aus- 
fülirungen aufgezeigten polnischen Methoden bei der Bekampfung dieses Teiles 
des Danziger Deutschtums machen die stellenweise äiißerst scharfen Worte des 
Redners durchaus begreiflich. 

Wie unangenehm der polnischen Eisenbahnverwaltung diese Protestkund- 
gebung war, erhellt aus der Tatsache, daß die hiesige Polnische Diploniatische 
Vertretung unmittelbar iiach der Anbringung der Einberufuiigsplakate an den 
Danziger Ansclilagssäulen vom Danziger Senat unter Uberreichunw eines Aide- 
Memoires ein sofortiges Verbot der Versammlung niit der ßeg;ündung ver- 
langte. dalj die Kundpbung  die polnisch-Danziger Beziehungeii ernstlich be- 
lasten rnüsse. Die Polnische Regierung habe seinerzeit durch Wiedereinstellung 
einer gewissen Zahl entlasserier Eisenbahner den Wünschen der Danziusr Kr- 
gieruiig in vollem Umfang Rechnung getragen. Im Hinblick darauf. $aß Pas 
polnisclie Vorgehen gegen die Eisenbahner jeder Begründung entbehrt und 
deren Empörung durchaus begreiflich ist, hat der Senat der Polnischen Diplo- 
matischen Vertretung geantwortet, daß er keine Veranlassung habe, die geplante 
Versammlung zu verbieten, zumal die Danziger Verfassung die Versammluiigs- 
freilieit Danziger Staatsangehöriger garantiere, falls die öffentliche Ruhe. 
Sicherheit und Ordnung nicht gefährdet sei. Der Senat sei der Oberzeugung, 
daß  die Versarnmlungsteilnehrner trotz ihrer durchaus begreiflichen Erregung 
die öffentliche Ruhe, Sicherheit und Ordnung nicht gefährden würden. Im 
übrigen sei diese auch durch ausreichende Polizeikräfte gesichert. 

Anscheinend wird die Polnische Vertretung nunmehr auf die Angelegenheit 
nicht mehr zurückkommen. Hiogegea nimmt die offiziöse r Gazeta Polska* die 
Protestkundgebung zum Anlaß, uin iii einem Artikel in Nr. 36 vom 5. Februar 
d. J .  uiiter der Oberschrift nEine Aktion, welche die Zusarrirnenarbeit nicht er- 
leichtert~ die Ausführuiigen des Abgeordiieten Nick lhs als deinagogisch ab- 
zutun, ohne allerdings dessen Behauptungen im einzelricn entkräften zu können. 

Ich möchte die Gelegenheit nicht vorübergehen lassen. ohne mit großem Nach- 
druck auf die Rücksichtslosiykeit der polnischen Methode in dieser Au- 

ele penheit hinzuweisen, die eine recht iiiilitönende Begleitmusik zu der deutsch- b 
polnischen Verständigung darstellt. 

von Radowitz 

Nr. 184 
Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Danzig, deri 1 5. April 1935 

Das hiesi e Büro der polnischen Eisenbahndi rek tion Thorn hat in den letzten 9 Tagen wie erum 20 bis 25 deutschstämniigen Eisenbahnern zum näelist- 
zulässigen Termin gekündigt. Die Mehrzahl 'der Gekündigten befindet sich 
länger als 12 Jahre im Dienst, einige von ihnen bereits 16, 19 und 22 Jahre. 



Die meisten haben eine größere Familie, so daß die plötzliche Auflösung des 
Dienstverhaltnisses für sie eine besondere wirtschaftliche Härte bedeutet. 
Irgend welche Gründe sind bei dem Aussprechen der Kündigung polnischerseits 
nicht angegelwn worden. 

Der Senat hat gegen die Kündigungen unveriüglicb bei der hiesigen Pol- 
nicrhcn Di j~loniatischen Vertretung Protest erhoben - und gebeten, die An- 
gelegerihei t gründlich zu überprüfen sowie die Wei terbeschäftigung der Ge- 
kündigten zu veranlassen. 

von Radowitz 

Nr. 185 
Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an das ~uswärt ige  Amt 

Bericht 
Danzig, den 24. Juli  1935 

Dle Polnische Regierung hat, wie dort bereits bekannt, durch eine Verordnung 
vom 18. d. M., die am 21. Juli d. J. in Kraft getreten ist, bestimmt. d s ß  Zoll- 
ämter auf dem Gebiet der Zolldirektion Danzig zur endgültigen Zollabfertigung 
nur diejenigen Auslandswaren annehmen dürfen. die für den Korisurii der 
Freien Stadt Danzig hestirnmt sind. Die Interessenten müssen bei der Ab- 
fertigung bei Zollämtern im Gebiet der Freien Stadt Danzi darlegen, daß  dieser 
Anordnung entsprechend die Waren für den inneren 9 onsum bzw. für den 
Gebrauch im Freistaatgebiet bestimmt sind. Die Bedeutung dieser polnischun 
Anordnung für das Danziger Wirtschaftsleben ergibt sich aus folgenden Er- 
wäqungen : 

Der Einfuhrhandel, der bisher über Danzig ging, wird durch diese Regelung 
planmäßig von Danzig fort etrieben, weil es für ihn praktisch nicht mö lieh ist, 
die Zollabfertigung (und f ie damit verbundenen Fornlalitäten über E infuhr- 
beailligungen, Erteilung von Ursprungszeugnissen usw.) außerhalb des Ein- 

angshafens zu erledigen. Tatsächlich hat bereits auch die Industrie- und 
bandelskammer Warsihau eine VeröfTentlichurig herausgegeben, in der vor 

1 dem Einführen von Ware über Danzig gewarnt wird. w i r d  so aber der Einfuhr- 
handel absichtlich von Danrig fortgehalten. so trifft dies mittelbar auch deii 
gesamten Ausfuhrhandel, de r  bisher über Danzig ging. weil bei dem inneren 
Zusammenhang zwischen Einfuhr und Ausfuhr - schon im Hinblick auf die 
Inanspruchnahme der Schiffstonnage für  beide Zwecke - die ausschliel3liclie 
Benutzung des Danziger Hafens für die Ausfuhr aus Polen nicht denkbar wsre. 

Die Verordiiung beriihrt daher die wirtschaHlicben Lebcnsgrutidlagen des 
Daiiziger Hafens und damit der Freien Stadt selbst. 

Unter diesen Umständen hat Senatspräsident Greiser den Polni~clien Diplo- 
rnatisrhtbn Vertreter zu sich gebeten und ihm die in der Anlage bei efügte 
Prot~stnotr des Senats der Freien Stadt ül~ergeben. Mündlich h& der 5 enats- 
präsideiit, wic rnir mit etcilt wird, Herrn I'apPe gegenüber naclidrücklich auf 
die schtvrrwiegentleri folgen der polnischen Verordnung hingewiesen und IM- 
tont. daß dieselhe tnit den 1)anzig-polnischen Vertriigen völlig unvereinbar sei. 
Irn ei iiselrinn hat der Setiatspräridrnt folgendes aiicgeführt: 

Die Durch fiihrung dar Verordnung müWte zur Folge haben, daW Daneigs 
Ilandel und Itidustrie bei der Versorgung des olnischen Marktes mit Auslands- 
waren ausgrsclialtet werde, daß der Danziger ! Iafen, dessen natürliches IIinter- 



land Polen ist und der in seinen Ausmaßen und seiner Einrichtung auf dieses 
Hinterland eingestellt ist, vollkommen veröde. Die Rückwirkungen im Zu- 
sammenhang hiermit auf die übrigen Zweige der Danziger Wirtschaft müßten 
verheerend sein. 

Danzig sei in die Zollgrenze Polens einbezogen worden, damit die für Polen 
bestimmten Waren auch in Danzig endgültig verzollt und ungehindert nach 
Polen weitergesandt werden könnten. Diese Re elung sei nicht nur im Interesse 
Polens. sondern auch im Interesse Danzigs erfo f gt, wie es zum Beispiel aus dem 
Warscliauer Abkommen hervorgehe, nach welchem die Regierung Polens ver- 
pflichtet sei, in ihren Zollgesetzen die Interessen der Freien Stadt Danzig zu 
schützen Wenn in Danzig nur die fiir Danzig selbst bestimmten Waren verzollt 
werden, so ware nicht einzusehen, warum diese Waren nach der polnischeii 
Gesetzgebung und dem polnischen Zolltarif verzollt werden, warum ihre Ver- 
zollung von polnischen Zollinspcktoren überwacht werden soll, warum Polen 
einen Anteil an den für diese Waren gezahlten Zöllen erhalten soll, warum 

olnische Einfuhrbewilligungen für diese Waren erforderlich sein sollen usw. 
Lie Verordnung stehe hiernach in einem unvereinbaren Widerspruch zu den 
Danzig-polnischen Vertragen. I n  Erwängun dieser feststehenden Rechtslage 
und in Anbetracht der Tatsache, daß  bei der % urchführung dieser Verordnung 
bleibende Schäden entstehen würden, Lie auf keine Weise wiedergutgemacht I 
werden körinten, habe sich der Präsident des Senats im Einvernehmen mit dem 
gesamten Senat entschlossen, die h n z i g e r  Zollverwaltung anzuweisen, diese 
Verordnung: nicht zur Anwendung zu bringen. 

Trotz der Nichtdurchführung dieser Verordnung sei der Senat sich jedoch 
darüber im klaren, daß  diese Tatsache der Nichtdurchführung allein nicht ge- 
nügen könne, um eine schwere Schädigung von der Danziger Wirtschaft ab- 
zuwenden. Schon auf die Nachricht von dem Erlaß dieser. Verordnung hin 
seien sofort in großem Umfange Waren und Schiffe von Danzig nach Gdingen 
umgeleitet worden. Solange die Verordnung nicht aufgehoben sei, würden nicht 
nur polnische, sondern auch sehr schwer ins Gewicht fallende internationale 
Wirtschaftskreise sich nicht entschließen können, sich bei der Einfuhr von 
Waren aus dem Zollausland des Danziger Hafens und des Danziger Handels- 
apparats zu bedienen. Die hieraus dem Danziger Handel und der gesamten 
Danziger Bevölkerung erwachsenden Schäden müßten so große werden, daß sie 
von Danzi nicht getragen werden könnten. Aus diesem Grunde müsse sich die 
Danziger S,egierung irn Namen der gesamten Dunzi er Bevölkerung die An- P meldung von Schadenersatzforderungen, für die Po en allein verantwortlich 
gemacht werden müsse, vorbehalten. Um die bereits eingetretenen wirtschaft- 
lichen Schäden und um die zweifellos noch eintretenden Komplikationen zu 
verhindern, müsse der Senat an den Diplomatischen Vertreter Polens die Bitte 
richten, bei seiner Regierung wegen sofortiger Aufhebung der Verordnung vor- 
stellig zu werden. 

Papke hat von diesen Erklärungen des Danziger Senats Kenntnis genommen 
und mitgeteilt, e r  würde zur Besprechung der Frage nach Warschau reisen *. 

von Radowitz 

* Der durch die polnische Zollverordnung heraufbeschwor.ene Konflikt zwang den Danziger 
Senat zii gewissen Ge enmaßnahmen. (Anordnung der zollfreien Einfuhr einiger Waren- 
gattungen in Danzig.) d r  Konflikt wurde schlieDlich durch ein Abkommen zwischen Danzig 
und I'olen vom 8. August 1935 beigelegt, in dem Polen sich zur Aufhebung der Zollverordnung 
vom 18. Juli 1935 verpflichtete. 



Anlage 
Der Präsident des Senats. der Freien Stadt Daczig 

an den Diplomatischen Vertreter der Republik Polen in Danziß 

Danzig, den 23. Jul i  1035 
Herr Minister, 

Aus dem Gesetzblatt der Republik Polen bat der Senat Kenntnis erhalten 
von einer am 18. Juli  erlassenen Verordnung, mit der die Tätigkeit der 
Danziger Zollämter auf Abfertiwung derjeni en Auslwdswaren beschränkt 
wird, die für die Bedürfnisse d' es örtlichen k erbrauchs und Gebrauchs im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig bestimmt sind. 

Diese Verordnung stellt einen Einbruch von außerordentlicher Tragweite in 
das zwischen der Ereien Stadt Danzi und der Republik Polen bestehende 
Reclitsverhältnis dar. Ich habe aus P; iesem Grunde das Landeszollarnt der 
Freien Stadt Danzig angewiesen, diese Verordnung nicht auszuführen. 

Indem ich Ihnen, Herr Minister,,den Protest des Senats der Freien Stadt  
Danzig gegen den Erlaß dieser Verordnung übermittle, erwarte ich, daß  diese 
Verordnung sofort zurückgezogen wird. 

Außerdem behält sich der Senat dbr Freien Stadt Danzig weiterhin vor, alle 
Maunahmen zu treffen, die ihm zum Schutz der Danziger Interessen notwendig 
erscheinen. F r  behält sich insbesondere vor, Ersatz für alle Schäden zu ver- 
langen: die der Freien Stadt Danzig durch die Verordnung erwachsen sollten. 

Greiser 

Nr. 186 
Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Danzig, den 8. November 1035 

Aus durchaus zuverlässiger Quelle wird mir mitgeteilt, daW die polnische 
Eiseribalinverwaltun Vorbereitungen getroaen hat, die darauf schliefSen lassen, 
daß sie die Absicht % at, in Kürze sämtliche übernommenen deutschstämrnigen 
Eisenbahubeamten aus dem Dienst zu entlassen. Vor einiger Zeit sind sämt- 
liche Vorsteher der Eisenbahndienststellen und da, wo noch deutsche Vorsteher 
sind. deren polnisehstämmi e Vertreter auf das Eisenbahnbetriebsamt bestellt 
wordcn. Man liat ihnen au f gegeben, sofort Vorsorge zu treffen, daW an einem 
noch zu bestimmenden Tage mit einem Schlage sämtliche Dienstposten des 
Betriebs- und Verkehrsdienstes bis herab zu den Weichenstellern mit polnisch- 
stämmigen Bediensteten besetzt werden können. Wo solche polnischstämmigen 
Bediensteten nicht zur Verfügung stehen, sollen sie sofort in die Ausbildung 
genommen werden. Den vorgeladenen Beamten wurde strengste Verschwiegen- 
heit zur Pflicht gemacht.. 

Diese Nachricliten werden von den hiesigen Stellen sehr ernst genommen. 
Man vermutet, dalj möglicherweise hinter der geplanten polnischen Aktion, 
sich säintlicher deutschstiimrnigen Eisenbahnbeamten zu entledigen, noch 



weitergehende Absichten stehen. Es wird dabei an E'älle gedacht, bei deneu 
Polen entscheidend daran gelegen sein muW, sich bei der auf Danziger Gebiet 
befindlichen polnischen Eisenbahn bis zum letzten Streckenwärter und 
Weichensteller unbedingt sicher zu wissen. 

In Vertretung 

Koester 

Nr. 187 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Warschau, den 17. Juli  1036 

Am 17. d. M. veranstaltete eine groUe Zahl voii Verbänden und Organisa- 
tionen, darunter der Legionärsverband, die Frontkämpferverbände, der 
Schützenverband, Gewerkschaften, Angestellteriverbände, Pfadfirider usw.. 
unter Führung der See- und Kolonialliga eine öffentliche L)emonstrstiori auf 
dem Marktplatz der Warschauer Altstadt. 

In  den Maueranschlägen, die die Bevölkerung zur 'i'eilnahme an der I(uiid- 
gc,bung aufforderten und auf die die gesamte Presse hinwies, beifit es, jede 
Revision des Dsnziger Statutes dürfe nur in der Richtung einer Erweiterung 
der polnischen Rechte in Danzig gehen. Polen allein könne der gesamten 
Danziger Bevölkerung die Bedingungen freier kultureller, politischer und 
rvirtschaftlicher Entwicklung sichern und der polnischen Bevölkerung ala 
*Mit-Hausherrenn des Gebiets eine #gleichrangige. Entwicklung garantieren. 

An der Kundgebung auf dem Warschauer Marktplatze beteiligten sich etwa 
10 000 Personen. Neben kleinen Ortsgruppen der See- und Kolonialliga waren 
einzelne Orgaiiisationen des Legionärsverbandes und des Schützenverbnildee 
sowie die Gewerkschaften der Postangestellten und der Eisenbahner vertreten. 
Das Gros der Teilnehmer bildeten die sozialistischen Gewerkschafteri und dit! 
sogenannten Moraczewski-Gewerkschaften, die regieiungsfreundlich sind. Die 
sozialistischen Gewerkschaften kainen uriter Absingen der ))Interiiationale~ 
und mit l'ransparenten, wie ))Alle Macht den Arbeitern und Bauern%, 
arirriarschiert. 

Auf dem Versammlungsplatz sprach ein Vertreter der See- und Kolonialliga, 
eiri Vertreter der Sozialistischen Partei, ein Vertreter der Moracze~7ski-Ge\s~erk- 
scliaften und der Vorsitzende der D Gesellschaft der Vaterlandsverteidiger~. 
Arri Schluß der Reden wurde die bereits durch die Maueranschläge bekannte 
Resolution verlesen, die dem General-lnspekteur Kydz-Smigly und dem 
Miriisterpräsideriten Skiadkowski übersandt werden soll. Die Kundgebung 
endete mit dem Spiel der Nationalhymne und dem Marsch zuni Belvtviere- 
Schloß. bei dern unterwegs wiederholt die V internationalecc gesungen wurde. 

Der Redner der See- und Ko'lonialliga forderte im Falle einer Revision des 
Da riziger Statutes einen weitgehenden Aus bau der polnischen Hechte iri 
1)anzig. Den stärksten Beifall erntete der sozialistische Redner, der von der 
Miiiidung des Weichselstromes sprach, an der sich eine Hitlerregirrung 
niederg~lassen habe. die illre Befehle aus dem Dritten Reich erhalte. Die 
deutschfeindliclie Rede des Sozialisten wurde von Niederrufen gegen den 



PrRsidrntrn Greiser. gcgen den Faschismos und geeen den Hitlerismus begleitet. 
Der Redner der nGesellscliaft der Vaterlandsverteidigern stellte sich auf eiiieii 
kri~gerischen Ton ein und schloß mit den Worten: Wenn der General- 

- Inslkkteur befehle, würde ganz Polen marschieren! 
Die Transparente, dic bei dem Umzug getragen wurden, hieljeii etwa: 

2I)anzig war palniscli und wird polriisch seina, aDanzig verdankt Polen seirieii 
iVolilstülid'(. ullie Weicliselmiindung gehört Poleni, ~ D a n z i g  gehört zur 
lVeirtisel(~ und älinliclies. Einige wenige Transparente lauteten in dem Siiine: 
n Deu tschland, Hände weg von Ilanzig!. . 

Wit. die einzclneii Redner ankündigten und wie auch durch die Pressc 
hekaiintgegeben worden ist, sollen am 19. d. M. ähnliche Kundgebungen wii? 
dir heiitige Wnrsc1i;iuer D~rriotistration im ganzen Lande stattfinden, wobei 
allerithnlben die See- und Kolonialliga die Veranstalterin ist. 

von Moltke 

Nr. 188 

Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Danzig, den 4. August 1936 

[Jiiter dem 27. März d.  J. hat der Senat der Freien Stadt Danzig an deii 
Poliiischnri 1)iplornatisehen Vertreter ein Protestschreiben gerichtet, in welchem 
Daiizig dagegen Verwahrung einlegt, daß Polen in mehreren Fällen inter- 
nationale Verträge oder Abkomme11 abgeschlossen hat, bei denen die Diplo- 
matische Vertretung der Republik Polen uiiterlassen hat, den Senat von den 
Verträgen vorher gemäß Artikel 6 des Pariser Vertrages vom 9. November 
1920 iii lceniitnis zu setzen, oder die dem Senat so spät vorgelegt worden s i~ id ,  
daW eine ordnungsmäßige Stellungnahme Danzigs nicht mehr möglich war. 
Polen hat das Danziger Protestschreiben nicht beantwortet. 

In Vertretung 

Eckner 

Nr. 189 
Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Danzig, den 4. November 1936 

Der Senat teilt mit, daß seit einiger Zeit an der Danziger Grenze bei Einlage 
(10 km vor Elbing) 7 polnische Zollbeamte in Uniform Dienst tun, und zwar 
angehlich nicht in Zollbeamtenuniform, sondern in der Uniform von Grenz- 
wact~theamten. Die dort lebende deutschstämmige Bevölkerung faßt diese Maß- 
nahme der Polen als Herausforderung auf und ist begreiflicherweise sehr 
erregt hierüber. Seitens des Senats ist die hiesige Polnische Diplomatische 
Vertretunv ersucht worden, dafür zu sorgen, daß  diese Beamten zurückgezogen 
werden. B i e  Polnische L)iplornatische Vertretung hat das Danziger Ersuchen 
abgelehnt. 

von Radowitz 



Nr. 190 
Der Deutsche Generaikonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Danzig, den 11. November 1936 

Wie bereits durch Funkbericht von der hiesigen Vertretung des Deutschen 
Nachrichten-Büros gemeldet, haben sich einige Teilnehmer einer aus Anlaß des 
18jährigen Bestehens Polens am 10. d. M. in Danzig veranstalteten Feier der 
hiesigen polnischen Kolonie schwere Beleidigungen gegenüber den Symbolen 
und Hoheitszeichen des Reiches und der Nationalsozialistischen Bewegung zu- 
schulden kommen lassen. 

L)er Wirt der Sporthalle, in der die Feier stattfand, hatte für Polizeibeamte, 
die auo Sicherheitsgründen die Veranstaltung unauffällig überwachen sollten, 
ein kleines Zimmer reserviert. I n  dieses Zimmer waren vier Polen eingedrungen 
und hatten aus einem Schrank Symbole und Hoheitszeichen des Reiches und 
der Nationalsozialistischen Bewegung entwendet und mehrere davon unter 
lautem Gelächter zerrissen. 

von Radowitz 

Nr. 191 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 

an die Diplomatische Vertretung der Republik Polen in Danzig 
Aide-Memoir e 

Danzig, den 5. April 1937 

Unter dem heuti en Tage hat das polnische Finanzamt in Dirschau Marga- 
rineprodukte der %anZiger Firma Arnada beim Ubergang nach Polen ange- 
halten und die Zahlung einer Akzise verlangt. Die Margarine war ünter der 
Kontrolle der Uanziger Zollorgane nur aus einheimischen Rohstoffen herge- 
stellt. Die Erhebung einer Akzise war daher nicht gerechtfertigt. Diese rechts- 
widrige MaUnahme ist von einschneidender Bedeutung für  die wirtschaftlich 
auuerordentlich wichtige Danziger bdargarineindustrie. Sie droht, diese In- 
dustrie lahmzulegen und damit eine beträchtliche Anzahl von Arbeitern brotlos 
zu  machen. Die Maßnahme ist weiterhin geeignet, die Fettversorgung Danzigs 
zu desorganisieren, so daß  der Senat sich gegebenenfalls in die Lage versetzt 
sehen wird, unverzüglich Maßnahmen zu treffen, um hier Ordnung zu schaffen. 

L)er Senat ersucht, unverzüglich Fürsorge zu treffen, daß die der Errichtung 
einer unzulässigen Wirtschaftsmauer zwischen Danzig und Polen gleichkom- 
mende MaWliahme aufgehoben wird. 



Nr. 192 
Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Danzig, den 15. November 1937 

Anläl3lich des Jahresta es der polnischen Unabhängigkeitserkl&rung am 
11. November fanden am f etzten Sonntag in den von polnischen Minderheiten 
bewohnten Dörfern des Freistaates statt. Diese wurden von 
zahlreichen Vertretern des 

Bemerkenswert an der sind Ausführungen 
in der Rede des Diplomatischen Vertreters der Republik Polen in Danzig, 
Minister Chodacki. Er hat hierbei U. a. erklärt: sIch kann mich noch genau 
an die Zeit erinnern, wie ich in den Krieg zog mit der Hoffnung auf das Auf- 
erstehen Polens. Ebenso sollen die Polen hier in Danzig in der Hoffnung sein 
und warten, daß sie in kürzester Zeit auf polnischem Boden wnhnen werd0n.r 

von Luckwald 

Nr. 193 
Der Präsident des Senats der Freien Stadt Danzig 

an den Diplomatischen Vertreter der Republik Polen in Danzig 

Danzig, den 24. August 1938 

Herr Minister! 

In Pommerellen, insbesondere in Gdin en, Graudenz, Tkorn und Dirschau, 
haben am vergangenen Sonnabend und 8onntag durch den Westmarkenver- 
band veranstaltete Versammlungen stattgefunden, deren Verlauf mich mit 
tiefer Besor nis erfüllt. Die Tendenz dieser Versammlungeu war auf einen a derarti auf etzenden Ton gegen Danzig gestimmt, daß es mir schwer fällt, 
Herr iriister, Ihren Worten weiterhin Glauben zu schenken, daß man in.Polen 
gegcuüber Danzig freundlich gesinnt ist und daß Ihre Regierung stets bemüht 
ist, den Belangen Danzigs gerecht zu werden und jeden Zwischenfall' zu ver- 
meiden. 

Selbst wenn ich mich nur an die Berichte polnischer Zeitungen halte un'd 
nicht auf die Tatsachen, die mir sonst berichtet sind, eingehe, ist in den Reden 
dcr Versammlungsteilnelimer ein so tiefer Haß gegen die Danziger zum Aus- 
druck gekoinruen und eine so absichtlich entstellende Darstellung der Dariziger 
Verhaltiiisse, daß die Absicht des Hetzens und des Unruhestiftens in er- 
schreckender Weise zum Durchbruch kommt. Alle meine und meiner Regie 
rung Bemühungen, den Wünschen der Polnischen Republik in jeder Weise 
entgcgenzukoirirnen lind alles zu vermeiden, was auch nur wie ein Schein von 
Benachteiligung der Polen in Danzig aussieht, rniissen allmählich zwecklos 
werden, wenn von polnischer Seite nur allzu oft Ubelwollen, Haß und Ver- 
leumdung zu spüren sind. 

Es handelt sich dabei nicht um zufällige Außerungen unverantwortlicher 
polnischer Kreise, sondern um wohlvorbereitete Volksversamrnlt~ngen eines 
Verbandes, der durch die Polnische Regierung durchaus gestützt wird. Es 



wäre ein leichtes für  die Polnische Regierung gewesen, diese Veranstaltungen, 
dcrcn Tendenz ihr bekannt sein mußte, vorher zu verbieten. 

Icli kann es mir nicht versagen, lhnen einige Zitate aus den Reden bei diesen 
Zusammenkünften in Pommerellen anzuführen: 

PES ist höchste Zeit, mit dem strafbaren Räubertum der Danziger Kampf- 
truppen Schluß zu machen. Danzig muß polnisch werden.r aDer unaufhörlich 
geübte Terror durch bewaffnete Danziger Kampftruppen gegenüber Polen und 
polnischen Kindern sowie polnischen Eisenbahnern. r Von D hitlerischen Ge- 
nalttätigkei tenn, von n Bewerfen polnischer Mädchen mit Steinen a und von 
neiner bestialischen Tat  gegen einen polnischen Eisenbahner. ist die Rede; von 
der nverruchten Hitlerbandes wurde gesprochen und von der Absicht, diese 
Hitlerbande zu vernichten und von awütendem Terrora und averfolgungenn. 

In  allen diesen Versammlungen wurde die Stimmung so aufgepeitscht, daß 
chauvinistische Zwischenrufe in großer Zahl ertönten, wie: r Tötet die Ritler- 
banden,  gebt uns Karabinern, .Wir wollen nach Danzign, .Raus mit den 
Deutschen aus Danzig« usw. 

I n  dieser Stimmung wurden Entschließungen angenommen, die von Beleidi- 
gungen gegen die Freie Stadt Danzig geradezu strotzten und in denen - um 
ciniges zu erwähnen - von ))barbarischen Verhältnissen in Danziga und davon 
gesprochen wird, daß  Polen den brutalen Eigenwillen und das straflose 
Banditentum in Danzig gegenüber Polen bändigen soll. 

Alles clieses hat sich scheinbar ohne jeden Anlaß von Danziger Seite abge- 
spielt. Denn ich kann nicht ernstlich glauben, daß die Tatsache, daß  2 Danziger 
junge Menschen, die sich zum Polenturn bekennen, ein paar Schläge bekommen 
haben, wirklich der Grund für  diesen Haß  sein körinte. Ich komme dabei auf 
I h r  Schreiben vom 16. d. Mts., Herr Minister, zu sprechen, in dem Sie sich f ü r  
die Gebriider Mach einsetzen. E s  handelt sich hier um einen von den Geschä- 
digten außerordentlich aiifgebauschten Vorfall. Diese jungen Leute, die deutsch 
sprachen und die in grober Weise die Hakenkreuzfahne provozierten, sind von 
einem entiüsteten Puhlikuoi geprügelt worden, ein Vorfall, der bedauerlich, 
trotzdem aber verständlich ist, wenn die Offentlichkeit immer wieder sehen 
muß, wie sich Danziger Bürger polnischer Einstellung provozierend und 
höhnend gegen Wahrzeichen verhalten, die der großen Mehrheit der Danziger 
lieb und wert sind. 

Darf ich Ihre  Aufmerksamkeit darauf lenken, daß  in Polen sehr, sehr häufig 
Kinder Danziger Staatsangehöriger geprügelt werden, ohne daß gleich die 
Danziger Regierung eine Beschwerde einreicht. Ich möchte auch darauf hin- 
aeiscii, d a 6  ruhige Danzi er Staatsangehörige, die seit vielen Jahren in 
Grauderiz und Thorn ihrem erufe nachgehen, Zettel folgenden Inhalts erhalten 
haben: 

5 
nDie Hand der Justiz. 

I m  Namen der großen und gerechten Sache Polens befehle ich lhnen 
als Danziger Staatsangehörigen, die Stadt Graudenz wie auch die 
Grenzen der Republik Polen mit Ihrer ganzen Familie sofort zu ver- 
lassen. 

Zur Erledi ung Ihrer persönlichen An elegenheiten geben wir Tlinen k P 3 Tage Zeit. ir bemerken, daß  nach Ab auf dieser Frist, falls Sie sich 
nicht freiwillig aus Polen entfernen, wir gegen Sie wie auch gegen Ihre 
Familie alle Maßnahmen anwenden und iogar so weit gehen werden, 
daß  wir Sie radikal aus Polen hinauswerfen werden. 

Die Hand der J u s t i z . ~  



und daß die Kinder dieser Danziger sich jeden Morgen fürchten, in die 
Schule zu gehen, weil sie besorgt sein müssen, durch polnische Staatsangehörige 
geprugelt zu werden. 

Ich führe dieses an, um zu zeigen, daß trotz der geringen Anzahl von 
Danzigern, die in Polen leben, für den Danziger Senat gewiß nicht weniger 
Anlaß vorliegt, sich über Taten unverantwortlicher Menschen in Polen zu 
beklagen. 

Ich bin aber zu meinem rößten Bedauern gezwun en festzustellen, daß 
jedes Vorkommnis, das irgen 3 wie mit Danzig zusammen f: ängt, von einem Ver- 
bande wie dern Westmarkenverhand oder auch von Zeitungen, wie dem 
rKurjer Baltyckia, die der Re ierung nahestehen, derart maßlos entstellt wird, 
daß nur noch die Absicht der k erhetzung klar zu erkennen ist. Wenn man den 
bedauerlichen Unfall eines polnischen Eisenbahners, der mit Danzig auch nicht 
das geringste zu tun hat, zu einem #Mord, begangen durch 6 hitlerische Dan- 
zigern umfälscht*, so sind das Zustände, deren Duldung durch die Polnische 
Regierung nicht mehr verständlich ist, zumal die entstellende Darstellung in 
die Auslandspresse lanciert wurde und dort ein entsprechendes Echo ge- 
funden hat. 

Ich spreche die Erwartung aus, da6 Sie, Herr Minister, unverzüglich Ihre 
Kegieriing davon in Kenntnis setzen, welche Wirkungen die Venammlimgen 
cles Westmarkenverbandes und die verleumderische Darstellung das ~ K u r j e r  
Baltyckir in Danzig ausgelöst haben, und daß alles geschieht, um diesem 
unverantwortlichen und den Frieden gefährdenden Treiben Einhalt zu gebieten. 

Genehmigen Sie, usw. 
Greiser 

Nr. 194 
Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Danzig, den 14. November 1938 

Anläfilich des ll..Novembers, des 20. Jahrestages der Wiedererlangung der 
Unabhängigkeit Polens, haben, wie auch schon regelmäßig in den früheren 
Jaliren, in Danzig eine Reihe von Veranstaltungen stattgefunden. 

Deren Höhepunkt bildete am -4bend des 12. November eine Akademie in 
den Räunien der Sporthalle, an welcher Minister Chodacki persönlich teilnahm. 
Die Festrede hielt der polnische Sejmabgeordnete Walewski aus Warschau, 
der im Laufe seiner Ausführungen bezeichnende Anspielungen auf Danzig 
insclite. Unter Hinweis auf die befreiten polnischen Brüder im Olsa-Gebiet 
erklärte er, daß auch die Polen in Danzig hier dasselbe erleben würden und 
daß Polen seine Grenze so erweitern wolle, wie sie dereinst zu Zeiten des 
Königs Boleslaw Chobry waren. Auch auf einem Unabhängigkeitsfest der 
polnisclien Minderheit in Zoppot am 13. V. M., auf dem ebenfalls ein Mitglied 
der hiesigen Polnischen Diplomatischen Vertretung anwesend war, berührte 
der Festredner, der Vizemarschall der Vereinigung ~Gmina Polska - Zwiazek 

* In der Nacht vom 17. auf den 18. August verunglückte der polnische Eisenbahner Winnicki 
aiif der Eisenbahnstrecke Danzig-Gdingen. Wegen dieses Unglücksfalles wurden von polnischer 
Seite gegen Danziger Eisenbahner haltlose Verdächti ungen vor ebracht, die den Mittelpunkt f f einer gegen Dnnzig gerichteten Propaganda-Aktion bi dcten. Vg . Nr. 155. 



Polakow e. V.n, Major a. D. Professor Dr. Pilecki, die Danziger Frage. Er 
wies auf die angeblichen Schikanen hin, unter denen die polnische Minderheit 
in Danzig zu leben habe, äußerte sich abfällig über den Geist der S A  und f f ,  
in die nach seiner Behauptung zahlreiche Polen aus Not hätten eintreten 
müssen; und stellte als Parolc auf, den Tag zu erwarten, an dem sich alle 
Polen wieder vereinigen würden; auch die Polen in Danzig müßten die Stan- 
darte des Vaterlandes hochhalten, um dasselbe Los zu erringen, das den Olsa- 
Brüdern beschieden sei. 

von Janson 

Nr. 195 
Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Danzig, den 23. Februar 1939 

Eine Anzahl polnischer Zeitungen hat vor kurzem empörte Berichte über 
Zwisclienfälle veröffentlicht, die sich in dem auch von polnisclien Studenten 
häufig besuchten Cafb Langfuhr in ,  Danzig-Langfuhr abgespielt haben. 

Nach den mir auch von Danziger Seite gemachten Angaben war es bereits 
am 29. Januar  d. J. irn Cafk Langfuhr zwischen deutschen und polnischen 
Studierenden der hiesigen Technischen Hochschule zu tätlichen Auseinander- 
setzungen gekomlmen. Da weitere Zwischenfälle zu befürchten waren, hat der 
Inhaber des Cafks am 10. d. M. ari die polnische Studentenvereinigung ))Bratnia 
Pomocn ein Schreiben gerichtet, in dem er darum bat, daß künftig polnisclie 
Studenten sein Lokal nicht mehr besuchten. Dieses Schreiben wurde von 
polnischer Seite nicht beachtet. Als einige Tage später polnische Studenten 
wiederum das Caf6 Langfuhr aufsucliten, entdeckten sie angeblich eiiieii im 
Innern des Caf6s angebrachten Zettel mit der handschriftlichen Inschrift: 
.Hunden und Polen Zutritt verbotena. Nach polnischer Darstellung soll dieser 
Zeltcl von deutschen Studenten angebracht worden sein. Daß letzteres der Fall 
ist, haben die eingeleiteten polizeilichen Ermittlungen in keiner Weise ergeben. 
Vielmehr besteht der dringende Verdacht, daß  ein polnischer Student deii 
Zettel selbst im Lokal befestigt hat. 

Die polnische SI,udentenvereiiiigung ~ B r a t n i a  Pomocn hat diese Vorfälle zum 
Anlaß genommen, um am 10. d. M. die an der Technischen Hochschule studie- 
renden Polen zu einer Protestversaminlung zu vereinigen. Auf dieser Ver- 
sammlung wurde eine Entschließung angerionimen, die zunächst feststellt., die 
rBratnia Pomocn erblicke die natürliche Rolle des Danziger Gebiets nur in 
dem Dienst und der engen Verbindung mit dem Mutterlande, der Republik 
Po len  Nur die polnisclie Nation habe das Recht, über die Weichselmilndung 
zu bestimmen. Weiter wird in scbarfer Form sofortige Genugtuling verlangt 
und die Polnische Regierung aufgefordert, unter Verwendung des Grundsatzes 
aZalin um Zahna wirksame Gegcnrnaßnahmcn zu ergreifen. 

Wie  mir vertraulich ergänzend mitgeteilt wird, huben die polizeilichen 
Untersucliungen die bezeichnende Tatsache ergeben, daß  an der erwälinten 
Versammlung der polnische Hauptmann Krukierek teilgenommen hat, der der 



M i li tiira b teil ung der hiesigen Polnischen Diplomatischen Vertretung angehört 
urid als solclier diplomatisclle Vorrechte genießt. 

Der Verdacht, daß die liiesige Polnische Diplomatische Vertretung mit dem 
provokatorischen Verhalten der polnischen Studenten in einem nahen Zusam- 
oienlianq steht, läßt sich danach nicht von der Hand weisen*. 

von Jonson 

Nr. 196 
Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Danzig, den 16. März 1939 

Nach zahlreichen Besprechungen und Verhandlungen. die in der Zwischeri- 
zeit stattgefunden haben, steht die endgültige Beilegung des Konfliktes zwi- 
schcn den deutschen und den polnischen Studenten der hiesigen Technischen 
Hoclischulc nunmehr binnen kurzem zu erwarten. Das Ergebnis der Verhand- 
luiigesi ist in dem Entwurf eines Protokolls niedergelegt worden, der gestern 
abend paraphiert worden ist. Die endgültige Unterzeichnung des Protokolls ist 
noch nirlit erfolgt. 

Nicht ohne Interesse sind ewisse Außerungen, die die an den Kommissions- 
sitzungcn beteiligten polnisc !! en Legationsräte im Laufe eines Beisammenseins 
nach l'arapliierung des beigefügten Protokolls am gestrigen Abend gegenüber 
Regierungsrat Siegmund gemacht haben. Die beiden poliiischen Herren erklär- 
ten zu dem Studentenkonflikt, Warschau habe die Angelegenheit außerordent- 
lich ernst angesehen; es habe nach Auffassung der maßgebenden polnischen 
Kreise nur noch ein Fünkchen gefehlt, um eine militärische Aktion egtii 
Uanzig tirid damit eine Auseinandersetzung zwischen Deutschland und Bolen 
herheizufültren. Diese Behauptung steht zu den kürzlichen beruhigenden Erklä- 
rungen des IJo1nischen Aulienministers Beck im bemerkenswerten Gegensatz 
und ist, wie mir scheint, von dcr reiclilich nervösenHaltung MinistersChodacki 
nicli t uii heein ilulJt geblielwn, der iin La,u fe seiner Hesprechungen mit Senats- 
präsidciit Greiser wieder einmal, wie schon früher bei anclereu Anlässen, erklärt 
bat, er Vberlege sich, ob er nicht von seinem Amt zurücktreten müsse. 

- -- 
* Vgl. liierzu auch Nr. 13'2. 

von Janson 



XI]. Deutsche Bemühungen 
um eine gütliche LIsung der Danzig- und Korridotfrage 

(Oktober 1938 bis Mai 1939) 

Unterredung des Reichsministers des Auswärtigen 
mit dem Polnischen Botschafter, 
Berchtesgaden, 24. Oktober 1938 

Aufzeichnung des Vortragenden ~ e ~ a t i o n s r a t s  Hewel 

Zu Beginn der Aussprache entwickelt der Herr Reichsaußonminister dem 
Polnischen Botschafter eiii Bild der augenblicklichen Lage. 

kierr Lipski erläutert sodann den Anlal3 seines Besuches: Polen sei interes- 
siert an der Stabilisierung des Donauraumes. Die Karpatho-Ukraine mit ihrer 
Unordnung, ihren 80 Prozent Analphabeten, sei ein Herd für alle oiir denk- 
baren politischen Strömungen: ein wahres Kommunistenzentruni. Sie habe zu- 
sammen 650 000 Einwohner, davon etwa 250 000 Un arn und Juden und 
400 000 Kuthenen. Wegen dieses Unruheherdes habe B olen schon manchen 
scharfen Notenwechsel mit Prag gehabt. Beck habe ihm gesagt, er wolle, daß  
aus dieser Krise etwas Vernünftiges herauskomme. Eine Angliederung an 
Ungarn sei der Wunsch Polens. 

lm übrigen sei eine gemeinsame polnisch-ungarische Grenze von großem 
Wert als Abriegelung gegen den Osten. Die Gerüchte von der Blockbildung 
gegen Deutschland seien Unsinn, sie wären durch die Haltung Polens gegen- 
über Sowjetrußland während der Krise mehr als widerlegt worden. Die pol- 
riische Politik sei gewesen, die.  Ungarische Regierung in der slowakischen 
k'rage zur MäWigung und in der karpatho-ukrainischen Frage zum Angriff zu 
bewegen. Er,  Lipski, hoffe, daß  eine Lösung in dem erwähnten Sinne den 
deutschen Interesse11 nicht entgegenlaufe. 

Der Herr HeichsaufSenminister erklärt dem Botschafter, ihm seien diese 
ldeen etwas neu und er wolle sie sich einmal in Ruhe überlegen. E r  habe wolil 
Verständnis für  die polnischen Wünsche, aber er sehe auch gewisse Schwierig- 
keiten, die wir zu berücksichtigen hätten. 

L)er Herr KeiclisauWenminister kommt nun auf  das grolje allgenleineProblem, 
weswegen er Herrn Lipski nach Berchtesgaden gebeten habe und das er einmal 
ganz vertraulich, nur für Lipski, Beck und ihn bestimmt, anschneiden wolle. 
E r  bittet den Botscliafter, niündlich Herrn Beck über das Besprochene zu be- 
richten, da sonst die Gefahr des lieraussickerns, besonders an die Presse, zu 
groW sei. Der Botscliafter sagt dies zii. Mit der Einleitung verbindet der Herr 
L~eiclisaulJeiimiriister auch eine Einladiing ari llerrn Beck, der ihn doch einmal 
ini Laiife des nächsten Monats besuchen möge. Die polnischeii Freunde hiitton 
hiermit eine L)auereinladiit,g nach L)eiitsehland. Der Botschafter nimnit dieses 
mit Freude an und will Herrn Beck beriachriclitigen. 

L)cr Herr lCeichsaul3eriniinister fiilirt nun aus: daIj er glaube, es sei an der 
Zeit. zwischen Ueutsclilaiid und Polen zu einer tieneralhereinigung allei- be- 
stehenden Keibuiigsriiöglichkeiten zu  komrnen. Dies nriire eine- Krönung des 
vom Marscliall Pilsudski und dem Fühi.ei eingeleiteten Werkes. Er ~ ie l i t  un.jer 
Verbiiltnis zu Italien zum Vergleich heran, wo der Führer auch utn einer 
C;eii~ralbet-eiiiigurig tvillen und a u s  tiefer Erkenntnis heraus den Verziclit auf 
Siiiltirol geleistet liabe. Eine solclie ühereiiikuiilt sei auch mit Polen lind auch 



für Polen erstrebenswert and läge in der Richtung der Politik des Fiihrers, 
zu allen Nachbarn in ein klares Verhältnis zu kommen. Nicht auügeschlosso~~ 
sei, daß auch einmal mit Frankreich noch klarere Abmachungen, über die 
Erklärung des Fülirers bezüglich der Grenze hinaus, gotroffeii würden. Mit 
Polen sei hier zunäclist über Danzig zu sprechen, als Teillösung einer großen 
Hegdlilng zwischen den heiden Nationen. Darizig sei deutsch - sei immcr 
deutsch gewesen und $\-erde auch immer de,utsch bleiben. Er, der ReichsaulJeri- 
rninister, denke sich eirie Lösung im großen wie folgt: 

1. Der Freistaat Danzig kehrt zum Deutschen Reich zurück. 
2. Durcli den Korridor würde eine exterritoriale, Deutscliland gehörige 

Heichsautobahn und eine ebenso exterritoriale melirgleisige Eiicnhalin 
gelegt. 

3. Polen erhält im Danziger Gebiet ebenfalls eine exterritoriale Straße oder 
Autobahn und Eisenbahn und einen Freihafen. 

4. Polen erhält eine Absatzgarantie für seine Waren im Danziger Gebiet. 
5. Dic beiden Xationen anerkennen ihre gemeinsamen Grenzen (Garantie) 

oder die beiderseitigen Territorien. 
B. Der deutsch-polnische Vertrag wird um 10 bis 25 Jahre rerliingert. 
7. Die beiden Länder fügen ihrem Vertrag eine Konsiiltationsklaual bei. 

Der Polnische Botscliafter nimmt diese Anregung zur Kenntnis. Obwohl er  
natürlich erst mit Herrn Becli sprechen müsse. möclite er doch bereits jetzt 
sagem, daß es falsch cci, Danzig als ein Produkt von Versailles, etwa wie das 
Saargebiet, zu betracliien. hlan müsse die historisclie und ~eogiapliisclie Ent- 
ste1iungsgeschic)ite Danaigs verfolgen, um die richtige Einstellung d zu den1 
Problem zu bekommen. 

Der Herr Reichsaußenminister erklart, er  wolle jetzt keine Antwort hören. 
Der Botschafter solle sich dies alles einmal durchdenken und so bald wie mög. 
lich mit Herrn Beck darüber sprechen. Schließlich dürfe nian eine gewisse 
Reziprozität bei diesen Betrachtungen nicht aussclialten. Fiir den Fulirer sei 
eine endmültige Anerkennung des Korridors innerpolitisch sicherlicli auch niclit 
leicht. Bazu müsse man säkular denken - und Danzig sei nun einmal deutsch 
und würde es immer bleiben. 

Herr Lipski verspricht. dies alles genauestens mit Herrn Beck zu  besprechen. 
E r  werde Donnerstag etwa nach Warschau fahren und könne etwa A n f a n ~ ~ d e r  
nächsten Woche zurück sein. Seine Hauptbitte sei der Gedankenaustausch uber 
tlie Unrarnfrage. Herr Beck lasse sogen. Polen sei bereit, falls der Worioch 
ungar& nach einem Schiedsspruch der drei Länder Deutschland, Italien und 
Polen seitens der ersten beiden Länder angenommen werde, sich zu beteiligen. 

Der Herr Reichsaußenminister weist demgegenüber L auf das mit einem 
Schiedsspruch verknüpfte Risiko hin. 

Bei einer zweiten kurzen Aussprache erwähnt der Herr Reiclisaußenminister 
die Karpatho-Ukraine. Der Botschafter betont, daß Polen kein Interesse an 
einem Gebietszuwachs dort unten habe, sondern daß  es aussctiließlich der 
Wunsch Polens sei, mit Ungarn eine gemeinsame Grenze zu erlialten. 

Der Herr Reichsaußenminister verspricht, diesen Komplex noch einmal 
durchziidcnken, und meint hierzu, daß, wenn man zwischen Deutschland und 
Polen zu einer Globhllösung komme, auch sicher für  dieses Problem ein 
günstiwes Arrangement gefunden werden könne. 

DiePlnterredung verlief in sehr freundschaftlichem Tone. 

Hewel 



Nr. 198 
Unterredung des Reichsministers des Auswärtigen 

mit dem Polnischen Botschafter, 19. November 1938 

Aufzeichnung 

Ich empfing heute um 1 Uhr den Polnischen Botschafter Lipski. 

Herr Lipski erklärte mir, er habe Außenminister Beck über den Inhalt 
unseres Gesprächs in Berchtesgaden vom 24. Oktober informiert und er sei nun- 
mehr in der Lage, mir die Stellungnahme Becks hierzu mitzuteilen. Herr Lipski 
las alsdann von einem Zettel Teile seiner Instruktionen vor. 

1. Außenminister Beck sei der Auffassung, daß das deutsch-polnische Ver- 
hältnis im allgemeinen seine Probe bestanden habe. Während der tschecliischen 
Krise habe sich' gezeigt, daß  das deutsch-polnische Abkommen auf einer dauer- 
hafte11 Grundlage aufgebaut sei. Außenminister Beck glaube, da6 die gerad- 
linige polnische Politik für  Deutschland bei der Gewinnung des Sudeten- 
gebietes von Nutzen gewesen sei und wesentlich dazu beigetragen habe, diese 
Frage einer glatten Lösung im deutschen Sinne zuzuführen. Die Polnische Re- 
gierung habe während dieser kritischen Tage alle Sirenenklänge, die von ge- 
wisser Seite ertönt seien, unbeachtet gelassen. 

Ich erwiderte Herrn Lipski, daß sich auch meiner Auffassung nach das 
deutsch-polnische Abkommen als hieb- und stichfest erwiesen habe. Durch die 
Aktion des Führers gegen die Tscbechoslowakei habe Polen die Möglichkeit 
gehabt, das Olsagebiet zu gewinnen und eine Anzahl sonstiger Grenzwünsche 
zu befriedigen. Im übrigen stimme ich mit ihm überein, daß auch die polnische 
Haltung für  Deutschland die Dinge erleichtert habe. 

2. Herr Lipski machte alsdann weitschweifige Ausführungen, um die Wich- 
t,igkeit und Bedeutung Danzigs als freie Stadt für  Polen zu beweisen. 

Auch aus innerpolitischen Gründen sei es für  Außenminister Beck schwer, 
einer Eingliederung Danzigs in das Reich zuzustimmen. Außenminister Beck 
habe sich nun überlegt, wie man ein für  allemal alle Reibungspunkte, die über 
D a n z i ~  zwischen Deutschland und Polen möglicherweise entstehen würden, 
beseitigen könnte. E r  habe sich gedacht, daß  man das Danziger Völkerbunds- 
statut durch einen deutsch-polnischen Vertrag, in dem alle Danziger Fragen 
behandelt würden, ersetzen könne. Als Basis für diesen Vertrag denke sich 
Beclr, daß  man einmal Danzig als rein deutsche Stadt anerkenne mit allen 
Rechten, die hieraus resultierten, andererseits aber Polen und der polnischen 
Minderheit alle wirtschaftlichen Rechte gleichfalls sicherstelle, wobei der 
Charalrter Danzigs als Freistaat und die Zollunion mit Polen erhalten bleibe. 

Icli erwiderte Herrn Lipski, daß  ich den Standpunkt von Außenminister Beck 
bedauere. Die Anregung für  eine säkuläre Lösung des deutsch-polnischen Pro- 
blenis, bei der Danzig zu Deutschland kommen solle, möge wo111 eine inner- 
politische Belastung für  Herrn Reck mit sich bringen, andererseits sei aber 
nicht zu verkennen, daß  auch der Führer es nicht leicht haben werde, eine 
Garantie des polnischen Korridors vor dem deutschen Volke zu vertreten. 
Meiner Anregung habe die Absicht zugrunde elegen, das deutsch-polnische 7 Verhältnis auf eine eherne Dauerbasis zu  ste len und alle nur denkbaren 
R,eibiingspunkte zu beseitigen. Ich hatte nicht die Absicht gehabt, ein kleines 
diplomatisclies Gespräch zu führen. Wie  er, Lipski, aus den Redeii des Führers 
ersehen könne, behandele dieser die deutsch-polnische Frage stets von einer 



liohen Warte. Vor der internationalen Presse hätte ich noch kürzlich in seinem 
Beisein ausgeführt, daß ein qutes deutsch-polnisches Verhältnis mit zum Fun- 
dament der deutschen ~ußenpo l i t ik  gehöre. 

Botschafter Lipski bedankte sich für  diese Ausführungen und kam dann 
wieder auf den Vorschlag eines zweiseitigen Vertrages über Danzig zurück. 

Ich erklärte ihm, daß  ich nicht abschließend hierzu -Stellung nehmen wolle, 
daß mir der Vorschlag nicht leicht realisierbar erscheine. 

3. Ich frug alsdann Herrn Lipski, wie sich Herr  Beck zu der Frage einer 
exterritorialen Autobahn und einer ebenso exterritorialen doppelgleisigcn Eisen- 
bahn durch den polnischen Korridor stelle. 

Herr Lipski erwiderte mir, daß er zu dieser Frage nicht eingshend und nicht 
offiziell Stellung nehmen könne. Rein persönlich könne er sagen, d a ß  ein 
solcher deutscher Wunsch vielleicht in Polen nicht auf unfruchtbaren Boden 
zu fallen brauche ufid daß sich vielleicht in dieser Richtung Lösungsmöglich- 
keiten böten. 

4. Ich sprach Herrn Li ski dann noch auf die gerade herausgegebenen pol- 
nischen Freimarken an, 611e für  den Danziger Verkehr bestimmt seien und 
Danzig gewissermaßen als polnische Stadt darstellten. Er könne verstellen, daß 
dies wiederum die Gefühle der deutschen Bevölkerung Danzigs verletze. 

Herr Lipski erklärte mir, über die Angelegenheit nicht Bescheid zu wissen. 
er wolle aber gleich Erkundigungen einziehen. 

Abschließend erklärte ich Herrn Lipski, daß  es der Mühe lohne, die deut- 
schen Vorschlii~e zu dem Gesamtkomplex*der deutsch-polnischen Beziehungen 
eiiistliaft zu überlegen. Man wolle hier ja etwas Dauerhaftes schaffen und eine 
wirkliche Stabilität herbeiführen. Das könne natürlich von heute auf morgen 
nicht geschehen. Wenn sich Herr Beck in Ruhe unsere Anregungen iiberlege, 
so würde er vielleicht doch zii einer positiven Einstellung gelangen. 

von Ribbentrop 

Nr. 199 
Aufzeichnung des Deutschen Botschafters in Warschau 

Berlin, den 15. Dezember 1938 

Außeriminister Heck hat mich gestern abend zu sich, nachdem ich ihih hatte 
mitteilen lassen, daß ich heute in Berlin sein würde. Herr Beck erging sich 
zuniichst in längeren Erörterungen über die große Bedeutung der Vereinbarung 
voni Januar 1934 urid erklärte, daß  er nach wie vor willens sei, die von 
Pilsudski inaugurierte Politik fortzusetzen. Das Abkommen von 1934 habe in 
dclr aiil3crorrlt?11tlicl: kritischen Zeit, die wir soeben durchlebt hütten, eine be- 
soiiders große Holle g(bspielt und nian müsse erneut feststellen, daß es sich 
benäl~r t  Iiabe. E s  sei deshalb eine Absurdität, wenn jetzt in den deutsch-polni- 
sclien ßeziehiingen eine gewisse Spannung entstanden sei. Das läge wohl daran, 
dnM sieh in den letzten Wochen zuviel auf einriial geändert hätte. Es habe nicht 
nur ctie 'J's<;heclios1owa1~ei ein anderes Gesicht bekommen, sondern eine Reihe 
voii anderw Systemen und Kombinationen, die früher eine Rolle gespielt hätten; 
seitln zusanimengebrochen. Er lialte es deshalb für zweckmäßig, die neue Lage 



(~emeinsam zu iiberprüfen, und er  habe Herrn Lipski beauftragt, die Anregung C, 

zu einer persönlichen Ausspraclle zwischen den beiden Außenministern zu über- 
nii t teln. 

Von Herrn Lipski, der gestern in Warschau war  und dem ich im Zuge Iie- 
gegnete, erfuhr ich, daß  'iese Aussprache in Warschau geplant sei und daß 
inan hoffe, Herr  Reichsminister von Ribberitrop werde möglichst bald den vor 
3 Jahren in Berlin durchgeführten Besuch des Außenministers Beck erwidern. 

Her r  Beck kam dann auf die einzelnen Probleme zu sprechen, die einer 
näheren Erörterung bedürften. E r  erwähnte zunächst Danzig, wo in letzter 
Zeit wieder einige Schwierigkeiten entstanden seien und wo immer die Gefalir 
unliebsamer Uberraschungen bestände. E r  hoffe dringend, daß  unerwünsclite 
faits accomplis vermieden würden. Es habe ja kürzlicli schon eine erste Aus- 
sprache über das  Danziger Problem stattgefunden - womit offensichtlich auf 
die Berchtes adener Besprechung angespielt wurde* - und über kurz oder 
lang miißte f iese Erörterung ja zweifellos wiederaufeenomrnen L+ werden. 

Her r  Beck erwähnte ferner die karpatho-iikrainische Frage. die eine gewisse 
Aufregung in der öffentlichen Meinung hervorgerufen habe. In  der polnischzii 
Offentlichkeit habe man die Befürchtung, d a ß  Deutschland die Absicht habe: 
von der Karpatho-Ukraine aus eine gegen Polen gerichtete Politik zu treiben, 
und in Deutschland argwöhne inan. da13 Polen Deutschland den Weg nacli 
dem Donauraum versperren wolle. Letzteres sei grundfalsch üiid er  hoff<.. dalJ 
auch das erstere nicht richtig sei. Jedenfalls würde es aber gut  sein, sich 
einmal über diese Dinge auszusprechen Er glaube doch, daß  es möglich sei11 
würde, einen Weg zu finden, der dje Interessen beider Staaten berücksichtige. 

Wir  kamen dann auf Meniel zu sprechen und ich wies bei dieser Gelegenheit 
auf die polnischen Pressestimmen hin, die irn Anschluß an die Wahl wichtige 
politieche Veränderungen im Memelgebiet zu erwarten schienen. Herr  Beck 
begnügte sich mit dem Hinweis darauf, risß Polen im Merne1g:biet wirtschaft- 
liche und Schiffalirtointeressen hl t te  und d a ß  wohl in jedem l a l l  eine Reriiclc- 
sichtigung dieser Interessen erwartet werden könne. 

ich  wies dann darauf hin, daß ich nicht riiir in Polen eine Versckilechterung 
der  Stiiiimurig gegenüber Deutschland festgestellt hätte, sondern daW auch in 
Deutschland zur Zeit keine freundliche Einstel l~ing gegenüber Polen hestälide. 
Als wichtigste Ursache hierfür verwies ich auf die Deliandlung der Minder- 
heiten. namentlich im Olsagebiet. wo massenhafte Arbeiterentlassungerl statt- 
gefunden hätten und wo die Bevölkerung allmählich zu der Auffassung gelangt 
sei, d a ß  die 20 Jahre  tschechischer Herrschaft ein Paradies gegenüber dem 
jetzige11 Zustande gewesen wären * *  Herr Beck erklärte, d a ß  die Polnische 
Regierung den Wunsch habe? der deiitschen Minderheit oute Daseinsbedin- 
g u ~ ~ e e n  zu bereiter,' d a ß  der Ministerpräsident bereits die sctärfsten Weisungen 
aii die Verwaltungsl~ehörden ec~geeben hhtte und daß  er, Beck, persönlich ,jeder- 
zeit bereit wäre, zu interveniereii, wenii ihiii konkrete Fälle mitgeteilt weiden 
könnten. 

von Moltke 

* VgI. ~ r ' .  107. 
** Vgl. Abschnitt VII. 



Nr. 200 
Unterredung des Führers mit dem Polnischen Außenminister Beck im 
Beisein des Reichsministers des Auswärtigen, des Deutschen Botschafters 

in Warschau und des Polnischen Botschafters in Berlin 
Berchtesgaden, 5. Janunr 1939 

Aufzeichnung des Gesandten Schmidt 

Oberst Beck unterstricb einleitend die Tatsache, dalJ die deutsch-polnischeii 
Beziehungen in der Septemberkrise ihre Probe voll und ganz bestanden hltten. 
Wenn sich in den letzten Monaten vielleicht ein gewisses Absinken von dem 
hohen Niveau der Septembertage bemerkbar emach t hätte, so solle man sich 
nach Ansicht der Polnischen Regierung auf !- eiden Seiten bemühen, die Ur- 
saclien einiger Schwierigkeiten aus dem We e zu räumen, die sich in der 
letzten Zeit ergeben liät ten. Als eine dieser kbwierigkeiten erwähnte Herr 
Beck die Dsnzi er  Frage und betonte dabei, daß hier nicht nur die Deutsche 
und die Polnisc f e Re ierung, sondern euch dritte Parteien, wie unter anderem 
auch der ~ölkerbuncf in Frage käinen. Was hätte z. U. zu geschehen, falls 
sicli der Volkerbund aus seiner Danziger Rolle einmal zurückzöge? Auch sonst 
wiibe es noch eirii e weitere Fra en, in deiien bestehende Mißverständnisse be- t3 

seitigt werden so1 S ten, U. a. die 8 arantierung der tschechoslowakischen Grenze, 
und zwar ob sie sofort erfolgen solle oder, wenn überhaupt, zu welchem Zeit- 
punkt sie in Aussicht genommen wäre. Besonders sei Polen in diesern Zu- 
saininenhang an der Karpatho-Ukrainischen Fra e interessiert. E r  erinnere 
an ein Wort Pilrudskis rvon der Balkanisierung dt te teuropasa.  Polen erkenne 
in den Agitatoren, die sich auf dem jetzigen karpatho-ukrainischen Territoriuiu 
betiitigteii, alte Feinde wieder und fürchte, d a 8  die Karpatho-Ukraine sich 
möglicherweise einmal zu einem Herd derartiger Beunruhigung für  Polen ent- 
wickeln könne, daß sich die Polnische Regierung zu einem Linschreiten ver- 
anlaßt selien würde, aus dem sich weitere Komplikationen ergeben könnten. 
Dies sei der hauptsächlichste Grund für das Streben Polens nach einer gemein- 
saiiien Grenze mit Ungarn gewesen. 

Der Führer erwiderte, daß  zur Bereinigun aller bestehenden Schwierig- 
keiten zunächst einmal auf die Grundtendenz ! es deutsch-polnischen Verhält- 
nisses zurückgegriffen werden müßte. Von deutscher Seite könne er betonen, 
d a ß  sich in dem Verhältnis Deutschlands zu Polen, wie es sich auf Grund der 
NichtniigriDserl<lärung vom Jahre 1934 darstelle, nicht das geringste geiindert 
liahe. \Vas insbesondere die Frage der Karpatho-Ukraine angehe, so könne er  
irii Hiriblick auf die Deutschland in der Weltpresse unterschobenen Absichten 
erkliircn. daß Polen in dieser Hinsicht nicht das geringste zu befürchten hatte. 
I)ciitsclilaiid hätte jenseits der Karpathen keine Iiiteressen und es sei ihm 
~~l~icligii l t ig,  was dir an diesen Gebieten intcressierteri Länder dort täten. Die P 
1111 %ul;an~riienliang mit den1 Wiener Schiedssprucli von Deutschland in der 
iili rninischen Frage eingenoninieiie Haltung, die in Polen vielleicht zii gewissen 
hli0vt~rstPndnisseti geführt bahe, erkläre sich aus der historischen Entwicliluiig 
diiwr Angelegenheit. Dieser Schiedssprucli sei nach Anliörung beider Pa rteieri 
a u f  der Cirund~a e der ungarischen Forderungen durc l~e f i ih r t  worden. Sein a (des 1:ülirers) \. uxiscli? auE keinen Fall einen internationalen Konflikt zu-  
l a s  sei letzten Eiides der ausschlaggebende Grund für seine Halturig in 
der ulcrainischen Frage gewesen. 

\Vas das deutsch-polnische Verliältnis im einzelnen angebe, so wolle er noch 
eirirnal wiederholen, da13 sich an der deutschen Einstellung gegenüber Polen 



seit 1934 nichts geändert habe. Um zu einer endgültigen Bereinigung der 
zwischen beiden Ländern noch schwebenden Fragen zu gelangen, dürfe man 
sich nicht auf die mehr negative Abmachung vom Iahre 1934 beschränken, 
sondern müsse die einzelnen Probleme einer endgültigen vertraglichen Rege- 
lung zuzufüliren suchen. Von deutscher Seite gäbe es außer der hlemelfrage, 
die ihre Regelung in deutschem Sinne finden würde (es habe den Anschein, 
daß  die Litauer an einer vernunftgemäßen Lösung mitwirken wollten), im 
direkten deutsch-polnischen Verhältnis das für  Deutschland gefühlsmäßig sehr 
schwierige Problem des Korridors und Danzig zu lösen.. Man müsse seiner 
Ansicht nach von alten Schablonen abweichend hier Lösungen auf ganz neuen 
Wegen suchen. So könne man sich im Falle Danzi z. B. eine Regelung denken, 
nach der diese Stadt politisch wieder, dem Wi 7 len ihrer Bevölkerung ent- 
sprechend, der deutschen Gemeinschaft zugeführt würde, wobei selbstverständ- 
lich die polnischen Interessen, besonders auf wirtschaftlichem Gebiet, voll und 
ganz gewahrt werden müßten. Dies sei ja auch Danzigs Interesse, denn Danzig 
könne wirtschaftlich ohne Hinterland nicht leben, und so dächte er, der Führer, 
a n  eine Formel, nach der Danzig politisch zur deutschen Gemeinschaft gelange, 
wirtschaftlich aber bei Polen bliebe. 

Danzig sei deutsch, werde stets deutsch bleiben und früher oder später zu 
Deutschland kommen. 

Bezüglich des Korridors, der, wie erwähnt, für Deutschland ein schweres 
psychologisches Problem darstelle, wies der Führer darauf hin, daß für  das 
Reich die Verbindung mit Ostpreußen, ebenso wie für Polen die Verbindung 
mit dem Meer, 'lebenswichtig sei. Auch hier könne man vielleicht beideu 
Interessen durch Verwendung völlig neuer Lösungsmethoden gerecht werden. 

Wenn es gelänge, auf dieser vernünftigen Grundlage eine endgültiee Be- 
reinigung der Einzelfragen herbeizuführen, wobei selbstverständlich jeBer der 
beiden Partner zu seinem Recht kommen müsse, dann wäre der Zeitpunkt ge- 
kommen, auch Polen gegenüber die mehr negative Erklärung von 1934 in einem 
positiven Sinne ähnlich den Abmachungen mit Frankreich dadurch zu er- 
gänzen, daß  nunmehr von deutscher Seite eipe klare, vertraglich fest elegte 
Grenzgaraiitie an Polen gegeben würde. Polen würde dann den großen Vorteil 
erhalten, seine Grenze mit Deutschland einschliefilich des Korridors - der 
Führer unterstrich noch einmal die psychologische Schwierigkeit dieses 
Probleriis und die Tatsache, daß  nur er es einer solchen Lösung zuführen 
könne - vertraglich gesichert zu bekommen. Es sei für ihn (den Führer) nicht 
ganz einfach, eine derartige Garantie des Korridors zu geben, und er würde 
deshalb sicherlich, besonders von der bürgerlichen Seite, ziemlich kritisiert 
werden. Aber als Realpolitiker glaube er  doch: daß  eine derartige Lösung die 
beste wäre. Genau so wenig wie man heute von Südtirol oder von Elsaß- 
Lothringen spreche, würde man dann vom polnischen Korridor hören, wenn 
Deutschland einmal seine Garantie gegeben hätte. 

Der Polnische Außenniinister Beck-dankte dem Führer für die Darlegung 
des deutschen Staridpunktes und erklärte, daß  auch Polen absolut an seiiier 
bisherigen Einstellung Deutsehland gegenüber festhalte. 

Polen würde die Linie der unabhängigen Politik weiter verfolgen, die es 
bereits in früheren Jahren geübt hätte, als man Polen dazu veranlassen wollte, 
sich auf dem Wege über einen Ostpakt näher mit Rußland zu verbinden. Polen 
sei zwar in bezug auf die Erhöhung seiner Sicherheit nicht so nervös wie 
Frankreich und halte iiich ts von den sogenannten nSicherheitssystemene, dir 
nach der Septemberkrise endgültig abgewirtschaftet hätten, was einen Weiide- 
punkt der Geschichte bedeute. E s  wisse aber die in der vom Führer soeben 



abgegebenen Erklärung erneut zum Ausdruck gebractite deutsche Einstellung 
sehr wohl zu würdigen. Es halte auch seinerseits an der alten Linie Deutsch- 
land gegenüber fest. 

Was das deutsch-polnische Verhältnis angehe, so nehme e r  von den vom 
Führer ausgesprochenen Wünschen Kenntnis. Die Danziger Frage erscheine 
ihm jedoch außerordentlich schwierig. I n  diesem Zusammenhang müsse man 
besonders die öffentliche Meinung in Polen in Rechnung stellen. Dabei sehe 
er ganz von der Haltung der ~Kaffeehausopposition. ab. Während seiner 
siebenjährigen Amtszeit habe es sich nicht im gerin sten um die Kaffeehaus- 
rneiniing gekümmert und sei immer noch im Amt. k r  müsse jedoch auf die 
wirkliche Meinung des Volkes Rücksicht nehmen und sehe hier allerdings 
Schwierigkeiten für eine Lösung der Danziger Frage. Er wolle jedoch das 
Problem gern einmal in Ruhe überlegen. 

Auf die übrigen vom Führer aufgeworfenen deutsch-polnischen Fragen ging 
Oberst Beck nicht näher ein, sondern beschloß seirie Ausführiingen mit der er- 
neuten Iilekräftigung, daß in der alleemp.inen Einstellung Polen nach wie vor 
der seit 1934 befolgten Linie treii breiben würde. 

Schmidt 

Nr. 201 
Unterredung des Reichsministers des Auswärtigen 

mit dem Polnischen Außenminister Beck, Miinchen, 6. Januar 1939 
Aufzeichnung 

Berlin, den 9. Januar  1939 

In etwa anderthalbstündi er Aussprache mit Herrn Beck kam dieser sofort 
!3 wieder auf das Danziger I roblem zu sprechen. E r  sagte, daß  auch Polen 

bestrebt sei, in freundschaftlich-nachbarlichem Verhältnis mit Deutschland zu 
leben und dieses zu vertiefen. Das einzige Problem, das hierbei sich demnächst 
störeiid auswirken könnte, sei die Danziger Frage. Zwei Möglichkeiten könnten 
sich ergeben, daS wir zu dem Problem Stellung nehmen müßten: 

1. daß der Völkerbund sich vielleicht an der Danziger Frage desinteressieren 
und das Komrmssariat aufgeben würde, dann müßten Deutschland und Polen 
sicli selbst mit der Frage auseinaiidersetzen; 

2. daß die Polen durch neue Entwicklungen in Danzig gezwungen würden, 
Stelluiig zu iiehmen. 

Das Proh1i:m 1ä.p tatsächlich sehr schwierig urid er habe sich schori den 
I(opf zcrbroclieu, wie rnan eins Lösung finden könne, aber bisher ohne Resultat. 

Ueck wies zum Schluß nochmals daraiif hin, d a ß  Darizig in der Mentalitiit 
des ganzen polnischen Volkes eirien Prüfstein f ü r  die deatsch-polnischen Be- 
zieliuiigen darstelle und daß es sehr schwer sein würde, dies irgendwie zu 
Sridern. 

1ci1 habe daraufhin Herrn Beck Folgendes auseinandergcsetzt: 

1. Wie der Führer schori gesagt habe, stände über allem der absolute Wunsch 
auf deiitscher Seite iiach einer endgültigen und umfassenden, großzügigen 
I<orisoliiliernng des gegenseitigeii Verliältnisses. 



2. Zwei Probleme schienen hierfür von Bedeutung: 
a) die unmittelbaren deutsch-polnischen Beziehungen. Hier dächte ich mir 

folgende Lösung: 
Rückgliederung Danzigs an Deutschland. Dagegen Sicherstellung aller 

wirtschaftlichen Interessen Polens in dieser Gegend, und zwar in groß- 
zügigster Weise. Verbindung Deutschlands zu seiner Provinz Ostpreußen 
durch eine exterritoriale Auto- und Eisenbahn. Hierfür als Gegenleistung 
seitens Deutschlands Garantierung des Korridois und des gesamten pol- 
nischen Besitzstandes, also endgültige und dauernde Anerkennung der 
gegenseitigen Grenzen. 

b) die tschechisch-karpatho-ukrainische Frage, 
Hier habe ich wietferholt, daß in München ethnographische Grenzen 

t~stgesetzt seien. Sollte hier von irgendeiner Seite das Prinzip der 
politischen Grenze aufgeworfen werden, könne Deutschland sich natür- 
lich nicht desinteressieren. Wenn an sich auch das deutsche politische 
lnteresse nicht über die Karpathen hinausginge, so könne Deutschland 
ein Desinteressement an einer Gren~~erschiebiing auch darüber hinaus 
an der Tschechoslowakei und der Karpatho-Ukraine nicht aussprechen, 
denn es könne durch solche Ereignisse leicht in einen Konflikt hinein- 
wzogen werden. Der Wiener Schiedsspruch müsse eingehalten werden D - 
und unsere Grundauffassung sei es, daB, wenn andere Wünsche irgend- 
wic hier aufkämen, solche mit den deutschen Interessen in Uberein- 
stimmuog gebracht werden müßtsn. 

Am Scliluß der Unterhaltung habe ich danu Herrn Beck gegenüber noch die 
Behandlung unserer deutschen Minoritäten beanstandet, vor allem im Olsa- 

ebiet, und in diesem Zusammenhang auf Gra i  6skis dauernde antideutschen 
bachenschaften eindrücklichst hingewiesen. d r r  Beck sagte mir, daß er 
dieser Frage bereits ernste Aufmerksamkeit geschenkt habe und daß er seiner- 
seits aller tun werde, um diese Dinge in eine ruhigere Bahn zu bringen. 

Lch habe dann Herrn Bedk noch für seine Einladung nach Warschau ge- 
dankt und diese prinzipiell angenommen. Datum wurde noch nicht festgesetzt. 
Es wtirdc vereinbart, daß  Herr Beck und ich uns den Komplex eines mög- 
lichen Vertragswerkes zwischen Polen und uns noch einmal eingehend durch 
den Kopf gehen lassen wollten. Durch Li ski und Moltke sollte dann in den 
nächsten Wochen weiter verhandelt wer en und der Besuch sollte auf alle 
Fälle noch in diesem Winter stattfinden. 

B 
von Ribbentrop 

Nr. 202 

Unterredung des Reichsministers des Auswärtigen mit dem Polnischen 
AuBenminister Beck, Warschau, 26. Januar 1939 

Aufzeichnung 

Berlin, den 1. Februar 1939 

1. Ich biii Herrn Heck gegenüber in Anknüpfung an die mit ihm ain 
ö Januar  in München geführte Besprechung* auf den bekannten Vorschlag 
(Kückglirderung L)aiizigs unter Sicherstellui~g der dortigen Wirtsiliaftsinbr- 



essen Polens und Schaffung einer exterritorialen Auto- und Eisenbahnverbin- 
dung zwischen dem Reich und seiner Provinz Ostpreußen, dafür als deutsche 
C;cgerilristuug Garantie der deutscli-poliiischen Grenze) ~urückgekommen, wobei 
iitli eriieut darlegte, daß  es der Wui~sch des Führers sei. durch ein entsprecheii- 
des Vertragswerk zu einer uinfasseiiden Befriedung der deutsch-polnischen Be- 
siehiingen zu gelangen. Herr h c k  müsse verstehen, daß die deutschen Wünsche 
auWerordentlich maWvoll seien, denn die Abtrunnung' wertvollster deutscher 
Landes teile durch den Bersailler Vertrag zugunsten Polens werde noch heute 
von j'tiein L)eutscheii als ein großes Unrecht empfunden, das nur in einer 
Zeit tiefster deutscher Ohnmacht möglich gewesen sei. Wenn nian 100 Eng- 
länder oder Franzosen frag11 würde, so würden 99 ohne weiteres zugeben, 
daW die Hückgliederung Daiizigs urid zum mindesten auch des Korridors eine 
ssl bstv~rstündl iche deutsche Forderung sei. 

Herr Beck zeigte sich von meinen Llarlegungen beeindruckt, berief sich aber 
erneut darauf, daß innerpolitische Widerstände zu erwarten seien; immerhin 
wolle er sich unsere Anregiing weiterhin reiflich überlegen. 

lcli habe mit klerru Deck verabredet. daß, wenn sich der Völkerbund von 
Uarizig zurückziehen sollte, bevor zwischen uns und Polen ein Vertragswer k, 
das auch Danzig einschließt, zustaiide gekonimen wäre, wir uns mit ihm in 
Verbindutig setzen würden, um eine Lösung zur Uberbriickunp dieses Zustandes 
zu finden. 

2. Ich habe Iierrn i3eck gegenüber erneut die Behandlung unserer deutschen 
Minderheit beanstandet und mit ihin vereiubart, daß die seit langem geplanten 
Brsprcchungen zwischen leitenden Beamten der beiden Innenministerien sofort 
aufgenomnien werden. 

von Ribbentrop 

Nr. 203 
Unterredung des Reichsministers des Auswärtigen mit dem Polnischen 

Botschafter, 21. März 1939 
Aufzeichnung 

Ich bat heute auf 12 Uhr den Polnischen Botschafter Lipski zu mir. Ich 
scliilderte Herrn Lipski zunächst die Entwicklun der tschecho-slowakischen 
Frage uiid erklärte ihm, daW es mir angesichts f er sich überstürzenden Er- 
eigtiisse nicht möglich gewesen sei, die fremden Vertreter hier so zu unter- 
richten, wie ich es gewünscht hiitte. Ich habe aber Botschafter von Moltke, der 
sich gerade in Berlin aufhielt, eingehend informiert und ihn beauftragt. seiner- 
seits AuWenmiriister Beck ins Bild zu setzen. Ich schilderte sodann die Vor- 
gäilge im einzelnen, die den Führer zu seinem Eingreifen veranlaßt hätten. 

Es sei utis aufgefallen, dal) sich in der Rast-Tschecho-Slowakei der Benesch- 
Geist wieder geregt habe. Alle Warnungen des Führers an Herrn Chvalkovsky 
srieri u~iwetiört verhallt. In der letzten Zeit habe die Prager Regierung vcr- 
sucht, diitatorisch in der Karpatho-Ukraine und in der Slowakei vorzugehen. 
Auch die Llrangalierung der lleutschen in den Sprachinseln habe wieder be- 
gotincn. 

Ich ciehiiie an, da6 die Regelung, die die karpatho-ukraiiiische Frage in- 
zwischen gefutiden habe, größte Zufriedenheit in Polen ausgelöst habe. Die Er- 



ricbtung des Protektorats 13öhmen und Mähren bedeute eine endgültige Be- 
friedung dieses Raumes, die historischen Grundsätzen entspräche und schließ- 
lich allen zugute komme. 

Botschafter Lipski äußerte sich alsdann besorgt wegen der Obernahme des 
Schutzes der Slowakei durch Deutschland Diese Mitteilung habe in Polen 
stark eingeschlagen, denn der Mann auf der Straße könne einen solchen Schritt 
nur als in erster Linie gegen Polen gerichtet betrachten. Die Slowaken seien ein 
sprachverwandtes Volk. Die polnischen Interessen in diesem Gebiet seien 
auch historisch bedingt, und rein realpolitisch müsse man zugehen, daß die 
Erklärung des Schutzverhältnisses nur als Schlag gegen Polen empfunden 
werden könne. 

Ich wies Botschafter Lipski auf die Tatsache hin, daß die unabhängige 
Slowakische Regierung Deutschland um seinen Schutz angerufen habe. Sicher- 
lich sei die Erklärung des Schutzverhältnisses nicht gegen Polen gerichtet. 
Hierbei gab ich deutlich zu verstehen, daß mari die Frage gemeinsam einmal 
beraten könne, falls das allgemeine deutsch-polnische Verhältnis eine befriedi- 
gende Entwicklung nehme; man könne hierbei an eine Teilnahme Polens an 
der Garantierung des slowakischen Staates denken. Leider habe ich jedoch 
feststellen müssen, daß sich in dcm deutsch-polnischen Verhältnis eine allmiih- 
liche Versteifung bemerkbar mache. Diese Entwicklung habe bereits seit einigen 
Monaten begonnen. Es sei hier aufgefallen, welch merkwürdige Haltung Polen 
in der Minoritätenkommission eingenommen habe*. Die .durch polnische 
Studenten provozierten Danziger Zwischenfälle* * hätten ebenfalls zu denken 
gegeben. Botscliafter Lipski bestritt auf das energischste, daß derartige 
Zwischenfälle durch polnische Studenten hervorgerufen worden seien. Auch 
meine Bemerkung, daß  nach Auffassun des Führers die Schilder, die zu den 
Zwischenfällen geführt hätten, von po P nischen Studenten angebracht worden 
seien, bestritt Herr Lipski auf das lebhafteste und behauptete, daß hieran 
polnische Studenten in keiner Weise beteiligt gewesen seien. 

Weiterhin machte ich den Polnischen Botschafter auf die dauernden Presse- 
angriffe aufmerksam, auf die deutschfeindlichen Demonstrationen anläßlich des 
Ciano-Besuchs * * *  und auf die heute bestehende offene Pressefehde. Diese 
Pressefehde scheine mir in jeder Richtung unberechtigt zu sein. Der Führer 
habe immer auf einen Ausgleich und auf eine Befriedung mit Polen hin- 
gearbeitet. Auch jetzt verfolge der Führer noch dieses Ziel. In  zunehmendem 
Maße sei aber der Führer über die polnische Haltun verwundert. Bisher habe 
ich die deutsche Presse gegenüber Polen zurück e alten, wie der Polnische 
Botschafter sich selber durch einen Blick in die bB eutsche Presse vergewissern 
könne. Es würde mir aber nicht möglich sein, auf die Dauer derartige Angriffe 
unbeantwortet zu lassen. Aus einer derartigen beiderseitigen Pressefehde könne 
dann bald ein Zustand entstehen, bei dem unsere 13eziehungen auf dem Niill- 
punkt ankämen. Es erschiene mir erforderlich, daß man einen neuen Versuch 
unternehme, die deutsch-polnische Politik in das richtige Geleise zu bringen, 
und es erschiene mir richtig und zweckmäßig, wenn bald einmal eine persön- 
liche Auisprache zwischen deutschen und polnischen Staatsmännern stattfände. 

Ich würde mich freuen, wenn Aitßenminister Beck demnächst einen Besucli 
in Berlin abstatten würde. Wie mir der Führer gesagt habe, würde auch er 
eiiie solche Aussprache warm begrüßen. Auf den möglichen Inhalt einer solchen 

* Vgl. Nr. 178. 
** Vgl. Nr. 195. 

*** VgI. Nr. 14G und 147. 



Aussprache eingehend, erklärte ich Herrn Lipski zunächst, e r  müsse zugeben, 
tlaß Deutschland an der Schaffung und der heutigen Existeriz Polens nicht 
uribcteiligt sei I daß Polen seine heutige territoriale Ausdehnung dem 
3clia-rrsten Unglück Deutsclilands verdanke, nämlich der Tatsache, daß 
Deutscliland den Weltkrieg verloren habe. 

Allgcniein werde die Korridor-Regelung als die schwerste Belastung des 
Versailler J7ertrags für Deutschland empfunden. Keine frühere Regierung sei 
in der Lage gewesen, diif die deutschen Revisionsansprüche zu verzichten, ohne 
daß sie nicht inncrhalb von 48 Stunden vom Reichstag fortgefegt wäre. Der 
Fiihrcr denke anders ühcr das Korridor-Problem. Er erkenne die Berechtigung 
des polnischen Anspruchs auf einen freien Zugang zum Meer an. E r  sei der . . 
einzige deutsche Stoatsinann, der einen endgültigen Vcrzicht auf den Korridor 
aussprechen könne. Voraussetzuiig bierfiir sei aber die Rückkelir des rein 
deutsclien Darkxig ziim Reich sowie die Schaffiing einer rxterritorialeii Bahn- 
rind Au foverhi ridung zwischen dem Reich und Ostpreußen. Nur hierdurch 
wijrde f ü r  das deutsche Volk der Stachel beseitigt, der in der Existenz des 
Korridors licge. Wenn die polnischen Staatsmänner in Ruhe den r e a l c ~  Tat- 
sachen Rechnung trügen, dann könne man auf folgender Basis eine Lösung 
f ind~i i :  Rückkelir Danzigs zuin Reicli, exterritoriale Eisenbahn- und butover- 
bi:iduiig znische~i Ostpreirßen und dem Reich und hierfür Garantie des Korri- 
dors. I(!Ii kiinnte niir vorstellen, da8  man in einem solchen Falle die slowakische 
Frage ini erwiihntcrl Sinne zu beliandeln in der Lage wäre. 

notqvhnfter Lipski versprach, AuBenminister Beck zu informieren und als- 
dann Nachricht zu geben. 

Tc11 sclilug vor, daG Botsc!iafter Lipski zur mündlichen Berichterstattung 
iia cl-r M7a.r~~ h3 U iüli re, Ich wiederhcll te rkoch einmal, wie niitzlich mir ein end- 
gijli idcr Aiisgleich zwischen Dcu tscliland und Polen gerade im jetzigen Stadium 
crschirnc. Dies sei riiich wichtig, weil der Führer biiher uber die merkwürdige 
Halturig Polcos in einer Reibe von Fragen nur verwundert sei; es käz-ne darauf 
ai„ daß er nicht den Eindruck erhalte, daß Polen einfach nicht w o l l ~ .  

von Ribbentrop 

Nr. 204 

X?es Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 
Tdegramni 

Warschau, den 24. März 1939 

Kurzfristige Ileservisteneinziehuiig, drei bis vier Jahrgänge, und zwar 1911 
bis I91 4. f c  rricr 1906 und 1907, örtlich verschieden. sicher bestätigt. Reserve- 
offilicrr treliniwher Truppen eingesogen. 

Moltke 



Nr. 205 
Der Deutsche Konsul in Gdingen an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Gdingen, den 24. März 1939 

Seit gestern sind in Gdingen drei Jahrgjnge eingezogen worden. Das er- 
folgte bereits gestern am Vormittag und Nachmittag. Die Polen wurden direkt 
votn Arbeitsplatz abberufen. Darunter waren eine ganze Reihe von Menschen, 
die vor 14 Tagen erst von einer Obung zurückgekomnien sind. Man sagt, daß 
der Jalirgarig 1910-1912 eingezogen sei, nach anderer Lesart die Jahrgänge 
1912-1914. Darüber kannte ich keine klare Information bekominen. 

Die polnische Kriegsflotte ist bis auf ein Fahrzeug seit gestern ausgelaufeh 
Vor estern haben Schießübungen der Kriegsschiffe bei Rewa stattgefunden. 

d e i t e r  eriahre ich, daß vier Kompanien aus Gdingen in Putziger-Heisternest 
(Jast arnia) auf der Halbinsel Hela bei der Bevölkerung einquartiert sind und 
unter dauernder Alarmbereitschaft stehen sollen. Diese Truppen sollen sicb 
seit Sonnabend nacht dort befinden. Feldmarschmäßi sind die Soldaten von 
Gdingen in einem Zug abtransportiert worden, ohne a ß  man ihnen das Ziel 
der Fahrt mitgeteilt hatte. 

9 
Hofmann 

Nr. 206 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswiirtige Amt 

Telegramm 

Warschau, den 24. März 1939 

Bereits gemeldete Reservisteneinziehungen* deuten darauf hin, daß mili- 
tärische Kreise auf Leitung polnischer Außenpolitik wachsenden Einfluß ge- 
winnen. Zwar scheint einstweilen Position des Außenministers noch stark zu 
sein, wie auch aus Verhaftung des prominenten Redakteurs Mackiewicz hervor- 
geht, der,*obu7olil Pilsudskist, sich zu scharfem Gegner Becks entwickelt Iiat; 
doch steht zu besorgen, daß Beck schärferen Kurs mitmachen wird, wenn er 
durch bedrohende nationalistische Welle dazu gezwungen würde. 

Ober englische Anregungen* *, deretwegen in letzten Tagen wiederholte 
Besuclie des Englischen Botschafters in hiesigem Außenministerium statt- 
gefunden haben, ist etwas Bestimmtes bisher nicht zu  erfahren gewesen. Es 
läßt sich dcslialb noch nicht beurteilen, ob etwa die polnischeri Mobilmachungs- 
rnaßnahinen durch diese englische Aktion beeinflußt worden sind. i n  diesem 
Zusammenhang scheint mir eine Außerung berichtenswert, die Unterstaats- 
sekretiir Arciseewski hier einigen Diplomaten egenüber getan hat. Unter ab- 
fiilligen Bemerkungen über England und Fran % reich, die immer wieder, ohne 
eigenes Risiko einzugehen. Polen für fremde Zwecke mißbrauchen wollen, er- 
klärte er, tlaß Polen sich niemals lediglich für Interessen anderer Mächte 
schlagen werde. Auch sonst kann man nach den Richtlinien der Beckschen 
Politik wolil annehmen, daß Polen sich nur ungern dazu bereit finden würde, 
iri irpndeine generelle Kombination einzutreten oder sich in Aktionen ver- 

* Vgl. Nr. 204. 
** Vgl. Nr. 271 ff. 



wickeln zu lassen, die es zwingen würden, seine Position vorzeitig und siclit- 
bar festzulegen. Das bedeutet natürlich nicht, daß  Polen nicht zugreifen würde, 
wenn sich gelegentlich dieser Verhandlungen die Möglichkeit bieten sollte, 
feste Zusagen von englischer Seite zu erhalten, die seine Sicherheit erhöhen 
würden. 

Nr. 207 
Aufzeichnung des Dirigenten der Politischen Abteilung 

des Auswärtigen Amts 

Berlin, den 25. März 1939 

Das Oberkommando des Heeres rief mich heute 11 Uhr an und teilte mir 
über die polnischen Mobilisierungsmaßnahmen folgendes mit: 

1. Bei üdingen seien etwa 4 000 Mann polnische Truppen zusammen- 
gezogen. 

2. Die Truppe einer Garnison, die bisher im südlichen Korridor stationiert 
gewesen sei, sei in die unmittelbare Nähe der Danziger Grenze verlegt 
worden. 

3. Polen habe drei Jahrgänge mobil gemacht. 
Alle diese Maßnahmen bezögen sich nur auf den nardlichen Teil Polens. in den 

anderen Gebieten des Landes sei der Umfang der militärischen Maßnahmen 
noch nicht klar erkennbar. 

Fürst von Bismarck 

Nr. 208 

Unterredung des Reichsministers des Auswärtigen 
mit dem Polnischen Botschafter, 26. März 1939 

Aufzeichnung 

Lch empfing den Polnischen Botschafter Lipski heute um 12 Uhr 30. 
Botschafter Lipski Ubergab mir das in der Anlage bei cfügte Memorandum 

der I'olnischen Regierung, das ich in seiner Gegenwart f urchlas. 
Naclidem ich von dem Ln hal t Kenntnis genommen hatte, erwiderte ich Bot- 

schafter Lipski, daß nacb meiner persönlichen Auf fassunf die polnische 
Stellungnahme keine Basis für eine deutsch-polnische Lösun arstellen könne. 
Die einzig m5 liche Lösung des Problems müsse in der Viedervereini-ung 8, 

f 
Danrigs mit em Deutschen Reich und der SchafTun einer exterritorialen 
Auto- und Eisenbahnverbindung zwischen dem Reicti un 9 OstpreuWen bestellen. 
Herr Lipski entgegnete, er habe die unangenehme Pflicht darauf I~ inzu~e i sen ,  
dnß jegliche weitere Verfolgun dieser deutschen Pläne, insbesondere coweit 
sie eine Rückkehr Danzigs zum 6 eich betriifen, den Krieg mit Polen bedeute. 



Ich wies darauf Botschafter Lipski auf die vorliegenden Meldungen über 
polnische Truppenzusammenziehungen hin und warnte ihn vor magliehen 
Konsequenzen. Die polnische Haltung schiene mir eine merkwürdige Antwort 
auf mein kürzliches Angebot einer endgültigen Befriedung des deutsch-pol- 
nischen Verhältnisses darzustellen. Wenn die Dinge in dieser Richtung weiter- 
liefen, so könne in Kürze eine ernste Situation entstehen. Ich könne Botschafter 
Lipski mitteilen, daß  z. B. eine Verletzung des Danzi er Hoheitsgebietes durch 
polnische Truppen von Deutschland in der gleichen &'eise wie eine Verletzung 
der Reichsgrenzen betrachtet werden würde. 

Botschafter Lipski bestritt energisch jede militärische Absicht Polens in 
bezug auf Danzig. Die von Polen vorgenommenen Dislokationen von Truppen- 
verbänden stellten lediglich Vorsichtsmaßnahmen dar. 

Icli legte Botschafter Lipski alsdann die Frage vor, ob nicht die Polnische 
Re ierung, sobald sich die Situation etwas beruhigt habe, den deutschen Vor- 9 sch a erneut erwägen wolle, damit man auf der von uns vorgeschlagenen Basis 
der 'iedervereinigun Danzigs und der exterritorialen Eisen- und Autobahn- 
verbindung zu einer fösung kommen könne. Botschafter Lipski antwortete 
hierauf ausweichend, indem er sich erneut auf das von ihm übergebene 
Memorandum bezog. 

Ich erwiderte Botschafter Lipski, daß  ich dem Führer zunächst Bericht er- 
statten würde. Mir komme es dabei vor allem darauf an, zu vermeiden, daß 
beim Führer der Eindruck entstehe, Polen wolle einfach nicht. 

Botschafter Lipski bat mich, doch auch von deutscher Seite die Fragen er- 
neut nach jeder Richtung hin studieren EU lassen. und er fra e sich, ob nicht 2 Aussicht bestehen könne, vielleicht zu einer Lösung auf Grun der polnischen 
Gedankengänge zu gelangen. Er fügte hinzu, daß Außenminister Beck unserer ' 
Anreg?ii;g entsprechend gerne in Berlin einen Besuch abstatten werde, es 
scheine ihm aber zweckmäßig, daß  vorher die Fragen diplomatisch ent- 
sprechend vorbereitet worden seien. 

Ich ließ Botschafter Lipski zum Schluß unserer Unterredung keinen Zweifel 
darüber, daß die polnischen Vorschlage meiner Auffassung nach vom Führer 
iiiciit als befriedigend angesehen werden könnten. Nur eine klare Kiick- 
glirderung Danzigs, eine exterritoriale Verbiridung mit OstpreuWen und ein 
25 ji hrigei. Nicli tangriff svertrag mit ürenzgarantien und eine Zusammenarbeit 
in der slo~vakisclien Frage in Form eines von den Anrainern zu übernehmenden 
peuieinsati?rn Schutzes des Gebietes könnten nach deutscher Aulfarsung zu 
&er endgiiltigen Bereinigung führen. 

von Ribbentrop 



Anlage 

Die Polnische Regierung mißt ebenso wie in der Vergan enheit so auch heute 
volle Bedeutun der Auf rechterhaltung gutnachbarlieber &Ziehungen mit dem 
Deutschen Keic f e auf weiteste Sicht bei. 

Die Polnische Re ierung hat einen klaren Beweis dieser Ihrer Einstellune 
dadurth eliefert, f a ß  sie schon im Jahre 1933 als eine der ersten auslän- 
dischen Agierungen ein freundschaftliches Verhiiltnis zum Dritten Reich an- 
gebahnt hat und in Verhandlungen ein etreten ist, welche zum Abschluß d e r  
polnisch-deiitschen Erklärung vom 26. fanuar  1934 geführt haben. 

Es sei auch hier die seitens Polens dem nationalsozialistischen Senat in Dan- 
zig pgenüber  eingenommene positive Einstellung zu erwähnen. 

In  den darauffolgenden fünf Jahren hat die Polnische Regierung in ihrer 
internathnalen politischen Tätigkeit es stets vermieden, an den gegen d a s  
Deutsche Heich gerichteten Aktionen teilzunehmen. 

Schließlich ist es wohl bekannt, daW im Herbst 1938 Polens entschlossene 
Haltung in bedeutendem Maue zur Verhinderung einer kriegerirchen Ausein- 
andersetzurig irn Zusaiumenhang mit der Durchführune der deutschen Forde- 
rungen beigetragen hat. 

In  der Frage des Transitverkehrs zwischen dem Deutschen Heich und Ost- 
preuuen sowie in der Frage der Freien Stadt Danzig, in denen bisher stets ein 
Einvernehmen zwischen den beiden Regierungen erzielt wurde und bezüglich 
derer die Deutsctie Regierun jetzt neur Anregungen vorgebracht hat, steht d ie  
Polnisdie Regierung auf fo ß gendem Standpunkt: 

a) Die Polnische Regierun hat kein Interesse an irgendeiner Erschwerung 
des Ver AR/I IS  zwischen 8 stpreußen und dem übrigen Reich. Deshalb bat 
auch die Polnisclir Regierung trotz vieler Veränderungen, die in den 
letzten Jahren im Vergleich zu früher in dieser Hinsicht eingetreten sind 
( r .  U. in. der Frage des %alilungstransfers). nicht nur keine Schwierig- 
keiten in dem bevorzugten t<i.;enhahntransitverkehr verursacht. sondern 
dir Verrectiriung für diesrn Transit unter hrücksichtigunp der deutwheo 
! 1 1  te resserl vorgenoriirrirn 

Von diese11 Voraussetzungen ausgehend. ist die Polnische Regierung 
bereit. peliieiiisam rnit der L)eiitscben Hegieriing eiiie weitere Verein- 
fachung und Erleichterung des Eisenbaliii- urid K ra ftwagenvcrkehrs 
zwischen OstpreulJrn und dern iibrigen Reich zu  überpriifrn, um dem 
Jeutsclien Reisenden Btth inderiingen hei der Hen iitzung dieser Vrrke h rs- 
Wege zii ersparen. l'ecli~ii~clie Sachverständige könnten an die Aus-  
arbeitung von Vorschiligeti t i~ra i i  trtlten. um obiges Ziel zu verwirklichen 

Al l s  polnischerseits gewährte11 Zugeständnisse können jedoch nur in, 
Rahmen der polnisclien Souvcränilät stattfinden - eine Exterritorialität 
der Verkehrswvge karin dshei, nicht in Frage kon~rnen. Unter diesem 
Vorbehalt hat die Polnische Kegieriing die Absicht, den deiitscheri Wün- 
a*tivri wni !gehend en tgegonzukomnien. 



0 )  Was die Freie Stadt Danzig anbelangt, so darf daran erinnert werden, 
da13 die Polnische Regierung seit längerer Zeit schon, in der Erkenntnis 
der Kotwendigkeit einer Vereinbarung in dieser Frage auf dem Wege 
einer Verständigung zwischen Warschau und Beclin, entsprechende An- 
regungen getan hat. Dies erschien ihr besonders zweckmäßig mit Rück- 
sicht auf die La Te des Völkerbundes, der die auf sich enonlmenen Ver- 
pflichtungen in $er Freien Stadt Danzig' nicht mehr vo lends zu erfüllen 
iriistar~de ist. 

'i 
Wie aus den bisherigen polnisch-deutschen Unterredungen hervor- 

virig. bestand keine Meinungsverschiedenheit bezüglich der rundsätz- b 
Iic tien Auffassung, daß  die Polnische Regierung keine Behin f erung des 
freien Innerilebens der deutschen Bevölkerung der Freien Stadt anstrebt, 
daU andererseits die Deutsche Regierung die polnischen Rechte sowie die 
wirtschaftlichen, maritimen und verkehrstechnischen Interessen und die 
Rechte der polnischen Bevölkeruiig in der Freien Stadt respektiert. Da 
diese beiden Fragen grundsätzlicher Natur sind, glaubt die Polnische Re- 
gierung, daß  eine Lösung zu finden wäre, die auf einer gemeinsamen 

Inisch-deutschen Garantie für die Freie Stadt Danziq beruhen würde. 
E e s e  Garantie würde einerseits die freie Entwicklung des deutschen 
Volkstums und seines poli tiscben Innenlebens befriedigen, andererseits 
die polnischen Rechte und Interessen sicherstellen. Die polnischen In- 
teressen stimmen übrigens mit den wirtschaftlichen Interessen der Be- 

völkerunf der Freien Stadt überein, da der Wohlstand derselben seit 
.J ahrhun erten von dem polnischen Uberseehandel abhängig ist. 

ImGegensatz zumvorhergenannten Problem derVerkehrserleichtcrungen, 
welches nach Ansicht der Polnischen Regierung einen überwiegend tech- 
nischen Charakter triigt und Sache von Experten wäre, müßten in der 
Frage der Freien Stadt ztinächst die politischen Grundsätze zwischen der 
Polnischen und Deutschen Regierung besprochen werden, und zwar nach 
der Richtung hin, daß  in diesem Körper, gemäß den Ausführungen des 
Herrn Reichskanzlers vom Februar 1938, von Polen die nationalen Ver- 
Iiältnisse in der Freien Stadt respektiert würden und von der Freien 
Stadt und Deutschland die Rechte und Interessen Polens. 

Die Polnische Hegierung würde es zwecks einer Stabilisierung der 
Verbältnisse in dieser Region Euro as für  erwünscht halten, daß nian 
zu einem Gedankenaustausch über 1 ie beiden obenerwähnten Probleme, 
die emeinsam zu behandeln wären, mö lichst bald herantrete, um da- 
durc % eine Grundlage zur zuküii f tigen f'estigung der gutnachbarlichen 
gegenseitigen Beziehungen zu finden. 

Nr. 209 
Unterredung des Reichsministers d e ~  Auswärtigen mit dem 

Polnischen Botschafter, 27. März 1939 
Aufzeichnung des Gesandten Schmidt 

Der Herr Reichsminister des Auswärtigen stellte den Polnischen Botschafter 
wegen der Ausschreitungen in Bromberg* zur Rede und bemerkte, daß diese 
neuen Ausfälle in Deutschland einen katastrophalen Eindruck gemacht hätten, 

* Val. Nr. 349. 



da man hier den Eindruck hätte, daß sie mit einer gewissen Duldung der 
polnischen Behörden vor sich Togen* Wieder sei es der Westverband gewesen, 
gegen den Deutschland bei Po en schon so oft Beschwerde geführt habe. Man 
sei deutscberseits der Ansicht, daß die Polnische Regierung, wenn sie guten 
Willens wäre, wohl in der Lage sein müsse, derartige Zwischenfiille zu ver- 
hindern. Der Herr ReichsauWenminister bedauerte eine derartige Entwicklung 
des deiitsch-polnischen Verhältnisses auf das lebhafteste und betonte, die 
Deutsche Regierung müsse die Polnische Regierung fü r  derartige Vorkommnisse 
voll verantwortlich' halten. 

Der Polnische Botscbaf ter erklärte, von den erwähnten Vorgängen keine 
Kenntnis zu haben, versprach aber, sich sofort zu informieren. Auch er be- 
dauerte die Ausschreitungen, erklärte sie jedoch mit der rur Zeit in Polen 
h~rrschenden Nervositiit. Im übrigen vers rach er, von sich aus alles tun 
zu wollen, uru die Wiederholung derartiger ! orkommnisse abicustellen. 

Als der Polnische Botschafter die Behauptun aufstellte, da8 auch bei 
deutschen Vereinsveranstal tuugen ähnliche, gegen Bolen gerichtete Zwischen- 
fiikle vorkameu, erwiderte ihm der Herr Reichsaußenminister sofort, daß die 
Provokationen bisher immer nur von polnischer Seite ausgegangen seien. 

Auf die Frage des Polnischen Botschafters, ob man nicht ein paar .Worte 
der Beruhigung für die beiden Völker. finden könne, erwiderte der Herr Reichs- 
aiißenminister, daß etwas derarti es in keiner Weise der Lage entspräche, da, 
n ie  gesagt, die Provokationen unf~ressean~r i f fe  bisher ledi lich von polnischer f Seite ausge u eri seien. Wenn - was wohl bald nicht rne r aufzuhalten sein 
würde - iC teutscha Presse auf die polnischen Aogrifh nunmehr anworte. 
so würde sie eo gründlich tun. 

Ahschlici; Wend bemerkte der Herr ReichsauIjenminister, er könne die Polnische 
Hgierung nicht mrtir verstehen. Auf den großzügigen Vorschl 
land ari Polen geiiiacht habe, sei eine ablehnende Antwort 
könne der gestern vom Poltiischen Botschafter 
Herrn Keichsaußenininister als keine Basis für eine Regelung der Fragen an- 
gesehen werden. Die Beziehungen beider Länder entwickelten sich daher stark 
abschüssig. 

Bei der Verabschiedung sagte der Polnische Botschafter seinerseits zu, alles 
in seinen Kräften Stehende tun zu wollen, um der Schwierigkeiten Herr tu 
werden. 

Schmidt 

Der Deutsche Botschafter ia Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Warschau, den 28. März 1939 

Die erregte Stimmuri , die in Polen seit einiger Zeit herrscht, hat noch er- 
heblich ziigenomrnen. fn der Bevölkerung sind die wildesten Gerüchte ver- 
breitet, so z. B., da6 in Oderber Kämpfe zwischen deutschen und polnischen 
Truppen ~t~attgefunden hätten, (i aß Minister Beck verhaftet worden sei und 
iihi~liclic yllantastisehe Nachrichten. Von ernsterer Bedeutung ist das Entstehen 
einer Kriegsstimmung, die durch die Presse, durch antideutsche öffentliche 



Kundgebungen - besonders in der Provinz -, die bereits vielfach zu Zwischen- 
fällen geführt haben, und zum Teil auch durch eine säbelrasselnde offiziöse 
Propagarida gefördert wird. I n  weiten Kreisen glaubt man heute, daß der Krieg 
unvermeidlich geworden sei und urirnittelbar bevorstehe. 

Die Maßnahmen der Regierung tra en dazu bei, die vorhandene 
Kriegspsychose zu steigern. Im Laufe der letzten k oche haben Einberufiinqen 
von Reservisten der drei Jahrgänge 1912, 1813 und 1914 stattgefunden, ;um 
Te11 - f u r  Spezialforii~ritionen - aucb Einberufungen aus anderen Jahrgängen, 
a 11 l(ei.deui siiid Requisitionen von Pferden und Lastkraftwagen erfolgt. Ferner 
hat die Regierung die gegenwärtige Situation als AnlaW benutzt, um eine innere 
Staatsanleihe zwecke Ausbaus der Luf twafTe und der Lu'ftabwehr-Artillerie 
auszuschreiben. 

F ü r  die Art  der offiziellen Wehr propagarida ist besonders ein vielfach nach- 
gedruckter Artikel des Militärhlatts ~ P o l s k a  Zbrojnau: #Wir  sind bereit. 
charakteristisch. Darin wird U. a. ausgeführt. da13 die Polen, zum Unterschiede 
von den Tschechen, kein Gefühl der Unterlegen bei t ge:eRenü her den mächtigen 
Völkern dieser Erde empfändeu. Die Zahl der frerriden Divisioneu schrecke 
die Polen nicht. denn seine eigene Armee, deren Ausriistun , und der B kriegerische Geist des poli~isclien Volkes reichten dazu aus. uni Po en den Sieg 
zu sichern. Zahlreiche andere Veröffentlichungen, die seither taiglicb in der 
Presse erscheinen, sind im gleichen Geist und in der gleichen Tonart gehalten. 

I n  dieser Selhstsiclierhei t und Uberschätzung der eigenen tnilitärischen Stärke, 
wie sie in der Presse zum Ausdruck kommt, liegt im Hinblick auf den polnischen 
Nationalcharakter eine Gefahr. Daß es sich hierbei nicht nur um Presse- 
propaganda handelt, zeigt eine verbürgte Außerun die der Vi~ekriegsminister 
Gluchowaki in einer seriösen Unterhaltung etan at, wobei er ausführte: die f % 
deutsche Wehrmacht sei ein groljer Bluff', enn Deutschland fehlten die aus- 
uehildeten Reserven, um seine Einheiten aufzufüllen. Auf die Frage. ob er b 
glaube. daß  Polen ixn Ernst Deutschland militärisch überlegen sei, antwortete 
(rli~chowski: wAber selbstverständlicha. 

Kennzeichnend für die Stimmung in politischen Kreisen war aucb eine in der 
letzteil Vollsitzung des Senats veranstaltete antideutsche Demonstration. Die 
erste Lesung des polnisch-litauischen Haiidelsvertrags, der der Litauische Ge- 
sandte Saulys in der Diplomatenloge beiwohnte, gab dem Senator Katelbach 
Veranlassung, Litauen im Namen des Senats zu'versichern, da6 Polen die 
schweren Erlebnisse, die Litauen soeben habe durchmachen müsseri, aufs stärkste 
mitempfunden habe. An dem ~langdauernden sturmischena Beifall, den diese 
Erklärung hervorrief, beteiligten sich auch die beiden zu der Sitzun8 er- 
schienenen Minister und Vizeaul3enminister Graf Szembek. 

von Moltke 

Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 
Telegramm 

Warschau, den 29. März 1939 

AuWenuiiuister b c k  bat mich gestern ahend zu sich, um mir folgendes mit- 
zuteilen Der Herr Reichsaul3enminister habe in der Unterredung vom 20. März 
dem Botschafter Lipski erklärt. daß ein polnischer Gewaltakt qegen Danzlg 
den Casus belli bedeuten würde. Diese Mitteilung zwinge ihn, seinerseits die 



Erklärung abzugebeu, da& falls deutscherseits ein Versuch unternommen werden 
sollte. das Statut der Freien Stadt einseitig abzuöndern, Polen hierin den c u ~ u 9  
belli sehen würde. Das gleiche gelte auch, wenn etwa der Danziger Senat einen 
solrhen Versuch unternehmen würde. Herr Beck fügte hinzu, d a ß  die Polnische 
Re 'erung die eingetretene Verschärfung bedauere. 

E h  erwiderte Beck, daß  die Verschärfun nicht durch uns, sondern lediglich 
durch die polnischen Mobilinacliungsmaßna fi iiieri hervorgerufen worden sei, die 
jeder Berechti ung entbehrten und uberdies einen in seiner Auswirkung b&hst 
bedenklichen 8chritt daistellten. Schon jetzt sei i n f o l p  der hierdurch ein- 
getretenen Kriegsstimrnung, die durch Presse und P r o p a p u d a  in unverant  
wortlicher Weise gesteigert wurde, eine Lage entstanden, die ernste Gefahren 
in sich schließe. Die schweren Zwischenfälle in Pommerellen seien ein deutlicher 
Beweis dafür. Ich verwies insbesondere auf die unerhörten Ausschreitun en 

formationen noch auf diese Angelegenheit ,zur~ckzukommen. 
Pt in Brornberg und Liniewo* und behielt mir vor, nach Eingang genausser n- 

Beck versuchte die Mobilmachungsmaßnahmen damit zu rechtfertigen, daß 
die gerade im gegenwärtigen Zeitpunkt hinsichtlich Danzigs erhobene For- 
derung nach den Vor ängen in der Tschechoslowakei und in Memel polnischet- 
seits als Aiarrnsignak aufgefaWt inorden sei. Die Sorge, d a ß  durch die 
trotl'enen Maßnahmen Schwierigkeiten entstehen könnten, sei unbe rlindet. % E 
den Vorfällen in Liniewo wisse e r  noch nichts. Der Vorfall von romberg *', 
bei dem die Polizei übrigens energisch durchgegriffen habe, sei zum Gegen- 
stand einer Ministerbesprechun gemacht worden. Der Ministerprbident habe 
darauf s t rengte  Weisung an a 7 le Verwaltungsbehörden gehen lassen. alles ZU 
vermeiden, was zu Zwischenfällen Anlaß geben könnte, insbesondere Ver- 
sammlungen uiid Umzüge zu verbieten. 

h c k  hinzufügte, er  wolle mir nicht verhehlen, daß e r  immer mehr den Ein- 
druck gewinne, als ständen wir an einem Wendepunkt der deutsch-polnischen 
Beziehungen. - Icb erinnerte demge enüber an die Bespreohung von Berchtes- 
gaden***, in der der Führer die Au f rechterhaltun der Verständigongspolitik 
in den Vordergrund gestellt hätte, und legte dar, !aß die jetzigen Vorschl' e 

r 3 gerade das Ziel verfol en, die deutsch-polnischen Beziehungen auf eine gesun e 
und dauerhafte ü run  lage zu stellen. wobei wir a l le rd inp  mehr Einsicht von 
polnischer Seite erwarten miil3ten. 

Moltke 

Nr. 212 
Aufzeichnung des Staatssekretärs des Auswärtigen Amb 

Rerlin. den 6. April 1939 
1)er Polnische Botschafter leitete heute bei einern Gespräch, zu welchem ich 

ihn hierher gebeten hatte, von sich aus über auf tlie Heclischen Unterhaltungen 
iu Loii(ion+. Lipski behauptete. im Detail nicht unterrichtet zu sein, jedoch 
gewisse (;ruiidsa tee mir gegenii her feststellen zu köiinen. 

1 .  Polen wii~ische a.n dem Abkommen von 1934 festzuhalten. 

* In I.iniewo wurde eine Versammlung der dorti en Reichsdeutschen von 25 Polen über- 
!allen. die daq pasamte Mobiliar zertrünimerten, ein ild des Fiihrers vollständig zerstörten 
und die Keichallagge zerrisseo. Vgl. N r  330. 

B 
** VgI. Nr. 349. 

*** VgI. Nr. 200. 
t VgI. Nr.  286. 



2. Bei den polnisch-englischen Abreden handelt es sich um einen bilateralen 
urid rein defensiven Akt; von dem Beitritt Polens zu einem Block sei 
nicht die Rede. 

Icti halle diese AuWerungen von Lipski mit eini em Lächeln entgegengenom- 
men und ihm dann etwa folgendes erwidert: d i r  sei die Entwicklung der 
polnischen Politik in der jüngsten Zeit nicht mehr begreiflich. Lipski wisse 
so gut wie ich, unter welcher Belastung unser Verhältnis vor der Macht  
ergieifung gestanden hätte. Niemand in Deutschland als der Führer hätte die 
groWen Konzeptionen des Jahres 1934 haben und mit Polen zur Durchfüh- 
rung bririgeii können. Unsere Beziehungen hätten von da an einen erfreulichen 
ständigen Aufschwung genommen. I m  Sinne dieser guten Nachbarschaft habe 
der Fülirer dann bekanntlich Gespräche mit Polen eingeleitet und nicht nur 
die letzten Diifererizpunkte zwischen uns ausräumen, sondern in großzügiger 
Weise die Korridorgrenze für  Polen sichern wollen. Polen habe dieses Anget~ot 
oflenbar nicht verstanden. Statt mit Freuden zuzugreifen und das Werk von 
1934 zu vollenden, hätten wir plötzlich in Polen ein merkwürdiges Sähel- 
rasseln vernomnien. Das habe uns zwar nicht aufgeregt, stehe aber in selt- 
samem Kontrast zu der Antwort, die wir von Warschau erwarten durften. 
AuftragsgemäW sagte ich, das Angebot des Führers aii Poleri sei ein einmaliges 
gewesen. Eine Art von Antwort auf das Angebot, welche die Poliiische Re- 
gierung uns habe erteilen wollen, sei ihm - Lipski - durch den Herrn Reirlis- 
auuenminister am 27. März belranntlich bereits dahin charakterisiert worden, 
daW sie keine Grundla e zur Regelung der aufgeworfenen Frage darstelle *. 
(Später im Laufe des 6espräches wiederholte ich, daß  die polnische Antwort 
f ü r  uns keine Diskussionsgrundlage sei.) Ob Polen mit dieser Haltung gut 
beraten gewesen sei, werde ja die Zukunft lehren. Ich fuhr fort, daß ich die 
f ü r  heute nachmittag angekündigte Mitteilung Chaniberlains ini Ilnterliaiis 
noch nicht gelesen hätte. Treffe aber das zu, was man schon jetzt i r i  der Presse 
über die Heckschen Gespräche finde, so wisse ich nicht, wie das polriische Ver- 
halten mit dem Sinn des Abkommens von 1934 noch vereinigt werden köririte. 

Zu dem Let,zteren Punkte wollte Lipski erwidern, daß auch das polniscli- 
französische Vertragsverhältnis sich mit dem Abkommen von 1934 habe ver- 
einigen lassen. Die polnischen l'rul)penkonzentrationm in der Gegend von 
Hanzig wollte Lipski als eine begreifliche Parallelerscheinung mit Truppen- 
bewegungeii anderer Länder - wie IJngarn, Rumänien, ja selbst Norwegen - 
hinstellen. Vor alleni aber erklärte Lipski. in den l'agen urn den driitschen 
Einmarsch in dir 'l'scbecho-Slowakei ganz ohne Koiitakt mit iiris gelassen 
worden zu <ein. woraus im Gegensatz zum September V. J .  sich eine begreif- 
liche polnische Nervosität eritwickelt habe. Das von Deutschland a n  Litauen 
gerichtete Ultimatum habe die polriischen Sorgen nocli entsprechciid vermehrt. 

Ich schnitt Lipski das Wort ab, als er von einem nUltimatum« an Litauen 
sprach, ins(-litt: seine Ausfühi.ungen über Truppenbewegungen anderer - die 
niriiials gt3gen Polen gerichtet waren - lächerlich und- erklärte ihni. es wäre 
rnir verstiiiidlich gewesen, wenn er sich bei uns jetzt dafiir bedarikt hiitte, daß 
\nrlr deiri titlißen Wunsche Wai-srtiaus nach einer ge~neirisai~icii ungarisch-pol- 
iiisclicii ( i r ~ n z e  kein Hirideriiis bereitet haben. Kurzurii, icli wies Lipskis 
Hederisai.tc~ii init den naheliegenden Argumenten g~ lass rn  zurück, worauf wir 
uns treiiiiteii. 

Weizsäcker 

* Ygl. Nr. 209. 



Nr. 213 

Durch den Deutschen Geschäftsträger in W arschnu 
im Polnischen Außenministerium übergebenes Memorandum 

der Deutschen Regierung vom 28. April 1939 
Die Deutsche Hegierung hat tiurch die von polnischer und britischer Seite 

öfferitlich bekanntgegeberien Erklärungen Kenntnis uon dem bisherigen Ergeb- 
nis und dem Endziel der neuerdings zwischen Polen und GroWbritannien ge- 
f üli rten Verhandlungen erhalten. Danach haben die Polnische und die Britische 
Regierung eine vorläufige, demnächst durch ein Dauerabkornmen zu ersetzende 
Vereinbarung * getroffen, die Polen und Großbritannien den gegenseitigen Bei- 
stand für den Fall gewährleisten soll, daß die Unabhängigkeit eines der beiden 
Staaten direkt oder indirekt bedroht wird. 

Die Deutsche Hegierung sieht sich gezwungen, der Polnischen Hegierung 
hierzu folgendes niitzuteilen: 

Als sich die Nationalsozialistische Hegierurig im Jahre 1933 der Aufgabe 
einer Neugestaltung der deutschen Aufieiipolitik zuwandte, war es nach dem 
Austritt L)eutsctilands aus dem Völkerbund ihr erstes Ziel, die Beziehungen 
zwischen Lleutschland und Polen auf eine neue Grundlage zu stellen. 

Der Führer des Deutschen Reiches und der verewigte Marschall Pilsudski 
begegneten sich damals in dem Entschluß, mit den politischen Methoden der 
Vergar1 enlieit zu brechen uiid für die Behandlung aller die Beziehungen der k beid;ii änder hetreftenden Fragen den Weg einer unmittelbaren freundschaft- 
liclien Verstäridigung von Staat zu Staat zu eröffnen. 

Uurch der1 unt~ediiigten Verzicht auf jede Anweiidiing von Gewalt gegen- 
eiriarider sollte eine Yriedensgarantie geschaffen werden, um den beiden Re- 
gier~ii~gen die groWe Aufgabe zu erleichtern, für  alle Probleme. politischer, wirt- 
seha ftliclier uiid kultureller Art 1,ösungen zu finden, die auf einem gerechten 
uiid I~illigeii Ausgleich der beiderseitigenLIiitrressen beruhten. 

Hirse Gruridsätze, die in der deutsch-polnischen Friedenserkläruiig vom 
26. Januar 1934 * * in vertraglicli hiridrnder Form festgelegt wurden, waren 
dazu bestimmt und haben in der Tat  den Erfolg gehabt, in der Entwicklung 
der deutscli-poliiischen Bezieliuiigeu eiiie völlig neue Pliase einzuleiten. 

1)alJ sie sich zum Nutzeri tieider Völker in der Praxis bewährt haben, be- 
weist die politische Geschichte der letzten fünf Jahre und ist noch am 
26. J aniiai. d. J ., dem fünfte11 Jahrestag der Unterzeichnung der Erklärung, 
von heideri Seiten öffentlich ausgesprochen worden, unter Betonung des über- 
eiiistiriiineridcn Willens, der1 im Jahre 1934 festgelegten Grundsätzen auch in 
Zukuiift treu zu bleiben. * *  

Mit diesen vor wanigcn Monateri abgegebeiicm feierlichen Erkläruiigen steht 
die jetzt von der t'olriisclieii Hegierung mit der Uritisclien Hegierung abge- 
scblosseiie Vereinl~arung i i i  eiriem so olle~iharen Widerspruch, daW die Deutsche 
Kt.gieruiig von einer so plöl zlicheri und radikalen Scliu-onkung der polnischen 
Politik riur rriit Erstaiirieri uiid Befrernclen Kenntnis nehmen kann. 

1)ie iiiiiie ~)oliiiscli-britische Vereiiiharuiig ist, wie ihre endgültige Formu- 
lieruiig aurh grst;iltet werden riiag, voii beiden I'artnern als regelrechter Bünd- 
riicpa kt gtvlacht, und zwar als ein I3iiridiiisl~a kt, der sich nach seiner allgemein 
hr linnntcn Vorgeschichte uiid nach der gaiizen Lage der politischen Verhält- 
t i i w r  aii~~clhliel3lich gegen Deutschland richtet. 

* Vpl. Nr.  286. 
** VRI. Nr. 37. 



Aus der von der Polnischen Regierung jetzt übernommenen Verpflichtung: 
ergibt sich, daW Polen in einen etwaigen deutsch-englischen Konflikt durch, 
einen gegen 1)eutschland gerichteten Angriff gegebenenfalls auch dann ein- 
zugreifen beabsichtigt, wenn dieser Konflikt Polen und seine lnteressen über- 
haupt nicht berührt. Das ist ein direkter und flagranter Verstol3 gegen den 
in der Erklärung von 1934 vereinbarten Verzicht auf jede Anwendung von 
Gewalt. 

Der Gegensatz zwischen der deutsch-polnischen Erklärung und der pol- 
nisch-britischen Vereinbarung greift aber in seiner Tragweite noch wesentlich 
über diesen Punkt  hinaus. Die Erklärung von 1934 sollte das Fundament 
dafür sein, unter dem Schutz der vereinbarten Friedensgarantir alle zwischen 
den beiden Ländern auftauchenden Fragen frei von interriatiorialeri Verflech- 
tungen und Kombinationen in direkter, von außen nicht beeinflufiter Ausein-- 
andersetzung zwischen Berlin und Warscha~i zu regeln. Ein solches Funda- 
ment setzt selbstverständlich das volle egenseitige Vertrauen der beiden 
Partner sowie auch die Loyalität der po itischen Absichten jedes Partners- 
gegenüber dem anderen Partner voraus. 

P 
egen hat die Polnische Regierung durch den jetzt von ihr gefaßten 

~ e s c h t u ~ ,  in ein gegen Deutschland gerichtetes Hündnisverhältnis einzutreten. 
zu erkennen gegeben. daW sie der ihr von der Deutschen Regierung unmittelbar 
zugesicherten Friedensgarantie das Beistandsversprechen einer dritten Macht 
vorzieht. 

Zugleich muß die Deutsche Regierung daraus entnehmen, daW die Polnische 
Regierung zur Zeit keinen Wert mehr darauf legt, für deutsch-polnische 
Fragen die G s u n g  in direkter freundschaftlicher Auseinandersetzung mit der 
Deiitschen Regierung zu suchen. Damit hat die Polnische Regierung den Weg. 
verlassen, der im Jahre 1034 für die Gestaltung der deutsch-polnisclien J3e- 
zieh nngen vereinbart worden ist. 

Die Polnische Hepierung kann sich nicht darauf berufen. daW die Erklär~ing 
von 1934 die von b olen oder 1)eutschland schon vorher nach anderer Seit;, 
bin übernommenen Ver flichtungexi unberührt lassen sollte urid daW mitliiii 
nehen ihr auch die Bün f nisvereinharungen zwischen Polen und Frankreich i ~ i  
Geltung geblieben sind. Das polnisch-französische Uündnis war im Jahre 
1934. als Polen und L)eutschland an die Neu estaltung ihrer Beziehungen 
herantraten, eine gegebene Tatsache. Die Deutsc Ei, e Regierung konnte sich mit 
dieser Tatsache abfinden, weil sie erwarten durfte, daW die etwaigen G~fahrr i l  
des aus einer Zeit schärfsten deutsch-polnisclien Gegensatzes stammeiidrn 

olnisch-französischen Bündnisses durch die Anbahnuri freundschaftlictier 
Leziehiinpn zwischen Deutschland und Polen von sel st irnrner mehr an  
Bedeutung verlieren wiirden. 

e 
Der Eintritt LJolens in ein Bündnisverhältnis mit (LiroWt~ritannien, der jetzt 

fünf Jahqr nach Vereinbarung der Erklärung von 1934 erfolgt ist, kann 
deshalb politisch uiit dem ln  krafthleiben des polnisch-f rnnzöriqcheii Uünd- 
nisses in keiner Weise verglichen werden. Mit diesem neuen Uüiitlnis hat sieh 
die I'olnische Regierung einer von anderer Seiie inaugurirrt~rl t'oli ti k dicristhar 
gemacht. die dar Ziel der Einkrriciing 1)eutschlands verfolgt. 

L)ie Deutsche Iiegierling hat ihrerseits zu einer derarti er1 Anderui i~ der 
oliiischen Politik nicht den geriricsten AnlaW pegehen. Sie \ at der ~ o l n & c h ~ n  

Kegieriing bei jeder sich hicteiideb Gelegenheit sowolil ötlentlich als auch in 
vertraulichen hsprechungen die bündigsten Versicherungen dafür w e h e n ,  
daß  die freundschaft.liche Entwickliinq des deutsch-polnisch~n Verhältnisses- 



ein wesentliches Ziel ihrer Außenpolitik sei und daß sie in ihren politischen 
Entschlüssen jederzeit auf die Achtung berechtigter 'polnischer Interessen 
Bedacht nehmen werde. 

So hat auch die Durchführung der von Deutschland im März d. J. zur 
Befriedung Mitteleuropas eingeleiteten Aktion die polnischen Interessen nach 
Ansicht der Deutschen Regierung in keiner Weise beeintriichtigt. Im Zu- 
sammenhang mit dieser Aktion ist es zur Herstellung einer polnisch-ungarischen 
Grenze gekommen, die von polnischer Seite stete als ein wichtiges politisches 
Ziel bezeichnet worden ist. 

Uberdies hat die Deutsche Regierung aber unmißverständlich zum Ausdruck 
gebracht, daß sie bereit sei, sich mit der Polnischen Regierung freundschaftlich 
auseinanderzusetzen, falls diese etwa ihrerseits der Ansicht sein sollte, daß 
sieh für sie aus der Neugestaltung der Verhältnisse in Mitteleuropa neue 
Probleme ergeben hätten. 

I m  gleichen freundschaftlichen Geiste hat die Deutsche Regierung versucht, . 
eine Regelun der einzigen noch zwischen Deutschland und Polen stehenden 
Frage, der Banziger Frage, in Gang zu bringen. Daß diese Frage einer 
Neuregelung bedarf, ist von deutscher Seite Polen gegenüber seit Jahr und 
Tag betont und von polnischer Seite auch nicht bestritten worden. Seit 
längerer Zeit hat die Deutsche Regierung immer wieder versucht, die Polnische 
Regierung davon zu überzeugen, daß durchaus die Möglichkeit einer den 
Interessen beider Teile gerecht werdenden Lösan gegeben sei und daß mit 
der Beseitigung dieses letzten Hemmnisses der $eg für eine aussichtsreiche 
politische Zusammenarbeit Deutschlands und Polens freigemacht werden würde. 

Die Deutsche Regierun hat sich hierbei nicht auf allgemeine Andeutungen 
beschränkt, sondern der f'olnischen Regierung, und zwar zuletzt Ende März 
d. J., in freundschaftlichster Form eine Regelung auf folgender Grundlage 
vorgeschlagen : 

Rückkehr Danzigs zum Reich, 
exterritoriale Eisenbahn- und Autoverbindung zwischen Ostpreußen und 

dem Reich, 

dafür Anerkennung des ganzen polnischen Korridors und der gesamten 
polnischen Weatgrenze, 

Abschluß eines Nichtangriffspaktes auf 25 Jahre, 

Sicherstellung der wirtschaftlichen Interessen Polens in Danzie sowie 
roßzügige Regelung der übrigen sich aus der Wiedervereuiigung 

%anzigs mit dem Reich für .Polen ergebenden wirtschaftlichen und 
verkehrstechnischen Fragen. 

Gleichzeitig hat die Deutsche Re 'erung sich bereit erklärt, bei der Sicher- 
strllung der Unabhängigkeit der Flowakei auch den polnischen Interessen 
Rechnung zu tragen. 

Niemand. der die Verhältnisse in Danzig und im Korridor sowie die damit 
ziisamnienhängenden Probleme kennt, kann bei unvoreingenommener Beurtei- 
l u n g  bestreiten, daß dieser Vorschlag das Minimum dessen enthielt, was vom 
S~andpunkt unverzichtbarer deutscher Interessen gefordert werden muß, und 
daW er allen für Polen irgendwie wesentlichen Interessen Rechnung t r u e  Die 
Poliiische Regierung hat hierauf jedoch eine Antwort ge ben, die zwar in die 
Form von Gegenvorschlägen gekleidet war, die aber r er Sache nach jedes 



Verständnis für  den deutschen Standpunkt vermissen .ließ und auf eine Ab- 
lehnung des deutschen Angebots hinauslief. 

Daß die Polnische Re ierung selbst ihre Antwort nicht als geeignet ansah, 
eine freundschaftliche #erständigung anzubahnen, hat sie in ebenso ührr- 
raschender wie drastischer Weise dadurch bewiesen, daW sie gleichzeitig mit 
der Antwort zu einer umfangreichen Teilmohilisierung ihrer Arinee schritt. 
Mit dieser durch nichts gerechtfertigten hlaWnahme hat sie ziigleich im voraus 
Sinn utid Ziel der Verhandlungen gekennzeichnet, in die sie uiiniittelbar darauf 
mit der Britischen Regierung eingetreten ist. 

Die Deutsche Regierung hat es nicht für notwendig gehalten, auf die 
polnische Teilmobilisierung mit militärischen GegenmaWnahmen zu antworten. 

Dagegen kann sie über die anderen von der Polnischen Regierung in der 
letzten Zeit gefaßten Entschlüsse nicht einfach stillschweigend. hinweggehen. 
Sie sieht sich vielmehr zu ihrem Bedauern genötigt, hiermit folgendes 
festzustellen : 

1. Die Polnische Regierung hat die ihr von der Deutschen Krgierung ge- 
botene Gelegenheit zu einer gerechten Regelung der Danziger Frage, zu einer 
endgültigen Sicherung ihrer Grenze gegenüber dem Deutsclien Reich und 
damit zu einer dauernden Festioung eines freundiiachbarlichen Verhältnisses 
beider Länder nicht ergriffen. ~ ? e  hat vielmehr die dahin zielenden deutschen 
Vorschläge verworfen. 

2. Gleichzeitig hat sich die Polnische Regierung gegenüber einem anderen 
Staate auf politische Verpflichtungen eingelassen, die sowohl mit dem Siiin 
als auch dem Wortlaut der deutsch-polnischen Erklärung vom 26. Januar 193-1 
unvereinbar sind. Die Polnische Regierung hat damit diese Erklärung will- 
kürlich und einseitig außer Kraft gesetzt. 

Trotz dieser notwendig gewordenen Feststellung beabsichtigt die Dentsche 
Regierung nicht, ihre grundsätzliche Einstellung zu der Frage der künftigen 
Gestaltung der deutsch-polnisclien Beziehungen zu ändern. Sollte die Polnische 
Regierung Wert darauf legen, dald es zu einer neuen vertragliclien Regelung 
dieser Beziehungen komni t. so ist die Deutsche Regierung .dazu berpi t lind 
stellt dafür nur die eine Voraussetzung auf, daW eine derartige Hegefuiig auf 
einer klaren, beide Teile bindende11 Verpflichtung beruhen mül5te. 

Nr. 214 
Rede des Führers vor dem Deutschen Reichstag, 28. April 1939 

Auszug 

. . . . . . C'her das deutsch-polnische Vprhaltnis ist wenig zu sapen. Dpr 
Friedensvertrag vvori Versailles hat auch hier. und zwar naturlich mit Absic.lit, 
dem deutscllen* Volk die scliwerste Wunde zugefügt. Durch die eiqeilartiyz 
Festlegiing des Korridors Polens zum Meer sollte vor allem auch t'iii, alle 
zukünftigen Zeiten eine VerstHndigung zwisclien Polen und 1)eutschlaiid ver- 
hindert werden. Das Probleri) ist, wie sciion betont, f ü r  L)eutschland vielleiclit 
das allrrsclinierzlichste. Allein, trotzdem habe ich umntwegt die Auffassni~g 
vertreten. daß die Notwendigkeit eines freien Zugangs zum Meer für drti 
polnischen Staat riicht iihrsehen werden'kann und daL) überliaupt grundsätz- 



lich auch in diesem Falle die Völker, die nun einmal von der Vorsehung dazu 
bestimmt oder meinetwegen verdammt sind, nebeneinander zu leben, sich 
zweckmäßigerweise nicht künstlich und unnotwendig das Leben noch ver- 
bi ttern sollten. 

Der verstorbene Marschall Pilsudski, der derselben Meinung anhing, war 
daher bereit, die Frage einer Eritgiftung des deutsch-polnischen Verhältriisses 
zu überprüfen und endlich das Abkommen abzuschließen, durch das Deutschland 
und Polen in der Regelung ihrer beiderseitigen Beziehungen entschlossen waren. 
auf das Mittel des Krieges endgültig zu verzichten. Diese Abmachung hatte 
allerdings eine einzige A usna hme ; sie wurde praktisch Polen zugestanden. Es 
wurde festgestellt, dal3 die von Polen schon bisher getroffenen Beistandspakte, 
es war dies der Beistandspakt mit Frankreich, dadurch nicht berührt werden 
sollten. Es  war aber selbstverstiindlich, daß sich dies ausschliel3lich auf den 
bereits vorhandenen Beistandspakt beziehen konnte und nicht auf beliebig 
neu a t>zuschließeride. Tatsache ist, da13 das deutsch-polnische .4bkommen zur 
au0erordentlichen Entspannung der europäischen Lage beitrug. 

Immerhin war zwischen Drutschlatid und Polen eine Frage offen, die früher 
otler spiiter ganz natürlich gelöst werden mußte, die Frage der deutschen Stadt 
Danzig. Danzig ist eine deutsclie Stadt, und sie will zu Deutschland. Um- 
gekehrt hat diese Stadt vertragliche Abiiiacliungen, die ihr allerdings auf- 
gezwungen wareii durch die Versailler Friedensdiktatoren, mit Polen. Da nun 
außerdem der Völlirrhund früher als größter Uriruhestifter nunrnehr mit einem 
allerdings aufierordeiitlirh taktvollen Hohen Kommissar vertreten ist, inuß 
spätesteiis mit dem allriiiihlichen Erlöschen dieser unheilvollen Institution das 
Problem Danzi so oder so erörtert werden. Ich sah nun in der friedlichen 
Lösung dieser %rage einen weiteren Beitrag für  eine endgiiltige europäische 
Entspannung. Denn dieser Entspannung dient man sicherlich nicht durch die 
Hetze wahnsinnig gewordener Kriegstreiber, sondern durch die Beseitigung 
wirklicher Gefahrenmoiiiente. Ich habe nun der Polnischen Regierung, nachdem 
das Problem Danzig schon vor Monaten einige Male besprochen worden war, 
ein konkretes Angebot uuterbrei ten lassen Ich teile Ihnen, meine Abgeordneten, 
nunmehr dieses Angebot mit, und Sie werden sich selbst ein Urteil bilden, ob  
es nicht im Dienste des europäischen Friedens das gewaltigste Entgegenkommen 
darstellt, das an sich denkbar war. Ich habe, wie schon betont, die Notwendig- 
keit eines Zuganges dieses Staates zum Meere stets eingesehen und damit auch 
in Rechnung estellt. Ich bin ja kein demokratischer Staatsmann, sondern ein 
realistischer Ifatioiialsozialist . Ich hielt es aber auch für  notwendig, der War- 
scliauer Hegierun klarzumachen, daß  so, wie sie einen Zugang zum Meere P wiirisct~t. Deutsch and eiriei~ Zugang braucht zu seiner Provinz iiri Osteu. Es 
siiid dies nun einnial sctiwierige Probleine. Dafür ist nicht Deuts(8hland ver- 
antwortlich, sontiern jene Zaiiberkünstler von Versailles, die in ihrer Bosheit 
lind iii ilirer Cledarikenl«sigkrit,in Europa hundert Pulverfässer herunistellteri, 
von rfrricri jedes eirizeliie außerdem noch mit kaum auslöschbaren Lunten ver- 
selicii worderi war. 

hla ri ka lin nuri diese Pro hlenie nicht nach irgendeinem alten Scheiiia lösen, 
soridrrti ich halte es für notwendig. dall inari hier nrue Wege geht. Denn der 
M'ep Poltlns zuin Meer durch den I<orridor und unijiekehrt ein deutsclier Weg 
durcli dieseri Korridor haben üherliaupt keinerlei militärische: Bedtwturig. Ihre 
Uetleutiiiig liegt ausscliließlich auf ~>sychologischem und wirtschaftlictiern Ge- 
biet. Eiri~in solchen Verkehrsstrarig eine ~iiilitärische Bedeutuiig zuweisen zu 
wollen, hieWe sich einer tiiilitarisclien Naivität von seltenem Ausrriaß ergeheri. 



Ich habe nunmehr der Polnischen Regierung folgenden Vorschlag unter- 
breiten 1 assen : 

1. Danzig kehrt als Freistaat in den Rahmen des Deutschen Reiches zurück. 
2. Deutschland erhält durch den Korridor eine Straße und eine Eisenbahn- 

linie zur eigenen Verfügun mit dem gleichen exterritorialen Charakter- 
für  Deutschland, als der orridor ihn für  Polen besitzt. Dafür ist 
Deutschland bereit : 

% 
1. sämtliche wirtschaftlichen ~ e e h t e  Polens in Danzig anzuerkennen, 
2. Polen in Danzig einen Freihafen beliebiger Größe und bei vollstän- 

digem freien Zugang sicherzustellen, 
3. damit die. Grenzen zwischen Deutschland und Polen endgültig als- 

gegebene hinzunehmen und zu akzeptieren, 
4. einen 25jährigen Nichtangriffspakt mit Polen ahzuschliefien, also einen. 

Pakt, der weit über mein eigenes Leben hinausreichen würde. und 
5. die Unabhängigkeit des slowakischen Staates durch Deutschland, 

Polen und Ungarn gemeinsam sicherzustellen, was den praktischen- 
Verzicht auf jede einseitige deutsche Vormachtstellung in diesem Ge- 
biet bedeutet . 

Die Polnische Regierung hat dieses mein Angebot abgelehiit lind sich 
1. nur bereit erklärt, über die Frage des Ersatzes des Völkerhiindskommissars- 

zu verhandeln und 
2. Erleichterungen für den Durchgangsverkehr durch den Korridor zu er- 

wzigen. 
Ich habe diese mir unverständliche Haltung der Polnischen Regierung auf- 

richtig bedauert. Jedoch das allein ist nicht das Entscheidende, sondern das 
Schlimmste ist, daß  nunmehr ähnlich wie die Tscheche-Slowakei vor einem- 
J a h r  auch Polen glaubt, unter dem Druck einer verlogenen Welthetze Truppen 
einberufen zu müssen, obwohl Deutschland seinerseits überhaupt nicht einen 
einzigen Mann eingezogen hat und nicht daran dachte, irgendwie gegen Polen- 
vorzugehen. Wie gesagt, dies ist an sich sehr bedauerlich, und die Nachwelt 
wird einmal entscheiden, o b  es 'nun wirklich so richtig war, diesen von mir 

ernachten einmaligen Vorschlag abzulehnen. Dies - wie gesagt - war ein- 
versuch von mir, eine die ganze deutsche Nation innerlich bewegende Frage 
in einem wahrhaft einmaligen Komproniiß zu lösen, und zwar zu Iösen zu- 
gunsten beider Läncler. 

Meiner Uberzeugung nach war Polen bei dieser Lösung aber überhaupt kein 
gebender Teil, sondern nur ein nehmender; denn daß  Danzig niemals polnisch> 
werden wird, dürfte wohl aul3er Zweifel stehen. 

Die Deutschland nunmehr von der Weltpresse. einfach angedichtete AligriiTs- 
absieht führte in der Fol e zu den Ihnen bekannten sogenannten Garantie- 
angeboten und zu einer $erpflichtiing der Polnischeri Regierung für einen 

e en.witigen Reistaud, der also Polen unter Umstände11 zwingen würde, im 
eines Kontlikts Deutschlands mit irgendeiner anderen Macht, durch den. 

wieder England auf deii Plan gerufen würde, nun seinerseits gegen Deutsch- 
land militärisch Stellung zu nehmen. 

- 

Diese Verpflichtung widerspricht der Abmachurig, dir ich seinerzeit mit dem 
Marschall Pilsudski ptroffeii habe. Denn in dieser Ahrnachung ist ausschließ- 
lich Beziig gcuommen auf bereits, also damals bestehende Verpilichtungen, und: 
zwar auf die uns bekannten Verpflichtungen Polen6 Frankreich gc~genüber. 



Diese Verpflichtungen nachträglich zu erweitern, steht im Widerspruch zur 
deutsch-polnischen Nicbtangriffspakterklärung. 

Ich hätte unter diesen Umständen damals diesen Pakt nicht abgeschlossen. 
Denn was haben Nichtangriffspakte überhaupt für einen Sinn, wenn sich der 
eine Partner raktisch eine Unmenge von Ausnahmefällen offen läßi! ES gibt 
entweder kol P ektive Sicherheit, d. h. kollektive Unsicherheit und ewige Kriep-  
gefahr. od'er klare Abkommen. die aber auch grundsätzlich jede Waffenwirkun,~ 
unter den Kontrahenten ausschließen. 

Ich sehe deshalb damit das von mir und dem Marschall Pilaudski seinerzeit 
geschlo.;sene A bkornnien als durch Polen einseitig verletzt an und damit als 
nicht mehr bestehend ! 

Ich hahe dies der Polnischen Regierun mitgeteilt*. Lcb kann aber aucb 
hier nur wiederholen, daß dies keine An d erung meiner grundsätzlichen Ein- 
stellun zu den angeführten Problemen bedeutet. Sollte die Polnische Regie- 
run Vfert darauf legen, zu einer neuen vertraglic ben Regelung der Beziehungen 
Z U  Beutschland zu kommen, so werde ich das nur begrüßen, allerdinp unter 
der Voraussetzung, daß eine solche Regelung dann auf einer ganz klaren und 
leichmäßig beide Teile bindenden Verpflichtung beruht. Deutschland ist jeden- 

falls gerne bereit, solche Verpflichtungen zu übernehmen und dann aiich ZU 
erfüllen. . . . . . 

Der Deutsche Geschäftsträger in Warschau an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Warschau, den 2. Mai 1939 

Uber die amtliche Stellungnahme zur Fiihrerrede habe ich bereits anderweit 
berichtet. Diese offiziöse Stellungnahme ist in allen Variationen sowohl in den 
Re erungsblättern wie auch in der Oppositionsprense gebracht worden. Die 
Ha tung der esamten öffentlichen Meinung der letzten Tage zeigt deutlich 
eine weitere $ersteifung gegenüber Deutschland. Selbst in zweifellos amtlich 
inspirierten Blättern wurden kriegerische Töne angeschlagen und sogar die 
Forderung aiifgestellt, Danzig müsse polnisch werden. Recht bezeichnend ist 
auch die Feststellung der hiesigen ~Gazeta Polskaa. daß die Polnische Regie- 
rung sich angesichts der deutschen Methoden und der dadurch geschaffenen 
Lage genötigt rehe, künfti stärkere Garantien für die polnischen Rechte und 
den polnischen Besitzstan f in Danzig zu fordern. 

Ein weiteres Zeichen für die immer mehr zur Schau getragene Unnac hg ehig- keit Polens gegenüber den deutschen Forderungen ist auchdarin zu erb icken, 
daß die heutige Presse die Bedeutung der englischen Garantie für Polen 
tbesonders unterstreicht. Man beruft sich dabei auf anehliche englische Zu- 
sagen, wonach die Polnische Regierung allein darüber zu entscheiden hahe. ob 
Polen zu den Waffen &reifen müsse uud ob daher der Bündriisfall für Englarid 
gegeben sei. 

Voraussichtlich wird Außenminister Beck noch in dieser Woche - wahr- 
scheinlicb am Freitag - Gelryenheit nehmen, um den polnischen Standpunkt 
in einer Rede vor dem Parlament klarzulegen. 

von Wühlisch 
* VgI. Nr. 213. 



Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Warschau, den 23. Mai 1939 

Ich hatte dieser Tage Gelegenheit zu einer Unterredung mit dem Unterstaats- 
sekretär Arciszewski, aus der mir folgendes bemerkenswert zu sein scheint : 

Herrn Arciszewski lag offenbar daran klarzustellen, daO die Schwenkung 
der polnischen Politik, wie sie durch die englisch-polnische Garantieerklärung 
nim Ausdruck gekommen sei, nicht auf die persönliche Initiative des Ministers 
Beck zurück eführt werden könne. Herr Beck habe diese ganze Politik mit  
innerem Wi 8 erstreben unter dem Druck der Militärs und der öffentlichen 
Meinung mitgemacht. SchlieWlich sei er nicht mehr in der Lage gewesen. das 
englische Angebot zurückzuweisen. Er habe aber die ihm schon mit Rücksicht 
auf die hiesige Stimmung inopportun erscheinende Erörterung der Angelegen- 
heit in der Offentlichkeit immer wieder hinausgeschoben, bis er durch die 
Führerrede zu einer Entgegnung gezwungen worden sei. Seine Antwort vor 
dem Sejm, in der er notgedrungen eine Politik habe vertreten müssen, die 
nicht die seine sei, sowie die Begeisterung. die seine Rede in der hiesigen 
Offentlichkeit ausgelöst habe, hätten Herrn Beck nur mit Bitterkeit erfüllt. 
Herr Arciszewski schilderte dann in drarnati~cher Form, wie Herr Beck arn 
Tage nach der Se jmrede einen ganzen Stoß von Huldigungstelegrammen mit 
einem Wutausbruch in die Ecke geworfen habe. Herr Beck sei auch heute 
noch im Grunde genornrurn Anhänger der alten Politik. Insbesondere erscheine 
es ihm aber auch unsinni daß gerade die beiden verhältnismäßi so armen 

$: 
nur im Interesse der reichen Länder gelegen sei. 

B Länder Deutschland und olen sich schlagen sollten, was letzten ndes doch 

Diese Darstellung mag etwas efärbt sein. Immerhin stimmen doch ver- 
schiedene Beobachtun en darin ü erein, daß Herr Beck im Laufe der letzten f f 
Monate in der Verfo gung der von Marschall Pilsudski uns gegenüber ein- 
aschlagenen Linie immer weniger Gefolgschaft hatte. Als sich dann die 

bögliehkeit ergab, eine en lische Garantie für die polnischen Westgrenzen zu 
erhalten, sind es offenbar 3 ie militärischen Kreise gewesen, die diese Schwen- 
kung der Politik herbeigeführt haben. Herr Beck hat sicb dann gezwungen 

B esehen, diese Politik mitzumachen. schon weil er sich sonst nicht hätte halten 
önnen. 

von Moltke 



Zweites Uapitel 

Die Englische Kriegspolitik 





A. Britische Auküstung und Hetze gegen Deutschland 
(September 1938 bis Juli 1939) 

Nr. 217 
Gemeinsame Erklärung des Führers 

und des Britischen Premierministers Chamberlain, München, 
30. September 1938 

Wir haben heute eine weitere Besprechung gehabt und sind uns in der 
Erkenntnis einig, daß  die Frage der deutsch-englischen Beziehungen von aller- 
erster Bedeutung für beide Länder und für Europa ist. 

Wir sehen das estern abend unterzeichnete Ahkommeii und das deutsch- 
englische Flottena kommen als symbolisch für den Wunsch unserer heiden 
Völker an, niemals wieder gegeneinander Krieg zu führen. 

Wir sind entschlossen, auch andere Fragen, die unsere beiden Länder an- 
geben, nach der Methode der Konsultation zu behandeln und uns weiter zu 
bemu hen, etwaige Ursachen von Meinungsverschiedenheiten aus dem Wege zu 
räunien, um auf diese Weise ziir Sicherung des Friedens Europas beizutragen. 

Adolf Hitler Neville Chamberlain 

Aus der Rede des Britischen Premierministers Chamberlain 
im Unterhaus, 3. Oktober 1938 

...... Ich glaube, es gibt viele, die mit mir der Ansicht sind, d a ß  eine solche 
von den1 1)eutschen Reichskanzler und mir unterzeichnete Erklarung etwas 
mehr ist als nur eine fromme Meinungäiißerung. In  unseren Beziehungep zu 
anderen Ländern hängt alles davon ab, daß  auf beideri Selten Aufrichtigkeit 
u~id  guter Wille vortianden sind. Ich glaiihe, d a ß  hier Aufrichtigkeit und guter 
Wille auf beiden Seiten vorhanden sind. Das ist der Grund, warum die Be- 
deutung dieser Erkläruno für  mich weit über ihren tatsächlichen Wortlaut 
hinausgeht. Wenn es eine %ehre gibt, die wir aus den Ereignissen dieser letzten 
Wochen ziehen könneri, so ist es die, daß  ein dauernder Friede nicht dadiircb 
erreiclit werden kann, daß  wir stillsitzen und auf ihn warten. 1Jm ihn zu er- 
langen, bedarf es aktiver und positiver Bemühurigen Ich werde zweifellos 
viele Kritiker haben, die sagen, daß ich mich eines leichtfertigen Optimismus 
schuldig mache und daß  ich besser täte, kein einziges Wort zu glauben, das 
von den Regierende11 anderer großer europäischer Staaten geäufiert wird. Ich 
biii 211 sehr Realist, um zu glauben, daß  wir unser Paradies in einem Tag er- 
ringen. Wir haben nur den Grundstein des Friedens gelegt. Mit dem Oberbau 
ist iioch nicht einmal begonnen worden. 

Wir sind in diesem Land bereits während eines langen Zeitraums mit einem 
groWen Wiederaufrüstungsprogramm beschäftigt, das in Tempo und Umfang 



ständig zunimmt. Niemand soll glauben, daß wir es uns infolge der Unter- 
zeiclin hn y des Münchener Abkommens zwischen den vier Mächten leisten 
können. unsere Anstrengungen im Hinblick auf dieses Prograinnl in dem 
egen wärtigen Zeitpunkt zu verringern. Die Abrüstung kann seitens dieses 

f andes  nie wieder eine einseitige sein. Wir haben das einmal versucht und 
ha hen uns da bei fast ins Unglück gestürzt. Wenn die A briistunr koiiirrien soll, 
SO muf3 sie schrittweise kommen, so rnuß sie durch Obereinkomnien und die 
aktive Mitarbeit arjderer Länder kommen. Und bis wi r dieser Mi trt  rhei t 
sicher sind. bis wir uns über die tatsächlich zu unternehniei~tlzri Schritte ge- 
einigt haben, niiiasen wir auf unserer Hut  bleiben. . . . . . 

Nr. 219 
Aus der Rede des Führen in Saarbrücken. 9. Oktober 1936 

. . . . . . Allein, gerade die Erfahrungen dieser Letzten acht Monate können und 
müssen uns nur  bestärken in dem Entschluß, vorsichtig zu sein und nichts von 
dem zu versäumen, was zum Schutze des Reiches getan werden muß. 

Die Staatsmänner, die uns egenüberstehen, wollen - das rniissen wir ihnen B glauben - den Frieden Al ein sie regieren in Ländern. deren innere Kon- 
struktion es möglich macht, daß sie jederzeit abgelöst werden können, um 
a~ideren Platz zu machen, die den Frieden nicht so sehr im Auge haben. Und 
diese anderen sind da. 

Es braucht nur in En land statt Chaniberlain Herr Duff Cooper oder Herr 
Eden oder Herr  Churchi P 1 zur Marht zu kommen, so wissen wir genau, daß es 
das Ziel dieser Männer wäre, sofort einen neueri Weltkrieg zu beginnen. Sie 
machen gar keinen Hehl, sie sprecben das offen aus . . . . . . 

Als starker Staat sind wir jederzeit zu einer Verständigungspolitik mit 
iinseren Nachbarn bereit. Wir haben keine Forderungen an sie. Wir wollen 
nichts als den Frieden. Nur eines wünschen wir, und das gilt besonders fiir 
urisere Beziehungen zu England: Es würde gut sein, wenn man in G r ~ ß -  
britannien allmählich gewisse Allüren der Versailler Epoche ablegen würde. 
Gouvernantenhafte Bevormundung vertragen wir nicht mehr! 

Erkundigungen britischer Politiker über das Schicksal von Deutschen oder 
von Reichsangehörigen innerhalb der Grenzen des Reiches sind nicht am Platz& 
\Vir kümmern uns aucb nicht um ähnliche Dinge in England. Die übrige Welt 
hätte manches Mal Grund genug, sich eher um ihre eigenen nationalen Vor- 
gänge zu bekümmern oder z. B. um die Vorgange in Palästina. 

Wir jedenfalls überlassen das denen, die sich vom lieben Gott berufen fühlen, 
diese Probleme zu lasen, und beobachten nur staunend, wie schnell sie mit, 
ihren Losungen fertig werden. 

Wir möchten all diesen Herren den Rat geben, sich mit ihren eigenen 
Probleinen zu beschäftigen und uns in Ruhe zu lassen! Auch das gehört zur 
Sic herunp des Weltfriedens. 

Wir selbst haben große Aufgaben vor uns. Gewalti e kulturelle und wirt- t SC liäftliche Probleme müssen gelöst werden. ~ e f n  ~ o l k  ann mehr den Frieden 
hrauchen als wir, aber kein Volk weiß auch besser als wir, was es heißt, 
schwach und der Gnade oder Ungnade anderer ausgeliefert zu sein . . . . .., 



Nr. 220 
Rede des Britischen Staatssekretärs für Krieg 

Hore~Belisha in Mansion House, London, 10. Oktober 1938 
Auszug 

(U bersetzung) 

, . . . . . Es muß aber noch mehr etan werden, um der Territorialarmee als 
Ganzes volle Stärke und Wirksam eit zu verleihen. Wir werden 5 Divisiont~n 
für  Flugzeu abwehr haben - 5 Flugzeugabwehrdivisiooen statt deren zwei - 
mit einern lforpskommandeur und einem stellvertretenden Chef des Reichs- 
generalstabes. 

. . . . . . Dieser Aroiee muß mit den nötigen, sich aus ihrem besonderen Cha- 
rakter ergebenden Andrrungcn der gleiche Bestand und die gleiche.Grundlage 
gegeben werden wie unserer' regulären Armee. ßetrach teo Sie sie heute! Wenn 
sie auch nomiriell in Divisionen eingeteilt ist. so fehlen ihr doch viele moderne 
Einheiten, die unsere reguläre ~ r k i e e  besitzt. und es fehlt am uotwendiarn 
Verhältnis zwischen der BewaRiiurig und den einzelnen Truppengattungen. 
Diese Mängel müssen beseitigt werden 

Die Infanterie wird sowohl leichte als auch schwere Maschinerigewehr- 
~bataillone erhalten, während die Artillerie wie bei der regulären ~ r m e e  i r i i t  

Batterien zu 8 tieschiitsen atatt solchen zu 4 Geschützrn ä ~ s ~ e s t a t t e t  werden 
wird. 

Als Einheiten. die bisher. nicht in der Territorialarmee vorhariden waren, 
sind vor esehen - Kavallerie. Leichte Tan kregirnenter, Tan kabwehrregimen ter. 
Leichte kiiqzeupa hwshrregirnenter und Tankbataillone. Oberdies w*rd auch 
noch ein besonderes Bataillori einer A r t  aiifgestellt, die es in der regulären 
Arrnee nicht gibt. die aber f ü r  den Milizsoldaten gut  paWt, nämlich Motorrad- 
hataillone. von denen es 3 gehen wird Sie sollen in ebenfalls neu aufzustellen- 
den motorisierten Divisionen Verwendung firideri 

. . . . . . Was den Aufbau der neuen Truypeu betrilft. so werden die lnfanterie- 
br igden iri Zukunft 3 Bataillone haben aiiatatt 4: wie dies schon in der regulären 
Ariiit>e der Fall ist. Bei Verwendung des vorhandenen Materials ergibt sich. 
daW wir U vollständiqe Divisionen nach dem Muster der regulären Armee niif- 
stellen können, ündL zwar mit richtigem Verhältnis von Bewalfnung und 
Truf)l)et~gattungeu, 3 motorisierte Divisionen und 1 mobile Division. die t~hen- 
falls vollständig mit dein richtigen Verhältnis zwischen der Art  der Bewailriung 
und den Truppengattungen aÜfgestelit werden können. 

Darüber hinaus werden noch 2 f<avalleriehrigaden geschaßen. Ln Friedens- 
zeiten wird für  die territoriale mobile Division kein Befehlshaber rrriannt 
werden, da dies im Hinblick auf  die verstreuten Standorte der Eintit~i ten un- 
zwerkmäfiig wä re. Für  ihre A iisbi ldung werden alle Vorkehrungeri qctrotren 
wcrdrri Aucli ist von u n s  die S<*hafliing einer het.rächtlichsn Aiizahl tnoderner 
Korps- iirid A rm~ergiiiiziiiigst rupl>en in Aussicht grrioininen, so z. H lieeres- 
feld- und Heeresvermt~~ungsrr~imenter.  Heeres- urid Korps-Nachrichten- 
truppen, die. wenn Krieg aiisbrechan sollte; ,jederzeit ihren Platz innerhalb der 
Forniationen rinneh~nen kiinnrn. Alles dies crtt-ht mit iitlr Organisation unserer 
reguliireri Arriier in Einklaog 

...... So hringeri wir die 'i'erritoriailiiiriee vorwärts und bew~isen itireti 
Angehörigen. aher auch dem Staate. daU wir uns aiit' ric? nicht nur in lVorteii, 
sondern aurh i t i  der Tat verlasxrti I k i i i i  wir .t>tzce alle. die in dieser Lruppe 
Dienst tuti ,  in Stand, ihr(. Aritgitt~en zu ertilllet) itrid tlen Ertordernisseu eines 
rnotiernen Heeres y p r c ~ h t  EU werden . . . . . . 



Nr. 221 
Der Deutsche Botschafter in Paris an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Paris, den 12. Oktober 1938 

Aus 6ut  unterrichteter Quelle habe icb erfahren, daW der Besuch von Sir 
Cyrill Evewall in erster Linie auf Betreiben von englischer Seite aiis erfodyt ist. 

Die Englische Regierung soll bestrebt gewesen seiii. hald[iibglichst nach Be- 
endigting der Spaiinuilg den seinerzeiti en Besuch Geilerai Vuilleiiiii~s in Eng- 
land zuerwidern. i.uinaI eine Aussprac % e zwischen den bsitierstitigeri General- 
stabschefs nach dem &such des Generals Vuillerilin in I)t?utscihlünd rioch nicht 
stattgefunden hatte. 

Wie ich weiter gehKrt habe, sollen taktische Beeprechurigen nicht aut dem 
Prograrnru dieses Besuchs stehen, sondern der englische Gerieralstahsclief will 
sich in erster Linie über den technischen Stand der frarizösischen LuftpatTe 
unterrichten, über welchen ihm sehr ungünstige Mitteiluiigeii zugrgangeii seien. 
Englarid soll auiah beabsichtigen, Frankreich von weiteren Ankäufen in den 
Vereinigten Staaten von Amerika abzuhalten und da für englische Muster an- 
bieten. Der Grund hierfür soll sein, daß  der gemeinsame, im Falle eines Krie es t für  die englische und französische Luftwaffe zu ernennende Oberbefehlsha er 
besser zu beurteilen in der Lage sein soll, welche Aufträge den französischen 
Geschwadern zugemutet werden köniien. 

lm Auftrag 

Bräuer 

Nt. 222 
Der Deutsche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 

Bericht 

London, den 18. Oktober 1938 

Am 13. Oktober hielt der Schatxkauzler Sir John Simon in Sheffield eine 
Rede, in der rr auf die Notwendi keit für die Zusarnuienfassnng und Or ani- 
sation des M~.nschenrnriterials zur Verteidigung der Heirnstf ront hinwies. k i n e  
Ausführungen sind bier allgemein M verstanden worden, daW die Regierung 
schon in Friedenszeiten die Einführung eines soger~annten Sationalregieters 
aller derjenigen Freiwilligen plant, die sich im Ernstfall dem Staat zur Ver- 
fügung stellen wollen. 

Eine weitere militärische MaUnalime wurde acn 14. d. M. vom Kriegs-, 
rninisterium brkanntwegeben urid auch von deni Hore-Beli3ha in 
einer Ruridf ur1 kansprache am Abend des Sie zielt 
auf Schalfurig eines Zweiges der 
lebens wich tig& Indirst rien dienen so1 1. Dieer  soll von 'den hlegschaf teu der 
in Frage komnienden Fahri ken wahrgenomnien werden. 

Im Auftrag 

von Selzam 



Aus der Rede Winstoa ChurchiHb für den Rundfunk 
der Vereinigten Staaten von Amerika 

16. Oktober 1938 
(Obersetzung) 

. . . . . . Wir müssen aufrüsten! Haben wir yns durch unseren ernsten Friedens- 
willen iii eine nachteilige Lage gebracht, so müssen wir dies durch dol~pelte 
Anstrengungen und, wenn es erforderlich sein sollte, durch Standliaftigkeit im 
Ertragen von Leiden wiedergutmachen. Es kann gar kein Zweifel darüber 
bestehen, daB wir aufrüsten werden. 

Grollbritannien wird seine Jahrhunderte alten Gepflogenheiten aufgeben und 
seinen Bewolinern die nationale Wehrpflicht auferlegen. Das britische Volk 
wird aufrecht allem entgegensehen, was auch kominen mag. Aber, um ciiit 
Präsident Wilson zu sprechen, das Instrument der Waffen als solches genügt 
nicht. Wir iniissen die Kraft der geistigen Einstellung hinzufügen. 

- 

Es gibt Menschen, die sagen, wir sollten uns nicht in einen theoretischen 
Gegensatz z W ischen Nazit um und Demokratie hineinziehen lassen. Dieser 
Gegensatz besteht aber schon heute. 

Das, was den freien Ländern einen groWen Teil ihrer Stärke verleiht, ist 
gerade der Gegensatz in den geistigen und moralischen Ideen . . . 

Das helle Licht des Fortschritts mit seiner Duldsamkeit und seinem Zn- 
sammenwirken. seiner Würde und seinen Freuden ist oft in der Vergangenheit 
zuni Erlöschen gebracht worden. 

Und doch lebe ich in dem Glauben, daß  wir nun schlieljlich die Barbarei 
soweit überwunden haben, um sie im Zaume halten und abwehren zu können. 
Wenn wir uris klar darüber sind, worum es jetzt eht. rnüssan wir beizeiten 
uiisere Entsclilüsse fasseu. Wir  werden das ja sch P ießlich auch tun. Aber je 
läoger wir warten, um so größer wird unsere Mühe sein! 

Ist dies ein Aufruf zum Krieg? Ich erkläre, daß  es die einzige Gewähr für 
den Frieden darstellt. Die rasclie und en t~chlossene Sammlung aller Kräfte, 
um nicht nur militärischen, sondern auch moralischen Angriffen zu begegnen; 
die entschlossene und nüchterne Anerkennun ihrer Pflichten durch die engliscb 
sprechenden Völker und alle groWen und k k einen Nationen, die mit ihnen zu- 
sammengehen wollen; ihre treue und eifrige Kameradschaft würde fast schon 
zwischen Nacht und Morgen deri Weg zuIn Fortschritt frei rnachen und aus 
unser aller Leberi die Furcht verbannen, die schon für Hund~lrte von Millionen 
Menschen das Licht der Sonne verdunkelt . . . . . , 

Nr. 224 
Rede des Führers in Weimar, 6. November 1938 

Auszug 

... Als friedliebender Mann habe ich mich bemüht, dem deutschen Volke 
jenp Wehr uiid Wan'en nuntnehr zu srliaffen, dir riiieh andere zum Frieden zu 
überzeugen geeignet siiid. 

Es gibt nun allerdings Leute, die den lgel best*hiiiipfsii, weil er SI.acheln hat. 
Sie brauchen freilich diesem Tier nur seine Rutie zu lassen. Es hat noch kein 
lgel angegrilfen, es sei denn, er wurde selbst btbdroht. Das möchten auch wir 



ans vornehmen! Man soll uns nicht zu nahe treten. Wir wünschen nichts 
anderes als unsere Ruhe, unsere ArheitsmÖgIichkeit und das Lebensreclit für 
unser Volk. das auch die anderen f ü r  sich in Anspruch nehmen. 

Das mü Wten gerade die demokratischen Staaten begreifen, und verstehen, 
denn sie reden ja dauernd von Gleichberechtigung! Wenn sie von den Hechteii 
der kleinen Völker sprechen, wie können sie dann empört sein: wenn auch ein 
großes Volk das gleiche Recht beansprucht! Der Sicherung und der üarantie- 
rung dieses Rechtsanspruches dient unsere natioiialsozialistische Wehrmacht! 

I n  diesem Sinne habe ich auljenpoiitisch eine Umstellurig voigenornmen und 
mich jenen Staaten genähert. die ähnlich wie wir gezwungen waren, sich für 
ih r Recbt einzusetzen. 

Wenn ich heute die Ergebnisse dieqes unseres Handelns überprüfe, dann 
kann ich saqen : Urteilt alle selbst. ob wir nicht wirklich Ungeheures mit diesen 
Prinzipien erreicht haben! 

Wir wollen aber erade deshalb nie ver rsseu, was uris diese Erfolge mög- 
lich gemacht hat. g e n n  heute gewisse aus F ändische Zeitungen schreiben: .Das 
hättet Ihr doch alles auf  dem Verhancilurigswege erreichen können!. - so 
wisst.n wir sehr wohl, daß ja das Deutschland vor uns nichts anderes getan 
hat als andaucarnd zu  verharidelri. Fiinfzehri Jahre lan haben sie nur ver- 
haritfelt und tiabeu dabei alles verloren. Ich bin ebenfalls ereit zu verhandeln, 
aber ich la.sse keine Zweifel darüber: 

B 
Uas deutsche Hecht lasse ich weder auf dem Verhandlungswege noch auf 

irgendeinerr~ anderen für  Dei~tsch land kiirzen ! 

VergiW nie, deutsches Volk, wem L)u Deine Erfolge verdankst. Welcher 
Ljewegung. welchen (;e(ianken und welclien Prinzipien! - Und zweitens: Sei 
iinmer vorsichtig, sei stets auf der Hut !  

Es  ist sehr schön: von intei.riationalerti Friederi und internationaler Ab- 
riistung zu reden, alleirr, ich biil gegeiiüber einer Abrüstung der Waffen miß- 
-trauisch, solange man nicht einmal den Geist abrüstet! 

8 s  hat sich in der Welt die seltsame Gepflogenheit herausgebildet, die Vol- 
ker in sogenannte autoritäre, d ,  h. disziplinierte Staaten uiid in demokratische 
Staate11 einzuteilen. In den aatoritären. d. h. in den diszipliriierten Staaten 
ist es selbstverständlich, daß  .man frenide Völker nicht verleurridct. nicht über 
sie lügt und nicht zurn Kriegt: hetzt! Aber die demokratischen Staaten sind 
eben ndenlokratischa, d .  h.  dort darf dies alles geschehen! 

Ln dm atitoritären Ländern ist eine Kiiegslietze natürlich unstattliaft, denn 
ihre Regierliiigeti sind ja verpflichtet. dafiir zu sorgen. daß es keine Kriegs- 
hetze gibt. In den 1)crnokratien aher tiabrri die Kcgierurigen riur eine Pflicht: 
die Demokratie auf reclitz~ierha Iten, d .  h. die Freiheit, wenri rio twrrirlig, auch 
mim Kriege hctzeri zii diirfrn! b 

Ich habe kürzlich tlrei die5er. iriterriationalen liriegsbetzei. beiiii Nai~ieri ge- 
na nnt .  Sie tlabori sicli getroll'en gefühlt. aher nicht etwa iiacli iler ~ur idrä t ,z -  
licheri Seite bin, neiri. nur desh:ilt). weil ich es wagte. sie t~eiiii ameri z u  
nenneri. Ilerr Cliurctiill hat of'feii ei.kliirt, er  sei der Meinun . daW riian das P heutige Regime i i i  iJeut~cliland besei tiqen inüsse uii ter Zuhil enahme innerer 
deutsclie~ I< riif te. die ihin dankbar dafiir ziir Verfiigiing stehen wijrden. 

W eriri Herr Chiii.cliill weniger mit Einigraritenkreiseri; d.  h. iiiit uusgehal- 
t,enen, vom A iisla.nd heza h l ten Ila.ndesvrrrätern, verkehreri wii rdc. soridern mit 



Lleutschen, dann würde er den ganzen Wahnsinn und die Dummheit seines 
tiei.edes einsehen. Ich kann diesem Herrn, der auf dem Monde zu leben 
scbeirit, nur eines versichern: Eine solche Kraft, die sich gegen das heutige 
Hegime wenden könnte. gibt es in Deutschland nicht! I n  Deutschland gibt es 
nuis eine Kraft, die Kraft der deutschen Nation, in Führung und Gefolgschaft, 
in Wehr und in Waffen. 

Ich will diesem Herrn gar nicht bestreiten, daß  wir natürlich kein Recht 
haben, etwa zu verlangen, daß  die andereri Völker ihre Verfassu~igen ändern. 
Ich habe aber als Führer der Deutschen die Pflicht, diese Verfassung und die 
Mörlichkeiten, die sich aus ihr ergeben, zu berücksiclitigen. Wenn vor einigen 
'lagen der Stellvertreter des englischen Oppositionsführers im Unterhaiis 
erklärte, er  mache kein Hehl daraus. daß  er  es hegrülJen würde, wenn Deutsch- 
land und Italien vernichtet würden. dann kann.ich natürlich nicht verhindern, 
daW dieser Mann vielleicht auf Grund der demokratischen Spielregeln mit 
seiner Partei tatsächlich in ein oder zwei Jahren zur Regierung konimt. 

Aber das kariri ich ihm versichern: ich werde verhindern, daß er  Ueutsch- 
land vernichtet! Und genau so wie ich überzeugt bin, daß das deutsche Volk 
dafür sorgeri wird. daO die Pläne dieser Herren in bezug auf Deutschland nie 
gelinqen, genau so wird auch das faschistische Italien, das weiß ich, für sich 
sorgen ! 

Ich glaube, dalj für uns alle diese internationalen Hoffnungen nur eine 
Lehre sein können, fest zusammenzustehen und fest zu unseren Freuiiden zu 
rücken. J e  niehr wir in Deutschland selbst eine einziqe Gemeinschaft bilden, 
um so geringer weiu(irri die Aussichten dieser Kriegshetzer sein, und je enger 
wir iins besoiiders mit deni Staat zusammenschliellen, der sich in gleicher Lage 
betindet wie wir, mit Italien, urn so mehr wird ihnen die Lust vergeheil, mit 
uns anziihinden! 

CVeriii wir das Jahr  1938 heute noch einmal im Geiste an uns vorüberziehen 
lasseii, dann kann es uns nur mit tiefsten] Stolz und mit größter Freude erfül- 
len. 1)eutschland ist gröljer geworden auf dem natiirlichsten und auf deni 
moralisch unanfechtbarsten Wege, den es gibt ! Eilillionen von Volksgeiiossen, 
deren einzige Sehnsucht uiid eirizipes Ziel es war, zu Deutschland zuriick- 
kehren zu  können, sind nuii in uiisere Geriieinschaft eingerückt. Sie werden 
das Keich nunmehr mit tragen 'helfen und ihm als treue Glieder dienen, wie 
sie selbst am besten er kennen koiiri ten, was es Iiei Wt, abgesprengt und verlassen 
zu sein. Diese Jahr  ist aber für  iins auch ein Jahr  großer Verpflichtungen: 

Wir rriiiisen aus ihtn die Erkenritnis und den I!ntsililul+ gewinnen, deri 
erfolgreiclten Weg riieiiials inehr z u  ver-lasuen! Wenn die. andere Welt von 
der Ahrüstiirir: sl,,-iclit, dariri sind auch  wir dazu bereit, aber unter einer Uedin- 
g u i ~ y :  daW erst dir lirieg,r-hetze ahperiivtet wird! Solange die aridereii aber von 
Abi~üstu~igeri n u r  redeii. d i e  Kriegsht!ize a.ber infam weittirtreiberi, nehtrien M-ir 
an, daI3 sie uns niir iiiisere Waffen stehlen wollen, um uns nocli einmal d a s  
Schickqa l vor1 19 1 H! 19 zu h ~ r e i  ten.  

L)a abvr kann ich den tleii-en L'tiurchill und Genossen nur aiiis 3age.u: Uas 
gibt es iiur eiiiiiial, uiid das kehrt riiclit wieder! . . . 



Rede des Reichsministers des Auswärtigen 
-vor dem Verein der Ausländischen Presse in Berlin, 7. November 1938 

Auszug 

. . . . Die Stellung des Dritten Reiches als Weltmacht ist heute endgültig be- 
gründet. Dies bedeutet aber nicht, daß  Deutschland nicht den Wunsch nach 
einem Aiisgleich zwischen den Interessen der verschiedenen Machte teilt. 

In ciieserri Zusammenhang darf hier daran eriiinert werden, daß der Führer 
-es war' der die Mächte niit dem Ziel, einen friedlichen Ausweg aus der Krise 
zu finden, im September nach München einlud. Iii diesem Sinne hat der 
Führer auch mit dem Englischen Premierminister auf dessen Wunsch am 
'Lage seiner Abreise die bekannte deutsch-englische Pricdenserklärung abge- 
-geben. 

Um so erstaunter waren wir, dalj die erste Antwort auf den Geist von 
München in der Parole bestand: Der Friede ist gerettet, deshalb Aufrüsturi 
bis zum äuWersten. Dieses neue Aufrüstungsfieber -in einigen Staaten wir 8 

.gleichzeitig begleitet von einer erneuten Hetze der unverbesserlichen Kriegs- 
treiber. 

Ln diesem Zusamnien hange uiüsseii wir leider feststellen, dal3 diese K rieqs- 
hetzer, in der  Besorgnis, man könne z. B. Deutschland ~eine~bekaonte uiid un- 
verrückbare Hechtsforderung auf Rückgabe der ehemaligen deutschen Koloiiian 
erfüllen, in der afrikanischen Presse eine erstaunliche Propaganda gegen 
Deutschland und alles Deutsche betreiben. 

Ministerpräsident Chamberlain und AuUeominister Lord Halifax haberi in 
weiser Einsicht allen diesen englischen Kriegshetzern und ihrer die Völker 

.auseinandertreibenden Tätigkeit eine klare Abfuhr erteilt Ebenso haben 
Frankreichs Ministerpräsident Daladier und sein AuWenminister Boiinet ia den 
letzten Wochen Reden gehalten, die in Deutschland einen sympathischen 
Widerhall gefunden haben. 

Es ist zu erwarten, da(3 sich im weiteren Verfolg des in München mit Eng- 
land beschrittenen Weges in Zukunft neue Möglichkeiten des besseren Ver- 
ständnisses auch zwischen Deutschland und Frankreich ergeben werden und 
entsprechend gestaltet werden können. Ln diesem Sinne ist der Wunsch des 
Französischen AuWentninisters iiacli eirier aufrichtigen Zusanirnenarbeit zwischen 
1)eutschland und Franki-eich bei uns begrüßt worden. Der soeben bestätigte 
Ausgleich Italiens rriit Enpland liegt auf dar gleichen Linie. 

1)iese Haltung der verantwortlichen Staatsmänner in London und Paris 
1äUt die HoHnurig zu, daß  letzten Eildes doch die Vernunft über dic Kriegs- 
Lietzer in den westlivhen Demokratien die Oberhand gewiniien mag. Der 
k'ülirer hat in seiner grofien Rede in Weimar das Treiberi dieser Kriegslietrcr 
mit unerbittlicher Schärfe iirid Logik gebrandmarkt. Uiesem Treiben gegen- 
über steht das deutsche Volk einig lind geschlossen hinter seinem Führer, stark 
und wachsam, imrner t~nreit zum Frieden, aber ohne Sorgc vor dem Krieg, und 
immer eutschlosseii, die Lebensreclite der Nation gegen jederniaiiu zu wahren. 



Nr. 226 
Erklärung des Britischen Staatssekretärs für die Luftfahrt Sir K. Wood 

im Unterhaus, 16. November 1938 
Auszug 

(Ubersetzung) 

Verhandlungen mit den Vertretern der kanadischen Industrie sind jetzt er- 
folgreich zum AbscbluLI gebracht, und es sind Abmachungen unterzeichnet 
worden, denen zufolgcr die Regierung Seiner Mqjestät im Vereinigten Köniq- 
reich einen erstmaligen Auftra fü r  die Herstellung von schweren Bombern 
erteilt hat. Die betreffenden F f ugzeugfabriken in Kanada haben sich gemein- 
sarn verpflicht.et, für die iiächsten 10 Jahre ihre Produktionskapazität zur Aus- 
führung etwaiger weiterer ~ u f t r ä ~ e  ähnlicher Art aufrechtzuerhalten, wenn 
dies iiotwendig sein sollte. 

Oie vertiaglichei~ Abiiiachuiigen sind mit der neuen Dachgesellsclia f t 
Canadian Associated Aircraft Limited getroffen worden, die ausdrücklich für  
die Zwecke dieses Plans gegründet worden ist. Die genannte Gesellschaft 
wird den ganzen Plan überwachen und zwei Zentralstellen in Montreal und 
'i'oronto einrichte?. Diese heiden Zentralstellen werden zu gegebener Zeit 
selbst Produktionsanlagen errichten, gleichzeitig aber auch als zentrale 
Mon tageanla8en dienen, deneri die Einzel teile von sechs angegliederten Flug- 
zeugfabriken geliefert werden, i~iiiiilich: 

Canadian Car and Foundry Company, Limited, 
Canadian Vickers, Limited, 
Fairchild Aircraft, Limited, 
Fleet Aircraft, Lirriited. 
National Steel Car Corporation, Limited, 
Ottawa Car Manufacturing Company, Limited. 

Der Anfangsauftrag wird die sofortige Durchführung der Pläne gewähr- 
leisten und die schrittweise Weiterentwicklung der Leistungsfähigkeit ermtig- 
lichen. Es bestellt die Absicht, weitere Aufträge zu erteilen, soweit *und wo 
dies notwendig wird, um die erogressive Entwicklung der Prodiiktions- 
kapasitiit und den gewünscllten bang der Produktion im F11113 bleiben z u ,  
lassen. Ober die getroffenen Abmachuiigen fiir die gruppeiiweise Fahrikatiou 
von schweren Bombern Iiinaus sind ,jetzt in London Verhnndliingcn rnit zwei 
kanadischen Gesellsclia ften im Gange, um Kampf- und A iif k l&rungsflugzeuge 
tierzustellen, was in Fort Williani urid Vancouver geschehen soll. . . . . . 

Der Deutsche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 
Telegramm 

London, den 22. November 1938 

k'iir der1 llesuch von Chamberlain und Lord Halifax in Paris ist, g ie  der 
Preinierininister gestern im Unterhaus hekanntgab, ein festes Programm nicht 
vorpwehen. Aiis den hier vorliegenden Mitteilungen ist zi i  entnelimen. daß 
beabsichtigt ist, al le  akuten, das Verhältnis der beiden Länder zu  dem übrigen 
Eurapa bet reifcndcn Probleine zu erörtern. 



Die Besprechungen ijber die Rüstungsf rage werden allgemeinen Charakters 
sein, da  militärische Sachverständige nicht teilnehmen werden. A u f  beiden 
Witen besteht der Wunsch, die während der Septemberkrise zutage ge- 
tretenen Mängel zu beseitigen. Das englische Hauptinteresse wird auf die Ver- 
stärkung der französischen Luftwaffe, insbesondere auf Vermehrung der fran- 
zösischen Bombenflugzeuge gerichtet sein, da ganz allgemein der augenhlick- 
liclie Kampf wert der französischen Luftwaffe sehr gerin eingescliätzt wird. 9 Die Franzosen wünschen im Hinblick auf die durch as Ausscheiden der 
Tschechoslowakei als militärischen Bundesgenossen geschaffene Lage englische 
Zusicherungen hinsichtlich der Verstärkung eines etwaigen britischen Ex- 
peditionskorps. Wie bekannt, waren bisher hierfür im Höchstfall zunächst 
2 bis 3 Divisionen in Aussicht genommen. Die ~ ü n ~ s t e n  englischen Rüstungs- 
pläne hatten eine Verstärkung dieses Expeditionskontingents nicht vorgesehen. 
Auch wird in diesem Zusammenhang das Verhältnis Rußlands zu Frankreich 
und damit zu England eine Rolle spielen. 

Dirksen 

Nr. 228 

Der Deuteche Botschafter in Paris an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

Pgris, den 25. November 1938 

Gestrige französisch-englische Besprechungen baben Abschluß mit Heraus- 
gabe Communiqub und Rundfunkerklärunp beider Ministerpkidenten gefun- 
den. Darin wird festgestellt, daß Meiriungsaustausch in vollster Einmütigkeit 
verlaufen sei und allgemeine Ausrichtung d e r  Politik beider Länder, insheson- 
dere im Hinblick auf nationale Verteidigung und diploipatisctie Aktion, be- 
zweckt und erreicht habe. VerbältnismäWig nichtssagender- Ton dieser Kund- 
gebung darf nicht darüber hinwegtäuschen, daß  wichtige Ergebnisse erzielt 
wurden. 

Hauptgegenitand Beratun en war, wie vorauszusehen, Wehrfrage, wobei 
von Notwendigkeit engster ?k oordination und Zusammenarbeit ausge-ngen 
wurde. Französischerseits wurde insbesondere Zusicherung starken englischen 
Expeditionskorps, englischerseits erhebliche Verstärkung französischer Luft- 
waffe, beideneits Sicherung der Verbindungslinien beider Kolonialreiche ge- 
fordert. Hierüber soll Obereinstimmung in roßen Linien erzielt sein, wäh- 
rend für  Festlegung Einzelheiten technische Beratungen Sachverständiger be- 
reits angekiindigt sind. 

W elczeck 



Nr. 229 

Rede des Sekretärs des Britischen Amts für Oberseehandel K. S. Hudson 
im Unterhaus, 30. November 1938 

Auszug 

(Ubersetzung) 

. . , . . . Schließlich komtneu wir zu dem Kapitel L)eutschland. Ein ehrenwertes 
Mitglied des Hauses hat gefragt, warum wir es wie die Vereinigten Staaten von 
Amerika nicht abgelehnt haben, die Meistbegünst~igungsklausel auf Deutsch- 
land auszudehnen. Meine Antwort darauf lautet. daß  die Vereinigten Staaten 
von Amerika sich geweigert haben, die Meistbegünstigungsklausel auf Deutsch- 
land anzuwenden, weil dieses die amerikanisctien Waren in Deutschland nach- 
teilig behandelt. Deutschlarid läßt britisclien Waren in Deutschland keine 
nachteilige Uchandlung zuteil werden. Wir  haben uns darüber zu beklaqen, 
da13 L)eut.schland durch seine Metlioden den Baridel in der ganzen Welt  zer- 
stört. Es liegt also kein Grund vor, die Meistbegünstigungsklausel fallen zu 
lassen, was davon abhängt, wie unsere Waren in Deutschland behandelt wer- 
den. 111 Frage steht das viel umfazsendere Problem, wie man der neuen Form 
der deutschen Konkurrenz in der gaiizrn Welt entgegentritt. 

...... Soweit wir feststellen können - denn es ist schwierig, sich wirklich 
genaue Auskunft darüber z u  beschafien, wie die Dinge eigentlich in Deutsch- 
land vor sich geheu - besteht die Grundlage für  die wirtschaftliche Stellung 
Deutschlsnds darin, daß  es den Erzeugern von Waren in Zentral- und Südost- 
europa bei weitem mehr bezahlt, als 'der Welt~narktpreis beträgt. Es ist klar, 
da13 Deutschland dies auf Kosten seines eigerien Volkes tut. Wie es sein eigenes 
Volk helia ridelt, ist Sache der Deutschen Regierung. Wir werden aber auch 
davon berührt. 

...... Icti versuclie Ilinen klar zu machen, daß  Deutschland durch solche 
Metliodeti i r i  den Ländern dieses Teiles von Europa eine Erdrosselunqsstellung 
erlangt, uiid zwar eine solche unwirtschaftlicher Art. die auf Kosten seines 
eigenen Volkes gellt, weil nämlich solche Methoden eine Steigerung der Lcbens- 
haltungskostcn des eigenen Volkes und tatsächlich die Ausfuhr von Waren zu 
einem geringeren Preis als dem Selbstkostenpreis bedeuten. Verschiedene 
ehrenwerte Mitglieder fragten. was da die Lösung sei? 

...... Wir Iiahen alle mögliclien Verfahren, die wir ergreifen könnten, 
geprüft. Der einzige Weg, den wir sehen. ist der. dali  wir unsere Industrien 
so organisieren, daß sie in die Lage versetzt werden, als eine geschlossene Ein- 
Iieit d i ~  (bntsprechenden deutschen Industrien entgegenzutreten und ihnen zu 
sagen: #Wenn Ilir nicht bereit seid, mit Euren jetzigen Methoden ein Ende zu 
maclieii urid ein Abkonitneii zu treffen, wonach Ihr  Euch verpflichtet, Eure  
Wareri zu I'reisen zu verkaufen, die einen verniinftigen Gewinn gewährleisten, 
daiiii werden wir Euch bekämpfen lind Euch mit Euren eigenen Mitteln 
sclilagrn.~ Unser Land ist, was die finanzielle Seite anlangt, unendlich viel 
stärker als. ich möchte sagen, irgendein anderes Land in der Welt, aber auf 
alle Fälle r.tärker als Deutschland und deswegen geiiießen wir große Vorteile, 
die, wie irli glaube, dazu führen werden, daW wir den Kampf gewinnen. Hier- 
fiir ist alirr notwendige Voraussetzung, daW unsere eigenen Indiistrien organi- 
siert werden. . . . . . . 



Ni. 230 
Der Deutsche Botschafter in London an das Auswärtige  AM^ 

Bericht 

London, den 5. Dezember 1938 

In der Unterhaussitzung vom 1. Dezember 1938 richtete der Abgeordnete 
Captain McEwen die Anfrage an den l-'remierminister, ob seine Aufmerksaxi- 
kei t auf kürzliche Berichte gelenkt worden sei, denen zu folge Deutschland im 
Begriff sei, drei Armeekorps zu mobilisieren, und ob er hierzu eine Erklärung 
ab eben könne. 

b e r  Premierminister antwortete, daU er solche Meldungen. auf die sich 
McEwen beziehe, gesehen habe, daß jedoch die Britische Regierung keine Be- 
stätigung dieser Berichte erhalten habe. 

Im Auftrag 

von Selzam 

Nr. 231 
Rede des Britischen Staatssekretärs 

für die Kolonien Malcolm MacDonald im Unterhaus 
7. Dezember 1938 

Auszug 

. . . . . Ich iaube uicht, &W W heute auch nur irgendaiiie Gruppe in diesem 
Lande gibt, t$e geneigt ist, irgendeinem anderen Land die Sorge für irgend- 
eins der Territorien oder Volker zu übertragen, für dereii Regierun 
Kolonial- oder Mandatsmacht verantwortlich sind. Diese Auffassung % at wir h wte ai8 
nachmittag in jedem Teil des Hauses Ausdruck gefunden; es ist eine Auffas- 
sung, die von Seiner Majestat Re 'eruug geteilt wird. Wir erörtern diese 
Frage nicht; wir ziehen sie nicht in f!hviigung; sie ist gegenwärtig kein Gegen- 
stand der praktischen Politik. 

Falls wir jemals in eine Erorterun dieser Frage treten sollten, dürfen ge- 
wisse Dinge nicht vergessen werden. bor  allem ist dies Land nicht das einzige 
beteiligte Land. Großbritannien ist nicht das einzige Land, das nach dem 
Krie e zusätzliche territoriale Verantwortlichkeite~i übernahm. Andere Läiider 
wür f en leichfalls einbezogen werden und die Frage müßte von allen be- 
teiligten fiindern zusammen unt~rsucht werden. Es ibt jedoch noch eine 
weitere Erwä<pung von gr6ßter Tr  weite, auf die fe r  Antrag 'und beide 
~mendements h z u  nehmen. Die Völ er. die am unmittelbarsten und vitalsten 7 "% 
von irgendeinem so chen Vorschla betroffen würden, sind die Völker, die in 
den Mandatsgebieten selbst leben. % ir können sie nicht als bloße Waren oder 
Vieh betrachten, über die nian summarisch verfü . wir haben Verantwortlich- 
tei ten und Verpflichtungen gegenilber diesen $bl kern Wir rniisien ihren 
ei enen Wünschen Beachtung schenken; wir müssen die Wunsche der ver- 
sc8iedenen Bevölkerungsgrup~~en in diesen Gebieten in Erwägung ziehen. 



Soweit britische Mandatsgebiete betroffen sind, kommen nicht nur die groBen 
rinht~iiiiis<:hrn Eingeboreneiibevölkeriingen in Betracht; in gewissen Gegenden 
gibt es auch europäische Siedler, die ihr ganzes Vermögen in diesen Ländern 
aogel~gt haben und an ihrer Entwicklun- in den letzten zwanzig Jahren stark 
beteiligt waren. In  gewissen ü t . ~ n d e n  gibt es bedeutende indisclie Geiiieinden. 
Wir müssen das Recht dieser Volker, sich zu dieser Frage zu iiuljern. die so 
wichtig für sie ist, berücksichtigen und wir müssen ihren Ansichten vollcs Ge- 
wicht und volle Bedeutung beiinessen. Es wäre unmöglich, irgendeine Xtide- 
ruiig des Statuts irgendeines dieser Gebiete zu erwägen, ohne die spontanen 
Ansichten der Einwohner voll zu berücksichtigen. Außerdem haben diese Valker 
gewisse Vertragsrechte. Diese Völker haben gewisse materielle Interessen in 
diesen Gebieten. Diese Rechte und Interessen müssen voll gewalirt und ge- 
sichert werden. 

Ich möchte aber auuerdem auch noch folgendes wiederholen: Das Ver- 
hältnis zwischeli der Exekutive und der Le islatur dieses Landes liegt klar 
auf der Iland. Jedrnfalls würde es fiir eine #egierung unmöglich sein, irgend- 
etwas in dieser Frage zu tun, ohne daW das Cinterliaus die vollste Gelegenheit 
zur Aussprache hätte. Tatsächlich könnte nichts Entscheidendes ohne die 
posi ti r e  Billigung des Parlaments geschehen. Soweit dieses Haus betronen 
ist. ist. wie ich sagte, von jeden1 Teil dieses Hauses in der Debatte von heute 
oachmittag eine ainstimniige MeinungsäuUeruug erfolgt . . . . . 

Nr. 232 
Der Deutsche Botschafter in Paris an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Paris, den 10. Dezember 1938 

Herr Duff Cooper hat am 7. Dezember im hiesiwii ~ T h b a t r e  des Amhassa- 
deurm einen Vortrag über das Theina .Die fraozöCisil-bri tische Freundxha ft 
und der Friedens gehalten. Der Redner betonte iii seinen kriegshetzerischen 
.4iisfiihrungen, die in jeder Hinsicht - mitunter auch in verletzencier Form - 
gegen Deutschland gerichtet waren, die Notwendigkeit einer französisch- 
englischen Koalition zur Verteidigung der bei dersei ti jen In tereseeii. Wenn 
Deutschland auch süirk sei, so seien die beiden ~ ö l k e r  zusammen ihm rben- 
bürtig und der Ausgang eines eventuellen Konfli k tos hraiiclie durchaus nicht 
zuguiisten Deutschlands auszufallen. Duff Cooper trijste tc sich damit, daW 
Amerika ini Falle eines Koiifliktes als der groWe Freurid der westlichen 
Demokratien im Hintergrund stehen würde. Eiri rieuer Krieg wiirde weniger 
das Schicksal Englands und Frankreichs, als. das der gesamten Zivilisation 
aufs Spiel setzen. Alle vergangriien Zivilisstionen, so inriiite er im Ilin- 
blick auf Deutschland, seien von kiilturell tr,iriderwertiqeren, zahlenmäßig 
aber stärkeren Völkern zerstört worden. 

Iin Auftrag 

Bräuer 



Nr. 233 
Der Deutsche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

London, den 5. Januar 1939 

Ich habe den angeordneten Schritt erst beute ausgeführt, um den bisher 
auf Weihnacbtsurlaub abwesenden Lord Halifax persönlich sprechen zu kön- 
nen. Ich habe schärfste Verwahrung gegen die in dem Aufsatz von Wells im- 
.News Chroniclea ausgesprochenen schweren Beleidigungen des Führers und 
leitender Staatsmänner Deutschlands eingelegt und darauf hin ewiesen, d sß  
die Botschaft in den letzten Monateii leider in immer größerem kmfange der- 
artige Beschwerden wegen Verunglimpfungen des Führers hatte vorbringen 
müssen; ich führte Lord Halifax diese Beschwerden und ihren Anlaß vor 
Augen, indem ich die einzelnen Fälle zitierte. Die schwerste Beschimpfung 
aber enthalte der Neujahrsaufsatz von Wells im #News Chronicler, der 
weniger von der Absicht einer Kritik auszugehen schiene, die Beleidigungen 
nicht scheue, als lediglich zu dem Zweck geschrieben schiene, eine Häufung 
von schweren Kränkungen auf den Führer und Reichskanzler und auf dessen 
nächste Mitarbeiter auszusprechen. 

Es sei mir bekannt, daß die Englische Regierung die Möglichkeiten einer 
unmittelbaren Einfiußnahme auf die Presse als nicht gegeben ablehne und daß 
sie auch auf den Mangel an gesetzlichen Handhaben hinweise. Ich hätte auch 
gesehen, daß die beiden Aufsätze von Wells nicht einmal vor einer herab- 
setzenden Kntik des englischen Königspaares hal tmachten und da8 sie 
Chamberlain schwer beleidigten. 

Diese Tatsachen aber könnten nichts an der Feststellung ändern, daß die 
zahlreichen Schmähungen des deutschen Staatsoberhauptes und die Unmög- 
lichkeit einer entsprechenden Genugtuung das deutsche Volkseinpfinden schwer 
verletzten und nachteilige Folgen auf die englisch-deutschen Beziehungen 
haben müßten. Ich wollte daher erneut die Frage zur Erörterung stellen, ob 
nicht wenigstens für  die Zukunft in irgendeiner Form Abhilfe geschaffen 
werden könnte. 

Lord Halifax erwiderte, daiS er nicht anstehe, den genannten Artikel, der 
ihm bekannt sei, als die empörendste Schmähung des Führers zu kennzeichnen, 
die er bisher in der Presse gelesen habe. E r  wolle mir daher auch sein unein- 
geschränktes Bedauern über diese Beleidigung des Führers aussprechen und 
bate mich, dieses Bedauern der Deutschen Regierung zum Ausdruck zu brin en. # Es sei höchst bedauerlich, daß in den letzten Monaten wieder zahlreiche nt- 
gleisungen zu verzeichnen gewesen seien; eine Erklärun , wenn auch keine P E n t ~ c h u l d i ~ u n  dafür, sei in der Tatsache zu suchen, da derartige Schmäh- 
artikel, wie e. %. auch der vorliegende, vorwiegend aus innerpolitischen Grün- 
den geschrieben seien, um die Englische Regierung zu treffen. Auch die 
allgemeinpolitische gereizte Stimmung, die jetzt vorherrsche, sei in Betracht 
zu ziehen. 

Ich erwiderte Lord Halifax, daW der bisherige Zustand nicht so fortdauern 
könne. Ich müsse ernstlich ersuchen, auf irgendeine Weise eine Besserung 
herheizufülireo, um unerfreuliche politische Folgerungen zu vermeiden. 

Lord Halifax stellte in Aussicbt, daß er sein möglichstes im Rahmen der 
ihm zur Verfügung stehenden EinfluWmöglichkeiten tun wolle, um in Zukunft 
solche Beschimpfungen' des Führers zu unterbinden. 

Dirksen 



Nr. 234 
Der Deutsche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 

Beicht 

London, den 9. Januar 1939 

Die Botschaft des Präsidenten Roosevelt vom 4. Januar, in deren erstem 
Teil er  gegen die autoritaren Staaten polemisiert, hat in der öffentlichen 
Meinung des Landes und in der Presse aller Parteirichtungen ungeteilte Zu- 
stimmung gefunden. Obwohl Roosevelt Deutschland nicht genannt hat, unter- 
stellen die hiesi en Zeitungen ohne weiteres, daB die Angriffe in erster Linie 
a n  die Adresse %eutschlands gerichtet waren. Man kann sich des Eindrucks 
nicht erwehren, daW hier mit groUer Genugtuung verzeichnet wird, daß  von 
dem starken Vetter jenseits des Ozeans eine Sprache geführt worden ist, der 
man sich manchmal selber bedienen möchte, ohne jedoch hierzu bisher den 
rechten Mut gefunden zu haben 

. Fast erkling 
ein Unterton des Beifalls, daß 

Roosevelt getreu dem Wort gehandelt habe: ngland expects every Arnerican 
40 do his dutya. 

I n  Erkenntnis der Reaktion der britischen öffentlichen Meinung auf die 
Worte des Amerikanischen Präsidenten hat Chamberlain die bekannte zustim- 
mende Erklärung ausgegeben. Wie ich zuverlässig erfahre, ist nicht - wie 
man vielleicht annehmen könnte - der Gedanke zu diesem an und für sich 
ungewöhnlichen Vorgehen im Foreign Office entstanden, sondern stammt vom 
Premierminister selbst. Verfaßt wurde die Erklärung allerdings in der  
Ameriksahteilung des Foreign OE fice. 

Vornehmlich folgende Motive dürften Chamberlain zu diesem Vorgehen ver- 
anlal3t haben: Durch seine Lustinimun zu den von der öffentlichen Meinung 
einheitlich gebilligten Ausführungen 8 es Amerikanixhen Präsidenten zeigte 
der Premierminister. dafl in weltanschaulichen Dingen zwischen der eng- 
lischen öffentlithen Meinung und der des Prrinierministers eine Differenz nicht 
besteht, und daW er auch dann nicht davor sclieut, in diesem Sinne Stellung ZU 
nehmen, wenn dies atiBen poli tiscb als Parteiergrei fung gegen die totalitären 
Staaten gewertet werden muW. Innerpolitisch hat Chamherlain mit dieser Aktion 
ganz ohne Frage seiue Position gestiirkt. 

1)arübrr hinaus war die Erklärurig Chamberlains ein Mittel, der gegen d a  
M ünchener Abkommen noch immer moralisierenden arneri kariischen Off e n b  
Iichkeit zu zeigen, daß er  auch anders könnte. 

von Dirksen 

Nr. 235 
Ansprache des Führers beim Neujahrsemofang 

des Diplomatischen Korps, 12. Januar 1939 

Herc Nuntius! 

Für die freundlichen Glückwünsche, die Euere Exzellenz mir namens des in 
Berlin ah kredi tierten und hier versammelten Diplomatischen Korps aus Anlaß 
des Jalireswechsels zum Ausdruck gebracht haben, danke ich Ihnen aufrichtigst. 

In Ihrer Angprache haben Sie, Herr Nuntius, besonders des Tages der Zn- 
.sanimenkunft der Vertreter der vier Großmächte in München gedacht. . Auch 



mir drängt sich beim Rückblick auf das vergangene Jahr  die Erinnerung an 
dieses Ereignis in besonderer Weise auf. Die Deutsche Nation denkt in tiefer 
Dankbarkeit daran, d a ß  das J a h r  1938 auch für  unser Volk die Verwirklichung 
seines una hdingbaren Hechts auf Selbstbestimm~ing gebracht hat. Wenn dieses 
erreicht worden ist, ohne daß  auch nur einen Tag der Frieden Europas unter- 
brochen wiirde. so hat dabei in der Tat die Politik einer weisen Einsicht der 
Machte, die in dem Münchener Abkommen ihren Ausdruck fand, einen bedeut- 
wmen Anteil. Lcb habe bereits an anderer Stelle Gelegenheit genommen, aus 
Anlaß dieses Jahreswechsels dem Dank Ausdri~ck zu geben, den das Deutsche 
Volk den Staatsmännern gegenüber empfindet, die es im Jahre 1938 unter- 
nommen haben, mit Deutschland zusammen Wege zu einer friedlichen Lösurig 
der unaufschirhhareri Fragen zu suchen und zu finden. Daß es gelungen ist. zu  
dem vori uns allen gewünschten friedlichen Erfolg zu gelangen, verdanken wir 
nicht nur dein Friedenswillen und dem Verantwortungsbewußtsein der be- 
teiligten Regierungen, sondern vor allem der Einsicht, daß die in der geschichb 
lichen ~ n t w i c k l u n g  und den natürlichen Bedürfnissen der Völker begründeten 
Notwendi ykeiten früher oder später anerkannt werden müssen und nicht zum 
Nachteil eines einzelnen Volkes oder Staates abgelehnt oder gar mit Gewalt- 
mitteln verbaut werden dürfen. Die beteiligten Mächte haben aus dieser Einsicht 
die hotwendigen Folgerungen für ihre politischen Entschließungen gezogen und 
damit wahrhaft dazu beigetragen, nicht nur den europäischen Frieden zu be- 
wahren. sondern auch ein gesünderes und glücklicheres Europa zu schaffen. 
Dieser V o g a n g  berechtigt auch nach meiner Uberzeugung, darin stimme icb 
oiit Ihnen, Herr  Nuntius, übrrein, zu der Hoffnung, daß  es auch in Zukunft der 
Einsicht der leitenden europäiscben Staatsmänner gelingen wird. Europa jenen 
Frieden zu schenken, der den natürlichen und damit berechtigten Interessen 
der Völker im höchst möglichen Umfang gerecht wird. 

Die Glückwünsche, die Euere Exzellenz für  das Deutsche Reich und für mich 
persönlich zum Ausdruck brachten, erwidere ich von Herzen. Sie gelten ebenso 
sehr dem persönlichen Wohlergehen aller hier vertretenen Staatsoberhäupter 
wie dem Glück und Gedeihen ihrer Länder. 

Nr. 236 
Der Deirtsche Geschäftsträger in Ankara an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Atikara. den 17. J a n i ~ a r  1939 

Der hiesige Britische Botsi'hafter Sir  Percy L. Loraine, der seit dem 
15. Februar 1934 in der Tiirkri akkreditiert war. ist, wie die Presse bereits ge- 
ineldet hat. zum Britischcti Botschafter in Horn ernannt worden. Er  wird in 
etwa 5 bis 6 Wochen Ankara verlassen, um sich zunächst einige Zeit auf Reisen 
zu begehen, und im April seinen neuen Posten antreten. Zum Nachfolwer Sir. 
Percy Loraiiies ist der frühere Britische Botschafter in China Sir hughes 
Montguinery Knatchhull-Hugessen K. C. M. G. ernannt worden. 

Sir  Perry Loraine hat während seiner hiesigen fiinfjährigen Tlitigkeit 
zweifellos eine hervorragende Rolle gespielt. Er hatte sich zum Ziel gesetzt, die 
türkische l'olitik fest an England zu binden. Aus der Erkenntnis heraus, daß 
hierzu riiie enge wirtschaftliche Zusammenarbeit unum ängliche Voraus- f setzunp sei, hat er  a h  und beliarrlicb versucht, Englan s wirtschaftlichen 



Einfluß in der Türkei auszubauen. S i r  Percy Loraine hat geglaubt, daß  dies 
auf die Dauer nur durch Zurlickdrängung des deutschen wirtschaftlichen Ein- 
flusses möglich sei, und er  hat sich in der Tat  alle Mühe egeben, die be- 
hernchrnde wirtschaftliche Stellung Deutschlands in der ürkei zn unter- 
miiiieren. 

I 
Kroll 

Nr. 237 
Rundfunkansprache des Britischen Premierministers Chamberlain, 

23. Januar 1939 

(U bersetzung) 

Heute abend möchte ich Ihnen etwas aber den Plan der Regierun über die 
Einführunq eines freiwilligen nationalen Dienstes sagen und über f as Hand- 
buch, das ihnen allen in der niichsten Woche-ins Haus gebracht werden wird. 

Bevor ich hierüber spreche, will i c h  mit ein paar Worten auf d ie .  Be- 
dingungen eingehen, die uns den Plan im Interesse der Sicherheit unseres 
Landes notwendig erscheinen lassen. 

Ller Plan soll uns für den Krieg bereit machen. Das will nicht sagen, d a 8  
ich glaube, daß Krieg kommt. Sie wissen, ich habe alles getan:was in meiner 
Macht steht, iim uns und auch aIlen anderen den Frieden zu  erhalten. 

Wir in unserem Lande würden niemals einen Krie beginnen. Aber wir 
könnten gezwungen werden, an einem von anderer Seite % egonnenen Krieg teil- 
zunehmen, oder wir könnten selbst aneegriffen werden, wenn die Regierung 
eines anderen Landes der Meinung sein sollte, da6  wir uns nicht wirksam 
verteidigen könnten. 

J e  besser wir vorbereitet sind, uns au verteidigen und Angriffen zu wider- 
stehen, um so unwahrscheinlicher ist es, daW ein Angreifer ein Abenteuer wagt, 
bei dem seine Gewinnchancen so gering sein würden. Das ist meine erste Fest 
eteilung. 

Mein zweiter Punkt ist folgender: Ein moderner Krieg ist anders, als Kriege 
der Vergangenheit es waren. Die Entwicklung der Luftstreitkräfte hat uns 
unsere alte insulare Sicherheit genominen, und es würde sowohl bei uns als 
auch bei den Ländern des Kontinents die Zivilbevölkerung ebenso zu den 
Opfern eines Aogriffs zählen wie Soldaten, Matrosen und Flieger. Es ist 
sogar leicht miiglich, daU die Zivilisteq die ersten Opfer sein würden. 

Wenn wir deshalb unsere Zivilbevölkerung in Kricgszeitcn zu schützen 
wünschrn, so müssen wir die erforderliche Organisation in der Zeit des 
Y riedeng vorbereiten. Wir müssen darüber hinaus die Mi tgliedsr dieser 
Organisation sclion im Frieden ausbilden, weil dazu keine Zeit mehr bleibt, 
nenn der Krieg begonnen hat. 

Sie werden deshalb erkennen, daß  unser Plan lediglich von allgemeiner Vor- 
sicht diktiert und für unsere Sicherheit genau so notwendig ist wie Schlacht- 
schiffe, Kanonen und Flugzeuge. Aber unser neuer Plan bedeutet ebensowenig 
wie die i3ereitstellung dieser Wanen, daW der Krieg bald oder überhaupt 
kommen muß, 



Und nun will ich mich dem Handbuch zuwenden, von dem ich hoffe, daß Sie 
alle es sehr sorgfältig lesen werden, wenn es erscheint. Denn Sie alle geht es an. 

Es findet sich in ihm eine Beschreibung der verschiedenen Dienstarten, die 
im Interesse der Sicherheit oder Unterstützung der Allgemeinheit im Falle 
eines Krieges notwendig sein würden, falls unser Land in einen Krieg ver- 
wickelt würde. 

Bas, was wir von denjenigen von Ihnen, die rum freiwilligen Dienst bereit 
sind und nicht bereits Arbeiten verrichten, die für die Sicherheit des Landes 
notwendig sind, was übrigens auch als Dienst an der Nation gilt, erbitten, ist, 
sich für eine Art des vaterländischen Dienstes zu entscheiden und sofort mit 
der erforderlichen Ausbildung zu beginnen. Ich überlasse es jedem einzelnen 
von Ihnen, diese verschiedenen Dienstarten zu studieren und sich zu entscheiden, 
ob eine Dienstart darunter ist, die für ihn paßt. Das Buch gibt Ihnen einfache 
und klare Auskunft über die einzelnen Aufgaben, und es ist nicht meine Ab- 
sicht, jetzt diese Aufgaben zu beschreiben. . . . . . 

Nr. 238 
Der Deutsche Botschaftkr in London an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

London, den 25. Januar 1939 

Premierminister Chamberlain, den ich gestern bei gesellschaftlicher Ver- 
anstaltung traf, ausdrückte mir in längerer Unterredung seine Besorgnis über 
die gespannte La e in Euro a. Ich erwiderte, daß ich angenommen bätte, seine 
Unterhaltung in 5 om mit E ussolini würden ihn zum mindestens hinsichtlich 
der friedlichen Absichten Deutschlands und Italiens beruhigt haben. 

Chamberlain 'zustimmte dem und hinwies auf die demnächst hoffentlich 
bevorstehende Ausschaltung efährlicher Reibun sflache durcb Beendigung 1 a Bürgerkriegs in Spanien. Er am dann aber wie er auf seine pessimistische 
Beurteilung gegenwärtiger europäischer Lage zurück und meinte, daß es von 
ganz besonderer Bedeutunw sein würde, wenn Führer und Reichskanzler dem- 
nächst in beruhigendem Binne zur Weltlage Stellun nehmen könnte. Ich 
machte den Premierminister darauf aufmerksam, daß 8 er Führer sich sowohl 
in seiner Neujahrskundgebung wie in seiner Ansprache an Diplomatisches 
Korps bei Neujahrsempfang * im ausgesprochen positiven Sinne geäußert und 
die Münchener Konferenz sowie die an ihr beteiligten Staatsmänner erwähnt 
hätte; leider sei diese Kundgebung in en lischer Presse kaum beachtet worden. a Chamberlain erwiderte lebhaft, daß die undgebungen bei den beteiligten amt- 
lichen Stellen die gebührende Beachtuy gefunden hätten. 

Ich hinwies Chamberlain zum Schlu darauf, daß für eine allgemeine Be- 
eine entsprechende Haltung, insbesondere auch der englischen Presse 

erforder ruhigunf ich sei und erinnerte daran, daß gerade estern der Schriftsteller t Wells im .News Chroniclea seine unerhörten Besc impfungen des Führers 
erneuert bätte **. Chamberlain bedauerte diese Angriffe und zugab, daß gerade 
rNews Chroniclea das gefährlichste englische Blatt sei. 

Dirksen 
* Vgl. Nr. 235. 

** Vgl. Nr. 233. 



Nr. 239 
Der Deutsche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

London, den 27. Januar  1939 

Gestrige Rede Sir  Samuel Hoare's ist durch die zahlreichen Gerüchte über 
einen angeblich bevorstehenden Krie bediiigt, denen die Regierung energisch 
entgegenwirken will. Die britische 0 P 'entlicbkeit wird seit einigen Tagen durch 
olfensichtlich aus amerikaniseher und jüdischer Quelle stamiiiende Gerüchte 
beunruhigt, die von Mund zu Mund gehen und nur verhaltnismiißig geringen 
Niedersclilag in der Presse finden. Ich vermute hinter diesen Gerüchten 

1. planmaWige amerikanische Propaganda und 
2. ein groß angelegtes Börsenmanöver & la baisse. 

Hoare's Rede ist weiterhin ein Zugeständnis an die stärker werdenden Strö- 
mungen in der konservativen Partei, die von der Regierung mehr Rückgrat 

egenüber den total1 tären Staaten und ein selbstbewußteres Auftreten ver- 
fangen, da  die bisherige mildere Tonart keinerlei Erfolge gezeitigt hahe. Ich 
weiß aus zuverlässiger Quelle, da6  Chamberlain sel hst von diesen K reisen 
immer stärker unter Druck gesetzt wird. Sicher hatte die Regierung auch den 
Wunsch, mit ihrer selbstbewußten Sprache der Propaganda für den national 
service einen wirkun svollen Hintergrund zu geben. Chamberlain hat für Y morgen Abend eine po itischo Rede angekündigt. 

Dirksen 

Rede des Britischen Premierministers Chamberlain in Bitmingham, 
28. Januar 1939 

Auszug 
(Oberue tzung) 

..... Wir können nicht vergessen, daß, wenn auch wenigstens zwei dazu 
gehliren. Frieden zu schließen, einer allein einen Krieg anfangen kann. Und 
solange wir ntcht zu klaren Abmachungen selangt sind, durch die jede politische 
Spannung beseitigt wird, müssen wir uns ~n eine Stellung bringen, wo wir uns 

egen Angriffe verteidigen körinen, seien es nun AngriR'e gegen unser Land und 
Volk oder gegen die Grundsiitze der Freiheit, mit denen unser Dasein als 
Demokratie eng verbunden ist urid die uns die höchsten Begriffe nienschlichen 
Lebens und menschlicher Geisteshaltung zu umschließen scheinen. 

Es ist zu diesem Zweck für  die Verteidigung und nicht für den Angriff, daW 
wir uns weiter der Aufgabe unserer Aufrüstung mit nicht erlahmender Kraft 
und niit völliger Billigung des Landes widmen. 

...... Ich kann jedoch nicht umhin, noch einmal mein Bedauern darüber 
festzustellen, daW es notwendig ist so viel Zeit und einen so gewaltigen Teil 
der Einkiinfte des Landen für kriegsmäßige Vorbereitungen statt für  jene mehr 
auf innerem Gebiet liegende Fragen aufzuwenden, die b i c h  in das politische 
Leben gefiihrt haben, wie die Volksgesundheit, die Wohnungsverhältnisse, die 



Verbesserung der äußeren Lebensbedin ungen des Volkes, die Sorge für seine 

5:Za~ t . in der Freizeit und das #ohiergehen von Industrie und Land- 

Keines dieser Gebiete ist vernachlässigt worden. Es ist aber ganz natürlich, 
da8 ihre Entwicklung durch die Erfordernisse der nationalen Sicherheit ge- 
hemmt und verlangsamt wurde. 

Wenn ich mir diese Dinge überlege, so erinnere ich mich an das Geschick 
eines der Größten meiner Vorgänger, des jüngeren Pitt. Seine Interessen 
lagen in der Heimat, in der Wiederherstellung der Finanzen und in innerpoli- 
tischen Reformen. Aber außenpolitische Ereignisse durchkreuzten diese seine 
Bestrebungen. Widerstrebend und, nachdem er  sich lange gegen sein Schick- 
sal gewehrt hatte, wurde er in einen Krieg verwickelt, ders ich  dann zu dem 
bis zu jenem Zeitpunkte größten unserer Geschichte entwickelt hat. Verbraucht 
durch den Kampf starb er, bevor der Erfolg, zu dem er durch seine Ent- 
schlossenheit und seinen Mut soviel beigetragen hatte, unsere Bemühungen 
belohnte. 

1ch.vertraue darauf, da6  mein Los glücklicher sein wird als das seine und 
daß  wir unser Ziel eines internationalen Friedens noch erreichen können. 

Unsere Haltung haben wir schon so oft klargestellt, daß über sie kein Miß- 
Verständnis bestehen kann. Ich bin der Ansicht, daß  es nun für andere an der 
Zeit ist, ihren Beitrag zu  leisten für  ein Ergebnis, das alle mit Wohltaten über- 
schütten würde. Die Luft ist hrutziitage\oll von Gerüchten und Verdächti- 
gungen, die man gar nicht bestellen lassen sollte. Der Friede vermag ja nur 
durch eine Ilerausforderung in Gefahr gebracht werden, wie sie der Präsident 
der Vereinigten Staaten in seiner Neujahrsbotschaft im Auge hatte, nämlich 
den Anspruch auf Weltherrschaft durch Gewalt. Einem solchen Anspruch 
müssen sich die Demokratien unweigerlich entgegenstellen, wie dies der Prä- 
sident angedeutet hat und wie ich es selbst auch bereits erklärt habe. . . . . . . 

Nr. 241 

Rede des Führers vor dem Deutschen Reichstag, 30. Januar 1939 
Auszug 

. . . . . . I n  gewissen Demokratien gehört es anscheinend zu den besonderen 
Vorrechten des poli tisch-deinok rat ischen Lebens, den El a ß  gegen die sogenannten 
totalitären Staaten künstlich zu züchten, d .  h. durch eine Flut teils entstellender, 
teils überliaupt frei erfundener Berichte die öfientliche Meinung gegen Völker 
zu erregen, die den anderen Viilkern nichts zuleide getan hatten und ihnen 
auch nichts zuleide tun wollen, die höchstens selber jahrzehntelang von schwe- 
rem Unrecht bedriickt wurden. 

Wenn wir uns nun gegen solche Kriegsapostel, wie Herrn Duff Cooper, Mister 
Eden, Churchill oder Mister Ickes usw. zur Wehr setzen, dann wird dies als 
ein Eingriff in die heiligen Hechte der Ileriiokratien hingestellt. Nach den Auf- 
fassungen dieser Herren haben wohl sie das Recht, andere Völker und ihre 
Führungen anzugreifen, aber niemand hat das Recht, sich dessen zu erwehren. 

Ich brauche Ihnen nicht zu versichern, daß, solange das Deutsche Reich ein 
souveräner Staat ist, sich die Staatsführung nicht durch einen englischen oder 
amerikanischen Politiker verbieten lassen wird, auf solche Angriffe zu ant- 



porten. Daß wir aber ein souveräner Staat bleiben, dafür werden f ü r  alle Zn- 
kunft die Waffen sorgen, die wir schmieden, und dafür sorgen wir auch durch 
die Wahl unserer Freunde. 

An sich könnte man die Behauptung, daß  Deutschland beabsichtige, Amerika 
anzufallen, mit einem einzigen Lachen abtun, und die fortgesetzte Hetzkampagne 
gewisser britischer Kriegsapostel wollte man am liqbstcn schweigend über hen; 
allein wir dürfen folgendes nicht aiißer acht lassen. Erstens: Es hande Y t sich 
hier in diesen Demokratien um Staaten, deren politische Konstruktion es er- 
möglicht, daß  schon wenige Monate später die schlimmsten Kriegshetzer die 
Führung der Regierung selber in ihren Händen halten können. 

Zweitens: Wir sind es deshalb der Sicherheit des Reiches schuldig, das deutsche 
Volk schon beizeiten über diese Männer aufzuklären. Da das deutsche Volk 
keinen Haß gegen England, Amerika oder Frank reich empfindet, sondern seine 
Ruhe und seinen ~ r i e d e n  will, diese Völker aber von ihren jüdischen oder nicht- 
jüdischen Hetzern fortgesetzt gegen Deutschland und das deutsche Volk auf- 
geputscht werden, würde ja  im Falle eines Gelingens der Absichten dieser 
Kriegsbefürworter unser eigenes Volk in eine psychologisch überhaupt nicht 
vorbereitete und deshalb ihm unerklärliche Situation geraten. 

Ich halte es daher für notwendig. daß  von jetzt a b  in unserer Propaganda 
und in unserer Presse die Angriffe stets beantwortet und vor allem dem deutschen 
Volk zur Renntnis gebracht werden. Es  muß wissen, wer die Männer sind, 
die unter allen Umstiinden einen Krieg vom Zaune hrrcben wollen. Ich bin 
dabei der Uherzeugung: daß  die Rechnring dieser Elemeiite eine falsche ist; 
denn wenn erst die nationalsozialistische Propaganda zur Antwort übergehen 
wird, werden wir ebenso erfolgreich sein, wie wir im inneren Deutschland selbst 
durch die zwingende Gewalt unserer Propaganda den jüdischen Weltfeind zu 
Boden geworfen haben. Die Völker werden in kurzer Zeit erkennen, d a ß  das 
nationalsozialistische Deutschlantl keine Feindschaft mit anderen Völkern will, 
daß alle die Behauptungen über Angriilsabsichten unseres Volkes auf fremde 
Völker entweder aus krankhafter Hvsterie geborene oder aus der persönlichen 
Selbsterhaltungssucht einzelner  PO^ ti kar en tstandrne Lügen sind, daß  diese 
Lügen aber in gewissen Staaten gewissknlosen Geschäfternacbern zur Rettung 
ihrer Finanzen dienen sollen, daß  vor allem das internatioriale Judentum damit 
eine Befriedigung seiner Etachsucht und Profitgier erreichen zu hoifen mag, 
daß sie aber die ungeheuerlichste Verleumdung darstellen, die man einem 
großen und friedliebenden Volk antun kann. 

.... Das nationalsozialistische Deutschland und das faschistische Italien sind 
stark genug, um gegen Jedermann den Frieden zu sichern oder einen von un- 
verantwortlichen Kraften leichtfertig vom Zaun gebrocheiien Konflikt ent- 
schlossen und erfolgreich zu beenden! 

Das bedeutet nun nicht, daß wir Deutsche - wie es in einer verantwortungs- 
losen Presse jeden Tag geschrieben steht - einen Krieg wünschen, sondern es 
bedeutet nur, daß  wir 

1. das Verständnis dafür haben, daß  sich auch andere Völker ihren Anteil 
an den Gütern der Welt sichern wollen, der ihnen kraft ihrer Zahl, ihres 
Mutes und ihres Wertes zukom~nt, und daß  wir 

2. in Anerkennung dieser Rechte entschlossen sind, gemeinsame Interessen 
auch gerxicinsam zu vertreten. Vor allem aber, daß  wir vor erpresserischen 
Drohungen unter keinen Umständen jemals zurückweichen werden! 



..... Deutschland hat gegen England und Frankreich keine territorialen 
Forderungen außer der nach Rückgabe unserer Kolonien. 

So sehr eine Liisung dieser Frage zur Beruhi ung der Welt beitragen würde, 
so wenig handelt es sich dabei um Probleme, f ie allein eine krie erische Aus- 
einandersetzung bedingen könnten. Wenn überhaupt heute in #Uropa Span- 
nungen bestehen, so ist dies in erster Linie dem unverantwortlichen Treiben 
einer gewissenlosen Presse zuzuschreiben, die kaum einen Tag vergehen läßt, 
ohne durcb ebenso dumme wie verlogene Alarmnacbriohten die Menschheit in 
Unruhe zu versetzen. Was sich hier verschiedene Organe an Weltbruniien- 
vegi f tung erlauben, kann nur als kriminelles Verbrechen gewertet werden. 
I n  letzter Zeit wird versucht, auch den Rundfunk in den Dienst dieser inter- 
nationalen Hetze ZU stellen. 

. . . . . Denn welche Interessengegensiitze bestehen z. B. zwischen England 
und Deutschland? Ich habe mehr als oft genug erklärt, daß  es keinen Deutschen 
und vor allem keinen Nationalsozialisten g b t ,  der auch nur in Gedanken die 
Absicht besäße, dem englischen Weltreich Scliwierigkeiten bereiten zu wollen. 
Und wir vernehmen auch aus England Stimmen vernünftig und ruhig denkender 
Menschen, die die gleiche Einstellung Deutschland gegenüber zum Ausdruck 
bringen. Es würde ein Glück sein für  die ganze Welt, wenn die beiden Völker 
zu einer vertrauensvollen Zusammenarbeit gelangen könnten. Das gleiche gilt 
für  unser Verhältnis zu Frankreich . . . . . . . 

Nr. 242 
Rede des Britischen Premierministers Chamberlain in Blackburn, 

22. Februar 1939 
Auszug 

. . . . . . Zu einer Zeit, wo ungeheure Rüstungen von allen Seiten aufgetürmt 
werden, kann man sich eixl~r ewissen Sorge nicht erwehren, ob nicht ein viel- 
leicht an sich geringfugiger !wischen fall die Maschinerie in Bewegung setzt, 
die diese Rüstungen zur Anwendung bringen würde. Wir  sind uns bewußt, 
d a ß  bei Eintritt dieses gefurehteten ~re ignisses  keiner von uns oder von deneii, 
die uns am teuersten eiod, seinen Fo1.n entgehen könnte. Unter diesen üm- 
standen scheinen mir nur Menschen, die vollilg rücksichtslos, unverantwortlich 
oder unwissend sind, den Wunsch haben zu können, daß  die jetzige Regierung 
irgendeine andere Politik verfolgen sollte, als wie wir sie für uns festgelegt 
hahen, eine Politik des Friedens durch Stärke, die keine Gelegenheit vorüher- 
wehen lassen wird, um Verdäcli t i ~ u n g e n  und feindst.lige Eilzstellangeii zu n 
beseitigen, gleichzeitig aber fest und entschlossen mit Hilfe unserer Freunde 
innerhalb und aul3erhalb unseres Reiches eine so furchtbare Macht aufbauen 
wird, daß  unsere Rechte und Freiheiten jedeiri ge~enüber  durchgesetzt werden 
können, der unbesonnen genug sein sollte, sieh an ihnen zu vergreifen. 

Während der letzten zwei Tage hahen wir im Unterhaus die Fortschritte 
unserer Aufrüstung erörtert. Die Zahlen sind in der Tat überwältigend. Viel- 
leicht sind sie so gewaltig, daß  das Volk sie a r  nicht mehr zu fassen vermag. 
Ich muß aber doch versuchen; Ihnen einen begrifT von der Größe und dem 
Tempo unserer Aufrüstung zu geben, wie sie sich an den Kosten ermessen lassen. 



Während in den ersten fnnf Jahren der Nationalen Regierung, nämlich von 
1931 bis 1935, der durchschnittliche Aufwand für  die Verteidigung des Landes 
114 Millionen Pfund betrug, beliefen sich die entsprechenden Ausgaben im 
Jahre 1936 auf 186 Millionen Pfund, 1937 auf 265 Millionen Pfund, 1938 
betru en nach dem Voranschlag die Ausgaben bereits 406 Millionen Pfund, und 
der foranschlag für  das nlichste Finanzjahr, der auch die Ausgaben fü r  die 
Zivilverteidigung umfaßt, ist bereits auf 580 Miliionen Pfund hinaufgeschnellt. 
Niemand beklagt mehr als ich die Notwendigkeit für  diese Aus-ben, und doch 
haben Sie Recht, ihnen Beifall zu spenden; denn Sie können einen triistlichen 
Schluß oder auch deren zwei aus diesen urigeheuren Ziffern ziehen, einen 
Schluß, der jedenfalls dem recht weni erfreulichen Vorgang der Bezahlung 
dieser Rechnung gegenübergestellt wer f en kann. 

Zunächst können Sie sich selbst davon überzeugen, daß  die Gründe für  alle 
Besorgnisse, die etwa früher wegen einer zu langsamen Herstellung von 
Rüstungsmaterial bestanden haben mögen, schnell überwunden werden. Schiffe, 
Kanonen, Flugzeu e und Munition fließen jetzt aus unseren Werften und 
Fabriken in einem IJ trom, der dauernd im Anschwellen begriffen ist. Jedenfalls 
hat sich die Lage in dieser Hinsicht, selbst verglichen mit der vor einigen 
Monaten, außerordentlich verbessert. . . . . . . 

Lassen Sie mich jetzt zurückkommen auf die Voranschläge fiir die Vertei- 
digungskosten und zu dem etwas tröstlicheren Schluß, der daraus gezogen 
werden kann. Ich habe bereits auf die Bedeutung dieser Voranschlä 

3 $ hinge- wiesen, als ich den Fortschritt in unserem Rüstungspro ramm dar  egte. In 
zweiter Linie aber werden diese ungeheuren Zahlen dazu ienen, uns allen die 
gewaltige Große unserer finanziellen Hilfsquellen klarzumachen, die uns in den 
Stand setzen, diese Riesensummen nicht nur aufzubringen, sondern ihre Veraus- 
gabung ohne merkliche Beeinträchtigung des Vertrauens ins Auge zu fassen, 
das ja die Grundlage für unseren Kredit ist. 

Und wenn wir bedenken, daß  das, was wir jetzt planen, allein den Anstren- 
gungen unseres Landes entstammt, ohne daß, was nöti enfalls eschshen könnte, a a die großen Dominions oder unsere Verbündeten un Freun e außerhalb des 
britischen Reiches etwas dazu beitragen, so können wir, uui unseren Shakespeare 
zu zitieren, wohl die Gewißheit haben, 

*Und steht die ganze Welt in Waffen gegen uns: 

Wir schlagen sie! a 

Nr. 243 
Der Deutsche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

London, den 24. Februar 1939 

1. Vor meiner Abreise hatte ich mit Lord Halifax über allgemeine Lage ein- 
gehende Unterhaltung, über die mündlichen Bericht vorbehalte. Halifax er- 
wähnte die verschiedenen schwebenden deutsch-englischen Wirtschafts- 
besprechungen, die durch Besuch Ashton-Gwatkins und Stanleys hofl'entlich 
weiter gefördert werden würden. 



2. Ich hinwies auf die in hiesiger Offentlichkeit herrschende und durch 
Propaganda vermehrte nervöse Unruhe, die sich nach Führerrede nur zeit- 
weise beruhigt hätte. Diese Stimmung sei abtriiglich für beiderseitige Be- 
ziehungen. 

Halifax gab Nervosität während Januar  zu, glaubte aber nicht, daß neue 
Welle der Beunruhigung Uffentlichkeit nach Führerrede erfaßt habe. 

3. Ich schilderte anschließend, wie stark diese allgemeine Stimmung a u f  
die Lage in England lebender Reichsdeutscher zurückwirke, denen selbst die 
Abhaltung von Veranstaltungen durch Verweigerung der Ltäurnlichkeit er- 
schwert werde. 

Dirksen 

Nr. 244 

Der Deutsche Konsul in Genf an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Genf, den 24. Februar 1939 

Das Völkerbundsekretariat bat in diesen Tagen bekanntgegeben, daW sowohl 
die Englische wie die Französische Regierung eine Note an das Völkerbund- 
Sekretariat haben gelangen lasseri, wonach beide Regierungen nach dem am 
16. August 1939 ablaufenden Termin der Generalakte für  weitere fünf Jahre 
sich an diese Konvention für  gebunden erklären. Diese Verbindlichkeits- 
erkiärung der Englischen und Französischen Regierung ist jedoch nur mit 
einer sehr bemerkenswerten Reserve gemacht worden, die folgenden Wort- 
laut hat: 

sD6sormais ladite adhks~ou ne s'6tendra pas aux diffbrends relatifs B 
des ev6nemerits qui viendraiant k se produire au cours d'iine guerre dans 
laquelle il serai t impliqu6.a 

Diese von englischer und französischer Seite vorgenoirimene Einschränkung 
des Anwendungsgchiets der Ge~ieralakt~e ist bezeichnenderweise von der eng- 
lischen und französischen Presse in keiner Weise hervorgehoben und auch in 
der übrigen internationalen Presse nur kurz erwähnt worden. In  der deutschen 
Presse Iiat man diesen Vorgang hauptsiichlich dahin interpretiert, daW selbst 
England und Frankreich iiunmebr von den Methoden der Genfer Institution 
abrückten und die Anwendung des Schiedsverfahreris für ein Gebiet wichtiger 
internationaler Streitfälle einschränkten. 

Die Hauptbedeutung der englisch-französischer. Reserve beziiglich der A ri- 

wendung der Generalakte ist jedoch dariri zu sehen, daß beide Kegieriingeri 
sich für  den Kriegsfall gegenüber den Neutralen völlig freie Hand sichrrn 
wollen und sämtliche Streitfälle, die sich auf Grund des Neutralitätsrectits 
und insbesondere des Seekriegsreclits ergeben könriten, dein Schiedsgericlits- 
verfahren entziehen. Diese Haltung der Englischen und Französischen Re- 

ierung kann auch als Maßnahme gegen das Abriicken der Neutralen von der 
!anktionspolitik angesehen werden und dürfte auf jeden Fall die Stellung der 
Neutralen im Kriegsfall auaerordentlich schwächen. 

Unter den Fachleuten der Genfer Delegation ist nian sich allerdings über 
.die folgenschwere Bedeutung der englisch-f ranzösischen Itescrve gegenü her 
der Generalaktu völlig im klaren. Ein Delegierter eines neutralen Staates hat 



mir z. B. seine ernsten Besorgnisse über diese offenbar von England ausgehende 
SK riegsvorbereitungsmaßnahmea ausgesprochen, die ihn sofort Bn. die ab- 
lehnende Haltung der Englischen Regierung vor dem Weltkrieg erinnert habe, 
Streitfalle über das Prisenrecht mit neutralen Staaten einem internationalen 
Prisengerichtshof zu unterbreiten. Gleichzeitig wies mein Gesprächspartner 
auch beispielsweise auf die außerordentliche Bedeutung der englisch-französi- 
aclien Reserve für diejenigen Mittelrneerstaaten hin, die bei einer kriegerischen 
Verwicklung in diesem Gebiet neutral bleiben wollten. 

Nr. 245 
Der Deutsche Gesandte in Teheran an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Teheran, den 4. März 1939 

Seit einigen Monaten ist hier eine zunehmende Aktivität der englischen 
Politik festziistellen, die nicht zum wenigsten gegen Deutschland und unsere 
Position in Iran gerichtet ist. 

Noch vor Jahresfrist war hier von einer nach außen in die Erscheinung 
tretenden en lischen Betätigung auf politischem, wirtschaftlichem oder kultur- 
politischem 8ebiet nicht viel zu spürep. Auch der aufmerksame Beobachter 
niußte den Eindruck gewinnen, daß  die englische Außenpolitik, die in früheren 
Jahren gerade in diesem Sektor eine besonders rührige Tätigkeit entfaltet 
hatte, die weitere Entwicklung der Dinge in dem schnell aufstrebenden Staats- 
wesen zwar aufmerksam verfolgte, sich aber im übrigen starker Zurückhaltung 
befleißigte. Diese Zurückhaltung erfuhr auch keine sichtbare Anderung, als 
andere europäische Mächte, in erster Linie Deutschland, anfingen, dem neuen 
Iran besonderes Interesse zuzuwenden und ihre Beziehungen zu diesem Lande,, 
vor allem auf wirtschaftlichem Gebiet, zu festigen und auszubaiien. S o  nahm 
man es auch mit Gleichmut hin, daß  Deutschland als Lieferant und als Ab- 
nehmer Irans binnen weniger Jahre vom fünften auf den zweiten Platz vor-. 
rückte und England, das noch 1936/37 den zweiten Platz behauptet hatte, auf 
die vierte Stelle verwies. Selbst die Einrichtung einer deutschen Liiftverbin- 
dung nach dem Nahen Osten, die sich bis hart an die Grenze Indiens, nach 
Afghanistan, erstreckte und nach dem ursprünglichen Plan unter Berührung 
wichtiger englischer Interessensphären in Zentralasien bis nach China vor- 
getrieben werden sollte, begegnete auf englischer Seite anfänglich nur geringem 
Widerstand. Die Beziehungen zwischen der deutschen und der englischen Ver- 
tretung, ebenso wie das Verhältnis zwischen den beiderseitigen Kolonien waren 
die denkbar herzlichsten und Außerungen der Sympathie und Bewunderung 
für das neue Deutschland aus englischen Kreisen nicht selten. 

Eine starke Abkühlun brachte dann zunächst die Heimkehr Osterreichs f ins Reich, die mit offensic tlichem Mißbehagen aufgenommen wurde. Während 
die Vertretungen anderer Länder ihrer Genugtuung darüber Ausdruck gaben, 
daß Volk sich wieder zu Volk gefunden hatte und eine ernste Bedrohung des 
europäischen Friedens ohne Blutvergießen behoben werden konnte, wurde von 
englisclier Seite scharfe Kritik a n  den Methoden des deutschen Vorgebens geübt 



und diese in weite Kreise bis in maßgebende Regierungsstellen hineingetragen. 
Die Lösung des sudetendeutschen Problems; die Feuerprobe der Achse 
Berlin-Rom und der von aller Welt anerkannte große Erfolg der deutschen 
Staatskunst als Ergebnis der Münchener Besprechungen löste in den hiesigen 
englischen Kreisen eine direkt feindselige Stimmung gegen Deutschland aus, 
die auch bei Gesprächen mit dem Personal der Gesandtschaft, vom Gesandten 
angefangen, bei aller Korrektheit in der Form, unverhohlen zum Ausdruck kam. 

Seither hat sich die antideutsche Stimmung. der hiesigen englischen Kreise 
noch erheblich verstärkt. Die englische Vertretung und Kolonie entwickeln 
sich zum Herd einer Kriegspsychose, die ihre Fäden weit über das eigentliche 
Interessengebiet hinaus spinnt. Der gesamte Apparat der üblichen Rüstungs- 
hetze, wie er  beute in der englischen Presse, im Rundfunk, in öffentlichen Reden 
der Wortführer der Kriegspartei mit der Frontstellun gegen Deutschland in 
die Erscheinung tritt, findet in der hiesigen englischen tertretung und Icolonie 
sein getreues Spiegelbild. Wenn man in Gesprächen mit Engländern auf das 
Verwerfliche und Gefährliche dieser Methoden aufmerksam macht, bege net 
man ablehnendem Achselzucken oder dem frostigen Hinweis, daß  das #ett- 
rüsten der Völker eines Tages zum Krie e führen müsse. Die Herren Eden, 
Churchill und Duff Coper sind für  d i e s e L u t e  die eigentlichen Vertreter der 
englischen Nation und ihre künftigen Führer. 

Die Auswirkungen dieser offenkundig ge en Deutschland gerichteten 
Stimmungsmache für  unsere Arbeit und unsere Stellung in Iran sind nicht zu 
unterschätzen. Wenn es den hier zwar gefürchteten, aber keineswe s beliebten 

l! Engländern auch nicht so leicht gelingen wird, unsere günstige osition auf 
wirtschaftlichem und kulturpolitischem Gebiet ernstlich zu efährden, so er- 
zielen sie doch mit der Schaffung einer Kriegspsychose in cfen maßgebenden 
iranischen Kreisen einen Zustand der Unsicherheit und Besorgnis vor kommen- 
den Dingen, der sich auf die Bereitwilligkeit der Iranischen Regierung, sich 
mit uns in größere und länger befristete wirtschaftliche oder verkebrspolitische 
Unternehmungen einzulassen, störend und hemmend auswirken kann. 

Auch auf mancherlei anderen Gebieten macht sich neuerdings eine stärkere, 
gegen uns gerichtete Aktivität der Engländer bemerkbar. So wird beute nicht 
nur  jeder neue Vorstoß der deutschen Wirtschaft in Iran mit Hilfe eines 
vorzüglich organisierten Nachrichtendienstes bis in alle Einzelheiten verfolgt 
und bespitzelt, sondern auch, wenn sich die Möglichkeit dazu bietet, sabotiert. 

Smend 

Nr. 246 

Rede des Britischen Staatssekretärs für Krieg Hore~Belisha 
im Unterhaus, 8. März 1939 

Auszug 
(Obersetzung) 

Ich bin mir bewußt, daß  in diesem Jahr  das Haus am meisten die Frage 
bewegen rnuß, in welchem Umfange wir vorbereitet sein sollten, um im Falle 
eines Krieges mit unseren Laiidstreitkräften auf dem europäischen Kontinent 
Hilfe leisten zu können. . . . , 



Aus den strategischen Reserven im Vereinigten Königreich wird die Feld- 
armee aufgebaut, die jetzt sowohl aus regulären wie Territorialtruppbn besteht. 
Die letzteren werden jetzt, wie ich dem Hause berichten kann, zufolge einer 
kürzlichen Entschließun der Regierung vorbereitet, ausgebildet und aus- 
gerüstet, um im Kriegsfa k le auf einem europäischen Kriegsqchauplatz in Aktion 
zu treten. Zuerst möchte ich über die regulären Truppen berichten. Der 
neue Aufbau der lnfanteriedivisionen und dei Einheiten, aus denen sie be- 
stehen, ist jetzt in dem Kahmen durchgeführt. wie ich ihn im vorigen Jahre  
umrissen habe. Alle Wehrdienstzweige wurden neu aufgebaut. Die Tabellen 
über dem Krieg dienende Einrichtungen und Ausrüstungen sind so aufgestellt 
und herausgegeben worden, daW sie eine rasche lllobilisierung gewährleisten. 
Es  ist eine gewaltige Aufgabe gewesen, der sich die Armee mit dieser gründ- 
lichen uberholun unterzogen hat, und es ist mir von seiten des Generalstabs 
gesagt worden, 8aß  die Anderungen, die hier in einem Jahr  durchgeführt 
worden sind, in normalen Zeiten viele Jahre in Anspruch genommen haben 
würden. . . „ 

Es scheint mir zweckmäßig, Angaben über den Umfang der Streitkräfte der 
Feldarmee zu machen. lhre  Gesamtheit oder ein Teil derselben wird natür- 
lich eingesetzt werden, je  nachdem es die Zukunft erfordern sollte. Die Größe 
des Apparats, den wir aufzubauen im Begriffe sind, ergibt sich wie folgt: 
Reguläre Armee: 4 Infanteriedivisionen und 2 Panzerdivisionen; Territorial- 
armee: 9 lnfanteriedivisionen, 3 motorisierte Divisionen und 1 Panzerdivision. 
Aullerdem haben wir 2 Territorial-Kavallerie-Brigaden und eine Anzahl von 
nicht in Brigaden eingeteilten Einheiten. Insgesamt machen die regulären 
und Territorialtruppen mehr als 19 Divisionen aus. Herr Haldane hatte eine 
Feldarmee von nur 6 regulären Divisionep und 1 Kavalleriedivision vorgesehen. 
Er hatte die Territorialtruppen nicht für  einen europäischen Krieg ausgerüstet. 
Unsere Territorialarmee wird aber die entsprechende Ausrüstung haben . . . . 

Ich spreche hier lediglich von der Feldarmee, die aus unseren eigenen stra- 
tegischen Reserven im Lande gebildet worden ist. Herrn Haldane war die 
Aufstellung seiner Feldarmee nur dadurch möglich, daß  er  Truppen der 
Heimatverteidigung der Territorialarmee übertrug. W i r  hingegen haben diese 
Heimatverteidigung einer neuen Armee übertragen, die ich Luftabwehr- und 
Küstenverteidigungsarmee genannt habe und die 7 Divisionen umfassen wird. 
Sie soll Einfälle von der See her oder aus der Luft abwehren. Andere Ein- 
heiten in der Heimat, und zwar reguläre und Elilfstruppen, sollen der Bevölke- 
rung für  den Fall  von Luftangriffen Beistand leisten . . . . 

Mein sehr ehrenwerter Freund der Premierminister hat am 13. Dezember 
1938 * eine Erklärun abßegeben und am 11. Februar dieses Jahres * * bekräf- 
tigt, die keinen Zwei f el über die Haltung aufkommen läßt, die Großbritannien 
in gewissen Eventualfällen einnehmen würde. Bei der letzteren Gelegenheit 
sagte er: ver fühle sich verpflichtet klarzustellen, daß  die Solidarität der 
Interessen, durch die Frankreich und dieses Land verbunden seien, von der 
Art sei, daß jede Bedrohung der Lebensinteressen Frankreichs, von welcher 

* Am 13. Dezember 1938 hatte der Britische Premierminister CKamberlain in einer Rede 
vor der Vereinigung ausländischer Journalisten in London erklärt, die Beziehungen Englands 
zu Frankreich seien so eng, daß sie über bloße vertragliche Verpflichtungen hinausgingen, da 
sie auf einer Identität der Interessen beruhten. 

** Gemeint ist wohl die Unterhauserklärung des Britischen Premierministers Chamberlaiti 
vom 6. Februar 1939; vgl. Nr. 267. 



Seite sie auch kommen möge, den sofortigen Beistand unseres Landes nach 
sich ziehen müsse. . . .. 

1)iese Erklärun über die Gemeinsamkeit unserer Interessen mit Frankreicb 
ist von gröfierer Bedeutung als jedwede frühere Erklärung. Sie legt uns die 
Verpflichtung auf, Pläne und Vorbereitungen für  die Verwendung unserer 
Feldstrei t kräfte in gewissen Fällen auszuarbeiten. Besprechungen zwischen 
uns und Frankreich haben uns in dieser Hinsicht zwar nicht gebunden, aber 
wenn man vorsichtig ist, muß man für  alle Möglichkeiten ewappnet sein. 
Sollten wir in einen Krieg verwickelt werden, so wird unser !beitrag und die 
Art und Weise, wie wir ihn am besten leisten können, weder mit halbem 
Herzen noch unter Zugrundelegung irgendeiner Theorie der beschränkten Haf- 
tung gegeben werden . . . . 

Nr. 247 
Der Deutsche Botschafter in London an das Auswättige Amt 

Bericht 

London, den 18. März 11339 

Bei meinem heutigen Protest gegen Beschimpfung des Führers durch den 
Abgeordneten Lluff Cooper habe ich Lord Halifax gegenüber folgendes aus- 
geführt: 

1 ch hätte wiederholt über schwere Verunglimpfurigen des Führers Klage 
führen müssen ; diese Beleidigungen seien in der Presse ausgesprochen ge- 
Wesen, und man habe mir daraufhin geantwortet, daß  die Britische Regierung 
diese Ausfälle zwar bedauert und in Aussicht gestellt habe, ihren Einfluß 
auf die Presse geltend machen zu wollen; da  dieser Einfluß aber 'beschränkt 
sei und die gesetzlichen Handhaben zum Vorgehen gegen die Presseorgane 
fehlten, sei eine wirksame Abstellung nicht möglich. Ich wolle daher auf ver- 
schiedene schwere Beleidigungen des Führers, die in den letzten Tagen in der 
Presse wiedergegeben seien, nur hinweisen. 

Bei L h f f  Cooper aber liege dieser Fall anders. Hier habe ein englischer 
Abgeordneter in einer Sitzung des Unterhauses den Führer in gemeinster 
Weise beschimpft, ohne daß der Speaker eingeschritten sei und ohne daß eio 
Mitglied der Regierung diese Sprache zurückgewiesen hätte. Es sei mir be- 
kannt, daß  das Unterhaus keine Geschäftsordnung wie andere Pai*larnente 
habe, sondern nach Gewohnheitsrecht geleitet werde: Ich müsse aber darauf 
hinweisen, daß  laut einer Zeituugsnotiz das bekannte staatsrechtliche Werk 
von Erskine hlay es als üblich bezeichne, daß  abfällige Bemerkungen über 
fremde Staatsoberhäupter nicht ausgesprochen werden sollten. 

Lord Halifax erwiderte darauf, was den Ab eordneten Cooper angehe, so 
sei dieser vom Führer ebenfalls angegriflen un$ als Kriegstreiber bezeichnet 
worden. Es sei daher wohl verständlich, daß  eine Reaktion seitens des An- 
gegriffenen erfolge. F ü r  die Mitglieder der Regierdng sei es nach den gelten- 
den Gepflogenheiten nicht möglich gewesen, einzugreifen und derartige An- 
griffe zurückzuweisen; der Speaker sei autonom in seinen Befugnissen und 
könne keine Weisungen hinsichtlich seiner Geschäftsführung erhalten. 



Ich fra te hierauf Halifax, ob die Britische Regierun jetzt auf dem Stand- 
punkt ste ! e, daß fremde Staatsoberhäupter gewisserma 8 en vogelfrei seien: 

Der Aufienminister erwiderte, das habe er damit nicht sagen wollen. 

Ich wies Lord Halifax darauf hin, daß eine Gleichstellung des Führers mit 
Llufl Cooper wegen ihrer durchaus verschiedenen Stellungen nicht möglich sei. 
Auljerdem habe der Führer Duff Cooper niema!s beschimpft, sondern ihm nur 
den zutreffenden Vorwurf emacht, daß die von Cooper befolgte Politik zum 5 Kriege führen müsse. Da Cooper das Kabinett mit der Begründung verlassen 
habe, daß er die friedenserhaltende Politik Chaxnberlains nicht mitmachen 
könne, so hätten die Angriffe des Führers nur eine Darstellung eines vorhan-- 
denen Tatbestandes enthalten. 

Ich gab meinem Befremden darüber Ausdruck, daß Lord Halifax nicht in 
der Lage sei, mir eine befriedigende Erklärung abzugeben; gerade England 
könne sich über unsere Haltung gegenüber der Hereinziehung des Staatsober- 
hauptes in die Tagespresse nicht beklagen. Dies ergebe sich aus der Diskre- 
tion unserer Presse während der Abdankung des früheren Königs. Nicht ein- 
mal die leitenden Staatsmänner der jetzigen oder einer vorherigen Regierung 
seien von amtlichen Persönlichkeiten angegriffen oder gar beschimpft worden. 

Lord Halifax mußte dies zugeben. E r  erklärte, daß er dem Premierminister 
Bericht erstatten werde. 

Ich erwiderte, daß ich meiner Regierung ebenfalls einen Bericht über den 
Verlauf der Unterredung erstatten würde. 

von Dirksen 

Nr. 248 
Erklärung des Britischen Premierministers Chamberlain im Unterhaus,, 

29. März 1939 
Auszug 

(Ubersetzung) 

.... Das Haus wird sich erinnern, daß ich in einer kürzlichen Erklärung 
angekündigt habe, daW jede Seite unseres nationalen Lebens einschließlich des 
nationalen Verteidigungsprograrnms überprüft werden würde. I n  Verfolg 
dieser Uberprüf ung  bat die Regierung Seiner Majestät den Eindruck ge- 
wonnen, daß das Hedürfriis vorhanden ist, noch umfassender von dem Willen 
zum fre;willigen Dienst Gebrauch zu machen, der sich im ganzen Land be- 
kundet; insbesondere glaubt sie nicht gestatten zu können, daß diejenigen, 
die als Kekru ten in die Territorialarmee eintreten möchten, zurückgewiesen 
werden, weil die Einheiten, an die sie sich wenden, schon einen Bestand über 
ihre Sollstärke hinaus haben. Sie hat infolgedessen die Lage geprüft und ist 
zu den folgenden Beschlüssen gekommen: 

I. Die territoriale Feldarmee, die jetzt eine Friedensstärke von 130 000 
Mann hat, wird sofort auf Kriegsstärke gebracht, was einen Zuwachs von 
etwa 40 000 Mann gegenüber der vorgenannten Zahl bedeutet. 

11. Die so auf Kriegsstärke gebrachte territoriale Feldarmee wird verdoppelt 
und wird so eine Stärke von 340 000 Mann aufweisen. . . . . . 



M r. Bel 1 e n g e r  : .Wird diese Vermehrung irgendeine Andernng in den 
Plänen brin en, die kürzlich von dem Staatssekretiir für Krie hinsichtlich der 
Anzahl der % ivisionen umrissen worden sind *, die erforderlic enfalls als über- 
seeische Streitkräfte in Bereitschaft zu halten sind?c 

P 
D e r P r e m i e r m i n i s t  e r : W Die von mir .gemachte Ankündigun 

mit sich d a ß  eine doppelte Anzahl von Divwionen rechtzeitig zur erfügung 
stehen wird.. 

es 

Nt. 249 
Der Deutsche Geschäftsträger in London an das Auswärtige Amt 

Bericht 
London, den 6. April 1939 

Anläßlich einer Filmvorfülirun a n  Rord des britischen Flugzeugmutter- a schiffes ~ A r k  Royala am Abend es 4. April d. J. sagte der Erste Lord der 
Admiralität, Earl Stanhope, auf eine Reihe leerer Sitze hinweisend: #Kurz 
bevor ich die Admiralität verließ, war es nötig, Befehle zu geben, die Luft- 
abwehrgeschütze der Kriegsmarine zu bemannen, und dies erklärt die leeren 
Sitze.. Späterhin erklärte Lord Stanhope einem Berichterstatter, daß  die 
Flotte alle Vorkehrungen treffe und stets bereit sei. 

Auf Veranlassung der Admiralität wurde eine sogenannte #Da-Notiz aus- 
gegeben, die besagte, düß ea nicht im nationalen Interesse wäre, wenn die Rede 
Lord Stanhopes veröffentlicht würde. Die Rede Lord Stanhopes wurde dann 
nur  von einem Teil der Morgenpresse in sensationeller Aufmachung gebracht. 
.Timesu und ~ D a i l y  Telegraphu enthielten sich jeder Beziignahme. 

Die Bemerkungen des Ersten Lords der Admiralität haben sowohl im Unter- 
haus als auch in den Redaktionen starkes Aufsehen hervorgerufen. Lord Stan- 
ho e soll angeblich dern Preniierminister seinen Rücktritt angeboten baben, der 
je S och nicht angenommen worden sei. 

I n  der Unterhaussitzun vom 5. d. M. fragte daraufhin der Stellvertretende 
Führer der Opposition, A K geordneter üreenwood. den Premiermin'ister, ob er 
eine Erklärun zu dem offiziellen Ersuchen der Regierung abgeben Unne, die 
Presse möge f i e  von L ~ r d  Stanhope in seiner Rede erwähnten Anweisuugen 
der Admiralität nicht veröffentlichen. 

Der Premierminister wies darauf hin, daß  die Rede anläßlich einer Zusam- 
menkunf t wegen der Organisation von Fi  lnivorf ührungen auf Kriegnschitien 
g5halten worden sei. Lord Stanliope habe unvorbereitet (unpremeditateJ) 
gesproclien. E r  habe darauf hingewiesen, daß die Teilnehmer an der Ver- 
anstaltung nicht vollzählig wären, da  eine Reihe von ihnen an Bord ihrer 
eigenen Schiffe zurückgehalten worden seien. Sie läge11 in Bereitschaft, die 
Geschütze zu beiiianuen, was in Spannungszeiten eine NormalrnaSnahme sei. 
Die Admiralität habe keirie anderen Befehle ausgegeben, als da13 diese Ubung 
auch selbst bei einer so besonderen Gelegenheit nicht geändert werden solle. 

Der Preniierminister fügte hinzu, daß e r  die Presse habe bitten lassen, die 
Rede des Ersten Lords der Admiralität dicht zu veröffentlichen oder, wenn es 
geschehe, ihr keine besondere Bedrutung zuzuschreiben. Seine Bemühungen, 
dem Publilium eine unnütze Aufregung zu ersparen, seien erfolglos gewesen. 
Doch habe der Vorfall die stete Bereitschaft der Flotte bewiesen. Lord Stan- 

* Vgl. Nr. 246. 
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hope habe ihm gegentiber sein Bedauern zum Ansdruck gebracht, daß seine 
Worte, die sicherlich nicht glücklich gewählt worden wären, so stark komrnen- 
tiert worden seien. Er, der Premierminister, glaube jedoch nicht, daß ein 
Vorfall dieser Art die Eignung Lord Stanhopes als Leiter der Admiralität 
berühre. 

Mit dieser Erkliirung hat der Zwischenfall zunächst seine Erledigung ge- 
f unden. 

Die Verordnung der Admiralität laßt sich nur mit der Unmenge der hier 
kürzlich kursierenden Gerüchte und Sensationsmeldungen und der hierdurch 
ausgelösten Ubernervosität erklären. Erstaunlich ist jedoch, daß solche Bemer- 
kungen aus dem Munde des Ersten Lords der Admiralität fallen können, frag- 
los eine #Gaffer erster Güte. Es ist nicht zum ersten Ma.1, dae  Stanhope durch 
Unbedachtsamkeit eine unbequeme Sensation heraufbeschwört. 

Die Links resse hat den Zwischenfall aufgegriffen, vor allem, um gegen die 
Institution 1 er sogenannten .Da-Notizen vorzugehen. Nach vorherrschender 
Auffassung kann ein Schriftleiter, der eine solche r DU -Notiz unbelichtet lbßt, 
unter Umständen nach dem ~Official Secrets Acta belan t werden. Nachdem 
nunmehr die Admiralität eine eigene Rede ihres Chefs, f ie dieser selber frei- 
gegeben hatte, unterdrückt hat, wird in der Presse gefordert, da8 .Da-Notizen 
nicht mehr als offizielle Verbote angesehen werden sollen. 

Im Auftrag 

von Selzam 

Nr. 250 
Erklärung des Britischen Premierministers Chamberlain M Unterhaus, 

20. April 1939 
(Ubersetzung) 

Mr. W h i t e  richtete an den Premierminister die Fra  e, ob er jetzt in der 
Lage sei, irgendwelche weiteren Erklärungen über die Folitik der Regierung 
Seiner Majestät in b e z g  auf ein Versorgungsministerium abzugeben. 

D e r  P r  e m i e r m i n i s t e r : Die Regierung Seiner Majestät hat beschlossen, 
baldmöglichst eine Gesetzesvorlage zur Errichtun eines Versorgungsministe- 
riums unter einem Minister einzubrin en, der Mitg P ied des Kabinetts sein wird. 
Oie Gesetzesvorlage, die bezweckt, giesem Beschluß Geltung zu verschaffen, 
wird so formuliert sein, daß sie die Errichtun eines Versorgungsministeriums 
im vollsten Sinne des Wortes ermöglicht. $orläufig wird aber das Arbeits- 
gebiet des neuen Ministeriums durch Verwaltungsanordnung auf folgende 
Angelegenheiten beschränkt werden: 

#(I) Es wird die auf den Heeresbedarf bezüglichen Aufgaben behandeln, die 
durch die kürzlich getroffenen Entscheidungen über die Erhöhung der Heeres- 
stärke erheblich erweitert worden sind. 

(1) Das Ministerium wird die Verantwortung für gewisse, allgemeine Ver- 
brauchszwecken dienende Vorräte übernehmen, mit denen das Krie s~niniste- 

f' r E Rum heute schon andere Re erun abteilungen beliefert, einschließlic gewisser 
der sivilen Verteidi un ienen er Bedürfnisse. Es ist beabsichtigt, dieses 
System im Rahmen $es botwendigen fortschreitend zu erweitern. 



(3) Das nene Ministerium wird auch die Verautwortun für  den Erwerb und 
die Auf rech terlial tung von Reserven an wesentlichen fi etallen und anderen 
Rohstoffen, die in Verbindung mit dem Verteidigungsprogramm benötigt werden, 
übernehmen. U 

Zu den Abteilungen, die vom Kriegsministerium auf das neue Ministerium 
übergehen, gehören die Abteilung für  Forschungen, Entwürfe und Versuche, 
die Abteilung für  Produktion und Abnahme sowie die königlichen Waffen- 
fabriken. 

Die dem Parlament zu unterbreitende Vorlage wird unter anderem Bestim- 
mungen enthalten, die bezwecken, Regierungsaufträgen den Vorrang zu liehern. 

Es wird vorgeschlagen, einen ministeriellen Prioritäts-Ausschuß zu bestellen 
in der Art  des Ausschusses, der gegen Ende des Weltkrieges die Aufgabe hatte, 
Prioritätsfragcn, die sich aiis den Anforderungen der verschiedenen Wehr- 
dienstzweige ergaben, zu regeln. 

Mit Zustimmung des K ö n i g  bin ich in der Lage zu verkünden, daß  der mit 
der Leitung des neuen IVinisteriums beauftragte Minister, mein sehr ehren- 
werter Freund, der gegenwärtige Verkehrsminister ist. 

Nr. 251 
Aufzeichnung des Staatssekretärs des Auswärtigen Amts 

b r l i n ,  den 26. April 1939 

Der Britische Botschafter hat riiir bei Mitteilung der zu heute bevorstehenden 
Chamberlain-Erklärunw im Unterliaus über die Einführung der Dienstpflicht in 
Englahd das beiliegenXe Aide-M6moire hiuterlassen. 

Weizsäcker 

Anlage 

Aide~Memoire 
(Obersetzung) 

An den Premierminister wird am 26. April im Unterliause die Frage erichbt 
werden, ob e r  irgcndeine weitere Erkläning abzuoeben habe über die A 71 sichten 
der Regierung Seiner Majestät irn Vereinigtcn königreich, die gewährleisten 
sollen, daß  Großbritannien in einem Zustaiid der Bereitschaft und in einer Ver- 
fassung erhalten wird, daß es den kürzlich angekündigten neueii Verpflich- 
tungen nachlcommcn kann. 

fn Beantwortunn dieser Anfrage wird der Premierminister erklären, daß die 
Regierung Seiner %!ajeatät Anordnungen zur Einberufung zum Militärdienst 
von Angehörigen der Flotten-, Heeres- und Luftwaffenreserven und zur Ein- 
berufung der Territorialarmee erwogen habe. Dies ist eine Angelegenheit, die 
schon seit einiger Zeit Gegenstand von Erwägungen gewesen ist. Die gegen- 
wärtigen Anordnungen stützen sich auf gesetzliche Bestimmungen, die seit 
vielen Jahren in Kraft  sind und den modernen Erfordernissen nicht entsprechen. 

Infolgedessen ist beschlossen worden, eine Vorla e zur Vereinfachung des 
Verfahrens zur Einberufung dieser Reserven und Hil f sstreitkräf te einzubringen, 



um das gegenwgrtige umständliche Verfahren zu vermeiden. Es gehört mit zu 
diesem Verfahren, daß  Bekanntmachungen erlassen werden müssen, in denen 
erklärt wird, daß  ein Notzustand besteht. Es erscheint ganz offensichtlich 
wünschenswert, wenn möglich eine Störung des öffentlichen Vertrauens in 
Großl~ritannien und anderwärts ZU vermeiden, die sich notwendigerweise aus  
einer solchen Erklärung ergibt. Das jetzt vo.rgeschlagene Verfahren wird die 
von Seiner Majestät Regierung getroffenen Vorkehrungen mjt denjenigen in 
U bereinstimmung bringen, die in europäischen Ländern allgemein in Kraft sind. 

Der Premierminister wird weiter die Absicht zur Einbringung einer zweiten 
Vorlage verkünden, die Maßnahmen zwangsweiser militärischer Ausbildung 
vorsieht. Der Beschluß zur Einbringung dieser Vorlage ist hauptsächlich auf 
einen Wandel in der öffentlichen Meinung zurückzuführen, der sich seit schon 
erheblicher Zeit stetig entwickelt hat. Es ist in weiten Kreisen der Auffassung 
Ausdruck gegeben worden, daß ein allgemeineres System der Ausbildung als  
das bei der Territorialarmee bestehende an sich wünschenswert erscheine. Die 
Vorlage wird die Einberufung von Männern im Alter von 20 bis 21 Jahren für  
eine Aushildungszeit vorsehen, an die sich eine Dienstzeit bei den Territorial- 
Streitkräften oder bei der Ersatzreserve anschließt. Es ist beabsichtigt, d a ß  
die Ermächtigung zur Einberufung dieser Männer sich nicht über die nächsten 
drei Jahre hinaus erstrecken soll, es sei denn, daß  beim Ablauf dieser Zeit- 
spanne (nachdem selbstverständlich Erfahrungen über die Wirksamkeit des 
Plans gewonnen sein werden) das Parlament anderweitig entscheiden sollte. 

Bei der Darlegung der Gründe für die Einbringung dieser Vorlage wird die 
Erklärung im Namen cler Regierung Seiner Majestät sich selbstverständlich auf 
die neuen Verpflichtungen beziehen, die Großbritannien vor kurzem in Europa 
eingegangen ist. Es wird darauf hingewiesen werden, d a ß  der Zweck der Ver- 
sicherungen, die wir gewissen Ländern gegeben haben, wie auch der jetzt mit 
anderen Regierungen vor sich gehenden Besprechungen nicht ist, Krie zu a führen, sondern einen Krieg zu verhindern. Es herrscht das Empfinden, da  die 
Fähigkeit der Regierung Seiner Majestät, ihre Rolle in der Welt zu spielen, 
eine Schwächung erfährt, solao e die Regierung die Verteidi ung gänzlich 3 
Kontinent die allgemeine Regel ist. 

5 einem Freiwilligensystem üherläl t, um so mehr, als die M'ehrp icht auf dem 

Andererseits wird mit der Einführung dieser Maßnahme nicht eine allgemeine 
Abweichung von dem Freiwilligensystem bezweckt. das sich so gut  bewährt hat. 
Der Grundsatz der Freiwilligkeit wird auch weiterhin bei der Rekrutierung für  
die Flotte, das reguläre Heer, die Luftwaffe und die Territorialstreitkräfte, wie 
auch für den nationalen Dienst Anwendung finden. 

Britische Botschaft, Ucrlin, 26. April 1939 

Nr. 252 

Der Deutsche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 
Bericht 

London, den 10. Jul i  1939 

Die Hetz-Kampagne wegen eines angeblich geplanten deutschen Handstreichs 
gegen Danzig ist nach einigen Tagen an ihrer Verlogenheit zusainmen- 
gebrochen. 

Daniit a s r e  an sich dieses neue Kapitel der Bemühungen unserer Feinde, 
Deutschland in einen Weltkrieg zu verwickeln, abgeschlossen. Aber diese 



wenigen Tage haben eine stimmungsmHßi& Lage der englischen Offentlichkeit 
enthüllt, die ernste Aufmerksamkeit verdient. 

Durch eine Reihe von verschiedenen Faktoren: durch die gegen Deutschland 
gerichtete Einkreisungsaktion der R 'erung, durch die Aufrüstungspropa- 
ganda, die Einfiihrun der allgemeinen%ehrpflicht, die Luftschutzorganisation, % vor allem durch die lut antideutscher Propaganda in Presse, Kino, Theater 
und Rundfunk, .ist die für emotionelle Reaktionen empfängliche öffentliche 
Meinung Englands in einen Geisteszustand versetzt worden, der den Begriff 
.Kriegs zum Mittelpunkt des Denkens und der Ges räche macht. Schattie- 
rungen bestehen nur in der Beantwortun % der 

E t  der Krieg unvermeid- 
lich oder nicht? Die Mehrzahl der Durc schnittsengländer bejaht diese Frage 
efühlsmaßig; eine nachdenklichere Minderheit verneint sie in der Erkenntnis, 

faO im Rahmen der deutsch-englischen Beziehungen alle vorhandenen Streit- 
fragen bei gutem Willen lösbar sein müßten und daß auch ein siegreicher Krieg 
niemanden Vorteile bringen würde. Aber auch diese an sich vernünftigen Kreise 
werden beeinflußt durch die Kenntnis der von der britischen Wehrmacht e- a troffenen Maßnahmen: Bereitschaft der Flotte für Ende Juli, Ausrichtung er 
militärischen Ausbildung und organisatorischer Maßnahmen für denselben 
Termin. In derselben Richtung wirken Pressemeldungen, daß deutscherseih 
militärische Maßnahmen für den August in Aussicht genommen seien. Jeden- 
falls wird auch in den verantwortlichen und nachdenklichen Kreisen der August 
als eine Krisenzeit erster Ordnung angesehen. 

Die Stellungnahme zu dem Gedankenkomplex rKriega ist verschieden. Ein 
kleiner Teil der englischen Offentlichkeit reagiert mit einer hysterisch 
anmutenden Sinnesart; diese Leute glauben jede Schauernachricht; sie rufen 
nach polnischer und russischer Hilfe und schwächen die taktische Position der 
Regierung in den Verhandlun n mit Rußland. Die Mehrheit aber nimmt eine 
männlichere Haltung ein und t$ enkt: Wenn nun einmal der Krieg unvermeidlich 
ist, wollen wir ihn mit Entschlossenheit führen; je eher desto besser, damit wir 
die Sache hinter uns haben und ruhigere Verhältnisse eintreten. Die Presse- 
meldungen aus Deutschland, daß der Führer nach Berchtesgaden zurückgekehrt 
sei, daß der Herr Reichsaußentninister und Generaloberst von Brauchitsch 
ihren Urlaub angetreten hätten und daß die Urlaubszeit eingesetzt habe, haben 
die herrschende erregte Stimmung nicht wesentlich zu beruhigen vermocht. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß die Gegnerschaft 
land im Zunehmen begriffen ist; daß die Kampfbereitschaft 
daß das Gefühl zugenommen hat: wir dürfen uns nichts 
unsere Ehre ist im Spiel; wir müssen kämpfen; die Regierung darf nicht nach- 
geben. 

Der maßgebende Unterschied zwischen der englischen Stimmung im Herbst 
1938 und jetzt ist der folgende: damals wollte die große Masse nicht kämpfen 
und war passiv; jetzt hat sie der Regierung gegenüber die Initiati~e über- 
nommen und treibt das Kabinett vorwärts. So unbegründet und gefährlich 
diese Einstellung der englischen Offentlichkeit ist, so sehr muß sie als eine 
ernste Realität gewertet werden, um so mehr in einem Lande, in dem die öffent- 
liche Meinung eine so ausschlaggebende Rolle spielt, wie in England. 

von Dirksen 



Nr. 253 
Der Deutsche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 

Telegramm 
London, den 24. Juli  1939 

Nachdem ~Sunday  Timesa auf den dem Staatsrat Wohlthat angeblich vor- 
gelegenen Plan hingewiesen hatte, bringen heutige Morgenblätter außer #Times. 
in größter Aufmachung angebliche Erklärungen von Hudson über seine Be- 
sprechungen mit Wohlthat. 

Die bisher vorlie enden Informationen über Aktionen Hudson lassen 
darauf schließen, faf3 Gegner jeder Verständigung mit Deutschland 
Gelegenheit gekommen sahen, um durch Verbreitung phantastischer Ideen 
jede Möglichkeit einer Entwicklung konstruktiver Tendenz im Keime zu er- 
sticken. Der von geradezu krankhaftem Geltungsbedürfnis eleitete Hudson 
hat dann durch seine Schwatzhaftigkeit kriegshetzerischen %orrespondenten 
und ihren Hintermännern (gewissen Persönlichkeiten im Foreign Office, 
Winston Churchill und seinem Sohn Randolph) Gelegenheit gegeben, Tendenz- 
meldungen in die Welt zu setzen. 

Dirksen 

Nr. 254 
Rede des Britischen Staatssekretärs für Inneres Sir Samuel Hoare 

im Unterhaus, 28. Juli 1939 
Auszug 

(Ctbersetzung) 

. , , . , Was wir zu tun versuchen ist, in Friedenszeiten britische Kultur im 
Auslande zu verbreiten und daselbst die britische Politik zu erläutern. Zweitens 
versuchen wir, in Friedenszeiten ein Schatten-Informationsministerium zu 
organisieren, das in Friedenszeiten nicht in Betrieb ist oder eine Tätigkeit 
auszuüben hat, das aber für den Fall eines Krieges sowohl für das Inland als 
auch für die überseeischen Gebiete die Informationszentrale sein würde. Die 
ehrenwerten Mitglieder des Hauses werden erkennen, daß diese beiden Ziele - 
die Tätigkeit des Außenamts in Friedenszeiten und die Tätigkeit des Infor- 
mationsministeriums in Kriegszeiten - eng miteinander verbunden sind. Für 
jede Planung ist es wichtig, daß der Ubergang von den friedensmäßigen Um- 
ständen auf die kriegsmäßi en so glatt und wirkungsvoll wie mö lich vor sich P geht. Für den Fall eines frieges würde meines Erachtens das nforrnations- 
ministerium zum Zentrum der Information werden und die Tätigkeit des Aul3en- 
amts auf diesem Gebiet übernehmen. Unter solchen Umständen ist es wesent- 
lich, daß in Friedenszeiten eine möglichst enge Verbindung zwischen den beiden 
Tätigkeiten besteht. Deshalb haben wir denselben Beamten dazu bestimmt, in 
~rieaenszei ten als Sekretär und leitender Beamter in der Propagandaabteilung 
und in Kriegszeiten als Generalsekretär des Informationsministeriums tätig 
zu sein. 

Weiterhin glaube icb, daß die ehrenwerten Mitglieder des Hauses erkennen 
werden, daß es, obgleich diese enge Verbundelheit zwischen den beiden Tätig- 
keiten Besteht. trotzdem zwei scharfe Unterschiede zwischen der Tätigkeit des 
A ußenamts in Friedenszeiten und der Tätigkeit des schatten-~nformations- 
ministeriums in Kriegszeiten gibt. Der erste große Unterschied besteht darin, 
daß das Außenamt in Wirklichkeit jetzt in Friedenszeiten tätig ist, während 



überhaupt keine Absicht besteht, das Informationsministerium in Friedenszei- 
ten tätig sein zu lassen. . . . 

Der zweite Unterschied zwischen diesen friedensmäßigen und kriegsmäßigen 
Tätigkeiten bestellt darin, daW die f riedensmäßige Tätigkeit in der Hauptsache 
fü r  die Auslandsfront bestimmt ist; sie befal3t sich überhaupt nicht mit der 
Heimatfr6iit, während, wenn inan die während des Weltkrieges gemachten Er- 
fahrungen heranzieht, der größere Teil der Tätigkeit des damaligen Informa- 
tionstninisteriurns sich an der Heimatsfront abspielte. Da in Friedenszeiten 
die ausschließliche Tätigkeit eines Iriformationsministeriums an der Auslands- 
front vor sich geht, ist es oiTensiclitlich, daß  der Staatssekretär für Auswärtige 
Angelegenheiten der für  solche Tätigkeit ausschließlich verantwortliche Mi- 
nister sein muß. . . . . 

Gestatten Sie mir, nach diesen allgemeinen Bemerkungen zur eigentlichen 
Vorlage überzugehen. Ich will damit beginnen, daß  ich wiederhole, welches 
unsere Ziele sind. Sie bestehen darin, britische Kultur im Auslande zu ver- 
breiten und den britischen Standpunkt dem Auslande zu  erläutern. Angesichts 
der rnassenweisen Verdrehung von Tatsachen, mit denen die Welt über- 
schwemmt worden ist, sind heide Notwendi keiten höchst dringlicher Art. Ich 
wünschte, daß  für  irgendwelche amtliche %ropaganda nirgends in der Welt 
eine Notwendigkeit bestanden hätte. Ich erwarte imnier noch, lange genug 
zu leben, uin das Ende dieses fragwürdigen Uberbleihsels der Kriegsjahre zu 
erleben; so lange aber noch gewissenlose Behauptungen über unsere Politik 
und unseren allgemeinen Standpunkt verbreitet werden, ist es leider unver- 
meidlich, d a ß  wir eine Organisation haben, die in der I a g e  ist, ihnen erfolg- 
reich entgegenzutreten. ES ist auch wichtig, wie es mir scheint, der Welt das 
zu erklären, was meines Erachtens der großte Versuch auf dem Gebiete der 
verfassungsrechtlichen Entwicklung ist, den die Welt je erlebt hat, nämlich 
den britischen Staatenhutid freier Nationen. 

Srhlie,l3lich ist es auch notwendig, der Welt ein zutreffendes Bild über die 
L.eistungen zu geben, die wir heute tatsächlich vollbringen. Ich behaupte, daß  
es eine höchst benierkenswerte Tatsache ist, daIS wir hier in letzter Zeit, als 
Ergebnis einer die ganze Nation umfassenden Anstrengung, Scliritt für Scliritt 
mit unserem großen Wiederaufrüstungsprogranini vorgegarigen sind, gleicli- 
zeitig aher unseren sozialen Fortschritt nicht vernachlässigt haben; noch Iiaben 
wir - abgesehen von dem höchst seltenen Fall des Terroristen-Notstands - 
auf irgendeine unserer persönlichen Freiheiten zu verzichten brauchen. Das 
bedeutet eine wuridervolle Leistung. Es ist eine Leistung, die wir der Welt 
bestimmt, leidenschaftslos und ohne Ubertreibung schildern müssen. Dies sind 
unsere Ziele, und ich bitte den Ausschuß, die genauen Einzelheiten der Arbeit, 
die getan wird, uiii diese Ziele zu erreichen, einer Prüfung zu unterzielien. 

Ich beginne mit dem A u s w a r t i ~ n  Anit. Der erste Betrag, um dessen Be- 
williguqg wir heute ersuclien, ist ein solcher von £ 10 000 zur Erweiterung des 
Personals der Propagandaabteilung des Außenamtes. Das ist ein Erfortlernis, 
dessen Erfüllung von größter Wichtigkeit ist. Die Propagandaabteilung des 
Außenamtes ist in den letzten Monaten stark überarbeitet gewesen. Ich weiß, 
ilaß an ihr von Zeit zu Zeit Kritik geübt worden ist, und ich möchte diese Ge- 
legen hei t b e n ~  tzen, der von dieser Abteilung in der Vergangenkeit mit einem 
ungenügenden Personal und unter größten Schwierigkeiten geleisteten Arbeit 
meine Anerkennung zu zollen. Diese Personalvermehrung wird es ermögliclien, 
die Tätigkeit der Abteilung zu erweitern und zu verbessern. Ferner ist ein 
Betrag von £ 100 000 vorgesehen für  publizistische Tätigkeit verschiedener 
Art: Voibereitung von Druckschriften, Filmen, Organisation von Auslands- 



besuchen in unserem Lande und von britischen Besuchen im Auslande, die 
beide für eine Erweiterung der Kenntnis des britischen Standpunktes von gro- 
ßer Wichtigkeit sind, und Vorbereitung von Ausstellungen. . . . . . Ebenso 
werden Vorbereitungen für  die Tätigkeit von Rednern und für  erweiterte 
Rundfunksendung getroffen. 

Weiter ist dann ein Betrag von, £ 150 000 für  den r British Councilr vor- 
eesehen. Jedes ehrenwerte Mitglied des Hauses wird den Wert der vorn 
V 

rBritish Council~ geleisteten ~ r r e i t  zu schätzen wissen, dessen rühriger und 
energischer Vorsitzender während der letzten 12 oder 18 Monate Lord Lloyd 

ewisen ist. Der ~Br i t i sh  Councilr ist in der Ta t  derart erfol reich ewesen, 
fal( seine Tätigkeit erweitert werden muß. Der Zweck aller gieser fätigkei- 
ten ist, wie ich bereits sa te, detn Ausland ein Bild von unserem Lande zu 
geben, das verständlich, U f erzeu end und endgültig ist, damit die Welt  er- 
fährt, dall es einen besonderen fritischen Stapdpunkt gibt, der der ganzen 
Welt erklärt werden muß. 

Schließlich möchte ich mich den Bewilligungen für  das Tnformationsmini- 
sterium zuwenden und dem Ausschuß mit ein oder zwei S ä h e n  erklären, 
warum wir heute schon Geld für  eine Organisation benötigen, die nur  in 
Kriegszeiten in Tätigkeit treten wird. Zunächst einmal benötigen wir Per- 
sonal zur Vorbereitung dieses Ministeriums. Ich möchte die ehrenwerten Mit- 
glieder des Hauses bitten, einmal die Geschichte des Informationsministeriums 
im Weltkriege zu überblicken; Sie werden sich dann entsinnen, daß  es sich ZU 

einer groBen, umfassenden Organisation entwickelte, das ein weites Tätigkeits- 
gebiet hatte und mit Aufgaben der verschiedensten Art beschäftigt war. F ü r  
mich ist es ofiensichtlich, daß im Falle eines größeren Krieges eine Organisa- 
tion ganz ähnlicher Art erforderlich sein würde, eine Organisation mit großem 
Arbelts ebiet und mit zahlreichem, nach jeder Richtung hin genügendem Per- 
sonal. %enn das zutrifft, dann liegt es auf der Hand, daß  ein Ministerium in 
Kriegszeiten eine ganz erhebliche und äulJerst sorgfältige Vorhereitung erfor- 
dert; und deshalb haben wir in den letzten Monaten eine Anzahl Beamter aus- 
schließlich mit der Vorbereitung dieser Arbeiten beschäftigt. Wi r  werden 
sogar noch weitere Beamten benötigen, bis unsere Pläne fertiggestellt sind. 
Diese Beamten sind voll bescliäftigte Beamte, die uns von anderen Ministerien 
für diese Arbeiten überlassen wurden. 

Zweitens ist es von größter Wichtigkeit, daß  wir zahlreiche Verbindungen 
mit anderen Kreisen herstellen, um sicherzustellen, daß wir, wenn der Notfall 
eintreten sollte, in der La,ge sind, [ins die Hilfe von Männern und Frauen der 
verschiedensten Auffassungen zu sichern, darunter Propagandisten verschie- 
dener Art, mit deren Hilfe wir das Informationsniinisterium schaffen könnten, 
wie es sowolil fü r  die ~ u ß e n -  als auch für die Heimatfront benötigt werden 
würde. Während der letzten Monate haben wir zahlreiche Verbindungen rnit 
anderen Kreisen her estellt und auch eine Anzahl Sachverständiger &r An- 
stellung besonderer #rhebuogen verpflichtet. So  haben wir beispielsweise eine 
Anzahl Sachverstiindiger, welche die notwendigen, eingehenden Vorbereitun- 
gen für die Herstellung von Beziehungen mit ausländischen Kreisen treffen, 
und, was die Heirnatfront anbetrifft, haben wir die Fühluogiiahme mit den 
Vertretern der hauptsächlichen Publikationsmittel, beispielsweise mit der 
Presse, aufgenommen. Ich selbst habe in ständiger Fühlung mit Vertretern 
der Presse gestaiidon, und diese haben aus eigener Anregung eine Verbin- 
dungsstelle eschaffen, die mit mir und anderen Ministerien über eine Anzahl 
technischer $ragen, beispielsweise über Zeitungspapier im Kriege, über Ver- 
trieb und über Arbeiterfragen, verhandelt hat. Ich glaube berechtigt zu sein, 



den ehrenwerten Mitgliedern des Hauses mitzuteilen, daß wir bei unseren Be- 
sprechungen große Fortschritte erzielt haben, und wir haben nunmehr, allge- 
mein gesprochen, eine Grundlage für ein Obereinkommen erzielt, so daß, falls 
der Notfall eintreten sollte, die Or anisation auf dem Gebiet in der Lage sein 
würde, schnell und wirksam zu ar  E eiten. 

S i  r R i c h a r d A c l a  n d : Die Anwendung des Ausdrucks ~Notfallu wird bei 
dieser Debatte von dem Minister in der bdeutbng  ~Kr ieg r  angewandt. Es 
wäre aber auch ein Unterschied zwischen einem Notfall in Friedenszeiten und 
dem Kriege. 

S i  r S. H o a  r e  : Ich meine den tatsächlichen Krieg. Es handelt sich um eine 
IIriegsorganisation, die als eine formelle Behörde durch Kriegsgesetzgebung er- 
richtet werden muß, die wahrscheinlich in den ersten Tagen eines Krieges an- 
genommen werden würde. 

Ich komme auf die Frage der Schaffung von Beziehungen zurück. Ich habe 
als Beispiel die Presse erwähnt. Mit den Vertretern der Presse habe ich eine 
Reihe von Besprechungen über die wichtige Frage der Pressezensur in Kriegs- 
zeiten gehabt und den Standpunkt vertreten, daß wir bei allen diesen Vor- 
bereitungen die Erfahrungen, die das Informationsministerium in der Zeit von 
1914 bis 1918 gemacht hat, voll und ganz berücksichti en sollten. In der Tat 
erhalte ich von dem Herrn, der zu jener Zeit Sekretär f ieses Ministeriums war, 
höchst wertvollen Beistand. Mir scheint es, als ob eine der Lehren, di2 wir 
ziehen sollten, darin besteht, daß eine von dem Ministerium getrennte Presse- 
zcnsur, die von irgendeiner isolierten Außenstelle aus arbeiten würde, mit Ge- 
fahr verbunden ist. Es erscheint mir daher weit besser, daß, wenn es eine 
Pressezensur geben muß, was ganz offensichtlich erforderlich ist, diese Presse- 
Zensur als Teil des Informationsministeriums arbeitet und nach dein Grundsatz 
der Zusammenarbeit zwischen der Presse upd der Zensurabteilung des Infor- 
rnationsministeriums tätig ist. In  diesem Sinne arbeiten wir mit der Presse 
einen Plan für Zusammenarbeit aus, und wir haben bereits hinsichtlich der Er- 
zielung eines Ubereinkommens in dieser Angelegenheit große Fortschritte ge- 
macht. Dieser Plan soll die letzte Sicherheitskontrolle in den Händen des In- 
formationsministers belassen, der Presse jedoch eine genau festgelegte Ver- 
antwortlichkeit auferlegen und ihr soweit wie möglich erhebliche Bewegungs- 
freiheit bei der Behandlung von Presseangelegenheiten lassen, so daß die vor- 
gesehene Zusammenarbeit nur in Notfällen oder einer einzelnen Zeitung gegenüber 
wirksam werden würde, die mit dieser Bewegungsf reibeit Mißbrauch treiben sollte. 

Was für andere Publizitätsmittel ilt, das gilt auch für den Film. Wir 
haben zahlreiche Verbindungen mit i en  Vertretern der Filmwelt aufgenom- 
men. Ich möchte mich heute nicht im einzelnen damit befassen, welcher Art 
die von uns etroffmen Vorbereitungen sind; ich kann aber den ehrenwerten 
Mitgliedern %es Hauses mit teilen, daß diese Vorbereitungen weit genug vor- 
geschritten sind, um die Belieferung mit solchen Filmen sicherzustellen, wie 
sie in Kriegszeiten gebraucht werden. Ein drittes Publizitätsmittel ist der 
Rundfunk. Die Regierung plant nicht die Ubernahrne der Britischen Rund- 
funkgesellschaften in Kriegszeiten. Im roßen und ganzen würde es aber klug 
sein, den Rundfunk genau so zu behan f eln wie die anderen Publizitätsmittel, 
nämlich die Presse und den Film, und es der britischen Rundfunkgesellschaft 
zu erlauben, ihren Betrieb ruhig fortzusetzen; in Kriegszeiten kann dies aber 
natürlich nur in sehr enger Verbindung zwischen dem Informationsministe- 
rium und der Rundfunkgesellschaft geschehen, unter Berücksichtigung klar 
umgrenzter Vorschriften darüber, in welcher Weise die Tätigkeit durchgeführt 
werden soll. . . . . . 



B. Die Britische Haltung zur Tschechischen Frage 
(November 1938 bis April 1939) 

Ni. 255 
Aus der Erklärung des Britischen Premierministers Chamberlain 

im Unterhaus, 1, November 1938 
(Obersetzung) 

. . . . . . Wie bereits der Herr Staatssekretär für Auswärtige Angelegenheiten 
ausgeführt hat, erleben wir augenblicklich die Neufestsetzung von Grenzen, die 
der Vertra von Versailles gezogen hatte. Ich weiß nicht, ob die Männer, die 
für diese 8renzen verantwortlich waren, gedacht haben, sie würden dauernd 
so bleiben, wie sie festgelegt worden waren. Ich zweifle stark daran. w a h r -  
scheinlich werden sie angenommen haben, daß die Grenzen von Zeit zu Zeit 
neu geregelt werden müßten. Man kann sich unmöglich vorstellen; daß jene 
Männer solche Gbermenschen gewesen sein sollten, daß sie hätten wissen 
können, welche Grenzen für alle Zeiten richtig sein würden. Es handelt sich 
nicht darum, ob jene Grenzen von Zeit zu Zeit neu geregelt werden sollten, 
sondern ob sie im We der Verhandlung und Erörterung neu geregelt werden 
sollten oder durch Eieg .  Die Neuregelung schreitet fort, und för die 
ungarische Grenze ist der Scbiedsspruch Deutschlands und Italiens von der 
Tschecho-Slowakei und von Ungarn als endgültige Festlegung der Grenze 
zwischen diesen beiden Ländern angenommen worden. Uber die Tschecho- 
Slowakei habe ich wohl genug gesagt. . . . . . .. 

Nr. 256 
Der Deutsche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 

Bericht 

London, den 3. November 1938 

Als die Regierung Chamberlains im Oktober d. J. (3. bis 6.) das Münchener 
Abkommen vor dem Unterhaus vertrat, spielte die F r  e der Garantie der 
Rest-Tschecho-Slowakei eine wesentliche Rolle. Schon in Y en vorangegangenen 
Tagen war diese Frage, wie erinnerlich sein wird, in der Offentlichkeit lebhaft 
erörtert worden. Sie erschien zu jenem Zeitpunkt besonders vordringlich. Die 
Garantie sollte die.Tschecho-Slowakei für die territorialen Einbußen und für 
die sich hieraus ergebende Verschlechterung ihrer Verteidigungsmöglichkeiten 
gewissermafien entschädigen. 

Der Inhalt der von England und Frankreich übernommenen Garantie ergibt 
sich aus den englisch-französischen Vorschliigen vom 19. September und aus 
dem Anhang zuni Münchener Abkommen vom 29. September. Es ist eine 
Garantie der neuen tschechischen Grenzen gegen einen unprovozierten Angriff 
mit dem Ziel der Sicherung der tschechischen Unabhängigkeit. 



Zu dem Charakter dieser zunächst provihorischen Garantie, die England und 
Frankreich in München übernommen haben, nahm Sir Thomas Inskip im 
Unterhaus am 4. Oktober Stellung. Die Britische Regierung halte sich an ihre 
Garantieerklärung auch bei derzeitigem Fehlen eines formellen Vertrages 
moralisch gebunden. Im Falle eines unprovozierten Angriffs auf die Tschecho- 
Slowakei halte sie sich für  verpflichtet, alle in ihrer Macht stehenden Schritte 
zur Wahrung der tschechischen Inte rität zu ergreifen. Mit anderen Worten, 
die Britische Regierung war jetzt le 3 iglich bereit, für die Unabhängigkeit der 
Tschecho-Slowakei und gegen einen unprovozierten Angriff auf dieses Land 
einzutreten. 

In der Unterhaussitzung vom 1. November wurde die Garantiefrage erneut 
angeschnitten. Chamberlain hat sie mit Zurückhaltung behandelt. Zu dem 
Inhalt der bisherigen provisorischen Garantie sagte er nochmals, daß sie sich 
auf einen unprovozierten Angriff beziehe. Sie bedeute aber keine ~Kristall i-  
sa tion der Grenze*. Was  eine zukünftige endgültige Garantie anlange,. so 
könne sie erst geregelt werden, wenn das Gesamtproblem der Minderheiten 
in der Tschecho-Slowakei geklärt sei. Das ursprüngliche britische Angebot 
habe sich auf eine Beteiligung an einer internationalen Garantie bezogen. E r  
könne aber nicht angeben, wie die Bedingungen dieser Garantie lauten würden 
und wer in sie eintreten werde. Im übrigen bezog sich der Premierminister 
auf die obenerwähnte Erklärung Inskips vom 4. Oktober. 

Es ist bemerkenswert, daß sich Chamberlain enthalten hat, irgendwelche 
Ideen über den Charakter einer endgültigen Garantie zu entwickeln und dal3 
er  lediglich von einem britischen .Angebot. sprach, ohne diese Garantie als 
ein Ziel der britischen Außenpoliiik hinzustellen. Weiter ist interessant, daß 
er  - was den derzeitigen Stand anlangt - ledi lich auf den Fall des unprovo- 
zierten Angriffs hinweist, nicht aber von einer arantie der Grenzen im Sinne 
einer Garantie des Staatsgebiets spricht. 

8 

von Dirksen 

Nr. 257 
Erklärung des Britischen Premierministers Chamberlain im Unterhaus, 

14. März 1939 
(U bersetzung) 

IkI r. A t t 1 e e : Sind nicht offensichtlich Einflüsse am Werk, um die Slowakei 
von der übrigen Tschecho-Slowakei zu trennen, und ist die Regierung nicht 
durch ihre Garantie auf Grund des Müncheiier Abkommens verpflichtet: ein- 
gehendes Interesse an allem zu oehmen, was die Integrität des tschecho-slowz- 
bischen Reststaates betrifft? 

D e r Pr e rn i e r m i n i s t e r : Ohne genau informiert zu sein, möchte ich mich 
zu dem ersten Punkt, den der Herr Abgeordnete zur Sprache gebracht hat, nicht 
äußern. Wenn seine Annahme auf Wahrheit beruht, so würde darin kein 
Grund liegen, die Garantie zur Auswirkung zu bringen. 

M r. A t t 1 e e : Will der Premierminister sagen, daß die Regieriing lediglich 
auf ein fait accompli wartet, und hat die Regierung irgendwelche Schritte 



etan, um Konsultationen mit den Vertretern der Tschecho-Slowakischen 
begierung odet mit der Französischen Re ierung oderlanderen Garanten auf- 
eunelirnen angesichts des Umstandes, daß Eerüchte und Andeutungen über ein 
mögliches Auseinander fallen der von Großbritannien garantierten Tschecho- 
Slowakei im Umlauf sind, die man wohl kaum völlig unbeachtet lassen kanu? 

I> e r P r e m i e r m i n i s i e r : Ich weiß nicht ,recht, was der Heri  Abgeordnete 
meint, das wir tun sollen. Ich möchte ihn daran erinnern, daß  die erwähnte 
Garantie sich gegen unprovozierte Angriffe auf die Tschecho-Slowakei richtet. 
Ein solcher Angriff hat bisher nicht stattgefunden. 

Nr. 258 
Das Auswärtige .Amt an den Deutschen Botschafter in London 

Telegramm 

Berlin, den 15. März 1939 

Britischer Botschafter besuchte Dienstag vormittag Staatssekretär, um sich 
nach unserer Auffassung über Stand tschecho-slowakischer Fragen zu erkun- 
digen. Henderson äußerte, er  wolle weder Demarthe machen, noch Eindruck 
Einniischung seiner Regierung in diese Sache erwecken. Vorwiegendes deut- 
sches Interesse in Tsihechö-Slowakei stehe fest. Auch englische Presse habe 

rößte Zurückhaltun gezeigt. Fatal wäre dagegen, wenn bevorstehender 
besuch politischen Efanandelsministen Stanley (der inzwischen heute abgesagt 
worden ist) mit gewaltsamem Vorgehen des Reichs gegen Tscheehei zu- 
samrnenf iele. 

Staatssekretär hat dem Botschafter unsere Klagen über Vorgänge in 
Tschecho-Slowakei auseinander esetzt und ihm klargemacht, daß  in Slowakei 

if 5 8 Rr erung T i s o  einzi rechtmä ige sei. Auf Befragen zugab Staatssekretär, 
da Tiso vermutlich elbständigkeitserklärung der Slowakei plane. Deutsche 
Vorstellungen in Prag seien bisher nicht ergangen, doch hätten wir dringendst 
das Bedürfnis, Ordnung in diesem Gebiet Mitteleuropas entstehen zu sehen. 
Auf Frage Hendenons, ob wir Zerschlagung oder Aufrechterhaltung Tschecho- 
Slowakei wünschen, antwortete Staatssekretär, wir hätten nur Interesse an  
Ordnurxg. Hendenon befürwortete weiter unmittelbare deutscb-tschechische 
Fühlungnahme, wobei Staatssekretär erwiderte, auch uns liege daran, legitime 
deutsche Ansprüche auf anständige Weise durchzusetzen. Auf Erwähnung 
M ünchener Abkommens durch Henderson bernerk te Staatssekretär, Münchener 
Abkommen habe Aufrechterhaltung Friedens bezweckt und erreicht und liege 
im übrigen weit hinter uns. Henderson schloß mit Wiederholung Anerkennung 
vorwiegend deutschen Interesses im tschechischen Raume. 

Woermann 



Der Deutsche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 
Bericht 

London, den 16. März 1939 

I n  der Unterhaussitzun vom 15. März gab der Premierminister zunächst 
einen kurzen sachlichen 8 berblick über die Entwickiun in der Tscheclio-. 
Slowakei seit dem 10. März d. J., wie sie sich ihm auf rund der ihm zur 
Verfügung stehenden Berichte darstellte. 

E 
E r  zitierte dann die Bemerkung Sir Thomas lnskips im Unterhaus am 

4. Oktober V. J. zur Garantiefrage* und fuhr fort: 

.So lagen die Dinge bis gestern, und ich darf sa en, daß die Regierung 
Seiner Majestät sich in letzter Zeit bemüht hat, mit f en anderen in München 
vertretenen Regierungen zu einer Einigung über den Umfang und die Bedin- 

ungen einer solchen Garantie zu gelangen, aber bisher ist es uns nicht mög- 
fich gewesen, eine solche Einigung zu erzielen. Unserer Ansieht nach hat sich 
die Lage von Grund aus eändert, seit der slowakische Landta die Unab- 
hängigkeit der Slowakei er f lärt hat. Diese Erkliiriuig hatte die V$irkung, daß 
der Staat, dessen Grenzen wir zu garantieren beabsichtigten, von innen her 
zerbrach und so sein Ende fand, und demgemäß hat die Sachlage, die der 
Herr Staatssekretär für die Dominien geschildert. hat und die wir schon immer 
als nur vorübergehend ansahen, nun aufgehört zu bestehen, und Seiner Majestät 
Regierung kann sich infolgedessen nicht mehr länger an diese Verpflichtung 
gebunden halten. 

In einer Rede, die ich am 30. Januar d. J. in Birmin ham hielt, habe ich 
aus eführt, daß wir unsere Ziele und unsere Haltung, d. . unsere Entschlos- f % 
Sen eit, uns um den Frieden zu bemühen, klar darlegen sollten. Ich fügte 
hinzu, daß ich es nun für an der Zeit hielte, daß auch andere ihren Beitrag zu 
einem Er ebnis leisteten, das auch über die unmittelbar Betroffenen hinaus 
für viele %4 enschen eine unendliche Wohltat sein wiirde. Es ist deshalb nur 
natürlich, daß ich das, was jetzt geschehen ist, tief bedauere. Aber wir wollen 
uns dadurch nicht von unserem Wege abbringen lassen. Wir wollen dessen 
eingedenk sein, daß die Wünsche aller Völker der Erde sich auch jetzt noch 
auf die Friedenshoffnungen und' auf die Wiederkehr einer Atmosphäre der 
Verständigung und des guten Willens richten, die so oft gestört worden ist. 
Das Ziel, das unsere Regierung sich jetzt steckt, ist das gleiche wie immer, 
nämlich diesen Wunsch zu fördern und bei der Re lun von Streitigkeiten 
die Methode der ßesprechun en an die Stelle der ewa t zu setzen. Wenn P F P 
wir auch vielleicht gele ent ich Rückschläge und Enttäuschungen erleben 
werden, so ist das Ziel, f a s  uns vorschwebt, doch von zu groWer Bedeutung 
für das Glück der Menschheit, als daß wir es leichthin aufgeben oder beiseite- 
schieben könnten. a 

Im Auftrag 

von Selzam 

* Vgl. Nr.  256. 
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Nr. 260 

Der Deutsche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

London, den 15. März 1939 

Ich habe heute nachmittag Lord Halifax den Wortlaut des Abkommens* 
übergeben und die vorgeschriebenen Bemerkungen gemacht. 

I m  Anschluß hieran hinwies ich auf die unhaltbaren Zustände, die sich in 
der Tschechei in letzter Zeit durch L)eutschenverfolgungeo und all emeine 
Gesetzlosigkeit entwickelt hätten. Ich darlegte ferner, daL( die feutseh- 
tschec bischen Beziehungen sich in letztem Monat wegen unloyaler und wider- 
setzlicher Haltung überwiegender Mehrzahl der tschechischen Bürokratie 
immer mehr zugespitzt hätten. AIS daher der Konflikt Prag mit der Slowakei 
in vergangener Woche ausgebrochen sei, wäre Rückwirkung auf die deutsche 
Bevölkerung in der l'schechei selbst unvermeidlich gewesen. 

Halifax gab seinem Bedauern Ausdruck, daß  die Ereignisse der letzten Tags 
neue Unruhe und Qrschütterungen verursacht und den beginnenden Prozelj 
einer allgemeinen Beruhigung unterbrochen hätten. Nunmehr entstehe erneut 
die Ungewißheit über unsere Absichten. Es sei jetzt auch vorläufig nicht 
mö lich, den Besuch des Handelsministen Stanley in Berlin durchzuführen 
un Cf zu einer Regelung allgemein- wirtschaftlicher Fragen zu kommen, die so 

in Angriff genommen worden seien. I n  den deutsch-eng- 
seien die Uhren erheblich zurückgestellt worden. 

Ich erwiderte dem Minister des Xußeren, daß  die Ereignisse der letzten 
Tage letzten Endes lediglich die unvermeidliche Folge der Schaffung des 
unmöglichen Staatengehildes der Tscbechoslowakei durch die Mächte von 
Venailles seien. Die in München versuchte Lösung sei durch das verfassungs- 
widrige Vorgehen der Regierung in Prag gegen die Slowakei in F r  ge worden. Der Verlauf des Konflikts mit der Slowakei, die Deutsc enverfol- 
gungen und die eintretenden anarchistischen Zustände in der Tschechei hätten 
sodann zu dem schnellen Ablauf der Ereignisse geführt. Auf Grund der Ver- 
handlung des Führers mit dem Staatspräsidenten Hacha sei dann die der 
Britischen Regierung jetzt mitgeteilte vertragliche Regelung getroflen worden. 

* Das deutsch-tschechische Abkommen hat folgenden Wortlaut: 
Der Führer hat heute in Gegenwart des Reichsniinisters des Auswiirtigen von Ribbentrop 

den Tsche~ho-Slowakischen Staatspräsidenten Dr. Hacha und den Tschecho-Slowakischen 
AuWenminister Dr Chvalkovskj auf deren Wunsch in Berlin empfangen. Bei der Zusammen- 
kunft ist die durch die Vorgänge der letzten Wochen auf dem bisherigen tschecho-slowakisctien 
Staatsgebiet entstandene ernste Lage in voller Offenheit einer Prüfung unterzogen worden. Auf 
beiden Seiten ist übereinstimmend die Oberzeugurig zum Ausdruck gebracht worden, da11 das' 
Ziel aller Bemühungen die Sicherun von Ruhe, Ordnung und Frieden in diesem Teile Mittel- 
europas sein müsse. Der l'schecho- d lowakische Staatspräsident hat erklärt, da9  er, um diesem 
Ziele zu dienen und um eine end iiltige Befriedun zu erreichen, das Schicksal des tschechischen "i Volkes und Landes vertrauensvo 1 in die Hände k es Führers des 1)eutschen Reiches legt. Der 
Führer hat diese Erklärung angenommen und seinem Entschlui3 Ausdruck gegeben, da8 e r  das 
tschechische Volk unter den Schutz des Deutschen Reiches nehmen und ihm eine seiner Eigen- 
art gemäße autonome Entwicklung eleines völkischen Lebens gewä hrleiaten wird. 

Berlin, den 15. März 1939 

A d o l f  H i t l e r  Dr. t l a c h a  

v o n  R i b b e n t r o p  Dr. C h v a l k o v s k ~  



Jedenfalls bestehe kein Zusammenhang zwischen diesen Ereignissen und den 
deutsch-englischen Wirtschaftsbeziehunpn. Es sei nierkwürdig, daW bei ,jeder 
Aktion Deutschlands ein allgemeiner hntrüstungssturm sich erliebe, während 
seinerzeit bei der Besetzung Frankfurts und Düsseldorfs, mitten im tiefsten 
Frieden, keine Stimme laut geworden sei. Halifax stellte dann noch einige 
allgemeine Fragen nach der weiteren Gestaltung der staatsrechtlichen Verhält- 
nisse, die ich, soweit möglich, beantwortete. 

Dirksen 

Nr. 261 
Der Deutsche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

London, den 17. März 1939 

Während die h e u t i g  Presse ihren Ton gegenüber ileutschland nicht ver- 
schärft: ist in amtlichen und parlamentarischen Kreisen eine Versteifung 
gegenüber gestern ein etreten. Diese beliundet sich in Beratungen über 
Ijerufung Botschafters aenderson zur Berichterstattung nach London, ferrier 
in der Erörterung über die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht und über 
Bildung Konzentrationskahinetts. Chamberlains Haltung, der sich bisher 
%urüclihaltung auferlegt hat, wird durch heutige Rede in Birmingham * weiter 
geklärt werden. Seine bisherige Mäßigung wird innerhalb eigener Partei stark 
ange riffen, und seine Stellung scheint in den letzten Tagen gelitten zu haben. 
Die beinungsverschiedenheit zwischen Chamberlain und Halifax, die schon 
bisher gele entlich hervorgetreten, wird immer offenbarer, wobei letzterer für 
schärfere 8al tung eintritt. 

Dirksen 

Nr. 262 
Amtliche Deutsche Mitteilung, 18. März 1939 

Der Englische lind Französische Uotscha f ter haben aus Anlaß der Aktion, 
die von Deutschland zur Herstellung von Ruhe und Ordnung in Böhmen und 
kiälircn und damit zur Befriedung M itteleuropas durchgeführt worden ist, 
eine Demarche im Auswärtigen Amt gemacht, um gegen eine angebliche 
Unrech tniäßigkeit des deu tsclieri Vorgchens zu  protestieren. Wie verlautet, ist 
den beiden Diplomaten von amtlicher Seite mitgeteilt worden, daß die Reichs- 
re ierung nicht in der Lage sei, solche Proteste ent egenzunehrnen, da dies f P je er politischen, rechtlichen und moralischen Grund acre entbehre. 

* Vgl. Nr. 269. 



Nr. 263 
Der Deutsche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 

Bericht 

London, den 18. März 1939 

Die Entwicklung und der gegenwärtige Stand der politischen Krise, die sich 
in den deutsch-englischen Beziehungen durch den Ablauf der Ereignisse in der 
bisheriqen Tscheche-Slowakei entwickelt hat, lassen sich folgendermaßen zu- 
samrneti fassen: 

Lntsprechend der Haltung der Qogierung schrieb auch die Presse am ersten 
Tage meist noch zuriickhaltend und unbeteiligt; nur die traditionell aiiti- 
deutschen Blatter setzen mit ihrer Hetzkampagne ein. 

Von Mittwoch, dem 15. März, ab versteifte sich die Stimmung zusehends. 
Die scliärfere Richtung innerhalb des Kabinetts, insbesondere der ganz dem 
EinfiuU des Foreign Office unterlegene Lord Halifax, setzte sich durch. 

Vor allem aber wurde es den Anhängern wie den Feinden Charnberlains klar, 
daß die Stellung des Ministerpräsidenten selbst schwer in Mitleidenschaft 
gezogen war. E r  galt als der Vertreter der Politik von München. als Anhänger 
des Ausgleiclis mit Deutschland auf Gruiid vertrauensvoller Ausspraclie. Er 
hatte wenige Taue vorher vor der Presse optimistische Erklärungen über die 
Beru higunm der %el tlage und die Besserung der Wirtschaftskonjun ktur ab- 
gegeben. Pn der OReiitlichkeit waren an den geplanten Besuch Stanley's in 
Berlin weitgehende Hoffnungen geknüpft worden. 

Dieses Gebäude war jetzt - so nieinte man - eingestiirzt. Die Erklärung 
Charnberlains im Unterhaus* wurde als schwächlich kritisiert. Seine Gegner 
erhohen ihr Haupt aufs neue. So kam die scharfe Rede von Birmingham*. 
zustande. 

Welche praktischen Folgerungen die Englische Regierung aus den Ereig- 
nissen iii der Tschechei Deiitschlarid gegenuber ziehen wird, steht noch nicht 
fest. Die Erörterung. dariiber im Rahmen des Kabinetts und im Benehmen 
mit hef reundeten Regieruiinen ist in volle~n Gange. Die Gegensätze zwischen 
der gerniifiigten und der razkalen Richtung werden deutlicher. Die Stimnrung 
im Lande wird von den Abgeordiieten durch Reisen über das Wochenende in 
ihre Wahlkreise erforsclit. Die Meinui~qsbildung ist noch fließend, ohne zu 
festen En tsclilüssen erstarrt zu sein. Folgende Tatsachen und Erwägungen 
ni6gcn gewisse Anhaltspunkte über die zu erwartende Einstellung der Eng- 
lischen Regierung geben : 

, Die Stellung Chamberlains hat sich durch seine Rede in Birmingliam ge- 
festigt, wen11 auch die Eden-Churchill-Opposition, die jetzt Loyalität markiert, 
erhrblicli aii Einfluß gewonnen hat. 

Ua maxi in England eiti Scheitern der Methode freundschaftlicher Verhand- 
lun feststelleri z u  köiinen laubt, wird man jetzt Deutschland durch scharfes 
Au F treten, Errichten von P Iindernissen, Ablehnen jeden Entgegenkommens - etwa auf wirtschaftlichem Gebiet - .zur Vernunft zu bringenn versuchen. 

Eine gesteigerte internationale Tätigkeit in dieser Beziehung zeigt sich schon 
jetzt durch die Fühlungnahme mit Frankreich, den Vereinigten Staaten, der 

* VgI. Nr. 259. 
** Vgl Nr. 269, 



Sowjet-Union, den Balkanstaaten. Es läßt sich noch nicht übersehen, ob diese 
Besprechun en die Schaffung einer neuen, festen Koalition gegen Deutschland 
zum Ziel ha B en oder nur die Vereinbarung von Maßnahmen im Falle weiterer 
Vorstöße Deutschlands gegen andere Staaten, wie z. B. Rumänien oder Polen. 

von Dirksen 

Nr. 264 
Der Deutsche Geschäftsträger in London an das Auswärtige Amt 

Bericht 

London, den 24. März 1939 

In der Unterhaussitzung vom 23. März stellte der Abgeordnete Henderson 
die Anfrage an den Premierminister, welche Vorstellungen der Britische Bot- 
schafter in Berlin im Namen der Regierung Seiner Majestät bei der Deutschen 
Regierung erhoben habe anläßlich des Umstandes. daß die Deutsche Regierung 
es unterlassen habe, hinsichtlich der jüngsten Entwicklung in bezug auf die 
Tschechoslowal~ei eine Konsultation mit der Regierung Seiner Majestät vor- 
zunehmen, wie Herr Hitler es in der am 29. September 1938 in München unter- 
zeichneten englisch-deutschen Erklärung* versprochen habe? 

Der Parlamentarische Unterstaatssekretär für Auswärtige An elegenheiten, 
Butler, antwortete wie fol t: #Meines Wissens enthielt f as erwähnte 
Communiqub keine derartige fErklärung. Der zweite Teil der Frage erledigt 
sich damit.* 

Im Auftrag 

von Selzam 

Nr. 265 
Der Deutsche Geschäftsträger in London an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

London, den 24. März 1939 

I m  Anschluß an Bericht vom 24. März und unter Bezugnahme auf Unterhaus- 
erklärung Butlers* *. 

Antwort Butlers auf Anfrage Hendersons kann nur dahingehend ausgelrgt 
werden: daß Britische Regierung den Standpunkt einnimmt, das deutsche Vor- 
gehen in tschecho-slowakischer Frage darstelle keinen Verstoß gegen Konsul- 

, tationsabrede der deutsch-englischen Erklärung vom 29. September 1938. 

Kordt 

* Vgl. Nr. 217. 
** Vgl. Nr. 264. 
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Nr. 266 
Rede des Führers vor dem Deutschen Reichstag, 28. April 1939 

Auszug 

..... Ich habe seit dem Tag, da ich mich dem politischen Leben zuwandte, 
keinen anderen Gedanken elebt, als den der Wiadereriingung der Freiheit der 
deutschen Nation, der Au f richtung der Kraft una Stärke unseres Reiches, der 
U berwindung der Zerspi tterung unseres Volkes im Innern, der Beseitigung der 
Trennun nach außen und seiner Sicherung in bezug auf die Erhaltung seines 
wirtscha P tlich und politisch unabhängi en Lebens. Ich habe nur wiederher- 
stellenwollen, was andere einst mit 8 ewalt zerbrochen hatten, wollb nur 
wiedergutmachen, was satanische Bosheit oder menschliche Unvernunft zer- 
starten oder verdarben. Ich habe daher auch keinen Schritt vollzogen, der 
fremde Rechte verletzte,.sondern nur das vor 20 Jahren verletzte Recht wieder- 
hergestellt. 

Im Rahmen des heutigen Großdeutschen Reiches befindet sich kein Gebiet, 
das nicht seit gltesten Zeiten zu ihm gehört hat, mit ihm verbunden war oder 
seiner Souveriinität unterstand. Lfrngst, ehe ein amerikanischer Kontinent von 
Weißen entdeckt oder ar  besiedelt wurde, hat dieses Reich bestanden nicht 
nur in seiner heutigen 8 roße, sondern um viele seitdem verlorene Gebiete und 
Provinzen darüber hinaus. 

..... Ich habe, meine Abgeordneten, Männer des Reichstages, nie einen 
Zweifel darüber gelassen, daß es an sich in Euro a kaum mö lich ist, jemals 
eine allseitig befriedigende Obereinstimmun staat icher und vo klicher Grenzen f P P 
zu finden. Die im Laufe der letzten Jahr underte allmählich zum Stillstand 
gekommene volkliche Wanderung einerseits und die Bildun großer Gemein- 
wesen andererseits schuf auf diesem Gebiete einen Zustand, f er nach der einen 
oder anderen Seite hin von dem Betroffenen fast stets als unbefriedigend 
empfunden werden wird. Allein erade die Art des allmählichen Ausklingens 
dieser volklichen und staatlichen I ormungen ließ im vergan enen Jahrhundert 
für viele die Hoffnung als berechtigt erscheinen, daß am I!! nde zwischen der 
Respektierung des nationalen Eigenlebens der europäischen Völker und der 
Anerkennung gewordener staatlicher Gebilde ein Kompromiß gefunden werden 
würde, der ohne Zerstörung der staatlichen Ordnung in Europa und damit der 
nun einmal in ihr gegebenen wirtschaftlichen Grundlagen trotzdem die Er- 
haltung der Volkskörper ermöglichen würde. 

Diese Hoffnungen hat der Weltkrie beseitigt. Durch das Versailler Frie- a densdiktat ist weder dem einen noch em anderen Prinzi Genüge g e t a ~  wor- 

% S den. Es wurde weder das Selbstbestimmun srecht der ölker beachtet, noch 
wurden die staatlichen oder gar wirtschaftlic en Notwendi keiten oder Bedin- P gungen der europäischen Entwicklung in Rechnung gestel t. 

Trotzdem aber habe ich nie darüber einen Zweifel gelassen, daß, wie schon 
betont, auch eine Revision des Versailler Vertrags irgendwo ihre Grenze finden 
muß, und ich habe dies in freimütiger Weise auch immer offen ausgesprochen, 
und zwar nicht aus taktischen Gründen, sondern aus tiefinnerster Uberzeugung. 
Ich habe als nationaler Führer des deutschen Volkes keinen Zweifel darüber 
gelassen, daß aberall dort, wo die höheren Interessen des europäischen Zu- 
sammenlebens es erfordern, nationale Interessen im einzelnen, wenn notwendig, 
auch zurilckgestellt werden müssen, und zwar; wie schon betont, nicht aus tak- 
tischen Erwägungen; denn ich habe keinen Zweifel darüber gelassen, daß es 
mir mit dieser Auffassung heiliger Ernst ist. 



Ich habe aus diesem Grunde für  eine ganze Anzahl von vielleicht strittigen 
Gebieten endgültige Entscheidungen getroffen und sie nicht nur nach außen, 
sondern auch nach innen b e k a ~  tgegeben und ihre Respektierung durch- 
gesetzt. 
. . . . Die dempkratischen Friedensmacher von Versailles können für  sich das 

Verdienst in Anspruch nehmen, diesem tschechischen Volk die besondere Rolle 
eines gegen Deutschland ansetzbaren Trabanten zugedacht zu haben. 

Sie haben zu diesem Zweck dem in seiner tschechischen Volkssubstanz über- 
haupt nicht lebensfähigen Staat willkürlich fremdes Volksgut zugesprochen, 
d. h. also andere Nationalitäten vergewaltigt, um auf solche Weise eine latente 
Bedrohung der deutschen Nation i n  Mitteleuropa staatlich sicherstellen zu 
können. Denn dieser Staat, dessen sogenanntes Staatsvolk in der Minorität 
war, konnte nur durch eine brutale Vergewaltigung der volklichen Majori- 
täten erhalten werden. Diese Vergewaltigung aber war wieder nur denkbar 
unter der Zubilligung eines Schutzes und einer Hilfe von seiten der euro- 
päischen Demokratien. Diese Hilfe aber war selbstverständlich nur dann zu 
erwarten, wenn dieser Staat die ihm anläßlich seiner Geburt zugedachte Rolle 
getreu zu übernehmen und zu spielen bereit war. 

Diese Rolle aber hieW nichts anderes, als die Konsolidierung Mitteleuropas 
ZU verhindern, eine Briicke b~lschewistischer Aggressivität nach Europs dar- 
zustellen und vor allem Landsknecht der europäischen Demokratien gegen 
Deutschland zu sein. Alles weitere ergab sich dann von selbst. 

J e  mehr dieser Staat dieser seiner Aufgabe entsprechen wollte, um .so größer 
wurde der Widerstand der sich dem widersetzenden nationalen Minoritäten. 
Je  gröUer sich aber dieser Widerstand auswuchs, um so stärker mußte die 
Unterdkückung. einsetzen. Diese zwangsläufige Versteifung der inneren Gegen- 
sätze führte wieder zu einer um so größeren Abhängigkeit von den demokra- 
tischen europäischen Staatsbegründern und Wohltätern. Denn sie allein waren 
ja in der Lage, auf die Dauer die unnatürliche künstliche Existenz dieses Ge- 
bildes wirtschaftlich aufrechtzuerhalten. 

Primär hatte nun Deutschland im wesentlichen nur ein Interesse: nämlich 
diese fast 4 Millionen Deutschen in diesem Land aus ihrer unerträglichen 
Situation zu befreien und ihre Rückkehr in ihre Heimat und damit zum tausend- 
jährigen Reich zu ermöglichen. 

Ual( dieses Problem sofort das gesaate übrige. Nationalitätenproblem auf- 
rollte, war selbstverständlich. Ebenso aber auch die Tatsache, daß das Ab- 
ziehen aller Nationalitäten den Heststaat um jede Lebensmöglichkeit bringen 
muBte, etwas, was den Versailler Staatsgründern ja auch klar war; denn weil 
sie dieses wußten, haben sie ja die Vergewaltigung der anderen Minoritäten 
besclilossen uiid diese gegen ihren Willen in diese dilettantische Staats- 
konstruktion hineingezwungen. 

.... Daß sich Westeuropa fiir den in seinem Interesse geschaffenen künst- 
lichen Staat interessierte, war ja wohl begreiflich. Daß aber die um diesen 
Staat liegenden Nationalitäten dieses Interesse als für  sie maßgeblich ansehen 
würden, war ein vielleicht für  manche bedauerlicher Trugschluß. Insoweit 
dieses Interesse nun auf die finanzielle Fundierung dieses Staatswesens gerich- 
tet war, wäre von deutscher Seite nichts einzuwenden gewesen, wenn nicht 
dieses finanzielle Interesse letzjen Endes ebenfalls ausschließlich den rnacht- 
politischen Zielen der Demokratien unterstellt gewesen wäre. 



Auch die finanzielle Förderun dieses Staates verfolgte nur einen leitenden f Gedanken: einen militärisch hoc stgerüsteten Staat zu schaffen mit der Aul- 
gabe, eine in das Keicli hineinreichende Bastion zu bilden, die - sei es als 
Ausgangspunlrt militiirischer Unternehmungen in Verbiiidung mit westlicheii 
l~iiibrücheri in des Heicli oder auch nur als Flugzeugstützpunkt - einen un- 
r weifelhafteii Wert versprach. Was man von diesem Staat erwartet hatte, 
gellt ain eindeutigsten aus der Feststellung des Französischen Luftfahit- 
uiinisters l'ierre Cot Iiervor, der es ruhig aussprach, daß  es die Aufgabe dies- 
Staates wäre, in jedem Koiilliktfall Bomberilaiide- und flombenabflugplatz ZU 
seili, von dem aus rnan die wichtigsten deutschen Industriezentren in wenigen 
Sturiden würde vernichten köniien. Es ist daher verständlich, wenn die 
deutsche Staatsführung ihrerseits ebenfalls den Eritschluß faßte, diesen 
13ornbenabflug1)latz zu vernichten. Sie hat dieser1 EntscliluW nicht gefaßt etwa 
aus Haß gegen das tschechische Volk. Eher im Gegenteil. Denn im Laufe 
eiiies tausendjährigen Zusaiiimenlebens hat es zwischen dem deutschen und 
ts(-hechisclien Volk oft jahrhundeitela,rige Perioden engster Zusammenarbeit 
gegeben uiid dazwisclien allerdings nur kurze Periodrn von Spannungen. 

.... Die Münchener Entscheidung führte zu folgendem Ergebnis: 
1. HücBkehr der wese~itliclisten Teile der deutschen Raiidbesiedelung in 

Uiihmen und Mähren zurii Heich. 

2. Ollerihaltung der Lösung der übrigen Probleme dieses Staates, das heißt 
dtir Itückkehr bzw, des Ausscheideiis der noch vorhandenen ungarischen und 
slowakischen Minoritäten. 

3. Ulieb noch offen die Frage der Garantie. Die Garantie dieses Staates 
war, soweit es sich urn Dcutschlarid und Italien handelte, von vornherein ab- 
häiigig g ~ m a e h t  worden von der Zustimmung aller an diesen Staat angrenzen- 
d e ~ ~  liiteresseiiten und darnit vori der tatsächlichen Lösung der diese Inter- 
esserit~ii berührenden und noch offengebliebenen Fragen. 

l'olgeiide Fragen aber waren offen geblieben: 
1. Rückkehr der rnagyarischen Teile zu Ungarn, 
2. ltiickkehr der polnisctien Teile zu Polen, 
3. Lösung der slo\~akisclieii Frage und 
4. 1,ii';iiiig der ukrainischen Frage. 
\+'ie. iliiieii bekaiint ist, lialien nun, naclidem kaum die Verhandlungen zwi- 

srlieri Urigurn uiid der Tscliecho-Slowakei begonnen hatten, sowohl die 
tsctierho-slowak ischen als auch die ungarischen Unterliiindler an Deu tscliland 
uiid an (las aii uricerer Seite stellende Italieri die Bitte erichtet, als Schieds- 
rictiter die neue Grenzzieliung zwischen der Slowakei, f er Karpatho-Ukraine 
und Urigarri vorzunehriieii. Llarnii haben die Betroßeiien selbst von der Mög- 
licblifirit, aii  die vier hlächtc zu appellieren, kSinen Gebrauch gemaclit, soridern 
ausdrücklich Verzicht geleistet, das heillt, sie abgelehnt. 

Und dies war verstiiridlich. Alle die ili diesem Lehensraum Wohnenden 
wollten l{iihe urid Frieden erhalten. Italien und Deutschland waren bereit, 
diesen) R u f  zu  folgen. Eiii Eiiisj)ruch gegen diese, an sich ja sclion die 
M iiiirberier A b~r~achung foriiiell verlasse~ide Abiiiachung wurde weder von 
England noch von Frankreich erhoben und korinte nicht erhoben werden; denn 
es wäre ja aatiiisiiinig geweseii, etwa von I'aris oder London aus zu pro- 
testieren gegen eine Llaiidlung Deutschlands oder Italiens, die allein auf Grund 
des Ansi\cliciis der Ijetrofl'enen selbst stattfarid. 



Der Schiedsspruch von Italien und Deutschland hat, wie in solchen Fällen 
stets, keine Seite restlos befriedigt. Er krankte von vornherein daran, daß er 
von beiden Seiten freiwillig anerkannt werden mußte. Als daher dieser 
Schiedsspruch zur Verwirklichung kam, erhoben sich sofort in kurzer Zeit 
nach der Annahme von zwei Staaten hefti e Einsprüche. Ungarn forderte 
aus allgemeinen und besonderen Interessen f i e  Karpatho-Ukraine, Polen for- 
derte desgleichen eine direkte Verbindung mit Ungarn. Es war klar, daß 
unter solchen Umständen auch der Reststaat dieser einstigen Versailler Geburt 
turn Tode bestimmt war. 

Tatsache war, daß an der Aufrechterhaltung des bisherigen Status vielleicht 
überhaupt nur ein einziger Staat interessiert war, nämlich Rumänien, das 
durcli seinen berufensten Mund mir persönlicli zum Ausdruck brachte, wie 
erwünscht es wäre, über die Ukraine und Slowakei vielleicht einen direkten 
Weg nach Deutschland erhalten zu können. Ich erwähne dies als eine Il lu- 
stration für  das Gefühl der Bedrohung durch Deutschland, unter der die 
Humänische Keoierung nach den Auffassungen amerikanischer Hellseher ge- 
litten haben soly. Es war aber nun klar, d a ß  es nicht die A u f ~ a b e  Deutsch- 
lands sein koriiite, sich auf die Dauer einer Entwicklung. zu wi $ ersetzen oder 
gar für einen Zustand zu kämpfen, fü r  den wir niemals eine Verantwortung 
hätten übernehmen können. 

Es kam daher jener Au enblick, in dem ich mich namens der Iieichsregierung 
entschlolj, zu erklären, f a ß  wir nicht daran dächten, uns länger mit dem 
Odium zu belasten, um etwa eine deutsche Vormarschstraße nach Rumänieii 
ollen zu halten, dem gemeinsamen Grenzwunsch der Polen und Ungarn zu 
widersprechen. Da außerdem die Tschechische Regierung zu ihren alten 
Methoden zurückkehrte und auch die Slowakei ihre SelbstHndigkeits~~ünsche 
ofTeribarte, war von einer weiteren Erha!tung des Staates keine Rede mrhr. 
Die Versailler I(onstruktion der Tschecho-Slowakei hat sich selbst Üherlebt. 
Sie verfiel der Auflösung, nicht weil Deutsch land dies wollte, sondern weil 
inan airi l<onferenzlisch auf die Dauer nicht künstlich lebensunfähige Staates 
konstruieren und aufrechterhalten kann. 

Deutschland bat daher auch auf eine wenige Tage vor der Auflösung dieses 
Staates von Erigland lind Frankreich eingegangene Anfrage über eine Garan- 
tie diese abgelehnt; denn es fehlten ja alle seinerzeit in München dafür vor- 
gesehenen \'oraussetzungen. l m  Gegenteil. Als sfch endlich die Deutsche 
l(eichsregieriing - nachdem das ganze Gehilde in Auflösung begriffen war 
und sich auch sclion praktisch aufgelöst hatte - entschloß, nunmehr ilirer- 
seits ebenfalls einzugreifen, geschah dies nur im Vollzug einer selbstverständ- 
lichen l'flicht; denn folgendes ist noch zu bemerken: 

Llie Deutsche Heiclisregierung hat bereits beim ersten Antrittsbesuch des 
'i'schechischcn Außeniiiinisters Chvalkovskj in München ihre Auffassung über 
die Zukiinft der Tsclieclio-Slowakei klar zum Ausdruck gebracht. Ich selbst 
habe damals dem lierrn Minister Chvalkovskf versichert, dal( wir unter der 
Voraussctzuiig einer lovalen Behandlung der in der Tschechei verbliebeiien 
groWen deutscher, ~ i u d e r h e i t e n  und in der Voraussetzung einer Beruhigung 
drc! ganzen Staates eine loyale Haltung Deutschlands sicherstellen würden und 
von uns aus diescm Staat. keinerlei Hindernisse bereiten wollten. 

Ich hzbe aber auch keinen Zweifel darüber gelassen, daß, wenn die Tschechei 
irgeridaelclic Schritte unternehmen würde im Sinne der politischen Tendenzen 
des abpoiretcneu llcrrn Di. Benesch, Deutschland eine Entwicklung in dieser 
~ i c l i t u &  niclil hinnehmen, soiidern s c h o ~  im Keime auslöschen würde. Ich 



wies damals auch darauf hin, daß  die Aufrechterhaltung eines so gewaltigen 
militärisclien Arsenals in Mitteleuropa ohne Sinn und Zweck nur als Gefahren- 
herd angesehen werden müßte. 

Wie richtig diese meine Warnung war, wurde durch die spätere Entwick- 
luiig erwiesen. Llurch eine fortgesetzt sich steigernde Flüsterpropaganda so- 
wohl als durch ein allmähliches Abgleiten tschechischer Zeitungen in die f r ü -  
here Schreibart mul(te auch dem  einfältigste^ klar werden, daß  in kurzer 
Zeit die alten Zustände wieder vorhanden sein würden. 

Die Gefahr einer militärischen Auseinandersetzung war um so größer dann, 
als. ja immer damit gerechnet werden mußte, daß  sich irgendwelche Wahn- 
siiinigen der aufgestapelten ungeheuren Kriegsmaterialien bexnächtigen konnten. 
1)ies barg in sich die üefalir von Explosionen unabsehbaren Umfanges. 

. . . . Ich glaube, es ist ein Glück für Millionen und Abermillionenvon Menschen, 
daß es mir gelungen ist, dank der in letzter Miiitite wirksam werdenden Ein- 
sicht verantwortlicher Männer auf der anderen Seite eine solche Explosion 
vcrliindert und eine Lösung gefunden zu haben, die meiner Oberzeugung nach 
dieses Problem als einen mitteleuropäischen Gefahrenherd endgültig aus der 
Welt schafft. Die Behauptung, daW nun diese Lösung im Gegensatz zur Ab- 
machung von München * stünde, kann durch gar nichts begründet oder erhärtet 
werden. 

Die Münchener Lösung konnte unter keinen Uinständen als eine endgültige 
gelten; denn sie hat ja selbst zugegeben, d a ß  weitere Probleme noch der Lösung 
bedürften ixnd gelöst werden sollten. Daß sich nun die Betroffenen, und dies 
ist entscheidend, nicht an die vier Mächte gewandt haben, sondern nur  an 
Italien und Deutschland, kann wirklich nicht uns vorgeworfen werden. Eben- 
sowenig auch, daß der Staat endlich als solcher von selbst zerfallen war und 
dainit eine Tscheclio-Slowakei nicht mehr existierte. Daß aber, nachdem das 
ethnographisclie Prinzip schon längst außer Kraft gesetzt worden war, nun- 
iiichr auch Deutschland seine irninerliin tausendjährigen Interessen, die nicht 
nur politischer, sondern auch wirtschaftlicher Art sind, in seine Obhut nahm, 
ist wohl sellistverständlicli. Ob die Lösung, die Deutschland gefunden hat, 
richtig oder nicht richtig ist, wird die Zukunft erweisen. Sicher aber ist das 
eine, dalj die Lösuiig nicht einer englischen Kontrolle oder englischen Kritik 
iiiiterstelit. Denn die Länder Bölitnen und Mähren haben als letztes Restgel~iet 
der eheiiialigen Tschecho-Slowakei mit der bliinchener Abmachung überhaupt 
nichts niehr zu tun. So wenig, als etwa englische MaWnahmen, sagen wir in 
Irland, iiiögen sie ricliiig oder falscli sein, einer deutschen Kontrolle oder 
Kritik unterstellt sind, so wenig ist dies bei diesen alten deutschen Kurfürsten- 
tümern der Fall. 

Wie man aber die in München zwischen Herrn Chamberlain und mir per- 
sönlich betiitigte Abmachung auf diesen Fall beziehen kann, ist mir gänzlicli 
uiiverstäiidlich; denn dieser Fall der Tschecho-Slowakei war ja  in dem 
Münchener Protokoll der vier Mächte geregelt worden, soweit er eben damals 
geregelt werden konnte. Darüber hinaus war nur vorgesehen, daß, wenn die 
Beteiligten nicht zu einer Einigung kommen würden, sie sich an die vier Mächte 
würden weiiden könneri. Und diese wollten dann nach drei Monaten zu einer 
weiteren Beratung zusammentreten. 

Nun haben aber diese Beteiligten sich überhaupt nicht mehr an die vier 
Mächte gewandt, sondern nur an Deutschland und Italien. Wie sehr diese 

* Vgl. Nr. 217. 



dazu docli letzten Endes berechtigt waren, geht daraus hervor, daß weder 
England noch Frankreich dagegen Einspruch erhoben haben, sondern tlen von 
Deutsch!and und  Italien gefällten Schiedsspruch oline weiteres auch selbst 
akzeptierten. 

Nein, die Abmachung. die zwischen Herrn Chamberlain und mir  getroffen 
wurde, hat  rich nicht auf dieses Problem bezogen, sondern ausschließlich auf 
Fragen, die das Zusammenleben Eiiglancis und Deutschlarids betreffen. 

Das geht auch eindeutig hervor aus der Feststellung, daß  eolclie Fragen im 
Sinne des M iinchener Ab kornmens und des dpu tsch-englischen Flottenvertrages 
in Zukunft also freundschaftlich behandelt werden sollten, und zwar auf titlm 
Wege der Konsultierung. IVenn sich aber dieses Abkomxiien auf jede künftige 
deutsche Betätigtin.. politischer Art bezogen haben würde, dann'dürfte auch 

1 England keinen Sc ritt mehr unternehmen, sei es zum Beispiel in PalRstina 
oder woanders, ohne sich mit Deutschland erst zu konsultieren. Es ist selbst- 
verständlich; daß  wir dies nicht erwarten, ebenso aber lehnen wir jede ähnliche 
Erwartung. die an uns gestellt wird, ab. 

Wenn niin I ierr  Cbamberlain daraus folgert, da6  diese Münchener Ab- 
machung dainit hinfällig sei, weil sie von uns gebrochen worden wäre, so nehme- 
ich nunmehr diese Auffassung zur Kenntnis und ziehe daraus die Kon- 
sequcrizen. . „ . 



C. Die Britische Einkreisungspolitik seit Februar 1939 
Nr. 267 

Erklärung des Britischen Premierministers Chamberlain im Unterhaus 
6. Februar 1939 

(Ubersetzung) 

M r. A. I l e  n d e r s  o n  fragt den Premierminister, ob die kürzlich abgegebene 
Erklarurig des Franziisisclien Außenininisters, daß  die Streitkräfte Groli- 
britanniens im Kriegsfalle Frankreich zur Verfüuung stehen würden, ebenso 
wie alle Streitkräfte Frankreichs zur Verfiigung e ro~br i t ann iens  stünden, mit 
den Ansichten der Regierung Seiner Majestät in Einklang steht? 

D e  r P r e m i e r m i n  i s t e r : Nach den mir zugegangenen Informationen stellte 
Herr ßoiinet in der Kammer am 26. Januar  fest, daß  im Fall  eines Krieges, in 
den die beiden Länder verwickelt würden, alle Streitkräfte Großbritannieiis 
Frankreich ebenso zur Verfügung stehen würden wie alle Streitkräfte Frank- 
reichs zur Verfiigung Großbritanniens ständen. Das steht in völligem Einklang 
mit den Ansichten der Regierung Seiner Majestät. Es ist unniöglich, alle die sich 
vielleicht ergebenden hypothetischen Fälle im einzelnen zu prüfen, aber ich 
fühle mich verpflichtet, klarzustellen, daß  die Solidarität der Interessen, durch 
die Frankreich und unser Land verbunden sind, von der Art ist, daß  jede 
Bedrohung der Lebensinteressen Frankreichs, von welcher Seite sie auch 
kommen mag, den sofortigen Beistand dieses Landes nach sich ziehen muß. 

Nr. 268 
Der Deutsche Botschafter in Paris an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Paris, den 28. Februar 1939 

Der Botschaft sind in letzter Zeit, noch vor Bekanntgabe der antideutschen 
Ausschreitungen in Polen *, von durchaus zuverlässiger Seite Nachrichten zii- 
gegangen, die auf gewisse Tendenzen im Sinne einer Neubeleburig der frau- 
zOsisch-polnischer1 Allianz uiid parallel hierzu auf die Absicht eirier all- 
inät~lichen Verschlectitcrung der deutsch-polriinchen B~ziehungen schliel3cn 
lassen. Als llauptgruiid hierfür wird von deixi Vert raiiensmatiii der starke 
Eindruck angeführt, den die Vertiefung der Eiitente Cordiale zwischen Frniik- 
reich und England sowie die verschietlenen Erkläruiigen Chaniherlains hin- 
sichtlich eirier englischen flilfeleistung für Frankreich auf die Polnische Ke- 
gierung geinacht hätten, wozu noch eine bemerkenswerte englische Aktivität 
in Polen trete. 

Welczeck ' 

Vgl. Nr. 1-16 ff. 



Nr. 269 

Rede des Britischen Premierministers Chamberlain in Birmiagham 
17. März 1939 

Auszug 

( G  berse tzung) 

. . . . Am vergangenen Mittwoch fand eine Debatte im Unterhause statt. Es 
war derselbe Tag, an dem die deutschen Truppen in der Tscheche-Slowakei 
einmarschierten, und wir alle, ganz besonders aber die Regierung, waren im 
Nachteil, weil die uns zur Verfügung stehenden Nachrichten nur teilweiser, 
zuin erheblichen Teile nichtamtlicher Art waren. Wir  hatten keine Lei t, diese 
Nachrichten zu rüfen, noch viel weniger aber, uns darüber eine wohlerwogene 
Meinung zu bil S en. Daraus ergab sich zwangsläufig, daß ich, im Nainen der 
Regierung sprechend, angesichts der Verantwortung, die mit dipscr Stellung 
verbunden ist, mich gezwungen sah, mich auf eine stark zurückhaltende und 
vorsichtige Darlegung dessen zu beschränken, über das ich seinerzeit, wie ich 
glaubte, nur geringe Erläuterungen geben konnte*. Und vielleicht war es 
auch ganz natürlich, daß  diese etwas kühle und sachliche Erklärung Grund 
zu einem Mißverständnis gab und daß  einige Leute glaubten, daß meine 
Kollegen und ich, weil ich ruhig sprach und meinen Gefühlen nur beschränkten 
Ausdruck gab, uns von der Angelegenheit nicht stark beeindruckt fühlten. 
Ich hofTe, diesen Irrtum heute abend berichtigen zu kennen. . , , . Ich habe 
in Wirklichkeit keinen Grund, für  meine im letzten Herbst stattgefundenen 
Besuche in Deutschland Entscliuldigutigen vorzubringen; denn welche Wahl 
hatten wir? Nichts von dern, was wir hätten unternehmen können, nichts von 
dem, was Frankreich oder Ruf3land hätten unternehmen können, wäre dazu 
angetan gewesen, die Tscheche-Slowakei vor einem Einmarsch und der Ver- 
nichtuiig zu bewahren. Selbst wenn wir spHter zum Kriege geschritten wären, 
um Deutschland für  sein Vorgehen zu strafen, und wenn wir nach den fnrcht- 
baren Verlusten, die allen Teilnehmern an einem Kriege zugefügt worden 
wären, schließlich siegreich gewesen wären, würde es uns niemals möglich 
gewesen sein, die Tscheche-Slowakei in derselben Form wieder aufzurichten, 
die sie durch den Frieden von Versailles efunden hatte. . .. , . . Deutschland 
hat unter seinem gegenwärtigen Regime $er Welt eine Reihe unangenehmer 
Uberrasciiui~gen bereitet. Das Rheinland, der österreichisclie Anschluß, die Ab- 
trennung des Sudeieiilandes, alle diese Vorlioiiimnisse haben die öffentliche 
Meinutig der ganzen Welt vor den Kopf gestof3en und beleidigt. Welche und 
wieviel Anstände wir aber auch an den in jedem dieser Fälle angewendeten 
Methoden hätten nehmen körineri, jedenfalls ließ sich auf Grund der Rassen- 
zugehörigkeit oder gerechter Ansprüche, denen zu lange Widerstand geleistet 
worden war, etwas zugunsten der Notw,endigkeit einer Anderung in der be- 
stehenden Lage sagen. 

Die Ereignisse aber, die im Laufe dieser Woche . . . . . . Platz gr riffen P haben, scheinen mir in eine andere Klasse zu fallen und niiissen uns al  e ver- 
anlassen, an uns selbst die Frage zu richten: ~1s t  das das Ende eines alten 
Abenteuers oder ist es der Anfang eines n e u e n ? ~  

.Ist es der letzte Angriff gegen einen kleinen Staat oder werden ihm weitere 
folgen? Is t  dies in Wirklichkeit ein Scliritt in der Richtung eines Versuchs zur 
Weltherrschaft durch Gewalt?* 

* Vgl. Nr. 25'3. 



Das sind schwerwiegende und ernste Fragen. Ich werde diese Fragen heute 
abend nicht beantworten. Ich bin aber überzeugt, daß sie die tiefernste und 
gewissenhafte Erwägung nicht nur durch Deutschlaads Nachbarn, sondern 
auch durch andere Mächte, vielleicht sogar solche jenseits der Grenzen 
Europas, notwendig machen würden. Schon jetzt liegen Anzeichen dafür vor, 
da6 dieser Prozeß eingesetzt hat, und es ist augenscheinlich, daß er nunmehr 
voraussichtlich einen schnelleren Verlauf nehmen wird. 

Wir selbst werden uns selbstverständlich zunächst unsern Partnern in der 
britischen Gemeinschaft der Nationen und Frankreich zuwenden, mit denen 
wir so eng verbunden sind; ich bezweifle aber nicht, daß auch andere, die 
wissen, daß wir nicht uninteressiert an dem sind, was in Südosteuropa vor sich 
geht, den Wunsch haben werden, mit uos zu konsultieren und unseren Rat ein- 
zuholen. 

Wir alle in unserem eigenen Lande müssen die Lage mit dem Sinn für Ver- 
antwortlichkeit überprüfen, den ihr Ernst erfordert. Von dieser Uberprüfung 
darf nichts ausgeschlossen bleiben, was auf die nationale Sicherheit Bezug hat. 
Jede Phase unseres nationales Lebens muß wieder einmal von diesem Stand- 
punkt aus einer Prüfung unterzogen werden. . . . . . . 

Nr. 270 
Der Deutsche Geschäftsträger in London an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

London, den 19. März 1939 

1. In heutiger Morgenpresse spielen Spekulationen über angebliche deutsche 
Absichten gegenüber Rumänien Hauptrolle, obwohl berichtet wird, daß 
Bukarest, Berlin und auch hiesige Rumänische Gesandtschaft dementieren, daf3 
Deutschland wirtschaftliches Ultimatum an Rumänien gerichtet habe. 

2. Erfahre von zuverlässigem Gewährsmann hierzu folgendes: Hiesiger 
Rumänischer Gesandter Tilea hat am 17. März aus eigener Initiative im Foreign 
Office von übertriebenen deutschen Wirtschaftsforderungen gegenüber Rumä- 
nien ges rochen, weil ihm vorliegenden Nachrichten zufolge deutsch-rumä- 
nische drtschaftsverhandlungen zu gutem Ergebnis zu kommen schienen und 
hiermit seine von ihm befürworteten Pläne auf Ausbau englisch-rumänischer 
Wirtschaftsverhältnisse zunichte würden. Tilea hat wegen seines Schrittes 
von Gafencu schärfsten Verweis erhalten und ist nach längerer heftiger 
Telephonaussprache angewiesen worden, Dementi herauszugeben. 

Intri en Tilea wurden von Halifax als bare Münze genommen, insbesondere 7, da Nac richten von beschleunigten deutschen Truppenbewegungen von Prag 
in östlicher Richtun einliefen. Nachrichten und stete Erregtheit englischer 
Presse erklären sich !I ieraus. 

Kordt 



Nr. 271 
Aus der Rede des Britischen Staatssekretärs 

für Auswärtige Angelegenheiten Lord Halifax im Oberhaus 
20. März 1939 

(U bersctzung) 

. . . . . . Wenn und zu dem Zeitpunkt aber, an dem es den Staaten klar wird, 
daß es augenscheinlich keirie Garantie gegeneinander folgende Angriffe fibt; 
die der Reihe nach ge en alle diejenigen gerichtet sind, die ehrgeizigen F elt 
herrschaftsplänen im %ege stehen, dann schlägt die Waagschale sofort nach 
der anderen Hichtung aus, und nian wird voraussichtlich in allen betroffenen 
Kreisen einer weit größeren Bereitschaft begegnen, Erwaquncren darüber aiizu- 
stellen, ob nicht zwecks gegenseitiger Unterstützung die 8bernahxne ausge- 
dehnter gegenseitiger Verpflichtungen geboten ersclieint, wenn auch nur aus 
dem Grunde der Notwendigkeit der Selbstverteidigung. Die Regierung Seiner 
Majestät hat es nicht unterlassen, aus diesen Ereignissen die Lehre zu zielien, 
und hat keine Zeit dabei versäumt, nicht nur mit den Dominions, sondern auch 
mit anderen Regierungen, die von den so plötzlich offenkundig gewordenen 
Fragen betroffen werden, in enge und praktische Konsultation zu treten. . . . 

Nr. 272 
Der Deutsche Geschäftsträger in London an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

London, den 20. März 1939 

Erklärungen, die Chamberlain und Halifax soeben im Unterhaus abgegeben 
haben, bringen noch keine Kl%ru!ig über die Absichten der Britischen Regie- 
rung. Lord Halifax beschrankt sich auf eine teilweise bittere Darstellung der 
Ereignisse der letzten Tage. Er sprach von uweiterreichenden grgenseitigen 
üarantienr , die zweckmäßig wären. Aus Mitteilungen zuverlässiger Gewährs- 
leute ergibt sich etwa folgendes Bild über den gegenwärtigen Stand: Britische 
Regierung hat Initiative fü r  Besprechungen fest in der Iland. Sie wünscht mit 
der Festlegung der zu befolgenden Politik voranzugcben, um zu vermeiden, 
daß  die andere11 Staaten konditionelle Erklärun en abgeben, die nach britisctier 
Ansicht ihren Zweck nicht erreichen würden. 8 cdacht ist von britischer Seite 
offenbar ati Fcstlegung einer Demarkationslinie, die insbesondere Rumänien 
einschließt und deren Uberschreitung durch einen Angreifer den Kriegsfall 
darstellen würde. Folgende Staaten sollen in der Garantiefrage zur Teilnahme 
aufgefordert worden sein: HuWland, Polen, Türkei und Jugoslawien. Es stehe 
einwandfrei fest, daß  man sich nicht an Ungarn ewandt habe. Es sei Polen P überlassen worden, mit Litauen, Estland und Lett and Fühluno aufzunehmen; 
dasselbe gelte fiir die Türkei mit Bezug auf Griechenland. g e g e n  Bulgarien 
sei man noch zweifelhaft. 

Kordt 



Nr. 273 
Der Deutsche Gesandte in Os10 an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Oslo, den 21. März 1939 

Außenminister Koht, der von mehrtägigem Besuch in Paris, wo er  an der 
Sorbonno Vorträge gehalten hat, am Montag zurückgekehrt war, nahm sogleich 
Gelegenheit, irn zuerst erscheinenden Nachmittagsblatt den Hetzrneldungen der 
französischen Presse aufs entschiedenste entgegenzutreten, wonach die Deutsche 

schon vor 12 Tagen von den skandinavischen Staaten unter Drohung 
verlangt Itegierunf aben sollte, sich sowohl in wirtschaftlicher wie auch in politischer 
Beziehung Deutschland anzuschließen. 

Der Außenminister erklärte, daß  ihm hiervon auch nicht das geringste be- 
kannt sei. Im Außenministerium finde sich nicht ein Wort, nicbt einmal eine 
Silbe darüber. Es sei dies eines der üblichen Gerüchte, die aus den verschie- 
densten Gründen ausgeheckt und verbreitet würden. E r  k6nne nur, wie schon 
früher, sagen, daß aller Grund vorbanden sei, solchen Pressemeldungen in 
Zeiten wie ,Jetzt mit allergrößter Skepsis zu begegnen. Bis zum heutigen Tage, 
betonte Koht nochmals, hat man von dem angeblich vor 12 'Tagen erfolgten 
P Uriickn Deutschlands im Norwegischen Außenministerium noch nichts 
verspürt, 

Dr. Sahm 

Nr. 274 
Der Deutsche Geschäftsträger in London an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

Lcmdon, den 22. März 1939 

Aus ziiverlässiger Quelle erfahre ich folgendes über den lnhalt  der von Eng- 
larid in Paris, Wsrscliau und Moskau gerriachten Vorschläge: 

Die vorgeschlagene Deklaration sieht vor, d a ß  im. Falle eine; befürchteten 
Aggressiori die Unterzeichrier der Deklaration sich zu sofortiger I<onsultation 
verbilichten, nto resist aggresdonr . 

Soweit bisher abzurehen, hat Polen Bedenken gegen englisctien Vorschlag. 
MosBau hat noch nicht geantwortet. 

Falls diese Deklaration durch die beteiligten Staaten angenommen wird, will 
England als zweiten Schritt Generalstabsbesprechungen mit dem Ziele mili- 
tärischer A hmachungen in Vorschlag bringen. 

Kordt 



Der Deutsche Geschäftsträger in London aa das Auswärtige Amt 

Lmdon, den 23. März 1939 

Vorliegende Nachrichten zeigen deutlich, daß  der mit Vortelegrainm * ge- 
meldete engliocbe Deklarationsplan praktisch in zwei Teile zerfällt : 

Der erste Teil bezieht sich auf eine Garantie Bekens ,  Hollaids und der 
Schweiz. 

Der zweite Teil bezweckt den Scbutz der Oststaaten gegen eine Agvression. 
Dem britischen Kabinett so11 von militärischer Seite mitgeteilt worBen sein, 
daß Rumänien wegen seiner Erdolqudlen unbedingt vor deutschem militä- 
rischem Zugriff geschützt werden müsse. 

Wie mir ein gut  informierter hiesiger Diplomat bestätigte, hat Polen sich 
bisher nicht entschließen können, die britischen Vorschläge anzunehmen. Maß- 

ebend fü r  diese Haltung sei, ahgesesehen von dem großen MiWtrauen Tb" eine kilfeleistung durch SowjetruWland, die Erwiigung, daß  das Ver iältnis zu 
Deutschland durch eine derartige Teilnahme unhaltbar werden würde und dal( 
England und Frankreich im Falle einer deutschen Angriffes kaum in der Lage 
sein würden, Polen mili täriscb wirksam zur Hilfe zu kornrneri. Unter diesen 
Umstiinden scheine im Foreign Office der Konferenzgedanke wieder in den 
Vordergrund zu treten: Man hoffe, auf einer Viererkonferenz Polen wirksam 
unter Druck setzcn zu können. 

I n  englischen konservativen Kreisen besteht nach wie vor ein nicht zu uiitcr- 
schätzender Widerstand egen die fiereinriahme SowjetruDlands in das geplante 
System. Die soeben im lfinterhaus von Chamberlain abgegebene Erklärung IöWt 
darauf schließen, daW in den der Regierung nahestehcnden Kreisen der konsir- 
vativen Partei die Furcht groß ist, ein im Osten konsoliriiertes Gebiet unti!r 
deutscher Vorlierrschaft werde sich nach dieser Konsolidierung mit seiner 
ganzen Kraft auf England werfen. 

Kordt 

Nr. 276 

Der Deutsche Geschäftsträger in Paris an das Auswärtige Amt 
Telegramm 

Paris, den 24. März 1939 

GroBer Teil Pariser Presse bringt im wesentlichen übereinstimmende Nacb- 
richt, d a ß  anläßlich Besuchs Französischen Staatspräsidenten in Loudon Cham- 
berlain, Halifax und h n n e t  Protokoll gezeichnet oder Aide-bfemoires ausge- 
tauqclit hätten, in denen sich Frankreich und Englaiid verpflichteten, im h l l e  
eines Angriifes auf Holland oder die Schweiz dieseh Läridcrn automatisch 
bewaffneten lleistand zu leisten und ihre Grenzen zu schützen. Das so gc- 
schlossene Abkommcii bestätige Vereinbarung, die arn 29. Januar mündlich in 
Paris zwischen Bonnrt und dem hiesigen Englischen Botxhaf ter getroffen 

* Vgl. Nr. 274. 



worden sei. Die so übernommenen Verpflichtan en seien den Belgien ge en- \ über bestehenden gleiche oder ähnliche. Ober ganuarabmachungen beric tet 
ml'Europe nouvelleu in Ausgabe vom 18. März (S. 301), daß Verpflichtungen 
gegenüber Holland von Eogland, gegenüber der Schweiz von Frankreich ge- 
wünsclit worden seien. 

Bräuer 

Ni. 277 
Der Deutsche Geschäftsträger in London an das Auswärtige Amt 

Bericht 

London, den 29. März 1939 

In der Unterhaussitzung vom 28. März richteten die der Arbeiterpartei an- 
gehörenden Abgeordneten Greenwood und Dalton Anfragen an  den Premier- 
minister, in denen sie nähere Aufklärung über den Stand der von der Britischen 
Regierung mit anderen Regierungen zur Zeit geführten Bespreuhungen erbaten. 

Der Abgeordnete Greenwood wollte wissen, ob die Deklaration, die gewissen 
Mächten vorgelegt worden sei, sieh mir auf Konsultation beziehe, oder ob 
gegenseitiger Beistand, unter Umgtänden auch militärischer Art, vorgesehen sei. 

Der Premierminister antwortete, es sei außerordentlich schwierig und 
delikat, jetzt schon alle Karten auf den Tisch zu legen, doch könne aus dem, 
was er früher in diesem Zusammenhang gesagt habe, ohne weiteres geschlossen 
werden, daß das, was die Regierung im Sinne babe, sehr viel weiter gehe als 
I<onsultation. ("It will, a t  any rate, be readily understood, from what I have 
said previously, that what the Government bave in mind, goes a great deal 
furtlier than consultation".) 1 

Der Abgordnete Dalton wollte wissen, ob man Polen gegenüber klar gemacht 
habe, daW die Britische Regierung willens sei, gemeinsam mit anderen Regie- 
rungen Polen für den Fall, daO es das näclte  Opfer vdeatxher Ag ressionn 
sein würde, zu Hilfe zu kommen. Der Premierminister antwortete, f a ß  er in 
dieser Ilinsicht noch gewisse Zurückhaltung wahren zu müssen laube, doch 
sei er bereit ZU sagen, daB die Britische Hegierung den anderen fi egieningeii, 
mit denen sie in Konsultation stände, eindeutig klar gemacht habe, was die 
Britische Regierung unter bestimmten Umständen zu tun bereit sei. 

Im Auftrag 

von Selzam 

Nr. 278 
Der Deutsche Geschäftsträger in Paris M dae Auswärtige Amt 

Bericht 

Paris, den 31. März 1939 

Die Rundfunkansprache, die Ministerpräsident Daladier am 29. Miirz gehalten 
hat und die in 5 fremden Sprachen über alle franzbischen Sender übertragen 
wordep ist, bat in erster Linie eine außenpolitische Zielsetzung. Sie will durch 



Betonun des Friedenswillens Frankreichs, seiner Stärke und im Laufe der 
letzten f o n a t e  erreicliten Einigkeit, wie sie auch in der Gewährung der Sondar- 
vollmachten zurn Ausdruck gelangt ist, Gegner lind Freunde beeindruckeri, um 
jenen ein Halt auf dem Wr e ihrer vermeintlichen Expansion entgegenzusetzen 
und diese in die Abwehr f ront gegen den Expansionldrarig der totalitären 
Staaten zu locken. Das Verhältnis zu Ln land wird nur kurz mit den Worten 
gestreift. d a ß  die französisck-englische usarnmenarbeit heute so vollständig 
sei wie nie zuvor. 

8 
Deutschland gegenüber fällt der Ton einer gewissen Redgnation auf. Nach 

Aufzählung der Versuche, die zu einer Besserung der Beziehungen in München, 
in der deutsch-französischen Erklärung vorn 6. .Dezember * und in den Wirt- 
scliaftsverhandlurigen gemacht wordrn sind, erklärt Daladier, d a ß  die ~Erobe-  
rung. der Tschechoslowakei und die Uesetzung von I'rag durch deutsche 
Arnieen diesen geduldigen Llemühuiigen den härtesten Schlag versetzt hätten 
Die Ausführungen Llaladiers hierijher sind von hemerbens werter Kürze. Er  
wendet sicli im AnschluW daran an alle Mächte in Europa, jenseits des Kanals 
und jenseits des Atlantischen Orearis, die wie ~rar ikreich deiiken, und fordert 
sie zu einer vertrauerisvollen Zusariltnenarbeit aiif, uni den Frieden zu bewahren 
und einer11 Angriff solidarisch zu widerstehen. Wenn arn Tacye nach der Radio- 
ansprache des hlinisterl~riisidenten in einer offiziösen Ver P aiitbarung erklärt 
wird, daW die Rede vorher der Englischen Iiegierung vorgelegen habe und von 
ihr g e b i l l i ~ t  worden sei, treten in dem Appell Llaladiers aii die Völker Europas 
und jenseits des Atlantischen Ozeaiis noch scliärfer die Grundzüge der eng- 
lischen lJolitik hervor, wie sie auch in den ÄulJerurigen Chaniberlains und d ~ ~ i  

dein Besuch des Polnisclien Außeniiiinisters Bock in London vorausgehendibn 
englisclieri Verlautharungcn zum Ausdruck kommen. 

Nr. 279 
Erklärung des Britischen Premierministers Chamberlain im Unterhaus 

31. März 1 939 
( U  bsrsetzung) 

Wie ich diesen Morgen erl<lä rte, brsi tzt  Seiner Majestät Regierung keinerlei 
amtliche Uestö tigung für  die Gerüchte irgendeines geplanten Angrilfcs aiif 

Polen. Er: darf daher nicht arigenomnicu werden? da13 die Kcgieruiig diese 
(;erür.lit,e für  wahr hält. 

Ich freue mich, diese Geleg~nheit zri er reifen, um rrrieut die allgeriieiiie 
Politik der Regierung darzulegen: Seiner Eaajestät Negieruiig Iiat sich stäridig 
für  den Ausgleich, urid zwar aii t dem \Irege freier Vcrliandlriiigen zwiqc1v:ii 
den betroll't~iicii tJarteic.n, von jeder Streitigkeit eingesetzt, die sich zwiaclieii 
ihrien ergeheri mag. Sie hält dies für den natürlichen uiid angemessenen Weg 
dort, wo Streitigkeiten vorhanden sind. Ihrer Ansicht nach sollte es keine 
Frage &,eben, die niclit durcli friedliche Mittel zu lösen wäre, und sie würde 
daher keinerlei Herhtfertigun dafür finden, wenri Gewalt oder Droliutig iriit 
Gewalt an  die Stelle der h'lct % oden der V e r h ~ i d l u n g  gesetzt werde. 

Wie  dorn Hause bekannt ist, finden zur Zeit gewisse Konsultationen mit 
anderen 1Cerierungcn statt. Um die IJaltung Seiner Ma.jestät Regierung in der 
- 

* Vgl Nr 3.29. 



Zwischenzeit völlig klarzustellen, bevor diese Konsultationen abgeschlossen 
sind. fühle ich mich veraiilaßt, dem Hause mitzuteilen, daW wätirend dieser 
Zeitdauer für den Fall ir endeiner Aktion, die klarerweise die polnisclie 
Ilnabliängigkeit bedrolit u n f  die die Polnische Regierung daher fiir so lebeiis- 
wichtiq ansieht, daß sie ilir mit ihren nationalen Streitkräften Widerstand 
leistet; Seiner Majestät Regierung sich verpflichtet fühlen würde, der Pol- 
nischeii 13e ierung'alle in ihrer Macht stehende Hilfe sofort zu gewähren. Sie Y hat der Po nischen Regierung eine derartige Zusicherung gegeben. 

Icli kann hinzufügen, da13 die Französische Regierung mich autorisiert hat, 
darzulegen, daß sie die gleiche Haltung in dieser Frage einnimmt wie Seiner 
Ma jestöt Ilegierung. 

Nr. 280 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Warschau, den I. April 1939 

Zur Erk läruiig Chainberlairis * wurde in heutiger I'ressekonferenz AuWen- 
minist~riurns folgerider Komriieiitar gegel~en: 

Uritiscbhe Regierung schafl'e riunrriehr gleiche Voraussetzungen f ü r  den 
Frieden iin Ostcm und \Vesten und beseitige damit in Locarno begangene 
Fehler, auf die Polrii ständig Iiinaewiesen habe. Dit~ser Bescliluß Englischer 
Il~gicruri#. die hierrnit aus bislieriger ltcserve heraiistrete uiid an europaischer 
Solidnritiit nlttiv teiliielime, werde in Polen rnit allergröl3ter Zufried~nheit und 
Verstäridiiis a U fyenommeri. Dir posi tivc Heiirteilung englischen Schritts ändere 
jc~docli iiiclits a t i  den bislierigen Grundsii tsen, die Poleii, soweit es aii iliin liege, 
aiich in Zukiirift, beibehalten wolle. Nach wie vor solle eine selbständige und 
uiial)hänt~ige I'olitik geführt werden, die sicli auf die eigene Kraft, auf freund- 
sc~iaft~icke Dczirhungrn zu den Naclit~arstaaten uhd auf Allianzen i ~ n d  Freuiid- 
sclia ften stiitze. E~iglisclicr Schritt beweise, d a 8  Eiigland in l'olen einen 
bederitendcii Faktor für den Frieden Europas sehe. Reise Becks nach Loiidon 
werde eine wichtige Etappe iii den eriglischerseits gefülirten Koiisultationeu 
darstellen. 

Eiti Hesuch in Frankrcicli. der auf französische Initiative zurückgebe, sei in 
Aussicht geiionirnen, werde at)cr nicht bei Gelegenliei t Loiitlon-Heise sta ttiinden. 

Mol t ke 

Nr. 281 

Rede des Führers in Wilhelmshaven, 1. April 1939 

Wer den Verfall und den Emporstie Deutschlands ermessen will, der miiß 
sicli die Entwickliing eirier Stadt wie ilhelrnshaveri ansehen. Vor kurzer Zeit 
noch ein toter Platz, fast ohne Existenzbereclitigung, ohne Aussicht auf eine 
Zukiiiift - heute wieder erfüllt vorn Dröhiieri der Arbeit und des SchatTens. 
Es ist gut, wenn man sich diese Vergangeliheit wieder ins üed8chtnis zurück- 
riift. 

* Vgl. Nr. 279, 



Als die Stadt ihren ersten Aufschwung erlebte, fiel dieser zusammen mit 
dem Emporstieg des Deutschen Reiches nach seinen Einigungskämpfen. Dieses 
Deutschland war ein Deutschland des Friedens. I n  derselben Zeit, in der die 
sogenannten friedliebenden, tugendhaften Nationen eine ganze Anzalil von 
KGegen fiibrten, hat Deutschland damals nur ein Ziel gekannt: den Frieden 
zu bewahren, in Frieden zu arbeiten, den Wohlstand seiner Bewohner zu 
heben und damit zur menschlichen Kultur und Gesittung beizutragen. 

Dieses Deutschland der Friedenszeit hat mit unendlichem Fleiß, mit 
Genialität und mit Beharrlichkeit versucht, sich sein Leben im Inneren zu 
gestalten und sich nach außen durch die Teilnahme am friedlichen Wettbewerb 
der Völker einen gebührenden Platz an der Sonne zu sichern. 

Trotzdem dieses Deukchland jahrzelintelang der sicherste Garant des 
Friedens war und sich selbst nur seiner friedlichen Beschäftigung hingab, hat 
es andere Völker und besonders deren Staatsmänner nicht davon abhalten 
können, diesen Emporstieg mit Neid und Halj zu verfolgen und ihn endlich 
mit einem Kriege zu beantworten. 

W i r  wissen heute aus den Akten der Geschichte, wie die damalige Ein- 
kreisungspolitik planmäßig von England aus betrieben worden war. Wir 
wissen aus zahlreichqn Feststellungen und Publikationen, daß man in diesen1 
Lande die Auffassung vertrat, es sei notwendig? 1)eutschland militiirisch 
niederzuwerfen, weil seine Vernichtun jedem britischen Bürger ein höheres 
Ausmaß an Lebensgü tern sichern wür f e. 

GewiW, Deutschland hat damals -Fehler begangen. Sein schwerster Fehler 
war, diese Einkreisung zu sehen und sich ihrer nicht beizeiten zu erwehren. 
Die einzige Schuld, die wir diesem damaligen Regime vorwerfen können, ist 
die, da13 es von dem teuflischen Plan eines, Uberfalls auf das Reich volle 
Kenntnis hatte und doch nicht die' EntschluISkraft aufbrachte, dieien Uberfall 
beizeiten abzuwehren, sondern diese Einkreisung bis zum Ausbruch der IIata- 
strophe ausreifen ließ. 

Die Folge war der Weltkrieg! 

..... Wenn heute ein englischer Staatsmann meint, man könne und müsse 
alle Probleme durch freiniütige Besprechungen und Verhandlungen lösen, 
dann möchte ich diesem Staatsmann nur sagen: Dazu war vor unserer Zeit 
15 Jahre lang Gelegenheit!. 

Wenn die Welt heute sagt, daß man die Völker teilen müsse in tugendhafte 
Nationen und in solche, die nicht tu endliaft sind - und zu den tugendhaften 
Nationen gehören in erster Linie die%ngländer und die Franzosen, und zu den 
nicht tugendhaften ehören die Deutschen und Italiener -, dann können wir 
nur antworten: ~ i e g e u r t e i l u n ~ ,  ob ein Volk tugendhaft oder nicht tugendhaft 
ist, die kann doch wohl ein I r  ischer kaum aussprechen, das müWte man dem 
lieben Gott überlassen. 

Vielleicht wird mir nun dieser selbe britische Staatsmann entge nen: #Gott 
hat das Urteil schon gesprochen, denn er hat den tugendhaften 8 ationen ein 
Viertel der Welt geschenkt und den nicht tu endhaften alles  genommen!^ 
Darauf sei die Frage estattet: .Mit welchen d t t e l n  haben denn die tugend- a haften Nationen sich ieses Viertel der Welt erworbenPa und man muß ant- 
worten: DES sind keine tugendhaften Methoden gewesen! a 

300 Jahre lang hat dieses England nur als untugendliafte Nation ehandelt, 
um jetzt im Alter von Tugend zu reden! So  konnte es passieren, da d in dieser 



britischen tu endlosen Zeit 46 Millionen Engländer fast ein Viertel der Welt 
unterworfen % aben, während 80 Millionen Deutsche infolge ihrer Tugendsani- 
keit zu 140 auf einem Quadratkilometer leben müssen. 

Ja ,  vor 20 Jahren, da war die Frage der Tugend für die britischen Staats- 
maliner immer noch nicht ganz geklärt, insofern es sich um Eigeiituriisbegriffe 
handelte. Damals hielt man es mit der Tugend noch für vereinbarlich, einem 
anderen Volk, das seine Kolonien nur durch Verträ e oder durch Kauf erwor- % ben hatte, sie einfach wegzunehmen, weil man die acht hatte. 

Jene Macht, die jetzt allerdings als etwas Abscheuliches und Verab- 
scheuun würdiges gelten soll. Ich habe den Herren hier nur eines zu sagen: 
Ob sie f as selber glauben oder nicht glauben, wissen wir nicht. Wir nehmen 
aher an, daW sie das nicht glauben. Detin wenn wir annehmen wollten, daU sie 
das wirklich selbst glauben, dann würden wir jeden Respekt vor ihnen ver- 
lieren. 

15 Jahre lang hat Deutschland sein Los und sein Schicksal geduldig ertragen. 
Auch ich versuchte anfangs jedes Problem durch Besprechuiigeii zu lösen. Ich 
hahe bei 'edem Problem Anuebote gemacht, und sie sind jedesmal ahgelchnt 
norden! ks kann kein zweiEi sein, daW jedes Volk heilige Interessen besitzt, 
einfach weil sie mit seinein Leben und seinem Lebensrecht identisch sind. 

Wenn heute ein britischer Staatsmann fordert, daIj jedes Yrobleni, das 
inmitten der deutschen Lebensinteressen liegt, erst mit Eiigland besprochexi 
werden mühe ,  dann könnte ich geriau so gut  verlaiigen,, daW jedes britische 
Problern erst niit uns zu besprechen sei. 

GewiL1, diese Engländer mögen mir zur Antwort geben: .In Palästina haben 
die Deutschen nichts zu sucben!. - Wir wollen auch gar nichts in Palästina 
suchen. 

Allein, so weni wir Deutschen in Palästina etwas zu suchen haben, so 
wenig hat Eiiglan f in unserem deutschen Lebensraum etwas zu suchen! 

Und wenn ruan nun erklärt, daß es sich hier um allgemeirie Rechts- und 
Gesetzesfragen handele, so könnte ich diese Meinung nur dann uelten lassen, 
wenn inan sie als allgemein verpllichtetid betrachte11 würde. hfan sagt, wir 
hätten kein Recht, dieses oder jenes zu tun. Ich möchte die Gegenfrage er- 
beben: Welches Recht - uui nur eiu Lktispiel zu erwähnen - hat Erigland 
in Palfistina, Araber niederzuschieben, nur, weil sie für ihre Heimat eintreten? 
Wer gibt ihm das Recht? 

Wir haben jedenfalls in Mitteleuropa nicht Tausende abgeschlachtet, son- 
dern wir haben unsere Proble~iie in Ruhe und iu Ordnung geregelt! 

rs, eines möclite ich hier aussprechen: Das deutsche Volk von heute, 
das Deutsc e Reich von jetzt, sie sind nicht gewillt, Lebensinteressen preis- 
zugeben, sie sind auch nicht gewillt, aufsteigenden Gefahren tatenlos gegen- 
überzutreten! 

Wenn die Alliierten einst ohne Rücksicht auf Zweckinäfiigkeit, auf Recht, 
auf Tradition oder auch nur Vernu~ift die Landkarte Europas änderten, so 
hatten wir nicht die Macht, es zu verhindern. Wenn sie aher vom heuti6en 
I)eutschland erwarteo, da13 es Trabantenstaaten, deren einzige Aufgabe es ist, 

egen Deutschland an esetzt zu  werden, geduldig ewähren laut bis zu den1 
!ag, an dem dieser I? insatz sich vollrirhen soll, f ann verwechselt nian das 
heutige Deutsctiland mit dem Deutschland der Vorkriegszeit! 



Wer sich- schon bereit erklärt, für dieso Großmachte dic Kastanien aus deni 
Feuer zu holen, muß gewärtig sein, daß  er  sich dabei die Finger verbrennt 

Wir haben wirklich keinen I1aLI w e n  das tschecl~iselie Volk, wir haben 
jahrelang miteinander gelebt. Das wissen die englisclien Staatsmänner nicht. 
Sie haben keine Ahnung davon, daß der Hradschin nicht von einem Engländer, 
sondern von Deutschen erbaut wurde, und J a ß  der St. Veits-Dom gleichfalls 
nicht von Engländern, sondern von deutscher Hand errichtet wurde. 

Auch Franzosen waren dort nicht tätig. Sie wisseu nicht, daß schon in 
einer Zeit, in der England iioch sehr klein war, einern deutschen Kaiser auf 
diesem Berg gehuldigt wurde, daß  whon 1000 Jalire vor mir dort der erste 
deutsche König stand und die Iiuldigungen dieses Volkes entgegennahm. Das 
wissen die Engländer nicht, das können sie auch nicht uiid brauchen sie auch 
nicht zu wissen. 

Es genüet, da13 wir es wissen und daU es so ist, daß seit einem Jahrtausend 
dieses Gebiet im Lebensraum des deu tsclien Volkes liegt. Wir hatten aber 
trotzdem nichts gegen einen unabhängigen tschechischen Staat gehabt, wenn 
er 1. nicht Deutsche unterdrückt und kenn er 2. nicht das Instrument eincs 
kommeiiden Angriffs gegen Deutschland hätte sein sollen. 

Wenn aber ein französischer früherer L.uftfahrt~ninister in einer Zeitung 
schreibt, daß  es die Aufgabe dieser Tschechei auf Grund ihrer hervorragende11 
Lage sei. im Kriege Deutschlands Industrie durch LuftangrilFc ins Herz zu  
treffen, dann wird man verstehen, daß  das für uns nicht ohne Interesse ist 
und daß  wir dann daraus bestimmte Konsequenzen ziehen. 

Es wäre an England und Frankreich gewesen, diese Luftbasis zu verteidigen. 
An uns lag es jedenfalls, zu verhindern, da8  ein solcher Arieriff stattfinden 
konnte. Ich habe geglaubt, dies auf einem natürlichen und einfachen Wege 
EU erreichen. Erst  als ich sah, daW jeder derartige Versuch zum Scheitern 
bestimmt war und daß  die deutschfeindlichen Elemente wieder die Uberhand 
gewinnen würden, und als ich weiter sah, da13 dieser Staat seine innere 
Lebensfähigkeit längst verloren hatte, ja, daß er bereits zerbrochen war, da 
habe ich das alte deutsche Recht wieder durchgesetzt, und ich habe wieder 
vereint, was durch Geschichte und Lage und rtach allen Regeln 
der Vernunft vereint werden mußte. 

Nicht um das tschechische Volk zu unterdrücken! Es wird mehr Freiheit 
haben, als die bedrückten Völker der tugendhaften Nationen! 

Ich habe, so glaube ich, damit drin Frieden einen groMen Dienst e rwie~e i~ ,  
denn ich habe ein Instrument, das bestirnint war, im Krieg wirksam zu  werde~i 
gegen Deutschland, bei Zeiten wertlos geinacht. 

Wenn man nun sagt, dal( dieses das Signal sei dafür, daO Deutschland n u n  
die ganze Welt angreifen wollte, so glauhe ich nicht, daW uian so etwas im 
Ernst meint; das könnte nur der Ausdriick des allerschlecti testen Ge\vissscns 
sein. Vielleicht ist es der Zorn über das Mißlin en eincs weit gesteckten 
Planes, vielleicht glaubt nian damit die taktische $oraussetzung zu schaffen 
f ü r  die neue Einkreisungspolitik? Wie dem aber auch sei: Ich bin der Uber- 
Zeugung, daß  ich damit dem Frieden einen großen Dienst erwiesen habe. 

Und aus dieser Uberzeu ung heraus habe ich mich auch vor drei Wochen 
entschlossen, dem kommen S en Parteitag den Namen ~Par tc i t ag  des Friedciisu 
zu geben. Denn Deutschland denkt nicht daran, andere Völker anzugreifen. 



Worauf wir aber riicht verzichten wollen, ist der Ausbau unserer wirt- 
schaftlichen Beziehungen. Dazu haben wir ein Recht, und ich nehine dazu 
von keinem europäischen oder au ßereuropäisclien Staatsmann Vorscliri f ten 
entgegen. 

Das Deutsche Reich ist nicht nur ein grol3er Produzent, sondern auch ein 
urigeheurer Konsumeiit. Wie wir als Korisument ein .unersetzbarer Handels- 
partner werden, so sind wir als Produzent geeignet, das, was wir konsumieren, 
auch ehrlich und reell zu bezahlen. 

Wir denken nicht darnn, andere Völker zu bekriegen, allerdings unter der 
Voraussetzung, daß aucli sie uns in Rlihe lassen. Das Deutsche Heicli ist aber 
jedcrifalls nicht bereit, eine Einschüchterung oder auch nur Einkreisungs- 
politik auf die Dauer hinzunehmen. 

Icli habe einst ein Abkommen mit Eiigland abgeschlossen, das Flotteri- 
abkommen. Es basiert auf dem heißen Wunsch, den wir alle besitzen, nie in 
einen Krieg-gegen England ziehen zu müssen. Dieser Wunsch kann aber nur 
ein beiderseitiger sein. Wenn in England dieser Wunsch nicht nielir besteht, 
dann ist die praktische Voraussetzung fü r  dieses Abk~inrnen dainit beseitigt. 

Deutschlarid würde auch das ganz gelassen hinnehmrn! Wir sind deshalb 
so selbstsicher, weil wir stark sind, und wir sind stark, weil wir geschlossen 
sind und weil wir außerdem sehend sind! . . . . . 

Nr. 282 
Der Staatssekretär des Auswärtigen Amts an den Deutschen Botschafter 

in Warschau 
Telegramm 

Llerlin, den 3. April 1939 

fieistandserk färung Britischer Regierung an Polen, die Chamberlain arn 
31. März im TJnterhaus bekanntgegeben hat*, ist nach ihrem Wortlaut nur 
vorläufiger Natur. Sie soll britische Haltung während der Zwischeiizeit klar- 
stellen, die noch beriöti t werde, um englische Konsultationen mit anderer] ii Hegierurigen zu abschlie endein Ergebnis zu führen. Da Britische Regierung 
sicli selbst genötigt gesehen hat, Gerüchte von bevors teheiidem deutschen An- 
grill' auf Polen als ungerechtfertigt zu dementiereu, ist die vorwrg erfolgte 
Abgabe der Beistandserklärung für Polen in keiner Weise- durch aufien- 
politische Lage gerechtfertigt gewesen, vielmehr aus dem Bedürfnis Englischer 
Regierung zu erklüren, der Welt und ihrer eigenen schon ungeduldig gewor- 
denen ÖIfeiitliclien Meinung ein erstes Ergebnis der emsigen diplomatischen 
Beniüliuiigen darzubieten, niit denen Foreign Office am 18. März begoniien hat. 

Was unsererseits zu britiscliern Einkreis~rigsversucli und zu den Gefahren 
zu sagen ist, die die Staaten laufen, welche sich dazu hergeben, ist bereits in 
der Rede, die der Führer am Sonnabend in Wilhelmshaven gehalten hat, zum 
Ausdruck gekommen. 

. 

* 17gl. Nr. l 7 ! ) .  

Weizsäcker 



Nr. 283 
Rede des Britischen Premierministers Chamberlain im Unterhaus, 

3. April 1939 

. . . . . Wenn, wie ich hoffe, das Ergebnis dieser Aussprache das ist, darzutun, 
d a ß  grundsätzlich und im allgemeineu dieses Haus einmütig die Erklärung 
billigt, die ich am Freitag abge eben habe*, und daß es eini und entschlossen 
ist, alle Maßnahmen, die zur birksarnsachung dieser Er E Iärung nliti sein 
mögen, zu ergeifen,  so kann die Aursprache einen sehr g r d e n  Nutzen faben. 
Die von mir am Freitag abgegebene Erklärurig ist mit einem sehr geschickten 
und deshalb weithin Cibernommenea Ausdruck als Deckungszusage bezeichnet 
worden, die im voraus vor dem vollst3ndigen Varsicherungsschein ausgegeben 
worden sei. Ich selbst betonte nachdrücklich ihren vorübergehenden oder 
zeitweiligen Cbarakter, und ihre Bezeichtiung als Deckungszusage ist durchaus 
nicht schlecht, soweit ein solcher Vergleich zutreffen kann; aber ich glaube, 
d a ß  dieser Vergleich ganz und gar uuvollständig in folgendem Punkte ist: 
Während oa turgetnR8 die Aus abe einer Deckungz~isage in sicb schliel(t, daU 
ihr etwas mehr ins einzelne ge 1 ende nachfolgt, ist es gerade die Art des voll- 
ständigen Versicherungsscheines, die eine so ungeheure Abweichung von allem 
darstellt, was dieses Land bisher unternorritnen hat. 

Es bildet dies wirklich ein ueues Moment - ich möchte sagen eine neue 
Epoche - in dem Verlaufe unserer auswärtigen Politik. 

. . . . . So  weit von unseren traditionellen ldeen in dieser Hinsicht ahge- 
wichen zu sein, wie ich es irn Auftrag Seiner Majestät Regierun am Freitag 

etan habe, bildet in der Tat einen so wichtigen Markstein in d: er britischen 
Bolitik, daß ich mit Sicherheit sagen zu können glaube, daß dieser EntschluW 
ein Kapitel fiir sich erhalten wipd, wetin es einmal zum Schreiben der Ge- 
schichtsbücher konimt. 

Das sehr ehrenwerte Mitglied hat soeben auf ein Mißverständriis des Sinnes 
dieser Erklärung angespielt. Ich gestehe, ich war selbst überrascht, daß es 
hier irgendein hliUverständriis geben könne, denn ich glaubte, daU die Er- 
klärung klar und deutlich für alle war, die sich bemüht haben sie zu lesen. 
Selbstverständlich betrifft eine Erklärun von dieser Bedeutung nicht irgend- P einen unbedeutenden kleinen Grenzzwisc enfall; sie betrifft die ro Wen Ilirige, 
die sogar einem G renzzwisehenfall zugrunde liegen können. 8 e n n  die Un- 
abhängigkeit des polnischen Staates bedroht sein sollte - und wenn sie be- 
droht rein würde, so habe ich keinen Zweifel, daß  das polnische Volk jedein 
Versuch hierzu Widerstand leisten würde - dann besagt die Erklärung, die 
ich ab egeben habe, daW Frankreich und wir selbst Polen unverziig~ic6 zur 
Hilfe f ommen wurden. 

- . . .  Erst  vor nicht langer Zeit habe ich meiner Ansicht dahin Ausdruck 
ge eben, d a ß  man von unserem Lande nicht verlangen solle, unbegrenzte und 
un f estimrnte Ver flichtungen einzu ehen, die unter nicht vorauszusehenden 
Bedin ungen wir sam werden wür en. Diese Ansicht halte ich nocb heute a E a 
aufrec t; was wir hier aber im Begriff sind zu tun, ist der Eintritt in eine be- 
stimmte Verbindlichkeit, die sieh auf einen gewissen Eventualfall bezieht, näm- 
lich a u f  den Fall, daW ein Versuch dahin unternommen werden sollte, die Welt 

* Vgl. Nr. 279. 



mit Gewalt zu beherrschen. Das sehr ehrenwerte Mitglied hat mit Recht ge- 
sagt, daß  die Sache nicht so enden könne, wie sie jetzt steht. Wenn diese 
Politik die Politik der Deutschen Regierung wäre, so ist es ganz klar, daß  
Polen nicht das einzige Land wäre, das gefährdet sein würde, und der Politik, 
die uns veranlaßt hat, Polen diese Zusicherung zu geben, könnte natürlich nicht 
Genüge geschehen,noch könnte sie durchgeführt werden, wenn wir uns auf 
einen einzelnen Fall beschränken würden, der schließlich nicht der richtige 
Fall sein möchte. Die kürzlichen Ereignisse haben, mit Recht oder mit Un- 
recht, jeden Staat, der an  Deutschland angrenzt, unglücklich, besorgt und 
ongewiß über Deutschlands zukünftige Absichten gemacht. Wenn dies alles 
ein Mißverständnis ist, wenn die Deutsche Re ierung niemals solche Gedan- 
ken gehabt hat, gut, dann ist es um so besser. f n diesem Fal l  werden alle Ab- 
rnachungen, die getroffen werden mögen, um die Unabhän ikeit dieser Länder 
zu schützen, niemals Anwendung zu finden brauchen, und Buropa könnte dann 
allmählich in einen Zustand der Ruhe zurückfallen, in der sogar das Vorhan- 
dcnsein dieser Abmachungen in Vergessenheit g e ~ a t e n  könnte. ,. . . . 

Nr. 284 
Aus der Rede des Britischen Schatzkanzlers Sir John Simon 

im Unterhaus, 3. April 1939 
(Ubersetzung) 

. . . . Mit ein oder zwei Ausnahmen, die nur die allgemeine Einigkeit unter- 
st~eiclien, dürfen wir diesen Tag, an dem diese unpheuer  wichtige Erkläriing 
von allen Teilen des Hauses angenommen und gebilligt worden ist, als einen 
Markstein in unserer Geschichte bezeichnen. Ich bin nicht geneigt, die Be- 
deutung der Erkliirung zu verkleinern. Die Erklärung verpflichtet uns aus- 
drilcklich in einem Teil der Welt, in dem wir bisher von.besonderen Verpflich- 
tungen befreit gewesen sind, und sie läßt auch Verpflichtungen in anderen Tei- 
len der Welt voraussehen. Sie schreibt ein Kapitel in unserer Geschichte, das 
uns weiter führt als die Reihe der Verpflichtungen, die mein sehr ehrenwerter 
Freund in einer klassischen Rede in Leamington* aufgeführt hat. Wi r  stellen 
hier fest, daß  das Land in seiner Gesamtheit, indem es diesen Standpunkt ein- 
nimmt, geeinter ist als in irgendeiner anderen politischen Frage der Gegen- 
wart. Dies ist eine überaus gewaltige Tatsache, der wir alle uns künftig zu 
erinnern Gelegenheit haben werden, und ich betrachte es als unser aller Pflicht, 
diesen Wechsel nicht irgendwie zu verkleinern, sondern ihn in dem vollen Um- 
fang seiner Anwendung zu würdigen und anzuerkennen. Die Erklärung ver- 
kündet einen endgülti en Kurs des Handelns, wenn Handeln notwendig sein 
wird. und von dieser Entscheidung kann man nicht nach rückwärts blicken. 

Es ist die allerernsteste Verpflichtung, weil sie nicht etwa nur  die Möglich- 
keit eines Krieges aus Anlaß bestimmter Ereignisse androht, sondern weil sie 
uns in gewisscn Fgllen verpfliclitet, Krieg zu fiihren. . . . . 

* Gemeint ist die Rede des damaligen Britischen Außenministers Eden in Leamington vom 
20. November 1936, in der die britischen Verpflichtungen für den Kriegsfall umrissen wurden. 
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Nr. 285 
Der Deutsche Geschäftsträger in London an das Auswärtige Amt 

Bericht 

London, den 4. April 1939 

Die en lisch-französische Zusammenarbeit auf dem Luf ebiet ist in den 9 
R 'g letzten I\ ochen durch Bes rechungen auf technischem Ge iet sowie durch 

französische Generalstabsof ziere auf militärischem Gebiet vertieft worden. 
Durch den jetzt laufenden Besuch des Französischen Luftministers in London 
dürfteh diese Besprechungen einen gewissen Ahschluß erreichen. 

Zum Fistenmal verlautet, daß  in einem Ernstfall der gemeinsame Oberbefehl 
iiber die vereinigten Luftflotten (ähnlich wie früher schon für Heer und 
Marine) festgelegt wordcn ist. 

Aller Wahrsclieinlichkeit soll die englische 1.iiftwaffe die Führung üherneh- 
men. Der (;eneralstal>schef der erigliskhen LII ftwaffe wird für den Ernstfall 
als gemeinsamer 0bet~l)sfelilshaber .. qeriarint. 

Gleichzeitig hiermit laufen offenbar eingehendere Besprecliurigen iiher die 
Voi-bereitung und Verwendung engliscller I.uftstreitl<riifte auf f ianzösisclicti~ 
Doden und 'die Besclile~ini~ting lind Veibreitting der französisclien Luftindu- 
strie mit dem deutliche11 Ziel eirier Arigleichung des Materials an das eng- 
liscfie. 

lm Auftrag 

von Selzam 

Nr. 286 
Der Deutsche Geschäftsträger in London an das Auswärtige Amt 

Ueri* 

London. den 10. April 1939 

Der a tiit liehe Wortlaut der Unterhauserklärung Chamberlains vorn 6. April 
über die Verhandlungen der Britischen Regierung mit dem Polnischon Außen- 
riiinister liegt nunmehr vor. Der Preinierminister er-kliirte auf Arifrage des 
I-eboural~geeordnetrn Green.wood folgendes: 

r lch  bin in der Lage. dem Haus folgenden Bericht über die Besprecliungeen 
niit dein Poltiischeo Außeriminister zu geben. Der Bericht ist von Herrn Beck 
irn Namen der I'olriisclien Regierung und vom Staatssekretär des Außorn und 
mir im Nariien Sr innr  Majestät Regierung gemeinsam verfaßt worden. Die 
Hesprecli~iegen mit Herrn Ueck haben sich auf ein weites Feld bezc~gen und 
gezeigt, daW unseze beiden Regiefungen sicli über gewisse allgenieine Grund- 
siitiie einig sind. 

Es wurde verabredet, daß  unsere beiden Liinder bereit sein werden, ein 
dauerndes und aecliselseitiges Abkommen zu schließen, um die gegenwärtige 
zeitweilige und einseitige Zusicherung Seiner Majestät Regierung an die Pol- 
nisclie ltegierung* zu ersetzen. In Kr.wartung des Abschlusses dieses dauern- 
den Abkoinriiens ab  Herr Ueck Seirier Majestät Regierung die Zusicherung 

.at) ,  dalj sich die fblnische Regierung für verpflichtet  halt^, Seiner Majestät 

* Vgl. Nr. 279. 



Regierung unter den gleichen Voraussetzungen Unterstützung zu gewähren, 
n ie  sie in der zeitweiligen Zusicherung Seiner Majestät Regierung an Polen 
t~erei ts enthalten sind. 

Ebenso wie die zeitweilige Zusicherung würde das dauernde Abkommen 
nicht gegen irgeridein anderes Land gerichtet, sondern dazu bestimmt sein, 
Großbritannien und Polen eine wechselseitige Unterstützung irn Fall  irgend- 
einer unmittelbaren oder mittelbaren Bedrohung der Unabhängigkeit des einen 
oder anderen Staates zu gewiiliren. E s  wurde anerkannt, d a ß  gewisse Punkte, 
einschliel3licli einer genaieren Umschreibung der verschiedenen Ursachen, aiis 
denen die Notwendigkeit einer solchen Unterstützung entstehen konnte, ein 
gründlicheres Studiurn erfordei-n, bevor das dauernde Abkommen vervollrtän- 
digt werden kann: 

lliohlverstanden sollen die obenei wäliriten Abkomriien keine von den l)c?idt.ri 
Regierungen daran hindern, mit anderen IZndern im allgemeinen Interesse der 
J'cstigiirig (.]es Friedens Abkoninien abzuscl11ießen.u 

(>recn\rood fragte den Preiiiierriiinister weiterhin. ob die Britische Regierung 
nach ILre~idi iing dcr Verhandlungen mit Oberst Beck beabsiclitige, iliren ge- 
sa tri ten Eliil f u ß  dtif ür einzusetzen, daß  gleiclie gegenseitige Vereinharungcn 
civisc:hen d ~ r  I~ranziisiscl~en und der Polnischen Regierung zurtande käriicn. 
f'errier fragte Crccnwood, oh der Premierminister weiterhin t~eabsiclitige, be- 
sclilcuriigt auf jenes breitere Hündnissystcm (basis of association) hinzi~art~ei- 
teil, welcl~cs dic Opposition für wesentlich und grundlegeiid halte. Der Pre- 
iiiierminister antwortete auf  dicsc 1:rage wie folgt: 

slVas die erste Frage betrifft, so glaube ich, daß  die bereits bestehenden Ab- 
marliiingen zwischcn Polrn lind Frankreich praktisch den Vereinhariingen 2 hn- 
licli sind, deren Abschluß die I'oliiische tind die Britisclie Regierung plarien. 
Die zweite Zusalzfrage kann ich daliin beantworten, daß  es die Absicht Seiner 
Ma,j~stät Regierung ist. die Konsiiltationen uiid Mitteilungen mit anderen He- 
giernrigen, die her-eits bcgonneii worden sind, fortausetzen.n 

Der Lahourahgeordricte ßenri fragte den Prcniierminister, ob bereits darüber 
eritscliiederi wordeti wäre, was als eine IJedrohung der polnischen UriahliIiripig- 
keit anzusehen wgre. Der Prernierrninister verrieintc. die Frage. Wie er he- 
rei ts in seiner oben wiedergibgct)enen Erklär-ung gesagt hatte, wiirclc diwe 
Frage Gegenstand writcrer Veiahandlurigcn zwisclien der Britisctien und der 
I'olnisctieti Regicr.iinn bilden. 

I>er liberale Abgeordnete Sir P. Harris fragte den Prerriierminister, ob e r  
rerie- eine Veisiclieriing daliinpelierid allgeben köniio, d a ß  in riaher Zukurift ( ' 

rJ 
r~a1stat)sbes~)recIiungen rnit I'olen eingeleitet wcrderi würden, an deiien Frarik- 
r.cicli teilnehmen könne, und ob er  ferner vcrsicliern könne, daß wiilirend die- 
ser \TerIiandlungen freun(lscliaft1iclier Kontakt nii t Rußlaii(l gelial trri werden 
i i r  Der I'remieiniiiiister beantwortete den ersten Teil d r r  Frage daliin, 
(!aß er  eine so spezifische Zusicherung nicht ahgcben könnt.; der Fragesteller 
könne ,jedoch siclier sein, daß, wenn das engliscli-1)olnisclie Abkommen ge- 
sclilossen sei oder während es gesclilossen werde, die Britische Regierung alle 
Schritte ergreiferi wür(le, die ilir notwendig erscliienen, iim das Abkommen 
wirksam zu machen. Auf den zweiten Teil dcr Anfrage anivortete der Pre- 
mierminister, daW Lord Halifax in enger Verbindung iiiit dem Sowjetrussi- 
sclieri Botscliafter stehe (kceping in close touch). 

Der konservative, Abgeordnet Hootlihy fra te, mit welilien anderen Regie- 
rungen Besprechungen gepflogen würden. B er Premierminister antwortete, 



daß mit einer Anzahl anderer Regierun en Besprechungen begonnen worden 
wären; damit sei jedoch nicht gesagt, !aß die Verhandlungen sieh nur auf 
diese Regierungen beschränken würden. 

Der Labourabgeordnete Noel Baker fra te schließlich, ob der Staatssekretar 
für Auswärtige Angelegenheiten währen f der Osterferien mit der Sowjet- 
russischen Regieriinw in Verbindung bleiben werde. Chamberlain antwortete, 
e r  wäre sicher, d a 8  Lord Halifax in enger Verbindung mit dem Sowjet- 
russischen Botschafter zu bleiben beabsichtige; er wolle ihn aber nicht daratif 
festlegen, daß er  den Sowjetrussischen Botschafter nun jeden Tag sehen werde. 

*Eine weitere zusätzliche Anfrage, ob die Regierung der Vereinigten Staaten 
über die Besprechungen voll auf dem laufenden gehalten würde, bejahte der 
Premierminister. 

In  der Oberhaussitzung vom 6. April erkundigte sich Lord Cecil im Hinblick 
auf die Unterhauserklärun Chamberlains vom 31. März (Garantiecrklärung 
zugunsten Polens), ob die %rage, ob die Unabbän igkeit Polens bedroht sei, 
bei Polen oder bei der Britischen Regierung liege. ford Plymouth gab darauf- 
hin folgende Erklärung ab: 

RES ist selbstverstiindlich, daß, wenn Polen selbst nicht seine Unabhängig- 
keit als oefäbrdet erachtet, es nicht Sache eines anderen Landes sein kann, eine 
pgenteiEge Ansicht zu vertreten. Da hier Entscheidiin en so ernsten Charak- % ters in Frage stehen, unterliegt es keinem Zweifel, daß  ie Polnische Regierurig 
Seiner Ma jestiit Rgierui ig  vollständig über die Entwicklung auf dem lau- 
fenden halten wird. Aber es ist unwahrscheinlich, daß  irgenendwelche Mei- 
nunbeverschiedenheiten entstehen #würden, da die Politik der beiden Rgie-  
rungen - nämlich Widerstand gegen einen Herrscliaftsanspruch durch 
Gewalt - identisch ist.a 

I m  Auftrag 

von Selzam 

Nr. 287 

Der Reichsminister des Auswärtigen 
an verschiedene Deutsche Diplomatische Missionen in Europa 

Telegramm 

Berlin, den 12. April 1939 

Wie  dort  bekannt ist, setzt die Britische Re emng im Einvernehmen mit 
der Französischen ihre sich egen Deutschlan f und I tnlien richtenden Ein- 
kreisungsbestrebungeo fort. $on einer Demarche in dieser Angelegenheit bitte 
ich abzusehen. Bei sich ergebenden Gespräcl~en bitte ich, sich in folgendem 
Sinne zu äußern: 

W i r  erwarteten, d a 8  sich nicht weitere Staaten auf den englischen Bauern- 
fang einlassen werden. Sollten sich weitere Re ierungen finden, die trotzdem 
auf die englischen Verlockungsversuche herein f allen, so u?ji~den wir dies im 
Interesse der in Fra- kommenden Staaten selbst bedau~rri. Wir  würden jede 
Teilnahme oder ve;bindunp mit derartigen Kombinajjonen als gegen uns ge- 
richtet ansehen und uns dementsprechend eiwfellen. Sie können in diesem 



Zusammenhang an dar Wort  des Führers aus seiner Wilhelmshavener Rede 
vom 1. April erinnern, wo es heißt: .Wer sich schon bereit erklärt, fü r  diese 
Großmächte die Kastanien aus dem Feuer zu holen, m u ß  gewärtig sein, da9 
er sich dabei die Finger verbrennt!. 

Im  übrigen bitte ich, die nze Angelegenheit in Gesprächen mit 
Gelassenheit zu behandeln un r die nervöse Geschäftigkeit, mit der die Eng Y“ßer änder 
andere Staaten für ihre Zwecke einzuspannen versuchen, gebührend zu kenn- 
zeichnen. 

Der Deutsche Geschäftsträger in Londm an das Auswärtige Amt 
Telegramm 

London, den 13. April 1939 

Die Garantieerklärnn zugunsten Griechenlands und Rumäniens in der heu- 
ti rn Unterhausrede l e ~  Premierministers hat gern56 Reuter folgenden 
aor t l au t :  

 seiner Majestät Regierung laubt, daß  sie eine Pflicht erfüllt und einen 
Dienst leisten kann, indem sie ü f )er ihreestellung für niemanden einen Zweifel 
Iäßt. Ich benutze die Gelegenheit, im Namen Seiner Majestät Regierung 211 

erklaren, daW Seiner Majestät Regierung den größten Wert darauf legt, jeder 
durcli Gewalt oder durch Gewaltandrohung in bezug auf den status quo im 
Mittelxiieer und auf der Balkanhalhinsel bewirkten Anderung vorzubeugen. 
Folglich hat Seiner Majestät Regierung, unter Berücksichtigung der beson- 
deren Unruhen, die im Zuge der Ereignisse der letzten Wochen entstanden 
sind, Rumänien und Griechenland die besondere Zusicherung gegeben, daß  
sich Seiner Majestät Regierung irn Fall einer Aktion, die die Unabhängigkeit 
Runiäniens oder Griechenlands offensiclitlich bedroht und der gegenüber es 
nach Auffassung der Rumänischen oder der Griechischen ~ e ~ i e r u n g  in deren 
Lebensinteresse liegt, ihr mit allen nationalen Streitkräften Widerstand zu 
leisten, sich für verpflichtet hält, ihr unverzüglich jede in ihrer Macht liegende 
Unterstützung zu gewähren. 

Wir werden diese Erklärung den unmittelbar betroffenen Regierungen sowie 
anderen, besonders der Türkei, mitteilen, deren enge Beziehungen zur Grie- 
chischen Regierung bekannt'sind. Wie ich böre, wird die Französische Regie- 
ruiig heute nachmittag eine ähnliclie Erklärung abgeben. Ich brauche nicht 
hinzuzufügen, daß die Rg ie run  en der Dominions wie stets von allen Vor- a gängen laufend unterrichtet wer en. * 

Kordt 



Der Deutsche Geschäftsträger in London an das Auswärtige Amt 
Telegramm 

London, den 14. April 1939 

1. Chamberlain und Halifax haben mit ihren gestrigen Erkliirungen ver- 
standen, die sich iin Lande breit machenden Besorgnisse zu zerstreuen, daß die 
Britische Regierung von ihrem neuen Kurs wieder abweichen könnte. Hierbei 
spielte eine wesentliche Rolle die Tatsache, daß  sowohl Eden als auch 
Churchill sich gruiidsätzlich zu Chamberlain bekannten. Ausf ülirun Ven der 
Oppositionsredner und allein sonstigen Gerede über eine akute Cham k erlain- 
Krise wurde damit die Spitze abgebrochen. Stellung Kabinetts ist gefestigt. 
Es ist nicht ausgeschlossen, daß  Churchill und Eden in Kabinett herein- 
genommen werden, besonders wenn italienische Zusage Rückzugs der Frei- 
willigen aus Spanien nach Siegesmarsch nicht eingehalten werden sollte. 

2. Kritik a n  Chamberlains Politik gegenüber Italien tritt neben der For- 
derung in den Hintergrund, RuMland stärker heranzuziehen. Hier ist beson- 
ders benierkenswert g e s t r i g  Debatte im Oberhaus, das noch bis vor kurzem 
jede Annäherung an Rußlnnd schärfstens al~lelinte. Beachtenswert sind in 
diesem Zusammenhang ferner die Ausführungen von Sir John Simon im Unter- 
haus, die erkennen lassen, daß  man aiicli weiterhin bemüht bleibe, eine Lösung 
zu finden, um Rußland unter Berücksichtigung der bekannten polnisclien und 
rumänischen Wünsche in irgendeiner Form in das sogenannte vSystem zur 
Sicherung des Friedens gegeii Aggressions einzuschalten. 

Kordt 

Nr. 290 

Die Deutsche Botschaft in Paris an das Auswärtige Amt 
Telegramm 

Paris, den 15. April 1939 

Ravas-S 6cial meldet über Cliamberlain-Daladier-Erklär ungen und ans<: hlie- 
ßende Ver k' andluligen folgendes: 

n Wie schon gestern, legt man heute abend in zuständigen Kreisen Wert 
darauf, festzustellen, d a ß  die französisch-englischen Erl<larungen niclit das 
Endergebnis der zur Zeit im Gang befiiidlichen Verhandlungen darstellen. In 
dem allgemeinen diploitiatischen Plane, der an dem auf den deutschen Gewalt- 
streich gegen die Tschecho-Slowakei folgenden Tage, - iti Hinsicht auf die 
Errichtung eines gegenseitigen Beistandssystems auf der Basis zweiseitiger 
Pakte zwischeri den groWen Demokratien des Westens und den befreundeteii 
Mächten Osteuropas - ins TVerlc wesetzt wurde, bedeutet die Stellungi~alime 
der Regierungen von London und %aris nur einen Schritt zur Oberbrückiing 
einer Zeit des Obergangs, in Erwartung dcs endgültigen Abschlusses der in 
Vorbereitung befindlichen diplomatischen Vertragswerke. 

Die Besprechungen zwischen den verschiedenen beteiligten Kanzleien dauerri 
also an. Lebhafter Meinu~igsaustausch findet im Atigenhliclc insbesondere 
zwischen Bukarest und Warschau statt, und man hat das E~npfindeii, da43 die 
dabei vor einiger Zeit aufgetauchten Schwierigkeiten nunmehr überivuuden 
werden können. 



In gleich befriedigender Weise nehmen die Verhandlungen mit der UdSSR 
ihreri Fortgang; sie bezwecken die Abgrenzung der Mitarbeit, die die Sowjet- 
union iin Rahinen des irn Aufbau befindlichen Ueistandssystems zu leisten 
gewillt ist. 

U'as die Türkei anbetrifft, so glaubt man zu wissen, daß  die Verhandlungen 
in Kürze zum Abschluß kommen werden. Jedenfalls weiß man noch nicht, 
welche konkrete Form die Verpflichtungen zwischen der Türkei einerseits und 
Grof3bri taniiien und Frankreich andererseits annehmen werden. 

Was Bulgarien angeht, bqt man den Eindruck, daß  die sieh im Gefolge der 
kürzliclien Ereignisse äul3erndc Unrulie sehr wohl zu einer Annäherung Sofias 
an die Machte der Balkan-Enteilte führen konnte. a 

Botschaft 

Nr. 291 
Der Deutsche Gesandte in Bukarest an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

Bukarest, den 15. April 1939 

Erfahre zuverlässig, da6 England nach rumänischer Absage, Viermäclitepakt 
England-Frankreich-Polen-Ku~ngnicin als System Einkreisungspolitik gegen 
Deiitschland zu schlieWen, versucht hat, Rumänien zu bestimmen, runianiscti- 
polnisches Uündxiis, das gegen Sowjetrußland gerichtet ist, contra omnes aus- 
zudehnen, was Rumänien abgelehnt hat. 

Fa bricius 

Nr. 292 

Erklärung des Britischen Premierministers Chamberlain im Unterhaus 
18. April 1939 

(Obersetzung) 

M r. M a n d e r f ray te den Preinierminister, welche Generalstahsbesprechungen 
mit Lzndern, deneii gegeniiber wir niilitarische Verpflichtungen eingegangen 
seien, vereinbart worden oder geplant seien? 

D e r P r e ni i s r m i n  i s t e r : P Die Regierung Seiner Majestät wird in militä- 
rischen wie auch in anderen Angelegenheiten mit den in Frage kommenden 
L ä n d ~ r n  jede notwendige Fü blungnahme aufrech terhaltenr . 
M r. M a n d er : #Ist es nicht von gröllter Bedeutung, daß solche Besprechungen 

auch mit Polen, Rumänien und Griechenland stattfinden? Und kann der sehr 
ehrenwerte Herr eine Versicherung abgeben, daL) solche Besprechungen tat- 
sächlich stattfindenPa 

D e r  P r e m i e r m i n i s t e r  : vßas ehrenwerte Mitglied m u ß  sich mit der 
Versicherurig, die ich ihm soeben gegeben habe, zufriedengeben.. 



Aufzeichnung des Staatssekretärs dea Auswärtigen Amte 
Berlin, den 26. April 1939 

Der Britische Botschafter, der heute in das Auswärtige Amt kam, uin die 
Dienstpflichterklärung Chamberlains anzukündigen *, machte mir bei seinem 
Uesuch U .  a. die folgenden Ausführungen: 

We Politik Chamberlains sei die des Friedens; doch glaube Chamberlain, 
das beste Mittel zur Priedensbewahrung liege in einer unzweifelhaften Demon- 
stration der englischen Bereitschaft, wenn nötig, 'zu kämpfen und sich gegen 
eineo Angriff zu verteidigen. Die Britische Regierung sei jedoch wie immer 
entschlossen, alles in ihrer Macht Liegende zu tun, um den Frieden zu 
bewahren und unter Vermeidung des Krieges eine befriedi ende Losung der 
Schwierigkeiten zu suchen. Die Regierung bestreite nicht, f aß  Probleme vor- 
liegen; sie sei aber überzeu t, daß diese ohne Weltkrieg gdöst werden könnten. 
Llie Hegierung habe keiner 7 ei aggressive Absichten und wolle sich auch nicht 
durch andere in AngriRshandlungen hineinziehen lassen. Wenn sie sich öffent- 
lich bereit erklärt habe, Angiiffshandlungen Dritter in gewissen spezisierten 
k'ällen entgegenzutreten, so sei dies geschehen in der Hoffnung, Zwischenfälle 
zu vermeiden, die zum Krieg führen könnten, in keiner Weise aber, um etwa 
Italien oder Deutschland einzukreisen oder zu bedrohen. 

Auf diese formulierte Mitteilung Hendersons erwiderte ich ganz kurz mit 
der Bemerkung, daW wir die Britische Kegierun nach ihren Taten und nicht 
nach ihren Worten beurteilten. Es hätte auch einen Sinn, meinerseits mich 
in Argumenten zu ergehen, wo der Führer doch übermorgen sprechen werde - die E'ührerrede sei bereits im Druck -; nur einer Bemerkung könne ich 
mich nicht enthalten: die britische Garantie an Polen sei gewiß das geeignetvte 
Mittel, um die polnischen untergeordneten Instanzen in ihrer Bedrückung der 
dorti en Deutschen zu ermutigen. Sie beuge also nicht vor, sondern provoziere 
gera f ezu Zwischenfälle in diesem Gebiet. 

Weizsäcker 

Nr. 294 
Memorandum der Reichsregierung an die Königlich Britische Regierung, 

28. April 1939 
Als die Deutsche Regierung im Jahre 1935 der Königlich Britischen Regie- 

rung das Angebot machte, durch einen Vertrag die Stärke der deutschen Flotte 
in ein bestimmtes Verhältnis zu der Starke der Sedtreitkriifte des Britischen 
Reiches zu bringen, tat sie dies auf Grund der festen Uberzeiigung, da8 für 
alle Zeiten die Wiederkehr eines kriegerischen Konfliktes zwischen Deutsih- 
land und ümfibritannien ausgeschlossen sei. 

lndem sie durch das Angebot des Verhältnisses 100: 35 freiwillig den Vor- 
rang der britischen Seeinteressen anerkannte, glaubte sie mit diesem in der 
Geschichte der GroWmäctite wohl einzi dastehenden Entschlusse einen Schritt 
zu tun, der dazu führen würde, für a f le Zukunft ein freundschaftliches Ver- 
hältnis zwischen den beiden Nationen zu begründen. Selbstverständlicb setzte 
dieser Schritt der Ueutschen Hegierung voraus, daß die Königlich Britische 

* Vgl. Nr. 251. 



Negierung auch ihrerseits zu einer politischen Haltung entschlossen sei, die 
eine freundschaftliche Gestaltung der deutsch-englischen Beziehungen sicher- 
stellte. 

Auf dieser Grundlage und unter diesen Voraussetzungen ist das deutsch- 
englische Flottenabkommen vom 18. Juni 1935 zustande gekommen. Das ist 
von beiden Seiten beim Abschluß des Abkommens übereinstimmerid zum AUS- 
druck gebracht worden. Ebenso haben noch im vorigen Herbst, nach der 
Konferenz von München, der Deutsclie Reichskanzler und der Britische 
Ministerpriisidsnt in der von ihnen unterzeichneten Erklärung feierlich be- 
stätigt, dalJ sie das Abkonimen als symbolisch für  den Wunsch beider Völker 
ansähen, niemals wieder Krieg gegeneinander zu führen. 

L)ie Lleutsche Regierung hat an diesem Wunsche stets festgehalten und ist 
auch heute noch von ihm erfüllt. Sie ist sich bewußt, in ihrer Politik dem- 
entsprechend gehandelt lind in keinem Falle in die Spliäre englischer Interessen 
eingegril?.cn oder diese liiteressen sonstwie beeinträchtigt zu haben. Dagegen 
muf3 sie zu ihrem Uedauerii feststellen, d a 8  sich die Königlich Britische Regie- 
runu iielierdirigs von der Linie einer entsprechenden Politik gegenüber Deutsch- 
ianB irniner weiter entfernt. 

Wie die von ihr in den letzten Wochen bekanntgegebenen politischen Ent- 
acliliel3ungen und ebenso die eoii ihr veranlaWte deutsch feindliche Ha1 tung der 
englisclien Presse deutlich zeigen, ist für sie jelzt die Auffassung maßgebend, 
da13 England, gleichviel in welchem Teil Europas Deutschland in kriegerische 
Konflikte verwickelt werden könnte, stets gegeii Deutschland Stellung nehmen 
müsse, und zwar auch daiin, wenn englische lnteressen durch einen solchen 
Konflikt überhaupt nicht berührt werden. 

Oie Königlich Britische Regierung sieht mithin einen Krieg Englands 

l-iau~~tprotilem der eriglischen A u ~ e n ~ o i i t i k  an. 
fegen 1)eutschland nicht mehr als eine Uninöglichkeit, sondern im Gegenteil a s eiu 

Mit dieser Einkreisungspolitik bat die Königlich Britische Regierung ein- 
seitig dem C'lottenabkomhen vom 18. Juni 1935 die Grundlage entzogen und 
dadurch dieses Abkonimen sowie die zu seiner Ergiinzung vereinbarte .Er- 
k lä rung~  vom 17. Jul i  1937 auGer Kraft gesetzt. 

L)as gleiche gilt auch für  den Teil 111 des deutsch-englischen Flotten- 
abkoiiirriens vom 17. Juli  1937, in dem die Verpllichtung zu einem zweiseitigen 
deutsch-eiiglisclien Nachrichtenaustausch festgelegt worden ist. Die Durcii- 
führung dieser Verpllichtung setzt naturgemäß voraus, daß  zwischen beiden 
Partnern ein otfeiies Vertrauensverhältnis besteht. Da die Deutsche Regierung 
ein solches Verliältnis zu ihrem Bedauern nicht mehr als gegeben ansehen 
kann, muU sie auch die Bestimmungen des erwähnten 'Teiles I11 als hinfällig 
geworden bezeichnen. 

Von diesen der Deutschen Regieruiig gegen ihren Willen aufgezwurigenen 
Feststellungen bleiben die qualitativen Bestimmungen des deutsch-englischen 
Abkommens voin 17. Jul i  unberührt. Die Deutsche Regierung wird diese Be- 
stinimungen auch in Zukunft beachten und so ihren Teil dazu beitragen, d a ß  
ein allgemeiner unbeschränkter Wettlauf in den Seerüstungen der Nationen 
vermieden wird. 

Llarüber hinaus wird die Deutsche Regierung, falls die Königlich Britische 
Regie?-urig Wert darauf legt, mit Deutschland über die hirr  in Betracht 
koiiinienden Probleme erneut in Verhandlungen einzutreten, dazu gern bereit 
sein. Sie wiirde es hegrüHen, wenn es sich dann als möglich erwiese, auf 
sicherer Grundlage zu einer klaren und eindeutigen Verstäadigung zu ge- 
langen. 



Nr. 295 
Rede des Führers vor dem Deutschen Reichstag, 28. April 1939 

Auszug 

. . . . . Ich habe während meiner ganzen politischen Tätigkeit imrner den 
Gedanken der Herstellung einer engen deutsch-englischen Freundschaft und 
Zusar~iirienarbeit vertreten. Ich farid in meiner Beweguiig ungezählte gleich- 

esinnte Menschen. Vielleiclit sctilosoen sie sich niir auch wegen dieser meiner 
Einstel iung an. Dieser Wunsch nach einer deutsch-englischen Freundschaft 
und Ziisarrirnenarbeit deckt sich nicht nur mit meinen Gefühlen, die sich aus 
der Herkunft unserer beiden Völker ergehen, sondern auch mit ineiner Einsicht 
in die in1 Interesse der ganzen hlenscliheit liegende Wichtigkeit der Existenz 
des Bri tischeii LVel t reiches. 

Icb hahe nienials einep Zweifel darüber gelassen, daß ich im Bestande dieses 
Reiches einen unschätzbaren Wertfaktor für die ganze inenschliclie Kultur und 
M'irtschaft sehe. Wie inirrier auch Croßbritanriien seine kolonialen Gebiete 
erworben hat - ich weiW, es geschah dies alles durch Gewalt und sehr oft 
durch brutalste Gewalt -, so bin ich mir doch darüber im klaren, daß kein 
anderes Reich auf anderem Wege bisher entstanden ist und dal3 letzten Endes 
vor der Weltgeschichte weniger die Methode als dar Erfolg gewertet wird. und 
zwar nicht irn Sinne des Erfolges der Methode, sondern des allgemeinen 
Nutzens, der aus einer solcheri Blethode entsteht. 

Das angelsächsische Volk hat nun ohne Zweifel eine unermeßlicbe kolonisa- 
torische Arbeit auf dieser Welt vollbracht. Dieser Arbeit gehört meine auf- 
richtige Uewunderuug. Der Gedanke an eine Zerstörurig dieser Arbeit erscliienc 
und erscheint rriir von eiriern höheren inenschlichen Staridpunkt aus nur als ein 
AusfluW merischlichen IIerostratentuins. Allein dieser rneiu aufrichtiger Respekt 
vor dieser Leistung bedeutet nicht einen Verzicht auf die Sicherung des Lehens 
meines eigenen Volkes. 

Ich halte es für  unmöglich, eine dauernde Freundschaft zwischen dem 
deutschen und dem arigelsächsischen Volk herzustellen, w e m  nicht auch auf 
der anderen Seite die Erkenntnis vorhanden ist, daß es nicht nur  britisctie, 
sondern auch deutsche Interessen gibt, daW nicht nur die Erhaltung des 
Britischen Weltreiches für die britischen Märiner Lebensin tial t und Lebens- 
zweck ist, sondern für die deutschen hlanner die Freiheit und Erhaltung des 
deutschen Reiches! Eine wirklich dauernde Freundschaft zwischen diese11 
beiden Nationen ist nur denkbar uriter der Voraussetzung der gegenseitigen 
Respek tieriing. 

Das englische Volk beherrscht ein großes Weltreich. Es hat dieses Weltreich 
getbildet in einer Zeit der Ersclilaifuiig des deutschen Volkes. Vordem war 
Deutschland ein großes Weltreich. Es  beherrschte einst das Abendland. In 
blutigen Kiimpfen und religiösen Streitigkeiten sowie aus den Gründen einer 
inneren staatlichen Aufsplitterung ist dieses Reich an Macht und GröLle gcfalleri 
urid endlich in tiefen Schlaf gesunken. Allein als dieses alte Reich sein Ende 
zu nehmen schien, da wuchs bereits der Keim zu  seiner Wiedergeburt. Aus 
Brandenhurg und Preußen entstand ein neues Deutschland, das Zweite Reich, 
und aus ihm wurde nunmehr endlich das deutsche Volksreich. 

Es möchten nun alle Englander begreifen, daß  wir nicht im geringsten das 
Gef üb1 einer Inferiorität den Briten gegenüber besitzen. Dazu ist unsere 
geschichtliche Vergangenheit zu gewaltig! 



England hat der Welt viele groOe Männer geschenkt, Deutschland nicht 
weniger. Der schwere Kampf um die Lebensbehauptung unseres Volkes hat ini 
Laufe von drei Jahrhunderten nur in der Verteidigung des Reiches von uns 
Blutopfer gefordert, die weit darüber hinausgingen, was andere Völker für 
ihre Existeriz zu bringen hatten. Wenn Deutschland als ewig angegriffener 
Staat dabei trotzdem seinen Besitzstand nicht zu wahren verniochte, sondern 
viele Provinzen opfern mußte, dann nur infolge seiner staatlichen Fehlentwick- 
lung und der claraus bedingten Ohnmaclit! Dieser Zustand ist nun überwunden. 
Wir haben daher als Deutsche nicht im geringsten die Empfindung, dem 
britischen Volk etwa unterlegen zu sein. Die Achtung vor uns selbst ist genau 
so groß wie die eines Engländers vor Englaiid. Die Geschichte unseres Volkes 
bat in ihrer nunmehr fast 2000jährigen Dauer Anlässe und Tateri genug, um 
uns mit einem aufrichtigen Stolz zu erfüllen, 

Wenn nun England für diese unsere Einstellung kein Verständnis aufbringt, 
sondern in Deutschland glaubt, vielleicht einen Vasallenstaat erblicken zu 
können, dann ist allerdings unsere Liehe und unsere Freundschaft an  Erigland 
iirnsonst dargeboten worden. Wir werden deshalb nicht verzweifeln oder ver- 
zagen, sondern wir werden dann - gestützt auf das Bewußtsein unserer eigenen 
Iiraft utid auf die Kraft unserer Freunde - die Wege finden, die unsere Unab- 
hängigkeit sicherstellen und unserer Würde keinen Abbruch tun. 

Ich habe die Erklärung des Britischen Premierministers vernomnien, nach 
der er meint, in Versicherungen Deutschlands kein Vertrauen setzen zu köniwn. 
Ich halte unter diesen Umständen es f ü r  selbstverständlicht da13 wir weder ihin 
noch dein englischen Volk weiterhin eine Lage zumuten wollen, die iiur unter 
Vertrauen denkbar ist. 

Als Deutschland nationalsozialistisch wurde und damit seine Wiederauf- 
erstehung einleitete, habe ich im Verfolg meiner unentwegten Freundschafts- 

oliiik Eng land gegenüber von mir aus selbst deq  Vorschlag einer f reiwi lllgen 
f;egrenrung der deutschen Seerüstung gemacht. Diese Begrenzung setzte aller- 
dings eines voraus, nämlich den Willen und die t'berzcugung, daß zwischen 

V England und Deutschland niemals mehr ein Krieg möglich sein würde. Diesen 
Willen und die Uberzeugung besitze ich auch heute noch. 

Ich muß aber nunniehr feststellen, daß die Politik Englands inoffiziell und 
offiziell keine Zweifel darüber liißt, daß  man in London diese Uberzeugung 
nicht mehr teilt, sondern im Gegenteil der Meinung ist, daß  ganz gleich, in 
welchen Konflikt Deutschland eirimal verwickelt werden würde, GrolAt)ritari- 
nien stets gegen Deutscliland Stellung nehmen müWte. Man sieht also dort den 
Iirieg gegen Deutscliland als etwas Selbstverständliches aii. Ich bedauere dies 
tief; denn die einzige Forderung, die ich an England stellte und immer stellen 
werde, ist die nach Rückgabe unserer Kolonien. Ich ließ aber keine Unklarheit 
darüber, da13 dies nienials der Grund für  eine lrriegerische Auseinandersetzung 
sein würcle. Ich war iinrner des Glaubens, da l j  Englaricl, f ü r  das diese Kolonien 
keinen Wert haben, einmal Verstiiiidnis für  die deutsche Lage aufbringen würde 
und die deutsche Freundscliaft dann liöiier bewerten rnüWte als Objekte, die 
keinerlei realen Nutzen für England abwerfen, während sie für  Deutschland 
lebenswichtig sind. 

Ich habe aber, davoii abgesehen, nie eine Forderung gestellt, die irgendwie 
britisches Interesse berührt haben würde oder die dem Weltreich hätte gefähr- 
lich werden k6nnen und mithin für England irgendeinen Schaden bedeutet 
haben könnte. Ich habe mich iminer nur im Rahmen jener Forderungen bewegt, 



die auf das engste mit dem deutschen Lebensraum und damit dem ewigen Besitz 
der deutschen Nation zusammenhängen. Wenn nun England Leute in der 
Puhliziati k und offiziell die Auffassung vertritt, daß  man gegen Deutschland 
unter allen Umständen auftreten müßte und dies durch die uns bekannte Politk 
der Einkreisung bestätigt, dann ist damit die Voraussetzung für den Flotten- 
vertrag beseiti . lcb habe mich daher entschlossen, dies der Britischen Regie- g' rung mit dem eutigen Tage mitzuteilen. 

Es handelt sich dabei für uns nicht um eine materielle Angelegenheit - denn 
ich hone noch immer, daW wir ein Wettrüsten mit England vernieiden können -, 
sondern um einen Akt der Selbstachtung. Sollte die Britische Regierung aber 
Wert  darauf legen, mit Deutschland über dieses Problem noch einmal in Ver- 
handlurigen einzutreten, dann würde sich niemand glücklicher schätzen als ich, 
um vielleicht doch noch zu einer klaren und eindeutigen Verständigung kommen 
zu können. 

Im iibrigen kenne ich mein Volk - und ich baue darauf. Wir  wollen nichts, 
was uns nicht einst ehört hat, kein Staat wird von uns in seinem Eigentum 
jemals beraubt wer f en, allein jeder, der Deutschland glaubt angreifen zu 
können, wird eine Macht und einen Widerstand vorfinden, gegenüber denen die 
des Jahres 1914 unbedeutend waren. . . . . . . 

Nr. 2% 

Der Deutsche Geschäftsträger in London an das Auswärtige Amt 
Telegramm 

London, den 29. Aprih 1939 

I. Publizität der Rede des Führers in Londoner und Provinzpresse hat ein 
Ausmaß, wie dies bisher noch bei keiner Außerung fremden Staatsmannes der 
Fall  gewesen ist. 

11. Kritische Einstellung, vor allem der konservativen Blätter, ist vornehm- 
lich derin begründet, daß  gesetzgeberische Maßnahmen hinsichtlich Einführung 
Wehrpflicht noch nicht zum AbschluW ebracht sind und mithin zuversichtliche 
Beurteilung diese gefährden könnte. % indruek, den Rede in amtlichen und 
politischen Kreiseu gemacht hat, ist jedenfalls viel positiver, als Presse erkeiirien 
läOt. Abpesehen von einer Mitteilung, daß  Großbritannien sich auch bereit 
finden könnte, Deutschland eine Garantie gegen Angrifre zu geben, haben sich 
amtliche Stellen Presse gegenüber jeder Direktive für Sprachführung enthalten. 
Bezeichnend fiir tatsächlichen Eindruck ist Erklärung eines konservativen 
Politikers, daU Hede hervorragende staatsmännische Leistung sei, und Auße- 
ruiig eines anderen, wonach jüdische Finanzkreise sehr verkrgert, daß Rede 
nicht .kriegerischen# Charakter gehabt hiitte. 

111. Wenn in amtlichen Kreisen auch betont wird, daß  abschließende Beur- 
teilung Führermde erst nach eingehenderem Studium möglich, ist jetzt schon 
festzustellen, d a ß  Aufkündigung deutsch-englischer Flottenvereinbarung leichter 
genommen wird als die deutsch-polnischen Vertrags. Andererseits ist Bekannt- 
ga be unseres von Polen abgelehnten Angebots psychologisch besonders geeignet, 
britisches Volk zu beeindrucken. 

Kordt 



Der Deutsche Geschäftsträger in London an das Auswärtige Amt 
BeticM 

London, den 2. Mai 1939 

In der Anla e wird eine Aufzeichnung über ein Gespräch vorgelegt, das ein 7 Botschaftsmitg ied dieser Tage mit einem Gewährsmann hatte. 

Im Auftrag 

von Selzam 

Anlage 
Aufzeichnung 

London, den 18. April 1939 

Der Gewährsmann behauptete heute, daß  die englische Zielsetzung bezüglich 
der Türke1 darauf hinausginge, sicherzustellen, daß, wenn England auf Grund 
der bestehenden Verpflichtungen oder der eigenen Interessen im Mittelmeer zu 
kriegerischen Aktionen veranlaßt werde, der britischen Flotte die türkische 
Aruiee zur Seite stehe. Im Fall eines italienischen An riffs von Lybien oder 
dem Dodekanes aus auf den Suezkanal würde die türkisc e Armee den britischen 
oder ägyptischen Streitkräften zu Hilfe kommen. 

% 
England habe das Ziel, die Türkei zum Schutze des ganzen Mittelmeeres in 

ein englisch- f ranzösisch- türkisches Ab kommen einzuspannen, wohingegen die 
Türkei nur bereit sei, sich England gegenüber hinsichtlich des östlichkn Mittel- 
meeres zu binden. 

Nr. 298 
Aufzeichnung des Staatssekretäre des Auswärtigen Amts 

Berlin, den 8. Mai 1939 

Der Französische Botschafter machte mir heute seinen ersten Gesuch nach 
Rückkehr von seinem mehrwöchigen Aufenthalt in Frankreich. 

Wir  kamen auf die etwas stürmische letzte zurück, die 
wir am 18. März nach der tschechischen hatten. 
Vielmehr versicherte Herr Coulondre, er  
Berlin wieder eingetroffen, die er  sich 
zur Befriedun sarbeit in den deutsch-französischen Beziehun en. Die ab- 

erissenen Fä ! en freilich habe er  nicht mehr in der Hand, un d insbesondere 
f lerr  Daladier habe von den Miirzereignissen her noch einen recht bitteren 
Geschmack im Munde. Er, Coulondre, aber werde bestimmt sein Bestes für 
das deu tsch-f ranzösische Verhältnis tun. 

Auf Poleu übergehend fragte Coulondre nach der Möglichkeit neuer deutsch- 
polnischer Konversationen. Ich habe versucht, dem Botschafter klarzumachen, 
daß die Haltung Becks doch eine sehr sterile sei. Beck habe sich in seiner 
Antwort, an uns wie ein Pascha auf einen Stuhl gesetzt und uns freigestellt, mit 
ihm das Gespräch zu eröffnen, wenn wir uns nach seinen Prinzipien richten 
wollten. Ich sähe bei einem solchen Verhalten keinen Anknüpfungspunkt. 



Der Fiihrer habe seine Offerte ja auch als eine einmalige charakterisiert. Ge- 
fiilirlicli schiene mir das Vorgehen der Halbgötter im westlichen Polen grgen 
unsere Volksdeutschen. Hier könnten Lwischcnfälle mit ernsten Folgen vor- 
konirnen. Als Coulondre einwarf, Frankreich warne in Warscliau vor solch(tn 
L)unimlicitcn, erwiderte ich, leider schiene niir Warscliau die Zügel recht lose 
zil füliren und solchen Zwicchenfällen eben nicht enügend vorzubeugen. Die 
Weisheit der Britischen Regierung in den letzten Fot-licn sei mir niclit reclit 
klar geworden. Die britische Garantie an Polen hieCle doch dem unerzogerien 
Kinde deii Zucker reichen, elie es Vernunft angenoniinen liabe. 

Weizsäcker 

Nr. 299 

Rede des Britischen Premierministers Chamberlain in der Albert~Hall, 
London, 11. Mai 1939 

Auszug 
(Obersetzung) 

. . . . . Ich wünsche es ebenso klar zu machen: daß wir nicht bereit sind ruhig 
zirzuschauen, wie die Unabhli~igigkeit eines Landes nach dem anderen zerstiirt 
wird. Solelie Versuclie sind im Frieden stets auf iinsoren Widerstand gestoßen, 
und gerade weil es keine Ruhe, keine Siclierheit in Europa gehen kann, ehe 
die Völker nicht davon überzeugt siricl, da13 kein derartiger Versuch geplant 
ist, haben wir diese versiclierungn an Polen *. Rumänien und Grieclienland * *  
gegebeii: die von diesen Staaten so lct~haft begrüßt wordrn sind. 

Zu dcrn gleichen Zwecke der 13eriihigung und Stabilisierung der Lage sind 
wir in Iilesprechiingcn riiit andercii Ländern, besonders mit Rußlancl uiid der 
Türkei. eingetreten. Diese BesprecliLingen sind noch im Gange, und ich liaiin 
Ilinen daher heute keinen Bericht über dieselben gehen. Ich möclite nur sagen, 
daß  die Regieru~lg Seiner Rla jestät criistlich hofit uiid aufricliti wiinscht, dnB 
sie bald zu ciiioin erfolgreichen Ahschluß gelangen mochten un daß auf diese 
\Vc.ise der Sache des Friedens noch inchr gedient wird. 

f 
. . . . . Es muß offeiilrundig <ein: da6  diese iinsere Zusaaen an verschiedene euro- 
päische Lsrider unsere Verantwortlichkeiten in star R em Maße erhoht haben 
iintl daß es deshalb notwendig ist, clal3 wir uns iiistand setzen. diese Zusiche- 
ruiimen zu erfiillrn. ~ e i i t z u t a ~ e  gehen einen1 Krieg! niclit länger jriie vor- n 
I)crci tciiden .Absclini tte vora 11s. welche in frülicren Zeiten eine genugcnde War- 
nung für das Heraiinalien des I<r iges  darstellten. Heute ist eine sorgfiiltiq 
vorbereitete C'berrascliuiig und der Blitzstrahl die erste I<riegaanzeige. W& 
111 ü.sen iinsere Virrl)t:rei tungen deshalb entsprechend treffen. Andere Staaten, 
\\?elrhc Laiidesgrri!zcn liaben, befestigen diese Grenzen, uiid illre Befrstigongen 
sind Sag und Sacht  mit Ver~eidigurigstrupprn besetzt. Ilnserr! 13efcstigungeri 
hier iii England sind unser Luftscliiitz, und dieser ist der Territorialarmee 
anvertraut. 

U*ir könnten ihn keiner zuständigeren Truppe übertragen. Aber wir können 
nicht verlaiigen, daß  die Soldaten der Territorialarmee ihre normalen Be- 
ccliäftiguiigen aufgeben und Tag und Kacht diesen Luftschutzdienst ausüben. 

* Vgl. Nr. 279 und 286. 
** Vgl. Nr. 288. 



Dies kann nur für kurze Perioden und in Zeiten eines besonderen Notstandes 
geschehen. Es ist deshalb notwendig, daß wir unsere gegenwärtigen Vor- 
kehrungen ergänzen und die Dienste von Mannschaften in Anspruch nehmen, 
welche ziemlich lange Ausbildungsperioden durchmachen werden, damit sie 
die Territorialarrnee dann ablösen können, wenn kein dringender Notstand 
besteht. 

Wie Sie wissen, haben wir beschlossen, einen Entwurf über pflichtmäßige 
militärische Ausbildung einzubringen, dessen Einzelheiten gegenwärtig im 
Unterhaus erörtert werden. 
. . . . . Im  Verlauf der Erörterungen, die wir mit diesen europäischen Ländern 

geführt haben, wurde uns klar, daß Zweifel über den Ernst unserer Absichten 
bestanden. Im besonderen konnten unsere Freunde überall auf dem Kontinent, 
die selbst seit langer Zeit die allgemeine Wehrpflicht durchgeführt haben, es 
aiclit verstehen, wie wir, wenn wir es ernst meinten, unsere Verteidigung Frei- 
willigen anvertrauen könnten, Männern. deren Zeit durch ihre gewöhnliche Be- 
schäftigung in -4nspruch genommen ist, und die, ehe nicht wirklich Krieg aus- 
bicht ,  niemals jene gründliche Ausbildung erhalten, die allen Armeen auf dem 
Kontinent zuteil wird. 

Wir stellten fest, daß dies Gefühl so stark war, daß es tatsächlich den Erfolg 
unserer Politik, den Aufbau einer Friedensfront zu versuchen, gefährdete. Wir  
konnten uns der Uberzeu ung nicht verschließen, daß kein einziger Schritt 
iinsererseits unsere Freun f e so ermutigen und, wie ich mit Absicht hinzufügen 
möchte; alle diejenigen; die nicht unsere Freunde sein sollten, so beeindrucken 
würde, wie die Einführung der zwangsweisen militärischen Ausbildung in 
unserem Lande. 

. . . . . Nach Ansicht vieler Leute liegt heute der Gefahrenpunkt Europas in 
Danzig. Wenn auch unsere Polen gegebenen Versicherungen klar und be- 
stimmt sind, wenn wir auch lücklich wären, die Streitpunkte zwischen Polen 
und Deutschland freundscha B tlich durch Erörterungen beseiti t zu sehen, und 
wenn wir auch glauben, daß sie auf diese Art bereinigt wer f en konnten und 
miißten, so steht doch fest, daß, falls ein Versuch gemacht werden sollte, die 
Lage durch Gewalt in einer solchen Weise zu ändern, daß dadurch die polnische 
Unabhän igkeit bedroht würde, dies unvermeidlich zum Beginn eines allge- 
meinen frieges führen müßte, in den unser Land verwickelt sein würde. . . . . . 

Nr. 300 
Der Deutsche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 

Bericht 

London, den 13. Mai 1939 

Aus zuverlllssi er Quelle erfahre ich folgendes über die Vorgeschichte der 
au~en~olitischen%ede, die Chamberlain am vergangenen Donnerstag vor den 
konservativen Frauen in der Albert Hall * gehalten hat: 

Ller Ministerpräsident hatte ursprünglich die Absicht, die polnische F ra  in 
seiner Rede nicht zu berühren. U. a. wollte er auch nichts sagen über dieTin-  
beziehung oder Nichteinbeziehung Danzigs in das britische Garantieversprechen. 
Kurz vor der Rede habe jedoch die Polnische Regierung in London und in 

* Vgl. Nr. 299. 



Paris darauf hin ewiesen, daß sich in Deutschland ein großer Optimismus 
bezüplich der Nic f tbereitschaft Großbritanniens breitmache, in einem deutsch- 
polnischen Konflikt wegen Danzig ihren eingegangeiien Verpflichtungen ge- 
recht zu werden. 

Die Französische Regierung ist kurz darauf in gleichem Sinne bei der Bri- 
tischen Regierung vorstelli geworden und hat mitgeteilt, daß Daladier in 
seiner aul(enpo1itischen Re f e eine hielte. Auf 
Grund der polnischen und französischen Chamberlain 
am Donnersta vormittag, zusammen Alexander 
bdogan,  den %assus wörtlich festgelegt, in dem er die britische Haltung in 
der Danziger Frage noch einmal in unmißverständlichen Worten klarlegte. 

von Dirksen 

Nr. 301 
Erklärung des Britischen Premierministers Chamberlain im Unterhaus, 

12. Mai 1939 
(Obersetzung) 

1. Seiner Majestät Regierung im Vereinigten KBnigreich und die Türkische 
Negierung sind in enge Beratung ein etreten, und die Erörterun en, die f 
kömmliche Meinungsübereinstimmuag enthüllt. 

B rwischcn ihnen stattfanden und die noc fortgesetzt werden, haben i re her- 

2. Es wird vereinbart, daß die beiden Länder einen genau abgegrenzten 
Langfristigen Vertrag wechselseitigen Charakters im Interesse ihrer nationalen 
Sicherheit abschließen wollen. 

3. Während der Fertigstellung des endgiiltigen Vertrags erklären Seiner 
Majestät Regierung und die Türkische Regierung, daß sie im Falle einer 
Angriffsstiandlung, die zu einem Krieg im Mittelmeer führt, bereit sein würden, 
effektiv zusammenzuarbeiten und einander alle in ihrer Macht stehende Hilfe 
und jeden Beistand zu leisten. 

4. Diese Erklärung ist, ebenso wie der vorgeschlagene Vertrag, nicht gegen 
irgendcin Land gerichtet, sondern sie ist dazu bestimmt, Großbritannien und 
der Türkei gegenseitige Hilfe und Beistand zuzusichern, falls sich die Not  
wendigkei t ergeben sollte. 

5. Es wird von den beiden Regierungen anerkannt, daß gewisse Dinge, ein- 
schließlich der genaueren Bestimmung der verschiedenen Voraussetzungen, die 
die genseitigen Verpflichtungen zur Wirkung bringen wiirden, eine genauere 
Prü T ung erfordern, ehe der endgültige Vertrag fertiggestellt werden kann. 
Diese Prüfung ist im Gange. 

6. Die beiden Regierungen erkennen an, daß es ebenfalls notwendig ist, die 
Sicherheit auf dem Balkan zu verbürgen, und sie beraten zusammeu mit dem 
Ziel, diesen Vorsatz so schnell wie m6glich auszuführen. 

7. Es wird vorausgesetzt, daß die eben erwähnten Obereinkommen keine 
Hegierung hindern, mit anderen Undern Abkommen im allgemeinen Interesse 
der Festigung des Friedens zu schlieuen. 

8. Eine entsprechende Erklärung wird heute abend in Ankara abgegeben *. 
* In Verfolg dieser Vereinbarung wurde tarn 19. Oktober 1930 in Ankara ein gegenseitiger 

Beistandrpakt zwischen ~roß-~r i tandien ,  Frsnkreioh und der Türkei abgeschlossen. 



Aufzeichnung des Staatssekretärs dw Auswärtigen Amts 

Berlin, den 15. Mai 1939 

Nach Obergabe einer Verbalnote betreffend das Memelgebiet leitete der 
Britische Botschafter heute bei mir ein Gespräch über die allgemeine politische 
Lage ein. Offensichtlich lag ihm daran, uns klarzumachen, daß En land den 
Krieg nicht wünsche und ihn durch einen deutsch-polnischen Ausg 7 eich ver- 
meiden dolle, trotzdem aber bereit und entschlossen sei, seinem egebenen 
Wort folgend den Polen beizuspringen, wenn wir eine gewaltsame %nderung 
des Besitzstandes von Danzig herbeiführen wollten und damit Polen zum Krieg 
gegen uns veranlaßten. Der Botschafter brachte dies in drei verschiedenen 
Einkleidun en vor. Er bestritt mir dabei nicht meine Kritik an der seltsamen 
britisclien bolitik, die ihre Entscheidungen über Krieg und Frieden in die 
Hand der Warschauer Regierung, ja sogar in die Hand von irgendwelchen 
untergeordneten polnischen Organen gelegt habe. Auch ab Henderson zu, daß 
dieses Verfahren geradezu eine Prämie auf polnische nbesonnenheiten dar- 
stelle. Er sagte aber, unser plötzlicher Marsch auf Prag habe eben einen 
völl igcn Umschwung in London hervorgebracht. In  dieser Stimmung habe 
England nun einmal sein Wort gegeben und werde es auch einlösen, nicht etwa 
um das deutsche Danzig den Polen zu erhalten, sondern um Polen in einem 
Konflikt nicht sitzenzulassen. Henderson sagte, die öffentliche Meinung in 
England sei leider im Laufe seiner Amtstätigkeit in Berlin immer schlechter 
geworden und jetzt sogar bereit, für die Polen. denen Henderson kein lobendes 
Attribut zuteilte, in einen europäischen Krieg einzutreten. Henderson glaubte 
zu wissen, da6 der Polnische Außenminister Beck alles andere als Krieg 
wünsche, denn er verspreche sich nichts Gutes für Polen davon, obgleich er 
ebenso wie die Englische Regierung vom schließlichen Sieg der britisch- 
französisch-polnischen Waffen überzeugt wäre. Dieser Krieg, fügte Henderson 
an, würde von seiten der Westmächte defensiv geführt werden. Man würde 
sich gegenseitig zwar etliche Bomben in die Häuser werfen, der endliche Erfolg 
aber läge nach britischer Uberzeugung nicbt bei Deutschland und Italien, da 
die Achsenmächte den kürzeren Atem hätten. Ich habe ihm darauf die selbst- 
verständliche Antwort gegeben. 

Weizsäcker 

Nr. 303 
Rede des Britischen Premierministers Chamberlain im Unterhaus, 

19. Mai ,1939 
Auszug 

(Obersetzung) 

. . . . . Die Politik, die die Regierung Seiner Majestät gegenwärtig verfolgt, hat, 
wie dem Hause bekannt, seit der Vereinigung Böhmens uud Mährens mit dem 
Deutschen Reich eine neue Entwicklung genommen. Es ist mir nicht bekannt, 
ob die Ueutsche Regierung selbst zu der Zeit, als sie sich zu ihrem Vorgehen 
entschloß, sich aber die gewaltigen Rückwirkungen klar war, die dieses Vor- 
gehen in der Welt verursachen würde. 



...... Es war in Wirklichkeit zwecklos für die Deutsche Regierung, ab- 
leugnen zu wollen, daß sie irgendwelche Pläne gegen die Unabhängi keit 
anderer Staaten hegte, weil sie durch ihre Handlungsweise einen Ver f acht 
erregt hatte, den sie nicht länger beschwichtigen konnte. Wir waren der Auf- 
fassung, da6, wenn nicht ein neuer stabilisierender Faktor in die 
Politik eingeführt werden könnte, die Auflösung eines großen Teiles 
iinmittelbar bevorstehen könnte. Unter diesen Umständen hielt es die 
gierung Seiner Majestät für ihre Pflicht, im Verein mit Frankreich ein- 
zuschreiten und den Versuch zu machen, diesen neuen stabilisierenden Faktor 
zur Verfügung zu stellen. Es erwies sich als notwendig, schnell zu handeln, 
weil die Furcht vor einem Angriff in bestimmten Kreisen akut war, und wir 
glaubten daher, daß es nicht möglich sei zu warten, während wir bemüht waren, 
ein Syctem oder eine Kombination zum Widerstand ge en solche Angriffe zu 
schaft'en. Wir entschlossen uns daher selbst zu hande 7 n, und zwar schnell, 
indem wir Unterstützungszusicherungen da gaben, wo sie am dringendsten 
benötigt wurden; eine Politik, die, wie ich glaube, allgemein gebilligt worden ist. 

Aus dem, was ich gesagt habe, wird man erkennen, daß die von uns zunächst 
an Polen und später an Rumänien und Griechenland gegebenen Zusicherungen 
nicht das Ende der Maunahmen bedeuteten, die wir im Auge hatten. Es handelte 
sich dabei, wenn man so sagen will, um eine erste Hilfe, die 
um jede ,weitere Verschlechterung der Lage zu verhindern. fy$nzh 
forderlich, diese Zusicherungen durch dauerhaftere Abkommen zu verstärken 
und zu versuchen, von allen anderen Seiten, die dazu bereit und gewillt sind, 
weitere Unterstützung für diese Zusicherungen zu gewinnen. Ich wünsche, 
keinen Zweifel darüber zu lassen, daß diese Politik nicht die Schaffung ein- 
ander entgegengesetzter Mächtegruppierungen in Europa bezweckt, die von 
feindlichen Absichten gegeneinander beseelt sind, und nicht die Ansicht gelten 
läßt, da13 ein Krieg unvermeidlich sei. 

..... Die Abgabe dieser Zusicherungen allein genUgte nicht. Es war unsere 
Aufgabe, den Versuch zu machen, andere, wie auch uns selbst, davon zu über- 
zeugen, daß wir in der Lage seien, diese Zusicherungen zu erfüllen. Das war 
nicht nur im Interesse des Vertrauens derjenigen, denen Zusicherungen gegeben 
wurden, sondern auch für weitere Krei3e notwendig. Wir haben im Verlaufe 
dieser Woche über die die militärische Ausbildung behandelnde Gesetzesvorlage 
debattiert. Die allgemeinen in dieser Vorlage enthaltenen Grundsätze haben, 
wie ich glaube, in unserem Lande allgemeine Zustimmung gefunden und sind 
vom Unterhaus gebilligt worden. ZHeifellos bat auch in diesem Falle nicht nur 
der Umfang der zusätzlichen Stärke, die uns aus dieser Maßnahme erwächst, 
sondern auch die Tatsache, daß diese Maßnahme im Gegensatz zu allem steht, 
was wir bisher als von vorherrschender Bedeutung in unserer diesbezüglichen 
Politik gehalten haben, eine Wirkung erzielt, deren nzer Umfang vielleicht 
nur schwer in diesem Hause ermessen werden kann. #? s ist, um es nochmals zu 
sagen, nicht genug, daß wir in unserem Lande alles nur Mögliche tun, um 
unsere Zusicherungen genügend zu untermauern. Wir waren bestrebt, diese 
Staaten zu unterstützen oder für sie Unterstützung durch den Beitritt anderer 
Länder zu erlangen, die, wie wir selbst, am Frieden interessiert, aber dem 
wahrscheinlichen Sitz der Unruhe erheblich näher sind als wir selbst. Und 
deshalb traten wir in Besprechungen mit den Regierungen der Ttirkei und der 
Sowjetunion ein, worüber die ehrenwerten Mitglieder des Hauses in der letzten 
und in der vorletzten Woche so viel gelesen haben. 

Im Falle der Türkei haben unsere Begprechungen sehr bald eine solche Ahn- 
lichkeit unserer Interessen und Ansichten ergeben, daß es den beiden hgie 



rungen möglicb war, die Erklärung vom 12. Mai * abzugeben, eine Erklärung, 
die den Abschluß eines endgültigen langfristigen Gegenseitigkeitsabkommens 
ankündigte. 

..... Gestatten Sie mir, bei dieser Gelegenheit zu bemerken, daß  wir dem 
Gegenseitigkeitscharakter der Abkommen, die wir mit der Türkei und Polen 
abgeschlossen haben, große Bedeutung beimessen. Der sehr ehrenwerte Herr 
sprach von der Rolle, die Rußland im Jahre 1914 gespielt hat. Zu jener Zeit 
hatten Rußland und Deutschland eine gemeinsame Grenze, und es gab keinen 
polnischen Staat. Es ist aber eine Genugtuung, sich daran zu erinnern, daß, 
wenn wir in einen Krieg verwickelt werden sollten, jenes große mannhafte 
Volk an den Grenzen Deutschlands steht, das auf Grund diese3 Abkommens 
ver flichtet ist, uns jede nur mögliche Hilfe und allen nur möglichen Beistand P zu eisten. . . . . . 

Nr. 304 
Der Deutsche Generalkonsul in New York an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

New York, den 25. Mai 1939 

Führender amerikanischer Geschäftsmann gab nach Rückkehr von Europa- 
reise vertraulich Freunden ge enüber Ansicht Ausdruck, daß eine Kriegsgefahr 
egenwärti viel mehr von #ngland her als durch Deutschland bestehe. Die 

bnglische #egierung sei beute endgültig entschlossen, anhaltende internationale- 
Spannung mit Gefahrenmomenten für Sicherheit lmperiums zu beenden, und 
werde erste Gelegenheit, die Deutschland gebe, ergreifen, um Entscheidung zu 
erzwingen. Voraussetzung sei lediglich erfolgreicher Abschluß Paktes mit 
Sowjetrußland. Vertrauliche Mitteilung wurde mit Empfehlung verbunden, 
mo lichst bald dieser Lage Rechnung tragende geschäftliche Dispositionen zu fr tre en. 

Geschäftsmann soll von September als günstigem Termin für englische 
Aktion gesprochen haben, während andere Nachrichten aw Wallstreet etwas 
späteren Termin, etwa Oktober, nennen. 

Kürzliche Erklärung Britischen Schatzkanzlers im Unterhaus, die englische 
Geschäftswelt vor Fortsetzung Kapitalanlagen in amerikanischen Wertpapieren 
warnt, um daraus resultierende Entblößung britischen Kapitalmarktes zu ver- 
hindern, wird in Kreisen. die Wallstreet nahestehen, als Bestätigung dieser 
Auffassungen angesehen. 

Gleiche Kreise finden auch Artikel amerikaaischen Journalisten Demaree 
Beß aus Paris in ~Saturday 's  Evenin Postn beachtlicb, wonach bereits im 
ver angenen Winter hoher britischer zarineoffizier erklärte, gewollte Heraus- 
for ! erung Deutschlands sei Englands einziger Auswe , eine Auffassung, die 
nach Beß' Erklärung seit Errichtung böhmischen rotektorats in Londoo 
erbtdblicb an Roden gewonnen habe. 

t9 

- 

* Vgl. Nr 301. 

Borchers 



Nt. 305 
Redr des Führers in Kassel, 4. Juni 1939 

Auszug 

..... Vor zwanzig Jahren wurde eine erbärmliche Staa ts f~hrung veranlaßt, 
unter einem - wie sie wohl glaubte - unwiderstehlichen Zwan ihre Unter- 
schrift unter ein Dokument zu setzen, das Deutschland die Schu f d am Kriege 
als endgültig erwiesen aufzubiirden versuchte. Wissenschaftliche historische 
Untersuchungen haben unterdes diese Behauptungen längst als Lüge und 
Fälschung erwiesen. Ich selbst habe diese wider besseres Wissen geleistete 
Unterschrift unter das Versailler Diktat feierlich gelöscht und damit auch rein 
formell der Wahrheit die Ehre gegeben. 

Allein, unabhängig davon muß uns allen eines bewußt sein: Die Schuld am 
Kriege ist unlösbar verblinden mit der Aufstellung des Kriegszieles. Kein Volk 
und kein Regime werden Krieg führen bloß um des Krieges willen. Nur im 
Gehirn perverser jüdischer Literaten kann die Vorstellung Platz greifen, daU 
ir nd jeniand aus reiner Lust am Töten oder Blutver aießen zum Kriege 
sc r reiten kann. Es war aber nun entscheidend, daß die beutschc Regierung 
nicht nur vor dem Jahre 1914 kein Kriegsziel besaB, sondern daß  sie sogar im 
Kriege selbst zu keiner irgendwie vernünftigen oder gar präzisen Krigsziel- 
fixierung zu kommen vermochte. 

Der Friedensvertrag von Versailles hat demgegenüber aber erker~nen lassen, 
welches die wirklichen Kriegsiiele der damaligen britischen und französischen 
Einkreisunqspolitiker gewesen waren. Der Raub der deutschen Kolonien, die 
Vernicli tung des deutschen Ilandels, die Zerstörung aller deutschen Existenz- 
und damit Let)eiisgrrindlagen, die Beseitigung der deutschen politischen Geltung 
und Machtstellung. inithin also die gleicbe Zielsetzung! wie sie die britischen 
und frtiiizösischen ICinkreisungspolitiker auch heute besitzen! 

Es gab damals in Deutschland leider Menschen. die den extremen Ankündi- 
ngen englischer Zeitungen und englischer Politiker über die notweudige 

%egrialirne der d~iltschen Kolonirii, die Vcrnichtuiig des deutschen IIandels, 
die bereits im Frieden bekanntgegeben worden waren, Glauben schenken zu 
müssen verriieinten. Der Weltkrieg und das Friedt:nsdiktat von Versailles 
haben die deutsche Nation nun eines anderen belehrt. 

Was  früher scheinbar unverantwortliche Publizisten als A usgcburt ihrer 
eigenen Phantasien oder ihres Hassrs verliiindet hatten. war eben doch das Ziel 
der britische11 Politik gewesen, nämlich der Raiib der d<~titsclien Kolonien, die 
Vernichtunq des deutschen Handels, die Zerstörung dvr deutsclien Handtlls- 
flotte, die machtpolitixhe Entnervung und Zerstöruiig des Reiches, mithin die 

otitische und körperliche Ausrottung des deutschen Volkes. Dies waren die 
Kiele der britischen Einkreisungspolitik vor dem Jahre 1914 

Und es ist gut, wenn wir uns nun daran erinnern, da6 diesen durch (las 
spätere Friedensdiktat von Versailles erhärteten Absichten und K riegszieleu 
unserer Gegner die damalige deutsche Staatsführun gänzlich ziellos und leider 
auch willeiilos gegenüberstand. So konnte es gesc P ielieri, dalj nicht nur keilie 
deutsche Kriegszielsetzung vorhanden war, sondern daß  auch nicht die not- 
wendigen deutschen Kriegsvorbereitungen d h s t  im Sinne einer nur wirkur~gs- 
vollen Abwehr getroffen worden waren. Und hier liegt vielleicht die schlimniste 
Schuld Deutschlands am Weltkrieg, nämlich die Schuld, durch eine sträfliahe 
Vernachlässigung der deutschrn Rüstung, es einer Umwelt geradezu erleichtert 
zu haben, den Gedanken einer deutschen Vernichtung zu propagieren und am 
Ende dann ja auch zu verwirklichen. 



Unter für una Nationalsozialisten heute gänzlich unverständlichen Ein 
wänden wurde noch im Jahre 1912 an den so notwendigen Rüstungen ab - 
strichen, mit lächerlichen Beträgen gegeizt, dem widerstrebende aufrec te 
Soldaten in die Wüste geschickt und dadurch die Uberzeiigung der Ge ner 
gestärkt, einen erfolgreichen Waffengang mit Deutschland vielleicht joch 
wagen zu können. Daß darüber hinaus auch die reine wehrmäßige Erfassung 
der deutschen Menschen nur in ungenügendem Ausmaß geschah und damit 
viele Hunderttauscnde tauglicher Männer einer Ausbildung verlustig gingen, 
was sie später in einer kritischen Stunde, als doch eingezogen, zu einem hoben 
Prozentsatz mit ihrem Tode büßen mußten, verstärkt nur dieses Bild einer 
unzulänglichen Staatsführung und damit der einzi en wahrhaften Schuld nicht 
nur am Beginn diesee Krieges, sondern vor a l  em auch am Ausgang des 
Kampfes. 

(i 

Wenn nun trotzdem gerade der Weltkri für uns Deutsche zur Quelle 
stolzester Erinnerungen wird, dann nicht im 3 inblick auf die viel zu schwache 
Rüstung, auf die urizulängliche Staatsführung usw., sondern ausschlirßlicb im 
Hinblick auf das in ihrem inneren Werte so einzigartige Instrument der da.= 
maligen deutschen Wehrmaclit, des Heeres, der Marine und der späteren Luft- 
waffe, die zahlenniäßig oft um ein Vielfaches vom Gegner übertroffen, wert- 
mäßig aber niemals erreicht worden waren. 

Der Rückblick und die Erinnerung an diese große Zeit muß in uns allen, 
meine Kameraden, aber eine Uberzeugung und einen Entschluß festigen: 

1. Die Uberzeugung, dalj das deutsche Volk nur mit größtem Stolz auf 
seine Vergangenheit zurückblicken kann, und insbesondere auf die Jahre des 
Weltkrieges. Als Führer der deutschen Nation kann ich daher als ehemaliger 
Kämpfer in keiner Sekunde zugeben, daß irgend jemand in den Reihen un- 
serer westlichen Gegner das Recht haben könnte, sich als etwas Besseres zu 
dünken oder anzusehen, als wir Deutsche es sind! Ich leide daher auch nicht 
im geringsten unter irgendeinem Minderwertigkeitskomplex. 

Ich sehe im Gegenteil in der Erinnerung an die vier Jahre Krieg, die ich 
selber dank einer gnädigen Vorsehung das Glück hatte mitmachen zu dürfen, 
nur einen Grund zum stolzesten Vertrauen auf mein deutsches Volk und als 
Soldat auch auf meine eigene Person. Diese Jahre machen mich im tiefsten 
lnneren ebenso friedenswillig in der Erkenntnis der furchtbaren Schrecken 
des Krieges, als aber auch entschlossen in der Obereeugung vom Werte des 
deutschen Soldaten zur Verteidigung unserer Rechte. Es imponieren mir da- 
her Llrohungen von gar keiner Seite. 

2. Ich und wir alle haben aus dieser Zeit aber auch den Entschluß zu fassen, 
die Interessen unseres Heiches und der Nation nicht mohr so sträflich leicht- 
sinnig zu übersehen, wie dies vor dem Jahre 1914 der Fall war. 

. Und das will ich Ihnen, meine alten Kameraden, nun hier versichern: Wenn 
schon die britische Einkreisungspolitik die gleiche geblieben ist wie vor dem 
Kriege, dann hat sich aber dafür die deutsche Abwehrpolitik gründlichst e- 
Hndert! Sie hat sich schon geändert dadurch, daß heute an der Spitze $es 
Heiches nicht mehr ein als Major verkleideter Zivilist die Geschäfte führt, 
sondern ein vielleicht manchmal auch Zivilkleider tragender Soldat! Bethmann 
Hollwegs gibt es in der deutschen Staatsführung heute nicht mehr. 

Ich habe dafür Sorge getragen, daß alles das, was irgendwie mit der Staats- 
führun etwas zu tun hat, nur ein hundert rozentiger Mann und Soldat sein 
kann. to l l te  ich aber bemerken, daß die Ifaltung irgendeiner Persönlichkeit 



einer kritischen Belastung nicht stand hält, dann werde ich eine solche Er- 
scheinung von ihrer Stellung augenblicklich entfernen, mag dies sein, wer 
immer. 

Das Friedensdiktat von Versailles entstand nicht zufällig. Es war das Ziel 
jener, die seit Jahren Deutschland einzukreisen versuchten und die endlich 
ihr Ziel erreicht hatten. Wir  haben nun kein Recht, daran zu zweifeln, da13 
die gleiche Politik heute nur zum Zweck der Erreichung des Leichen Zieles 
betrieben wird. Wir  haben daher die Pflicht, diese Wahrheit f er  Nation un- 
geschminkt zu sagen, und sie auf das äulserste in ihrem Abwehrwillen und in 
ihrer Abwehrkraft zu stärken . . . . 

Nr. 306 

Der Deutsche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 
Bericht 

London, den 7. Juni 1939 

Die Erklsrung, die der Preniierminister Chamberlain heute im Unterhause 
über den Staiid der britisch-sowjetischen Verhandlungen abgab, hat nach 
Reuter folgenden Wortlaut: 

PAUS Gründen, die das Haus zu würdigen wissen wird, wird es mir nicht 
möglich sein, täglich Auskunft über den Fortschritt der Verhandlungen zu 
einem Abkommen zwischen Großbritannien, Frankreich und der Union der 
Sozialistischen Sowjet-Republiken zu geben. 

Inzwischen ist indessen eine Phase erreicht worden, die es mir ermöglicht, 
die von mir am 24. Mai abgegebene Erklärung zu ergänzen. 

Nach dem letzten Meinungsaustausch mit der Sowjetregierung hat es deii 
Anschein, als ob allgemeine Obereinstimmung über die wichtigsten der zu 
erreichenden Ziele besteht. 

Die Britische Regierung ist, wie ich glaube, in der Lage gewesen, die Sowjet- 
regierung davon zu überzeugen, daß die Britische Regierung tatsächlich bereit 
ist, ein Abkommen auf der Grundlage voller Gegenseitigkeit zu schließeii, und 
sie hat auch keinen Zweifel darüber gelassen, daß sie sofort und ohne Vor- 
behalt bereit ist, zusammen mit der Französischen Regierung der Union der 
Sozialistischen Sowjet-Republiken volle Unterstützung für den Fall zu leisten, 
daß irgendein Angriff gegen sie erfolgen sollte, der sie in Feindseligkeiten mit 
irgendeiner europiiischen Macht verwickeln sollte. 

Es ist nicht beabsichtigt, die volle militärische Unterstützung, die sich die 
drei Mächte gegenseitig zu leisten verpflichten, auf Fälle tatsächlicher Angriffe 
gegen ihr eigenes Hoheitsgebiet zu beschränken. 
Man kann sich sehr wohl vorstellen, daß es verschiedene Fälle geben könnte, 

in denen sich irgendeine der drei Re ierungen in ihrer Sicherheit durch das 
%!I Vorgehen einer anderen europäischen acht mittelbar bedroht fühlt. 

Diese Fälle sind gründlich überprüft worden, und ich hoffe, daß es möglich 
sein wird, nunmehr eine für die drei Regierungen annehmbare Formel vorzu- 
schlagen, eiite Formel, die, unter Berücksichtigung der Interessen anderer 
Staaten, die Zusammenarbeit zwischen diesen Mächten bei der Zurückweisuiig 
eines Angriff es gewährleistet. 



Es bleiben noch ein oder zwei Schwierigkeiten zu lösen, besonders was die 
Stellung gewisser Staaten anbelangt, die deshalb keine Garantie zu erhalten 
wünschen, weil durch eine solche ihre strikte Neutralität, die sie einzuhalten 
wünschen, aufs Spiel gesetzt werden würde. 

Es ist offensichtlich uninöglich, einem Staat, der eine Garantie nicht wünscht, 
eine solche aufzuzwin en. Ich hoffe aber, daß  sirh gewisse Mittel firiden lassen 
werden, auf Grund % eren diese Schwierigkeiten und irgendwelche anderen 
Punkte, die auftauchen sollten, bei dem Bestreben, dem Grundsatz gegen- 
seitiger Hilfeleistung im Falle eines Angriffs grölite Wirkung zu geben, über- 
brückt werden können. 

Zwecks Beschleunigung der Verhandlungen ist beschlossen worden, einen 
Vertreter des AuWenamtes nach Moskau zu entsenden, um dem Britischen Bot- 
schafter daselbst volle Auskunft über die Einstellung der Britischen Regierung 
zu allen offenstehenden Punkten zu geben. 

lch hoffe, da6 es auf ürund dieser Methoden möglich4 sein wird, die Be- 
sprechungen schnell zu beendigen, die noch notwendig sind, um die Ansichten 
der drei Regierungen miteinander in Einklang zu bringen und somit zu einem 
Abkommen zu gelangen.. 

Im Auftrag 

von Selzam 

Nr. 307 
Aufzeichnung des Staatssekretärs des Auswärtigen Amte 

Berlin, den 13. Juni  1939 

Der Britische Botschafter brachte beute bei mir das Gespräch alsbald auf 
seine Sorge, wie wohl der Sommer ohne Konflikt überstanden werden könne. 

Bekanntlich ist seit einigen Tagen in der Presse die Rede von einem Bericht 
Hendersons, der die Vertragsverhandlungen mit Moskau voranzutreiben 
wühsche. Ohne hierauf eirizugeben, gab Henderson eine Erklärun in folgen- 
dem Sinne: Solange London niit Moskau verhandle, sei zwischen L ndon und 
Berlin ein Gespräch natürlich unmöglich; wäre der Russenpakt perfekt, so 
liel3e sich mit Herlin wohl eher reden. Henderson wollte damit wohl etwas 
ähnliches sagen wie die ~ T i m e s r  , nämlich Stärke und Verhandlungsbereitschaft 
seien durchaus miteinander vereinbar; ohne Stärke sei England vielleicht nicht 
einmal ein geeigneter Verhandlungspartner. 

Zu dem britischen Kusseripakt machte ich Henderson einige Bemerkungen 
Uber dessen kriegsfördernde Wirkung, insbesondere in Polen. Die britische 
Politik sei diametral entgegengesetzt Hendersons eigener These, die er schon 
wiederholt öflentlich ausgesprochen habe: ~ E n g l a n d  wünsche die Sec für sich, 
1)eutschlarid köniite der euro äische Kontinent iibrirlassen bleiben«. Statt  P dessen sei es jetzt so, daLI Eng and sich immer tiefer im Kontinent engagiere 
und z. B. den Polen erlaube, mit dem britischen Schicksal zu spielen. Wenn 
überhaupt eine, so könne ich in der britischen Politik nur d i e  Logik erkennen, 
daW England zu einem Präventivkrieg entschlossen sei und auf ihn hinarbeite. 



Auf diese Bemerkung rea 'erte Henderson sehr empfindlich. Von solchem 
Kriegswillen sei gar keine gede. Er verteidigte zwar nicht die britisch- 
polnische Abrede als solche und bestritt auch nicht die polnische Unberechen- 
barkeit und Halsstarrigkeit. E r  führte aber wie gewöhnlich den Umschwung 
in London auf den deutschen Einmarsch in der Rest-Tschechei zurück. Schließ- 
lich kam er  wieder auf die Gefahrenperiode dieses Sommers. 

I n  diesem Zusammenhang sprach Henderson von einer Verhandlungsbereit- 
schaft Londons gegenüber Berlin. Halifax habe offenbar im Au e, daß man d dem heutigen Spannungszustand im Wege der Aussprache ein nde machen 
könne und müsse. Weder England noch Deutschland könnten und wollten die 
Last der Aufrüstung weiter tragen. Inhalt eines Gesprächs London-Berlin 
könne sein, den Rüstun swettlauf zu stoppen und den Wirtschaftsaustausch 
zu beleben. Auch über ! ie Kolonialfrage könne gesprochen werden. Ich ging 
auf diese Ausführun en nicht näher ein und sagte nur, ähnliches sei uns auch 
schon auf anderem &ege aus Londoii zur Kenntnis gekommen, ich könne mir 
aber unter so unsu bstan tiierten Bemerkungen nichts vorstellen. 

Aus den gelockerten, gesprächsweisen Außerungen Hendersons war zu ent- 
nehmen, daß  ihm bei dem britischen Verhältnis zu Polen nicht wohl ist, daß er 
vom Hussenpakt nichts hält und daß er  im übrigen wegen eines etwaigen 
Konflikts im Sommer dieses Jahres in lebhafter Sorge ist, denn er spürt seine 
Verantwortung als Botschafter in Berlin stark auf sich lasten. 

Weizsäcker 

Nr. 308 
Aufzeichnung des Staatssekretärs des Auswärtigen Amts 

Berlin, den 17. Juni 1939 

Bei einem Privatgespräch außerhalb des Amtes gebrauchte gestern der 
Französische Botschafter mir gegeniiber eine ähnliche Redewendung wie kürz- 
lich Henderson. E r  meinte nämlich, wenn erst einmal das französisch-englisch- 
russische Abkommen fertip; sei, würde zwischen der Achse iind den West- 
mächten ein dip1ornatischefi Gespräch leichter als jetzt zustande kommen. 

Ich bezweifelte dieses; mit den Russen uns zu drohen sei vergeblich; wir seien 
für Drohurigen ein untaiigliches Objekt. Das Intimidierungsverfahren erzeuge 
bei uns das Gegenteil des Gewollten. 

Der Botschafter erläuterte dann seine ursprüngliche Bemerkung dahin. da13 
es sich zwischen zwei Partnern, die ihre Position bezogen hätten, doch viel 
besser reden lasse als bei unbekannter Ausgangss telliing. 

Ich sagte dann dem Franzosen, wenn eine Gefahr für den Frieden bestehe, 
dann läge die eben bei den Polen, die sich gestatteten, mit ihren fraiizösischbn 
und englischen Freunden zu spielen. 

Coulondre seinerseits bezweifelte, daß  die amtliche polnische Politik auf 
Konflikt gerichtet sei. Als das Wiclitigste für die niichsten Monate bezeichnete 
er die Vermeidun von Zwischenfällen, die dem allseitigen amtlichen Friedens- 
willen über den kopf wachsen konnten. 

W eizsäc ker 



Nr. 309 
D t r  Deutsche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 

Bericht 
London, den 22. Juni  1939 

Während eines zu Ehren von Lord Malifax i n  1900-Club gegebenen Essens 
hielten sowohl Winston Churchill als auch Lord Halifax kurze Ansprachen, 
die sich mit außenpolitischen Din en befaßten. Dem von Preß  Association 
verbreiteten Bericht zufolge sagte 8 hurchill unter anderem: 

.Wir alle haben, von verschiedenen Standpunkten ausgehend, uns die 
Politilr zu eigen gemacht, die Sie und der Premierminister nunmehr verkündet 
haben. Wenn noch Meinungsunterschiede verbleiben, so beziehen sie sich 
ledi lich auf den Nachdruck und das Verfahren, auf die Zeitwahl und auf den 1 Stär egrad dieser Politik. 

Ich bin selbstverständlich ein Anhänger der Außenpolitik der Regierung 
Seiner Majestät. Vor einem Jahre glaubte ich, daß ein 
Friedensbiindnis zwischen den nach dem Frieden strebenden 
klang mit den Grundsätzen der Völkerbundsatzungen zum Widerstand gegen 
An riffe und zu dem Zwecke überall da, wo möglich, berechtigte Beschwerden f zu eseitigen, tatsächlich fast die Gewißheit des Friedens bieten würde. 

Heute habe ich die gleiche Uberzeugung nicht mehr. 

Welches Ereignis hat uns alle vereint? Es ist die flagrante und brutale Art 
uni! Weise, in der das Münchener Abkommen von der Naziregierung Deutsch- 
lands zerrissen worden ist. c 

Aus der Ansprache Lord Halifaxs sind vor allem folgende Stellen hervor- 
zuheben: 

V Wir sind uns vollständig klar dariiber, daß die Welt nicht im Ruhezustand 
verbleibt. Die Entwicklung menschlichen Lebens beruht auf dem Wechsel der 
Dinge. Was sich nicht ändert, ist tot. Wenn aber der Wechsel nicht ordnungs- 
miißig vor sich gehen kann, ist menschliches Leben unmöglich und endet durch 
Selbstvernichtung, und daraus folgert, daß unsere Politik, während sie stets 
bereit ist, die Notwendigkeit der Rereinigung einander entgegengesetzter An- 
sprüc.he in einer sich ändernden Welt anzuerkennen, darin besteht. in deut- 
licher Sprache unserem Widerstand gegenüber Gewaltmethoden zum Ausdruck 
zu bringen 

Wie allgeiiiein bekannt, führen wir jetzt, nicht ohne uns die Kritik gewisser 
Kreise zuzuziehen, Verhandlungen mit der Sowjetregierung, zu dem Zweck, 
deren Mitarbeit in gleichem Sinne und zu dem gleichen Zweck zu erlangen. 
Wir glauben, daß auf dirsem Gebiet die Sowjetregierung die gleichen In- 
teressen lind das gleiclie Ziel wie wir selbst ini Auge hat,'und es ist keines- 
wegs unge\vöhiilich, daß die Suche nach der richtigen Formel Schwierig- 
keiten bietet 

Wir werden aber, wenn wir überzeugt sind, daB wir nach ein und derselben 
Sache streben, urid wenn PS uns gelingt, das MiWtrauen z u  zerstreuen, hinsicht- 
lich der Srhli~IJtlri~ cines Ahkoniinens Erfolg haben. 

Bei dcni Bestreben, zu  einem Abkorni~ien z i i  geldngen, sind wir weiter ge- 
gangen, als viele für richtig gehalten haben, und ich glaube, daß  wir, wenn 
wir bis jetzt keinen Erfolg gehabt haben, ehrlich glauben dürfen, daß wir 
daran nicht schuld s i n d . ~  





6. Die beiden Regierungen erkennen an, daß  es ebenfalls notwendig ist, 
die Sicherheit auf dem Balkan zu verbürgen, und sie beraten zusammen mit  
dem Ziel, diesen Vorsatz so schnell wie möglich auszuführen. 

7. Es wird vorausgesetzt, daß die eben erwähnten Ubereinkommen keine 
Regierung hindern, mit anderen Ländern Abkommen im allgemeinen Interesse 
der Festigung des Friedens zu schließen. 

Paris, den 23. Juni  1939 

Bonnet Suad Davaa 

Ni. 311 

Der Deutsche Geschäftsträger in Paris an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Paris, d e ~  27. Juni 1939 

Wie s. Z. durch Telegramm vom 24. März berichtet*., hat damals die hiesige 
Presse Meldungen gebracht, wonach anläljlich des Besuchs des Fra~zösischen 
Staats räsiden ten in London, Chamberlain, Hali fax und Bonnet ein Protokoll R gezeie net oder Aide-Memoires aus etauseht hätten, in denen sich England 
und Frankreich ver flichteten, im A l l e  eines Angriffs auf Holland oder die 
Schweiz diesen Län B ern automatisch bewaffneten Beistand zu leisten und deren 
Grenzen zu schützen. Das so geschlossene Abkommen bestätige die Verein- 
barungen, die am 29. Januar 1039 bereits mündlich in Paris zwischen Bonnet 
und dem Iiiesi en Englischen Botschafter getroffen worden seien. Eine Nach- 

frage, aus welcher Quelle die Meldungen über diese Verein- 
C u i f n  d5ta~men,  hat folgendes ergeben : 

In der Zeitschrift ~ E u r o p e  Nouvellea vom 18. März wird im Rahmen der 
dort ständi veröffentlichten Wochenübersicht berichtet, daß am Abend des 
28. Januar 5 er Englische Botschafter der Französischen Regierung mitgeteilt 
habe, England werde im Falle eines An riffs auf Holland zum Kriege-schrei- 
ten, und er bitte  rankr reich um das #ersprechen, das gleiche zu tun. Am 
29. Januar nachmittags habe die Französische Regierunw dieser en lischeu 

S % Bitte stattgegeben. aber von dem Englischen Kabinett ver angt, ein ä nriches 
Versprechen für die Schweiz abzugeben, die, wie die Französische Re 'erung 
Grund habc, zu glauben, ebenfalls von einem überraschenden Angriff c d r o h t  
sei. Am 30. Januar sei von London eine zustimmende Antwort eingetroffen. 

Die Meldun en darüber, dal) diese im Januar mündlich getroftenen Verein- 
baruiigen anlä '4 lich des Aufenthalts von Herrn Bonnet in London schriftlich 
bestätigt worden seien, ~ i n d  von den aus AnlaW des Prasidentenbesuchs in 
London anwesenden Vertretern einer Reihe hiesiger Blätter gebracht worden. 
Eine Havasmeldung ist hierzu, soweit festgestellt werden konnte, nicht erfolgt. 

Bräuer 

* Vgl. N r. 301 .Anm. * 
** Vgl. Nr. 276. 



Rede des Britischen Staatssekretärs für Atisnärtige Angeiegenheiten 
Lord Halifax in Chatham House, London, 29. Juni 1939 

Auszug 
(Ubemetzung) 

Wenn ich an die Rede zurückdenke, die ich im Juni vorigen Jahres auf dem 
Chatham House Dinner gehalten habe, so bin ich mir, wie wir alle es sind, der 
großen Veränderungen bewuut, die seitdem ein treten sind. Vor einem Jahr  
waren wir auf dem europäischen Kontinent noc F keine bestimmten Bindun en 
eingegangen, abgesehen von denen; die damals schon seit beträchtlicher feit 
bestanden hatten und Ihnen allen vertraut sind. Heute sind wir durch neue 

egenseitige Defensivabkommen mit Polen und der Türkei gebunden, wir haben 
Eriechenland und Rumänien unseren Beistand ge en Angriffe zugesagt und 
stehen jetat mit der SowjebRegierung in Verhan f lungen, die, wie ich hoffe, 
vielleicht sehr bald zu einem erfol reichen Abschluß kommen werden und 
darauf abzielen, Sowjet-Rußland fiir die emeinschaftliche Verteidigung 
europgischer Staaten zu gewinnen, deren &abbängigkeit und Neutralität 
m6 licherweise bedroht sind. Wir haben ~ e r ~ f l i c h t u n  en übernommen und 9 P sin im Begriff, weitere zu übernehmen, und zwar im vo len Bewußtsein ihrer 
Ursachen und im vollen Bewußtsein ihrer Folgen. Wir wissen, daß unsere 
eigene Sicherheit und unsere eigene Unabhängigkeit schwer bedroht sind, 
wenn die Sicherheit und Unabhängigkeit anderer Länder zu bestehen aufhören. 
Wir wissen, daß, wenn Recht und Ordnun im Völkerleben gewahrt bleiben 
sollen, wir bereit sein müssen, sie mit den kaf len zu verteidigen. 

I n  der Vergangenheit haben wir uns dem Versoch einer einzelnen Macht, 
auf Kosten der Rechte anderer Nationen Europa zu beherrschen, stets ent- 
gegengestellt, und die britische Politik bleibt daher lediglich auf dem unab- 
änderlichen Weg, den die eigene Geschichte ihr vorzeichnet, falls ein solcher 
Versuch aufs neue unternommen werden sollte. Aber es genügt nicht, ein 

olitisches Programm aufzustellen. Worauf es ankommt, ist erstens, die 
Ration von der Richtigkeit dieser Politik zu überzeugen, und zweitens, die 
nötigen Schritte zu tun, damit diese Politik Erfolg hat. Ich glaube, die Nation 
ist seit dem Weltkrieg noch niemals so einig über die wesentlichsten Grund- 
lagen unserer Außenpolitik gewesen wie 'etzt, und diese Einigkeit ist ver- 
bunden mit einer festen, weitverbrei teten B ntschlossenhei t, diese Politik zum 
Erfolg zu führen. Ich glaube aber auch, daß in allen Schichten unseres Volkes, 
an die Kraft ihres gemeinsamen Bürgerrechts der Ruf ergeht, ihr Land und 
die Sache ihres Landes zu verteidigen, in zunehmenderd bdal3e der Wunsch 
besteht, über den Au enblick hinauszublicken und ein Ziel vor sich zu sehen, 
für das sie bereitwil k ig ihre Mußestunden und, wenn es sein muß, aucb ihr 
Leben opfern würden. 

Schon mit dem Auf ruf zum Vaterländischen Hilfsdiedst (national service) 
fordern wir große Opfer von allen Altersklassen und allen Bevölkerungs- 
schichten. In irgendeiner Weise hat jeder Mann und jede Frau darin eine 
Rolle zu übernehmen und ist bereit dazu, das weiß ich. Das Land macht 
ungeheuere Anstrengungen, um sich für die Verteidigung zur See, zur Luft 
und zu Lande zu rüsten; etwas Gleichartiges ist in Friedenszeiten bisher noch 
nicht dagewesen. Wir haben eine Flotte, der niemand Trotz bieten kann. 
Unsere Luftwaffe, die auch jetzt noch in einem Ausbau beoriil'en ist, der alle$ 
übertrifft, was wir noch vor ein paar Monaten erwarteten, Kat jetzt von kciner 



anderen Luftwaffe mehr etwas zu fürchten. Ich zweifle kaum daran, da8 die 
Männer unserer Luftwaffe an Kampfgeist und Geschick denen aller anderen 
Länder überlegen sind. Unser Heer, früher ein Gegenstand des Spottes, hat 
beweisen können, was in ihm steckt, so daß es jetzt stolz ist auf 'enen Spott; 
gewiß ist es klein im Vergleich zu den Heeren mancher anderen !.a "nder, aber 
wir schaffen uns, wie schon früher einmal, auch in dem Heer eine machtvolle 
Waffe zur Verteidigung unserer eigenen Fre ih~i t  und der Freiheit anderer 
Länder. Mit jeder neuen Woche, die vergeht, gewinnen diese Anstren ungen 
an Nachdruck; auf jedem Lebensgebiet, in Politik, Verwaltung und In f ustrie, 
haben wir überreichliche Beweise dafür, wie stark der Volkswille diese natio- 
nalen Anstrengungen vorantreibt und unterstützt. Hinter all unseren militä- 
rischen Vorbereitungen steht das britische Volk, einiger als je, und all sein 
Reichtum und seine industriellen Möglichkeiten stehen diesen militärischen 
Zwecken zu Diensten. Auch davon wird verächtlich gesprochen, aber dieser 
Reichtum ist verdient worden durch die Arbeit, das Geschick und den Mut 
unseres Volkes. Kein Stück dieser furchtbaren Rüstung der Kraft wird ein- 
gesetzt werden, es sei denn zur Verteidigun gegen einen Angriff. Kein Schlag 
wird geführt, kein Schuß abgefeuert wer f en. Daß das wahr ist, davon ist 
'eder hierzulande überzeu t. Ich persönlich glaube, daß auch in anderen 
"ndern die meisten Mensc en daran lauben werden, trotz der Propaganda, L f 

die ihnen das Gegenteil in die Ohren SC 1 reit. Und noch eins findet hierzulande 
jetzt uneingeschränkt und allgemein Glauben, wird anderswo aber wohl auch 
jetzt noch nicht voll verstanden: daß wir nämlich für den Fall eines weiteren 
Angriffs entschlossen sind, unverzüglich unsere gesamte Kraft einzusetzen, um 
unsere Verpflichtungen zum Widerstand gegen Angriffe zu erfüllen.. . . . . 

Nr. 313 
Der Deutsche Botschafter in London an das Auswiirti~+ Amt 

Bericht 
London, den 29. Juni 1939 

Der Besuch des Generals Gamelin in London Anfang Juni hat zweifellos 
dazu gedient, u.a. Fragen des gemeinsamen Oberbefehls zu besprechen*. Hierbei 
sind die einzelnen wahrscheinlichen Kriegstheater (Westeuropa, westliches 
Mittelmeer, Naher Osten, Ferner Osten) besprochen worden. 

Ein abschließendes Ergebnis ist nicht bekann eworden. Es darf jedoch mit 
Fug und Recht angenommen werden, daß der 8 berbefehl zu Lande in West- 
europa in französischen Händen liegen wird. Die Frage der Verantwortlich- 
keit dieses Oberbefehlshabers einer interalliierten Körperschaft gegenüber ist 
jedoch augenscheinlich noch nicht geklärt. Auf sie wird von en lischer Seite, 
wie Anfra en im Parlament beweisen, groUer Wert gelegt. er Premier- e 5 
minister se bst hat sich am 14.6. im Parlament nur zu einer sehr vorsichtigen 
Auskunft herbeigelassen, aus der hervorgehen könnte, daß die Frage des 
Oberbefehls zu dieeeni Zeitpunkt noch nicht endgülti geklärt war. Wie man a h h t ,  sollen sich die Franzosen in den betreffen en Verhandlungen sehr 
schwierig und ansprucLsvol1 gezeigt haben, so daß die Engländer keineswegs 
restlos befriedigt sind. 

* Der Franzaeischb Minister räsident Daladier hat in reiner Rede vor der Kammer am 
80. November 1939 ditgeteilt, B aß die frage der Einheit d a  Oberkommandos bereits geregelt 
war, bevor der Krieg ausbrach. 



Zu den Verhandlungen mit Frankreich sind auch die soeben abgeschlossenen 
Generalstabsbesprechungen in Singapore zu zählen, bei denen neben der Rege- 
lung des emeinsamen Oberbefehls, der voraussichtlich in englischer Hand 
liegen dür f te, die Benutzung der britischen See- und Luftstützpunkte durch 
Frankreich behandelt wurde. Auch hier ist ein endgiiltiges Ergebnis noch nicht 
bekanntgeworden. 

Im Auftrag 

von Selzam 

Nr. 314 
Aufzeichnung des Staatssekretärs des Auswärtigen Amts 

Berlin, den 30. Juni 1939 

Ich habe heute nachmittag auftragsgemäß den Französischen Botschafter zu 
mir gebeten. 

Nach personlichen Bemerkungen brachte der Botschafter das Gespräch auf 
die all emeine politische Lage. Ich erwiderte mit Hinweisen auf die krampf- 
hafte I) ritische Einkreisungspolitik, die dazu bestimmt schiene, uns einzu- 
schüchtern und natürlich das Gegenteil erziele. Das gehe auch Frankreich an, 
obschon unsere Presse ihre Vorwürfe vorwiegend an die Adresse Londons 
richte. Besonders erstaunlich schiene mir die britische Illusion, durch die 
Verhandlungen mit Moskau die angebliche Kriegsgefahr in Europa beschwören 
zu können. 

Als Coulondre auf das Problem Deutschland-Polen iiberging und wegen 
gewisser Nachrichten über innere Danziger Vorbereitungen wieder schwarz 
malte, hielt ich ihm Exzesse und Reden rominenter Polen vor, so wie z. B. 
beute wieder die eroberungslustige Rede B es Generals Kwdniewski *. 
Es war eine gewisse Erleichterung bei dem Botschafter zu konstatieren als 

ich sagte, meines Erachtens seien wir nicht am Vorabend eines großen Eclats, 
außer wenn polnische Exzesse einen solchen hervoriiefen. Das wäre dann 
finis Poloniae. 

Hierbei machte Coulondre wie schon früher die Bemetkung, im Falle pol- 
nischer Provokationen sei Frankreich nicht gebunden. Gäbe es aber Krieg 
infolge von Danziger Eigenmächtigkeiten, könne weder Frankreich noch Eng- 
land zurück. Es wäre ein großer und tragischer Irrtum zu glauben, daß 
Frankreich in einem solchen Falle abseits stehen würde, so schmerzlich der 
Krieg auch für ganz Frankreich wäre. 

Um mehr zu hören, äufierte ich dann Zweifel daran, daß England die Ent- 
scheidun über Krieg und Frieden für das Empire auf einmal in die Hände 
irgendwe 7 cher Leute in Warschau oder im Korridor r l e g t  haben könnte. 
Coulondre ging jedoch nicht davon ab, daß England un Frankreich seit dem 
März dieses Jahres dem internationalen Frieden nicht mehr trauten und darum 
Engagements eingingen, an die sie früher nicht gedacht hätten. 

* Rede, die der Vorsitzende der-See- und ~ o l o i i a l l i ~ a  Brigadegeneral Kwahiewski in 
Warschau am 29. Juni anlä0lich des .Tag des Meeres* gehalten hatte. 



Der Botschafter kam nicht mit der Behauptung heraus, daß Deutschland 
noch im Laufe dieses Jahres mit Polen abrechnen wolle. Er  leitete seine 
Sor en vielmehr ab aus den bedrohlichen, quasi militärischen Vorbereitungen 
in %anzig und außerdem allerdings auch aus dem Mangel an Selbstkontrolle 
der olnischen Freunde Frankreichs. 

Ic 1 habe meine Ausführun n als persönliche bezeichnet und eine autorita- 
tive Darstellung unserer Ansc auungen an Herrn Coulondre dem Herrn Reichs- 
außenminister vorbehalten. 

T 
Weizsäcker . 

Nr. 315 
Der Deutsche Botschafter in Ankara an das Auswärtige Amt 

Telegramm 
Therapia, den 30. Juni 1939 

Erfahre zuverlässig, da6 Engländer die Türkei auch für Garantie außer- 
balkanischer Grenzen Rumäniens zu engagieren wünschen gegenüber britischer 
Garantie für thrazische Grenze. Gleiches dürfte für Griechenland gelten. 

Papen 

Der Deutsche Botmhafter in Paris an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Paris, den 6. Juli 1939 

Aus Anlaß des Jahresessens der Vereinigung France-Grande-Bretagne am 
4. Juli haben nach einleitenden Begrüßungsworten des Präsidenten der Ver- 
einigung, Marquis de Vogüe, der zu diesem Zweck eigens nach Paris ge 
kommene Englische Kriegsminister Hore-Belisha und der Französische Außen- 
minister Bonnet Reden gehalten, in denen sie die unerschütterliche französisch- 
englische Freundschaft feierten. 

Der Englische Kriegsminister ging davon aus, daß zwar das wesentliche Ziel 
sowohl der englischen wie der französischen Bemühungen nach dem Kriege 
das gleiche Wesen sei, nämlich die Verhinderung der Aufrichtung einer f= Gewaltherrsc aft in Europa, daß aber die Methoden der beiden Länder ver- 
schieden wesen seien. Frankreich sei für ein System von Allianzen ein- 
etreteo, %ngland habe sich da egen bisher Tweigert , sich im voraus zu 

finden. Wie die Entwicklung fer  Dinge gele rt habe, sei die französische 
Politik gerechtferti gewesen, und England habe dies nunmehr anerkannt. Es 
gebe jetzt nicht me f r eine englische und eine französische, sondern nur noch 
eine gemeinsame englisch-französische Politik. Im weiteren Verlauf seiner 
Rede hat dann der englische Minister besonders die enge militärische Zu- 
sammenarbeit unterstric~en, bei der beide Länder keinerls Geheimnisse vor- 
einander hätten. Die en liscben Truppen hätten kürzlich vor General Gamelin 
defiliert, und General 8 ort werde demnächst der Parade am 14. Juli bei- 
wohnen, an der mit besonderem Stolz auch eine Abteilung des englischen 
Heeres teilnehmeh werde. England und Frankreich lebten als Kameraden und 
würden, wenn ed sich als notwendig herausstellen sollte, auch als solche zu 
sterben wissen. 



Frankreich babe unbestreitbar das am besten vorgebildete Heer und England 
die mächtigste Marine. Durch die Beschleunigung der Flugzeugproduktion 
der beiden Länder besäßen diese schließlich auch die modernsten und mäch- 
tigsten Luftstreitkräfte. In weni er als einem Jahr werde die englische Armee 
mehr als 1 Million Mann zählen. s i e  Hretliche Prüfung der ersten 50000 Mann 
der neuen englischen Miliz babe ergeben, daß 97 */,, diensttauglich seien. Wer 
wollte da noch wagen, von einer en lischen Dekadenz zu sprechen? Der 
Minister scbloß seine Rede mit der %eststellung, daß England Frankreich 
und Frankreich En land sagen könne: wir denken in der gleichen Weise, wir 
sind zu denselben Srgebnissen gekommen, wir folgen demselben Ideal, wir 
sind Freunde, wir sind stark, und wir werden Front zu machen wissen, was 
auch immet kommen möge. 

Die Rede des Französischen Außenministers enthält die gleichen Gedanken- 
"n , ist jedoch im Ton weniger großsprecherisch und dithyrambisch als die 

%%radsamen Englischen Kriegsministers. 

Im Auftrag 

Bräuer 

Nr. 317 
Aufzeichnung eines Beamten der Politischen Abteilung 

des Auswärtigen Amts 

Berlin, den 10. Juli 1939 

Rumänien und die englische Einkreisungsaktion 
Die englische Einkreisungsaktion hat gleichmäßig am 18. März mit Demar- 

chen der britischen Vertreter in verschiedenen Hauptstädten eingesetzt. 
Außerer Anlaß derselben war die am 17. März 1939 vom Rumänischen Ge- 
sandten in London aus eigener Initiative aufgestellte und Lord Halifax vor- 
etragene Behauptung, Deutschland habe Rumänien einen Vorschlag einacbt, B s e r  den Charakter eines Ultimatums trüge *. Rumänien solle danach eutsch- 

land ein Monopol für seinen Außenhandel und eine Kontrolle seiner Industrie 
einräumen, wofür Deutschland Zusicherungen hinsichtlich der Grenzen Rumä- 
niens geben werde. 

Gleichzeitig ist von englischer Seite in Bukarest mit großem Nachdruck 
Deutschland entgegen earbeitet und versucht worden, den Abschluß des 
deutsch-ruiiiänischen birtschaftsvertrages vom 23. März zu hintertreiben. 
Auch wurde englischerseits trotz wiederholter rumänischer Dementis mit der 
Behauptung eines angeblich deutschen Wirtschaftsultimatums gearbeitet. 

Im Zusammenhang mit den Besprechungen, die gelegentlich des Besuchs des 
Polnischen Außenministers Beck in London Anfang April über den Abschluß 
des englisch-polnischen Beistandspakts stattgefunden haben*., bat sodann die 
Frage eine Rolle gespielt, wie das rumiinisch-polnische Bündnis, das sich bisher 
nur gegen Sowjetrußland richtet, auch gegen einen Angriff von Westen her 
Wirksamkeit erhalten könne. Herr Beck hat in London zugesagt, über diese 
Frage mit der Rumänischen Regierung in Besprechungen eintreten zu wollen. 

* Vgl. Nr. 270. 
** Vgl. Nr. 286. 



Unabhängig von dissen polnisch-rumänischen Besprechun en haben dann in 
den ersten April Englische und die Französische ierung ihrerseits 
der 

a.g 
eine Garantie ihrer Unabhängigkeit in Aussicht 

in Albanien wurde englischerseits sofort be- 
in die Zahl der zu garantierenden Staatan 

einzubeziehen. Dies führte zu einer Beschleunigung auch der rumänischen 
Garantiepläne. Am 13. April nachmittags erjolkte dann die gleichzeitige und 
identische Ileistandserklärung an Griechenland und Rumänien durch Chamber- 
lain im Unterhaus * und durch Daladier vor der französischen Presse. 

Rumäniens Haltung zu der Einbeziehung in die Einkreisungsaktion ist uns 
amtlich wiederholt dahin definiert worden, daß Bukarest keine Gegenseitig- 
keitsabmachung treffen wolle; wenn aber England und Frankreich eine ein- 
seitige Erklärung Rumänien abgeben würden, so könne sich Rumänien dem 
nicht entziehen. 

England hat sodann versucht, auf dem Umwege über die Türkei Rumänien 
noch fester in das Einkreisungsnetz einzubeziehen. Vor allem ist in Ankara 
wiederholt angeregt worden, die Balkanbundstaaten möcliten auch für deren 
gußere Grenzen Verpflichtungen übernehmen. Wie weit die Türkei zu dieser 
Umgestaltung des Balkanbundes bereit gewesen ist, mag dahingestellt bleiben; 
jedenfalls sind diese Versuche bisher an der Haltung der iibrigen Mitglieder 
des Brlkanbundes gescheitert. 
Das Bemühen Englands, den Balkanbund für die Einkreisung einzuspannen 

oder wenigstens die Türkei für eine Verteidigung der arantierten Stssten a Griechenland und Rumänien zu gewinnen, hat seinen Nie erschlag in Punkt 6 
der englisch-türkischen Abmachung vom 12. Mai * * gefunden, demzufolge Eng- 
land und die Türkei nreco nize that it is also necessary to ensure the f establishment of security in t e balkans and they are consulting togetber with 
the object of achieving this purpose as speedily as possib1e.a 

Es ist zwar von türkischer und anderer Seite behauptet worden, daß der 
zitierte Absatz des englisch-türkischen Abkommens nichts anderes bedeute als 
einen Hinweis auf den bestehenden Balkanpakt, der eben die Sicherheit auf 
dem Balkan verbürge. Rumänischerseits scheint man sich indessen über die 
wahre Tragweite des englisch-türkischen Manövers klar zu sein, wenigstens 
will man, wenn auch ohne Erfolg, gegen die Aufnahme einer analogen Be- 
stimmun in das franz6sisch-türkische Abkommen vom 23. Juni * * *  gearbeitet 
haben. B berdies soll der Rumänische Außenminister bei seinem Eksuch in 
Ankara Mitte Juni von den Türken die Zusicherun erhalten haben, daß jede 
auf den Balkan und seine Sicherheit bezügliche Bestimmung aus dem end- 
gültigen englisch-türkischen Abkommen entbrnt werden würde. 
- - - 

Bei diesem Besuch Gafencus in der Türkei hat sich letztere auch sonst be- 
müht, der englischen Einkreisungsaktion Vorspanndienste zu leisten. So soil 
Gafencu der Abschluß eines Schwarzmeer-Paktes nahegelegt worden sein. 
England und Frankreich sollen wegen der Beteiligung Rumäniens an dem ge- 
planten Rußland-Abkommen insistiert haben, und schließlich soll angeregt 
worden sein, den Balkanpakt gegen alle Angreifer auszudehnen. Gafencu will 
alle diese Vorschläge abgelehnt Iiaben. Jedenfalls sind rumänischorseits a m t  
lich alle Gerüchte über Abschluß neuer politischer und militärischer Abreden 
während der Reise Gat'encus nach Ankara und Athen dementiert worden. 

* Vg1. Nr. 288. 
** Vgl. Nr. 301. 

*** Vgl. Nr. 310. 



Schließlich ist vor kurzem bekannt daß England von der Türkei 
verlangt hat, daß diese im Garantie den von ihm 
garantierten Staaten - ohne daß würden - wirk- 
aame Hilfe zu geben. Hiermit ist offensichtlich gemeint, daß die Türkei, auch 
wenn nicht selbst angegriffen, England die Durchfahrt durch die Dardanellen 
ermöglichen soll, um Rumänien zu Hilfe zu eilen. 

Es wird noch festzustellen sein, wie weit Rumänien über diese englischen 
Pläne unterrichtet ist und welche Stellung es gegc+benerifalls zu ihnen ein- 
nimmt. 

Heinburg 

Nr. 318 
Der Deuteche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 

Bericht 
London, den 12. Juli 1939 

In demezu Beginn dieses Jahres vom Parlament an enommenen erweiterten 
Erportkreditgaraatiegesetz war dem Board of Tra f e die damals kein be- 
sonderes Aufsehen erregende Ermächtigurig erteilt worden, für 10 Millionen 
Pfund Exportkreditgarantien zu erteilen, ohne an die dem Exportkredit- 
garantieinstitut vorgeschriebenen streng wirtschaftlichen Richtlinien gebunden 
zu sein, sofern die Vergebung ~olcher Kredite im nationalen Interesse lag. 
Dieser politische Kreditfond, den man in englischen Kreisen zu weilen d 9 ~  
~Heptilienfonda zu nennen pfle te, hat in folge der politischen Ereignisse dei 
letzten Monate immer mehr an !3edeutung gewonnen. Wie aus der laufenden 
Berichterstattung der Botschaft bekannt ist, haben sich im Zuge der jüngsten 
politischen und wirtschaftlichen Aktivität Großbritannierls Delegationen aus 
Rumänien, Griechenland und Polen mit Kredi twünschen in London eingestellt. 
Die Irakische Regierung hat vor kurzem bekanntlich einen vom Board of Trade 
garantierten 3 Millionen Pfund Kredit erhalten. Obwohl über die neuen 
türkischen Kreditwünsche hier nichts Konkretes bekannt geworden ist, so hat 
es doch den Anschein, als ob auch die Türkei neue Kreditforderungen ange- 
meldet hat. Auf einer etwas anderen Ebene liegen die Kreditwünsche Neu- 
seelands. 

Wenn auch noch nicht im Einzelnen bekannt ist, für welche Kredite der 
obenerwahnte 10 Millionen Pfund Fond in Ans ruch genommen worden ist, so P ist es doch bereits d i t  einiger Zeit offensicht ich geworden, daß er im Ver- 
gleich mit den an die Britische Regierung von den befreundeten Staaten ge- 
stellten finanziellen Anforderungen völli ungenügend war. Da einerseits für % die kreditsucbenden Staaten aus geldmar tpolitischen Gründen die Auflegung 
einer Anleihe in London zur Zeit unmöglich ist, andererseits das rein wirt- 
schaftliche Exportkreditverfahren gerade diejenigen Exporte ausschließt, wor- 
auf es jenen Staaten am meisten ankommt, nämlich Rüstungsexporte, hat sich 
die Britische Regierung entschlossen, den Fond der politischen Kredite zu 
erhöhen. 

Die Regierung hat daher arn 6. d. M.  dem Parlament einen Gesetzentwurf 
vorgelegt, welcher die Gewährung politischer Kredite aus dem bisherigen 
E~portgarantieverfahren ausgliedert und sie zum Gegenstand eines selbstän- 
digen Gesetzes, der Overseas Gararities Trade Act, macht. In dem Gesetz- 



entwurf wird die Ermächtigung d w  Board of Trade, politische Kredite zu 
erteilen,' auf 60 Millionen Pfund erhöht. In diesen Betra sind die mit den 
Krediten verlrniipften Zinsleistungen nicht einbegriffen. f e  nach der Lang- 
fristigkeit der gewährten Kredite und der vereinbarten Zinsen kann sich das 
Ausmaß der dem Board of Trade erteilten Kreditermächtigung um ein Wesent- 
liches erhöben. Die eigentliche Finanzierungskraf t der Ermächtigung wird im 
übrigen auch schon darum nicht mit dem oben erwähnten Nominalwert gleich- 
zusetzen sein, als die I<redite revolvieren und somit nach Ablauf erneut ver- 
geben werden können. 

Es wird angenommen, daß die arantierten Kredite zum Teil eine Laufzeit 
bis zu 15 Jahren haben können. fm Zusammenhang damit steht eine weitere 
Bestimmung des Gesetzentwurfes, wonach der Board of Trade ermächtigt 
wird, die von den fremden Staaten gegebenen Schatzanweisungen selbst z>i 
übernehmen. Das bisherige Verfahren, die betreffenden Schuldverschreibungen 
unter der Garantie des Board of Trade auf dem englischen Geldmarkt unter- 
zubringen, würde bei langfristigen Schuldverschreibungen schwer möglich sein. 

Wie bisher werden die Kredite grundsätzlich nur für Bestellungen in GroO- 
britannien zur Verfügung estellt. 6 Millionen Pfund der neuen Kreditermäch- 
tigung können jedoch zur % reditsicherun von Abschlüssen über nichtbritische I Erzeugnisse verwandt werden. Die im usarnmenhang mit solchen englischen 
Exporten in dem Käuferland entstehenden Nebenkosten können nach gewissen 
im Gesetzentwurf aufgestellten Richtlinien ebenfalls in die Kreditaktion ein- 
bezogen werden. 

Der Entschluß der Regierung, nunmehr offen den Weg der Subsidien olitik B zu beschreiten, ist in der englischen Offentlichkeit mit großer Befrie igung 
aufgenommen worden. Es wird kein Hehl daraus gemacht, daß die damit ver- 
folgten Ziele in erster Linie politischer Natur sind, und daß die zu gewah- 
renden Kredite die mit Großbritannien befreundeten Staaten in den Stand 
setzen sollen, Rüstungsaufträge zu erteilen. Eine andere Frage ist, wie weit 
die englische Rüstungsindustrie augenblicklich imstande ist, neben der heimi- 
schen Aufrüstung auch noch erhebliche fremde Aufträge auszuführen. Aber 
es darf hierbei nicht übersehen werden, daß  die neue englische Kreditpolitik 
auf langere Sicht eingestellt ist. 

Es wird hier allgemein angenommen, daß die Kredite mehr oder weniger 
bereits verteilt sind. In erster Linie dürfte wohl Polen bedacht werden, dessen 
Finanzverhandlungen mit der Englisclieii) Regierung demnächst abgeschlossen 
sein dürften. Als weitere Anwärter kommen Rumänien, Griechenland und die 
Türkei in Frage. Nach heutigen Pressemeldungen sind die Kreditabkommen 
mit den beiden erstgenannten Staaten bereits abgeschlossen. Da in dem Gesetz- 
entwurf keine Bestimmung enthalten ist, welche die Empireländer aus dem 
Kreise der Bedachten ausschließt, erscheint die hier des öfteren geäußerte Ver- 
mutun nicht ungerechtfertigt, daß auch Nguseeland aus dem nunmehr neu P angefü lten Kreditfond gespeist werden wird. 

Die zweite Lesun des Gesetzes wird noch in dieser Woche erfolgen. Die 
Re ierung hat die A icht, es noch vor den Parlamentsferien zu verabschieden. a %s 
un es ist nicht anzunehmen, daß sie dabei auf Schwierigkeiten stoßen wird. 

Im Auftrag 



Nt. 319 
Der Deutsche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 

Telegramm 
London, den 15. Juli 1939 

Nach Mitteilung aus sehr zuverlässiger Quelle soll in maßgebenden hiesigen 
politischen Kreisen die Besorgnis vor dem Zustandekommen eines deutsch- 
russischen Ausgleichs sich letzthin erheblich gesteigert haben. Man befiirchtet 
vor allem, daß die logische Folge eines solchen Aus leicb das Bestreben der 
Polen sein würde, sich ihrerseits nunmehr Deutsch k n d  zu dhern,  nachdem 
die' nissische Rückendeckung weggefallen sei. 

Innerpolitisch befürchtet man hier insofern von einem deutsch-russischen 
A q l e i c h  und einer Abmilderung des deutsch-polnischen Gegensatzes 
unerfreuliche Rückwirkungen, als dann die Wahlparole der Regierung wesent- 
lich beeintrichtigt warda. Die Wfhlerschaft werde die Frage stellen. warum 
die Regieron so viele Monete Kriegsstimmung entfacht und eine politische 
Front gegen h utschland zu bilden versucht habe, trotzdem die innere Be- 
grftndung für  ein solches Vorgehen durch daa Eintreten einer ruhigen 
Atmosphiire in den Beziehungen Deutschlands t u  Rußland und Polen fehle. 

Dirksen 

Nr. 320 
Der Deutsche Botechafter in Ankara an das Auswärtige Amt 

Telegramm 
Therapia, den 18. Juli 1939 

Während. en lische Militärmission, wie ich feststellte, sicb hier nur mit Lie- 
ferungsfragen f efaßt hat, beabsichtigt gestern eingetroffene französische Mili- 
%rmission unter Fehnin Generals Huntzinger, sich eingehend über strate- 
gische Probleme tu  ~ t e r  L Itea. 

Papen 

Nr. 321 
Der Deutsche Botschafter in London an bae Auswärtige Amt. 

Bericht 
London, den 19. Juli 1939 

Die trirkische Militarmission hält sich noch immer in England auf. Am 
Sonntag, den 16. Juli, mittags, trafen noch drei türkische Offiziere auf dem 
Victoria-Bahnhof ein. Sie wurden von Mit liedern der türkischen Kommis- E sion und dem Türkischen Mili tärattach6 in pfang enommen. 

Dem Luftattache ist die Verstärkung der türkischen Belegation auch offiziell 
im Britischen Luftfahrtministerium mitgeteilt worden. 

Die türkische Militärkommission besichtigt hier militärische Einrichttingen, 
Waffen und Ausrüstungen. Ober den Verlauf der eigentlichen Verhandlungen 
waren authentische Berichte bisher nicht zu erhalten. Von den Verhandlungen 
ist bisher nur bekannt, daß von dem im Vorjahr verfügbar gemachten Sechs- 
Millionen-Kredit für fünf Millionen Pfund Bestellungen aufgegeben sind. 

Im Auftrag 

von Selzam 



Nr. 322 
Der Deutsche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 

Bericht 
London. den 25. Juli 1939 

In der Tagespresse erschienen am 6. Juli zwei Ver@ffentlichungen, die be- 
sagten. dalj 

1. Reservisten zu Ubungen der Luftwaffe in den nAchsten drei bis vier 
Monaten eingezogen würden und 

2. grBßere Ubun en mit fliegenden Verbänden nach dem Kontinent und ba 
sonders nach % rankreich stattfinden würden. 

3 Aus weiteren Zeitungsnachrichten eht hervor, daß ein Teil der jetzt 
eingezogenen Dienstpflichtigen der ioyal  Air Force zur Ausbildung und 
Verwendung überwiesen wird. 

Die erste Ubun eines Fernfluges war Diensta den 11. Juli, und wurde mit 

durchgeführt. 
% fi 12 Staffeln ohne wischenlandung teils bis Le avre und teils bis Bordeaux 

Die zweite Ubun dieser Art fand am 21. Juli statt, woran etwa 10 Staf- 
feln (beinahe 100 haschinen) teilnahmen. Sie flogen in drei Gruppen, und 
zvvar : 

1. üruppe: etwa drei Staffeln ~Blenheima, die von ihren Heimathäfen nach 
Paris-Orleans-Chartres und dann zurück flogen; Flugstrecke 
etwa 700 englische Meilen; Dauer 3 Stunden. 

2. üruppe: zwei Staffeln Armstrong r Withleya ; Plugweg: über Paris nach 
der Stadt Avallon (halbwegs zwischen Paris und Lyon); Flug- 
strecke etwa 750 englische Meilen. 

3. Gruppe: fünf Staffeln W Wellington U ; Flugweg von den Heimathafen über 
Dover-Paris-A uxerre-Lyon-Marseil le und zurück. Flugstrecke 
1 500 englische Meilen, wobei sie nach Zeitungsnachrichten eine 
Durchschnittsgeschwindigkeit von 180 en lischen Meilen ent- Ii wickelten. Der Unterstaatssekretär der Lu tfabrt, Captain Bal- 
four, hat in einer d ie~er  Maschinen als i3esatzungsmitglied teil- 
genommen. 

Zanachst wäre an der Tatsache an sich, daß übungen auch größeren Rah- 
mens innerhalb der britischen Fliegertruppe stattfinden, nichts Auffälli es zu 
seben. Daß aber solche Ubungen zu diesem Zeitpunkt durchgeführt u n i  wei- 
ter von der gesamten Presse als ein Ereignis ersten Ranges groß aufgemacht 
werden, gibt zu Uberlegungen Anlaß. 

Zwei Gesichtspunkte k6nnen als Gründe hierfür angenommen werden: 
1. Die Ubungen sollen der Welt zeigen, daß die britische Luftwaffe zum 

Karnpf bereit ist. 
In  allen Kreisen En lands kann man die unumstößliche Gewißheit 

finden, daß in den nac Eb sten beiden Monaten von seiten Deutschlarids 
lrgend etwas in der Danriger Fra e geschehen wird, was in dem Falle 
der DurchfUhrun ohne Verband ung und unter militärischem Druck f P 
die Beistandspflic t Englands nach sich ziehen muW und wird. 



In  der breiten Masse findet eine solche Hilfeleistung Englands - im 
Gegensatz zum vorigen September - volle Zustimmung, auch wenn man 
mit den Rüstungen nicht fertig sein sollte. In denkenden Kreisen, die, 
in London wenigstens, zahlreich vertreten sind, drückt diese Beistands- 
pflicht wie ein Alp, da die praktische Durchführung, rein militärisch ge- 
sehen, ohne ein Bündnis mit einem militärisch starken Rußland als recht 
schwierig angesehen wird. 

Militärische Ubungen aller Art sollen nun die Einsatzbereitschaft und 
Stärke unter Beweis stellen; auch erhofft man sich aus solchen Maßnah- 
men einen gewissen Eindruck auf Deutschland, der bewirken' soll, eine 
friedliche Lösung der Danziger Frage der gewaltsamen vorzuziehen. 

2. Die englische Luftwaffe soll durch diese Ubungen einen hohen Grad von 
Einsatzbereitschaft erhalten. Im Laufe des vergangcnen und dieses Jah- 
res sind verschiedene Organisationsveränderungen und Vermehrungen 
durchgefülirt worden. Diese müssen - wie jede Veränderung - zu- 
nächst den Kampfwert einer Truppe herabmindern. Viele Staffeln sind 
mit neuen Mustern ausgerüstet worden und haben ihr Unterstellungs- 
verhältnis geändert. Dieser ganze Apparat muß sich nun einspielen, und 
dazu sind derarti e Ubungen das beste Mittel. Zweifellos werden die 
Trup enübungen kriegsmäWig durchgeführt; dieses Iäßt sich schon aus 
dem einziehen von Reservisten ersehen. 

Die Art der Durchführung der ersten Ubun en ist sehr interessant. Die 
Flüge konnten zunächst tatsächlich aus dem 8 runde nur nach Frankreich 
durch eführt werden, weil für längere Streckenflüge England zu klein 
ist. &n Fliegen über See in großeren Verbänden wird wegen der Sehwierig- 
keit der Flugsicherung wahrscheinlich nur ungern unternommen. 

Zur Ubung ist es ja schlieWlich leichgültig, wohin geflogen wird. So könn- 
ten diese Flüge allgemein als Vor (i, ereitung für einen Einsatz auf große Ent- 
fernungen angesehen werden. Andererseits ist es aber wohl nicht von der 
Hand zu weisen, daß hiermit gleichzeitig praktische Einsatzübungen für den 
Mobilisierungsfall verbunden sein könnten. Es ist natürlich im Mobilisie- 
rungsfall einfacher, wenn die Verbände auf ihre Strecken eingeflogen sind. 

Cm Auftrag 

von Selzarn' 

Nr. 323 
Der Deutsche Botschafter in Paris an das Auswärtige Amt 

Telegramm 
Paris, den 28. Juli 1939 

Xu Moskauer Verhandlungen erfahre ich ausgewöhnlich gut unterrichteten 
Kreisen folgendes: 

I. Wenn England und Frankreich jetzt nicht nur daraut einzugehen bereit 
sind, militärische Besprechungen vor Einigung über politisclien Vertrag zu 
führen, sondern diese mit besonderem Eifer betreiben, so sind drei Ernägun- 
gen dafür maßgebend : 



1. England und Frankreich wünschen um jeden Preis Vertagung oder Ab- 
bruch der Verhandlungen zu vermeiden, weil sie glauben, daß, solange Ver- 
handlungen im Fluß sind, Ueutschland in Danzig nichts unternehmen wird. 
Politische Verhandlungen waren zu gewissem Abschluß gelangt, nachdem 
Einigung iiber alle Punkte bis auf Definition indirekten Angriffs und Modali- 
täten Hilfeleistung erfolgt war. Bei letzterem Punkt. spielen so viele rnilitii- 
rische Gesichtspunkte hinein, daß ohne gleichzeitige militärische Besprechungen 
nicht weiter zu kommen ist. 

4. Mit Entsendun zweier repräsentativer Militärmissionen nach Moskau 
glaubt man Atmosp f äre  um Abschluß auch politischen Vertrags günstig 
beeinflussen zu können. 

3. Mit einer eventuellen Einigung der Militärs hofl'en auch Politiker Driick 
zur überwindung letzter Schwierigkeiten ausüben zu können, wenn man sich 
auch nicht yerhehlt, daß in militärischen Besprechungen von russischer Seite 
au8er dem Problem der Kandstaaten das schwierige Problem der Duldung 
militärischen Beistands durch Polen und Rumänien angeschnitten werden wird. 

11. A bschluW englisch- japanischen Abkommens soll von Engländern in 
Moskauer Verhandlungen in folgendem Sinne verwertet worden sein: England 
habe Verhandlungen über Tientsin durch eine auf die Dauer des Konflikts 
beschränkte Anerkennung japanischer Interessen in China teuer erkauft. Es 
sei dazu gezwungen worden, weil es Hände in Europa frei haben müsse, so- 
lange nicht in Moskauer Verhandlungen Vertrag zustandekomme. Sollte dies 
scheitern, so werde England bezüglich seiner Position in Ostasien in schwierige 
Lage kommen und Kußland auf die Dauer immer stärker japanischem Druck 
ausgesetzt sein. 

111. Im Zusammenhang mit Moskauer Verhandlungen soll Bestehen des 
deutsch-russischen Vertrags von 1926 auf französischer und englischer Seite 
erörtert worden sein. Man habe die Frage geprüft, ob von Russen Kündigung 
des Vertrags oder Erklärung über seine Uedeutungslosigkeit verlangt werden 
könne, habe die Frage aber anscheinend zurückgestellt, um die Verhandlungen 
nicht noch mehr zu erschweren. 

I V .  Französische Militärmission, die bereits zusammengestellt wird, soll von 
General L)oumenc, Chef der 2. Region in Lille, geführt werden. Dieser ist 
Artillerist und gilt als besonders befähigter Offizier; er war im Krie BPrgani- sator des Kraftfahrwesens und vor Ubernahme Fron tkommandos in ille, wo 
er zuerst 1. Division befehligte, stellvertretender Generdstabschef unter 
W eygand. 

W elczeck 

Nr. 324 

Der Deutscbe Oreaodte ]D So6a an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Sofia, den 31. Juli 1939 

Die militärischen Vorbereitungen der Türkei an der türkisch-bulgarischen 
Grenze werden hier weiter mit großer Aufmerksamkeit verfolgt. Einer zu- 
verlkPsigen Nachricht zufolge ist türkischerseits vorgesehen, die türkische 
'i'ruppenmacht in Thrazien noch weiter bis auf 15 Divisionen zu erhöhen. Dar- 



unter soll sich eine französische Division befinden, die im Konfliktsfalle ans 
Syrien herangeschafft werden würde. Die Dardanellen sollen durch drei 
Divisionen unter englischem Oberbefehl verteidigt werden. 

Uber den b u c h  des Prinzregenten Paul in London und seine dortigen 
Gespräche liegen hier keine weiteren Mitteilungen vor, als daß die Englhder 
dem Prinzregenten gesagt hätten, im Ernstfalle würde Jugoslawien auf den 
Schutz Englands rechnen können. 

MaUgebende bulgarische Politiker machen sich über diese Fiille von Bei- 
etandsversprechungen, die England austeilt, lustig. 

, Frhr. von Uchthofen 



Drittes Kapitel 

Deutschlands Bemühen 
um Sicherung Friedlicher Beziehungen 

zu seinen Nachbarländern 





Nt. 925 
Aus der Rede des Führers vor dem Deutschen Reichstag, 30. Januar 1937 

. . . . . Deutschland hat in den letzten Jahren eine ganze Anzahl politischer 
Beziehungen aufgenommen, wieder angeknüpft, verbessert und mit einer Reihe 
von Staaten ein, ich datf wohl s en, enges freundschaftliches Verhältnis 
hergestellt. Unsere Beziehungen inxuropa sind, von ans aus gesehen, zu den 
meisten Staaten normale, zu einer ganzen Anzahl von Staaten sehr freund- 
schaftliche. Ich stelle hier an die Spitze die ausgezeichneten Beziehungen, 
die uns vor allem mit jenen Staaten verbinden, die aus ähnlichen Leiden wie 
wir zu ähnlichen Folgerungen gekommen sind. Durch eine Reihe von Ab- 
kommen haben wir frühere Spannungen beseitigt und damit wesentlich zu 
einer Verbesserung der europaischen Verhältnisse beigetragen . . . . . 

Deutschland hat - und ich wiederhole dies hier feierlich - immer wieder 
versichert, daß es z. B. zwischen ihm und Frankreich überhaupt keinerlei 
menschlich denkbaren Streitpunkt geben kann. Die Deutsche Regierung hat 
weiter Belgien und Holland versichert, daß sie bereit ist, diese Staaten jeder- 
zeit abunantastbare neutrale Gebiete anzuerkennen und zu garantieren. . . . . 

Nr. 326 
Aus der Rede des Führers im Berliner Sportpalast, 26. September 1938 

. . . . . Ich habe Frankreich sofort nach der Rückgabe des Saargebiets an 
Deutschland, die durch eine Abstimmung entschieden wurde, erklärt, daß es 
nun überhaupt keine Differenzen mehr zwischen uns gebe. Ich sagte, daß die 
elsaß-lothringische Frage für uns nicht mehr existiert. Es ist ein Grens- 
gebiet. Das Volk dieses Landes ist eigentlich in den letzten Jahrzehnten nie- 
mals um seine eigene Meinung gefragt worden. 

Wir haben die Empfindung, daß die Bewohner dieser Provinz am glück- 
lichsten sind. wenn um sie nicht wieder gekämpft wird. 

Wir alle wollen keinen Krieg mit Frankreich. Wir wollen nichts von 
Frankreich! Gar nichts! 

Und als das Saargebiet dank der loyalen Ausleoung der Verträge durch 
Frankreich - das muß ich hier bestätigen - ins Reich zurückgekehrt war, 
habe ich feierlich versichert: Nunmehr sind alle territorialen Differenzen 
zwischen Frankreich und Deutschland beseitigt Ich sehe heute überhaupt 
keine Differenz mehr zwischen uns! 

Es sind zwei große Völker, die beide arbeiten und leben wollen. Und sie- 
werden dann am besten leben, wenn sie zusammen arbeiten! . . . . . 

Nr. 3271 
Unterredung des Reichsministers des Auswärtigen 

mit dem Französischen Botschafter 
Aufzeichnung 

Berlin, den 20. November 1938 

Ich empfing heute um 12 Uhr den neuernannten Franzüsischen Botschafter 
Coulondre, der mir seinen Antrittsbesuch machte. 

Herr Coulondro erklärte mir, daß er sich bei Annahe des Postens vor- 
genommen habe, alles zu tun, um das deutsch-französische Verhältnis so gut 



wie mi3glich zu gestalten. Er per&nlich sei in keinem Sinne irgendwie beein- 
flußt und stehe allen Anregungen offen gegenüber. 

Ich erwiderte Herrn Coulondre, daß leider viele Gelegenheiten verpaßt 
worden seien, das deutsch-französische Verhältnis grundlegend zu bessern, 
und ich verwies in diesem Zusammenhang auf den bereits 1933 vorgesehenen, 
leider aber nicht erfolgten Besuch des Ministerpräsidenten Daladier inDeutsch- 
land. Ich hätte seinem Amtsvorgänger Fran~ois-Poncet egeniiber haufi er 
ausgeführt, daß, wenn erst ein gewisser geistiger Ballast a % geworfen wor f en 
sei, eine Verständigung zwischen Deutschland und Frankreich einfacher sein 
würde. Es käme darauf an, daß sich die europäischen Staaten auf ihre wirk- 
lichen Interessen beschränkten, so Frankreich auf sein großea Kolonialreich, 
England auf sein Empire und Deutschland auf seine eigentliche Interessen- 
sphäre, nämlich den Südosten Europas. Wenn dies einmal klar herausgeschält 
sei, werde auch das deutsch-französische Verhaltnis immer besser und dauar- 
hafter werden, denn das deutsche Volk hege ebensowenig irgendwelchen Groll 
gegen Frankreich wie das französische Volk gegen Deutschland, und dies sei 
um so natürlicher, da ja keine vitalen Divergenzen zwischen den beiden 
Völkern beständen. 

Herr Coulondre stimmte meinen Ausführungen zu und sagte, daß er die 
Frage genau so sehe. 

von Ribbentrop 

Nr. 328 
Unterredung des Reichsministers des Auswärtigen 

mit dem Vertreter des nParis Soira, 5. Dezember 1938 
Auszug 

Viele Franzosen müßten tvissen, daß ich seit langem eine Verständigung 
mit Frankreich wünsclie und daran arbeite. Niemand war zufriedener als ich, 
als der Führer nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten die Ansicht 
vertrat, daß eine Annäherung mit Frankreich die erste Bodingun für eine 
Befriedung Europas sei. Das deutsche Volk ist ihm freiwillig ge B olgt, denn 
es hat absolut nichts gegen das französische Volk, ebensowenig wie das fran- 
zösische Volk, das ich genau zu kennen glaube, auch nichts gegen das deutsche 
Volk hat. 

Die hohe Achtung der deutschen Froritkämpfer vor den französischen Front- 
kämpfern ist im Kriege eboren. Diese Achtung stellt einen günstigen Boden 
für eine Verständigung far .  Deshalb hat auch in den letzten Jahren niemand 
mehr als die Frontkämpfer an einer Annäherung zwischen beiden Völkern 
gearbeitet. 

Ich bin sicher, daß es zwischen Frankreich und Deutscbland keine lebens- 
wichtigen Fragen gibt, die nicht freundschaftlich gere elt werden könnten. 
Frankreich bat seine Freunde, und Deutschland hat e f enfalls die seinigen. 
Warum sollte es nicht möglich sein, eine Srücke zwischen diesen Freunden 
ZU sch1a en, um eine Grundlage zu finden, die allen interessierten Ländern 7 nur nütz ich sein könnte? . . . . . 



Nt. 329 
Deutsch~Französische Erklärung, 6. Dezember 1938 

Der Deutsche Reichsminister des Auswärtigen, Herr Joachim von Hibhentrop, 
und der Fraiizösische Minister fW Auswärtige Angelegenheiten, Herr Georges 
Bonne t, 

haben bei ihrer. Zusammenkunft in Paris am 6. Dezember 1939 im Namen 
und im Auftrag ihrer Regierungen folgendes vereinbart: 

1. Die Deutsche Re ierung und die Französische Regierufig sind überein- 
stimmend der U 71 erzeugung, daß friedliche und gutnachbarliche Be- 
ziehungen zwischen Deutschland und Fr-ankreich eines der wesentlichsten 
Elemente der Konsolidierung der Verhältnisse in Europa und der Auf- 
rech terhaltung des allgemeinen Friedens darstellen. Beide Regierun en 8 werden deshalb alle ihre Kräfte dafür einsetzen, daß eine solche e- 
staltung der Beziehungen zwischen ihren Ländern sichergestellt wird. 

2. Beide Re ierungen stellen fest, daß zwischen ihren Ländern keineFragen 
territoria P er Art mehr schweben, iiud erkennen feierlich die Grenze zwi- 
schen ihren Ländkn, wie sie gegenwärtig verläuft, als endgültig an. 

3. Beide Regierungen sind entschlossen, vorbehaltlich ihrer besonderen B 4  
Ziehungen zu dritten Mächten, in allen ihre beiden Länder angehenden 
Fragen in Fühlun miteinander zu bleiben und in eine Beratung ein- 
zutreten, wenn die % ünftige Entwicklung dieser Fragen zu internationalen 
Schwierigkeiten führen sollte. 

Zu Urkund dessen haben die Vertreter der beiden Regierungen diese Er- 
klärung, die sofort in Kraft tritt, unterzeichnet. 

Ausgefertigt in doppelter Urschrift in deutscher und frarizösischer Sprache 
in Paris am 6. Dezember 1938. 

Joachim von Ribbentrop Georges Bonnet 
Reichsminister dea A u s w a r t i p  Minister ilir Auswärtige Angelegenheiten 

Nr. 330 
Amtliche Deutsche Verlautbarung, 6. Dezember 1938 

Der Besuch des Reichsministers des Auswärtigen in Paris am 6. Dezember 
bat Gele enheit zu einem ausführlichen deutsch-französischen Meinungsaus- 
tausch ge !I oten. In den Unterhaltungen (die zwischen Herrn von Ribbentrop 
und Herrn Georges Bonnet stattgefunden haben) sind die wichtig- cten euro- 
päischen Probleme und insbesondere die Fragen, die die politischen und wirb  
schaftlichen Beziehun en zwischen Frankreich und Deutschland unmittelbar 
angehen, geprüft wor 9 en. Von beiden Seiten ist anerkannt worden, daß eine 
auf der formellen Anerkennung ihrer Grenzen beruhende Entwicklung der 
Beziehungen zwischen den beiden Lendern nicht nur deren gemeinsamen Inter- 
essen dienen; sondern einen wesentlichen Beitrag zur Aufrechterhaltung des 
Friedens darstellen würde. 

In diesem Geist haben die Außenminister der beiden Länder eine Erklärung 
unterzeichnet, die vorbehaltlich der besonderen Beziehungen der beiden Regie- 
rungen zu dritten Mächten ihren Willen zum Ausdruck bringt, in gegenseitiger 
A'chtung friedlich ~usammenzuarbeiten, und die so einen wichtigen Schritt 
auf dem Wege der allgemeinen Befriedung darstellt. 



Ni. 331 
Erklärung des Reichsministers des Auswärtigen vor der Presse, 

Paris, 6. Dezember 1938 

M i t  der heutigen Erklärung sind Frankreich und Deutschland auf der festro 
Grundlage ihrer Freundschaften mit anderen Staaten übereingekommen, ihren 
J ahrhunderte alten Grenzstreit zu beenden und mit der gegenseitigen An- 
erkennung ihrer Grenzen auch einer beiderseitigen Anerkennung und Achtung 
ihrer nationalen Lebensinteressen den Weg zu ebnen. Als gleichberechtigte 
Partner erklären sich zwei große Nationen bereit, nach schweren Auseinander- 
setzungen in der Vergangenheit'eine gute Nachbarschaft für die Zukunft zu 
begründen. Sie geben mit dieser Erklärung ihres Willens der Uberzeugung 
Ausdruck, daß  es zwischen ihnen in der Tat keine lebenswichtigen Gegensätze 
gibt, die einen ernsten Konflikt rechtfertigen können. 

Oie wirtschaftlichen lnteressen beider Länder ergänzen sich. Das deutsche 
Geistesleben verdankt Frankreich wertvolle Anregungen, wie auch umgekehrt 
Ueutschland oft das französiFiche Geistesleben befruchtet hat. Die Achtung, 
die das deutsche und das französische Volk als tapfere Gegner während des 
Weltkrieges voreinander gewonnen haben, soll im Frieden ihre natürliche Er- 

und Vertiefung finden durch die. hervorragende Leistungsfähigkeit, 
die bei e Völker in der Arbeit auszeichnet. gänzunf 

Ich bin daher überzeu t,  daIj die heutige deutsch-französische Erklärung die 
geschichtlichen Vorurtei 'i e beseitigen hilft und daß die Entspannung unseres 
Nachbarverhältnisses, die in ihr zum Ausdruck kommt, nicht nur die ein- 
mütige Zustimmung der Führenden, sondern auch der Völker unserer beiden 
Staaten findet. 

Oie Gefühle, die das deutsche Volk gegenüber einer neuen Ausrichtung der  
zwischenstaatlichen Beziehungen hegt, kamen in dem herzlichen Empfang zum 
Durchbruch, der dem Französischen Ministerpräsidenten Eduard Daladier in 
München bereitet wurde. Die Sympathiekundgehunpn, deren Zeuge ich in 
den wenigen Stunden meines Pariser Aufenthaltes sein durfte, zeigen, in wie 
starkem Maße diese Gefühle auch von der Bevölkerung Frankreichs geteilt 
werden. 

So  halte ich die Hoffnung für berechtigt, daß die Erklärung eine neue Ara 
zwischen unseren beiden Völkern einleiten wird. 

Nr. 332 

Erklärung des Französischen AuBenministers Bonnet vor der Presse, 
Paris, 6. Dezember 1938 

(Ubereetzung) 

Ich möchte zunächst den Herrn Reichsminister des Auswärtigen begrüßen, 
den zu empfangen wir uns besonders glücklich schtitzen und dessen Anwesen- 
heit die Tragweite der Urkunde unterstreicht, die wir soeben unterzeichiiet 
haben. 

Die Bemühungen der Französischen Regierung haben ebenso wie die aller 
ihrer Vorgangerinnen immer mit derselben Aufrichtigkeit die Erhaltung und 



Organisiernng dee Friedens angestrebt. Die Herstellung gutnachbarlicher 
Beziehungen zwischen Frankreich und Deutschland bildet ebenso wie der 
Ausdruck ihres gemeinsamen Willens, ihre friedlichen Beziehungen zu ent- 
wickeln, ein wesentliches Element ihres Vorhabens. 

Aus diesem Grunde freue ich mich besonders aber die Unterzeichnung die- 
ser französisch-deutschen Erklärung, die die bestehenden Grenzen in feier- 
licher Form anerkennt und damit einen langen historischen Streit beendet 
sowie den We zu einer Zusammenarbeit ebnet, die durch die Uberzeuguq 
erleichtert wir$, daß zwischen den beiden Undern kein Streitpunkt besteht, 
der geeignet ware, die friedlichen Grundlagen ihrer Beziehungen in Frage zu 
a teilen. 

Diese Uberzeugung wird gefördert durch die gegenseitige WertschHtzung 
des geistigen Austausches, der zwischen den beiden Nationen von jeher be- 
standen hat, sowie durch die gegenseitige Achtung, die sich zwei Völker 
schulden, die während des Weltkrieges ihren Heldenmut gemessen haben und 
heute entschlossen sind, in einer Atmosphäre des Vertrauens und des Friedens 
zu arbeiten. 

, lm Librigen zweifle ich nicht daran, daß diese gemeinsame Erklärung einen 
wichtigen Beitrag zur allgemeinen Befriedung liefert, dessen voller Wert sich 
in der Zukunft erweisen wird. Sie bildet einen besonders wichtigen Abschnitt 
bei diesem Werk der Versöhnung und der Zusammenarbeit, für dm Frank- 
reich den heißen Wunsch hegt, daß alle Völker sich ihm beigesellen möchten. 

Der Reichsminister des Auswärtigen an den Belgischen Gesandten 

Berlin, den 13. Oktober 1937 
Herr Gesandter! 

Im Namen der Deutschen Regierung habe ich die Ehre, Euerer Exeellenz 
folgendes mitza teilen: 

Die Deutsche Regierung hat mit besonderem Interesse Kenntnis von den 
(iffentlichen Erkliirungen genommen, die die Belgische Regierung zur Klärung 
der internationalen Stellung Belgiens abgegeben hat. 

Sie hat ihrerseits wiederholt, insbesondere durch die Erklärung des Deut- 
schen Heichskanzlers in seiner Rede vom 30. Januar 1937 *, ihre Auffassung 
in dieser Hinsicht zum Ausdruck gebracht. 

Andererseits hat die Deutsche Regier Kenntnis genommen von der Er- 
klärung der Königlich Briüschen u n d y e r  FrrnzBsiscben Regierung vom 
24. April 1937 **. 

* Vgl. Nr. 825. 
** Gemeinsame Note des Britiwhen und Frantösiscben Botschaften in Brlissel an dem 

Belgiscben AuOenrnini~ter vom 24. April 1937, durch welche Belgien aus den im Vertrag vom 
h r n o  und in den Londoner Abreden vom 19. März 1936 eingegangenen Verptlichtun &I 
entlassen wurde, unter gieicbzeitiger Aufrechterhaltun~ der brithben und franz&iiacfen 
Beistandsoersprechen. 



Mit Rücksicht darauf, daß der Abschluß eines zur Ersetzun des Pakts von % Locarno bestimmten Vertrags noch geraume Zeit in Anepruc nehmen kann, 
und in dem Wunsche, die friedlichen Bestrebungen der beiden Länder zu 
stärken, hält die Deutsche Regierung es für angebracht, ihre Haltung gegen- 
über Belgien schon jetzt zu präzisieren. 

Zu diesem Zweck gibt sie folgende Erklärung ab: 
1. Llie Deutsche Regierung hat Akt genommen von der Auffass 

geben hat, nämlich, 
T der die Belgische Regierung auf Grund ihrer eigenen Zuständigkeit Aus ruck ge- 

a) daß sie in voller Souveränität eine Politik der Unabhängigkeit zu ver- 
folgen gedenkt, 

b) daß sie entschlossen ist, die Grenzen Belgiens mit allen ihren Kräften 
gegen jeden Angriff und jede Invasion zu verteidigen, zu verhindern, daß 
das belgische Gebiet für einen Angriff gegen einen anderen Staat als 
L)urchmarschland oder als Operationsbasis zu Lande, zur See oder in 
der Luft benutzt wird, und zu diesem Zwecke die Verteidigung Belgiens 
in wirksamer Weise z,u organisieren. 

2. Die Deutsche Hegieru stellt fest, daO die Unverletzlichkeit und die 
Integrität Belgiens für die gestmächte von gemeinsamem Interesse sind. Sie 
bestätigt ihren Entschluß, diese Unverletzlichkeit und Integrität unter keinen 
Umständen zu beeinträchtigen und jederzeit das be 'sche Gebiet zu respek- 
tieren, ausgenommen selbstverständlich in dem Fall, 9 aB Belgien in einem be- 
waffneten Konflikt, in dem Deutschland verwickelt ist, bei einer gegen Deutsch- 
land gerichteten militärischen Aktion mitwirken würde. 

3. Llie Lleutsche Regierung ist bereit, ebenso wie die Königlich Britische 
und die Französische Regierung, Belgien Beistand zu gewähren, falls es Gegen- 
stand eines Angriffs oder einer Invasion sein sollte. 

Ich benutze auch diesen Anlaß, usw. 

Frhr. von Neurath 

Nr. 334 

Der Belgische Gesandte an den Reichsminister dee Auswärtigen 

Berlin, den 13. Oktober 1937 
Hetr Minister. 

Im Auftrag meiner Regierung habe ich die Ehre, Euer Exzellenz folgende 
Mitteilungen eu machen: 

Die Re ierung Seiner Majestät hat mit roßer Befriedi ung von der Er- % Irlärung aenntnis genommen, die ihr am eutigen Tage 8 unih die Reichs- 
regierwig übermittelt wurde. Sie spricht dieser hierfiir ihren lebhaftesten 
Dank aus. 

Ich benutze diese Gelegenheit, u m .  

Vicomte Jacques Davignon 



Nr. 335 
Der Deutsche Gesandte im Haag an d a  Auswärtige Amt 

Bericht 
Den Haag, den 22. MHrz 1937 

Bei den Beratungen der I. Kammer über den Etat des Außenministeriums hat 
Minister de Graeff sm 17. März eine beachtenswerte Rede gehalten. Im nach- 
stehenden behandele ich die Ausführungen das Ministers über das deutsche 
Garantieangebot und den Westpakt, während ich über die anderen Teile seiner 
Rede, insbesondere soweit sie sich mit der Revision des Völkerbundes befaßt, 
gesondert berichte. 

Herr de Graeff b ann seine Rede mit der Feststellung, daß, wie die Debatte 
gezeigt habe, die I. 3 ammer in ihrer GesamtBeit mit der Antwort einverstanden 
sei, welche die Niederländische Regierung auf das in der Rede des Führers 
vom 30. Januar enthaltene Garantieangebot an Holland erteilt habe. Diese 
Antwort sei lediglich die Bestäti un einer bereits immer ein ehaltenen poli- 
tischen Linie gewesen. Solange bolfand nicht durch eigene kandlungen die 
Unaritastbarkeit seines Gebietes in Gefahr bringe, sei die Unantastbarkeit be- 
reits eine selbstverständliche Sache, die in keinem Vertrag mit einer fremden 
Macht näher umgrenzt oder festgelegt werden könne. Trotzdem sei die gute 
Absicht des deutschen Staatsoberhauptes auch durch die Niederländische 
Regierung besonders gewürdigt worden. Derartige Außerungen trügen nur . 
dazu bei, in Holland das Gefühl der Sicherheit zu erhöhen. Auf der anderen 
Seite legten sie ober auch, so paradox es klinge, den Niederlanden die Ver- 
pflichtung auf, ihre Wehrmacht auf der Höhe zu halten. Selbstandigkeits- 
politik könne Holland nur dann treiben, wenn es zeige, daß es bereit sei, $ich 
gegen jeden Angriff nach Kräften zu verteidigen. Wenn man im Ausland 
wisse, daß Holland bereit und imstande sei, einen Durchzug fremder Truppen, 
wenn nicht zu verhindern, so doch ernsthaft zu erschweren,  da^ könnten 
strategische Erwägungen leicht dazu führen, daß man davon absehe, Holland 
in den Streit hineinzuziehen. 

Um auf die konkrete Frage des deutschen Garantieangebots zurückzu- 
kommen, so sei der Grund für die holländische Antwort der, daß die Ange- 
legenheit nicht geeignet sei, in einem Vertrage behandelt zu werden. Man 
müsse den Eindruck vermeiden, als ob in Holland irgendwelche Zweifel an der 
Unantastbarkeit des holländischen Gebietes bestünden. Auch bedeute der Ab- 
schluß eines Vertrages die Annahme von Verpflichtungen für beide Seiten, und 
Holland könne keinerlei Verpflichtungen auf sich nehmen. Die Deutsche Regie- 
rung habe iin übrigen den holländischen Standpunkt vollkommen verstanden 
und gewürdigt. 

Ztch 

Nr. 336 
Der Deutsche Gesandte im Haag an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Den Haag, den 28. Oktober 1937 

Der N. S. B. Ab eordnete der I. Kammer van Vessem, der bereits nach der 
Führerreck - vom ! 0. Januar d. J. eine Anfr e we en einer eventuellen 
deutschen Garsntieerklärung für die ~ieder lanye an bi, Regierung gerichtet 
hatte, ist aus Anlaß der deutschen Garantieerklgrung für Belgien erneut mit 



einer Kammeranfrage auf die An ele enheit zurückgekommen. Seine Frage 
ging dahin, ob die Niederländisc f e fi egierung auch heute noch auf ihrem 
abweisenden Standpunkt verharre und ob bejahendenfalls dadurch nicht der 
Eindruck entstehen könne, daß das niederländische Gebiet Europa als Schlacht- 
feld zur Verfügung stehe. 

Außenminister Pati'n hat erwidert, die Regierung vertrete nach wie vor die 
Auffassung, daß die b nantastbarkeit des niederländischen Gebiets ein Axiom 
sei, welches nicht Gegenstand einer unter niederländischer 
gekommenen Regelung sein könne. Aus dieser 
aber nach Auffassung der Regierung auch 
kommen und den voraufgegangenen englischen und französischen Erklärungen 
unmöglich der Eindruck entstehen, als ob niederländisches Gebiet Europa als 
Schlachtfeld zur Verfügung stände. 

Zech 

Nt. 337 
Der Staatssekretär des Auswärtigen Amte 

an die Deutschen Diplomatiechen Missionen 
Erlaß 

&rlin, den 28. April 1938 

Infolge der Wiedervereinigung Osterreichs mit dem Reich haben wir mit 
Italien, J u  oslawien, der Schweiz, Liechtenstein und Ungarn nene Grenzen 
erhalten. biese Grenzen werden von uns als endgültig und unantastbar be- 
trachtet. Hierüber sind folgende besonderen Erklärungen abgegeben worden: 

1. Italien: 
Der Fiihrer und Reichskanzler hat in seiner Reichstagsrede vom 18. März 

d. J. auf seinen an Mussolini gerichteten Brief vom 11. März d. J. Bezu ge- 
nommen und dabei hervorgehoben, daß er hierin Mussolini versichert fabe, 
rdaß sich in der Einstellung Deutschlands nach diesem Ereignis Italien gegen- 
über nicht nur nichts ändern wird, sondern daß genau so wie gegenüber Frank- 
reich auch gegenüber Italien Deutschland die dann bestehenden Grenzen als 
gegebene ansieht. R 

[n derselben Heichstagsrede hat der Führer weiter folgende Erklärung ab- 
abgegeben: .Wir wissen, was die Haltung Mussolinis in diesen Tagen für 
Deutschland bedeutet hat. Wenn es eine Festigung der Beziehungen zwischen 
Italien und Deutschland hat geben können, dann ist sie jetzt eingetreten. Aus 
einer weltanschaulich und interessenmäßig bedingten Gemeinschaft ist für uns 
Deutsche eine unlösbare Freundschaft geworden. Das Land und die Grenzen 
dieses Freundes aber sind für uns unantastbar. Ich wiederhole es: daß ich 
Mussolini diese Haltyng nie ver essen werde! Das italienische Volk aber 
kann wissen, daß hinter meinem 6 ort die deutsche Nation-steht!# 

2. Schweiz: 
Der Deutsche Gesandte in Bern hat am 14. März Bundesrat Motta die Ver- 

sicherung über die Achtung der Unabhängigkeit und Unverletzlichkeit der 
Schweiz in Erinnerung gebracht, die er bereits bei seinem Amtsantritt mit 



Ermächti ung des Führers und Reichskanzlers Herrn Motta abermittelt hatte. 
Sachlich 8 iefen diese Venicherun en auf eine Wiederholung der bekannten 
Erklärung des Führers und Reichs '!C anzlers an den Altbundesrat Schultheß vom 
23. Februar 1937 hinaus, deren Kernsatz lautet: rZo jeder Zeit, komme was 
da wolle, werden wir die Unverletzlichkeit und Neutralität der Schweiz 
respektieren.. Die Schweizerische Regierung hat von. diesen Außerungen des 
Deutschen Gesandten gegeniiber Herrn Motta am 15. März der schweizerischen 
Presse Kenntnis gegeben, von der sie dann durchweg, wenn auch gelegentlich 
in nicht ganz zutreffender Form, wiedergegeben worden sind. 

3. J ugosla wien : 
Der Jugoslawischen Re ierung ist von maßgebender deutscher Seite erklsrt 

worden, daß die deutsche B olitik nicht über Osterreich hinausziele und da13 die 
jugoslawische Grenze in jedem Falle unberührt bleibe. Der Führer und Reichs- 
kanzler hat dann in seiner Rede in Graz vom 3. April d. J. ausgeführt, J u  * 
slawien und Ungarn hatten zu der Wiedervereinigung Osterreichs dieselbe d l -  
tung eingenommen wie Italien. Wir seien glücklich, hier Grenzen zu besitzen, 
die uns der Sorge enthilben, sie militärisch beschützen zu lassen. 

4. Ungarn: 
Der Ungarischen Begierun ist durch unseren Gesandten in Budapest mit- 

geteilt worden, daß die Erk f ärungen, die wir bezüglich der neuen Grenzen 
gegenüber Italien, Jugoslawien und der Schweiz abgegeben hätten, selbstver- 
ständlich auch entsprechende Geltung fiir die neue deutsch-ungarische Grenze 
hätten. Mit unserer Zustimmung hat der Ungarische Außenministar Kdnya 
in seiner Hede vom 23. blärz vor den auswiirtigen Ausschüssen des Abgeord- 
neten- und des Oberhauses darauf hingewiesen, da6 die Reichsregierung 
keinerlei Zweifel darüber habe bestehen lassen, da6 sie die gegenwärtige 
dcutsch-ungarische Grenze für ebenso unverletzlich halte wie die deutsche 
Grenze mit Jugoslawien, Italien und der Schweiz. 

Weizsäcker 

Nr. 338 
Ansprache des Führers in Rom, 7. Mai 1938 

Auszug 

.... Sie haben im letzten Herbst auf dem Maifeld in Berlin als das ethische 
üesetz, das Ihnen und dem faschistischen Italien heilig sei, den Satz prokla- 
miert: sKlar und offen reden, und wenn man einen Freund hat, mit ihm bis 
ans Ende marschierena. 

Auch ich bekenne mich im Namen des Nationalsozialistischen Deutschland 
zu diesem üesetz. Ich will Ihnen heute folgendes antworten: 

Seit sich Römer und Germanen in der Geschichte für uns bewußt zum ersten 
Male begegneten, sind nunmehr zwei Jahrtausende vergangen. Indem ich hier 
auf diesem elirwürdigsten Boden unserer Menschheits eschichte stehe, emp- Y tiiide ich die 'i'ragik eines Schicksals, das es einst unter ieW, zwischen diese so 
hochbegabten und wertvollen Hassen eine klare Grenzscheide zu ziehen. Unsag- 
bares Leid von vielen Generationen war die Folge. 



Heute nun nach fast zweitausend Jahren erhebt sich dank Ihrem eschicht- 
lichen Wirken, Benito Mussolini, der römische Staat aus rauen herliefe- a 8 
rungen zu neuem Leben. Und nördlich von Ihnen entstan aus zahlreichen 
Stämmen ein neues german-isches Reich. 

Belehrt durch die Erfahrung zweier Jahrtausende wollen wir beide, die wir 
nun unmittelbare Nachbarn geworden sind, jene natürliche Grenze anerkennen, 
die die Vorsehung und die Geschichte unseren beiden Völkern ersichtlich 
gezogen haben. Sie wird dann Italien und Deutschland durch .die klare Tren- 
nung der Lebensräume der beiden Nationen nicht nur das Glück einer fried- 
lich gesicherten dauernden Zusammenarbeit ermöglichen, sondern auch als 
Brücke gegenseitiger Hilfe und Unterstiitzung dienen. 

Es ist mein unerscbütterlicher Wille und mein Vermächtnis an das deutsche 
Volk, daß es deshalb die von der Natur zwischen uns beiden aufgerichtete 
Alpengrenze für immer als eine unantastbare ansieht. Ich weiß, daß sich dann 
für  Rom und üermanien eine große und segensreiche Zukunft ergeben wird. 

Duce ! 
Und so wie Sie und Ihr Volk in entscheidungsreichen Tagen die Freund- 

schaft gehalten haben, werde ich und mein Volk Italien in schwerer Stunde 
gleiche Freundschaft beweisen. . . . .* , 

Nr. 339 
Erklärung des Führers gelegentlich seiner Unterredung 

mit dem früheren Schweizerischen Bundesrat SchuIthei3 in Berlin, 
23. Februar 1937 * 

Uer Bestand der Schweiz ist eine europäische Notwendigkeit. Wir wünschen, 
mit ihr als gute Nachbarn in bestem Einvernehmen zu leben und uns mit ihr 
in allen Dingen loyal zu verständigen. Als ich in meiner jüngsten Reichstags- 
rede von der Neutralität zweier Länder sprach, habe ich die Schweiz absicht- 
lich nicht erwähnt, weil ihre hergebrachte, von ihr geübte und von den 
AGchten, auch von uns, irnnier anerkannte Neutralität in keiner Weise in 
Frage steht. Zu jeder Zeit, komme was da wolle, werden wir die Unverletz- 
lichkeit und Neutralität der Schweiz respektieren. Das sage ich Ihnen mit 
aller Bestimmtheit. Noch nie habe ich Anlal3 zu einer anderen Auffassung 
gegeben. 

Nr. 340 
Ansprache des Führers anlDlich der Abendtafel zu Ehren 

des Prinzregenten von Jugoslawien, 1. Juni 1939 
Auszug 

..... Die deutsche Freundschaft zum jugoslawischen Volk ist nicht nur 
eine spontane. Sie hat ihre Tiefe und Dauerhaftigkeit erhalten inmitten der 
tragischen Wirren des Weltkrieges. Der deutsche Soldat hat damals seinen 
so überaus tapferen Gegner schätzen und achten gelernt. Ich glaube, daß dies 
auch umgekehrt der Fall war. Diese gegenseitige Achtung findet ihre Erhär- 

* Am 14. Juni 1938 hat der Führer genüber dem neuernannten Schweizerischen Gesandten %= Frölicher die Entschlossenheit des Reic s, die Neutralitit der Schweiz unter allen Umständen 
zu respektieren, erneut zum Ausdruck gebracht. 



tung in gemeinsamen politischen, kulturellen und wirtschaftlichen Interessen. 
So sehen. wir auch in lhrem jetzigen Besuch, Königliche Hoheit, nur einen 
lebendigen Beweis für die Richti keit dieser unserer Auffassung, und wir 
schö fen deshalb daraus ~ugleich ie Hoffnung, daß sich die deutsch-jugosla- F, f 
wisc e Freundschaft auch in Zukunft weiterwtwickeln und immer enger ge- 
stalten möge. 

In Ihrer Anwesenheit, Königliche Hoheit, semn wir aber auch eine freudige 
tidegenheit zu einem offenen und freundschafklichen Meinungsaustausch, der - davon bin ich überzeugt - für unsere beiden Völker und Staaten in diesem 
Sinne nur nutzbringend sein kann. Ich glaube daran um so mehr, als ein fest 
begründetes vertrauensvolles Verhältnis Deutschlands zu Jugoslawien nun - da wir durch die geschichtlichen Ereignisse Nachbarn mit für immer fest- 
gelegten gemeinsamen Grenzen geworden sind - nicht nur einen dauernden 
Frieden zwischen unseren beiden Völkern und Ländern sichern wird, sondern 
darüber hinaus auch ein Element der Beruhigung für unseren nervös erregten 
Kontinent darstellen kann. Dieser Friede aber ist das Ziel all jener, die wirk- 
lich aufbauende Arbeit zu leisten gewillt sind. . . . . . 

Nr. 341 
Der Staatssekretär des Auswärtigen Amts an den Deutschen Gesandten 

in Budapest 
Telegramm 

Uerlin, den 18. März.1938 

Für die durch Sie und den hiesigen Ungarischen Gesandten ausgesproclienen 
ülückwünsche anläßlich Wiedervereinigung Osterreichs mit dem Reich bitte 
dem Reichsverweser namens Führers und Reichskanzlers und der Ungarischen 
Kegierung namens Deutscher Regierung wärmsten Dank zu übermitteln. 

Ungarischer Gesandter ansprach mich bei gestrigem Besuch auf Zusiche- 
rung, die wir nach Wiedervereinigung Osterreichs unserem Schweizer, italie- 
oisshen und jugoslawischen Nachbar hinsichtlich Grenze gegeben hätten, 
wahrend Un arn bisher mit einer solchen Zusicherung noch nicht bedacht, 
worden sei-. E r erklärte mit dem ausdrücklichen Hinweis, daß er keinen Auf- 
trag .seiner Regierung habe, daß eine solche Erklärung in Budapest außer- 
ordentlich begrüßt werden würde. Ich bitte Sie, bei Ausführung obigen Auf- 
trages Herrn von Khnya im Namen der Reichsregierung zu versichern, daß 
das, was für die Schweiz, Italien und Jugoslawien gelte, selbstverständlich 
auch Geltung habe für  die neue deutsch-ungarische Grenze. 

Nr. 342 
Vertrag zwischen Deutschland und Litauen, 22. März 1939 

Der Deutsche Reichskanzler und der Präsident der Republik Litauen haben 
sich entschlossen, durch einen Staatsvertrag die Wiedervereinigung des 
Memelgebietes mit dem Deutschen Reich zu regeln, hiermit die zwischen 
1)eutschland und Litauen schwebenden Fragen zu bereinigen und so den Weg 
für eine freundschaftliche Gestaltung der Beziehungen zwischen den beiden 
Ländern zu eroffnen. 



Zu diesem Zwecke haben zu Bevollmächtigten ernannt: der Deutsche Reichs- 
kanzler den Reichsminister des Auswärtigen, Herrn Joachim von Ribbentrop, 

der Präsident der Republik Li tauen den Außenminister, Herrn Juozas 
Urbsys, und den Gesandten in Berlin, Herrn Kazys Skirpa, die sich nach Aus- 
tausch ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten über 
folgende Bestimmungen geeinigt haben:. 

A r t i k e l  1 

Das durcb den Vertrag von Versailles von Deutschland abgetrennte Memel- 
gebiet d r d  mit Wirkung vom heutigen Tage wieder mit dem Deutschen Reich 
vereinigt. 

A r t i k e l  2 

Das Memelgebiet wird sofort von den litauischen Militär- und Polizeikräften 
geräumt werden. Die Litauische Regierung wird dafür Sorge tragen, daß das 
Gebiet bei der Räumung in ordnungsmäßigem Zustand belassen wird. 

Beide Teile werden, soweit erforderlich, Kommissare ernennen, die die Uber- 
gabe der nicht in den Händen der autonomen Behörde des Memelgebiets be- 
findlichen Verwaltungen durchzuführen haben. 

Die Regelung der übri en sich aus dem Wechsel der Staatshoheit ergebenden 
fragen, insbesondere f e r  wirtschaftlichen und finanziellen Fragen, der 
tkamtenf ragen sowie der Staatsangehörigkei tsf ragen bleibt besonderer Ver- 
einbarung vorbehalten. 

A r t i k e l  3 

Um den Wirtschaftsbedürfnissen Litauens Rechnnng zu tragen, wird in 
Memel für Litauen eine Freihafenzone eingerichtet werden. Die Einzelheiten 
werden nach den Richtlinien der diesem Vertrage beigefügten Anlage besonders 
geregelt werden. 

A r t i k e l  4 

Zur Bekräftigun ihres Entschlusses, eine freundschaftliche Entwicklung der 

P % kziehun sn zwisc en Deutschland und Litauen sicherzustellen, übernehmen 
beide Tei e die Verpflichtung, weder zur Anwendung von Gewalt gegeneinander 
zu schreiten, noch eine gegen einen der beiden Teile von dritter Seite gerichtete 
Gewal tanwendung zu unterstützen. 

A r t i k e l  5 

Dieser Vertrag tritt mit der Unterzeichnung in Kraft. 

Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtigten diesen Vertrag 
unterzeichnet. 

Ausgefertigt in doppelter Urschrift in deutscher und in litauischer Sprache. 

Berlin, den 22. März 1939 

Joachim von Ribbentrop Urbsys Skirpa 



Nr. 343 
Aus der Rede des Führers vor dem Deutschen Reichstag, 28. April 1939 

..... 18. Herr Roosevelt verlangt endlich die Bereitwilligkeit, ihm die Zu- 
sicherung zu geben, daß die deutschen Streitkräfte< das Staatsgebiet oder die 
Besitzungen folgender unabliiingiger Nationen qicht angreifen und vor allem 
nicht dort einmarschieren würden. Und er nennt als dafür in Frage kommend 
nun : Finnland, Lettland, Litauen, Estland, Norwegen, Schweden, Dänemark, 
Niederlande, Bel ien, Großbritannien, Irland, Frankreich, Portu al, S anien, 
di& Schweiz, Liec P tenstein, Luxemburg, Polen, Ungarn, Rumänien, 3 ugos P awien, 
KuUland, Bulgarien, Türkei, Irak, Arabien, Syrien, Palästina, Agypten und 
lran 

Meine Antwort: Ich habe mir zunächst die Mühe genommen, bei den an- 
geführten Staaten festzustellen, erstens, ob sie sich bedroht fühlen, und 
zweiteils, ob vor allem diese Anfrage Herrn Roosevelts an uns durch eine 
Anregiing ihrerseits oder wenigstens mit ihrem Einverständnis erfolgt sei. 

Die Beantwortung war eine durchgehend negative, zum Teil schroff ab- 
lehnende. Allerdings konnte an eini e der angeführten Staaten und Nationen 7 diese Rückfrage von mir nicht Zuge eitet werden, weil sie sich - wie zum 
Beispiel Syrien - zur Zeit nicht im Besitz ihrer Freiheit befinden, sondern 
von den militärischen Kräften demokratischer Staaten besetzt gehalten und 
damit rechtlos gemacht sind. 

Drittens: Abgesehen davon haben aber alle an Deutschland angrenzenden 
Staaten Zusicherungen und vor allem viel bündigere VorschlHge erhalten, als 
sie sich Herr Roosevelt ib seinem eigenartigen Telegramm von mir erbittet. 

..... Ich will aber abschließend hier folgendes erklären: 
Die Deutsche Regierung ist trotzdem bereit, jedem dieser genannten ein- 

zelnen Staaten, wenn er es wünschen sollte und sich selbst an Deutschland 
mit einem entsprechenden tragbaren Vorschlag wendet, um eine Zusicherung 
der von Roosevelt gewünschten Art zu erhalten, diese Zusioherung unter der 
Voraussetzung der unbedingten Gegenseitigkeit auch zu geben. Bei einer 
ganzen Reihe der von Roosevelt an eführten Staaten dürfte sich dies aller- 
dings von vornherein erledigen, weif wir mit ihnen ohnehin sogar entweder 
verbündet oder zumindest eng befreundet sind. 

Auch aber die Zeitdauer dieser Abmachungen ist Deutschland gern bereit, 
mit jedem einzelnen Staat die von ihm gewünschten Vereinbarungen zu 
treffen. . . . . . 

Nr. 344 
Amtliche Deuteche Verlautbarung, 19. Mai 1939 

Irn Verfolg der Erklärung des Führers in seiner Reichstagsrede vom 
28. April über die Bereitschaft Deutschlands zum Abschluß von Nichtanoriffs- 

akten haben Verhandlungen zwischen der Deutschen Regierung un8 den 
[egierungen von Estland, Lettland, Dänemark, Norwegen, Schweden und 
Finnland wegen Abschluß solcher Pakte stattgefunden. Die Verhandlungen 
mit Estland und Lettland stehen vor dem Abschluß. Mit Dänemark besteht 

rundsätzliches Einverständnis über den baldigen Abschluß eines gegenseitigen 
!&icltangriflspak tes. 



Mit Schweden, Norwe en und Finnland ist der Gedankenaustausch mit a folgendem Ergebnis been et: 
Die Schwedische m d  Norwegische Regierung haben der Deutschen Re- 

ierung aufs neue erklärt, daß ihre Länder sich von Deutschland nicht bedroht 
Lhlen und daß sie unter Aufrechterhaltun des Prinzips der Neutralität, 
Integrität und Unabhängigkeit die Absicht % aben, mit keinem Land Nicht- 
angriffspakte abzuschließen. Sie halten daher ein Abkommen dieser Art nicht 
für erforderlich und sind mit der Reichsregierung überein ekommen, von einer 
weiteren ~erfolgun des Planes Abstand zu nehmen. % dem gleichen Er- 
gebnis haben auch f ie Verhandlungen mit der Finnischen Regierung geführt. 

Nr. 345 
Nhhtangriffsvertrag zwischen Deutschland und Dänemark, 31. Mai 1939 

Der Deutsche Reichskanzler 
und 

Seine Majestät der K6nig von DHnemark und Island, 
fest entschlossen, den Frieden zwischen Deutschland ~d Dänemark unter 
allen Umständen aufrechtzuerhalten, sind abereingekommen, diesen Entschl uß 
durch einen Staatsvertrag zu bekriftigen, und haben zu Bevollmächtigten 
ernamt : 

Jhr Deutsche Reichskanzler 
den Reichwiinister des Auswartigen, 
Herrn Joachim von Ribbentrop; 

Seine Majesat der K6nig von Dbemark und I s h d  
dem ~iaßerordentlichen Gesandten und Bevollmächti 
Minister in Berlin, Herrn Kammerherrn Herluf Zah P e, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehtiriger Form befundenen Vollmachten 
folgende Bestimmungen vereinbart haben : 

Artikel 1 
Das Deutsche Reich und das Konigreich Dbemark werden in keinem Falle 

zum Kriege oder zu einer anderen Art von Gewaltanwendung gegeneinander 
schreiten. 

Falls es von seiten einer dritten Macht zu einer Aktion der im Absatz 1 be- 
zeichneten Art gegen einen der vertragschließenden Teile kommen sollte. wird 
der andere vertragschließenda Teil eine solche Aktion in keiner Weise unter- 
stützen. 

Artikel 2 
Dieser Vertra soll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden sollen so bald 

als möglich in Berlin ausgetauscht werden. Der Vertrag tritt mit dem Aus- 
tausch der Ratifikationsurkunden in Kraft und gilt von da an für eine Zeit von 
zehn Jahren. Falls der Vertrag nicht spätestens ein Jahr vor Ablauf dieser 
Frist von einem der vertragschließenden Teile ekiindigt wird, verlängert sich 
seine Gültigkeitsdauer um weitere zehn Jahre. as gleiche gilt für die folgen- 
den Zeitperioden. 

B 
Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtigten diesen Vertrag 

unterzeichnet. 
Ausgefertigt in doppelter Urschrift, in deutscher und dänischer Sprache, in 

Berlin am 3 1. Mai 1939 

Joachim von Ribbentrop Herluf Zahle 



Zeichnungsprotokoll 
Bei der heutigen Unterzeichnun des deutsch-dänischen Vertrages ist das 

Einverständnis beider Teile über fo 7 gendes festgestellt worden: 
Eine Unterstützung durch den nicht am Konflikt beteiligten vertragschließen- 

den Teil im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 des Vertrages li nicht vor, wenn 
das Verhalten dieses Teiles mit den allgemeinbn Re &In T er Neutralität im 
Einklang steht. Es ist daher nicht als unzulässige &terstiitzung anzusehen, 
wenn zwisclien dem nicht an dem Konflikt beteiligten vertragschließenden Teil 
und der dritten Macht der normale Warenaustausch fortgesetzt wird. 

Berlin, den 31. Mai 1939 

Joachim von Ribbentrop Herluf Zahle 

Nr. 3% 
Nichtangriffsvertrag zwischen Deutschland und Estland, 7. Juni 1939 

Der Deutsche Reichskanzler 
und 

der Präsident der Republik Estland, 
fest entschlossen, den Frieden zwischen Deutschland und Estland unter allen 
Umständen aufrechtzuerhalten, sind übereingekommen, diesen Entschluß durch 
einen Staatsvertrag zu bekräftigen, und haben zu Bevollmächtigten ernannt: 

Der Deutsche Reichskanzler 
den Reichsminister des Auswärtigen 
Herrn Joachim von Ribbentrop; 

der Präsident der Re~ubl ik  Estland 
den Minister für ~ i s w ä r t i ~ e  Angelegenheiten 
Herrn Kar1 Selter, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten 
folgende Bestimmungen vereinbart haben: 

Artikel 1 
Das Deutsche Reich und die Republik Estland werden in keinem Falle zum 

Kriege oder zu einer anderen Art von Gewaltanwendung gegeneinander 
schreiten. 

Falls es von seiten einer dritten Macht zu einer Aktion der im Absatz 1 
bezeichneten Art gegen einen der vertragschließenden Teile kommen sollte, 
wird der andere vertragschließende Teil eine solche Aktion in keiner Weise 
unterstützen. 

Artikel 2 
Dieser Vertrag soll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden sollen so bald 

als möglich in Herlin ausgetauscht werden. 
Der Vertrag tritt mit dem Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft und 

uilt von da für eine Zeit von zelih Jahren. Falls der Vertrag nicht spätestens 
Zii Jahr vor Ablauf dieser Frist von einem der vertragschließenden Teile ge- 
kündigt wird, verlängert sich seine Geltungsdauer um weitere zehn Jahre. Das 
gleiche gilt für die folgeridcn Zeitperioden. 



Der Vertrag bleibt jedoch nicht länger in Kraft als der heute unterzeichnete 
entsprechende Vertrag zwischen Deutschland und Lettland. Sollte der Vertrag 
aus diesem Grunde vor dem sich aus Absatz 2 ergebenden Zeitpunkt auWer 
Kraft treten, so werden die Deutsche Regierung und die Estnische Regierung 
auf Wunsch eines Teiles unverzüglich in Verhandlungen über die Erneuerung 
des Vertrages eintreten. 

Zur Urkund dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtigten diesen Vertrag 
unterzeichnet. 

Ausgefertigt in doppelter Urschrift, in deutscher und estnischer Sprache, 
in Berlin am 7. Juni  1939 

Joachim von Ribbentrop Kar1 Selter 

Zeichnungsprotokoll 
Bei der heutigen Unterzeichnung des deutsch-estnischen Vertrages ist das 

Einverständnis beider Teile über folgendes festgestellt worden: 

Eine Unterstützung durch den nicht am Konflikt beteiligten vertragschließen- 
den Teil im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 des Vertrages liegt nicht vor, wenn 
das Verhalten dieses Teiles mit den allgemeinen Regeln der Neutralität im Ein- 
klang stehk. ES ist daher nicht als unzulässige Unterstüztung anzusehen, wenn 
zwischen dem nicht an dem Konflikt beteiligten vertra schließenden Teil und 

wird. 
I6 der dritten Macht der normale Warenaustausch und arentransit fortgesetzt 

n 

Berlin, den 7. Juni 1939 

Joachim von Ribbentrop Karl Selter 

Nr. 347 
Nichtangriffsvertrag zwischen Deutschland und Lettland, 7. Juni 1939 

Der Deutsche Reichskanzler 

und 
der Präsident der Republik Lettland, 

fest entschlossen, den Frieden zwischen Deutschland und Lettland unter allen 
Umständen aufrechtzuerhalten, sind übereingekommen, diesen Entschluß durch 
einen Staatsvertrag zu bekräftigen, und haben zu Bevollmächtigten ernannt: 

Der Deutsche Reichskanzler 

den Reichsminister des Auswärtigen 
Herrn Joachim von Ribbentrop; 

der Präsident der Republik Lettland 

den Minister für Auswärtige Angelegenheiten 
Herrn Vilhelms Munters, 



die nach Austausch ihrer in guter. und gehBriger Form befundenen Voll- 
machten folgende Bestimmungen vereinbart haben: 

Artikel 1 
Das Deutsche Reich und die Republik Lettland .werden in keinem Falle zum 

Kriege oder zu einer anderen Art von Gewaltanwendung gegeneinander 
schreiten. 

Falls es von seiten einer dritten Macht zu einer Aktion der im Absatz 1 
bezeichneten Art gegen einen der ,vertragschließenden Teile kommen sollte, 
wird der andere vertragschließende Teil eine solche Aktion in keiner Weise 
unterstützen. 

Artikel 2 
Dieser Vertr soll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden sollen so bald 

als möglich in X r l i n  ausgetauscht werden. 
Der Vertrag tritt mit dem Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft 

und gilt von da an für eine Zeit von zehn Jahren. Falls der Vertra nicht 
spiitestens ein Jahr vor Ablauf dieser Frist von einem der vertragschlieLnden 
Teile gekündigt wird, verlängert sich seine Geltun dauer um weitere zehn 
Jahre. Das gleiche gilt für die folgenden Zeitperio f en. 

Der Vertrag bleibt jedoch nicht länger in Kraft als der heute unterzeichnete 
entsprechende Vertrag zwischen Deutschland und Estland. Sollte der Vertrag 
aus diesem Grunde vor dem sich aus Absatz 2 ergebenden Zeitpunkt außer 
Kraft treten, so werden die Deutsche Regierung und die Lettische Regierung 
auf Wunsch eines Teiles unverzüglich in Verhandlungen aber die Erneuerung 
des Vertrages eintreten. 

Zu Ur kund dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtigten diesen Vertrag 
unterzeichnet. 

Au efertigt in dop elter Urschrift, in deutscher und lettischer Sprache, 
in Ber P in am 7. J uni 1 B 39. 

Joachim von Ribbentrop V. Munters 

Zeichnungsprotokoll 
Bei der heutigen Unterzeichnun des deutsch-lettischen Vertrags ist dm B Einverständnis beider Teile über fo gendes festgestellt worden: 

Eine Unterstiitzung durch den nicht am Konflikt beteiligten vertragschliekkn- 
den Teil im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 des Vertrages lie nicht vor, wenn 
das Verhalten dieses Teiles mit den allgemeinen Re eln tf er Neutralitiit im 
Einklang steht. Es ist daher nicht a l ~  unzulässige &terstützung anzusehen, 
wenn zwischen dem nicht an dem Konflikt beteiligten vertra schließenden Teil 

gesetzt wird. 
ts, und der dritten Macht der iiormale Warenaustausch und arentransi t fort- 

Berlin, den 7. Juni 1939. 

Joachim von Ribbentrop V. Munters 



Nr. 348 
Nichtangriffsvertrag zwischen Deutschland 

und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, 23. August 1939 
Die Deutsche Reichsregierung und die Regierung der Union der SSR, geleitet 

von dem Wunsche, die Sache des Friedens zwischen Deutschland und der 
UdSSR zu festigen, und ausgehend von den grundlegenden Bestimmun en des 
Neutralitätsvertrages, der im April 1926 zwischen Deutschland und der ~ J ~ S S R  
geschlossen wurde, sind zu nachstehender Vereinbarung gelangt: 

Artikel 1 
Die beiden vertragschließenden Teile verpflichten sich, sich jeden Gewaltaktes, 

jeder aggressiven Handlung und jeden Angriffs egeneinander, und zwar so- 
wohl einzeln als auch gemeinsam mit anderen Mac % ten, zu enthalten. 

Artikel 2 
Falls einer der vertragschließenden Teile Gegenstand kriegerischer Handlung 

seitens einer dritten Macht werden sollte, wird der andere vertragschließende 
Teil in keiner Form diese dritte Macht unterstützen. 

Artikel 3 
Die Regierungen der beiden vertragschließenden Teile werden ktinftig fo r t  

laufend mit Konsultationen in FFihlnn$ miteinander bleiben, um sich gegen- 
seitig aber Fragen zu informieren, die ihre gemeinsamen Interessen berlihren. 

Artikel 4 
Keiner der beiden vertragschließenden Teile wird sich an irgendeiner Machte- 

gruppierung beteiligen, die sich mittelbar oder unmittelbar gegen den anderen 
Teil richtet. 

Artikel 6 
Falls Streitigkeiten oder Konflikte zwischen den vertr chließenden Teilen 

über Fragen dieger oder jener Art entstehen sollten, wür Y en beide Teile diese 
Streitigkeiten oder Konflikte ausschließlich auf dem Wege f reundschaf tlicheo 
Meinungsaustausches oder nötigenfalls durch Schlichtungskommissionen be- 
reinigen. 

Artikel 6 
Der ge enwartige Vertrag wird auf die Dauer von zehn Jahren abgeschlossen 

mit der baßgabe, daß, soweit nicht einer der vertragschließenden Teile ihn 
ein Jahr vor Ablauf dieser Frist kiindigt, die Dauer der Wirksamkeit dieses 
Vettrages automatisch für weitere fünf ~ a h r e  als verlängert gilt. 

Artikel 7 
Der g enwärti e Vertr soll innerhalb möglichst kurzer Frist ratifiziert 

werden. & P  ie Rati ationsur unden sollen in Berlin ausgetauscht werden. Der 
Vertrag tritt sofort mit seiner Unterzeichnung in Kraft. 

Ausgefertigt in doppelter Urschrift in deutscher und russischer Sprache. 

Moskau, am 23. August 1939. 

Für die Deutsche Reichsregierung 

Ribbentrop 

In Vollmacht der Regierung der U. d. S. S. R. 
Molotow 
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A. Die Auswirkung der Britischen Einkreisungspolitik 
auf die Haltung Polens 

1. Vernichtungsfeldzug gegen die Deutsche Volksgruppe 

Nr. 349 
Das Auswärtige Amt an den Deutschen Botschafter in Warschau 

Erlaß 
Berlin, den 27. März 1939 

Nach einem Bericht der Deutschen Paßstelle in Bromberg haben am 26. März 
mittags in Bromber von dem berüchtigten polnischen Westverband veran- 
staltete deutschfeind Y iche Kundgebungen stattgefunden, an denen etwa 10 000 
Personen teilgenommen haben. Insbesondere haben sich an diesen Kund- 
ebungen paramilitärische Or anisationen Bromber , U. a. der Eisenbahn- und 

Bostbeamten, beteili t. Irn 6 erlaufe dieser Kun tr gebung ist in zwei Reden 
sowolil egen das Beutsche Reich als auch egen das Volksdeutschtum in 
Polen SC % ärfstens gehetzt worden. Von den f eilnehmern wurden Rufe wie: 
V Weg mit Hitlerr , B Wir wollen Danziga, W Wir wollen Königsberga aus- 
gestoßen. Nach Angabe der Paßstelle ist es der polnischen Polizei mit Muhe 
gelungen, deutsches Eigentum vor Ubergriffen der erregten Menge zu schützen. 

Ergänzend wird bemerkt, daß die Volksdeutschen in der Woiwodschaft 
Thara standig zunehmenden Anfeindungen ausgesetzt sind. Insbesondere hat 
der vom Westverband und anderen Organisationen systematisch vorbereitete 
Boykott der Deutschen in den letzten Tagen ein bisher nicht gekanntes Ans- 
maß angenommen. Die polnischen Behörden versuchten hierbei zwar Aus- 
schreitungen gegen Eineelne zu verhüten, die Boykottaktionen als solche 
erfreuen sich aber offenbar ihrer Duldung. 

Unter Bezugnahme auf die bereits früher wiederholt wegen des Verhaltens 
des Westverbandes bei der Polnischen Regierung erhobenen Beschwerden bitte 
ich, auch wegen der letzten Boykotte nachdrückliche Vorstellungen zu erheben. 

I m  Auftrag 

Bergmann 

Nt. 350 
Der Deutsche Oeneralkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Telegramm 
Thorn, den 28. März 1939 

25. März gegen 20 Uhr wurde Kameradschaftsabend der Ortsgruppe Liniewo, 
der im Hause des Reichsangehörigen Klatt stattfand, von polnischen Eiii- 
wohnern genannten Dorfes ges rengt und Einrichtung Versammlungiraumes . 
zerstört. Dabei Fahrerbild, geichsflagge.n und Hoheitszeichen verniclitet. 
Polizei war nicht zu erreichen. 

Vorstellung bei Woiwodschaft erhoben. Strenge Bestrafung Täters und 
Schadensersatz gefordert. 

Graf 



Aufzeichnung des Dirigenten der Politischen Abteilung 
des Auswärtigen Amts 

Berlin, den 29. März 1939 

Weisungsgemäß habe ich heute den Polnischen Botschaftsrat zu mir gebeten, 
um ihm e enüber die in dem Telegramm unseres Generalkonsulats Thorn vom 
28d. M. an eführten Vorfälle ebenso wie den Boykott-Aufruf einer Reihe 

olnischer &reinigungen gegen das Deutschtum in Polen zur Sprache zu 
i n .  Zu den aus Thorn gemeldeten Vorfällen habe ich dem Prinzen 
Lubomirski an Hand des inzwischen einge angenen Berichtes aus Thorn die 
Einzelheiten mitgeteilt und ihm erklärt, 9 aß, obwohl unsere Botschaft in 
Warschau bereits angewiesen worden sei, dieserhalb bei der Polnischen Regie- 
rung schärfste Vorstellungen zu erheben * *, wir auch nicht unterlassen wollten, 
die hiesige Botschaft auf die Entrüstung hinzuweisen, die diese Vorgänge in 
amtlichen Berliner Kreisen hervorgerufen hätten. Die Deutsche Re 'erung 
müsse auf einer sofortigen Untersuchung und strengen Bestrafung g r  An- 
greifer bestehen. 

Ebenso sei es unglaublich, daß polnische Blätter in der Lage seien, den ge- 
nannten Boykott-Auf ruf rn veröff entliehen. Unter Hinweis auf die Unter- 
redung zwischen dem Herrn Reichsaußenminister und dem Polnischen Bot- 
schafter vom 27, d. M.* * * verwies ich den Prinzen Lubomirski sehr nachdrück- 
lich auf die ernsten Folgen, die solche Vor ge auf die deutsch-polnischen 
Beziehungen haben müßten. Der Polnische fe tsehaftsrat, dem die nannten eil bisher unbekannt zu sein schienen, versicherte mir wieder olt, daß 
diese v O r g " ~  P olitik der Straße. von seiner Regierun keineswegs geduldet wiirde 

LB $r und versprach, eofort die An elegenheit nach arscbau zu berichten. Er 
versuchte, das Verhalten der olen mit der allgemein in Polen herrschenden 
Nervosität zu entschuldigen, schien aber selbst einzusehen, daß Abhilfe er- 
forderlich sei. 

Fürst von Bismarck 

Nr. 352 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswijrtige Amt 

Telegramm 
Warschau, den 30. März 1939 

Nachdem ich bereits in meiner Unterredung mit Außenminister Beck vom 
28 d. M. =f die schweren Zwischenfälle in Pommerellen, insbesondere Liniewo 
und Bromberg zur Sprache ebracht hatte, habe ich heute wegen der.gleichen 
Angelegenheiten auch bei f izeminister Graf Szetnbek nachdrückliche Vor- 
steflungen erhoben. Unter schärfstem Protest, insbesondere we en Zerstörung P des Fübrerbildes und der Angriffe auf deutsche Hoheitszeichen, abe ich Unter- 
suchung und Bestrafung Schuldiger gefordert. Graf Szembek, der bisher nur 
eine wesentlich abgeschwächte Darstellung der Vorfälle kannte, zusagte so- 
fortige Nachprüfung. 

Moltke 
* Vgl. Er. 350. 

** Vgl. Nr. 349. 
*** Vgl. Nr. 209. 

-f Vgl. Nr. 211. 



Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 
Telegramm 

Thorn, den 30. März 1939 
29. März 21 Uhr Oberfall von etwa 40 Polen auf Lokal Reichsangehörigen 

Schnakenberg in Jablonowo. Drei volksdeutsche Gäste beim Verlassen Lokals 
angegriffen, einer schwerverletzt. Gewaltsames Eindrin en in Wirtschaft 
konnte verhindert werden. Gartenzaun niedergerissen, f atten als Waffen 
benutzt. Heftiges Steinbombardement auf Haus. Polizei, die rechtzeitig von 
drohendem Uberfall verständigt war, abwesend und bisher nichts unternommen. 

Heute beim Vizewoiwoden schärfste Verwahrung eingelegt und sofortige 
Untersuchung gefordert. 

Graf 

Nt. 354 
Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Thorn, den 30. März 1939 

Die neuerliche Verschärfung der Stimmung gegen das Deutschtum in 
Pommerellen findet ihren Ausdruck in einer stei enden Boykottbbwegung, 
einer fortgesetzten Hetze und zahlreichen Tätlich &I eiten. Der Wirtschafts- 
boykott macht sich besonders in den Städten Graudenz und Bromberg bemerk- 
bar und hat nach Angabe von Volksdeutschen bereits zu spürbaren Schä- 
digun en deutscher Gewerbetreibender geführt. In Bromberg ist von ver- 
schie 8 enen polnischen Militärverbänden ein Aofmf erlassen worden, der zum 
lückenlosen wirtschaftlichen und kulturellen Boykott gegen das Deutschtum - auch ge en deutsche Einflüsse in Film und Presse - auffordert. 

Bei den % emonstrationen, die in diesen Tagen stattfanden und bei denen 
oft Polizeibeamte mitmarschierten, wurden wiederholt Forderungen nie 
#Schmeißt die Deutschen heraus. und ~Llanzig und Flatow müssen zu Pole~i 
kommena laut. Vielerorts wurden auch den Deutschen die Fensterscheiben 
eingeschl en, wobei sich aucb Beamte - wie Gemeindevorsteher - beteiligt 
haben. Z n  solcher Gemeindevorsteher hat auf die Vorstellungen eines 
Deutschen hin zur Antwort gegeben, da6 er nichts dafür könne und daß er 
solche Demonstrationen nicht von sich aus veranlasse, sondern daß Befehl dazu 
vorläge. Von vorn verhandelten die hohen Herren in Berlin und Warschau 
und von hinten gäben sie den Befehl aufzuräumen. 

In Vertretung 

Graf 

Nr* 355 
Der Deutsche Generalkonsul in Posen an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Posen. den 31. M& 1939 

Seit Monaten arbeitet die polnische Presse in den West ebieten auf eine Ver- 
giftung der öffentlichen Meinun gegen die Deutschen Ein. Bald fordert sie 

% f scharfe Maßnahmen ge en die eutsche Volksgruppe in Polen, bald fordert 
sie zum Boykott deutsc er Waren und deutscher Geschäfte auf, bald richtet 



sie allgemeine Angriffe gegen die Volksdeutschen und die Politik des Reichs. 
Die deutschfeindliche Stimmungsmache, die besonders seit der Septemberkrise 
des letzten Jahres stetig gewachsen ist, ha t  jetzt, offenbar im Zusammenhang 
mit der Entwicklung der politischen Lage in Europa, zu einer Eiitladung ge- 
führt. Die Presse äußert hemmungslos ihre deutschfeindlichen Gefühle, und 
es vergeht kaum ein Tag, an dem nicht die Posener Blätter irgendeinen mehr 
oder weniger aggressiven Artikel oder ausfallende Bemerkungen gegen das 
Deutschtum bringen. Obwohl die Ausschreitungen in Posen nur etwa eine 
Woche lang anhielten, kann von einem Abflauen der deutschfeindlichen Hal- 
tung nicht die Rede sein. I n  der Stadt Posen ist eine äußerliche Beruhiguns, 
eingetreten, wenigstens haben tätliche Angriffe im allgemeinen aufgehört; vor- 

estern wurden einige Fensterscheiben einer deutschen Bank, deutscher Buch- 
%andliingen und eines evangelischen Pfarrhauses zertrümmert. Das General- 
konsulat steht noch unter verstärktem polizeilichem Schutz. Es sind jedoch 
in anderen Städten und auf dem Lande weiterhin Ausschreitungen zu ver- 
zeichnen, es wurden deutschen Kaufleuten die Fensterscheiben eingeschlagen, 
die deutschen Aufschriften übermalt, Hauswände verunreini t und volks- B deutsche Versammlungen gestört. In  einzelnen Fällen wurden oykottposten 
aufgeotell t. Die feindliche Haltung ist bis ins letzte Dorf vorgedrungen. 

Walther 

Nr. 356 

Das Auswärtige Amt an den Deutschen Botschafter in Warschau 

Berlin, den 2. April 1939 

Die in den letzten Berichten des Generalkonsulats Thorn emeldeten Vor- 
gänge über zahlreiche Ausschreitungen gegen Angehörige der f eutschen Volks- 
gruppe anläDlich der poluischen Gemeindewahlen liefern einen weiteren B2- 
weis für  die planmäßig betriebene Hetze gegen das Deutschtum. Sie lassen 
darüber hinaus erkennen, daß diese Hetze nicht nur von unverantwortlichen 
Elementen ausgeht; sondern durch polnische Polizeibeainte weitgehend ge- 
duldet, ja sogar von gewissen Gemeindeorganen tätig unterstützt wird. 

Ich darf bitten, unter Berufung auf die deutsch-polnische Minderheiten- 
erklärung * die Polnische Regieriing mit allem Nachdruck zu ersuchen, end- 
lich durchgreifende Maßnahmen zur Unterbindung weiterer Ausschreitungen 
m e  en die deutsche Volksgruppe in Polen zu treffen und dabei darauf hinzu- 
weisen, daß  derartige Ausschreitungen die allgemeinen deutsch-,polnischen Be- 
ziehungen aufs schwerste belasten müßten. 

Im Auftrag 

Schliep 

* Vgl. Nr. 101. 



Nr. 357 
Der Deutsche Generalkonsul in Posen an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Posen, den 4. April 1939 

In den letzten I0 Tagen wurden mehrere Mitglieder der deutschen Volks- 
gruppe mißhandelt. Auch wurde am 24. V. M. auf Mitglieder des Posaunen- 
chors in Zerniki, Kr. Wongrowitz, von einer Gruppe junger Burschen ge- 
schossen; die Schüsse gingen glücklicherweise fehl. Ferner wurden am 
27. V. M. ein gewisser Hoffmann und eine Frau Schmalenberger aus Zabczyn 
von einer Gruppe Burschen geschlagen und die Volksdeutschen Thomas und 
Thiede derart mit Steinen beworfen, daß sie ernstlich verletzt wurden. Außer- 
dem wurden in Gollantsch, Kr. Wongrowitz, am 24. V. M. Mitglieder des 
evangelischen Vereins junger Männec und Mädchen von einer Bande über- 
fallen und mißhandelt. 

Der Volksdeutsche Zasche aus Wollstein wurde am 28. V. M. von polnischen 
Wehrpflichtigen, die er in seinem Wagen nach Wollstein fuhr, geschlagen und 
mißhandelt. 

Ferner wurden bei zahlreichen Deutschen in der Woiwodschaft die Fenster- 
scheiben eingeworfen, so in Margonin, Waldthal bei Samotschin und Lipiagora 
im Kreise Kolmar, Schokken und Gollantsch irn Kreise Wongrowitz, ebenso in 
Klecko, Kr. Gnesen; hier wurden außerdem die Läden der Geschäfte mit Teer 
besudelt. Die Boykottaktion gegen deutsche Firmen wurde gleichfalls weiter 
fortgeführt. Zum Beispiel wurden im Kreise Wollstein mit Hilfe von vom 
Westmarkenverband aufgestellten Posten die Polen bei dem Einkauf in. 
deutschen Läden gehindert; im Kreis Wongrowitz hat sich besonders der 
Zwiqzek Polski dla handlu i przemyslu (Polnischer Verband für Handel und 
Gewerbe) an der Boykotthetze beteiligt. 

Walther 

Nr. 358 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Warschau, den 4. April 1939 

In den letzten Tagen ist ein öffentlicher Aufruf verbreitet worden, der aus- 
drücklich zum Boykott des deutschen Handels und Handwerks aufruft. Der 
von 10 verschiedenen aramili tärischen Verbänden unterschriebene Aufruf 
stellt U. a. folgende For S erungen auf: 

1. Alle Polen, die Waren in deutschen Geschäften kaufen oder deutsche 
Lokale besuchen, werden namentlich gebrandmarkt. 

2. Im Haushalt dürfen Waren deutschen Tlrsprungs nicht verbrailrht 
werden. 

3. Hausfrauen dürfen auf den Märkten keine Waren von deutschen Land- 
wirten erstehen. 

4. Polen dürfen keine deutschen Zeitschriften abonnieren. 
5. Alle polnischen Firmen sind verpflichtet, nur polnische Jugend und pol- 

nische Arbeiter zu beschäftigen. 



6. Staatliche und kommunale Beamte und Arbeiter, ferner alle An estellten 
und Arbeiter privater Betriebe müssen in den Beziehungen mit % ersonen 
deutscher Nationalität ausschlieBlich die polnische Sprache gebrauchen. 

7. Alle Aufschriften und Reklamen in deutscher Sprache müssen entfernt 
werden. 

8. Polen dürfen nicht die Dienste deutscher Banken in Anspruch nehmen. 
9. Wir werden danach streben: 

a) eine Aufhebung des Rechts zu erwirken, wonach Deutsche Grund- 
stücke erwerben und Konzessionen erhalten dürfen, 

b) allen deutschen Firmen jegliche Lieferungen für Staat und Selbst- 
verwaltungen zu unterbinden, 

C) der deutschen Presse und deutschen Verlagen in Polen das Postdebit 
einzuschränken, 

d) für deutsche Filme in Polen ein Verbot zu erwirken. 
10. Wir fordern die Ubergabe der iiberflüssigen deutschen Kirchen. 
11. Wir fordern die Liquidieruii der übermäßigen Zahl deutscher, sowohl 

staatlicher wie privater Schu P en in Polen. 
Der Sachbearbeiter der Botschaft hat den Vertreter des Außenministeriums 

im polnischen R ~e rungeausschuß  * darauf aufmerksam gemacht, daß der in 
Frage stehende ufruf eine einwandfreie Bestätigung der deutschen Auf- 
fassung über die schädigenden Auswirkungen der allgemeinen antideutschen 
Propaganda auf den deutsch-polnischen Wirtschaftsverkehr darstellt. 

Abgesehen hiervon werde ich im Außenministerium auch noch hinsichtlich 
der politischen Seite der Angelegenheit vorstellig werden. 

von Moltke 

Nr. 359 
Der Deutsche Generaikonsul in Danzig an das Auewärtige Amt 

Bericht 
'Danzig, den 13. April 1939 

I n  zahlreichen, in der Nahe der Danziger Grenze gelegenen Ortschaften 
Pommerellens haben sich die deutschfeindlichen Ausschreitungen in der letzten 
Zeit erheblich verstärkt. Die Nervosität unter den Volksdeutschen ist ständig 
im Wachsen begriffen und hat dazu geführt, daß in den Tagen um Ostern 
eine größere Anzahl von deutschen Volksgenossen aus Pommerellen - man 
spricht von annähernd 100 Personen - über die Grenze nach Danzig ge- 
flüchtet ist. 

Wie ich von zuverlässiger Seite hierzu ergänzend erfahre, sind in den ersten 
'i'agen des Monats A ~ r i l  in verschiedenen Orten des früheren Kreises Berent 

zugereiste banden auf Kraftwagen herumgefahren, die die deutsche 
Bevölkerung tätlich angriffen, in die deutschen Gehöfte eindrangen und die 
Wohnungseinrichtungen zerschlugen. Die deutsche Bevölkerun ist hierdurch f zum Teil derartig verängstigt, daß sie bereits den wertvolleren eil ihrer Habe 
vergraben hat, sich tagsüber nicht mehr auf die Straßen und Felder wagt und 
die Nächte aus Angst vo,r Uberfällen außerhalb der Gehöfte in irgendwelchen 
Verstecken verbringt. Die polnische bodenständige Bevölkerung behauptet, im 
Besitze von Waffen zu sein. 

von Janson 
* Es handelt sich um den polnischen Regierungsausschuß zur Durchführung des deutsch- 

polnischen Handelsvertragee. 
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Der Deutsche Geachäftsträger in Warschau an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Warschau, den 18. April 1939 
Wegen der schweren Ausschreitungen gegen Angehörige der deutschen 

Volksgruppe anläßlich der polnischen Gemeindewahlen habe ich weisungs- 
gemäß nachdrückliche Vorstellungen im Außenministerium beim stellver- 
tretenden Leiter der Westabteilung Herrn Knnicki erhoben, unter Hinweis 
darauf, daß diese Vorgänge zu einer erheblichen Beeinträchtigung der den 
Volksdeutschen verfassungsgemäß zustehenden Wahlfreiheit führt hätten. 
Ich habe hierbei eine Heihe besonders gravierender Fälle auf F rund des hier 
vorliegenden umfangreichen Materials angeführt unter besonderer Hervor- 
hebung des Umstandes, daß sich auch polnische Polizeibeamte und Gemeinda 
Organe an den Vorfällen beteiligt hätten. 

AbschlieWend habe ich der Erwartung Ausdruck gegeben, daß die Polnische 
Negierung die Vorgänge, die in klarem Widerspruch zur deutsch-polnischen 
Minderheitserklärung ständen, einer Untersuchung unterziehen würde. Herr 
Kunicki stellte eine solche in Aussicht und sagte weiteren Bescheid zu. 

Krümmer 

Ni. 361 
Der Deutsche Generalkonsul in Thotn an das Auswärtige Amt 

BeTiAt .- - 
Thorn, den 18. April 1939 

Seit dem Bericht vom 8. April d. J., in welchem eine Aufzählung aller in 
der letzten Zeit dem Generalkonsulat bekanntgewordenen Vorkommnisse über 
Angriffe auf Volksdeutsche und Beschädigung deutschen Eigentums usw. mit- 
geteilt worden war, hat sich die Lage nicht wesentlich geändert, wenn auch 
vielleicht eine Entspannun eingetreten ist. Diese Entspmnun darf aber nicht 
dartiber hinwegtiuschen, faaß die feindliche Gesinnung der Solen gegen die 
1)eutschen nach wie vor außerordentlich stark ist und durch weiter statt- 
findende Versammlungen auch stark erhalten bleibt. Das führt dazu, daB 
weiter in verschiedenen Gemeinden meines Amtsbezirks die Schilder und 
Firmenbezeichnungen mit Teer beschmiert und die Fensterscheiben mit Steinen 
eingeschlagen weden. Auch finden weiter Entlassungen deutscher Arbeiter 
statt. die auf Grund des Druckes der polnischen Belegschaft auf die Direktion 
ihre Arbeit aufgeben müssen. Mißhandlungen deutscher Volksgenossen finden 
auch weiter statt. 

Es ist fast unmöglich, alle dem Generalkonsulat bekanntgewordenen Fälle 
einzeln aufzuführen. Ebensowenig bat die Boykotthetze nachgelassen. 

Hinter den deutschfeindlichen Provokationen steht, wie bereits öfters be- 
richtet, der Westmarkenverband, der keine Gelegenheit vorübergehen läßt, 
ohne die Deutschen anzugreifen. Dieser Westmarkenverband hält jetzt wieder, 
und zwar in der Zeit vom 15. bis 22.4.39, eine Propagandawoche ab, in der 
in allen Städten und Dörfern Pommerellens durch Versammlungsredner, durch 
Kadio und durch Umzüge mit Lautsprechern Propaganda Deutschland 
betrieben wird. 

von Küchlet 
* VgI Nr. 356. 



Der Deutsche Generalkonsul in Kattowitz an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Kattowitz, den 22. April 1939 

Neuerdings stöWt man in immer stärkerem Maße auf systematische Be- 
mühungen, das Deutschtum in den Augen der Bevslkerung herabzusetzeii. 
Neben einer im hiesigen Amtsbereich beobachteten, offenbar von militärisclier 
Seite betriebenen Propagaiida gegen die. Stärke und Schlagkraft der deutsch~n 
Armee ist in dieser Hinsicht die Verbreitung von Nachrichten über eine an- 
gebliche Lebensmi ttelnot in Deutschland bemerkenswert. Hand in Hand daniit 
geht eine maßlose Hetze gegen das gesamte hiesige Deutschtuiii. Nach den hier 
einlaufenden Meldungen werden in den Versatnmlungen der politischen Ver- 
bände laufend Beschlüsse gefaßt, die auf eine Vernirhtun des Deutschtuins 
in Oberschlesien abzielen, Die Folge ist eine sich in den Yetzten Tagen auf- 
fallend mehrende Zahl von wüsten Ausschreitungen gegen einzelne Deutsche, 
bei denen sich vor allem die polnische Jugend hervortut. 

Nöldeke 

Nr. 363 
Der Deutsche Generalkoasul in Kattowitz an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Kattowitz, den 24. April 1939 

Der Uberfall auf das Volksbundheim in Chorzow hat sich als eine der 
ernstesten Ausschreitungen herausgestellt, die sich bisher in den letzten 
Wochen ereignet haben. Am 21. April abends drang ein größerer Trupp von 
Menschen, mit Latten, Knüppeln U. dgl. bewaffnet, in das Gebäude des Volks- 
bundheimes ein, in dem die Mitglieder des deutschen Jugendvereins ihre 
übliche Singprobe abhielten. Es ist hierbei zu schweren Mißhandlungen und 
Beschimpfungen gekommen, an denen sich später auch der Straßenpöbel be- 
teiligte. Der polizeiliche Schutz war offenbar uiigenü end. Bei der späteren 
Vernehmung auf der Wache haben sich sogar % ie Polizeibeamten an 
Schmähungen gegen das Deutsche Reich und den Führer beteiligt. 

Ferner beehre ich mich, von zahlreichen weiteren Ausschreitungen nach- 
stehende Fälle nach Uberprüfung zur Kenntnis zu bringen: 

Am 18. April wurde der Volksdeutsche Joachim Pilarek in Bismarckhütte 
von einer Gruppe von Terroristen am Eingatig seines Hauses überfallen und 
miUhandelt. 

Am folgenden Tage wurden die Volksdeutschen Peter Kordys und Richard 
Mateja a u s  Kattowitz in der Nähe der t'errumkolonie in Hegleitung ihrer 
h'hefiaueri von einer 40 Mann starken Bande. die sich zum giöSten Teil aus 
Auf ständischen zusammensetzte, überfallen und in schwerster Weise niiß- 
handelt. Frau Kordys nimmt an, daß  ihr Ehemann über die Grenze geflüchtet 
ist. Mate,ja, welcher schwerverletzt liegen blieh, wurde am 24.4. in das üe- 
richtsgefängnis in Kattowitz eingeliefert. Nach den eingezogeiien Erkundi- 
gungen sollen die Verletzungen so schwer sein, daß sich die Polizei scheue, 
Mateja freizugeben. 



Ferner wurde der Lehrer Czauderna von der deutschen Schule in Ligota auf 
dem Heimwege mit seiner Braut überfallen und mißhandelt. Nach Feststellung 
des Arztes wurde die Leber und die Niere angeschlagen. 

Der Volksgenosse Herbert Lippok aus Lipiny wurde am 19.4. auf der 
Chaussee von Hubertushütte nach Chropaczow von 5 Zivilisten überfallen und 
sein Fahrrad völlig demoliert. 

Am 20.4. wurden 3 deutsche Mädchen auf dem Rückwege von einer Gesang- 
probe des Cäcilienchors wegen Gebrauchs der deutschen Sprache auf der 
Krakauer Straße beschimpft; während 2 Mädchen sofort fliehen konnten, wurde 
eins mehrfach geschlagen. 

Am gleichen Tage wurde auf der Wojciechowskiego in Zalenze der Volks- 
deutsche Günter Stöcke1 von Mitgliedern der ~Mloda Polska~ * überfallen. Er  
entkam nach kurzer Gegenwehr. 

Ferner wurde am gleichen Ta e von einer Bande von etwa 40 Mann am 
Hause des Deutschen Kulturbun f es in Kattowitz, Theaterstraße, das Schild 
heruntergerissen und vernichtet. Das gleiche ereignete sich an dem Büro des 
Kulturbundes in der Bahnhofstraße. Am folgenden Tage wurden am Elchen- 
dorffgymnasium in Königshütte wieder von unbekannten Tätern die Scheiben 
eingeschlagen. 

H insich tlich der Volksdeutscben ist in den zahlreichen Versammlungen des 
Aufständischen- * * und Westverbandes mehr oder weniger deutlich aus- 
gesprochen worden, daß das deutsche Element zurückgedrängt oder ganz aus- 
gerottet werden müßte. In Verfolg dieser Propaganda ist vor allem auf dem 
flachen Lande und in den kleineren Ortscbaften die Lage der Volksdeutschen 
sehr schwierig und gefährlich geworden. Auf Grund der Ereignisse der letzten 
Tage ist zum mindesten festzustellen, daß es den Behörden nicht möglich 
gewesen ist, die deutsche Bevölkerung vor Terrorakten einzelner verhetzter 
Chauvinisten genügend zu schützen. 

Nr. 364 
Der Deutsche Generalkonsul in Kattowitz an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Kattowitz, den 28. April 1939 

Anbei beehre ich mich, einen an die Mitglieder des .Verbandes früherer Frei- 
williger der polnischen Armee. gerichteten Aufruf, welcher in der Ortschaft 
Wielopole bei Rybnik angeschlagen war. in Ubersetzung vorzulegen. 

Der Abteilungskommandant W oznica ist, wie ich hore, Finanzbeamter in 
Rybnik, während Szweda bei der dortigen Heil- und Pflegeanstalt als Pfleger 
tätig und bereits durch verschiedene Exzesse gegen Deutsche bekannt ist. 

Nöldeke 

* Jugendverband der polnischen Regierungspartei .Lager der Nationalen Einigung*. 
** Vgt. Nr. 86, Anm. **. 



Anlage 
(Obtrsetzung) 

Befehl Nr. 3/39 an die Mitglieder des Verbandes früherer Freiwilliger der 
polnischen Armee am Ort! 

1. Mit dem heutigen Tage dürfen deutsche Radiostationen nicht gehört 
werden. 

2. Jedes Mitglied der Abteilun Vorstand sofort die Personen 
melden, die nach den Personen, die deutsche Radio- 
stationen hören, Organisationen an hören, Per- B sonen, die deutsch sprechen, wo solche Personen arbeiten, ersonen, die 
sich für Deutschland günstig äußern und Personen, die falsche Nach- 
richten verbreiten. 

3. Obiger Befehl ist genau einzuhalten. 

Woznica Szweda 
der Kommandant der Abteilung der Vorsitzende der Abteilung 

Nr. 365 
Der Deuts~he Generalkonsql in Kattowitz an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Kattowitz, den 6. Mai 1939 

Anbei beehre ich mich, einen mir zur Verfügung estellten Abdruck* des vom 
Deutschen Volksbund gesammelten umfangreichen k aterials über Ausschreitun- 
gen gegen Volksdeutsche usw. vorzulegen, die in den letzten Wochen statt- 
gefunden haben. Die Sammlung enthält, nach den einzelnen Bezirksvereinigun- 
gen des Volksbundes geordnet, Niederschriften über Ausschreitungen gegen 
Personen, gegen volksdeutsches Eigentum, über Freiheitsentziehungen usw. 
Die Sammlung umfaßt ferner deutschfeindliche Aufrufe in der polnischen 
Presse, polnische Presseberichte über deutschfeindliche Demonstrationen, eine 
Ohersicht über Zeitungsheschlagnahmen sowie Maßnahmen ge en die Privat- 
schulen des Deutschen Schulvereins in der Woiwodschaft Sch esien bzw, ein- 
zelne Lehrer und Schüler. 

P 
Eine Nachprüfung der einzelnen Fälle, die bereits vom Deutschen Volksbund 

sorgfältig gesichtet wurden, durch das Generalkonsulat ist an esichts ihrer Pi großen Zahl und der mit einer weiteren Vernehmung der Betro enen verbun- 
denen erheblichen Gefährdung dieser Volksdeutschen unmöglich. 

Im übrigen hat sich die all emeine Lage nicht wesentlich verändert. Die Zahl 
der Mißhandlungen hat viel f eicht in den letzten abgenommen. 
Dagegen haben sich die Fälle von schweren von Aus- 
schreitungen gegen das Eigentum nicht 
Teilen des Amtsgebiets ist es in den letzten Tagen immer wieder zum Ein- 
schlagen von Fensterscheiben an Wohnungen uiid Geschäftsräurnen Volks- 
deutscher und zu üblen Beschimpfungen auf offener Straße, selbst in den 
Hau ptverhhrsgegenden der Städte gekommen. 

* Es handelt sich um eine Sammlung von mehr als 200 Fällen. 



Ein Abflauen der Ausschreitungen ist so lange nicht zu erwarten, als nicht 
von den 'Behörden die fortgesetzte Hetze in der Presse und in den Versamm- 
lungen der Verbände verhindert wird. Solan e die polnische Presse und die 
Verbände immer wieder den einzelnen auffor f ern, gegen die sogenannten Pro- 
vokationen der Deutschen auf eigene Faust handgreiflich vorzugehen, muß auch 
in Zukunft mit weiteren ernsten Zwischenfällen erech.net werden. Im all- 
emeinen besteht der Eindruck, daß die deutsch* evölkerung, vor allem auf 

iem Lande, weitgehend eingeschiichtert ist. 
d 

Nöldeke 

Nr. 366 

Der Deutsche Konsul in Lodz an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Lodz, den 8. Mai 1939 

Der Terror der verhetzten polnischen Bevölkerung ge en die Deutschen in 
der Woiwodschaft Lodz, der sich durch zahlreiche 1 chlägereien mit oft 
schweren Körperverletzungen, Drohungen, Beleidigungen, Boykott, Eigentums- 
beschädigungen, Verhaftungen und Schikanen aller Art - nicht zuletzt durch 
Brandstiftungen - äußert, hält unvermindert an. Unverkennbar besteht bei der 
polnischen Bevölkerung die Absicht, das Deutschtum in seiner Existenz zu 
vernichten, soweit es sich nicht völlig polonisieren lassen will. 

In unverantwortlicher Weise werden durch die Lehrerschaft in den Schulen 
polnisclie Kinder gegen die deutschen aufgehetzt bsw. den deutschen Kindern 
kein Schutz gewährt. Auf dem Wege zur Schule werden deutsche Kinder in 
beinahe allen Orten angegriffen, angepöbelt und nicht selten von anderen Kin- 
dern geschlagen oder mit Steinen beworfen. Bereits Bjährige Kinder sin en 
Schmlhlieder auf die Deutschen, wobei in den Liedertevten nicht selten $er- 
wünschungen des Führers vorkommen. In vielen Orten müssen die Eltern daher 
ihre Kinder bis zur Schule begleiten, um sie vor Angriffen zu schützen. 

Auf dem Lande wurden Häuser deutscher Bauern angezündet. So brannten 
erst kürzlich in der Nacht vom 26. bis 27. A ril gleichzeitig die Anwesen der 
deutschen Landwirte Rudolf Albrecht und P ulins Hein in Rokitnica, Kreis 
Lask, nieder. Zweifellos lag Brandstiftung vor. Während des Brandes er- 
klärten die polnischen Nachbarn: .Die Hitlerleute sollen verbrennen, am besten 
wirft man sie ins Feuer.. Es konnte nur das Vieh gerettet werden. 

Allerorts wurde bei den Polen die Parole ausgegeben, von Deutschen weder 
Grundstücke noch Vieh mehr zu kaufen, da sie demnächst doch fliehen und ihre 
Habe zurücklassen müßten. 

Das Deutschtum ist hier in höchstchn Grade beunruhigt und rechnet mit der 
Möglichkeit weiterer und größerer Ausschreitungen, wenn die von der Regie- 
rung geduldete Aufhetzung des urteilslosen Pöbels durch Chauvinistische pol- 
nische Organisationen und durch die Presse ungehindert fortgesetzt wird. 

von Berchem 



Nr. 367 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Warschau, den 8. Mai 1939 

Seit etwa einer Woche ist in mehreren Schaufenstern der verkehrsreichsten 
StraWen eine Landkarte ausgestellt, in welcher mit Fähnchen Gebiete des 
1)eutschen Reiches markiert sind. Das eingezeichnete Gebiet umfaßt ganz Ost- 
Preußen sowie die Städte Beuthen, Oppeln, üleiwitz, Breslau, Stettin und 
Kolberg. 

Llaneben ist ein Plakat angebracht, das folgende Beschriftunf in polnischer 
Sprache trägt: .Den Krieg suchen wir nicht! Sollte uns je och der Krieg 
aufgezwungen werden, werden wir die uralten polnischen Gebiete, die von 
Polen bewohnt werden, zurückholen. r 

Diese Karte findet außerordentlich großes Interesse. Dauernd sind Menschen- 
ansammlungen davor zu beobachten, die die sich daraus für Polen ergebenden 
neuen Perspektiven besprechen. 

von Moltke 

Das Auswärtige Amt an den Deutschen Botschafter in London 
ErlaO 

b r l i n ,  den 11. Mai 1939 

Seit geraumer Zeit nehmen die Drangsalierungen des Deutschtums in Polen, 
besonders in den ehemals reußischen Provinzen, auf allen Lebensgebieten 
infolge einer verschärften E atze, die von den deutschfeindlichen Or anisa- 
tionen systematisch betrieben wird, trotz fortgesetzter ernster Vorstel un en % der Deutschen Regierung stiindig zu. Aus dem Verhalten der polnisc en 
tlegierungsstellen muW gefolgert werden, daß sie weder ernstlich gewillt noch 
in der Lage zu sein scheinen, dieser Entwicklung Einhalt zu bieten. Da die 
voliisdeutschen Blätter in Polen durch rigorose Zensurmaßnahmen daran ge- 
hindert werden, über solche antideutschen Ausschreitungen erscböpfend zu 
berichten, sind neben den DNB-Meldungen die Berichte der deutschen konsu- 
larischen Vertretungen in Polen zur Zeit die einzi en zuverlässigen Informa- 
tionsquel len für die Beurteilung der tatsächlichen L g e  des dortigen Deutsch- 
tums. 

Auliegend werden in Abschrift eine Anzahl solcher Berichte über deutsch- 
feindliche Vorfalle und MaWnahrnen, die in Zukunft laufend übermittelt 
werden, zur Kenntnis und mit der Bitte ergebenst übersandt, dieses Material 
in geeignet erscheinender Weise der dortigen Regierung gegenilber zu ver- 
werten *. 

Im Auftrag 

Woermann 

* Die Deiitsche Botschaft in Londoo hat diese Berichte entsprechend verwertet. 



Nr. 369 
Eingabe der Vertreter der Deutschen Volksgruppe 

an den Polnischen Staatspräsidenten 
den 12. Mai 1939 

Im Namen der deutschen Volksgruppe in Polen derbre i ten  wir Ihnen, 
Herr Präsident, dem Inhaber der einheitlichen und unteilbaren Staatsgewalt, 
die Bitte, den der deutschen Volksgruppe in der Verfassun und den Gesetzen 

fv verbürgten Hechten Achtung und Geltung zu verschaffen. ir sind zu diesem 
Schritt gezwungen, weil die fast unzähligen schriftlichen und mündlichen, mit 
schlüssigen Beweisen belegten Vorstellungen bei der Regierung erfolglos 
geblieben sind, und in der Erinnerung an die Worte, die Sie, hochzuverehren- 
der Herr Präsident, am 5. November 1937 aus Anlaß der Vereinbarung 
zwischen der Polnischen und der Deutschen Regierung über die Behandlung 
der beiderseitigen Volksgruppen an die Unterzeichneten richteten*. Sie be- 
tonten damals als wichtigste Voraussetzung für das harmonische Zusammen- 
leben zwisclien Polen und Deutschen die Achtung vor dem Volkstum des 
aiidern. 

Die Lage der Deutschen Volksgruppe war immer schwer. Die aus dem 
weltpoli tisc hen Geschehen entstandenen Spannungen entladen sich seit Wochen 
in unverhülltem leidenschaftlichem Haß und überaus zahlreichen Gewalttätig- 
keiten gegen die deutsche Volksgruppe und ihre einzelnen Angehörigen. Wir 
haben von der Re ierung die mündliche Versiclierung erhalten, daß sie deutsch- 
feindliche Aussc P reitungen mißbillige und Anweisungen erteilt habe, Auf- 
reizungen und Ausschreitungen zu verhindern. Wirksamen Schutz hat die 
deutsche Volksgruppe nicht gefunden. Sie ist bis zur Vernichtung gefiihrdet. 
Oie Zahl der arbeitslosen Deutschen ist erschreckend hoch. Sie nimmt beson- 
ders in den Industriegebieten ständig zu. Die Or ane des Arbeitsrechts ver- 
sagen Ueutschen den Schutz. Deutschen ist die Einreihung in den Arbeits- 
prozeß so gut wie verschlossen. 

Für die Agrarreform wird der deutsche Grundbesitz in unverhältnismäßig 
höherem MaBe herangezogen als der polnische, während die Zuweisun von 
Siedlungstüichen an Deutsche eine eradezu auffallende Ausnahme ist. 8elbst 
im unmittelbaren Erbgange kann er Deutsche Grund und Boden nicht ohne 
weiteres verlangen. 

a 
Die Pflege der kulturellen, geistigen, wirtschaftlichen und persönlichen 

Beziehungen und der Verkehr mit unserem Muttervolke wird behindert. Das 
Bekenntnis zur nationalsozialistischen Weltanschauung wird als staatsfeind- 
lich verdächtigt. Katholischen Deutschen wird die Ausübung der religiösen 
Pflichten in ihrer Muttersprache durch deutschfeindliche Elemente vielfach 
erschwert und so ar unmöglich gemacht, ohne daß sie den Schutz der Sicher- 
heitsbehörden fin 9 en. Auf dem Gebiete der evangelischen Kirchen. namentlich 
der evangelisch-unierten in Oberschlesien und der evangelisch-aug~burgischen~ 
wurden die Deutschen entrechtet, obwohl sie die bei weitem überwiegende 
Mehrheit des evangelischen Kirchenvolkes darstellen. 

An den öffentlichen deutschen Schulen werden polnische Lehrkräfte in 
einem Ausmaße bekchäftigt, daß diese Schulen den Charakter als deutsche 
verloren haben. Fiir den deutschen Lehrernachwuchs besteht keine deutsche 

* Vgl. Nt. 103. 



Anstalt. Das deutsche Privatschulwesen stößt auf die mannigfachsten Er- 
schwernisse. Die Schließun deutscher Privatschulen, besonders in Wolhynien, 
nimmt der deutschen Vo 7 ksgruppe die wichtigsten Bildungsstätten. Der 
schlesische Sejm hat über die Staatsgesetze hinausgehende Sonderbestim- 
mungen erlassen, auf Grund deren die Genehmigung zur Errichtung einer 
neuen deutschen Privatschule versagt und der Besuch deutskher Privatschulen 
verhindert wird. In der Woiwodschaft Schlesien werden Sprach prüf ungpn 
durchgeführt, denen eine Rechtsgrundlage fehlt. Deutsche Eltern, die sich 
weigern, ihre Kinder der polnischen Schule zuzuführen, erleiden harte Geld- 
strafen und Freiheitsstrafen. Die Frage der Lehrbücher für die deutschen 
Privatschulen ist trotz jahrelanger Bemühungen offen. Die Erteilung der 
Unterrichtserlaubnis für Lehrkräfte wird vielfach versa t. Die Schulaufsicht f wird ausschließlich durch Polen ausgeübt. Die Schulau sichtsbehörden zeigen 
für die Eigenart der deutschen Schule kein Verständnis und tragen ihr keine 
Rechnung. 

eine .Zusammenfassung unserer deutschen J ugend* in einen geschlossenen 
Verband zu erzieherischer und kultureller Betätigung ist bis heute an dem 
Widerstand der Behörde gescheitert. Unsere deutschen Kinder sind gerade 
in dem Alter, wo sie für die Erziehung am zugänglichsten sind, sich voll- 
ständig selbst überlassen. 

Uber diese Punkte, die in gedrängtester Kürze zusammengefaßt sind, liegen 
der Kegierun seit Jahren eingehend begründete Denkschriften und Anträge 
vor. Sie ist ü f er die Anliegen der deutschen Volksgruppe im einzelnen genau 
unterrichtet. seit der Verkündung der Verfassung vom 17. März 1921 haben 
die Vertreter der deutschen Volksgruppe bei der Regierun und in den gesetz- f gebenden Körperschaften vergeblich den Erlaß von Aus ührungsgesetzen zu 
Art. 109 * angestrebt. Der vorbildliche Gedanke des -4rt. 109 ist rein deklara- 
torisch geblieben. Die gegenwärtigen Verhältnisse sind auf das Fehlen einer 
klaren Rechtsordnung für  die Volksgruppe zurückzuführen. 

Die deutsche Volksgruppe ist auf das tiefste davon durchdrungen, daß ihre 
Behandlung der Verfassung und in sehr vielen Fällen den Absichten des 
Gesetzgebers widerspricht. 

Aus der Verantwortung, die wir der Republik Polen ebenso wie unserer 
\Jolksgruppe schulden, halten wir uns für berechtigt und verpflichtet, Sis, 
hochzuverehrender Herr Präsident. unmittelbar zu unterrichten und um d i ~ ,  
Sicherung der durch die Verfassung verbürgten Rechte der deutschen Volke- 
griippe und die Sicherung der unterschiedslosen, lediglich durch das Reoht 
bestimmten Anwendung der Gesetze zu bitten. 

In ehrerbietiger Hochachtung 
Namens der deutschen Volksgruppe: 

Senator Erwin Hasbach Dipl.~Ing. Rudolf Wiesner 

* Artikel 109 der polnischen Verfassung lautete: - 

Jeder Bür er hat das Recht, seine Nationalität zu bewahren und seine Sprache und natioiialen 1 Eigentümlich eiten zu pflegen. 
Besondere staatliche Gesetze sichern den Minderheiten im polnischen Staat die volle freie 

Entwicklung ihrer nationalen Eigentümlichkeiten mit Hilfe von autonomen Minderheitsverbänden 
öffentlich-rechtlichen Charakters irn Umfang der Verbände der allgemeinen Selbstverwaltung. 

Der Staat wird hinsichtlich ihrer Tätigkeit das Recht der Kontrolle und der Ergänzung ihrer 
finanziellen Mittel im Fall der Bedürftigkeit haben. 



Der Deutsche Konsul in Lodz an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Lodz, den 15. Mai 1939 

Sehr schwere Ausschreitungen, die man als Deutsclienprogrom bezeichnen 
kann, ereigneten sich am vergangenen Samstag, dem 13., und Sonntag, dem 
14. Msi, in der Stadt Tomaschow-Mazowiecki (etwa 42 000 Einwohner, davon 
etwa 3 000 Deutsche), bei denen zahlreiche deutsche Existenzen vollständig 
vernichtet wurden. Dem Deutschen. Schmiege1 wurde der Sch0fIdel gespalten 
und eine Frau, deren Namen ich bisher nicht erfahren konnte, wurde bei ihrer 
Flucht auf einem Felde totgeschla en. Der h h n  des Schmiegel, der ans einem 
Fenster des 2. Stockwerks eines fauses geworfen wurde, liegt schwerverletzt 
darnieder. 

Die Ausschreitungen begannen am Sonnabend, dem 13. Mai. Einige Tage 
vorher hatte der der Regierungspartei nahestehende #Verband der Polnischen 
BerufsverbHndes in groß plakatierten Auf rufen eine V Demonstration r g e n  
die Deu tschena für Sonnabend, den 13. Mai, angekündigt. Diese begann urch 
Ans rachen vom Balkon eines Gebäudes aus, in dem der genannte Verband, 
die keeerungspartei OZON und dessen Jugendorganisation ~Mloda Polska~ 
(.Das junge Polens) ihre Geschäftsräume hatten. In den Reden vor einer 
großen Menschenmen e wurde in übelster Weise ge en Deutschland gehetzt 
und behauptet, die Po 7 en wiirden im Reich sehr schlec % t behandelt, man bräche 
ihnen Füße und Hhde ,  vernichte ihre Schulen und Kirchen und dergleichen 
mehr. Als der Pöbel genügend auf ewiegelt war, übergaben die Leiter der % Demonstration Formulare an versc iedene zweifelhafte Elemente, die in 
Begleitung der Volksmenge von den Fabrikleitungen die sofortige Entlassung 
aller Deutschen und die Unterzeichnung der diese Erklärun enthaltenden 
Formulare fordern sollten. Das geschah dann auch. Unter f em Druck der 
Straße mußten sich die Firmen dazu bereit erklären und man trieb daraufhin 
die deutschen Arbeiter aus den Fabriken. Nachdem dies erreicht war, fing 
die Menge an, alle deutschen Geschäfte und Privatwohnungen systematisch 
vollständig zu demolieren. In einer wilden Raserei vernichteten sie ziemlich 
alles deutsche Privateigentum. Die Deutschen wurden wie Freiwild gejagt, 
sie flüchteten sich auf das Land hinaus und kehrten erst bei Tagesanbruch 
wieder zurtick. Viele wurden durch Messerstiche und Stockhiebe erheblich 
verletzt. 

Während des Sonntags w t ~ i  dann zunächst Ruhe. Am Abend begannen die 
Ausschreitungen aber von neuem und die Menge vernichtete alles deutsche 
Privateigentum, das vom vorherigen Tage noch heil geblieben war. Besonders 
hervorzuheben ist, daß die Polizei mit den Demonstranten rnitmarschiert prar 
und nichts tat, um das Leben und Eigentum der Deutschen zu schützen. Man 
kann ohne Ubertreibung sagen, da63 die Ausschreitungen unter Duldun der 
Regierung erfolgt sind. wann nicht sogar auf ihre Veranlassung hin. fetzt, 
nach den abgeschlossenen Terrorakten, patrouillieren, um den Schein zu 
wahren, Polizeikommsndos mit aufgepflanztem Seitengewehr in den Straße0 
der Stadt. 

In Lodz wurden am Sonnabendabend die Fensterscheiben der Ruppertschen 
Buchhandlung in der Petrikauerstraße, die deutsche Bücher und Zeitschriften 
verkauft, eingeschlagen, ferner die Fenster des Lokals des (völlig unpolitischen) 
Berufsverbandes Deutscher Angestellter. Weiterhin erfolgten am gestrigen 



Sonntag Ausschreitungen im Kinotheater ~Stylowya während des deutschen 
Filrns #Land der Liebecr, wobei Terroristen das Publikum zum Verlassen der 
Vorstellung zwangen und vor dem Theater mit Latten, in denen Nägel steckten, 
auf die flüchtenden Menschen eingeschlagen haben. 

Da zunächst kein Grund zur Annahme besteht, daß die Terrorakte ein- 
gestellt werden, wird die Lage von den hiesigen ~eu'tschen als sehr ernst 
angesehen. In  zunehmendem Maße entschließen sich diese zur Abwanderung 
und zum Verkauf ihres Grundeigentums, da sie ihre Emstenz in Polen als 
gefährdet ansehen. Man fürchtet die Polen, die, wenn alle Hemmungen bei 
ihnen beseitigt sind, vor keinem Roheitsakt zurückschrecken und von der 
hiesigen deutschen Bevölkerung viel schlimmer eingeschiltzt werden als die 
schlimmsten Terroristen der früheren russischen Zeit. 

von Berchem 

Nr. 371 
Der Deutsche Konsul in Lodz an des ~ k w ä r t l ~ e  Amt 

Bericht 
Lodz, den 18. Mai 1939 

Eine große Anzahl von Deutschen aus Tomaschow haben auf dem Konsulat 
Angaben über die Ausschreitungen vom 13. und 14. d. M. und iiber den ihnen 
zugefügten Schaden gemacht und gebeten, ihnen die Abwanderung nacb 
Deutschland zu ermo lichen. Die Gesamtzahl der Geschädigten geht in die 
Tausende, da ja alle beutschen mit nur ganz wenigen Ausnahmen 0 fer des 
Pro roms geworden sind. Auch aus den bei Tomaschow gelegenen barfern, S wo eutsche Bauern wohnen, werden sehr große Sachschäden gemeldet. 
Im Krankenhaus in Tomaschow befinden sich etwa 10 schwerverletzte 

Deutsche. 
von Berchem 

Nr. 372 
Der Deutsche Genetalkonsul in Kattowitz an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Kattowitz, den 19. Mai 1939 

Ich beehre mich, eine erneute Sammlung* von mehr als 100 Fällen über 
Ausschreitungen e en Angehörige der deutschen Volksgruppe vorzulegen. 'f f Bei den Zwischen a len handelt es sich in der Hau tsache um Verhaftun en, 
Bestrafungen, Hausdurchsuchungen, Bedrohungen, &eiheitsberaubungen, U f er- 
falle, ferner um die Beschlagnahme von deutschen Zeitun en, um deutsch- 
feindliche Aufrufe sowie in graßerem Umfan e um weitere %ntlassungen von 
Minderheitsangehörigen, die in den Industrie % etrieben beschilftigt waren. 

Nöldeke 

Vgl. Nr. 365. 
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Nr. 373 
Der Deutsche Generalkonsul in Posen an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Posen, den 22. Mai 1939 

Durch Verfügung des Schulkuratoriums sind die privaten Volksschulen in 
Gnesen, Birnbaum und Wollstein geschlossen worden. 

Es handelt sich um die 

7klassige Volksschule Gnesen-Gniezno mit 209 Schülern, 

4klassige Volksschule Wollstein- Wolsztyn mit 102 Schülern. 
4klassige Volksschule Birnbaum-Midzychod mit 102 Schülern. 

Walther 

Nr. 374 
Der Deutsche Botschafter in -Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Warschau, den 22. Mai 1939 

Die Spaniiung der letzten Wochen ist auch auf das Deutschtum in Wolhynien 
nicht ohne Rückwirkungen geblieben. Die Wolhynien-Deutschen sind zwar 
insofern günstiger als die Volksdeutschen der Westgebiete gestellt, als sie nicht 
unter den im Westen üblichen ßoykottaktionen und Ausschreitun en der 
Nationalpolen, die in Wolhynien nur eine kleine Minderheit darste (i len, zu 
Leiden haben. Von polnischer Seite werden dort ferner die Ukrainer, die nach 
wie vor dem polnischen Staate in unversöhnlicher Feindschaft 
stehen, auch heute noch als Hauptgegner angesehen, was in zahl rgenüber osen Ver- W 

haftungen und Drangsalierungen der ukrainischen Bevölkerung zum Ausdruck 
komnit. Immerhin hat sich aber die Haltung der Behörden auch gegenüber 
den Wolhynien-Deutschen ständig verschärft. 

luiiner offener tritt die antideutsche Einstellung der Schulbehörden zu Tage. 
Die ScblieWung der deutschen Schulen geht z. 2. in einem solchen Ausmaße 
vor sich, daß die völlige Vernichtun des deutschen Schulwesens nur noch 
eine frage kurzer Frist ist. In  den f etzten Tagen sind allein fünf deutsche 
Schulen in den Orten Rozysce, Bryszcze, Harazdze, Adamow und Ludwikow 
geschlossen worden. Damit sind weitere 400 volksdeutsche Kinder ohne 
deutschen Unterricht. Ferner wurden einer Reihe von Lehrern die Loyalitiits- 
teugnisse verweigert, so da8 sie hinfort nicht mehr die Lehrtätigkeit aueüben 
können. 

Für den Ernst der Lage, in der sich das wolhynische Deutschtum befindet, 
ist es schlieWlich bezeichnend, daß auch hier in den letzten Monaten die illegale 
Abwanderung ins Reich trotz des weiten Weges zur Grenze immer stärker 
einsetzte. 



in diesem Zusammenhang sind Nachrichten von Interesse, die der Botschaft 
kürzlich von eioem zuverl&sigen Gewährsmann über das Kirchspiel Kostopol 
irn östlichen Wolynien zugegangen sind. Allein aus Kostopol waren in letzter 
Zeit 250 Familien abgewandert, nachdem sie ihren Besitz zu Schleuder- 
preisen verkauft hatten. Ein großer Teil dieser Abwanderer gelangte jedoch 
nicht ins Reich, sondern wurde an der Grenze von den polnischen Behörden 
wieder zurückgewiesen, so daß die zwangsweise ~ u r ü c k ~ e k e h r t e n  nunmehr 
völliger Verarmung preisgegeben sind. Mehrere jun e Leute sind ferner beim 
Versuch des Grenzüberganges von palnischen Grenzso 7 daten erschossen worden. 
Aus Kostopol sind dem Gewährsmann fünf derartigq Fälle bekanntgeworden. 

von Moltke 

Nt. 375 

Der Deutsche Generalkonsul in Posen an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Posen, den 25. Mai 1939 

Senator Hasbacb hat am 12. d. M. in Warschau im Unterrichtsministerium 
Beschwerde geführt, daß deutsche Studenten in Posen an dem Besuch der Vor- 
lesungen gehindert werden: der Vizeminister hat nur zugesagt, er wolle sich 
mit der Posener Universitätsbehörde in Verbindung setzen. 

Insgesamt sind 40 volksdeu tsche Studenten in Posen betroffen und verlieren 
dadurch mindestens für  dieses Jahr  ihr Studium. 

Walther 

Nr. 376 

Der Deutsche Generalkonsul in Kattowitz an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Kattowitz. den 30. Mai 1939 

Die Lage bat sich leider auch in den letzten beiden Wochen nicht gebessert. 
Eine weitere Sammlung* von insgesamt 48 Zwischenfällen beehre ich mich 
vorzulegen. Hinzufügen möchte ich noch, daß die deutsche Minderheit durch 
die ständigen Ausschreitungen naturgemäß außerordentlich eingeschüchtert 
ist, so daß heute kaum ein Angehöriger der deutschen Volks ruppe es noch 
wagt, auf der Stralje deutsch zu sprechen. Trotzdem lassen f i e  Angriffe auf 
Volksdeutsche auf offener Straße nicht nach, und es sind auch jetzt wieder 
häufig schwere Ausschreitungen vorgekommen. Täter sind meist Angehörige 
des sogenannten Verbandes der Jungen Aufständischen. 

Nöldeke 
- 

* Vgl. Nr. 365 und 372. 



Nr. 377 
Der Deutsche Konsul in Teschen an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

Teschen, den 2. Juni 1939 

Deutsches Volksheim Karwin 30. Mai durch Verfügung Woiwodschaft in 
polnische Zwangsverwaltung öbergegangen. Genossenschaftsorgane durch 
Zwangseinsetzung polonisier t. 

108 reichsdeutsche Teilhaber mit 256 Anteilen, 1 14 volksdeutsche Teilhaber 
mit 179 Anteilen. 

Neubau des Heimes vor zwei Jahren fertiggestellt. Repräsentatives Haupt- 
vbäude, Turnhalle, Bühne: roße Gmt- und Versammlungsräume, Sportplatz. 
besamtwert 160 000 Zloty; beim galt als Mittelpunkt großer Teile gesamten 
Olsa-Deutschtums. 

Damerau 

Nr. 378 

Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Warschau, den 6. Juni 1939 

Auf der Eröff nungssitzung des Wirtschaf tsrates f ik Pommerellen, die am 
3. d. M. in Thorn stattfand, hielt der Polnische Vizepremierrninister Kwiat- 
kow~ki eine Rede, die von der gesamten Presse am 4. d. M. in großer Auf- 
machung und init entsprechenden Uborschriften wieder egeben wurde; die % offiziöse aGazeta Polskaa brachte sie unter der Ubersc rift aRuhige, aus- 
dauernde Arbeit, das Schwert an der Seite! Pommerellen ist und bleibt Polens 
Verbindung mit der Welt.. 

Es geschieht zwar nicht zum erstenmal, daß ein Mitglied der Polnisclien 
Regierung sich an der gegen Deutschland gerichteten Propaganda beteiligt und 
die Iiriegsstimmung gegen Deutschland zu steigern sucht. Immerhin scheint 
es beachtenswert, daß nunmehr auch der stellvertretende Chef der Regierung 
in diesem Sinne hervorgetreten ist. 

Auch in einer nur einen Tag später, am 4. d. M., aus Anlaß der Enthüllung 
einer Pilsudski-Gedenktaf e1 in Ciechocinek gehaltenen Rede des Sozialf ürsorge- 
ministers Kokcialkowski wurde die These in den Vordergrund estellt, daß 
der Besitz Pommerellens die unentbehrliche Voraussetzung für B olens wirt- 
schaftliche Blüte und olitisches Gedeihen sei. KoOcialkowski ging dabei in 
seinen Ausführungen ü E rigens noch weiter, indem er .für den Fall, daß Polen 
der Kampf aufgedrungen wiirder als Ziel seinesosiegreichen Riqgens adie 
Rückkehr jener urpolnischen Gebiete, die schon längst zu Polen gehören 
solltena , bezeichnete. 

von Moltke 



Nr. 379 
Der Deutsche Konsul in Teschen an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Teschen, den 6.  uni 1939 

Im Anschluß an die bereits durch Presse und Rundfunk bekanntgegebene 
Beschlagnahme des Schülerheimes in Odsrberg und die drahtlich mitgeteilte 
Entdeutschung des Volksheirnes in Karwin * ist nunmehr am 6.3.1939 auch in 
der Deutschen Volksbank in Teschen ein polnischer Zwangsverwalte~ eingesetzt 
worden. 

Das in vorzüglichem Bauzustand befindliche Gebäude der Volksbank 
repräsentiert einen Wert von etwa 400000 Zloty. Die Volksbank war das letzte 
deutsche Geldinstitut des gesamten Amtsbezirks. 
Das in Oderberg enteignete Schülerheim war gleiclifalls das einzige seiner 

Art. Es besaß moderne internatsmäßige Einrichtungen für insgesamt 
60 Schüler. Das Gebäude'wurde vor etwa 7 Jahri.n als Neubau aufgeführt und 
stellt einen Wert von etwa 160 000 Zloty dar. 

Die seitens des Konsulats vornehmlich mit Bezug auf das Volksheim Karwin 
erhobenen Vorstellungen blieben seitens der Woiwodschaft bisher unbeant- 
wortet. 

von der Damerau 

Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Thorn, den 6. Juni 1939 

Die Maßnahmen der polnischen Behörden en das Deutschtum und das 
deutsche Handwerk nehmen ihren Fortgang. E r  einigen Tagen ist die alte, 
hier schon seit 2 Generationen in dem Besitz der deutschen Familie Heininger 
befindliche Adler-Apotheke in Thorn geschlossen worden und fast zur selben 
Zeit auch die privilegierte Hampelsche Apotheke in Culni. Auch in Graudetiz 
ist die Einstellung des Betriebes der einzigen dort noch vorhandenen deutschen 
Kronen- Apotheke angeordnet worden. 

Daß es sich hier um eine planmäßige Maßnahme gegen die deutschen Apo- 
theken handelt, liegt klar auf der Hand. 

Auch auf dem Gebiete der Gastwirtskonzessioneii sind in der letzten Zeit 
wieder zwei Kündigungen fiir den Spirituosen- und Tabakverkauf erlassen 
worden. 

Neben diesen deutschfeindlichen Maßnahmen gehen, wie schon früher be- 
richtet, Kongresse, Versammlungen und sonstige Tagungen patriotischer Ver- 
bände Hand in Hand, die entweder selbst schon den Charakter einer deutsch- 
feindlichen Veranstaltung tragen oder bei denen die Redner jetzt ausnahms- 
los in scharfen Worten gegen Deutschland Stellung nehmen. 

Auch der pommerellische Woiwode Minister Wladislatv R.aczkiewicz be- 
tätigt sich in an'tideutschem Sinne. Er benutzte die Gelegenheit der Ober- 
reichung von Auszeichnungen, um folgendes zu betonen: $Wir müssen das 

* Vgl. Nr. 377: 



Brachland, das die Räuber zurückgelassen haben, umpflügena. Wenn auch 
diese ~ e r a h s t a l t n n ~  im geschlossenen Raume stattfand, so genügt die Ver- 
öffentlichung dieser Rede, um festzustellen, daß, wenn der erste Beamte der 
Provinz in dieser Weise gegen Deutschland (denn nur Deutschland kann ge- 
meint sein) agitiert, die breite Masse vor Ausschreitungen schwer zurück- 
zuhalten ist. 

Es ist kein Wunder, daß  sich das Deutschtum hier, angesichts dieser Ver- 
hältnisse und nach den anderweitig berichteten Exzessen, Uberfällen und 
Körperverletzun en, in einer verzweifelten Lage befindet. Diese Verzweiflung 
spricht sich am feutlichsten darin aus, daß  der Strom der Abwanderung, und 
zwar hauptsächlich der illegal Abwandernden, unvermindert anhält. 

Man kann verstehen, daß  die deutschen Besitzer infol e der dauernden 
Drangsalierungen, der Angriffe und der Tätlichkeiten f e r  umwohnenden 
Polen, die sie teilweise zwin en, nachts aufzubleiben, weil sie neben dem Ein- 
schlagen von Fenstern die f nbrandsetzun des Geliöftes befürchten, sich in 
einem Zustand völliger Verzweiflung bekden ,  der sie alles vergessen und 
nur den Wunsch haben Iäßt: r Aus dieser Hölle zurück ins Reichn. 

von Kiichler 

Nr. 381 
Der Deutsche Konsul in Lodz an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Lodz, den 7. Juni 1939 

Wenn es auch seit den Vorfällen iti Tomaschow * und Konstaritynow **  
bisher nicht wieder zu Masseniiberfällen und Ausschreitungen des Mobs gegen 
Deutsche ekommen ist, da den polnischen Behörden derartige aufsehen- 
erregende Sreignisse offenbar aus propagandistischen Gründen unerwünscht 
sind, so geht der Kampf gegen das Deutschtum dennoch mit Duldung und 
Förderun der Behörden auf der ganzen Linie in allen Teilen des Anitsbezirks 
weiter. #&$ich werden dem Koiisiilat Einzeltatsaclien berichtet, die keinen 
Zweifel daran lassen, da13 durch Drohuiigen, Einschücht,erungen, von den Be- 
hörden veranlaßten Entlassuiigen und Scliikaoen aller -4rt an der materiellen 
und seelischen Zermiirbu~ig des Deutschtu~ns gearbeitet wird. 

Die Bedrohungen der Volksdeutschari mit Totschlag, Folterungen usw. sind 
in allen I'eilen der Woiwodschaft zu täglichen Selbstverständlichkeiten ge- 
worden. Ebenso sind Bes~hädigurig und Diebstahl deutschen Eigentums (Holz- 
diebstahl, Umlegen von Obstbäumen, Vergiftung von Hunden usw.) auf dein 
flachen Lande an der Tagesordnung, ohne daß  die Polizei auf die Anzeiee der 
Geschädigten hin ernstliche Benlühungen zur Entdeckung oder ~ e s t r a f u n ~  der 
Täter unternimmt. 

Die ständigen Morddrohungen haben zu einer sehr starken Nervosität der 
Volksdeutschen in den abseits gelegenen Höfen und auch in einzelnen stärker 
mit Deutschen besiedelten Dörfern gefiihrt. Noch immer gibt es ganze Familien, 

* Vgl. Nr. 370. 
** i n  Konstantynoa fanden in der Zeit vom 17. bis 21. Mai 1939 ähnlich wie in Tornaschow 

schwere deutschfeindliche Ausschreitungen statt, bei denen Deutsche mißhandett und Sach- 
schäden angerichtet wurden. 



die in den Wäldern und Feldern schlafen, da nächtliche Baridenüberfälle auf 
das Haus befürchtet werden. I n  verschiedenen Dörfera sammeln sich nachts 
die deutschen Familien; während Fratittn und Kinder schlafen, unterhalten die 
mit Knüppeln und Heugabeln bewaffneten Miinner einen Wachtdienst. Das 
starke Gefühl des ständigen Bedrobtseins hat die Abwanderungstendenz ganzer 
Dörfer in den letzten Wochen ungemein verstärkt. Die Bauern sind bereit, ihr 
Hab und Gut zu lächerlich niedrigen Preisen zu veräufiern, was wiederum die 
Polen zur Fortsetzun ihres T e r r o n  ermuntern dürfte, da die polnische Be- 
völkerung hofft, sich % ei Abwanderung der Deutschen billig oder umsonst in 
den Besitz des zurückgelass.enen Grund und Bodens setzen zu können. In 
vielen Fällen haben die bedrohten Bauern ihren Besitz einfach im Stich ge- 
lassen und sind über die a rüne Grenze. abgewandert. Neuerdings ist jedoch 
die polnische Grenzkontro Y le so verqtsrkt worden, daß  die Gefahr der Ver- 
haftun und strenger Bestrafung wegen *illegaler Auswanderungr sehr groß 
gewor f en ist. Es scheinen bereits Hunderte von Volksdeutschen wegen 
unerlaubten Grenzübertritts in polnischen Gefäiignissen qu sitzen. 

Die industrielle deutsche Bevölkerung leidet in steigendem Maße unter 
Arbeitslosigkeit. Diese ist vor allem auf die systematische Verdräiigung 
unserer Volksgenossen aus den Arbeitsplätzen zurückzuführen. Die Unter- 
nehmer werden durch behördlichen Wink, durch Druck ihrer Lieferanten und 
Abnehmer sowie durch die Drohun en der polnischen Belegschaft und der 
Straße gezwungen, die volksdeutsc f en Arbeitnehmer fristlos zu entlassen. 
Selbst volksdeutsche Fabrikbesitzer haben sich diesen Forderungen des auf- 
geprtschten Polentums nicht entziehen können. Noch immer werden von pol- 
nischen Verbänden aller Art Entschließungen angenommen, in denen die Be- 
hörden ersucht werden, alle Deutschen aus ihren Arbeitsstellen zu entfernen, 
und in denen gleichzeitig zum Boykott der deutschen Firmen aufgefordert wird. 

Von dem von Polen durch eführten Boykott werden besonders die kleinen 
deutschen Geschäftsleute un 9 Ladenbesitzer betroffen. Dem Konsulat sind 
Fälle bekanntgeworden. in denen der motiatliche Umsatz kleiner Kaufleute 
auf '1, bis ' I „  des Normalstandes zurückgegangen i d .  Diesen Deutschen bleibt 
nichts anderes übrig, als ihre beschleuni te Abwanderung zu betreiben, da die 
Weiterfiihrung des Geschäfts tägliche11 k a  pitalverlust bedeutet. 

So setzt der poliiische Chauvinismus den Kanipf gegen das Deutschtum mit 
allen Mitteln und auf allen Gebieten fort. Wird dieser Kampagtie nicht in ab- 
sehbarer Zeit Einhalt eboten, so wird eine völlige ZersiLlagung des Deutsch- f tums im Lodzer Bezir e die unabwendbare Folge sein. 

von Berchem 

Nr. 382 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Warschau, den 15. Juni  1939 

Ich habe weisungs emäW gestern Vizeminister Graf Szembek aufgesucht und 
in schärfster Form %'rote& gegen die verschiedenen Verunglimpfungen des 
Führers und Reichskanzlers eingelegt und Bestrafun der Schuldigen ge- 
fordert. Ich habe hierbei nicht nur die Anlagen des Sortigen Erlasses ver- 



wertet? sondern habe ferner auch hingewiesen auf die Vorfälle, die in Theatern 
und Kabaretts vor ekommen sind, auf die bereits wiederholt beanstandete 
Verbrennung von 8 trohpuppen, die den Führer darstellen, sowie auf die 
sonsti e Propaganda, die neuerdings nicht einmal vor den Schulen haltmacht. 
Ich ha L6 e weisungsgemäf3 zum Ausdruck gebracht, daß  alle diese Vorgänge nur 
zu erklären seien aus der Untätigkeit der polnischen Behörden - trotz wieder- 
holter Interventionen der Botschaft und der Konsulate - und aus der unver- 
ständlichen Nachsicht, die polniacherseits in dieser Frage bisher beobachtet 
worden sei. 

Graf Szembek erwiderte zunächst in beeug auf die als besonders grobe und 
gemeine Verunglimpfung des Führers anzusehenden Flugzettel, daß  die Pol- 
nische Regierung bereits eingeschritten sei und die Konfiskation dieser Flug- 
Zettel angeordnet habe. Ich entgegnete, daß  die Beschlagnahme in diesem 
Falle nicht ausreichen könne, weil, wenn einem StraBenhändler Flugzettel ab- 
genommen wiirden, sie unbemerkt in einer anderen Straße weiter verkauft 
werden könnten, wie das denn auch schon deutlich aus der Tatsache zu ersehen 
sei, daß diese Flugzettel nicht nur in Kattowitz und anderen Städten Ober- 
schlesiens, sondern auch in Lodz und in Warschau feilgehalten worden seien. 
Nur eine energische Verfolgung und Bestrafung könne hier zum Ziele führen 
und ich müsse an dieser Fordeiung festhalten, um so mehr als der Polnischen 
Regierung ausreichende gesetzliche Handhaben zur Verfügung ständen, um 
eine Bestrafung lierheizufuhren. 

Graf Szeiribek versuchte dann auszuweichen, indem er auf die Haltung der 
deutschen Presse hinwies. Aus einem offenbar berei tgelegten Stoß verschie- 
dener Presseausschnitte las er  mir einen Absatz des Artikels der »Deutschen 
Diplomatisch-Politischen Korrespondenz. vom 12. Juni  vor, aus dem er be- 
sonders beanstandete, daß  Dirschau und Graudenz als deutsche Städte bezeich- 
net worden seien. Er verstieg sich zu der Behauptung, daß  in der polnischen 
Presse derartige annexionistische Gedanken nicht zii finden seien. Icli konnte 
ihm erwidern, daß  nicht nur fast täglich die polnische Presse, soiidern daß 
auch letzthin eine ihm ansclieineiid unbekannt gebliebene Ministerrede (KoScial- 
kowski) ganz unverblümt Revisionswiinsche zum Ausdruck gebracht hätte. 
Im übrigen lehnte ich jeden Vergleich der deutschen Presse init den zügellosen 
Produkten der polnischen Zeitungen a b  und inaclite aufjerdem gelteiid, daß  
es sich in der von mir vorgebrachten Bescli,werde nicht um allgemeine Presse- 
angelegenheiten handele, sondern um Verunglimpfungen und Beleidigungen 
des deutschen Staatsoberhauptes, derieii aus der deutschen Presse überhaupt 
nichts irgendwie Vergleichbares entgegengestellt werden köiini e. 

Graf Szembek versuclife auch im weiteren Verlauf der Unterrediing noch 
mehrfach die von mir vorgebrachte Beschwerde als Presseangelegenlieit zu 
behandeln. Icli habe deingegenüber erneut darauf hirigewiesen, daß  ineine 
heutige Intervention nichts mit allgemeinen Pressebeschwerden zu tun habe, 
und habe naclidrüc~lich Untersucliung und Bestrafung der Schuldigen ge- 
fordert, indem ich geltend inaclite, daß in allen vor1 mir vorgebracliten Fällen, 
U. a. auch bei verschiedenen Karikaturen die Tatbestandsmerkmale der Be- 
leidigung vorhanden seien. Als ich dann scliließlich Graf Szembek gegeniiber 
mein Erstaunen zum Ausdruck brachte, bei ihm so wenig Verständnis für diese 

klarliegenden Fragen zu finden, lenkte e r  ein und erklärte, die ganze 
egenheit einer erneuten Prüfung unterziehen zu wollen. 

von Moltke 



Nr. 383 

Der Deutsche Generalkonsul in Posen an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Posen, den 16. Juni 1939 

Durch Verfügun des Woiwoden vom 15. d. M. ist .der Verein ~Evange- 
lisches ~ereinshausekerber~e zur Heimat. in Posen liquidiert und am gleichen 
Tage das Eigentum des Vereins, das Evarigelische Vereinshaus und das sonstige 
Vermögen, einem polniskhen Liquidator übergeben worden. 

L)as Aleja Marszalka Pilsudski o 19 elegene große Gebäude gegenüber 
der deutschen Landesgenossenscha Y t, der B niversität und dem Schloß stellt 
schon durch seine sehr günstige Lage und den guten Zustand des Hauses einen 
g r o h n  Wert dar, der mit dem beschlagnahmten lnventar mehrere hundert- 
tausend Zloty beträgt. Von besonderer Bedeutun ist es aber vor allem als das 
letzte Haus, das dem Deutschtum in Stadt und 4 oiwodschaft Posen für seine 
kulturellen Zwecke zur Verfügung stand. In  dem Vereinshaus befindet sich 
das Evangelische Bos iz mit etwa 30 Zimmern und 50 Betten, das bisher 
einzi e deutsche Hote in Posen. Der Saalbau des Hauses mit dem etwa B P 
400 ersonen fassenden großen Saal und anderen Räumlichkeiten diente den 
t'osener deutschen Organisationen für ihre Veranstaltungen; er war der einzige 
grob Saal, nachdem Anfan d. J. das Deutsche Haus beschlagnahmt worden % war. So hatte die Deutsche ühne hach der Schließung des Deutschen Hauses 
hier i h n  Tiitigkeit fortgesetzt. In dem Saale des Vereinshauses fanden größere 
Versammlungen und festliche Veranstaltungen der Volksgruppe, die Sitzun en 
der hndessynode und die nationalen Feiern der Reichsdeutschen statt. b ie  
Hiiumlichkeiten wurden ferner benutzt von dem Männer esan verein, dem 
Bachverein, dem Evangelischen Verein junger Männer, dem % irch 7 ichen Jung- 
inadchen-Verein, der Jungschar. In demselben Gebäude war die .Herberge 
zur Heimat* untergebracht; Wohnräume dienten dem Lehrlin sverein, dem 
Verein der Freundinnen junger Madchen für die Unterbrin ung urchreisender P i7 
junger MRdchen sowie der Fürsorge fü r  weibliche A n p t e  l t a  Der Liquidator 
hat sä mtlic hen in dem Hause beschäftigten Angestellten, insbesondere des 
Hospizes, zum Ende d. M. gekündigt, so daß eine erhebliche Anzahl volks- 
deutscher Familien und Einzelpersonen brotlos wird. An der Straßenseite 
befinden sich in dem üebäude die evangelische Vereinsbuchhandlung, eine 
Filiale der volksdeutschen Bank für Handel und Gewerbe und eine Reihe von 
Läden, denen aufgegeben ist, innerhalb drei Tagen das Haus zu räumen. 

Die polnischen Behörden haben mit der Beschlagnahme des Vereinshauses 
bewußt dem Deutschtum einen em findlichen Schlag versetzen wollen. Da 
gleichzeitig das Kasino-Haus in B r ~ m  f erg, das Haus des Männergesangvereins 
in Lodz und das Deutsche Haus in Tarnowitz geschlossen worden sind, handelt 
es sich zweifellos um eine große Aktion gegen die Volksdeutschen. 

Walther 



Nr. 384 
Der Deutsche Generaikonsul in Posen an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Posen, den 19. Juni 1939 

Uber die große Zahl der Mißhandlungen von ~ e i c h s -  und Volksdeutschen 
lege ich eine neue Liste von 52 Fällen vor. 

In letzter Zeit häufen sich die Meldungen, nach denen Volksdeutsche sowohl 
auf dem Lande wie auch in Posen mit Anrufen .Wenn es jetzt zum Kriege 
kommt, werden wir Euch alle aufhängen. bedroht werden. 

Walther 

Nr. 385 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Warschau, den 19. Juni 1939 

Die Lage der deutschen Volksgruppe hat sich im Verlauf der letzten Wochen 
ganz wesentlich verschlechtert und die Verhetzung hat Ausmaße angenommen, 
wie ich sie während meiner langjährigen hiesigen Tätigkeit noch nicht habe 
beobachten können. 

Am Dienstag, dem 13., war Senator Hasbach bei dem Ministerpräsidenten, 
um noch einmal auf diesem Wege den Versuch zu machen, eine Besserung der 
+stände herbeizuführen. Unmittelbar darauf erfol e der bisher schwerste 
Schla gegen das Deutschtum mit der Enteignung f es Deutschen Hauses in 
~ r o r n f e r ~ ,  der Schließun und Beschlagnahme des Deutschen Hauses in Lodr, 
des evangelischen Vereins % auses in Posen und des Deutschen Hauses in Tarno- 
witz. Uber die umfangreichen Schließungen von Organisationen in Wolhynien 
sind noch Erhebungen im Gange. 

Ich werde selbstverständlich auch diese aufierordentlich schwerwiegenden 
behördlichen Maßnahmen im Außenministerium zur Sprache bringen, zweifle 
allerdings nach den Erfahrungen der letzten Zeit, ob dort Geneigtheit zu einer 
Anderun in der Eiostellung gegenüber der deutschen Volksgruppe zu finden 
sein wi r f  Schon bei meiner letzten Unterredung mit Graf Szernbek, über die 
icb am 15. Juni berichtet habe *, habe ich die bedrohliche Zuspitzung der 
üesamtsituation und die ungeheuer schwere La e der Minderheit mit allem 
Nachdruck zur S rache gebracht und meinem fremden darüber Ausdruck B d 
gegeben, daß bei er an sich schon vorhandenen und immer wieder zu Zwischen- 
fällen führenden deutschfeindlichen Stimmung der Bev6lkerung nunmehr auch 
noch die Bahörden qich mit rigorosen Verwaltuogsmaßnahmen an der Be- 
drückung der Minderheit beteiligen. 
Graf Szembek verwies auf die Beschlrgnahme dea Polnischen Hauses in 

Ratibor, worauf ich ihm erwiderte, er wissa doch genau, daß es sich hierbei 
nur um eine Reprcrssalie pegeniiber den ßeschlapnahmen der deutschen Heime 

* VgI. Nr. 382. 
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in Karwin und Oderberg handle und daß  wir sofortA bereit sein würden, die 
Beschlagnahme in Ratibor r ü c k r n g i g  zu machen, wpnn polniwherseits die 
Schließuiig von Karwin und 0 erberg wieder aufgehoben würde. Wir be- 
fanden uns auf einer abschcissigea Bahn und man könne hinsichtlich der 
weiteren Entwicklun nur ernste Sorgen haben. Auf meine Frae;e, ob er es 
nicht fü r  angezeigt falten wiirde, der gefährlichen Politik der mneren Be- 
hörden Einhalt zu ebletzn, antworteie Graf Szemtiek nur rqit einem resignier- 
ten Achselzucken. % r verwies zwar mit dem Ausdruck des Bedauerns a';if die 
rapide Verschlechterun der La e, zeigte aber keinerlei Initiative, um, ineiner 
Anregung entsgrecbencf einen. fbhau der kampfrnaßn8hmen herbeizuf üli ren. 

Es ist ein bedauerliches Zeichen, wenn selbst Graf Szemhek, bei dem wir 
immer auf verständnisvolle Bereitschaft zur Beseitigung der auftretenden 
Schwierigkeiten rechnen konnten, jetzt offenbar keine Moglichkeit mehr sieht, 
der gefährlichen Entwicklun entgegenzuwirken. Ob es sich hierbei darum 
handelt, da6  das A~swiirt ige binisteriurn nicht eingreifen will, oder ob es sich 

egenüber den nationalistischen Ströniungen der Militärs nicht durchsetzen 
fano,  ist  schwer zu entscheiden. Ich habe in früheren Berichten wiederholt 
darauf hingewiesen, wie schwierig die Situation des AuBenministers Beck sich 
in den letzten Mdriaten gestaltet hat und wie die militärischen Kreise immer 
stärkeren Einfluß auf die polnische Außenpolitik gewonnen haben. Ich habe 
nicht den Eindruck, da8  sich an dieser Lage etwas geändert hat. 

von Moltke 

Nr. 386 
Der Deutsche Generalkonsul in ~ a t t o w i t z  an dss Auswärtige Amt 

Bericht 
Kattowitz, den 22. Juni 1939 

Anbei beehre ich mich, Abdruck einer weiteren Sammlung .von Fällen von 
Ausschreitungen g v e n  Angehörige der deutsclien Volksgrup e für das ganze F polnische Staatsgebiet vorzulegen, die von der Jungdeutschen artei zusarnmen- 
gestellt und von Herrn Wiesner arn 19. d. M. an den Polnischen Minider- 
präsidenten abgesandt worden ist. 

Nöldeke 

Nr. 387 
Der Deutsche Generalkopsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Thorn, den 23. Juni 1939 

Auf Anorduun des Woiwoden von Pynmerellen vom 20. Juni d. J. ist unter 
Hinweis auf Arti n e126, Punkt  4 des Vereinsgesetzes der .sogenanntei Johan- 
niter-Orden als W rechtlich nicht bestehenda erklärt worden. 

In Pommerellen besaß der Johaniiiter-Orden das im Jahre 1894 erbaute 
Johanniter-Krankenhaus in Dirschau sowie ein weiteres Krankenhaus in 

+ Jh handelt sich um mehrere bundert Fiille von Entlsosungen, Sachbeochädigungen, 
Bestrafungen, U berfällen und Mißhandliingen. 



Briesen. Beide Krankenhauser sind ani 21 d M. von den Liquidatoren über- 
nommen worden. Die deutschen Johanniter-Schwestern des Dirschauer Kran- 
kenhauses mußten noch am leichen Tage die Anstalt verlassen und wurden f durch polnisch-katholische inzenz-Schwestern ersetzt. 

Die polnische Presse des hiesigen Amtsbezirks hat auch diesen erneuten 
Diebstahl deutschen Eigentums mit Genugtuung begrüßt, ohne sich um eine 
eingehende Begründung desselben auch nur zu bemühen. 

von Küchier 

Nr. 388 
Der Deutsche Konsul in Lodz an das Auswärtige Amt 

6 

Bericht 
Lodz, den 24. Juni 1939 

Ober die Vorfälle in Pabianice vom 22. und 23. d. M. habe ich folgende 
authentische Darstellung erhalten: 

Am späteren Nachmitta des 22. sammelte sich vor der deutschen Turnlialle 
eine Menschenmenge, in f e r  besonders zahlreiche Aphänger der Re ierungs- 
partei 0. Z. N. zu sehen waren. Die Mmge verlangte Einla W in die %alle, in 
der einige Volksdeutsche gerade beim Turnen waren. Als der Einlaß ver- 
wehrt wurde. wurden E i n ~ a n m t ü r  und verschiedene Fensterscheiben Zer- 
schlagen, so daß  die Men eueildringeo konnte. In der Halle selbst wurden 

@i einige Gegenstände demo iert; eiiii e kleinere Gebrauchsgegenstände, wie 
Gescbirr usw., gestohlen. Von der 8 iihne wurden olnische chauvinistische S Reden gehalten. Der in der Turnhalle anwesende olksdeutsche Keil, Sohn 
des gleichnamigen Buchhändlers in Pahianice, wurde bedroht und mußte über 
einige Zäune flüchten. Dabei wurde er von der Menge erreicht und verprügelt. 

Nach Demolierung der Schule begab sich die Men e zum Bethaus der 7 Brüdergeoieinde. Der Betsaal ist besonders stark dem0 iert worden. Sämt- 
liche deutschen Gesangbücher und sonstige Schriften, darunter auch deutsche 
Bibeln, wurden von der Menge zerrissen. 

In Vertretung 

von Trützschler 

Nr. 389 
Der Deutsche Generalkonsul in Kattowitz an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Kattowitz, den 26. Juni 1939 

Die polnischen Behorden gehen in der letzten Zeit offenbar systematisch dazu 
über, aus den hiesigen Werken auch die letzten noch verbliebenen deutschen 
Arbeiter und Angestellten zu entfernen. Jn  den größeren Industrieunterneh- 

n wurden sogenannte National-Komitees egründet, die sich aus Mit- 
des polnischen Westverbandes und an f erer deutschfeindlicher Ver- 

ände zusammensetzen. Sie haben die Aufgabe,. die Belegschaftslisten der 
einzelnen Werke eingehend nach noch hesctiäftigten Deutschen durchzusehen 



uud diese an die Werksleitun en zwecks soforti er Entlassung bekanntzugehen. B Die National-Komitees, die I and in Hand mit f en polnischen Arbeitsbehörden 
arbeiten, rollen zur Entlassung vorschlagen alle Belegschaftsangehörigen, die 

1. deutschen Organisationen angehören, 
2. ihre Kinder in die deutsche Schule schicken bzw. geschickt haben, 
3. deutsche Gottesdienste besuchen oder Mitglieder deutscher Volks- 

büchereien sind, 
4. zwar polnischen Berufsorganisationen beigetreten sind, jedoch nach ihrem 

sonstigen Verhalten und ihrer Vergangenheit zum deutschen Volkstum 
zu rechnen sind. 

Der Umfang dieser neuen für die Beurteilung der Lage durch die hiesigen 
Behörden sehr bezeichnenden Kündigungswelle ist im einzelnen noch nicht zu 
übersehen. Jedenfalls werden wieder Hunderte von deutschen Existenzen 
davon betroffen we'rden. 

Nöldeke 

Nr. 390 
Das Auswärtige Amt an den Deutschen Botschafter in Warschau 

Telegramm 
Berlin, den 26. Juni 1939 

In Beantwortung polnischen Vergehens gegen evangelisches Vereinshaus in 
Posen, Kasino-Gesellschaft in Bromber und Männergesangverein in Lodz ist 
beabsichtigt, Dom Polski in ~uschdor[ Kreis Flatow, zu schließen. Durch 
Schließung dieses Hauses, in dem zahlreiche Kurse, Schulungen usw. statt- 
finden, würde polnische Volkstumsarbeit empfindlich getroffen werden. Nach 
Ansicht Innenministeriums sind überdies Ausschreitungen empörter deutscher 
Grenzbevölkerung zu erwarten, falls nicht Schließung alsbald erfolgt. 

Erbitte umgehende drahtliche Stellungnahme zur Fra e Repressalien im 

im besonderen. 
k allgemeinen und beabsichtigter Maßnahmen gegen Dom olski in Buschdorf 

Woermann 

Nt. 391 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Telegramm 
Warschau, den 27. Juni 1939 

Es ist keinesfalls zu erwarten, daß sich die Polen durch deutsche Gegen- 
maßnahmen von weiteren eventuell für notwendig erachteten Aktionen zurück- 
halten lassen. Sie werden im Gegenteil - wie der Fall Ratibor gezeigt hat* - 
unsere Repressalien als willkommenen Anlaß uqd als Rechtfertigung gegen- 
über dem Ausland benutzen, um noch weitere Maßnahmen geges die deutsche 
Minderheit zu ergreifeh. 

Einen praktischen Nutzen haben bei der gegenwiirtigen Situation Repressa- 
lien deshalb überhaupt nicbt mehr; sie beeinträehtigen nur das jetzt klare Bild 
des einseitigen Vernichtungskampfes der Polen gegen die deutsche Volks- 
LS'UPP* 

* VgI. Nr. 385. 



Was speziell Fall Buschdorf anbetrifft, so ist zu befürchten, daß Schließung 
dortigen Dom Polski gleiche ungünstige Wirkung wie Aktion egen Polnisches 
Heim in Ratibor haben würde. Bei allem Verständnis für firregung Grenz- 
bevolkerun möchte ich daher glauben, da8 Interessen der schwer ringenden 
deutschen 601 ksgruppe in Polen doch vorgehen sollten. 

Moltke 

Nr. 392 
Die Deutsche Botschaft in Warschau 

an das Polnische Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
Verbalnote 

Warschau, den 27. Juni 1931) 

Die Deutsche Botschaft beehrt sich, im Auftrage ihrer Regierung die Auf- 
merksamkeit des Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten auf folgenden 
Vorfall zu lenken: 

Nacb einem Bericht der ~Gazeta  Pomorskae Nr. 116 vom 20.121. Mai d. J.  
hat der Generalstabsoberst Switalski anläßlich der Be rüßung der zur Kirchen- 
visitation nach Graudenz gekommenen Bischöfe Dr. 8 koniewski und Domioik 
irn Namen der polnischen Armee eine BegrüBungsansprache gehalten und in 
dieser U. a. von dem Deutschen Reich als dem .uns ewig bekämpfenden Nach- 
barn. und .Feind. gesprochen. Er hat ferner im Hinblick auf die im Reich 
atn 17. Mai durchgeführte Volkszählung festgestellt, daß .die Verfolgung 
unserer Brüder durch den stärksten Stoß gekrönt werden solle, und seine 
Rede wie folgt geschlossen: .Beten Sie mit uns gerade heute am Tage der 
Volkszählung darum, daß unsere Brüder aushalten mögen. daß ihre Probezeit 
verkürzt wird, und um eine große Tat, um ein zweites Grunwald*, das sie 
aus der Unfreiheit erlöst und uns einen entsprechenden Frieden sichert:. 

Die Deutsche Botschaft beehrt sich, im Auftrage ihrer Regierung we en dieser t deutschfeindlichen Rede, die ein Vertreter der polnischen Armee ei einem 
offiziellen Anlaß gehalten hat und in der unter anderem offen Anspruch auf 
deutsches Gebiet erhoben wird, Verwahrung einzulegen. 

Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Thorn, den 3. Juli 1939 

Am Freitag, dem 30. V. M., fand in Gdingen die Jahreshau tversammlung 
Inisclcben Pomrr~ereller Landwirtschaftspsel1schaft in gegenwart des d ~ ' ' ' .  wirtschaftsministers Poniatowski, des Pommereller Woiwoden, Ministers 

Raczkiewicz und zahlreicher anderer führender Persönlichkeiten statt. Minister 
Poniatowski, der auf dierwr Kundgebung das Wort ergriff, erklärte, daß in 
nächster Zeit die Parz~l1ierune;saktion in Pommerellen verstärkt durchgeführt 

Qrunwald bt die polai~che Bezeichnung für die Schlacht von Tannenberg 1410. 



werden würde. Im Anschluß an die Rede Poniatowskis wurde eine Enb 
schließung gefaßt, in der U. a. schnellste Parzellierung der deutschen Güter in 
Pommerellen, Ausweisung der deutschen Optanten aus Polen und Erlaß eines 
Gesetzes über die Entziehung der polnischen Staatsbür rschaft und die Kon- 
fiszierung des Vermö ens von polnischen Staatsange örigen, die ins Reicb 

C f  geflüchtet sind, gefor ert wurden. 
8" 

von Küchler 

Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Warschaii, den 5. Juli 1939 

Wie ich bereits wiederholt berichtet habe, hat die Bedrückung der deutschen 
Volksgruppe auf kirchlichem Gebiet eine weitere Verschärfung erfahren. Da 
das deutsche Element in seiner iiberwviegenden Mehrheit dem evangelischen 
Glauben an ehört, hat es sich die olnische Politik zum Ziel gesetzt, die Organi- 
sation der f eutsch-evsngeliachen kirche nach Möglichkeit lahm t u  legen. Be- 
zeichnend sind in diesem Zusammenhang die Vorgänge, die dazu geführt haben, 
daß der hochverdiente und wegen seines unerschütterlichen Glaubens allgemein 
geachtete Pfarrer Kleindienst aus Wolhynien seines Amtes enthoben und 
schließlich aus seiner Heimat, in der seine Familie mehr als zwei Jahrhunderte 
lebte, ausgewiesen wurde. Die von der Botschaft unternommenen Versuche, 
eine Zurückziehung dieser Maßnahme herbeizuführen, die naturgemäß bei den 
Deutschen in Wolbynien und darüber hinaus auch bei der deutschen Volks- 
gru pe in Westpolen sehr viel böses Blut gemacht hat, sind leider ergebnislos P geb ieben. 

Wie sehr sich auch sonst in letzter Zeit die Gewalttätigkeiten ge en die 
evangelische Kirche und ihre Träger gehäuft haben, ergeben die in !er bei- 
liegenden Aufzeichnun aufeef ührten 1 7 Fälle, deren Ta thentand durch Zeugee- 
aussagen erhärtet wor 8 en ist. 

von Moltke 

Aufzeichnung 
1. Am 2. März wurde das große Fenster der Christuskirche in Posen, ferrier 

die Fenster im A rbeits~immer des dortigen Superintendenten zertrümoiert. 
J 2. Am 12. März wurde Pfarrer Diestelkamp in Wisseck von 15 bis 20 jungen 

Burschen überfallen, vom Motorrad gestoßen und schwer rnillhandelt. 
Die anwesende Polizei blieb untätig. 

3. I m  März wurden im Pfarrhaus in Schokken 22 Fensterscheiben zer- 
trümmert. 

4. Am 29. März demonstrierte eine Menschenmenge vor dem Pfarrhaus in 
Bruschwitz und zertrümmerte 21 Fensterscheiben. 

5. Am 31. März wurde Superintendent Aßmann aus Bromberg und, Kirchen- 
ältester Quade aus Labischin mit Steinen beworfen. 

6. Am 15. April wurde Vikar Ortlieb in Neubarkoschin auf der StraUe 
schwer mißhandelt und mit Stiefelabsiitzen inp Gesicht geschlagen. 



7. In der Nacht vom 18. zum 19. April wurden im Pfarrhaus und Betsaal in 
Lonkorß 63 Fensterscheiben zertrümmert. 

8. Am 19. April wurde Pfarrer Schenk in Hallkirch durch Steinwürfe 
verletzt. ' 

9. Am 28. April wurden auf dem Friedhof in Neulaube bei Lissa Grabmäler 
zerstört. 

10. Am gleichen Tage wurde das Pfarrhaus in Zirke .überfallen. 
11. Am 2. Mai wurde der Kindergottesdiensthelfer Lenz zwischen Schubin 

und K1. Salzdorf vom Rade gestoßen und schwer miBhandelt. Rad und 
Biichertasche wurden gestohlen. 

12. In der Nacht vom 3. zum 4. Mai wurde die Kirche in Briesen von un- 
bekannten Tätern besudelt. 

13. Am 7. Mai wurde der Gottesdienst in Rakot durch eine Menschenmenge 
verhindert, die in die Kirche eindrang; dieselbe Kirche wurde am Himmel- 
fahrtstage von polnischen Tätern vernagelt. 

14 Am 24. Mai wurde das Altarfenster der Kirche in Rheinsberg zertrümmert. 
15. Am 24. Mai wurde Pfarrer Schenk in Hallkirch auf einer Fahrt über 

Land erneut mit Steinen beworfen. 
16 Am 2. Juni wurden im Pfarrhaus in Staykowo 16 Fensterscheiben zer- 

triimmert. 
17. Am 5. und 6. Juni wurde das Pfarrhaus in Hohensalza überfallen, Super- 

intendent Diestelkamp wurde durch Steinwürfe am Kopf verletzt. 

Nr. 395 
Der Deutsche Generalkonsul in Posen an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Posen, den 10. Juli  1939 

Der Vorstoß der polnischen Behörden ge en das aeutsche Genossenschafts- 
wesen hat sicb weiterhin verschärft. Die fi aWnahmen richten sich v6r aller] 
Dingen gegen die deutschen Molkereigenossenschaften. So  wurden im Laufe 
der letzten Zeit drei große Molkereigenoscienschaften durch polizeiliche Ver- 
fügung geschlossen, darunter am 6. d. M. auch die große, neuzeitlich ein erich- 
tete Posener Molkerei. Die Schließung wurde damit begründet, da13 die &nter- 
suchung hygienische Mängel der Molkereieinrichtung ergeben hätte. Diese Be- 
gründung wirkt um so eritaunlicher, als allgemein ekannt ist, daß  es sich bei 
der Posener Molkerei um einen sehr gut instand gehaltenen und sachgemäu 
eingerichteten Betrieb handelt. 

Gleichfalls wurde die Molkerei in Wollstein geschlossen, nachdem der Ver- 
such der Polen, durch Aufnahme polnischer Genossen die Mehrheit zu erzwin- 
gen, erfolglos geblieben war. 

Diese Maßnahmen liegen im Zuge der polnischen Bestrebungen, durch 
schikanöse und vielfach durch falsche Auslegung der Gesetze die volksdeutschen 
Unternehmun en und Or anisationen zu vernichten. Auf diese Weise sind in 

gegangen. 
f 8 den letzten J a  ren etwa 6 Molkereigenosmnschaften dem Deiitschtum verloren- 

Walther 



Nr. 3% 
Der Deutsche GeneraUtoneul in Thorn an dm Auswärtige Amt 

Bericht 
Ttiorn, den 10. Ju l i  1939 

Der seitens der polnischen Behörden gegen die hiesige deutsche Volksgruppe 
geführte Vernichtungskampf hat ein bisher nicht gekanntes Ausmaß erreicht. 
Er richtet sicb in gleicher Weise gegen die wirtschaftliche Existenz einzelner 
wie gegen das k t e h e n  der Volkstumsorganisationen. Bezeichnend ist, da8 
die polnischen Behörden jetzt nicht einmal mehr den Versuch unternehmen, 
ihrem Vorgehen gegen die Volksdeutschen i rgendeine Rec htsun terlage zu 
geben. Eine Aufstellung über weitere U5 Fälle füge ich bei. 

Die übersandten Listen können allerdings keinerlei Anspruch auf Voll- 
ständigkeit machen, weil dem tieneralkonsulat meist nur ein Bruchteil dcr 
tatsächlich erfolgten Obergriffe zur Kenntnis gelangt. Denn die meisten der 
durch Uberfälle und sonstige Maßnahmen geschädigten Deutschen haben 
Furcht davor, die L)eutschtumsorganisationen oder das Generalkonsulat zu 
verständigen. 

In Vertretung 

Graf 

Nr. 397 
Der Deutsche Botschafter in Warschau gn das Auswar tige Amt 

Bericht 
Warschau, den 11. Juli  1039 

Wegen der Ermordung des Reichsangeh6rigeo Alois Sornik habe ich 
wei3ungsgetnal3 sehr ernste Vorstellungen bei dem Stellvertreter des Aullen- 
ministers, Graf Snembek, erhoben. Graf Szenibek, der sich über die Einzel- 
heiten des Falles genau orientiert zeigte, wies darauf hin, daß  es sicb hier nicht 
um eine politische Angelegenheit handele, sondern daU nach den Nachrichteu, 
die das AuWenministerium bisher erhalten hätte, der Mord aus Eifersucht 
begangen worden sei. Ich brachte demgegenüber zum Ausdruck, daß, selbst 
wenn persönliche Gründe bei der Tat  mitgespielt hätten, die Schwere des 
Verbrechens doch zweifellos in' erster Linie auf die maWlose und systematische 
deutschfeindliche Hetze, die von der IJolnischen Regierung geduldet werde, 
zurückzuführen sei. Graf Szembek gab schließlich zu, daß  die au enblicklicb 

auf den Täter geblieben sei. 
i? in Polen herrschende deutschfeindliche Stiuunung sicher nicht o ne Einfluß 

lcb verwies in diesem Zusammenhang auch auf die in letzter Zeit nahezu 
unertriiglich gewordene Verfol ung des L)eutschtums im - oberschlesischen 
Verwaltungsbereich des Woiwo 5 en üraiyiiski, den man wohl mit Recht als 
den 'i'otengräber der deutsch-polnischen Verständi un bezeichnen könne. 
Ich bemerkte des weiteren, ich hgtte nachgerade den 'in ruck ewonnen, daU % es zwecklos sei, Minderheitenfragen iiberhaupt noch zur Sprac e zu bringen, 
nachdem die von mir in meiner letzten Unterredung mit ihm* zum Ausdruck 
gebrachte Versülndigungsbereitscbaft polnischersei ts durch die am ngchsten 
'i'age durchgeführte SchlieUung der deutschen Häuser in Posen*., Lodz, 
Bromberg und Tarnowitz in leider nicht mißzuverstehender Weise beantwortet 
worden sei. 

* Vgi. Nr. 385. 
** VgI. Nr. 383. 



Wie bei meiner Unterredung vom 14. Juni * nahm Graf Szembek meine 
Bemerkung resigniert und stillschweigend zur Kenntnis. Auch diese Unter- 
haltung bestätigt von neuem, 'daß in der gegenwärtigen Lage keinerlei Aus- 
sichten mehr vorhanden sind, die Minderheitenfragen zum Gegenstand von 
Erörterungen mit der Polnischen Regierung zu machen. Es ist immer 
schwierig gewesen, Minderheitenfragen im AuWenministerium zur Sprache zu 
bringen. Wie die täglich zunehmende Zahl der Gewaltakte gegen die Volks- 
deutschen zeigt, fühlt sich aber offensichtlich die Polnische Regierung jetzt 
durch die englische Blankovollmacht so stark, daß sie es nicht mehr für nötig 
halt, bei der Behandlung der Minderheit irgendeine Rücksicht auf die deut- 
schen Interessen zu nehmen, obwohl sie sich doch wohl darüber klar sein muW, 
daß die deutsch-polnischen Beziehungen hierdurch nachgerade in fast 
unerträglicher Weise belastet werden. 

von Moltke 

Nr. 398 
Der Deutsche Generaikonsul in Posen an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Posen, den 12. Juli 1939 

Mit dem Ende dieses Schuljahres sind folge~ide deutsche Volksschulen ge- 
schlossen worden: 

1. Karmin, Kreis Jarotschin, 53 Schüler, 
'I Strzal kowo, Kreis Wreschen, 43 Schüler, 
3. Zatom Nowy (Neuzattum), Kreis Birnbaum, 22 Scliüler, 
4. Mechnacz, Kreis Birnbaum, 19 Schüler, 
5. Strzyzewo-Smykowe (Striesen), Kreis Gnesen, 32 Schüler, 
6. Edziechowa (Zechau), Kreis Gnesen, 45 Schüler, 
7. Grebocin Gramtschen), Kreis Thorn, 46 Kinder, k 8. Czempin, reis Kosten, 22 Kinder, 
0. Daleszynek, Kreis Birnbaum, 19 Schüler, 

10. Gnesen, 209 Schiiler, 
1 1. Wollstein, 81 Schüler, 
12. Miedzychod (Birnbaum), 102 Schiiler, 
13. Gniew (Mewe), Kreis Dirschau, 48 Kinder.* 

Walther 

Nr. 399 
Der Deutsche Konsul in Teschen an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Teschen, den 13. Juli 1939 

Die Woiwodschaft in Kattowitz hat dem Deutschen 'i'heaterverein in Teschen 
die weitere 'i'ätigkeit verboten mit der Begründung, daß diese Tätigkeit die 
offentliche Sicherheit und den Schutz der Grenzen gefährdet. Daß die B& 
gründung dieses Beschlusses nur ein Vorwand ist, bedarf keiner weiteren 
Darlepunq. 

V@. Nr. 385. 
** Seit 1924 sind von den damals nach vorhandenen 557 deutschen Schulen 425 Schulen durch 

die polnimhen Behörden genchlowen worden. Vgl. auch Nr. 12 und Anm. **. 



Das Vereinsvermögen besteht im wesentlichen aus dem Theatergebäiide, 
einem Magazin, einem Wohnhaus sowie einem reichhaltigen Bestand von 
'i'heaterrequisiten. Mit Rücksicht darauf, daß das Theater für 600 Besucher 
Platz bietet und baulich in einem au-. ezeichneten Zustand ist, dürtte der 
Wert des Vereinsvermögens auf etwa 5 7 0 000 Zloty zu schätzen sein. 

Llieser neuerliche Schla gegen das hiesige Deutschtum ist außerordentlich 
schwer und bedauerlich. B as Theater ist seinerzeit aus Mitteln der deutschen 
Volksgruppe und von einem deutschen Achi tekten erbaut. Es stellt ein 
wichtiges, wenn nicht das wichtigsie Kulturzentrum des Deutschtums ini 
Olsa-Gebiet dar, Es war vor allem das letzte, in deutschem Besitz befindliche 
'l'heatergebäude in ganz Polen. Die Erbitterung der hiesigen deutschen Be- 
völkerung ist naturgemäß sehr groß. 

In Vertretyng 

Ehrenhauß 

Nr. 400 
Der Deutsche Konsul in Lemberg an das Audwärtige Amt 

Bericht 
Liemberg, den 15. Juli -1939 

lm Laufe des Monats J uni haben die polnischen Behörden scharfe Maß- 
nahmen gegen die deutschen Organisationen in Wolhynien durchgeführt. 
Wirtschaftlich wurden die Deutschen durch die SchlieWung zahlreicher deut- 
scher C;enossenschaften getroifen. Besonders brutal ist das Vorgehen der 
polnischen Polizei gegen die deutschen Organisationen, die mit den gleichen 
Mitteln bekampft werden, wie die politischen und wirtscbaftlichen Körper- 
schaften der Ukrainer. Das Vorgehen der polnischen Polizei spielt sich 
meistenteils so ab, daß die Führer der Ortsgruppe so lange mißhandelt werden, 
bis sie sich schriftlicb zu einer Auflösung der Ortsgruppe vei.pflichten. Be- 
sonders grausamen MiWhandlungen war der Leiter der Ortsgruppe in Haraidie 
bei Luch ausgesetzt. Ahnliche Fälle sind mir aus folgenden deutschen Sied- 
lungen in Wolhynien bekanntgeworden: wicentowka, Stanislawka. Stary 
Zapust, Podha jce und Ochocin. 

Seelos 

Nr. 401 
Der Deutsche Generalkonspl in Thorn an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Thorn, den 20. J u l i  1939 

Ich übersende eine neue Aufstellung über Ausschreitun en gegen die deutsche I Volksgruppe. Ich möchte besonders darauf hinweisen, aß  es sich bei diesen 
nahezu 200 Fällen nur um solche Fälle handelt, die sich in der Zeit zwischen 
dcm 5. und 20. Juli ereignet baben. 

In Vertretung 

Graf 



Nr. 402 
Der Deuteche Generalkonsul in Kattowitz an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Kattowitz, den 24. Jul i  1939 

Ln Oberschlesien dauern die Ausschreitungen egen Volksdeutsche an. In 
der Zeit vom 1. bis 20. Juli  haben mehr als 30 8 berfalle auf Volksdeutsche, 
ferner eine Anzahl von Miahandlungen, Einschlagen von Fensterscheiben sowie 
Verhaftungen statt efunden. Auch die Untersuchungen von Wohnungen Volks- 
deutscher seitens er Polizei haben in letzter Zeit in bemerkenswerter Weise 
zugenommen 

f 
In Vertretung 

Schüller 

Nr. 403 
Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Bericht 

Thorn, den 25. Juli  1939 

An den Ausschreitungen gegen die Volksdeiitschen beteiligte sich insbesondere 
das Militär. So wurden am 2. Juli  zwei Volksdeutsche nach abgehaltener und 
ergebnislos verlaufener Haussuchung von einem Offizier in dem Orte Schanzen- 
dorf, Kreis Bromberg, aufgefordert, mit dem Gesicht zum Zaun an der Straße 
niederzuknien. Sie wurden dann von Soldaten derartig mißhandelt, daß ihnen 
das Blut aus Nase, Mund und Ohren gelaufen ist. Zufällig vorbeiltommende 
polnische Kirchgänger wurden von dem Offizier aufgefordert, die Deutschen 
anzuspucken. 

Es liegen mir eine Anzahl von Meldungen vor über das Anhalten von Volks- 
deutschen durch polnische Patrouillen. Wenn hierbei seitens des polnischen 
Militärs festgestellt wird, daß die Volksdeutschen der polnischen Sprache nicht 

' vollkommen mächtig sind, kommt es fast stets zu Bedrohungen und Tätlich- 
keiten. 

In Vertretung 

Graf 

Der Deutsche Konsul in Teschen an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Teschen, den 25. Jul i  1939 

Wenn zunächst an enommen werden konnte, daß wenigstens vorübergehend 
ein Nachlassen. der ff assenkündigungen reichs- und volksdeutscher Arbeiter 
und Angestellter eintreten würde, so hat sich dies nicht bestätigt. Die Kündi- 
gungen werden vielm&r laufend vorgenommen. . 



Aus der Gesamtheit der Meldungen ergibt  ich schon jetzt, daß im gesamten 
Amtsbezirk kaum noch ein leitender reichs- oder volksdeutscher An estellter in 
ungekündigter Stellun ist. Es bestätigt sich ferner erneut die Ric % tigkeit der 
Befürchtung, daß im derbst überhaupt keine volksdeutschen Arbeiter und An- 
gestellten im hiesigen Gebiet mehr beschäftigt sein werden. 

Bemerkenswert ist, daß die polnischen Behörden wieder einen erheblichen 
Uruck bei den Industrieunternehmungen auf die Kundigurigen ausüben. 

Als Kündigungsgrund, wenn überhaupt ein solcher ab esehen von der Tat- 
sache der deutschen Volkszugehörigkeit angegeben wirf, dient zur Zeit be- 
sonders häufi der Umstand, daß die Betreffenden ihre Kinder in deutsche 
Schulen schic 1 en. Typisch für die Einstellun der polnischen Behörden ist 
hier wieder, daß sie den aus obigem Grunde F!? ntlassenen keine Arbeitslosen- 
unterstützung zubilligen, weil die Entlassung rdurch eigenes Verschuldenr 
erfolgt sei. 

In Vertretung 

Nr. 405 
Der Deutsche Konsul in Teschen an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

Teschen, den 3. August 1939 

Zufolge behördlicher Verfügun wurde am heuti en Tage die deutsche P Schule in Alexanderfeld bei Bie itz geschlossen. ie Schule wurde von 
155 Kindern besucht. Sie bestand seit 70 Jahren. 

B 
Der Handelsschule in Bielitz, die von 220 Kindern besucht wird, ist eine 

kurz bevorstehende Schließung in Aussicht gestellt worden. 

Damerau 

Nr. 406 
Der Deutsche Generalkonsul in Kattowitz an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

Kattowitz, den 8. August 1939 

Nach stren vertraulichen Informationen soll hiesigen Deutschen oeuer P schwerer Sch ag  in Form von zahlreichen Verhaftungen bevorstehen. ln- 
formation stützt sich auf verschiedene sachlich übereinstimmende Andeutungen 
aus Kreisen polnischer Polizei. An einer'stelle soll ein Bündel unterschriebener 
Haftbefehle gesehen worden sein. 

Nöldeke 



Nr. 407 
Der Deutsche Konsul in Lemberg an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Lemberg, den 9. August 1939 

Das lebensstarke Deutschtum, das seit 150 Jahren in Galizien angesiedelt 
ist und etwa 55 000 Menschen zählt, hat in den letzten Jahrzehnten schon 
manche Krise überwunden. Die jetzige Krise greift iber tiefer, da sie nicht 
nur wirtschaftlicher Art ist, sondern die Grundlagen des völkischen Lebens 
bedroht. Seit etwa 3 Monaten wird den Deutschen jede Betätigung ihres 
Volkstums immer schwerer und sogar unmöglich gemacht. 

Mehrere deutsche Schulen sind bereits im Juni 1939 geschlossen worden, 
wie die privaten katholischen Gemeindeschulen in Angelhwka und Pöchendorf 
und die evangelischen Schulen in Iisltwasser und Kosenberg. Weiteren Volks- 
schulen dürfte dieses Schicksal bei Beginn des nächsten Schuljahres im Sep- 
tember bevorstehen. 

L)ie deutschen Angestellten und Arbeiter in staatlichen und privaten 
polnischen Betrieben sind seit einigen Monaten systematisch entlassen worden. 
Auch bei einer volksdeutschen Papierfabrik hat dei Starost bereits amtlich 
gerügt, da6 zuviel Deutsche beschäftigt werden. Danach ist selbst in volks- 
deutschen &trieben die Arbeitsrnfiglichkeit beschränkt. Für die zweiten und 
dritten Bauernsöhne ist allmählich jede Aussicht auf eine Berufstätigkeit 
verbaut. 

In den gemischt besiedelten Dörfern stehen die Deutschen unter ständigem 
Druck der feindseligen Haltun der Polen. Sie müssen bei einer Verschlimme- 
rung der deutsch-polnischen annung mit dem Außersten, selbst Brand- 
stiftung und Gefahr für Leih un 'J Leben rechnen. Fast der ganze Ort Schöntlial 
ist vor einigen Wochen einer Brandstiftung zum Opfer gefallen. In einem 
andern Ort hat man versucht, die Ernte anzuzünden. 

Die deutsche Jugend in Galizien sieht schon jetzt keine Möglichkeit mehr 
für die Zukunft, da sie rucksich tslos durch Verhaftungen, Schikanen, Schläge 
U. a. unterdrückt wird. Infolgedessen hat seit etwa 2 Monaten eine hemmungs- 
lose Abwanderun eingesetzt, die in einigen deutschen Siedlungen, wie z. B. 
Josefsberz, fast abe jungen Burschen erfaßt hat. 

Seelos 

Nr. 408 
Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Thorn, den 10. August 1939 

Wie der rücksichtslose Kampf egen das Deutschtum geführt wird, geht aus 
der anliegenden Rundverfügung f es Oberfinanzamtes Graudenz hervor? in dem 
die polnischen Finanzbehörden aufgefordert werden, mit allen zur Verf iigung 
stehenden Mitteln das Besitztum der deutschen Mibderheit zu reduzieren. 

In Vertretung 

Graf 



Ablage 
(Vberietzunq) 

Oberfinanzamt Graudenz 
N r. 1-1 55/39/Geheim 

Graudenz, am 14. Juli  1939 
An 

sämtliche Herren Vorstände der Finanzämter 
d m  Oberfioanzarnta Graudenz 

Wegen der ständigen Verschlechterung der Beziehungen der deutschen 
Minderheiten zum polnischen Staat ist es notwendig eworden, mit allen zur 
Verfügung stehenden Mitteln das Besitztum der deutsc an Minderheit in Polen 
zu reduzieren. 

% 
Aus diesem Grunde empfiehlt das Oberfinanzamt den ~ e r r e ~  Vorstehern der 

Finanzämter bei sämtlichen in ihrem Bereiclie zu erfasseriden Minderheiten in 
diesem Sinne zu verfahren. 

Hierzu sind folgende Möglichkeiten vorhanden: 
Bei der Bemessung von Steuern, bei der Aiigahe des Umsatzes und Ein- 

kommens der Steuerzahler, Nichtanerkennung voii Steucre~ mäßigung sowie 
Ablehnung - von Zahlungserleichterungen und Katenerteilung bei rückständigen 
Steuern. 

Oberfinanzamt 
A. K l a u s a l  

Chef der Abteilung I 

Nr. 409 
Dq Deutsche Generalkonsul in Posen an das Auswärtige Amt 

Telegramm 
Posen, den 12. August 1 939 

lkutscher Hiichereiveroin in Posen mit sämtlichen Ortsgruppen und Sekre- 
tariäteri in der Woiwodschaft Posen und Pommerelleo gestern durcb Burg- - 
starost Posen suspendiert, Räume versiegelt, Bankkonten geschlossen, einst- 
weilige Verwal t cm durch polnischen Kurator. hgr ündung : Vorfinden von 
Zeitschriften ohne B ostdsbit in Polen. Be ründung nicht stichhaltig, da nur 
vor Entziehung des Postdebits erschienene %reniplare gefunden. 

Eliesiqe Berufshilfe polizeilich gwhlossen, Haussuchung andauert. 

Walther 

Nr. 410 
Aufzeichnung eines Beamten der Politischen Abteilung 

dcs Auswärtigen Amts 
Ekrlin, den 16. August 1939 

Vizekorisul Schiiller vom Deutschen Generalkonsulat in Kattowitz teilt 
soeben von Heuthen ans iolgendes telephonisch mit: - 

Die &f ürchtungeii des General konsulats bet reRend bevorstehende Ver- 
ha ftunpen von Volksdeutschen * hätten sicb bestii tigt. Am Montag und 



Dienstag seien in großem Umfange bei Volksddutschen Haussuchungen vor- 
genommen worden; im Anschluß hieran seien sehr viele Volkkdeutsche - 
schätzungsweise mehrere 100 - verhaftet worden, darunter zahlreiche Leiter 
von Volkstumsorganisationen. soweit sie nicht geflohen seien 

Nr. 411 
Der Deutsche Generalkonsul in Posen an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Posen, den 15. August 1939 

Dia Theolo ische Hochschule der unierten evangelischen Kirche in Polen ist 
durch eineh Eriao des Ministers für religiose Bekenn triisse und ö flen tlichen 
Unterricht vom 11. d. M. zum 1. Januar 1940 geschlossen worden. 

Als Vorwand für die Schließung wird ange eben, die Hochschule habe die 
Bedingung nicht erfüllt, daß die Mehrzahl i e r  an  der Hochschule tätigen 
Lehrer die genügende Befähigung für wissensehattliches Schaffen hätte. 

In Vertretung 

Matuschka 

Nr. 412 
Der Deutsche Generalkonsul in Kattowitz an das Auswärtige Amt 

Telegramm 
Kattowitz, den 16. August 1939 

Angekündi te Aktion polriischerg Bshörden * seit 14. August durchgeführt. 
Zahlreiche &ussuchungen urid Verhaftungen vor allem in Kreisen Jung- 
deutscher Partei, Volksbund und Gewerkschaften; Zahl der Verhaftungen 
schätzungsweise g n 200. SchlieUung deuscher Zeitungen, Gewerkschaften 
usw. Fast völlige T perrung der Grenzer. Aktion nach Geflüchteten noch im 
Gange. Erhöhte Bewachung und Bewaff nling im (ircnastrei fen . 

Nöldeke 

Nr. 413 
Der Deutsche Konsul in Teschen an das Auswärtige Amt 

Telegramm 
Tesctien, den 17. Aiigiist 1939 

Verhaftu~igsmaWnahuieu noch im Gange. Namensliste der Betroffenen folgt. 
Polizeistreifen vornehmlich b Oderberg beunruhigen Bevölkerung. 

Aus zuverlässiger Quelle verlautet glaubhaft, daß  Verhaftungswelle den 
Zweck verfolgt, sich in den Besitz von Geiseln zu setzen. Seit 15. August 
kleiner Grenzverkehr völlig unterbunden. Betroffen vor allem etwa 8 bis 
10 000 Arbeiter. 

Damerau 
* *  Vgl Nr. 406 und 410. 



Nr, 414 
Der Deutsche Konsul in Teschen an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Teschen, den 18. August 1939 

Am 15.8. 1939 wurden in Bielitz behördlich geschlossen: 
Der deutsche Turnverein, 

W Gesangverein, 
W W Wandervogel, 
W W Lehrlingsverein. 

Fünf Schankkonzessionen wurden entzogen. Bei Haussuchungen wurden 
verschiedene Radiogeräte beschlagnahmt. 

von der Damerau 

Nt. 415 
Aufzeichnung eines Beamten der Politischen Abteilung 

des Auswärtigen Amte 
Berlin, den 20. August 1939 

Dem Auswäriigen Amt sind in den letzten Monaten dauernd Berichte der 
deutschen Konsulate in Polen zugegangen über grausame Mißhandlungen, 
denen die Volksdeutschen durch die in immer zunehmendem Maße auf ehetzten 
und in ihrem Fanatismus völlig hrrnmun slosen Polen ausgesetzt s i n f  In der 
Anlage sind 38 besonders schwerwiegen d e Fälle zusarnmen estellt, bei denen 'i die Gleichartigkeit bemerkenswert ist, mit der die Uberfäl e auf die Volks- 
deutschen inszeniert werden. Im Hinblick hierauf erscheint die Fra e be- a rechtigt, inwieweit diese Ausschreitungen von den Behörden geduldet o er ge- 
fördert werden. Trotz der Versicherungen, die der Botschaft in Warschau 
immer wieder von maßgeblicher polnischer Seite erteilt wurden, wonach die 
l'ololnische Regierung ihre ganze Autorität aufbiete, die Deutschenverfolgungen 
zu verhindern, kann man sich des Eindrucks nicht erwehren, daß amtliche 
Stellen die Ausschreitungen gegen das Deutschtum nach Möglichkeit fördern, 
um auch auf diese Weise die Kriegsetimniung im polnischen Volke aufrecht- 
zuerhalten. 

Bergmann 

Anlage 
1. Am 2. April wurden 8 Mitglieder des deutschen Sportklubs in K1. Komorsk, 

Kr. Schwetz, auf dem Hofe des Volksdeutschen Pankratz von Polen über- 
fallen, die mit Knüppeln sowie Dreschflegeln auf die Deutschen einschlugen. 
Ein Niedergeschlagener wurde in die Jauchegrube gestoßen. Pankratz wurde 
so zugerichtet, daß der Arzt ihn flir 6 Wochen für arheitsunfähik erklärte. Am 
Tage darauf wurde Pankratz von der Polizei verhaftet. 

2. Am 17. April 1939 wurde der Volksdeutsche Fritz Pawlik aus Ciszowieco 
durch eine Gruppe von Polen unter Führung des Polen Malcharek so schwer 
geschlagen, daß  e r  von der Polizei benußtlos in die Wohnung seiner Eltern 



geschafft werden mußte. Obwohl die Bewußtlosigkei t noch am folgenden Tage 
andauerte, lehnten die polnischen Behörden die Aufnahme in ein Kranken- 
haus ab. 

3. Am 19. April 1939 wurden die Volksdeutschen Peter Kordys und Richard 
Mateja in Kattowitz von etwa 40 Aufständischen überfallen. Die beiden 
Deutschen wurden so geschlagen, daß Kordys blutüberströmt flüchtete, wah- 
rend Mateja schwerverletzt liegenblieb. Er wurde von der Polizei abtrans- 
portiert und, obne einem Arzt vorgestellt zu werden, in das Gerichtsgefängnis 
eingeliefert. 

4. Am 23. April 1939 wurde ein Austräger der ~Kattowitzer Zeitung., der 
Invalide Cofalka, der bereits im vorgerückfen Alter uUd schwerhörig ist. von 
Aufständischen in Chorzow überfallen und blutig geschlagen. Cofalka hat als 
Folgen des Uberfalls das Gehör auf einem Ohr ganz verloren. 

5. Am 27. April wurden Hermann und Emil Mathies aus Liebenwaldr. Kr. 
Schweta, in ihrer Wohnung überfallen und so mißhandelt, daß dem einen 
mehrere Zähne eingeschlagen und der Unterkiefer zertrümmert wurde, wäh- 
rend der andere besinnungslos liegenblieb. 

6. Am 28. April 1939 wurde der Volksdeutsche Fritz Köppke aus Zbiczno, 
Kr. Strasburg, von Mitgliedern des Reservistenverbandes überfallen und so 
schwer mißliandelt, daß ihm zwei Rippen gebrochen wurden. E r  mußte 
wochenlang zu Bett liegen und war arbeitsunfähig. 

7. Am 30. April wurden mehrere juiige Volksdeutsche in Piaski, Kr. Schwetz, 
überfallen. Der Volksdeutsche Eckert wurde hierbei so zugerichtet, daß  er  
besinnungslos liegenblieb. Dem Volksdeutschen Oswald Frey aus Schönreich 
wurden mehrere Zähne ausgeschlagen. 

8. Am 3. Mai wurde der Volksdeutsch~ Franz Hybiorz aus Bijasowice von 
etwa 20 Polen in Reservistenuniform überfallen und mit Guminiknüppeln 
derartig zusammengeschlagen, daß er  bewuWtlos auf der Straße liegenblieb. 

9. Am 4. Mai wurde der Volksdeutsche Ehrenfried Heiber auf dem Bahn- 
hof in Bismarckhütte von hinten mit einem stumpfen Gegenstand nieder- 
geschlagen, so daß er  besinnungslos liegenblieb. E r  erhielt eine 10 cm lange 
und 1 Cm breite Wunde. Die Polizei weigerte sich, eine Anzeige über den Uber- 
fall aufzunehmen. 

10. Am 5. Mai wurde der Schüler Rauhut des deutschen Gymnasiums in 
Bromberg von mehreren Polen überfallen, die ihm mit einer Flasche derart auf 
den Kopf schlugen, daß die Flasche zerbrach und Rauhut mit schweren 
Schnittwunden am Kopf zusammenbrach. Als er sich wieder aufraffte, wurde 
er von Passanten, die der rohen Tat Beifall gezollt hatten, erneut nieder- 
geschlagen. 

11. Am 9. Mai wurden die Volksdeutschen Richard Fandrey aus Neu- 
kirchen, Kr. Schubin, und der Bauer Damrau von etwa 30 Polen übcrfallen 
und mit Steinen und Stöcken so schwer mißhaiidelt, daß  ihr Gesicht bis zur 
Unkenntlichkeit zerschlagen war. 

12. Am 12. Mai drang der Aufständische Valentin Jendrzejak in die Woh- 
nung des Volksdeutschen Robert Robotta in Kattowitz ein. ergriff einen Stuhl 
und schlug damit auf Robotta ein; dieser erhielt einen Schlag gegen den linken 
Arm, der im Handgelenk brach. Den Wehrlosen bearbeitete der Pole sodanh 
mit Fußtritten gegen den Unterleib und die Hüfte. Die Tochter des Robotta 
wo11 te vom Kolonialwprengeschä f t Poloczak aus die Polizei anrufen, doch lieU 
es der Geschäftsinhaber nicht zu, da die Polizei nur für  Polen da sei. 



13. Am 14. und 15. Mai wurden in Tomaschow, Konstantynow und anderen 
Orten der Woiwodschaft Lodz Hunderte von Volksdeutschen überfallen, ihre 
Wohnungen geplündert und zerstört. Ein Volksdeutscher wurde bei dem 
Progrom totgeschlagen, 10 andere so schwer verletzt, da6 an ihrem Auf- 
kommen gezweifelt wurde, zahlreiche andere Volksdeutsche wurden leichter 
verletzt. 

14. Am 16. Mai 1938 überfiel der Aufgündische Leo Krawczyk die Volks- 
deutsche Adelheit Cichy in Kattowitz. E r  trat ihr mit dem Stiefel in die 
Leistengegend und versuchte, sie die Treppe des Hauses herunterzuwerfen. 
Frau Cichy erlitt zahlreiehe Verletzungen am Kopf, Schenkel, der Leisten- 
gegend und der Hand. 

15. Am 18. Mai wurde der Volksdeiitsche Paul Enders in Luck ohne Grund 
verhaftet. Bei den Verhören über seine Zugehörigkeit zur Jungdeutschen 
Partei wurde er  mit Faustschlägen ins Gesicht und Fußtritten in den Leib 
traktiert. Am 20. Mai wurde er gefesselt nach Rhwno überführt und dort am 
25. Mai entlassen. 

16. Am 24. Mai wurde der Volksdeutsche Erhard Ossadnik aus Kattowitz 
von vier uniformierten Polen überfallen, weil e r  mit einem Bekannten auf der 
Straße deutsch gesprochen hatte. Ihm wurden zahlreiche Verletzungen in der 
linken Gesichtshälfte beigebracht und vier Schneidezähne ausgeschlagen. 

17. Am 27. Mai wurde der Volksdeutsche Josef hlazur aus Kobior von einer 
gröl)eren Gruppe Polen überfallen. E r  wurde mit Gummiknüppeln zusam- 
mengeschlages, so da6  er bewuljtlos wurde. Der ärztliche Befund ergab zahl- 
reiche Blutergüsse und Schnittwunden am Kopf, im Gesicht und an den Ohren 
sowie zahlreiche Striemen, blaurot gefärbt und mit geronnenem Blut bedeckt 
auf der Brust, dem Rücken und Gesäß. 

18. Am 29. Mai wurde der Landarbeiter Albert Kränk aus Kzywka auf dem 
Felde von zwei Polen, deren Gesicht unkenntlich emacht war, überfallen. Er 
wurde durch Messerstiche und Schläge am Glie f und am linken Hoden so 
schwer verletzt. daß  er zur Behandlung in das Krankenhaus Lessen über- 
wiesen werden mul3te. 

19. Am 29. Mai 1939 wurde der Volksdeutsche Stiihmer, Neudorf, Kr. 
Briesen, als er  die Grenze überschreiten wollte, von Polen festgenommen und 
erschlagen. Die Angeharigen haben s e i ~ e  Leiche, aufs schwerste verstümmelt, 
im Graudenzer Krankenhaus wiedererkannt. 

20. Am 1. Juni 1939 wurde der volksdeutsche Grubeninvalide Johann 
ßurdzik aus Giszowiec-Myslowice voli einem Aufständischen überfallen. Er 
wurde zunächst gewbrgt, hann in den StraWengraben eworfen und mit einem 
Stock schwer verletzt. Als der Aufständische versuc f te, Burdzik die Augen 
auszudrücken, wurde er  von Passanten zurückgerissen, so daß  Burdzik mit 
Blutergiissen am Auge, zahlreichen Quetsch- und Schlagwunden im Gesicht 
und am Körper sowie zwei losgeschlagenen Zähnen davonkam. 

21. Am 2. Juni wurde der Volksdeutsche Theodor Stehr aus Konstantynow 
von einem Polen überfallen. Als er sich zur Wehr setzte, schlugen vier hinzu- 
eilende Polen so auf Ihn ein, daß  er  zusammenbrach und mit einem Rippen- 
bruch und anderen Verletzungen in das Krankenhaus eingeliefert werden 
mußte. 

22. Am 5. Juni wurde der Volksdeutsche Wilhelm Kübel in Kostuchna, der 
die ~Kattowitzer  Zeitung. austrägt, des Zeitungopaketes beraubt. Bei dem 



Versuch, es wiederzuerlarigen, wurde er von anderen Polen zu Boden ge- 
schlagen und am Boden liegend mit Fußtritten bearbeitet. Die Polizei griff 
nicht ein. 

23. Am 6. Juni wurden die Volksdeutschen Georg Kindler, Bykowina, und 
Bernhard Harmada in Nowa Wies von Polen überfallen. Kindler wurde mit 
einer Flasche gegen die Rippen geschlagen, daß die Flasche zerschellte. 
Harmada, der  schwerkriegsbeschädigt ist und ein steifes Bein hat, wiirde mit 
Bierflaschen, Gummiknüppeln und einem Spazierstock so geschlagen, daß er 
am ganzen Körper Verletzungen und Quetschungen hatte. 

24. In der Nacht vom 1 1. zurii 12.   uni 1939 wurde der volksdeutsche 
Gastwirt Anton Podszwa aus Trzyniec auf dem Heimwege von unbekannten 
Tätern erschossen. 

25. Am 15. Juni wurde der Reichsdeutsche Alois Sornik von dem polnischen 
Waldarbeiter Onufrak in Zielona hinterrücks durch einen Schlag auf den 
Kopf so schwer verletzt, daß er einige Tage darauf verstarb. 

26. Am 17. Juni wurde der Volksdeutsche Fritz Keinke aus 'Tonowo, 
Kr. Zuin, von zwei polnischen Knechten vou hinten mit Zaunlatten niecler- 
geschlagen. Die Polen schlu en auch auf den am Boden Liege~ideri weiter 
ein. so da6 er am Kopf, im 8 esicht, an den Schultern. Arnien und Händen 
zahlreiche tiefe Wunden und Blutergüsse erlitt und zunächst arbeits- 
unfähig ist. 

27. Am 17. Juni wurde der Volksdeutsche Hans Zierott, Oberausmaß, 
Kr. Kulm, von drei Männern überfallen und aufgefordert zu saqen: #Der 
Hitler ist ein Schwein!. Als er sich weigerte, zwang man ihn dazu niit vor- 
gehaltenem Messer. Zierott ist ein Krüppel und konnte sich nicht wehren. 

28. Am 20. Juni 1939 wurden die Vontandsmit liedei. der Orts ruppt, 
Harazdze (Kr. Luck) der Jungdeutschen Partei, die (tolksdeutsclien &ölpel, 
Dilk und Sawadski zum Polizeikommandanten bestellt. Völpel wurde mit 
Faustschlägen mißhandelt, so daß ihm die Unterlippe durchschlagen wurde, 
sodann trat ihm der Polizist mehrfach in den Unterleib und riß ihr1 an den 
Haaren, bis, er seine Austrittserklärung aus der Jungdeutsclien Partei unter- 
schrieb und am Tage darauf mit seinen Freunden die Selbstauflösung der 
ganzen Ortsgruppe beantragte. Kurze Zeit dariiuf meldete die polnisch0 
Presse. Ortsgruppen der Jungdeutschen Partei in Wolhynien lösten sich aus 
wel taoschaulichen Gründen frei willig auf. 

20. Am 22. Juni wurde die Volksdeutsche Luzie Imiolcyk aus Chorzow in 
ihrem Hausflur von zwei Nachbarinnen, den Polinnen ' Maciejkowiak und 
Wietrzniak überfallen, und, obwohl sie ein 14 Monate altes Kind in den Armen 
hatte, schwer geschlagen. Schließlich wurde sie auf den Boden geworfen und 
ihr wurden Haare ausperissen. Als sie den Vorfall der Polizei meldete, wurde 
sie wegen Beleidigung der Polin Maciejkowiak verhaftet. 

30. Am 2. Juli wurde die Volksdeutsche Luise Sprenzel, die auf dem Rade 
nach Zytna, Kreis Rybnik, fuhr, von zwei Aufständischen überfallen und so 
egen die Schläfe geschlagen, daß sie vom Rade stürzte und bewuWlo9 auf der 

Etraße liegenblieb. 
31. Am 7. Juli 1039 wurde der volksdeutsche schwerkriegsbeschädigte ein- 

armi e Invalide Julius Saeftel aus Szopienice, Xreis Myslowice, nach einer 
von B olen gestiirten Beerdigungsfeier fIir einen Volksdeutschen von filnf Polen 
verfolgt und mit Faugtschlägen im Gesicht verletzt .. 



32. Am 8. Jul i  1939 drang der Pole Kaczmarek in die Wohnung der Volks- 
deutschen Margarete Plichta aus Ta-rnowskie ein, indem er  mit einem Hammer 

ewaltsam die T ü r  sprengte. Sodann ging e r  mit dem Hammer auf die 
firolksdeutsche los und schlu ihr mit dem Hammer eine in Notwehr ergriflene 
Waffe aus der Hand, so da  8 die Hand schwer verletzt ist. Dann würgte er 
die Volksdeutsche und drohte ihr an, sie umzubringen. Erst auf Hilfeschreie 
lieU er  von seinem Opfer ab. 

33. Am 23. Ju l i  drangen drei polnische Soldaten in die Wohnung des 
Volksdeutschen Ewald h n e k  in Sypiory, Kreis Schubin, ein und verlangten 
Lebensmittel und Getränke. Nachdem sie sie unentgeltlich erhalten hatten, 
bascbimpften sie die anwesenden Familienmitglieder und schlugen auf sie ein. 
Banek wurde durch Seiten ewehrstiche in die linke Schulter und den rechten 
Arm erheblich verletzt. &eichzeitig erzwan en polnische Soldaten Zutritt P zur Wohnung des Volksdeutschen Arthur Pahl e und versuchten Frau Pahlke 
zu vergewaltigen. Als Pahlke seine Frau verteidigen wollte, wurde er auf 
das schwerste mißhandelt. 

34. Am 6. August brach eine Bande junger Polen das Tor zuin Anwesen 
des 72jährigen Volksdeutschen Au ust Mundt in Rialez nek auf, verletzte 
Mundt arn Auge und Unterkiefer, SC P lug auf seinen Sohn h i lhe lm mit Knüp- 
peln und Steinen ein, so d a ß  dieser bewußtlos niederbrach, und mißhandelte 
auch den bei Mundt tätigen Landarbeiter Kar1 Jesser. 

35. Am 9. August dran Polizei in das christliche Hospiz in Kattowitz ein, 
wo gerade eine Mitglie f erversammlung des deutschen Volksbunds statt- 
gefunden hatte. Die bewaffnete Polizei schlug auf die anwesenden 18 Volks- 
deutschen mit Gummiknüppeln und Kolben ein und schleifte sie zur Wache. 
Während der Nacht wurden sie unter schweren Mißhandlungon iiher den 
Verlauf der Versammlung vernommen, so da8  sie bei ihrer Eutlassung ain folgen- 
den Morgen mit blauen und roten Flecken und Striemen bedeckt waren. 
Einem Volksdeutschen war der Arm verrenkt worden, ein anderer hatte durcb 
die Schläge auf den Kopf zunächst das Gehör verloren. 

36. Am 14. August wurde der Volksdeutsche Thomalla aus Karwin auf 
Grund haltloser Verleuuidungen festgenommen. Jn der zweitägigen Unter- 
suchungshaft erhielt e r  weder Nahrung noch Wasser. E r  wurde bei den 
Verhören mit Knü peln und Fäusten blutig und besinnungslos geschlagen, so 
daB e r  bei seiner &tlassung am 16. August geistig verwirrt war. 

37. Mitte Au ust wurden in Ot~erschlesien zahllose Volksdeutsche unter 
dem Vorwand, flochverrat begangen zu haben., verhaftet. Der verhaftete 
Volksdeutsche, Kreisleiter der Jungdeutschen Partei, Rudolf Wilsch aus 
Laurahütte, wurde während des Verhörs vollkommen zusammer~geschlagen. 
Unter der Androhun der Vierteilung und ähnlicher Torturmethoden wurde 

zuzugehen. 
P der Schwermißhande te erpreßt, die gegen ihn zu Unrecht erhobene Anklage 

30. Der Reichsangehörige ~ ä p r , '  der Volksdeutsche Grant, Fräulein Kiese- 
walter uiid Fräulein Neudam sowie andere Reichs- und Volksdeutsche wurden 
in polnischen Gefänmissen zur Erpressung von Geständnissen schwer miß- 
handelt. Ihnen wurden r .  B. Einspritriirigen brennender Flüssigkeiten in die 
C;eschlechtsargane gemacht, Rippen gebrochen, sie wurden mit elektrischem 
Strom mißhandelt, und es wurde ihnen nach langem Aufenthalt -in heißen 
ltaurnen Salzwasser als Getränk verabfolgt. Der Volksdeutsche Schienemann, 
der  noch in Sieradz einsitzt, ist körperlich v6llig zerriittst und verlor bei der 
Inquisition fast alle Zähne. 



Nr. 416 
Aufzeichnung eines Beamten der Politischen Abteilung 

des Auswärtigen Amte 
Berlin, den 23. August 1939 

Laut Mitteilun des Reichsministeriums des Innern sind bis zum 21. August 
d. J etwa 70 00 f volksdeutsche Flüchtlinge aus Polen in den Fliichtlings- 
durchgangslagern untergebracht worden. Hiervon sind etwa 45 000 aus 
Polnisch-Oberschlesien und dem Olsagebiet gekommen. Nicht einbegriffen 
sind die Flüchtlinge, die sich auf Danziger Gebiet begeben haben, sowie alle 
jene, die, obne ein Flüchtlingslager zu berühren, bei Verwandten oder Ba- 
kannten in Deutschland Unterkommen finden konnten. 

Bergmann 

Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an das Auswäilige Amt 
Bericht 

Thorn, den 28. August 1939 

Von einem als zuverlässig bekannten Vertrauensmann aus Usdau erhalte 
ich heute folgenden Bericht: 

.In Usdau sollte vor acht Ta en eine polnische Kundgebung unter dem 
Motto .Erntefest mit blanken fVaf€ena stattfinden, welches aber infolge 
der Zurückhaltung der deutschen Bevölkerung eine äußerst klägliche Be- 
teiligung aufwies. 

Am vorigen Sonntag hielten die Polen die Stunde fiir ekommen, uin 
Rache an der deutschen Bevölkerung nehmen zu können. f m Rahmen der 
Evakuierungsmaßnahmen wurde der größte Teil der Volksdeutschen wie 
eine Herde zusammengetrieben, und - da Fahrzeuge zum Ahtransport 
nicht zur Verfügung standen - ins Innere des Landes in Marsch gesetzt. 
Wer infolge des hohen Marschtempos zurückblieb, wurde mit Kolben- 
schliigen angetrieben. 

Eine schwan nicht mehr weitermarschieren konnte, 
wurde von der so schwer geschlagen, daß sie frühzeitig 
niederkam 

Eine andere Frau mußte ihr erst 4 Jahre altes Tikhterahen mitführen. 
Bei einigen Kolbenschl" en, mit denen die Frau und das Kind traktiert 
wurden, erhielt dps Kin T eine schwere Kopfwunde und konnte überhaupt 
nicht weiterlaufen. Die Mutter versuchte nun das Kind zu tragen, war 
dadurch jedoch im Marschieren so gehindert, da6 sie das-äußerst scharfe 
Tempo nicht mitkalten konnte. Der Anführer entriß ihr daher kurzer 
Hand unter überhaupt nicht wiederzugebenden Beschimpfungen das Kind 
und erschlug es. Seinen S ießgesellen gegenüber rechtfertigte er seine 
Bandlungsweise mit den $orten .Das Balg bringt sonst später doch 
wieder neue deutsche Sjch weine zur Welta. l 

Die Volksdeutscheq dürften in eins der zahlreichen Konzentrationslager 
getrieben worden -in. 

von Küchler 



n. Polnische MaSnahmen gegen Danzig 

Nr. 418 
Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an dae Auswärtige Amt 

Bericht 
Danzig. den 11. Mai 1939 

Nachdem bereits vor einiger Zeit polnische Flugzeuge, darunter auch Militär- 
flu zeuge. mehrfach Danziger Hoheitsgebiet unberechtigt überflogen hatten, bat 
sic f ein erneuter Grenzzwischenfall ereignet. Am 10. d. M. wurden 2 Beamte 
der Danziger politischen Polizei auf Danziger Gebiet in der Nähe von Liessau, 
etwa 60 m von der lnischen Grenze entfernt, ans einem Pfeiler des polnischen 
Brückenkopfes in e0 iessau von polnischem Militär beschossen. Die Beamten 
sind nicht verletzt worden 

Der Senat der Freien Stadt Danzig hat egen diese Verletzung Danziger 
Hoheitsgebietes bei der hiesigen Polnischen Bipiorna tisc ben Vertre tuug Ver- 
wahrung eingelegt. 

von Janson 

Nr. 419 
Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an das Auswärtige Amt 

Telegramm 
Thorn, den 15. Mai 1939 

Mir sind folgende zuverlässige Nachrichten zugegangen: 
I. Am 27. April sind lnfanterietruppen aus Graudenz in verdeckten 1,ast- 

autos in Livil nach der Westerplatte abtransportiert worden 
11. Am 12. Mai wurden etwa 70 Arbeiter einer Firma aus Grauderix zu 

Provokationszwecken nach Danzig geschickt. Vor einigeu Monaten 
wurden sie im Rekrutierungsbüro vereidigt. 

111. Die Gendarmeriebataillone aus Graudenz sind vom 11. bis 12. Mai mit 
Gepäck und Troß nach Dirschau verlegt worden. 

IV. In Neuenbug wurden mehrere Jahrgänge zur Grenzwache eingezogen, 
darunter auch Volksdeiitsche. 

V. Ln Thorn und Umgebung sind vom 11. bis 12. Mai private Lastautos 
mit Chauffeuren eingezo en worden. Betriebsstoff für 250 bis 400 km 
mußte gesteilt werden. f3estimrnungsiiel leer Dirschau. 

VI. Sämtliche Beamte in Thorn hatten vom 13. bis 14. Mai Bereitschafts- 
dienst. 

VII. 13. Mai Urlaubcr Kavalleribschule und beurlaubte Offiziere Garnison 
Graudenz zurückgerufen. 

VIII. Geriichtweise verlautet, daß durch Reserveoffizier- und Unteroffizier- 
verband sowie Aufsffidischenverband Freiwillige geworben werden, 
die gegen Danzig eingesetzt 'werden sollen. 

Küchier 
Ober die miliULrhhen Vorbereitungen Polen, auf der Weaterplatte vgl. den Anhang ru 

diwem Abrchnitt S. %% 



Nr. 420 
Aufzeichnung eines Beamten der Politischen Abteilung 

des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 22. Mai 1939 

Nach Feststellungen des Präsidenten des Danziger Senats Greiser hat sich 
der Danzig-polnische Zwischenfall in Kalthof in der Nacht vom 20. zum 21. Mai 
laut polizeilicher Ermittlungen wie folgt abgespielt : 

a) Am 20. Mai abends hatte sich vor dem Hause der polnischen Zollinspek- 
toren in Kalthof eine größere Anzahl von Bewohnern dieses Ortes ein- 
gefunden, um ge en die ständigen Belästigungen deutscher Frauen und 
Mädchen durch d f  ie polnischen Zollinspektoren zu demonstrieren. Etwa 
2 Stunden lang wurde in Sprechchören der Abzug der Zollinspekt,oren 
verlangt. Im Verlauf dieser Demonstratiotien wurden einige Fenster- 
scheiben des Hauses, in dem die Zollinspektoren wohnen. zertrümmert. 
Weitere Ausschreitungen erfolgten nicht, da die Zollinspektoren nach 
Eingreifen der örtlichen Polizei, ohne belästigt zn werden, durch den 
Garten ihr Grundstück verlassen und mit einem Motorrad durch die 
Menge hindurch fortfahren konnten 

b) Obwohl inzwischen in Kal thof wieder völlige Ruhe eingetreten war, 
teilte Le ationsrat Perkowski, der Stellvertreter des Leiters der Pol- 
nischen %iplomatischen Vertretung in Danzig, dem Danziger Senat einige 
Stunden später mit. daß er nach Kalthof fahren wolle, um die dortige 
Lage festzustellen, und bat um Stellung eines Polizeiheamten zu diesem 
Zweck. Danzigerseits wurde dieses Ersuchen zweimal mit dem Hinweis 
darsuf abgelehnt, daß eine Fahrt nach-Kaltbof überhaupt nicht mehr 
nötig sei und es im übrigen Sache der Danziger Beharden sei. amtlich 
Feststellungen im Gebiet der Freien Stadt zu treffen. Le ationsrat Per- % kowski hat sich trotzdem im Kraftwagen der Polnischen iplomatischen 
Vertretung nach Kalthof begeben. In seiner Begleitung befanden sich 
Dr. Sziller von der polnischen Eisenbahndirektion in Danzig (der zu den 
exterritorialen Mitgliedern der Polnischen Diplomatischen Vertretung 
gehört), ein polnischer Oberzollinspektor und der Chauffeur des Kraft- 
wagens, Murawski. Perkowski und seine Begleiter sind nach der An- 
kunft in Kalthof egen Mitternacht in keiner Weise belästigt worden. a Die demonstrieren e Menge hatte sich inzwischen längst zerstreut. 

C) h g e n  0.50 Uhr wollte der Danzipr  Staatsangehörige ~leikchermeister 
Grübnau von Marienburg mit einer Taxe, in der sich außer dem 
Chauffeur Hops noch zwei Zivilisten befanden, über Kalthof nach Danzig 
zurückfahren. Als die Taxe in die Kurve an der Cbausseeüberführung 
bei Kalthof einbog, wurde sie durch den Kraftwagen der Polnischen 
Diplomatischen Vertretung in Danzig (Kennzeichen B 611306) vom Bahn- 
hofsdamm her so stark angeblendet, daß  sie halten mußte. Die Blend- 
tvirkung wurde anscheinend durch die Benutzung einer Handblend- 
laterne erhöht. Grübnau und Hops stiegen aus und gin n auf das pol- 
nische Auto zu, um darauf hinzuwirken, daß  dessen F cheinwerfer ab- 
gestellt würden, entschlossen sich aber unmittelbar darauf, wieder in 
ihren Wa en zunückzukehren. Auf dem Wege zu diesem wurde Grübnau 
durch 2 d chüsse aus der Richtung des polnischen Autos, die ihn von 
hinten in das Genick und in die Schulter trafen, erschossen. Infolge der 
Blendwirkung des polnischen Autos haben weder der Chauffeur Hops 



noch die beiden anderen Insassen der Taxe feststellen können, wer sich 
in dem polnischen Auto befand und wer die beiden Schüsse abgegeben 
hat. Seitens der Polnischen Diplomatischen Vertretung in Danzig wird 
behauptet, daß  die Schüsse von dem Chauffeur Murawski abgegeben 
worden seien, Legationsrat Perkowski, Dr. Sziller und der polnische 
Oherzollinspektor hätten sich nicht mehr in dem Dienstwagen, sondern 
im Bahnhofs ebäude von Kalthof befunden. Murawski sei von zwei P Männern in ivil mit hohen Stiefeln bedroht worden, habe zwei Schreck- 
schüsse in die Luft abgegeben und erst, als einer der beiden Männer eine 
Pistole gezogen hatte, zwei Schüsse auf den angeblichen Angreifer ab- 
gefeuert. 

Die früheren Insassen des Dienstwagens der Polnischen Diploma- 
tischen Vertretung sind zu diesem nicht zurückgekehrt, haben sich viel- 
mehr - nach Danziger Darstellung auf einer Lokomotive, nach pol- 
nischer Datstellung auf einer Dräsine - vom Bahnhof Kalthof nach 
Dirschau (Polen) begeben. 

In dem zurückgelasseoen Kraftwa en wurden eine geladene Pistole, 
die nicht gebraucht worden war, un f ein leeres Futteral einer Mauser- 
pistole vorgefunden. Die tödlichen Schüsse sind nach polizeilicher Fest- 
stellung zweifelsfrei aus einer polnischen Armeepistole abgegeben worden. 

Die polnische Behauptung, der Chauffeur Murawski sei bedroht 
worden, ist falsch. Der Chauffeur Hops und der Fleischermeister 
Grübnau waren völlig unbewaffnet.. Grübnau hatte noch eine brennende 
Pfeife im Munde, als e r  auf daa polnische Auto zugin . Hinzukommt, B daß beide von der voraufgegan eoen Demonstration in althof sowie der 
Anwesenheit der Angehörigen f e r  Polnischen Diploniatiscben Vertretiing 
in Danzig mit Dienstkraftwagen in Kalthof nichts wußten. 

d) Die Meldung des Straßburger Senders, daß  Grübnau bereits mehrmals 
an Aus$chfeitungen gegen polnische Zollinspektoren in Danzig beteiligt 
gewesen sei, ist unrichtig. Grübnau hat als ruhiger Mensch niemals an 
solchen Kundgebungen teilgenommen. 

Bergmann 

Nr. 421 
Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an da8 Auswärtige Amt 

Bericbt 

Qanzig, den 24. Mai 1939 

Die beiden polnischen Noten vom 21. d. M.* sind heute durch zwei Schreiben 
des Präsidenten des Senats an die Polnische Diplomatische Vertretung beant- 
wortet worden. 

I n  den Danziger Noten wird festgestellt, daß  der polnische Chauffeur 
hgurawski den Danziger Staatsangehörigen Grfibnau ohne jeglichen Anlaß und 
ohne auch n a r  irn e r i n  ten ange riffen oder bedroht worden zu sein, nieder- 
geschossen hat. Es wir F hervorge f oben, daß die drei hoheren polnischen &- 

* lliese Noten behandeltem den Zwirchenfall in Kalthof. 



amten, aämlich der Vertreter Minister Chodackis Legationsrat Perkowski, der 
Oberste Zollrat Swida und der polnische Rat Dr. Sziller, sich zu Mithelfern 
geniacht haben, indem sie Murawski eine ihrer Armeepistolen überlassen haben, 
und daß sie sich ferner einer Begünstigung des Murawski dadurch schuldig 
gemacht haben, daß  sie den Täter auf polnisches Gebiet brachten. Der Senat 
verlangt mit Rücksicht auf diesen Sachverhalt die Abberufiin der drei genanu- 

enthaltenen Erklärungen und Forderungen zurück *. 
r$ ten Beamten; er weist endlich die in der zweiten polnischen ote vom 21. d. M. 

Die Bluttat von Kalthof hat am Abeiid des 22. d. M. zu einer großen Protest- 
kundgeburig in Tiegenhof geführt, bei der Landrat und Kreisleiter Andres eine 
Rede hielt. E r  hat dabei von jedem einzelnen Danziger Volksgenossen Ruhe, 
Kaltbliitigkeit und Disziplin gefordert uiid erklärt, Danzi könne trotz der % Provokationen im Vertrauen auf den Fithrer seine Stunde a warten. 

Am heutigen Nachmittag findet in Kalthof eine Trauerfeier für den ermorde- 
ten Grübnau statt, an der führende Persönlichkeiten von Partei und Staat teil- 
nehmen. Die Trauerrede hält Senatspräsident Greiser. Die Beisetzung der 
Leiche des Griibnau erfolgt in Marienburg. 

von Janson 

Nr. 422 

Protokoil des Hauptzollamts Elbing 

Elbing, den 24. Mai 1939 

Bei dem Hauptzollamt erscheint der Kraftfahrer der Firma A. Zedler, Elbing, 
Otto Eggert, geboren 12. Dezember 1902 in Elbing, wohnhaft in Elbing, Pauli- 
kirchstr. 18, und gibt folgendes an: 

Am 23. Mai 1939 traf ich auf der Fahrt nach dem Reich mit dem Fern las t  
wagen der Firma A. Zedler in Elbine; gegen 22.30 Uhr in Liessau ein. 

Zur Erledigung der Zollformalitäten hielt ich mit dem Wagen vor dem Trans- 
formatorenhaus gegenüber der Dnnziger Zollbuda. 

Während ein polnischer Zöllner zum Wagen kam, um die Zollbleie usw. 
nachzuprüfeii, wollte ich, wie ich dies bisher immer getan hatte, zum polnischen 
Zollamt im Brückenkopf gehen, um den Wagen zur Durchfahrt anzumelden. 

Als ich kurz vor dem zweiten.Eisenzaun vor dem Brückenkopf war, hörte ich, 
wie der im oberen Varsprun des Briickenkopfes stehende polnische Militär- 
posten einem unten in der Nä e der Eisenbahnschienen stehenden Militirposten 
etwas zurief. 

P 

* In dieser Note hatte die Polnische Regierung festgestellt, da0 sie keinerlei Einschränkung 
der polriiscban Zollrechte durch ~vollrndete 'i atsachena dulden werde, und weiter eine Unter- 
siichung des ~Oberfalla*, Entschädigung der olnischen Zollinspektoren in Kalt.hof sowie eine 
*klare und bindende Erklärun = des Senats 1 insichtlich der Sicherheitsgara~itien verlangt, die 
dem .polnischen Volksteila unf den polniachea Beamten in Danrig zu gewähren seien. 



Der untere Posten gab eine nicht zu verstehende Antwort und legte sofort 
sein Gewehr auf mich an. Als icb dies bemerkte, warf ich mich sofort auf die 
Erde. Ich hatte mich kaum hingelegt, als der erste Schuß krachte, der knapp 
über mibh hinweggegangen sein muß. 

Ich drehte mich auf der Erde um, sprang auf und lief einige Sprünge gegen 
die Danziger Zollbude zu und warf mich wieder auf die Erde. Da krachte auch 
schon der zweite Schuß, der wieder über mich hinwegging und in das Trans- 
formatorenhaus einschlug. 

Ich lief dann noch einige Sprünge zurück und fand Deckung hinter der 
Danziger Zollbude. 

Nach diesem Vorfall begab sich der beim Wagen stehende polnische Zoll- 
beamte zum Brückenkopf und fragte dort den Posten, weshalb geschossen wird. 

Er kam dann zurück, sagte, es sei ein Versehen gewesen und ich möchte doch 
zwecks Rücksprache zum polnischen Offizier im Brückenkopf kommen. Ich 
lehnte jedoch ab, mich auf polnisches Gebiet zu begeben. 

Otto Eggert 
g. W. 0. 

Klär 
Zollinspektor 

Nr. 423 
Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Danzig, den 5. Juni 1939 

Die Zahl der auf Danziger Gebiet täti en olnischen Zollbeamten ist im Laufe 
der  letzten Zeit erheblich verstärkt wor f en. E s ist auch, wie bekannt, wiederholt 
zu Zwischenfällen zwischen der Danziger Bevölkerung und den polnischen Zoll- 
beamten gekommen, die bei ihrer dienstlichen Tätigkeit die ihnen vertrags- 
mäßig zustehenden Aufgaben häufig überschreiten. Der Senat der Freien Stadt 
Danzig hat daher Veranlassung genommen, mit der abschriftlich anbei über- 
reichten Note vom 3. d. M. die F r  e der polnischen Zollinspektoren in Danzig 
grundsiitzlich anzuschneiden und 7 ie Polnische Diplomatische Vertretun % zu ersuch'en,' die Tätigkeit der polnischen Zollinspektoren auf die vertragsmä ige 
Grundlage einer generellen Kontrolle zu beschränken und von Anweisungen 
der polnischen Zollinspektoren an die Danziger Zollbeamten künftig abzusehen. 

Gleichzeitig hat der Senat in seiner Note seine Absicht mitgeteilt, nunmehr 
die bisher vorläufig zurückgestellte Vereidigung der Danziger.Zollbeamten auf 
Grund des neuen Danziger Beamtengesetzes vorzunehmen. Wie erinnerlich, 
hatte die hiesige Polnische Diplomatische Vertretung gegen das neue Ilanziger 
Bearntengesetz gerade auch hinsichtlich der Stellung der Danziger Zollbeamten 
Einwendungen erhoben, denen der Senat in seiner Note vom 3. Januar d. J. 
entgegengetreten war. 

von Janson 



Anlage 

Der Präsident des Senate der Freien Stadt Danzig 
an den Diplomatischen Vertreter der Republik Polen in Danzig 

Danzig, den 3. Juni  1939 
Herr Minister! 

Ich hatte bereits vor Monaten die Ehre, Sie darauf aufmerksam zu machen, 
daß die immer mehr anwachsende Zahl der polnischen Zollinspektoren nicht 
mehr mit der Erfüllung ihrer vertragsmaßigen Aufgaben in Einklang zu bringen 
ist. Nach den neuesten Zugängen sind jetzt weit über 100 polnische Zolliiispel<- 
toren auf Danziger Gebiet tätig. Ihr  '~erha l te i i  innerhalb und außerlialb des 
Dienstes gibt zu häufigen Klagen Anlaß: Die Danziger Bevölkerung wie auch 
die deutsche Bevölkerung im kleinen Grenzverkehr fülilt sich durcli die Art, in 
der die polnischen Zollbeamten ihren Dienst ausüben und in der sie sich aul3er- 
dienstlich verhalten. ständig verletzt. 

Ich hege nicht die Befürchtung, daQ es deswegen zu Zwischenfiillen von 
seiten der Bevölkerung kommen könnte. Noch viel weniger ist die Sicherheit 
der polnischen Beamten in irgciideiner Form gefährdet. Ich hal~c dafiir Sorge 
getragen, daß  sie ihren Dienst wie bisher völlig gesichert und uiigeliiiid~~rt aus- 
üben können. Ich glaube aber, daß  inan Mittel und Weqe siichen muß, uin den 
ständigen Reibungen und Spannungeii aus dem Wege Zu gehen. 

Aus aller1 dicsen Gründen halte ich es für notwendig, die Tätigkeit der pol- 
nischen Zollinspektoren mit sofortiger Wirkung auf die veitragsniSlJicc Grund- 
lage einer generellen Kontrolle zu beschränken. Insbesondcre niuß ich ver- 
laiigen. daß sie ihre Amtshandluriwen aiif der Dienststelle selbst, also nicht 

9 außiarhalb des Diciistgehiiudes, erle igen. Icli kaiiii auch nielit mehr ziilnsseii, 
daß die Daiiziger Zollbeainten Anweisungen, auch in Form von Anrcguiigen, 
von den polnisclien Zollbeamten e~itgeeeniiehmen. Icli werde11 dafür sorgen, 
daW dienst,lich gestellte Fragen dienstlich beantwortet werden. 

Icli habe deii Präsidenten dcs IAaiideszol1amts der Freien Stadt Danzig be- 
auftragt, seine Beamten entsprechend zu instruieren. Icli beelire niicli, Sie, 
Herr Minister, zu bitten, Ilircr Regierung davon Mitteiliing zu maclleri lind 
daliin zu wirken, daß deni Verlangen der Danziger Regierung entgegen- 
gekommen wird. 

Ich m6clite bei .dieser Gelegenheit auf unsere Unterredung vom 8. Februar 
d. J .  zurückkommen. Ich hatte Ilinen, Herr Minister, damals erkliirt, daß ich 
Anordnung geben würde, vorläufig von einer Vereidigiiiig der' Zolll~eamten- 
scliaft abzusclicn, und daß  ich micli gegebenenfalls vor einer Vereidigung mit 
Ihrien in Verbindung setzen würde. 

Ich bechre mich, Ihnen unter Bezugnahme auf die Ausfiihriingen in meinem 
Schreiben vom 3. Januar d. J. (S. 2 und 3) mitzuteilen, daß ich ,jetzt der  
Finanzabteilung des Senats freigestellt habe, die' Vereidigung der Zollbeamten- 
scliaft vorzunehmen, wenn sie es für  wünschenswert halten sollte. 

Genehmigen Sie, usw. 

Greiser 



Nr. 424 
Der Deutsche Generaikonsul in Dandg an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Dmzig, den 9. Juni 1939 

Vor kurzem hat sich hier ein Vorfall ereignet, der auf die Tätigkeit der 
polnischen Zollinspektoren in Danzig ein bezeichnendes Licht wirft. 

Am Nachmittag des 25. Mai d. J. b aben sich die beiden polnischen Zoll- 
insektoren Kalinowski und Jarostows ? i aus Tiegenbof auf einem Motorrad 
zur Fähre bei Nickelswalde, ließen sich mit der Fähre nach Schiewenhorst 
abersetzen und versuchten, sn der dortigen Briickenanlage Feststellungen zu 
treffen. Sie nahmen durch Abschreitun en Abmessun en vor, stie en die Stein- 
tre pe nach dem Wasser zu herunter, hopften das uodament er Brücke ab 1 B d 
nn untersuchten ein eisernes Abflußrohr. Alsdann ließen sie sich wieder mit 
der F u r e  nacb Nickelswalde übersetzeu, be aben sich zu ihrem dort zurück- 
gelassenen Motorrad und machten sich auf # apier Notizen. 

Die beiden Danzi er Tageszeitungen .Der Danzi er Vorpostens und die 
wDanziger Neueste r$ achrichtens berichten in ihren 8 ummern 130 vom 7. d. M. 
liber den Vorfall, den man nur als offensichtliche Spionagetätigkeit der pol- 
nischen Zollins ktoren bezeichnen könne, und weisen darauf bin, daß er in 
deutlichster &se bestätige, da8 der wirkliche Zweck der Tätigkeit der 

olnischen Zollinspektoren in Danzig auf ganz anderem als auf zolldienstlichem 
bebiete liege. 

Die Zahl der polnischen Zollinspektoren ist im tibrigen nach dem Zwischen- 
fall in Kalthof um 31 neue Beamte vermehrt worden. 

10 Vertretung 

von Grolman 

Nr. 425 
Der De«+he GenemUsonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Danzig, d a  12. Juni 1939 

in  der Angelegenheit der Zollinspektoren bat die hiesige Polnische Di lo- 
matische Vertretung auf die Danziger Note vom 3. d. M., die ich mit dem for-  
bericht * überreicht habe, mit einer Note vom 10. d. M. geantwortet. 

Oie polnische Note weist die Vorwürfe gegen das Verhalten der polnischen 
Zollinspektoren zuriick, bezeichnet die augenblickliche Zahl der in Danzig 
tätigen polnischen Zollins ektoren noch als unzureichend und erklilrt, irgend- 
welche mchrankun in J' en Rechten der polnischen Zollinspehtoren nicht zu- 
lassen EU können. % der Frage der Vereidigun der Drnziger Zollbearnten 
bemerkt die polnische Note, im Falle der Vertei 8 igung mUßte die Polnische 
Regierung eine Verstärkung der Zahl der Zollinspektoren erwägen, da dip 

* VgI. Nr. 423 und Anlage. 



Danziger Zollbeamten, wie es in der Note wörtlich heißt, rdann eine geringere 
Gewähr der Respektierung und entsprechenden Anwendung der polnischen 
Zoilvorschriften als bisher bieten werden. n 

Wie mir von seiten des Senats &tgeteilt wird, beträgt die Zahl der polni- 
schen Zollinspektoren auf Danziger Gebiete zur Zeit insgesamt 106 einschließ- 
lich der Vermehrung um 31 Beamte, die nach dem Zwischenfall in Kalthof er- 
folgt ist und der ein Abgang von lediglicb 2 polnischen Beamten gegenüber- 
gestanden hatte. 

von Janson 

Nr. 426 
Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Danzig, den 12. Juni 1939 

In  der Nacht vom 9. zum 10. d. M. hat sich erneut ein Zwischenfall mit 
einem polnischen Zollinspektor ereignet. Der polnische Zollinspektor von 
Lipinski hat sich unter dem Vorgeben, deutscher Oberleutnant d. R. zu sein, 
an zwei Danziger SA.-Männer herangemacht und sie über dienstliche Ange- 
legenheiten der SA. auszuhorchen versucht. Er hat alsdann mit ihnen eine 
Autofahrt unternommen und beabsichtigte sogar, mit ihnen nach Gdingen zu 
fahren, wobei er den Chauffeur angewiesen hatte, an der Grenze nicht zu halten. 
Zu der Fahrt nach Gdingen ist es nicht gekommen, da inzwischen von Lipinski 
den Führer sowie Reichsminister Dr. Goebbels in ufierhiirter Weise be- 
schimpfte, worauf sich eine tätliche Auseinandersetzung entwickelte, bei der 
von Lipinski nicht unerheblich verletzt wurde. 

Wegen dieses Vorfalls und we en der in dem Vorber2cht * erwähnten 7 Spionagetätigkeit der polnischen Zo linspektoren Kalinowski und Ja~ostowski 
an der Fähre in Schiewenhorst hat der Senat der Freien Stadt Danzig am 
heuti en Tage bei der Polnischen Diplomatischen Vertretung schiirfsten Protest P einge egt. 

vbn Janson 

Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 
Bericht 

Danzig, den 23. Juni 1939 
Am vergangenen Sonnta , dem 18. d. M., veranstaltete die polnische Berufs- 

und Arbeitsvereinigung in%anzig einen Ausflug nach Dirschau, an dem etwa 
1600 Personen teilgenommen haben. 

Die Tatsache, daß die in Danzig wohnhaften Polen nach wie vor die Mög- 
lichkeit zu derartigen Ausflügen in das polnische Gebiet haben, steht im be- 
merkenswerten Gegensatz zu den polnischen Verwaltun sschikanen gegenüber f den Volksdeutschen in Polen, denen es bekanntlich ürzlich U. a. verboten 
worden ist, an dem heute beginnenden großen Weichselland-Sängerfest in 
Daazig sowie an der internationalen Danziger Ruder-Regatta am 23. d. M. 
teilzunehmen. 

In Vertretung 

von Grolman 
* Vgl. Nr. 424. 



Nr, 428 
Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 

Telegramm 
Danzig, L den 23. J uni 1939 

h z i g e r  Gendarmerie in Liessau erhielt Mitteilun , daß am 22. Juni in 
Dirschau durch polnischen Offizier Kolonne von je 1 8 Mann unter Führung 
namentlich bezeichneter vorbestrafter Personen gebildet worden sei, die in den 
nächsten Tagen in Zivil nach Danzig mit Gasbomben eindringen sollte. In 
Dirschau sei für den 22. Juni bis 24. Juni Alarmbereitschaft angeordnet. Für 
23. Juni  würden dort 2 Generale aus Warschau erwartet. Auch seien bei 
Dirschau Flieger eingetroffen. 

Grolman 

Nr. 429 
Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Danzig, den 7. Juli 1939 

Nachdem bereits in der letzten Zeit verscbiedentlich Liefrrungen alter 
Speisekartoffeln aus Polen nach Danzig nicht mehr ausgeführt worden waren, 
ist nunmehr in einem Fall ein bereits laufender Transport nicht über die 
Grenze nach Danzig gelassen worden. Am 6. d. M. wurden zwei Wagen mit 
110 Lentnern Kartoffeln, die von einer Danzigcr Firma im Kreise Karthaus 
eingekauft waren, an dem polnisch-Danziger Grenzübergang bei Kokoschken 
festgehalten. Uabei iußerte einer der polnischen Grenrbeamten sich dahin, 
sie lieWen die Kartoffeln nicht durch, da sie ja  für  die deutschen Soldaten in 
Danzig bestimmt seien. Auf Veranlassung des Danziger Empfängers setzte 
sich der Senat daraufhin mit der hiesigen Polnischen Diplomatischen Vertre- 
tung in Verbindung, die zunächst auch zusagte, daß der festgehaltene Trans- 
port freigegeben werde, etwa 2 Stunden später jedoch mitteilte, aus  bestimm- 
ten anderen Gründenn könnte die Freigabe des Transportes nicht erfolgen. 

Das polnische Verfahren steht im Widerspruch mit den Bestimmungen des 
Warschauer Abkommens vom 24. Oktober 192 1, nach dessen Artikel 2 15 
keinerlei Beschränkungen im Warenverkehr zwischen Polen und Danzig be- 
stehen. Zudem werden auch die besonderen Danzig-polnischen Vereinbarungen 
über deii Verkehr mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen verletzt, auf Grund 
deren sich Polen zur Lieferung bestimmter Mengen nach Danzig verpflichtet 
hat. 

Es dürfte keinem Zweifel unterliegen, da13 die polnischen Maßnahmen auf 
politische11 Gründen beruhen. 

von Janson 

Nr. 430 
Der Deutsche Generalkonsul in Thorn an d a  Auswärtige Amt 

Bsricht 
Thorn, den 11. Ju l i  1939 

Das diesjährige a Fest des Meeres. fand in der Zeit vom 25. Juni bis 2. Juli  
d. J .  statt. Die See- und Koloniafli veröffentlichte in der hiesigen Presse 
einen Auf ruf, in dem, ebenso wie in r er  Eröffnungsanxpracbe des Vorsitzenden 



der See- und Kolonialliga, des Generals Kwasniewski, die Forderungen nach 
Verteidigung der polnischen Meeresküste sowie nach Vergrößerung der 
polnischen Kriegsflotte erhoben werden. 

Anläßlich der Feiern, die in allen größeren Städten Pommerellens unter 
starker Anteilnahme der Bevölkerung stattfanden, wurde überdies verschie- 
dentlich die weitergehende Forderung nach ständiger Verbreiterung der 
polnischen Meeresküste aufgestellt und teilweise von der örtlichen Presse 
übernommen. 

Lien Höhepunkt der diesjährigen Feier bildete eine Kundgebung in Gdingen 
a m  29. Juni d. J., an der der Stellvertretende bIinisterpräsident Kwiatkowski, 
Handelsminister Roman und der Woiwode von rPomrnerellen Minister Racz- 
kiewicz teilnahmen. Nach einem Bericht des Deutschen Konsulats in Gdingen 
wohnten dieser Kundgebun ferner etwa' 3 000 Polen aus Danzig bei, die 
Schilder mit den Aufschri f ten ~Danziger Herz und polnisch Herz ist cin 
Herz«, r Danzig ist polnisch und wird polnisch bleibenn mit sich führten. Der 
Abgeordnete der polnischen Minderheit im Danziger Volkstag Budzynski wies 
in einer Ansprache auf die angebliche Verfolgung der polnischen Minderheit 
in Danzig hin und erklärte, daß die polnische Bevölkerung Danzigs die Ver- 
einigung Uanzigs mit dem Mutterlande Polen mit Hilfe der polnischen Armee 
erreichen werde. 

10 Vertretung 

Graf 

Nr. 431 
Der Präsident des Senats der Freien Stadt Danzig 

an den Diplomatischen Vertreter der Republik Polen in Danzig 
Danzig, den 29. Juli 1939 

Herr Minister l 

Sie haben mich mit Ihrem Schreiben vom 19. d. M. davon unterrichtet, daß 
die Polnische Regierung beschlossen hat, rdie von den polnischen Zollinspek- 
toren ausgeübte Kontrolle bei der Firma AmadalUnida in Danzig mit dem 
1. August d. J. einzustellen und die von dem Danziger Zollamt für  den Ver- 
edelungsverkehr ausgestellten Bescheinigungen für Fettsendungen dieser 
Firma nach Polen nicht anzuerkenneri cr . 

Wenn die Kegierung der Bepublik Polen von der Kontrollrnoglichkeit bei 
der genannten Firma keinen Gebrauch machen will, so ist das ihre eigene 
Sache. Sollten dagegen die von dem Danziger Landeszollamt aus estellten 

5 4  Bescheinigungen vor Ablauf der grundlegenden Abmachung vom 22. ai 1937 
nicht mehr anerkannt werden. so würde dies eine action directe und eine Ver- 
letzung der ungekündigten, bis zum 31. Juli 1940 laufenden Abmachung vom 
22. Mai 1'937 bedeuteq. 

Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daS ich gegen eine solche Handlungs- 
weise Verwahrung einlegen muß, ebenso wie gegen eine Verquickung dieser 
rein wirtschaftlichen qngelegenheit mit der Frage der Tiitigkeit der polnischen 
Zollinspektoren. Ich erstrecke diese Verwahrung auf die i~e i  mündlichen 
Verhandlungen ausgesprochene Verquickung der Angelegenheit der Frage 



der polnischen Zolliiispektoren mit der Einfuhr von Heringen aus eigcnes 
llanzi er Fängen nach Polen. Wie in dem Aide-Memoire des Senats vom 
18. d.%. bereits dargelegt wurde, steht dieses Einfuhrverbot nicht im Ein- 
klang mit dem Grundsatz eines gemeinschaftlichen Wirtschaftsgebietes und 
bedeutet gleichfalls eine action directe. 

Lch möchte nicht verfehlen, darauf hinzuweisen, daß, wenn tatsächlich die 
von dem Danziger Landeszollamt ausgestellten Bescheinigun en für Fett- 
sendungen der Eirma AmadalUnida nach Polen nicht mehr aner % annt würden 
und wenn das Einfuhrverbot fiir Heringe aus Danziger eigenen Fängen nach 
Polen nicht zuriickgenommen werden würde, der Senat sich gezwungen sehe, 
sogleich mit wirtschaftlichen Gegenmaßnahmen zu antworten. 

Genehmigen Sie, usw. 
Greiser 

Ni. 432 
Der Diplomatische Vertreter der Republik Polen in Danzig 

an den Praaidenten des Senats der Freien Stadt Danzig 

Danzig, den 4. August 1939 
An den 

Herrn Priisidenten des Senats der Freien Stadt Danzig, 
Arthur Greiser, Danzig. 

Ich habe erfahren, daß die lokalen Danziger Zollbehörden an den Grenz- 
stellen zwischen der Freien Stadt Danzig und Ostpreußen sich an die 
polnischen hllinspehtoren mit der in ihrer Art beis iellosen Erklärung ge- 
wandt haben, daß die Llanziger Awführungsorgane 1 eabsichtigen, sich vom 
6. August um 7 Uhr ab der Ausübung der Kontr~llfunktionen durch einen 
gewissen Teil der polnischen Inspektoren zu wid-ersetzen, welche Funktionen 
sich a w  den Hechten der Polnischen Regierung an der Zollgrenze ergeben. 
Ich bin überzeugt, daß dieses Vorgehen der lokalen Or ane entweder auf 
einem MiWverständnis oder auf einer irrigen Auslegung er Instruktion des 
Senats der Freien Stadt Danzig beruht. 

f 
Ich zweifle nicht, da.ß Sie, Herr Präsident des Senats, keine Zweifel darüber 

.hegen, daß eine derartige Antaktung der fundamentalen Rechte Polens unter 
keinem Vorwand von der Polnischen Regierung geduldet wird. 

Ich erwarte Ibre zusichernde Antwort, daß Sie Anordnungen erlassen 
haben, die das Vorgehen Ihrer Untergebenen annullieren, ~pätestens bis zum 
5. August um 18 Uhr. 

Angesichts der 'iatsaehe, daß dae erwähnte Vorgeben an einer Reihe von 
Grenzstellen stattgefanden hat, bin ich Sie, Herr Präsident des 
&nats, zu warnen, daU alle polnischen den Befehl erhalten 
haben, ihren Dienst in Uniform und 6. Au ust d. J. und 

e f den nachfolgenden Tagen an allen Grenz unkten auszuöben, ie sie für die 
Kontrolle als notwendig erachten. Alle ersuche, ihnen die Ausübung des 
Dienstes zu erschweren, alle Uberfiille oder Interventionen der PolizeihehKrden 
wird die Polnische Hegierung als einen Gewaltakt gegen die amtlichen i3e- 
diensteten des Polnischen Staates während der Ausübung ihres Dienstes 
betrachten. Falls die obenerwahnten Mißbrtiuche angewandt werden sollten, 



wird die Polnische Regierung unverzüglich Vergeltung (Retorsion) gegen die 
Freie Stadt anwenden, für die die Verantwortung ausschließlich auf den 
Senat der Freien Stadt fällt. 

Ich hoffe, bis zu der erwähnten Zeit eine zufriedenstellende Aufklärung zu 
erhalten. 

Chodacki 

Nr. 433 
Der Diplomatische Vertreter der Republik Polen in Danzig 

an den Präsidenten des Senats der Freien Stadt Danzig 

Danzig, den 4. August 1039 
Herr Präsident des Senats! 

Die Polnische Regierung gibt ihrer Verwunderung Ausdruck, daß der Senat 
bei der Beantwortung einer so technische Schwierig- 
keiten hat. Lm Interesse der Vermeidun Folgen nehme ich einst- 
weilen zur Kenntnis, daß keine Gewa unsere Zollinspektoren 
erfolgen werden und daß sie ihre normal ausüben können. 
ich bestäti e jedoch, daß die in meiner Note vom 4.8. - 23.40 Uhr - ent- 
haltenen #arnungen in Kraft bleiben. 

Genehmigen Sie, usw. 
Chodacki 

Nr. 434 
Der Präsident dea Senats der Freien Stadt Danzig 

an den Diplomatischen Vertreter der Republik Polen in Danzig 
Danzig, den 7. August 1939 

Herr Minister, 

Auf  Ihre beiden Schreiben, datiert vom 4. d. M., von denen das zweite am 
5. August zugestellt wurde, muß ich Ihnen mein Erstaunen darüber zum Aus- 
druck bringen, da6 Sie ein völlig unkontrolliertes Gerücht zum Anlaß nehmen, 
der Danziger Regierung ein kurzfristiges Ultimatum der Polnischen Regierung 
zu übersenden und damit in dieser politisch bewegten Zeit grundlos Gefahren 
heraufbeschwören, deren Auswirkung unübersehbares Unheil anrichten kann. 
Die plötzliche Anordnung der Polnischen Regierung, daß alle polnischen Zoll- 
tnspektoren ihren Dienst in Uniform und mit Waffe auszuüben haben. verstößt 
gegen die vertragliche Abmachung und kann nur als eine beabsichtigte Provo- 
kation aufgefaBt werden, um Zwischenfälle ond Gewaltakte bedenklicher Art 
herbeizuführen. 

Nach den von mir inzwischen getroffenen Feststellungen, von denen ich 
Ihnen sogleich am Sonpabend, dem 5. d. M. vormittags, tele phonisch Mitteilung 
machte, ist von keiner Stelle, insbesondere von keiner Dienststelle des Landes- 
zollarnts der Freien Stadt Danaig, eine Anordnun des Inhalts egeben word.en, 
daß die Danziger Ausführungsorgane sich vom 8. August, 7 8 hr früh ab, der 
Ausühun der Kontrollfunktionen durch einen gewissen Teil der polnischen 
Zollinspe f toren zu widersetzen haben. Ich verweise außerdem auf mein 



Schreiben vom 3. Juni d. J. *, in dem ich bereits das Verhältnis der Danziger 
Zol lbe~tenschaf t  zu den polnischen Zollinspektoren an der Grenze genaa 
prä judizierte. 

Die Llanziger Regierung protestiert mit aller Entschiedenheit gegen die von 
der Polnischen Regierung angedrohten Retorsionen, die sie als völlig unzu- 
lässige Drohung ansieht und deren Folgen allein auf die Polnische Regierung 
zurückfallen. 

Genehmigen Sie, usw. 
Greiser 

Nr. 435 
Aufzeichnung eines Beamten der Politischen Abteilung 

des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 23. August 1939 

Vizekonsul von ürolman, Deutsches Generalkonsulat Danzig, teilte soeben 
fernmündlich folgendes mit: 

Gegen 14.25 Uhr ist die fahrplanmäßige Verkehrsmaschine Berlin-Danzig- 
Königsberg in der Nähe von Heisternest, auf der Halbinsel Hela, von polnischer 
Seite scharf beschossen worden. Die Maschine befand sich etwa sechs See- 
meilen von der Küste entfernt und flog in einer Höhe von etwa 50 m. Die 
Schüsse lagen etwa je 50 m seitlich der Maschine sowie vor dem Flugzeug. 
Nur durch Zufall wurde das Flugzeug nicht getroffen. 

(Weisungsgemäß fliegen die deutschen Verkehrsmaschinen seit gestern abend 
nicht mehr durch die vorgeschriebenen Zonen über den polnischen Korridor, 
sondern müssen den Umweg über die Ostsee machen.) 

Bergmann 

Nr. 436 
Aufzeichnung eines Beamten der Poiitischen Abteilung 

des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 24. August 1939 

AuWer der bereits gestern gemeldeten **  BeschieBung des Lufthansa-Flug- 
zeugs U-AYUP vor Hela sind bei der Deutschen Lufthansa noch zwei weitere 
Meldungen über Beschießung von Flugzeugen eingegangen: 

1. Uas Flugzeag D-APUP, Typ Savoia, F1 zeugführer Böhner, ist auf dem 
Flug von Danzig nach Berlin um 13.15 B hr von Hela aus und auch von 
einem 40 km von der Küste liegenden polnischen Kreuzer durch Flak 
beschossen worden. Die Entfernung des Flu zeu es von der Halb- 
insel Hela betrug 15 bis 20 km, die Flugh6he f 50%m. Sprengwolfren 
von 8 Schüssen wurderi in größerer Entfernung von der Maschine be- 
obachtet. 

* Vgl. Nr. 423, .Anlage 
** Vgl. NT. 435. 



2. Das Flugzeug D-AMYO, Typ Ju 86, Flugzeugführer Neumann, wurde 
auf dem Flug von Danzig nach Berlin um 16 Uhr von der Halbinsel Hela 
aus beschossen. Entfernung von der Küste 5 bis 6 Seemeilen, Flughöhe 
1200 m. Die Schüsse lagen zu kurz und zu tief. 

Nr. 437 
Der Deutsche Generalkonsul in Danzig an das Auswärtige Amt 

Telephonische Mitteilung vom 31. August 1939 0.40 Uhr 

Am 30. August 1939 etwa gegen 22.30 Uhr wurden an der Danziger Grenze 
bei Steinfließ nördlich Zoppot von polnischer Seite aus eine Anzahl Schüsse 
gegen Danziger Gebiet abgegeben. 

Ob diese Schüsse Personen- oder Sachschaden angerichtet haben, konnte 
bisher nicht festgestellt werden. Nähere Mitteilung erfolgt heute vormittag. 

Anhang 

Das Oberkommando der Wehrmacht an das Auswärtige Amt 
Berlin, den 3. November 1939 

Die nach Abschluß der militärischen Operationen in Danzig eingeleitete 
Untersuchung über den militärischen Zustand der Wester latte und der ehe- 
mals polnischen Gebäude in Danzig hat zu folgendem Erge \ nis geführt: 

1. Die polnische Besatzung der Westerplatte betrug rund 240 Mann *. 
An Befestrngsanlagen* * befanden sich auf der Westerplatte außer einem alten 

deutsclien o enen Stand aus dem Jahre 191 1, in dem 3 oder 4 Maschinengewehre 
mit mindestens 10 000 Schuß Munition vorgefunden wurden, 6 Maschinen- 
gewehr-Beton-Bunker, die offensichtlich von den Polen von langer Hand vor- 
bereitet und nach einem wohldurchdachten System der gegenseitigen Flan- 
kierun errichtet worden waren. Außerdem war die neue Kaserne zur Rundum- 
Vertei f igung ein erichtet und ihr Untergeschoß ebenso wie das Kellergeschoß 
des sogenannten knteroffizier- ause es betoniert ausgebaut und zur Verteidigun 
hergerichtet. Schließlich wurden U. a. vorgefunden: eine 7,5 cm-Kanone un ! 
2 Panzerabwehr-Kanonen sowie eine Reihe von feldmäßig ausgebauten 
Maschinengewehr-Nestern, Palisaden und Schützenlöchern in feldmaßigem 
Ausbau. 

* Nach dem Beschluß des Völkerbundsrates vom 9. Dezember 1925 stand Polen das Recht 
zu, auf der Westerplatte eine militärische Wachabteilung von 2 Offizieren, 20 Unteroffizieren 
und 66 Mann zu unterhalten (vgl. Nr. 22). 

** Durch den Beachluß des Völkerbundsratea vom 14. März 1924, auf den in 5 2 des Provi- 
sorischen Abkommens zwischen Danzi und Polen betreffend die Westerplatte vom 4. August 

genommen ist, wurde die &esterplatte der Polnischen Regierung a u s a C h 1 i e ß I i C h 
atz fitr Kriegardaterial zur Verfügung tellt. Im übriges- blieb die Souveränität 

daa Gebiet uqberiihrf was auch von Polnischen Be iening anerkannt worden 
war (vgl. da8 dem Völkerbunderat am 8. Dezember 1927 vom Rata E3 richterstatter vor elegte 

1928 p. 1611162. 
8 Rechtsgutachten der Juristen Sir Cecil Huret und Pilotti; Sociht6 des Nations. Journal fficiel 



2. An polnischen Stützpunkten befanden sich innerhalb Danzigs : 
1. Polnische Post, Heveliusplatz, 
2. Hauptbahnhof und polnische Bahnpost, 
3. Polnische Eisenbahndirektion, 
4. Polnische Diplomatische Vertretung, Neugarten, 
5. Polnische Zollinspektion, Opitzstr., 
6. Polnisches Pfadfinderbeim, Jahnstr., 
7. Polnischer Wohnblock, Neufahrwasser, Hindoriusstr.. 
8. Polnisches Studentenheim Langfuhr, 
9. Polnisches Gymnasium. 

Es wurden U. a. bei der Besetzung der Gebäude festgestellt und sichergestellt: 
1. in der polnischen Post: 3 leichte Maschinengewehre, 44 gefüllte und 

13 leere Rahmen für leichte Maschinengewehre, 30 Armeepistolen, 
1 Trommelrevolver, 1 Sack Infanterie- und Pistolenmuni t ion, 150 Gier- 
hmdgranaten, 2 Höllenmaschinen, Handwaffen von 38 Gefangenen, 

2. im Hauptbahnhof : 1 leichtes Maschinengewehr und kleine Wa ilen, 
3. in der Bahnpost: 1 Maschinengewehr, 18 Pistolen, 4 Gewehre mit Munition, 

2 Kisten Handgranaten, 
4. in der polnischen Eisenbahndirektion: 45 Pistolen, 2000 Schuß Munition, 

4, Neugarten: 1 leichtes 5. in der Polnischen, Diplomatischen Vertretun 
Maschinengewehr, 5 Gewehre, 4 Pistolen and unition, 

6. in der polnischen Zollinspektion, Opitzetr.: 16 Gewehre und 1000 Schuß 
Munition, 

7. in dem polnischen Pfadfinderheim: 1 Maschinengewehr mit Munition 
und 20 Gummiknüppel. 

In sämtlichen anderen Stützpunkten sind teils Gewehre, teils Pistolen sowie 
Munition gefunden worden. 

De r  Chef des Oberkommandos de r  Wehrmacht  

Im Auftrage 

Bürkner 



B. Die letzte Phase der Deutsch-Polnischen Krise 

Nr. 438 
Erklärung des Britischen Premierministers Chamberlain im Unterhaus, 

10. Jtaii 1939 
(Oberaetzung) 

Ich habe schon früher festgestellt, daß die R e g i e r ~ e  Seiner Majestät mit 
der Polnischen und der Französischen Re ieran hinsichtlich der Danzigsr 
Frage in enger Fühlungnahme steht. Ich f abe f en Informationen, die dem 
Haus bereits über die dortige Lage gegeben worden sind, gegenwärtig nichts 
hinzuzufügen. Aber es ist vielleicht von Nutzen, wenn ich die einzelnen Teile 
dieser Frage, so wie sie sich der Regierung Seiner Majestät darstellen, noch 
einmal betracbte. 

Volksmäßig ist Danzig fast völlig eine deutsche Stadt; aber der Wohlstand 
seiner Bewohner hängt in sehr hohem Maße vom polnischen Handel ab. Die 
Weichsel ist der einzi e Wasserweg, der Polen mit der Ostsee verbindet, und 
der Hafen an seiner Siindung hat natürlich für Polen eine lebenswichtige 
strategische und wirtschaftliche Bedeutun . Eine andere Macht, die sich in 
Danzig festsetzt, könnte, wenn sie wollte, Bolens Zugan zur See sperren und 
auf diese Weise einen wirtschaftlichen und militärisc n en Druck auf Polan 
ausüben. Die für die Ausarbeitung des heutigen Statuts der Freien Stadt 
Verantwortlichen waren sich dieser Tatsache durchaus bewußt und taten ihr 
Bestes, um entsprechende Vorkehrungen zu treffen. bberdies kann von einer 
Bedrückung der deutschen Bevölkerun Danzigs keine Rede sein. Die Ver- 
waltung der Freien Stadt liegt im kegenteil in deutschen Händen und 
die einzigen ihr auferlegten Beschränkungen sind nicht so geartet, daß, sie die 
Freiheit ihrer Bürger beschneiden. Obwohl die heutige Regelung einer Ver- 
besserung zugän licb sein mag, kann sie doch an sich nicht als uqerecht oder 
unlogisch angese % en werden. Die Aufrachterhaltun des status quo ist in der a Tat vom Deutschen Reichskanzler selbst bis 194 durch den zehnjähri en 
Vertrag, den er mit Marschall Pilsudski abgeschlossen hatte, garantiert wor f en. 

Bis zum letzten März schien Deutschland der Ansicht zu sein, daß, obschon 
die Stellung Danzigs letztlich vielleicht einmal revidiert werden müsse, diese 
Frage weder dringend sei noch geeignet, zu einem ernsthaften Konflikt zu 
führen. Aber als dann die Deutsche Regierung im März ein Angebot in Form 
gewisser Wünsche machte, das  von einer Pressekampagne begleitet wurde, 
erkannte die Polnische Regiernng, daß sie sich unter Umständen schon sehr 
schnell einer einseiti pn Usung gegenübersehen könnte, der sie sich mit allen 
hchtmitteln zu wi d ersetzen haben wiirde. Sie hatte die Ereignisse in Oster- 
reich, in der Tscheche-Slowakei und im Memelland vor Augen. Demzufolge 
lehnte sie es ab, den deutschen Standpunkt anzunehmen und machte ihrerseits 
Vorschliige für eine mö licbe Usung der Probleme, an denen Deutschland 
interessiert war. Am 23. % Hn ordnete Polen gewisse Defensivmaßnahinen an, 
und am 26. März schickte es seine Antwort nach Berlin. Ich bitte das Haus, 
sich diese Daten soqfältig zu merken. Es ist in Deutschland offen erklärt 
worden, da6 es die brrtische Garantie gewesen sei, die die Polnische Regierung 



dazu ermutigt habe, die vorstehend bezeichnete Aktion zu unternelunen. Es 
muß jedoch festgestellt werden, daß unsere Garantie erst am 31. März gegeben 
wurde; arn 26. März war darüber der Polnischen Regierung gegenüber noch 
nicht einmal Erwähnung getan worden. 

Kürzliche Vorfälle in Danzig haben unvermeidlicherweise Befürchtungen 
aufkommen lassen, daß beabsichtigt wird, den künftigen Status der Freien 
Stadt durch einseitiges Vor ehen, das durch heimliche Methoden organisiert P würde, zu regeln und so Po en und die anderen Mächte vor ein fait accompli 
zu stellen. Unter diesen Umstanden würde, gibt man zu verstehen, jede Maß- 
nahme, die Polen zur Wiederherstellung der Sachlage ergreift, als eine von 
ihm unternommene Angriffshandlung hingestellt werden, und) wenn seine 
Aktion durch andere Mächte unterstatzt würde, dann würden diese ihrerseits 
bezichtigt werden, Polen bei der Gewaltanwendung zu helfen und Vorschub 
zu leisten. 

Wenn sich die Ereignisse in der Tat so abspielen sollten, wie es diese Hypothese 
vorsieht, werden sich die ehrenwerten Herren auf Grund dessen, was ich früher 
sagte, darüber klar sein, daß der Fall nicht als rein lokale Angelegenheit 
angesehen werden kann, die nur die Rechte und Freiheiten der Danziger 
betrifft, die, nebenbei gesagt, in keiner Weise bedroht sind; sie würde vielmehr 
sofort ernstere, die nationale Existenz und Unabhängigkeit Polens berührende 
Fragen aufwerfen. Wir haben garantiert, Polen für den Fall einer klaren 
Bedrohung seiner Unabhän igkeit beizustehen, die ihm einen Widerstand mit 
seinen nationalen Streitkrä P ten lebenswichti erscheinen li&e, und wir sind 
fest entschlossen, dieses Versprechen zur Aus ! ührung zu bringen. 

Ich habe bereits gesagt, da13 die heutige Regelung weder grundsätzlich un- 
gerecht noch unlogisch ist; sie mag Verbesserungen zugänglich sein. Ober die 
möglichen Verbesserungen könnte man vielleicht in einer klaren Atmosphäre 
verhandeln. Oberst Beck hat denn auch selbst in seiner Rede vom 5. Mai 
gesagt, daß alle Besprechungen möglich seien, wenn die Deutsche Regierung 
sich an zwei Bedingungen halte, nämlich an friedliche Absichten und friedliche 
Methoden des Vergehens. Der Deutsche Reichskanzler hat in seiner Reichstags- 
rede vom 28. April gesagt, daß, wenn die Polnische Regierung zu einer neuen 
vertraglichen Regelun der Beziehungen zu Deutschland kommen wolle. er dies 
nur begrüßen würde. %r fü te hinzu, daß eine solche Re elung dann auf einer 

müßte. 
7 ganz klaren und beide Tei e gleichmäßig bindenden #- erpfl~chtung beruhen 

Die Regierung Seiner Majestät ist sich darüber klar, da6 die jüngsten 
Ereignisse in der Freien Stadt das Vertrauen eestört und es für den Au en- B blick schwer gemacht haben, eine Atmosphäre zu finden, in der vernün t i p  
Ratschläge die Oberhand gewinnen können. Aqgesichts dieser Lage ist die 
Polnische Regierung ruhi geblieben, und die Regierung Seiner Majestät hofft, 
daß die Freie Stadt mit i P ren arten Uberlieferungen wieder einmal, wie schon 
früher in ihrer Geschichte, beweisen wird, da13 verschiedene Nationalitäten 
zusammenarbeiten können, wenn ihre wirklichen Interessen zusammenfallen. 
Inzwischen verlasse icb mich darauf. daß alle Beteiligten ihre Entschlossenheit 
erklären und zeigen werden, keinerlei Zwischenfälle im Zusammenhang mit 
Danzig einen derartigen Charakter annehmen zu lassen, daß eine Bedrohung 
des Friedens von Europa daraus erwachsen könnte. 



Nr. 439 
Aufzeichnung des Staatssekretärs des Auswärtigen Amts 

Berlin, den 13. Jul i  1839 

Gelegentlich einer Unterhaltung mit dem Französischen Botschafter, der mich 
aus anderem Anlaß aufsuchte, brachte ich das Gespräch auf die jüngste Rede 
des Britischen Premierministers *. Ich erklärte Herrn Coulondre, da6 mir diese 
Rede als ein schädliches Novum erscheine. Herr Chamberlain gebe zwar in 
seiner Erklärung an, wenn eine bessere politische Atmosphäre geschaffen sei, 
könnte vielleicht über das deutsch-polnische Problem eine Einigung entstehen. 
E r  selber tue aber das seinige, um die Atmosphäre zu verschlechtern und die 
Parteien noch weiter zu trennen. Die Polen ermutige er zur Hartnäckigkeit 
und Gereiztheit, die deutsche Politik aber versuche er einzuschuchterri, was bei 
uns bekanntlich den umgekehrten Erfolg habe. Sein ganzes politisches Gebäude 
aber baue Chamberlain auf einem Irrtum auf, er behaupte nämlich, Deiitschland 
habe den Status quo in Danzig bis zum Jahre 1944 garantiert. Die Mitarbeiter 
von Chamberlain hätten doch vorher ihre Nase in die Akten stecken können, 
ehe sie ihrem Chef einen solchen Fehler unterbreiteten. 

Coulondre wollte dann die polnische Haltung als eine gemessene hinstellen. 
Ich bestritt ihm das, verwies ihn auf die polnischen Kommentare zur 
Chamberlain-Erklärung und sagte ihm, meines Erachtens habe eine englische 
Zeitung recht, die vor wenigen Tagen geschrieben habe, nicht die Geheim- 
diplomatie sei schuld an Krisen, sondern die öffentliche; die britischen Kabinetts- 
mitglieder sollten ihre deutschen Kollegen nachahmen und nun einmal in die 
Ferien gehen. 

W eizsäcker 

Nr. 440 
Aufzeichnung des Staatssekretärs des Auswärtigen Amts 

Berlin, den 14. Juli  1939 

Der Britische Botschafter machte mir heute nach seinem kurzen Londoner 
Aufenthalt einen amtlichen Besuch, bei dem sich das Gespräch natürlich wieder 
in erster Linie um die allgemeine Lage drehte. Die beiderseitigen Ausführungen 
bewegten sich in der üblichen Bahn. Daß die letzte Chamberlain-Erklärung 
einen Rückschlag und keine Besserung der internationalen Atinosphäre bewirkt 
hat, bestritt der Botschafter nicht, gab es aber auch nicht ausdrücklich zu. 
Er arbeitete, wie man das gegenwärtig häufig hören kann, mit dem Argument, 
daß irn Jahre 1914 Sir Edward Grey nach einer verbreiteten Auffassung sich 
und die Britische Regierun in schuldhafter Weise in eine Nebelwolke gehüllt P hätte. Diesen Vorwurf wo lte sich die jetzige En lische Regierung ersparen. 
Andererseits verstand Nevile Henderson sehr ut, aß  öffentliche Erklärungen ! a 
dieser Art dem Verbündeten, in diesem Fa1 e Polen, lediglich den Rücken 
stärken, statt ihn zur Besinnung zu bringen. 

An einer Stelle des Gesprächs erwähnte Henderson als ein Sympton der 
Lage, daß in Deutschland doch jetzt Heservisteneinziehungen ausgeschrieben 
worden seien. Ich erwiderte hierauf, Tatsache sei, daß in Frankreich und in 

* Val. Nr. 438. 



Polen Mannschaften in Höhe von etwa I/, Million iiber den ooraalen Stand 
unter den Fahnen seien, während die in unseren Zeitungen ausgeschriebenen 
f(eservisteneinziehungen nur das darstellten, was jedes stehende Heer im 
Sommer zu tun pflege. Ich fügte noch hinzu, die britische Aul3enpolitik schiene 
mir im übrigen in vollen Kricgsvorbereitungen zu sein und sich nach Alliierten 
umzusehen, wo immer mii lieh, wenn auch nicht mit durchschlagendem Erfolge. 
Henderson verbreitete sic P dann weiter iiber die allgemeine Lage und schloß 
seine Betrachtungen mit seinem Vertrauen aufvdrts politische Genie des Führers, 
Schwierigkeiten und Konflikte im richtigen Moment unblutig zu lösen. 

Weizsäcker 

Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Telegramm ' 

Warschau, den 21. Juli 1839 

interview Marschalls Smigly-Hydz mit amerikanischer Journalistin*. be- 
stätigt, daß eine Anderung in polnischer Einstellung zu grundsätzlichen Fragen 
Uanziger Problems nicht eingetreten ist. Die egen die deutschen ~Anschluß- 
plänea gerichteten Ausführun en des Marschal f s, die in ihrer scharfen Formu- 
lieruny fast noch über die i e d e  Hecks vom 5. Mai hinausgehen, sind hier 
offenbar als notwendig empfunden worden, weil man den Eindruck hatte, daß 
die Anfang des Monats der hiesigen Presse auferlegte Reserve im Ausland viel- 
fach als Lsichen der Schwäche gedeutet worden ist. Die wiederholte Be- 
tonung, daW Polen nötigenfalls such ohne Bundesgenossen we en Danzig zu 
den Waffen reifen würde, soll die das polnische Selbstgefü 1 verletzende a P 
'i'hhese eiitkrii ten, daß Polens Bereitschaft zur Abwehr erst durch englische 
Garantie hervor erufen worden sei, und soll leichzeitig den befreundeten 
Mächten gegenü f5 er feststellen, daß der polnisc f en Verhandlungsbereitschaft 
bestimmte Grenzen gesetzt sind. Auch der Zeitpunkt der Veröffentlichung des 
lnterviews am Tage des Eintreffens des Generals Ironside ist in diesem Zu- 
sammeuhang interessant. 

Mol t ke 

* In  dem vom *News Chronicle. am 19. Juli 1939 veröffentlichten Interview hatte Marschall 
&nigly-Hydz zur Danzigfra e unter anderem folgendes geäuaert: .Sofern die Deutschen weitet 
bei ihren AnschluO linen &harren werden, wird Polen den Kampf aufnehmen, sogar renn 
ea allein und ohne b undes enossen sich acMa en sollte. Das anze .Volk ist darin eini . Wir I %l sind bereit, um die ~ n a b l f i n ~ i ~ t a i t  Poiens is rum letzten ann und zur letzten P rau zu 
kämpfen, denn wenn wir sa en, da0 wir um Danzig käm fen werden, IBO vertitehen wir das so, 
.da0 wir damit um unsere dnabhingigkeit kämpfen werSen. Danii i l t  fiir Polen notwendig. 
W e r  Daniig kontrolliert, kontrolliert unwr Wirtschaftsleben. Die $nahma Danzigs durch die 
Deutschen wäre eine Handlun , die uns an die Teilung Polens erinnert. Aus diesem Grunde 
habe ich vor vier Monaten die &obilisierung angeordnet, als Herr Hitler wiiderum Forderungen 
betreifs Danzip und Pommerellena erbob. Glauben Sie mir bitte, daß  die Mobilisierun f- nicht nur eine Demonstration war. Wir waren damals zum Kriege bereit, weiin das notwen ig ge- 
wesen wäre. Polens Armee ist nicht eo roß wie die deutsche Armee, sie ist jedoch eine gute 

das Alter polnischer ,Soldat sein.. 
t Armee. Im Falle eines Krieges wird in essen jeder Mann und jede Frau ohne Rücksicht auf 



Nr. 442 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Warschau, den 22. Jul i  1939 

Der Konimentar zum lnterview des Marschalls Smigly-Rydz, der gestern 
abend auf der Pressekonferenz des Polnischen Außenministeriilms der Auo- 
iandspresse mitgeteilt und danach durch den polnischen Rundfunk verbreitet 
worden ist. unterstreicht erneut die besondere Bedeutung, die man polnischer- 
seits den Ausführurigen des Marschalls beigelegt wissen will. Die Tatsache, 
daU der Marschall, der bisher noch niemals ein Interview gegeben hat, sich an 
die internationale Offentlichkeit wendet, ist an sich schon auffallend genug 
und beweist, wie sehr das Militär, in der Person des Obersten Heerführers, 
unmittelbar in die Außenpolitik eingreift. Da8 das Interview offenbar nicht 
im AuWenministerium verfaBt, vielleicht mit diesem nicht einmal im Wort- 
laut vereinbart worden ist, zeigen einige Wendungen des Marschalls, so z. B. 
über die Beziehungen zu Rußland, die in dieser Form von Herrn Beck kaum 
benutzt worden wären. 

Ich habe bereits anderweitig darauf hingewiesen, daß  die Ausführungen des 
Marschalls $rnigly-~ydz sich teilweise an die Bundesgenossen, und zwar in 
erster Linie an England, wenden und zurn Ausdruck bringen sollen, daß  Polen 
in der Danziger Frage zu keinerlei Konzessionen bereit ist, auch wenn es allein 
bleibt und ohne Bundesgenossen kämpfen müWte. I n  der Presse sowie in dem 
erwähnten Icommentar des Polnischen Außenministeriums wird aber in erster 
Linie die Bedeutung des Interviews für  die deutsche Öffentlichkeit und für 
,dir deutschen Regierungsstellen unterstrichen, denen gegenüber das Interview 
*das letzte Worte sei. 

von Moltke 

Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 
Telegramm 

Warschau. den 22. ~ u l i  1939 

L)er .Besuch Generals lronside hat wohl vorwiegend demonstrative Be- 
deutung. Da offenbar über Zusammenarbeit zwischen olnischer und englischer 
Armee wenig zu vereinbaren war, worauf schon dasFe 1 len eines entsprechenden 
Stabes von technischen Experten hindeutet, kam es England anscheinend in 
erster Linie darauf an, hier wenigstens ein sichtbares Zeichen der militärischen 
~eis t~ndsherei tsrhaft  zu geben, iilsbrsr>ndere nachdem der Plan eines Non-Stop- 
Fluge': englischer Flugzeuge aufgegeben werden mußte. 

Polen liahen alles getan, um ihren Gast durch besonders ehrenvolle Aufnahme 
auszuzeichnen. Auffallend ist, daß der englische General nach Mitteilungen 
der polnischen Presst, geplanteri zweitätigen Besuch in das Gebiet der neuen 
Küstungindustrie nicht ausgeführt hat. Ob es richtig ist, hierin die Aus- 
wirkung von MiWstimmungen zu erblicken, erscheint mir zweifelhaft. Tat- 
sache ist aber wohl, da,U in den englisch-polnischen Beziehungen nicht alles 
.flach Wunsch gebt. Schon das Interview des polnischen Marschalls, in dem 
-dieser, offenbar nicht ganz im Einklang mit Minister Beck, die Ansätze zu 



einer gewissen atmosphärischen Entspannung gerade am Tage der Ankunft 
des Generals lronside durch Wiederaufnahme einer scharfen S rache unter- 
brach, verriet ein gewisses Miljtrauen hinsichtlich der Bereitsc [ aft zur rest- 
losen Unterstützung polnischen Stand'unktes in Danziger Frage. Ferner ver- 
lautet, dsß das bisher' e Ergebnis &r englisch-polnischen Anleiheverband- 
lungen recht erheblich 9 inter den hiesigen Wtinschen zurückbleibt und daß 
die hierüber entstandene Verstimmung ein wichtiger Gegenstand der War- 
schauer Besprechungen mit englischem General gebildet hat. Wie ich hore, 
soll es den Polen gelungen sein, General Ironside von der Notwendigkeit einer 
weiteren, und zwar sehr erheblichen Verstärkung polnischer Rüstun en zu 7 überzeugen. Zweifelhafter Ausgang Moskauer Verhandlungen und po nische 
These, daß Ausbau polnischer Bastion wichtiger sei als fragliche Sowjethilfe, 
scheinen hierbei eine bedeutende Rolle gespielt zu haben. 

Nr. 444 
Der Deutsche Botschafter in Warschau an das Auswärtige Amt 

Bericht 
Warschau, den 1. August 1939 

Die Bevölkerung Polens hat den seit nunmehr vier Monaten andauernden 
Zustand der Teilmobilisierung und politischen Unsicherheit ertragen, ohne daß 
es bisher zu einem Zusammenbruch oder auch nur wesentlichen Abflauen der 
Stimmung gekommen wäre. Der alte Haß gegen alles Deutsche und die Ober- 
Zeugung. daß es Polens Schicksal ist, mit Deutschland die Waffen zu kreuzen, 
sitzen zu tief, als daß die einmal angefachten Leidenschaften sobald wieder 
zusammensinken könnten. 

Wenn man dieser Einheitlichkeit der Stimmung der polnischen Bevölkerung 
auf den Grund gehen will, ist es' wichtig, sich die besondere Struktur der 
polnischen Bevölkerung zu vergegenwärtigen. 

Die polnische Intelligenz stammt größtenteils aus Bevölkerungsschichten, die 
vor dem Weltkrie und während des Krieges den revolutionären Kampf gegen 
die sogenannten !feilungsmiichte geführt hatten. Diese pdnische Intelligenz 
verwaltet heute den Staat, ihre einzige Existenzbasis ist die Staatsstellung. 
Sie fühlt sich als Haupttr" er des nationalen Gedankens und der olnischen T B Staatsidee und ist auch in olge ihrer nationalrevolutionären Tra ition von 
einem nationalen Fanatismus erfüllt, der durch gegnerische Propaganda nicht 
so leicht zu erschüttern ist. Großgrundbesitz und Großbürgertum, zahlen- 
mäßig an sich zu unbedeutend, um als besonderer Faktor bewertet zu werden, 
bleiben schon wegen ihrer starken Verbundenheit mit der französischen Kultur 
in ihrer Abneigung gegen Deutschland hinter den übrgien Kreisen der In- 
telligenz nur wenig zurück. 

Die große Masse des polnischen Landvolkes ist stumpf und unwissend, zum 
großen Teil analphabetisch und von jeder Regierung leicht zu lenken, die sich 
mit klaren nationalen Parolen an sie wendet. Pfarrer und Lehrer sind die 
Werkzeuge, mit deren Hilfe die politisch gestaltlose Masse der Dorfbewohner 
geleitet und beeinflußt wird. Auch die fortgeschrittenere Schicht der bäuer- 
lichen Bevölkerung steht im deutschfeindliched Lager. , 



Die polnische Arbeiterschaft, die in sehr gedrückten sozialen Verliältnissen 
iebt, ist überwiegend marxistisch eingestellt und steht schon daher dem 
nationalsozialistischen Deutschland feindlich gegenüber. Ihre politische Or- 
ganisation hat überdies alte Traditionen aus dem nationalen Freiheitskampf, 
die ihr das Zusammengehen mit bürgerlichen Nationalisten im Kampf gegen 
Deutschland erleichterten. 

Ein eigenvölkisches Kleinbürgertum ist in Polen faqt nicht vorhanden. Seine 
Stelle wird von einer starken jüdischen Mittelschicht eingenommen, der das 
Nationalbewußtsein fehlt und der daher alle Untugenden des Kleinbürger- 
tums, wie Neigung zu Angstlichkeit und zum Gerüchtemachen in vervielfach- 
tem Maße anhaften. Diese jüdische Mittelschicht Polens ist, soweit es sich um 
den Kampf gegen Deutschland handelt, ein natürlicher und fanatischer Bundes- 
genosse des polnischen Chauvinismus. 

Besondere Beachtung verdient die Tätigkeit des polnischen Klerus, dessen 
Einfluß bei der starken, noch alle Volksschichten umfassenden Religiositgt 
ungeheuer grol3 ist. E r  stellt sich für  die persönliche Beeinflussung der Be- 
völkerung im Sinne der polnischen antideutschen Propaganda um so williger 
restlos zur Verfügung, als seine eigenen Ziele sich völlig mit denen des Staates 
decken. E r  verkündet' dem Volke, daß  Polen vor einem heiligen Kriege gegen 
das deutsche Neuheidentum steht, und läßt sich an Chauvinismus kaum über- 
treffen. So wird berichtet, daß einzelne Geistliche auf dem flachen Lande 
schon Gottesdienste für den polnischen Sieg abhalten und erklärt haben, daß  
sie nicht für den Frieden beten könnten, da sie für den Krieg seien. Ein vom 
Kardinal angeordneter Bittgottesdienst für den Frieden wurde von den Geist- 
lichen vielfach in der Weise umgestaltet, daß für einen polnischen Sieg gebetet 
wurde *. 

Die Besonderheit der polnischen Bevölkerungsstruktur und die geschickt auf 
sie eingestellte Pro aganda haben bewirkt, daß  in Polen, auch in der Masse der 
Bevölkerung, der biderstandswille offenbar ungebrochen fortbesteht. Die 
Parolen der Regierungspropaganda werden blindlings geglaubt; weiteste 
Kreise sind tatsächlich davon überzeiigt, daß sich Polen auf seiten der künf- 
tigen Sieger befindet, daß in Deutschland die Bevölkerung hungert, daß täglich 
Scharen von hun ernden deutschen Soldaten und Arbeitsmännern nach Polen 
desertieren, daß f as deutsche Kriegsmaterial von sehr fragwürdigem Wert sei, 
daß  die deutsche Außenpolitik eine Niederlage nach der anderen erleide. 
Ebenso ist es den polnischen Propagandastellen gelungen, die öffentliche Mei- 
nung weitgehend davon zu überzeugen, daß  ein Kampf um Danzig einen Kampf 
um die Unabhängigkeit Polens bedeutet. Auch in den Schichten der Intelligenz, 
die über einige Auslandserfahrung verfügen und daher das wahre Kräfte- 
verhältnis zwischen Deutschland und Polen richtig einzuschätzen vermögen, 
ist der Widerstandsgeist noch unvermindert vorhanden. Selbst für den Fall, 
daß Polen im Laufe eines Krieges gänzlich von deutschen Truppen besetzt 
würde, ist man davon überzeugt, daß Polen letzten Endes dank dem Siege der 
Koalition größer und mächtiger denn je wieder erstehen müsse. Eine gewisse 
Neigung zum Vabanque-Spiel, die im polnischen Cha rakter liegt, verleitet 
sogar jetzt manche zu der Auffassung, daß Polen, um dem zermürbenden Ein- 
fluß der langdauernden Krise entgegenzuwirken, eher früher als später los- 
schlagen solle. Diese kanze optimistische Einstellung hat freilich zur Voraus- 
setzung, daß das Vertrauen auf die Bundesgenossen, im besonderen auf 
England, anerschüttert bleibt. Wenn ih dieser Hinsicht der Mißerfolg der 

* Vgl. auch Nr. 392. 
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polnisch-englischen Anleiheverhandlungtui unz*weifelhaft eine gewisse Ner- 
vosität hervorgerufen hat, so hat andererseits die polnische Prop anda das 
Ihrige getan, den Schl zu pariere&. Man wird daher gut tun, iese Vor- 
gänge und ibre Rückwir ? ung nicht zu überschätzen. 

3 
Die vier Monate der politischen Spannungen und der polnischen Teilmobili- 

sierung haben, wie aus den vorstehenden Ausführungen hervor eht, bisher f keinen Einfluß auf die moralische und materielle Widerstandskra t der Polen 
gehabt. Bei dem Vertrauen der Polen in ihre Bundesgenossen, das vornehm- 
lich von englischer Seite propagandistisch mit Sorgfalt genährt wird, wird 
auch in der nächsten Zukunft mit einer Wandlung der Grundhaltung der Polen 
nicht zu rechnen sein. . 

von Moltke 

Nr. 445 
Mitteilung des Staatssekretärs des Auswärtigen Amts an den Polnischen 

Die Reichsregierung hat mit großem Befremden von der Note der Polnischen 
Regierung an den Senat der Freien Stadt Danzig Keuntnis erhalten, in der die 
Zurii~knahme einer angeblichen - auf unwahren Gerhhten beruhenden - 
Anordnung des Senats zwecks Verhinderung der polnischen Zollinspektoren 
an der Ausübung ihres Dienstes, die in Wirklichkeit von dem Senat der Freien 
Stadt ar nicht erlassen war, in ultimativer Form gefordert wurde. Im Falle 
einer fVeigerung wurden Vergeltungsmaßnabmen gegen die Freie Stadt 
Danzig angedroht *. 

Die Reichsregierung sieht sich veranlaßt, die Polnische Regierung darauf 
hinzuweisen, daß eine Wiederholung solcher ultimativer Forderungen an die 
Freie Stadt Danzig und die Androhung von Vargeltungsmaßnahinen eine Ver- 
schärfung in den deutsch-polnischen Beziehungen herbeiführen wütde. für 
deren Folgen die Verantwortung ausschließlich auf die Polnische Regierung 
fallen würde und für die die Keichsregierung schon jetzt jede Verantwortung 
ablehnen mu13. 

Die Reichsregierung lenkt fernerhin die Aufmerksamkeit der Polnischen Re- 
gierung auf  die Tatsache, daß die von der Polnischen Regierung getroffenen. 
Maunahmen zur Verhinderung der Einfuhr gewisser Waren aus der Freien 
Stadt Danzig nach Polen geeignet sind, schwere wirtschaftliche Schädigungen 
für die Bevölkerung Danzigs hervorzurufen. 

Sollte die Polnische Regierung auf der Aufrechterhaltung derartiger Maß- 
nahmen beharren, so bliebe nach Auffassung der Reichsregierung nach Lage- 
der Dinge der Freien Stadt Danzig keine andere Wahl, als sich nach anderen. 
Ausfuhr- und damit auch Einfuhrrn6glichkeiteri umzusehen. 

Nr. 446 
Mitteilung des Unteretaatssekrefärs im Polnischen Au&nministerium 

an den D e u t e c h  Geschäftsträgers in Warschau, 10. Augu~t 1939 
(Uherretzung) 

Die Re ierung der Republik Polen hat mit der lebhaftesten Uberraschung 
von der #rk18rung Kenntnis genommen, die der Staatssehretiir im Deutschen. 
Auswärtigen Amt dem Geschäftstrii er Polens a. i. in Berlin am 9. August 
1939 über die zwischen Polen und f er Freien Stadt Danzig bestehenden Be-- 

* Vgl. Nr. 432. 



ziehungen emacht hat*. Die Polnische Regierung kann tatsächlich keine 
juristische 8rundlage erkennen, die eine Einmischung Deutschlands in die vor- 
genannten Beziehungen rechtfertigen könnte. 

Wenn über das Danziger Problem zwischen der Polnischen Regierung und 
der Reichsregierung Meinungsaustausche stattgefunden haben, so war dies 
allein in dem guten Willen der Polnischen Regierung begründet und ergab sich 
keineswegs aus irgend welcher Verpflichtung. 

In  Beantwortung der vorgenannten ~ r k l ä r u n ~  der Reichsregierung ist die 
Polnische Regierung gezwun en, die Deutsche Regierung darauf hinzuweisen, 
daß sie wie bisher auch in !! ukunft gegen jeden Versuch der Behörden der 
Freien Stadt, die Rechte und Interessen in Frage zu stellen, die Polen auf 
Grund seiner Abkommen in Danzig besitzt, vorgehen wird, und zwar durch 
Mittel und Maßnahmen, die sie allein fü r  angebracht hält, und daß sie 
eventuelle Einmischun en der Reichsregiernn zum Schaden dieser Rechte und 
Interessen als Angriffs % andlung ansehen wir P 

Nr. 447 
Der Deutsche Geschäfbträger in Warschau an das Auswärtige Amt 

Telegramm 
Wanchau, den 11. August 1939 

Zu estern fernmündlich durchgegebener Mitteilung Arciszewskis an mich ** k mittei e ergänzend, daß Herr Beck estern, ehe mich Arciszewski empfing, 
Botschafter Englands und Frankreic f s zu sich bestellt hatte. Offenbar hat 
Beck Wert daiauf elegt, vor Abgabe Erklärung an uns das Plazet der 
Bundesgenossen einzaolep. 

Wühlisch 

Ni. 448 
Der Deutsche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 

Telegramm 
London, den 10. August 1839 

Ich aufsuchte gestern Lord Halifax; um mich vor Urlaubsantritt von ihm 
zu verabschieden. Im  Verlauf der Unterhaltung, die im al emeinen den bei 
solchen Anlässen üblichen Charakter trug, fragte Halifax, ob 3 er Notenwechsel 
zwischen Senat und polnischem Vertreter Chodacki *" sowie die scharfe 
Spracbfübrung deutscher Presse eine bedrohliche Verschärfun der Lage in a Danzig herbeigeführt hätte. Ich hinwies auf. den provozieren en Artikel im 
rCzasr t, der eine scharfe Zuriickweisung erforderlich gemacht hätte, sowie 
auf die herausfordernde Sprache Chodackis im Notenwechsel mit Senat H. Es 

* Vgl. Nr. 445. 
** Vgl. Nr. 446. 

*** Vg1. Nr. 432, 433 und 434. 
t Die Warschauer Zeitung sCzae= vom 7. August hatte U. a. fol endes geschrieben: *Die f Geschütze sind auf' Danzig gerichtet, die Polens Ehre schützen. Es so1 en sich alle klar darüber 

sein, da0 dieqe Qeachütze whießen, wenn die Behörden der Freien Stadt ent egen den offen- 

stellen wollen.. 
ß sichtlichen Interewen der Daaziger Bevillkerung Polen vor irgendwelche vol endet Tatsachen 

tt Vgl. Nr. 432, 433. 



zei e sich aufs neue die Richtigkeit der deutscherseits vertretenen Ansicht, 
da d es letzthin die - meist chauvinistischen und unverantwortlich handeln- 
den - lokalen polnischen Stellen seien, in deren Hand die' Entscheidurig über 
Krieg und Frieden gelegt sei. In diesen Zuständen käme die innere Brüchig- 
keit Polens mit seinen auseinanderstrebenden politischen Strömungen zum 
Ausdruck. 

Halifax behauptete, daß die Britische ~ e g i e r u n ~  ihren Einfluß in warschau 
irn Siiine der Mäßigung geltend mache. Seine weiteren Ausführungen 
beschränkten sich auf eine Wiederholung des Inhalts seiner Rede in 
Cha tham House * . 

Dirksen 

Aufzeichnung des Staatssekretärs des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 15. August 1939 

Der Französische Botschafter meldete sich heute bei mir nach Rückkehr von 
seinem Urlaub. Der Botschafter drückte sich zur Lage etwa IolgendermaWen 
aus und brachte dies ruhig und bestimmt vor: Frankreich habe seine Stellung 
bezogen. Sein Verhältnis zu Polen und zu England sei b~kannt. Ein Konflikt 
zwischen Deutschland und Polen werde automatisch Frankreich einbeziehen. 
Das sei eine Tatsache, kein Wunsch Frankreichs. Vielmehr wünsche Frank- 
reich nichts dringlicher als einen deutsch-polnischen Aus~leich, besonders 
hinsichtlich Danzigs. E r  hoffe, daß einer Regelung dieser bonderfrage auch 
eine allgemeine deutsch-polnische Entspannung folgen würde. So sei in kurzen 
Worten sein Eindruck aus seinen letzten Gesprächen mit Daladier und Bonnet. 
Sem frischer Eindruck in Berlin aber sei der einer gewissen Verschärfung 
der Lage. Besonders beschäftige ihn, daß in den neuesten deutschen Aus- 
lassungen der  Ehrenpunkt wiederholt vorkomme; das bedeute doch offen- 
sichtlich eine ernste Zuspitzung. 

Ich habe Coulondre daraufhin bestätigt, daß die Lsge eine andere sei als vor 
seinem Urlaubsantritt im Juli. Alsdann holte ich ziemlich weit aus und zog 
die nötigen Argumente heran, um die ungezü elte selbstmörderische Politik 
Polens zu kennzeichnen. Ich sprach Coulon f re von der ultimativen Note 
Polens an Danzig vom Samsta vor 8 Tagen, von der A essivität in dem 
vorwöchigen Meinun austauscf zwischen Berlin und P arschan, von den 

rovokatorischen Au erungen der gesteuerten polnischen Presse, .von dan 
fortgesetzten Unterdrückung-, Knebelung, A u s ~ u n % < -  und ähnlichen 
Maßnahmen der polnischen unteren Instanzen (ich zei ta ulondre dazu eine 
mir daruber frisch zugegangene Liste) und erklärte ieses alles als das fak- 
tische Er ebtiis der Versprechungen Frankreichs und Englands an Polen. So 
aiso sei f ie  Saat aufgegangen, welche die Westmiichte in Polen ausgestreut 
hätten. 

Coulondre machte dann einen kleinen Ausflug in die Vergqngenheit und 
stellte die englisch-französische Garantieleistung an Polen hin als das unver- 
meidliche Ergebnis der deutschen Errichtung das Protektorats in der 
Tschechei. I m  übrigen behauptete der Botschatter, es herrsche nach der 
französischen Berichterstattung aus Warschau dort kein Ubermut, vielmehr 
bewahre die Polnische Regierung kühles Blut. 

Vgl. Nr. 312. 



Ich führte nun erhaltenem Auftrag gemäß eine sehr ernste, warnende 
Sprache und bestritt Coulondres Darlegungen auf das heftigste. Die Polnische 
Regierung regiere außerdem ja ar nicht. In Paris wisse man anscheinend 
nicht, was .polnische wirtscha k' tr sei. Die Polnische Regierun sei auch 
keineswegs bei Verstand, sonst könnten ultimative Drohungen, wie 1 ürzlich in 
Danzig, nicht durch polnische Diplomaten ausgesprochen werden. Derartige 
Exzesse bewiesen nur den polnischen Glauben an die beiden großen Brüder 
im Westen, die schon helfen würden. Wir könnten und würden uns eine 
Fortsetzung eines solchen polnischen Verhaltens nicht weiter gefallen lassen. 
Polen ziehe als Amokläufer sein Schicksal über sich zusammen. 

Ich fuhr dann fort, wie jede Dummheit, habe auch die polnische ein gewisses 
Verdienst: 

1. sähen daraus Polens Freunde, was sie selber angerichtet hätten, und 
2. befreie Polen seine Freunde damit von ihrer Unterstützungspflicht, 

denn man könne sich ja nicht vorstellen, daß etwa Frankreich oder England 
zugunsten ihres wild gewordenen Freundes ihre Existenz aufs Spiel setzen 
wollten. Ich verstände daher auch nicht, wieso Coulondre zu Beginn unserer 
Unterhaltung die französische Hilfe an Polen als eine selbstverständliche und 
automatische habe bezeichnen können. 

Coulondre sprach dann einen Augenblick davon, daß der französisch- 
polnische Bündnisvertrag durch die diesjährige Garantie noch verstärkt 
worden sei, die juristische Bindung an Polen sei aber nicht ausschl ebend. 
Frankreich brauche zu seiner Sicherheit das Gleich ewicht Europasa%ürde 
dies zugunsten Deutschlands estört, d. h. würde olen jetzt von uns über- t B 
rannt, so käme in absehbarer eit Frankreich an die Reihe, oder aber es müsse 
herabsinken etwa auf das Niveau von Belgien oder Holland. Frankreich 
würde damit praktisch zum Vasallen Deutschlands und dieses wolle es 
eben nicht. 

Ich legte dem Botschafter drin end nahe, sich über das tatsächliche Ver- 
halten Polens zu unterrichten un f sich von seinem totalen Irrtum über das 
Benehmen seiner Freunde kurieren zu lassen, dann werde er auch zu den 
richtigen Schlußfolgerungen kommen. 

Als Coulondre mich nach diesen Schlußfolgerungen fragte, sagte ich ihm, 
Polen müsse den berechtigten Ansprüchen Deutschlands nachkommen und es 
müsse sein Gesamtverhalten gegenüber Deutschland total umstellen. 

Schließlich ,meinte der Botschafter, zu einem Druck auf Warschau wie im 
vorigen Jahr auf Prag werde seine Regierung sich nicht verstehen. Die Lage 
sei eine andere als damals. 

Ich erwiderte Coulopdre trocken, ich hätte ihm bzw. seiner Regierun keine 
Ratschliige zu erteile?. Sie rxQe sich die Tatsachen ansehen uncf diese 
sprechen lassen. 

Zum Schluß versicherte mich der Botschafter seiner Bereitschaft zu jeder 
Art von Mitwirkung ae der Bewahrun des Friedens. Ein europäischer Krieg fi würde enden mit einer Niederla a er, auch des heutigen Rußland. Der 
Sieger wäre nicht Stalin, sondern vrotzki. 



Aufzeichnupg des Staatmekretärs des Auswärtigen Amts 
h r l i n ,  den 15. August 1939 

Der Britische Botschafter kam heute nach längerer Zeit zu einer Aussprache 
zu mir. E r  fragte mich ziemlich unvermittelt nach dem Ergebnis des Ciano- 
Besuches in Salzburg. 

Auf Ciano und die Antwort nicht ein. 
Ich schilderte ihm zwischen h r l i n  und 
Warschau und hielt mich dem ich heute früh 
auf trags emäß gegenüber gefolgt war. Meine e; Ausdruc sweise über die polnische Politik habe ich gegenüber Henderson 
vielleicht noch um eine Kleinigkeit schärfer gewählt als gegenüber Coulondre. 

Henderson knüpfte an die Zollinspektorenfrage* die Behauptung deutschen 
Waffenschmu gels und einer weitgehenden Militarisierun Danzigs, womit 
polnische Hec % te und Interessen berührt seien, ohne daß k olen remonstriert 
habe. Ich bestritt auf das energischste, daß die militärischen Maßnahmen in 
Danzig unberechtigt seien. Danzig mache nichts anderes, als daß es sich gegen 
seinen Bescbiitzer schütze. Das werde wohl doch noch erlaubt sein. Im übrigen 
führte ich wieder aus, wie die britische Politik der Polnischen Regierung 
Narrenfreiheit gegeben habe, welche sich die Polen nunmehr ungezügelt zunutze 
machten. England müsse jetzt erkennen, wohin seine sogenannte Einkreisungs- 
politik geführt habe, und werde doch wohl schwerlieh geneigt und verpflichtet 
sein. sich von seinen wild gewordensn polnischen Freunden ins Unglück führen 
zu lassen. 

Auch bei dem Gespräch mit Henderson heute nachmitta ergab sich wieder 
ein fundamentaler Unterschied in der Auffassun von der%altung der Polen. 
Henderson bzw. seine Regierung behauptet, Po f en sei vernünftig und ruhig, 
und bestreitet, daß Polei] in der La e wäre, einen Angriffsakt gegen Deutsch- 
land zu begehen. In allen anderen # Hllen eines deutsch- olnischen Zusammen- 
stoßes aber sei die Britische Regierung zur WaRenhil [ e verpflichtet und zu 
dieser fest entschlossen. Im übngen werde Polen Schritte von großer Trag- 
weite nicht tun, ohne sich des Londoner Einverständnisses zu versichern. 

'Ich fragte darauf den Botschafter, ob etwa das Londoner Einverständnis 
zu der Drohnote an L)anzig** oder zu der polnischen Erklärun von Mitte 
voriger Woche an uns"' oder zu all den provokatorischen Re f en und Ar- 
tikeln und zu der fortgesetzten Bedriingung der deutschen Minderheit vor- 
liege. Das Maß unserer Geduld sei bis an den Rand gefüllt. Die Politik eines 
Landes wie Polen setze sich aus tausend Provokationen zusammen Ob England 
wohl damit rechne, Polen von jeder neuen Unbesonnenheit zurückhalten zu 
können? Es sei doch alles pure Theorie, wenn England glaube, Polen in der 
Hand zu haben, solange Warscbau s$li von London gedeckt fühle. Umgekehrt 
liege es. 

Alsdann hatte ich noch gegenüber dem Botschafter die Behau hing ZU P dementieren, da0 durch unseren Generalkonsul in Danzig verschär ende In- 
struktionen nach Danzig gelangt seien. Ich bezeichnete diese dem Botschafter 
hinterbrachte Behauptung als eine glatte Luge. 

+ Vgl, Nr. 423 ff. 
** Vg1, NT. 432. 

** * Vgl. Nr. 446. 



Der Botschafter ging dann zu der Frage über, ob nicht das Problem Daxizig 
so lange verschoben werden könne, bis es in einer ruhigeren Atmosphäre lösbar 
sei. Er  verspreche sich dann auch für uns einen besseren Erfolg. Henderson 
meinte, ich würde ihm auf diese Frage wohl nicht antworten können. Ich 
erwiderte ihm aber damit. seine Frage sei eine rein theoretische, denn eine 
Verschiebung würde in Polea zu nichts anderem ausgeiiützt werden, als das 
Unheil noch zu vergröuern, was es jetzt schon anrichte, so daß von einer Ver- 
besserung der Atmosphäre gar keine Rede wäre. 

Henderson meinte dann, ob denn nicht deutsch-polnische Verhandlungen zu 
führen wären, zu denen wir den Anstoß geben könnten. Hierauf erinnerte 
ich Henderson daran, daß Beck in seiner letzten Parlamentsrede sich wie ein 
Pascha auf 'den Diwan gesetzt habe mit der Erklärung, wenn Deutschland sich 
den polnischen Prinzipien anpasse, so sei er bereit, in diesem Rahmen Vor- 
schläge gnädig entgegenzunehmen. Aul3erdem hätte ja gerade iii der vorigen 
Woche die Polnische Regierung erklärt, daß jede deutsche Initiative auf 
Kosten polnischer Anspriiche als eise Angrifishandlung anzusehen ist. Ich 
sähe also keinen Raum für eine deutsche Initiative. 

Henderson deutete dann noch auf eventuelle spätere umfassende deutsch- 
englische Erörteruneen in roßen Fragen wie Kolonien, Rohstotie usw. hin, 
sagte aber gleichzeitig, die fase  sei doch viel schwieriger und ernster als im 
Vorjahre, denn Chamberlain könne nicht noch einmal bei uns angeflogen 
kommen. 

Ich erklärte mich meinerseits außerstande, andere Ratschläge zu geben, als 
daß Polen in dem akuten Problem Danzig und in seinem gesamten Verhalten 
zu uns schleunigst Vernunft annehmen müsse. 

Henderson verließ mich mit dem Gefühl vom Ernst und der Dringlichkeit 
der Lage. 

Weizsäcker 

Nr. 451 
Aufzeichnung des Staatssekretärs des Auswärtigen Amts 

Berlin, den 18. August 1939 

Der Britische Botschafter war heute bei mir, um mir zu sagen, er werde 
voraussichtlich am nächsten Dienstag nach Salzburg fliegen. Am Mittwoch 
sei das Hauptremen der Motorradler, an welchem auch eine Reihe von Eng- 
ländern teilnähmen. 

Zur olitischen Lage übergehend, bemerkte Henderson wieder, er sei über- 
zeugt, olen werde sich zu keinen Provokationen hinreißen lassen. Dafür 
werde die Britische Regierung schon sorgen. 

Ich mußte bei Sir Nevile Henderson wieder eine völlige Verkennung des 
polnischen Verhaltens gegen die Deutschen feststellen und erklärte ihm den 
wahren Tatbestand. Wir  stellten in dieser Hinsicht eine gründliche Meinungs- 
verschiedenheit zwischen den britischen und deutschen Informationen und Auf- 
fassungen fest Henderson sagte dann nochmals mit allem Nachdruck. man 
mpge sich doch in Deutschland nicht dem Irrtum hingeben, als werde England 
den Polen keine Waffenhilfe leihen. Er kenne doch die heutige Lage in 
England. 

Weizsäcker 



Nr. 452 
Der Deutsche Geschäftsträger in Washington an das Auswärtige Amt 

.Bericht 

Washington D. C., den 2 1. August 1939 

Wie ich zuverlässig erfahre, hat Mr. Bevin, Generalsekretär der ))Transport 
und General Workers Union of Great Britainr, der sich ge enwärti in 
New York als Delegierter zum Kongreß für demokratische Erzie f u.ng auf % ält, 
egenüber einem amerikanischen Freunde die Meinung ausgedrückt, daß der 

<rieg unvermeidlich sei, es sei denn, Deutschland gäbe nach. Dies begründet 
Bevin damit, daß er und seine Gewerkschaftskollegen die führenden Leute in 
der Britischen Regierung kennen. Sie hätten in ihren eigenen Kämpfen selbst 
die Erfahrung gemacht, daß diese Art von Leuten (these peo le) an ihrer 
Meinung festhielten, wenn sie sich einmal entschlossen hätten. 8 ies sei heute 
gewiß der Fall, und die Labour-Party habe dabei mitgewirkt, diese Ent- 
schlossenheit hervorzurufen. 

Thomsen 

Nr. 453 
Der Deutsche Geschäftsträger in London an das Auswärtige Amt 

Telegramm 

London, den 22. August 1939 

Amtliches Communiqd über heutige Kabinettsitzung hat folgenden Wort- 
laut: 

.Bei seinem heutigen Zusammentritt beriet das Kabinett über die intefnatio- 
nale Lage in  ihre^ ganzen Tragweite. Das Kabinett nahm außer den einge- 
troffenen Berichten über militärische Bewegungen in Deutschland die Mitteilung 
zur Kenntnis, daß ein Nichtangriesvertrag zwischen der Deutschen und der 
Sowjetrussischen Regierung vor dem Abschluß stehe'. 

Es zögerte nicht, die Entscheidung zu treffen, da ein solches Ereignis seine 
Verpflichtungen gegenüber Polen in keiner Weise nb erühre, Verpflichtungen, 
die das Kabinett verschiedentlich in der Offentlichkeit dargelegt hat und die 
zu erfüllen es entschlossen ist. 

Das Parlament ist fur den nächsten Donnerstag einberufen worden, und die 
beabsichti t, beide Häuser zur Durchbringung der .Emergency f Powers Regierun% ( efence) Bi 1. durch alle parlamentarischen Stadien aufzufordern. 

Hierdurch wird die Regierung in die Lage versetzt werden, unverzüglich alle 
notwendigen Maßnahmen zu erg~eifen, wenn es die Sachlage erfordern sollte. 
In der Zwischenzeit werden von den Abteilungen weitere Maßnahmen vor- 
beugender Art getroffen, z. B. die Einberufung eines bestimmte~ Personals der 
Königlichen Marine, Armee und Luftwaffe sowie des Luftschutzes und der 
Zivilverteidigung. Es werden ferner Vorkehrungen getroffen, um gewisse 
Angelegenheiten zu regeln, die die Ausfuhr lebenswichtiger Materialien und 
Waren aus diesem Lande betreffen. 

* Vgl. Nr. 348. 
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Während sie diese diesmal für notwendig erachteten Vorsichtsmaßregelo 
trifft, ist die Regierung nach wie vor der Ansicht, daß  es in dem zwischen 
Deutschland und Polen entstandenen Streifall nichts gibt, was die Anwendung 
von Gewalt und die Einbeziehung in einen europäischen Krieg mit allen seinen 
tragischen Folgen rechtfertigen würde. 

Es gibt, wie der Preniierminister wiederholt gesagt hat, tatsächlich keine 
Frage in Europa, die nicht einer friedlichen Lösung zugänglich wäre, wenn 
nur ein Zustand des Vertrauens wiederhergestellt- werden könnte. 

Die Regierung Seiner Majestät ist wie stets bereit, bei der Schaffung eines 
solchen Zustandes zu helfen, aber wenn trotz aller ihrer Bemühungen andere 
auf der Anwendung von Gewalt bestehen, so ist sie darauf vorbereitet und 
entschlossen, bis zum äußersten Widerstand zu 1eisten.a 

Kordt 

Nr. 454 
Der Britische Premierminister Chamberlain an den Führer, 

22. August 1939 
(Ubersetzunq) 

London, den 22. August 1939 
Euer Exzellenz! 

Euer Exzellenz werden bereits von gewissen Maßnahmen. Kenntnis erhalten 
haben, die von Seiner Majestät Regierung getroffen und heute abend in der 
Presse und im Rundfunk bekanntgegeben wurden. 

Diese MaWnahmen sind nach Ansicht Seiner Majestät Regierung notwendig 
geworden durch Truppenbewegungen, über die aus Deu tsc b land berichtet 
worden ist, und durch die Tatsache, daß  anscheinend die Ankündigung eines 
deutsch-sowjetischen Abkommens in gewissen Kreisen in Berlin als -4nzeichen 
dafür aufgefaßt wird, da8  eine Intervention seitens Großbritanniens zugunsten 
Polens nicht mehr eine Eventualität darstellt, mit der zu rechnen notwendig ist. 
Kein großerer Fehler k8nnte begangen werden. Welcher Art auch immer das 
deutsch-sow~etische Abkommen sein wird, so kann es nicht Großbritanniens 
Verpflichtung gelpniiber Polen ändern, wie Seiner Majestät Regierung wieder- 
holt öffentlich und klar dargelegt hat, und diese entschlossen ist, zu erfüllen. 

Es ist behauptet worden, daß, wenn Seiner Majestät Regierung ihren Stand- 
punkt im Jahre 1914 klarer dargele t hätte, jene große Katastrophe vermieden 
worden wäre. Unabhgngig davon, o f dieser Behauptung Bedeutung beizulegen 
ist oder nicht, ist Seiner Majestät Regierun entschlossen. dafar  zu sorgen, 
daß im vorliegenden Falle kein solch tragisc % es Mißverstandnis entstent. 

Natigenfalls ist Seiner Majastät Regierung entschlossen und bereit. alle ihr 
zur Verfü ung stehenden KrTifte unverzüglich einzusetzen, und es ist unmög- k lieh. das nde einmal begonnener Feindseli keiten abzusehen. Es würde eine 

ef&brlicbe Tiiuschun sein, zu glauben, &B ein einmal begoniiener Krieg 
h h r e i t i g  emden n ü r  f e, selbst wenn ein Erfolg auf einer der verscbiedeutm 
Fronten, an denen e r  geführt werden wird, erzielt worden sein sollte. 



Nachdem unser Standpunkt a ~ f  diese Weise voll komm^ klar dar ele ist, 
möchte ich Euer Exzellenz wiederholt meine Oberzeugun dahingefen$zum 
Ausdruck bringen, da8 Krieg zwischen unseren beiden Völkern die großte 
Katastrophe darstellen d r d e ,  die überhaupt eintreten könnte. Ich bin über- 
zeugt, daß weder unser Volk noch das Ihrige einen Krie wünscht, und ich 
kann nicht ersehen, daß die zwischen Deutschland und % olen schwebenden 
Fragen irgend etwas enthalten, das nicht ohne Gewalt elöst werden könnte f und sollte, wenn nur ein Zustand des Vertrauens wie erhergestellt werden 
könnte, der es ermöglichen würde, Verhandlungen in einer besseren als der 
heute bestehenden Atmosphäre zu führen. 

Wir sind immer bereit gewesen und werden es auch stets sein, zu der 
Schaffung von Bedingungen beizutragen, in denen solche Verhandlungen statt- 
finden könnten und in denen es möglich sein würde, leichzeitig jene griißeren, 
zukünftige internationale Beziehun en berührenden robleme zu erörtern, ein- P B 
schließlich die uns und Euer Exze lenz interessierenden Angelegenheiten. 

In dem heute bestehenden Spannungszustande nehmen jedoch die Schwierig- 
keiten zu, die friedlichen Verhandlungen im Wege stehen und je län er diese 
Spannung aufrechterhalten wird, desto schwerer wird sich die Vernunft 
durchzusetzen vermögen. 

Diese Schwierigkeiten könnten jedoch gemildert, wenn nicht beseitigt 
werden, wenn über einen anfän lichen Zeitraum auf beiden Seiten - und über- 
haupt auf allen Seiten - eine P ause eingehalten werden könnte, in der Presse- 
polemik und jedwede Aufreizung einzustellen sei. 

Wenn eine solche Pause herbeigeführt werden könnte, dann dürfte Grund 
zu der Hoffnung bestehen, daß, nach Ablauf dieses Zeitraums, in dem Schritte 
unternommen werden könnten, um die von beiden Seiten erhobenen Beschwer- 
den bezüglich der Behandlung von Minderheiten zu untersuchen und in Angriff 
zu nehmen, geeignete Bedingungen geschaffen sein würden für die Aufnahme 
von direkten Verhandlungen zwischen Deutschland und Polen ' über die 
zwischen ihnen bestehenden Fragen (unter Mitwirkung ein- neutralen Ver- 
mittlers, sollten beide Parteien dies für zweckmäßig erachten). 

Ich fühle mich jedoch verpflichtet zu sagen, daß nur eine erin e Hoffnung 
bestehen würde, solche Verhandlungen zu einem erfolgreic f en 1 bschluß zu 
bringen, wenn es nicht von Anfang an feststünde, daß ein zu erreichendes Ab- 
kommen bei seinem Abschluß von anderen Mächten garantiert werden würde. 
Seiner Majestät Regierung wurde bereit sein, wenn der Wunsch dazu aus- 
gesprochen werden sollte, zu der wirksamen Durchführung solcher Garantien 
nach ihrem Vermiiqen beizutragen. 

I n  diesem Augenblick gestehe ich, daß ich keinen anderen Weg sehe, eine 
Katastrophe zu vermeiden, die Europa in den Krieg führen wird. 

Im Hinblick auf die schweren Folgen für  die Menschheit, die aus einer 
Handlung ihrer Herrscher entstehen können, vertraue ich darauf, daß Euer 
Exzellenz mit tiefster Uberlegung die Ihnen von mir dargelegten Gesichts- 
punkte abwägen werden. 

Neville Chamberlain 



' Nr. 455 

Unterredung des Führers mit dem Britischen Botschafter, 
Berchtesgaden, 23. August 1939 

Aufzeichnung des Dolmetschers von Loeach 

Der Britische Botschafter bemerkte einleitend, daß er im Auftr e der Y Britischen Regierung einen Brief überbringe. Zunächst habe ein Wür igerer 
dies tun sollen. Doch habe der Gang der Ereignisse zu schnellem Handeln 
gedrängt, zumal die Britische Regierung durch die Nachricht des deutsch- 
sowjetrussischen Paktes sehr überrascht worden sei. 

Der Führer stellte fest, daß ihm bereits eine Ubersetzun des Briefes vor- 
liege. Er sei im Be riffe, eine schriftliche Antwort auszua 4 eiten, doch wolle 
er einstweilen dem k t scha f t e r  im gleichen Sinne einige mündliche Ausfiih- 
rungen machen. 

Henderson erwiderte, daß sich hoffentlich für die schwierige L 

B T'= eine Ilösun finden lassen werde; es sei in En land verstanden worden, aß  für 
das d h l  Europas die deutsch-englische usammenarbeit erforderlich sei. 

Hierauf antwortete der Führer, daß man das früher habe erkennen müssen. 
Auf den Einwand des Botschafters, daß die Britische Regierung ihre Garan- 
tien gegeben habe und ihnen nun auch nachkommen müsse, antwortete der 
Führer, er habe in der Antwort klargestellt, daß Deutschland nicht die Ver- 
antwortung für die von England gegebenen Garantien trage, wohl aber En - a .  land fü r  die aus diesen Verpflichtungen entstehenden Folgen. Es sei Englan s 
Sache, sich darüber klarzuwerden. Er  habe der Polnischen Regierung mit- 
geteilt, daß jede weitere Verfol ung der Deutschen in Polen sofort ein Han- 
deln seitens des Reiches nach sic f ziehen werde. Wie er andererseits erfahren 
habe, hätte Chamberlain verstärkte militärische Vorbereitungen in England 
vorgesehen. Deutsche Vorbereitungen seien auf reine Defensivmaßnahmen 
beschränkt. #Sollte ich., so sagte der Führer, .von weiteren Maßnahmen 
dieser Art hören, die englischeneits heute oder morgen durchgeführt werden, 
so werde ich die sofortige Generalmobilmachung in Deutschland anordnenn. 

Auf die Bemerkung des Botschafters, daß der Krieg dann unvermeidlich sei, 
wiederholte der Führer seine Feststellung über die Mobilmachung. 

Er  führte dann aus, daß man in England immer von der #vergifteten Atmo- 
sphäre~ spreche. Tatsache sei, da6 die .Atmosphären von Englarid @vergiftet. 
worden sei. Wäre England nicht gewesen, so hätte er im vergangenen Jahre 
eine friedliche Einigun mit der Tscheche-Slowakei erreicht, und es wäre mit 
Sicherheit auch dieses !!i ahr mit Polen in der Danzig-Frage dahin gekommen. 
England allein sei verantwortlich, und ganz Deutschland sei dieser festen 
Cberzeugung. Hunderttausende von Volksdeutschen würden heute in Polen 
mißhandelt, in Konze~trationslager verschleppt und vertrieben. Hierüber liege 
ihm ein umfangreichqs Material vor, auf dessen Veröffentlichung er bisher 
verzichtet habe. Für all dieses habe England einen Blankoscheck rgeben9 jetzt müsse es dafür zahlen. Seitdem England die Garantie erklärt ha e, habe 
er, der Führer, einen festen Standpunkt in dieser Frage einnehmen müssen. Er  
könne em nicht zulassen, daß wegen einer Laune Englands Zehntausende 
deutscher Volksgenosqen hingeschlachtet würden. 



Er erinnerte daran, daß  Deutschland früher mit Polen in einem guten Ver- 
hältnis galebet habe, und e r  habe Polen ein anständiges und faires Angebot 
gemacht. Dieses Angebot sei von den Westmächten sabotiert worden, und 
zwar weitgehend, wie schon im Falle der Tschecho-Slowakei, durch Berichte 
der Militär-Attachks, die falsche Gerüchte einer deutschen Mobilmachung aus- 
gestreut hätten. 

Hier wandte der Botschafter ein, daß  die Polnische Regierung das deutsche 
Angebot -. abgelehnt habe, bevor England die Garantien ausgesprochen habe. 

Der Führer fuhr fort, indem er  sagte, daß Chamberlain keinen besseren Plan 
gefunden haben könnte, um alle Deutschen geschlossen hinter deii Führer zu 
stellen, als daß  er für  Polen und eine polenfreundliche Regelung der Danziger 
Frage eingetreten sei. Er sehe keine Möglichkeit auf dem Verliandlungswege, 
weil er überzeugt sei, daß  der Britischen Regierung gar nichts an einer solchen 
Regelung liege. Ei könne nur noch einmal wiederholen, daß in Deutschland 
die Generalmobilmachung proklamiert werde, falls in England weitere mili- 
tärische Maenahmen ergriffen würden. Das gleiche gelte für Frankreich. 

Nachdem der Führer betont hatte, daW dies alles noch schriftlich fixiert 
würde, stellte er  fest, d a 8  e r  alles Menschenmögliche getan habe. England 
habe sich den Mann, der sein gröljter Freund werden wollte, zum Feinde 
gemacht. Jetzt  werde man in England ein anderes Deutschland kennenlernen, 
als man es  sich so viele Jahre vorgestellt habe. 

Henderson erwiderte, daII man in England wisse, dal( Deutschland stark sei, 
und es habe es in letzter Zeit oft bewiesen. 

L Der Führer stellte fest, daLI er Polen ein großzügiges Angebot geinacht habe, 
doch habe eich England eingemischt. 

Der Führer beschrieb dann. wie er an der gleichen Stelle vor mehreren 
Monaten mit dem Oberst Beck über die gleiche Regelun gesprochen hahe, der 
sie damals als zu plötzlich bezeichnete, aber daiin doca eine Möglichkeit er- 
blickte. Im März habe er seine Vorschläge wiederholt. Damals. so betonte der 
Führer. würde sich Polen sicherlich bereit erklärt tinhen, wenn nicht Engbnd 
sich dazwischen gestellt hätte. L)ie englische Presse hahe dainals geschrieben, 
daß  nun die Freiheit Polens und auch Rumäniens bedroht sei. 

Der Führer führte dann aus, daW er  bei dein geringsten polnisclien Versuch, 
noch weiterhin gegen Deutsche oder gegen Danri vorzueehen, sofort ein- 

Mobilmachung beantwortet werden würde. 
8 greifen werde, ferner, daß  eine Mobilmachung im esten mit einer deütscheo 

Der Botschafter Henderson: *Ist das eine Drohung?. - Der Führer: .Nein, 
eine Schutzmaßnahme!~ - 

Er stellte dann fest, daß  die Biitische He &ung alles anpere einer Zu- f samrnenarbeit mit Deutschland vorgezogen ha e. Sie hätte sich vielmehr in 
ihrem Vernichtungswillen an Frankreich, a i ~  die. Türkei. an Moskau gewandt. 

Der Botschafter beteuerte demgegeniiher, dall England Deytschland nicht 
vernichten wolle. I 

Der Führer entgegnete, da6  e r  dennoch der festen Uberzeugurig sei; darum 
habe e r  für 9 Milliarden einen Westwall ~ e b a u t .  um Doutscbland vor dein 
Angriff von Westen zu schützen. 



Henderson wies darauf hin, daß der Umschwung in der englischen Auf- 
fassung seit dem 15. März eingetreten sei, worauf der E'ühreraeritgegnete, daß 
Polen sich aus eigenem Interesse über die Karpatho-Ukraine erregt habe. 
Ferner seien die inneren Zustände in der Tschecho-Slowakei für Lleutschland 
untragbar geworden. Scliließlich seien Böhmen und Mähren von Deutsche11 
und nicht von Engländern kultiviert worden. Er sei überzeugt, daß die 
tschechische Lösung die'beste sei. Präsident Hacha sei glücklich gewesen, 
einen Ausweg aus der Krise zu sehen, den Engländern natürlich sei es gleich- 
gültig, ob im Herzen Mitteleuropas geschossen würde. 

Schließlich versicherte der Führer dem Botschafter, daß er ihm keinen Vor- 
wurf zu machen habe, und daß er seinen persönlichen Einsatz für die'deutsch- 
englische Freundschaft stets zu ~chätzen gewußt habe. 

Der Botschafter wies auf die roße Tragödie hin, die sich nun abspielen B werde, worauf der Führer festste lte, daß, falls es zum Kriege komme, es ein 
Krieg auf Leben und Tod sein würde, ausgehend von englischen Absichten in 
dieser Richtung. England habe dabei mehr 211 verlieren. 

Henderson bemerkte, daß nach Clausewitz der Krie immer Uberraschungen fi bringe, er wisse nur, daß jeder seine Pflicht tun wer e. 

Der Führer sagte, daß Deutschland niemals etwas zum Schaden Englands 
unternbmmen habe, trotzdem stelle sich England gegen Deutschland. Er ver- 
wies nochmals auf die Frage von Danzig und Polen, bei der Engl-d den 
Standpunkt einnahm, .lieber den Krieg als etwas zum Vorteil Deutschlandss. 

Henderson stellte fest, daW er sein Bestes getan habe. Er habe kürzlich 
einem Reichsminister geschrieben, daß der Führer, der 10 Jahre gebraucht 
habe, um Deutschland zu gewinnen, England auch länger Zeit lassen müsse. 

Der Führer stellte fest, daß die Tatsache, da6 En land sich in der Danzig- 
Frage gegen Deutschland gestellt hätte, das deutsche 5 olk tief erschüttert habe. 

Henderson wandte ein, man habe sich nur egen den Grundsatz der Gewalt B gestellt, worauf ihm der Führer entgegenhie t, ob etwa En land für irgend- 
eine der Versailler Idiotien jemals eine Lösung auf dem ferhandlungswege 
gefunden habe. 

Der Botschafter hatte hierauf nichts zu entgegnen, und der Führer stellte 
fest, da13 nach einem deutschen Sprichwort zum Lieben immer zwei gehören. 

Henderson betonte sodann, da6 er persönlich nie an einen englisch-. 
französisch-russischen Pakt ge laubt habe. Es sei seine Ansicht, daß Kußland 
durch die Verzögerung nur 8 hamberlain loswerden und dann durch einen 
Krieg profitieren wollte. Ihm persönlich sei es lieber, da13 Deutschland mit  
Rußland einen Vertrag habe, als daß es England tue. 

Der Führer antwortete: ~ l r r e n  Sie sich nicht. Es wird ein langer Vertrag 
werden a , 

Mit der Festotellun des Führers, daß dem Botschafter am Nachmit* die 
schriftliche Antwort ii % ergeben werden würde, schloß die Unterredung. 

von Loesch 



Nr. 456 
Der Führer an den Britischen Premierminister Chamberlain, 

23. August 1939 
Den 23. August 1939 

Euer Exzellenz! 

Der Königlich Britische Botschafter hat mir soeben ein Schreiben überreicht, 
in dem Eure Exzellenz namens der Britischen Regierung auf eine Reihe von 
Punkten hinweisen, die Ihrer Auffassung nach von größter Wichtigkeit seien. 

Ich darf dieses Ih r  Schreiben wie folgt beantworten: 

1. Deutschland bat niemals Konflikte mit England gesucht und sich nie in 
englisclie Interessen eingemischt. Es hat sich im Gegenteil - wenn auch leider 
vergebens - jahrelang bemüht, die englische Freundschaft zu erwerben. ES 
hat aus diesem Grunde freiwillige Begrenzungen seiner eigenen Interessen in 
einem großen Gebiet Europas vorgenommen, die ausonst nationalpolitisch 
nur sehr schwer tragbar wären. 

2. Das Deutsche Reich besitzt aber - wie jeder andere Staat - bestimmte 
Interessen; auf die Verzicht zu leisten unmöglich ist. Sie liegen nicht außer- 
halb des Rahmens der durch die frühere deutsche Geschichte gegebenen und 
durch wirtschaftliche Lehensvoraussetzungen bedingten Notwendigkeiten. 
Einige dieser Fragen besaWen und besitzen zugleich eine nationalpolitisch 
und psychologisch f ü r  jede Deutsche Regierung zwingende Bedeutung. 

Zu ihnen gehören die deutsche Stadt. Danzig und das damit im Zusammen- 
hang stehende Problem des Korridors. Zahlreiche Staatsmänner, Geschichts- 
forscher und Literaten, auch in England, waren sich wenigstens noch vor 
wenigen Jahren dessen bewußt. Hinzufügen möchte ich noch, daß alle diese 
Gebiete, die in der vorher erwähnten deutschen lnteresscnsphäre liegen. und 
insbesondere die seit 19 Monaten zum Reich zurückgekehrten Länder ihre 
kulturelle Erschließung nicht durch Engländer, sondern ausschließlich durch 
Deutsche erhalten haben, und zwar zuni Teil schon in und seit einer Zeit, die 
ü b e r  tausend Jahre zurückliegt. 

3. Deutschland war bereit, die Fra e Danzig und die des Korridors durch 
einen wahrhaft einmalig großzügigen &orschlag auf dem Wege von Verhand- 
lungen zu lösen. Die von E n d a n d  ausgestreuten Behauptungen über eine 
deutsche Mobilmachung gegenüber Polen, die Behauptung von Agressions- 
bestrebungen egenüber Rumänien, Ungarn usw., sowie die später abgegebeiieu 
sogenannten 8 a r a n  t i e e r k l ä r ~ n ~ e n  hatten die Geneigtheit der Polen zu Ver-. 
handlungen auf einer solchen auch für Deutschland tragbaren Basis beseitigt. 

4. Die von England Polen geberre üeneralzusicherung, ihm uiiter allen 
Umständen beizustehen, ganz g 9" eich, ' aus welchen Ursachen ein Konflikt ent- 
stehen könnte, konnte in diesen] Lande nur als eine Ermunterung auf efaßt 
werden, nunmehr - gedeckt durch einen solchen Freibrief - eine %eile 
furchtbaren Terrors gegen die lah Milliorien zählende deutsche Bevölkerung, 
die in Polen lebt, anlaufen zu lassen. Die Greuel, die seitdem dort stattfinden, 
sind für die Betroffenen entsetzlich, fü r  das dabei zusehen sollende Deutsche 
Reich als Großmacht unerträglich. Der Freien Stadt Danzig gegenüber hat 
Polen zahlreiche Rech tsverletzungen begangen, Forderungen ultimativen 
Charakters geschickt und mit der wirtschaftlichen Abdrosselung begonnen. 



5. Die Deutsche Reichsre eruog hat der Polnischen Regierung nun vor 
kurzem mitteilen lassen, da $ sie nicht ewilit ist, diese Entwicklung still- 
schweigend hinzunehmen, daß  sie nicht % ulden wird, d a 3  weitere ultimative 
Noten an Danzig gerichtet werden, da6  sie nicht dulden wird, daß man die 
Verfolgungen des deutschen Elements fortsetzt, daß  sie ebenso nicht dulden 
wird, aur<h wirtschaftliche Maunahmen die Freie Stadt Danzig umzubringen, 
das heißt, durch eine Art von Zollblockade der Danziger Bevölkerung die 
Lebensgrundlagrn zu vernichten, und daß  sie auch nicht dulden wird, dag sich 
sonstige weitere Provokationsakte gegen das Reich ereignen. Unabhängig 
davon müssen und werden die Fragen des Korridors und von D a n ~ i g  ihre 
Lösung finden. 

6. Sie teilen mir, Exzellenz, i n  N a m c ~  der Britischen Regierung mit, d a ß  
Sie in jedem solchen Fall des Einschreitens Deutschlands gezwungen sein 
werden, Polen Beistand zu leisten. Ich nehme diese Ihre Erklärung zur K e n n t  
nis und versichere Ihnen, daß  sie keine anderung in die Entschlossenheit der 
Reichsregierung bringen kann, die lnteressen des Reiches in dem in Punkt  5 
mi eteilten Sinn wahrzunehmen. Ihre Versicherung, daß  Sie ,in einem solchen P Fa1 an eiiien langen Krieg glauben, teile ich ebenfalls. Deutschland ist 
- wenn es von England angegriffen wird - darauf vorbereitet und dazu ent- 
schlossen. Ich habe schon öfter als einmal vor dem Deutschen Volk und der 
Welt erklärt, daW es iiber den Willen des neueu Deutscheri Reiches keineu 
Zweifel geben könne, lieber jede Not und jedes Un lück und auf jede Zeit. 
auf sich zu nehmen, als seine nationalen Interessen o f er  gar seine Ehre prcis- 
zugeben. 

7. Die Deutsche Heichsregierun hat Kenntnis davon bekommen, d a 6  die 
Britische Regicrun beabsichtigt, bobilrnachungsma8nshmen durchrufii hn:n, 
deren eindeutiger fharakter  als nur gegen Deutschland grrichtet, nach den 
eigenen Erklärungen in Ihrem Schreiben an mich, Herr Ministerpräsident, fest- 
steht. Dies soll auch für  Frankreich zutreflen. Da Deutschland niemals die 
Absicht hatte, sei es ge en England oder gegen Frankreich, militärische Mau- # nahmen außer solchen efensiver Natur zu treffen, und - wie schon betont - 
nie beabsichtigte und auch für  die Zukunft nicht beabsichtigt, England oder 
Frankreich anzugreifen, kann es sich in dieser Ankündigung. wie Sie sie, Herr 
Ministerpräsident, in I h reui Schrei hen mir bestätigen, nur um einen in Aus- 
sicht genommenen Akt der Bedrohung des Reiches haridrln. Ich teile daher 
Eurer Exzellenz mit, da13 ich im Falle des=Eintreffens dieser militärischen An- 
kündigungen die sofortige Mobilmachung der deutschen Wehrmacht anordnen 
werde. 

8. Die Frage der Behandlrn der europiiischen Probleme im friedlichen 
Sinn kann nicht von Deiitschlan f entschieden werden, sondern in erster Linie 
von jenen, die sich seit dem Verbrechen des Versailler Dikb t s  jeder fried- 
lichen Revision beharrlich und konsequent widersetzt haben. Erst nach der 
Änderung der Gesinnung der dafür verantwortlichen Machte kann auch eine 
Anderung des Verhältnisses r wischen Engl and urid Deiitschland in einein 
positive11 Sinne eintreten. Ich habe Zeit meines Lehens für eine deutsch-eng- 
lische Freundschaft gekämpft, bin aber durch das Verhalte11 der britischen 
Diploaiatie - wenigstens bisher - von der Zwecklosi keit eines solchen Ver- 

könnte nieriiand glücklicher sein als ich. 
4 suclies iiberzeugt worden. Wenn sich dms in der ukunft äudern würde, 

Adolf Hitler 



Nr. 457 
Erklärung des Führers gegenüber dem Britischen Botschafter, 

25. August 1939 13.30 Uhr 
Der Führer erklärte einleitend, daß der Britische Botschafter am Schluß der 

letzten Unterredung der Hoffnun Ausdruck gegeben habe, daß doch noch dne 
Verständigung zwischen Deutsch f and und England möglich sein wird. Fr, der 
Führer, habe sich daraufhin die Dinge noch einmal durch den Kopf gehen 
lassen und wolle heute England gegenüber einen Schritt unternehmen, der 
genau so entscheidend sei wie der Schritt Rußland gegenüber, der zu der kürz- 
lichen Vereinbarung geführt habe. 

Auch die gestrige Unterhaussitzun bzw. die Reden Chamberlains und Lord 
Halifax' hätten den Führer veranla i t, noch einmal mit dem Britischeri Rot- 
schafter zu sprechen. Die Behauptung, da8 Deutschland die Welt erobern 
wolle, ist lächerlich. Das Britische Imperium umfaßt 40 Millionen qkm, Huß- 
land 19 Mill. qkm, Amerika 911, Mill. qkm, während Deutschland noch nicht 
600 000 qlim umfaßt. Wer also die Welt erobern will, ist klar. 

Der Führer teilt dem Britischen Botschafter folgendes mit: 
1. Die polnischen Akte der Provokation sind unerträglich geworden, gleich, 

wer verantwortlich ist. Wenn die Polnische Regierun die Veraiit- 
wortung bestreitet, so beweist dies nur, daß sie selbst k einen Eiiifluß 
mehr auf ihre militärischen Unterorgane besitze. Iii der letzten Nacht seien 
wieder 21 neue Grenzzwischenfälle erfolgt, auf deutscher Seite habe man 

rößte Disziplin gewahrt. Alle Zwischenfalle seien von der polnischen 
geite bervoreerufen worden. Außerdem wurden Verkehrsflugzeuge be- 
schossen. Mfenn die Polnische Re 'erung erkläre, nicht verantwortlich 
dafür zu sein, so beweise dies, da tf es ihr nicht mehr möglich sei, ihre 
eigenen Leute im Zaume zu halten. 

2. Deutschland sei unter allen Umständen entschlossen, diese mazedonischen 
Zustände an seiner Ost renze zu beseitigen, und zwar nicht nur im Inter- 
esse von Ruhe und Or oung, sondern auch im Interesse des europäischen 
Friedens. 

d 
3. Das Problem Danzig und Korridor müsse gelöst werden. Der Britische 

Ministerpräsident habe eine Rede gehalten, die nicht im geringsten ge- 
eignet sei, einen Wandel in der deutschen Einstellung herbeizuführen. 
Aus dieser RGde könne höchstens ein blutiger und unübersehbarer Krieg 
zwischen Deutschland und England entstehen. Ein solcher Krieg würde 
blutiger sein als der von 1914 bis 1918. Irn Unterschied zu dem letzter1 
Kriege würde Deutschland keinen Zweifrontenkrieg mehr zu führen 
haben. Das Abkommen mit Rußland sei bedingungslos und bedeute eine 
Wende in der Außenpolitik des Reiches auf längste Zeit. RuWland und 
Deutschland würden unter keinen Umständen mebr die Waffen gegen- 
einander ergreifen. Davon ab esehen würden die mit Rußland ge- 
troffenen Abmachungen Dectsch and auch wirtschaftlich für  eine längste 
Kriegsperiode sichern. 

f 
Dem Führer habe immer an der deutsch-englischen Verständigung gelegen. 

Ein Krieg zwischen England und Deutschland könne iui günstigsten Fall 
Deutschland einen Gewinn bringen, England aber überhaupt nicht. 

Der Führer erklärt, daß das deutsch-polnische Problem gelöst werden müsse 
und gelöst werden würde. E r  ist aber bereit und entschlossen, nach der 
Losung dieses Problems noch einmal an England mit einem großen umfassen- 
den Angebot heranzutreten. Er ist ein Mann großer Entschlüsse und wird 



auch in diesem Fall zu einer großen Handlung fähig sein. Er bejaht das 
Britische Im rium und ist bereit, sich für diesen Bestand persönlich zu ver- 
pflichten un r d  ie Kraft des Deutschen Reiches dafür einzusetzen, wenn 

1. seine kolonialen Forderungen, die begrenzt sind und auf friedlichem 
Wege amsgehandelt werden können, Erfüllung finden,' wobei er hier zu 
einer weitesten Terminbestimmung bereit ist, 

2. seine Verpflichtungen Italien gegenüber nicht tangiert werden, d. h. mit 
anderen Wolten: E r  fordert von England nicht die Preisgabe seiner 
französischen Verpflichtungen, und könnte sich seinerseits auch nicht 
von den italienischen Verpflichtungen entfernen. 

3. E r  wünsclit ebenso den unverrückbaren Entschluß Deutschlands zu be- 
tonen, nie mehr mit Rußland in einen Konflikt einzutreten. 

Der Führer ist bereit, dann mit England Abmachungen zu treffen, die, 
wie schon betont, nicht nur die Existenz des Britischen Weltreichs 
unter allen Umständen deutscherseits arantieren würden, sondern auch, 
wenn es nötig wäre, dem Britischen P eich die deutsche Hilfe sicherten, 
ganz gleich, wo immer eine derartige Hilfe erforderlich sein sollte. Der 
Führer würde dann auch bereit sein, eine vernünftige Begrenzung der 
Rüstungen zu akzeptieren, die der neuen politischen Lage entsprächen 
und wirtschaftlich tr bar wären. Endlich versichert der Führer erneut, 
daß er an den westlic "a en Problemen nicht interessiert sei und daß eine 
Grenzkorrektur im Westen außerhalb jeder Erwägung stehe; der mit 
Milliarden Kosten errichtete Westwall sei die endgültige Reichsgrenze 
nach Westen. 

Wenn die Britische Regierung diese Gedanken erwägen würde, so könnte 
sich daraus ein Segen für Deutschland und auch für das Britische Weltreich 
ergeben. Wenn sie diese Gedanken ablehnt, wird es Krieg geben. Auf keinen 
Fall würde Großbritannien aus diesem Krieg stärker hervorgehen; schon der 
letzte Krieg habe dies bewiesen. 

Der Führer wiederholt, daß er ein Mann großer und ihn selbst verpflichten- 
der Entschlüsse sei und daß dies sein letzter Vorschlag wäre. Er werde sofort 
nach Lösung der deutsch-polnischen Frage mit einem Angebot in die Britische 
Regierung herantreten. 

Nr. 458 
Aufzeichnung des Direktors der Politischen Abteilung 

des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 25. August 1939 

Ich habe weisungsgemäß die Aufmerksamkeit des Britischen Botschafters 
heute 4 Uhr 15 nachmittags telephonisch auf die in der Abendausgabe der 
aBerliner Börsenzeitunga von heute und in anderen Abendzeitungen enthaltene 
Nachricht über das Blutbad bei ßielitz gelenkt, das 8 Tote und zahlreiche Ver- 
letzte erfordert hat *. 

Woermann 
* Der Deutsche Konsul in Teschen von der Damerau hat hierüber der Deutschen Botschaft 

in Warschau am 31. August berichtet: Ein Lastkraftwagen, auf dem 30 in Bielitz verhaftete 
Volksdeutsche ins Innere transportiert werden sollten, eriet auf der Straße dicht hinter Bielitz 
ins Schleudern, wobei eini e der Volksdeutschen vom 8 a g e n  fielen. Diesen Anlaß benutzte das 
auf dem Wagen befindlic f e polnische Begleitkommando, um blindlin s in die auf dem Wagen 
tusammengedrängten Volksdeutschen hineinzuschießen, wobei 8 den od fanden und eine große 
Anzahl verwundet wurde. .'-, 

I 



Nr. 459 
Britkh~Polnischer Vertrag über gegenseitigen Beistand, 

25. August 1939 
(Oberretzung) 

des Vereinigten Königreichs von GroBbritannien und Nord- 
irland un die olnische Regierung . Die R e f e r u ~  

haben in dem Wunsche, die Zusammenarbeit zwischen ihren Ländern. die 
sich aus den bereits zwischen ihnen ausgetauschten Zusicherungen ge en- 

P % Pi seiti en Beistandes defensiver Art ergibt, auf eine dauerndeürundla e zuste en. 
besc lasen, zu diesem Zweck ein Abkommen zu schließen, und ba en zu ihren 
Bevollm&ch tigten ernannt: 

Die R ierung des Vereinigten Königreichs von Großbritannien und 
Nordirlan 7 : 

den sehr ehrenwerten Viscount Halifax, K: G., G. C. S. J. ,  G .  C. J .  E., 
Ersten Staatssekretär für Auswärtige Angelegenheiten; 

Die Polnische Regierung: 
Seine Exzellenz den Grafen Eduard Raczyiiski, Außerordentlichen und 

13evollmfchtigten Botschafter der Polnischen Republik in London; 
die nach Austausch ihrer für gut und richtig befundenen Vollmachten nber 
folgende Bestimmungen übereingekommen sind: 

Artikel 1 
Sollte eine der Vertragsparteien in Feindseligkeiten mit einer europäischen 

Macht verwickelt werden, und zwar infolge eines Anqriffs der letzteren auf 
diese Vertragspartei, so wird die andere Vertragspartei der in Feindselig- 
keiten verwickelten Vertrags artei sofort jede Unterstütziinr und irden Bei- L stand gewithren, die in ihrer acht stehen @. 

Artikel 2 
(1) Die Bestimmungen von Artikel 1 sind auch daun anwendbar, wenn 

irgendeine Handlun einer europäischen Macht die Unabhängigkeit einer der 
Vertragspnrteien o ff ensichtlich unmittelbar oder mittelbar bedrohen und 80 

geartet sein sollte, daU die betreffende Partei es für lebenswichti~ hielte, ihr 
mit ihrer bewaffneten Macht Widerstand zu leisten. 

( a )  Sollte eine der Vertrags arteien in Feindseligkeiten mit einer e u r e  
päischen Macht verwickelt wer 4' en infolge einer Handlung dieser Macht, die 
die Unabhängi keit oder Neutralität eines anderen europäischen Staates der- 
art bedrohte, 8 aß darin eine offensichtliche Bedrohung für die Sicherheit der 
erwähnten Vertragspartei läge, so sind die Bestimmungen von Artikel 1 an- 
wendbar, jedoch unbeschadet der Rechte des anderen beteiligten europäischen 
Staates. 

Artikel 3 
Sollte eine europäische Macht versuchen, die Una hhiingigkei t einer der Ver- 

t r a~spr t e i en  durch ein Verfahren wirtschaftlicher Durclidrinpui~g oder auf 

* Auf eirle Anfra e des Unterhausinitgiiedes Harvey, ob die Beistandsverpflichtungeo des 
britisch-polnischen &tri es vom 25. August 1939 auch den Fall des A n  riffs durch nicht- a ti deutsche Miichte, einschlie lich HuWlande, decken sollten, gab der Britische ntervtaatseekretiir 
für Auswärtige Angele enheiten Butler un 19. Oktober 1939 folgende schriftliche Antwort: 
,Nein Wiihrend der &rhnndlunRen. die zur Unterzeichnung des Abkommens führten, wurde 
zwisctten der Polnischen Regierung und der Re ierun Seiner Majestät vereinhart, daß das 
Ahknmmen nur den Fall eine8 Angriffs durch eutac land decken sollte; die Polnische Re- 
gierung bestiitigt, da13 dies zutrifft.. 

B R 



irgendeine andere Weise zu untergraben, so werden die Vertragsparteien ein- 
ander bei dem Widerstand ge en solche Versuche unterstützen. Sollte die 
betreffende europäische Macht f araufhin Feindseligkeiten gegen eine der Ver- 
tragsparteien eröffnen, so sind die Bestimmungen von Artikel 1 anwendbar. 

Artikel 4 
Die Methoden für die Durchführunq der in diesem Abkommen enthaltenen 

gegenseiti en Beistandsverpflichtungen werden zwischen den zuständigen 
Marine-, beeres- und Luftwaffenbehörden der Vertragsparteien vereinbart. 

Artikel 5 
Unbescbadet der obigen Verpflichtungen der Vertragsparteien, einander beim 

Auabruch von Feindseligkeiten unverzüglich gegenseiti e Unterstützung und f gegenseitigen Beistand zu gewähren, werden sie über a le Vorgiinge, die ihre 
Unabhängi keit bedrohen kiinnten, und insbesondere über .alle Vorgänge. die 
dazu zu fü % ren drohen, daß die erwähnten Verpflichtungen zur Auswirkung 
kommen, einen vollständigen und schleunigen Nachrichtenaustausch vor- 
nehmen. 

Artikel 6 
(I) Die Vertragsparteien werden einander die Bedingungen jeglicher Bei- 

standsverpflichtungen gegen Angr i ffe mitteilen, die sie anderen Staaten gegen- 
über bereits eingegangen sind oder künftig eingehen sollten. 

(P) Sollte eine der Vertragsparteien beabsichtigen, nach dem Inkrafttreten 
dieses Abkommens eine derartige Verpflichtung einzugehen, 90 ist die andere 
Vertra spartei davon zu benachrichtigen, damit das ordnungsmäßige Arbeiten 
des Ab P ommens gesichert wird. 

( I ) )  Alle neuen ~ e r ~ f l i c h t u n ~ e n ,  die die Vertragsparteien etwa künftig ein- 
gehen sollten, eollen weder ihre Pflichten aus diesem Abkommen einschrbinkea 
noch mittelbar neue Pflichten zwischen der an diesen Verpflichtuiigen nnicht be- 
teiligten Vertragspartei und dem dritten Staat schaffen. 

Artikel 7 
Sollten die Vertragsparteien infolge der Durchführung dieses Ahkommena 

in Feindseligkeiten verwickelt werden, so werden sie keinen Waffenstillstand 
oder Friedensvertrag schließen, es sei denn im Einvernehmen miteinander. 

Artikel 8 
(I) Dieses Abkommen soll für  einen Zeitraum von fünf Jahren in Kraft 

bleiben. 
(P) Wird es nicht sechs Monate vor Ablauf dieses Zeitraums gekündigt, so 

soll es weiter in Kraft hleihen; jede Vertrags )arte; hat nach diesem Zeitpunkt b das Kecht, es jederzeit mit sechamonatigtx rist zu kündigen. 
(3) Dieses Abkomnien soll mit der Unterzeichnung in Kraft treten. 

Zu Urkund dessen hahrn die eingangs genannten Bevollmächtigten dieses 
Abkommen unterzeichnet und mit ihren ~ i e i e l n  versehen. 

Geschehen in do pelter Ausfertigung in englischer Sprache in London am 
25. August 1839. L e e  polniwhe Fassung soll riachtr~glich zwischen den Ver- 
traqsparteien vereiiihart werden, und es werden darin beide Texte maWgebend 
sein. 

(L. S.) Halifax 
(L. S.) Eduard Raczyiiski 



Nr. 460 

Der Französische Ministerpräsident Daladier an den Führer, 
/ 26. August 1939 

(Ubersetzung) 

Paris, den 26. August 1939 
Sehr geehrter Herr Reichskanzler! 

Der Französische Botschafter in Berlin bat mir Ihre persönliche Mitteilung 
zur Kenntnis gebracht. 

In  der Stunde, wo Sie von der schwersten Verantwortung sprechen, die 
zwei Hegierungschefs unter Umständen übernehmen können? das heißt. das 
Blut von zwei großen Völkern, die sich nur nach Frieden und Arbeit sehnen, 
ZU vergießen, bin ich Ihnen persönlich und unseren beiden Völkern schuldig 
zu sagen, daß das Schicksal des Friedens noch in Ihren Händen liegt. 

Sie können weder an meinen Gefühlen Deutschland gegenüber noch an den 
friedlichen Gefühlen Frankreichs für Ihre Nation einen Zweifel hegen. Kein 
Franzose hat mehr als ich selbst getan, um zwischen unseren beiden Völkern 
nicht nur den Frieden, sondern eine aufrichtige Mitarbeit in ihrem eigenen 
Interesse sowie im Interesse Europas und der Welt zu bekräftigen. 

Es sei denn, Sie trauen dem französischen Volke einen weniger hohen Begriff 
der Ehre zu, als  ich selber dem deutschen Volke anerkenne, so können Sie 
nicht bezweifeln, daß Frankreich seine Verpflichtungen anderen Mächten 
gegenüber trau erfüllt, Mächten, wie zum Beispiel Polen, die, davon bin ich 
überzeugt, mit Deutschland in Frieden leben wollen. 

Lliese beiden Uberzeugungen sind vollkommen vereinbar. 

Bis heute gibt es nichts, das eine friedliche Lösung. der internationalen Krise 
in Ehren und Würden für alle Völker verhindern könnte, wenn auf allen 
Seiten der gleiche Friedenswille besteht. 

Mit dem guten Willen Frankreiche bekunde ich denjenigen aller seiner Ver- 
bündeten. Ich übernehme selbst die Garantie für diese Bereitschaft, die Polen 
immer gezeigt hat für die gegenseitige Anwendung eines Verfahrens des freien 
Ausgleichs, wie man es sich vorstellen kann zwischen den Regierungen sweier 
souveräner Nationen. Mit dem besten Gewissen kann ich Ihnen die Ver- 
sicherun geben, daß es unter den zwischen Deutschland und Polen mit Bezug 
auf die &anZiger Frage entstandenen Differenzen keine gibt, die nicht einem 
solchen Verfahren unterbreitet werden könnte zwecks einer friedlichen und ge- 
rechten Lösung. 

Auf meine Ehre kann ich auch bekunden, daß es in der klaren und aufrich- 
tigen Solidarität Frankreichs mit Polen und seinen Verbündeten nichts gibt, 
das die friedliche Gesinnung meines Vaterlandes irgendwie beeinträchtigen 
könnte. Diese Solidarität hat uns niemals daran -gehindert und hindert uns 
auch heute nicht, Polen in dieser friedlichen Gesinnung zu erhalten. 

+-' 

In einer so schweren Stunde glaube ich sufrkhtig, daß kein edelgesinnter 
Mensch eq, verstehen könnte, daß ein Krie a e r  Zerstörung unternommen 
würde, ohne daß ein letzter Versuch einer frie bt lichen Usung  zwischen Deutsch- 



land und Polen stattfindet. Ihr Friedenswille könnte sich in aller Bestimmt- 
heit dafür einsetzen, ohne der deutschen Elire irgendwie Abbruch z u  tun. 
lch, als Chef der Fr*anzösischen Kegicriing, der ich eine giite Harmonie zwi- 
schen dem französischen und dem deutschen Volke wünsche und der ich 
andererseits durch Freundschaftsl)ande und durch das gegebene Wort mit 
Polen verbunden bin, hin bereit, alle Anstrengungen zu machen, die ein auf- 
richtiger Mensch unternehmen kann, um diesen Versuch zu einem guten Ende 
zu fiiliren. 

Sie wareri wie icli selbst Froibtkämpfer im letzten Kriege. Sie wissen wie ich, 
wclclie Abscheu und Verurteiluiig die Verwüstungen des Krieges im Gewissen 
der Völker hiriterlassen haben, ganz gleich wie der Krieg endet. Die Vor- 
stelluiig, die ich niir von Ihrer hervorragenden Rolle machen kann als Fülirer 
des Deutschen Volkes aiif den1 We e des Friedens, der Vollendung seiner Auf- 
gabe in dem geriieinsaiiien Werk Ser Zivilisation entgegen, führt mich dazu, 
eirle Antwort auf diesen Vorschlag zu erbitten. 

Wenn das französische und das deutsche Blut von neuem fließen, wie vor 
25 Jahren, in einem noch längeren und infirderischeren Krieg, dann wird jedes 
der beiden Völker kämpfen im Vertrauen auf seinen eigenen Sieg. Siegen 
werden am sichersten die Zerstöriing und die Barbarei. 

Daladier 

Nr. 461 
Der Führer an den Französischen Ministerpräsidenten Daladier, 

Berlin, den 27. August 1939 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident! 

Ich verstehe die Bedenken, die Sie aussprechen. Auch ich habe niemals die 
hohe Verpflichtuiig übersel.en, die denen auferlegt ist, die über das Schicksal 
der Völker gestellt sind. Als alter Frontsoldat kenne ich wie Sie die Schrecken 
des Krieges. Aus dieser Gesinnung und Erkenntnis heraus habe ich mich auch 
ehrlich bemülit, alle Konfliktstoffe zwischen unseren beiden Völkern zu he- 
seitigen. Ich habe dem französischen Volk eins ganz offen versichert, daß die 
Rückkehr des Saargebietes die Voraussetzung dazu sein würde. Ich Iiabe nach 
dieser Rückkehr sofort feierlich meinen Verzicht bekräftigt auf irgend~velclie 
weiteren Ansprüche, die Frankreich berühren können. Das deutsche Volk hat 
diese meine Haltung gebilligt. Wie Sie sich selbst bei Ihrem letzten Hiersein 
ü b e r z e u ~ u  konnten, empfand und empfindet es gegen den einstigen tapferen 
Gegiier im Bewußtseiii seiner eigenen Haltung keinerlei Groll oder gar  Hau. 
Im Gegenteil. Die Befriedung unserer .XVestgrenze führte zu einer steicenden 
Sympathie, jedenfalls von seiten des deutschen Volkes. Eine Sympatliie, die 
sich bei vielen Anlässen geradezu demonstrativ zeigte. Der Bau der großen 
Westbefcstigungen, der zahlreiche Milliarden verschlang und versclilingt, stellt 
f ü r  Deutschland zugleich ein Dokiiment der Akzeptierung und Festlegung der 
endgültigen Reichsgrenze dar. Das deutsche Volk hat damit auf 2 Provinzen 
I:i>rzicht geleistet, die einst zum alten Deutschen Reich gehörten, später durch 



viel Blut erobert und endlich mit noch viel mehr Blut verteidigt wurden. Dieser 
Verzicht stellt, wie Sie mir, Exzellenz, zugeben müssen, keine taktische, nach 
außen gezeigte Haltung dar, sondern einen EntschluW, der in allen unseres 
Maßnahmen seine konsequente Erhärtung erfuhr. Sie werden mir, Herr 
Ministerpräsident, nicht einen Fall nennen können, in dem auch aur  durch 
eine Zeile oder eine Rede gegen diese endgültige Fixierung der deutschen 
Reichsgrenze nach dem Westen hin verstoßen worden wäre. Ich glaubte, durch 
diesen Verzicht und durch diese Ha1 tung jeden denkbaren Konfii ktstoff 
zwischen unseren beiden Völkern ausgeschaltet zu haben, der zu einer Wieder- 
holung der Tragik von 19 14- 1918 würde führen können. Diese frei willige 

renzung der deutschen Lebensansprüche im Westen kann aber nicht auf- 
werden als eine aucb auf allen anderen Gebieten geltende Akzeptierung 

es Versailler Diktats. Ich hahe nun wirklich Jahr  für Jahr  versucbt, die 
Revision wenigstens der unrn6glicbsten und untragharsten Restimrnungen dieses 
Diktats auf dem Verbandlungswege zu erreichen. Es war dies unmiiglicb. Da8 
die Revision kommen mußte, war zahlreichen einsichtsvoll er^ Männern aus allen 
Völkern hewußt und klar. W a s  immer man nun gegen meine Methode anführen 
kann, was immer man an ihr aussetzen zu müssen glaubt, so darf doch nicbt 
übersehen oder bestritten werden, daß  es durch sie möglich wurde, ohne neues 
Blutvergiekn in vielen Fällen nicht nur fiir Deutschland befriedigende 
Lösungen zu finden, sondern daß durch die Art des Verfahrens die Staats- 
männer anderer Viilker von der für sie oft unmöglichen Verpflichtung ent- 
hoben wurden, diese Revision vor ihren eigenen Völkern verantworten zu 
müssen; denn immerhin eines werden Eure Exzellenz mir zugeben miissen: 
Die Revisioa mußte kommen. Das Versailler Diktat war untragbar. Kein 
Franzose von Ehre, auch Sie nicht, Herr Daladier, hätte in einer ähnlichen 
Lage andem gehandelt als ich. Ich hahe nun in diesem Sinne auch versucht, 
die rllerunvern(inftigste MaDnahme des Versailler Diktats aus der Welt ru 
schaffen Ich bahe der Polnischen Regierun ein Angebot gemacht, öher das 
d i s  Deutschs Volk erschrocken ist. Kein an ! erer als ich konnte es überhaupt 
wagen, mit einem solchen Angebot vor die mentlichkeit zu treten. Es konnte 
daber auch nur einmalig sein. Ich bin nun zutiefst überzeugt, daß, wenn be- 
sonders von England aus damals, statt in der Presse gegen Deutschland ein 

loszulassrtn, Grrürhte von einer deutschen Mobilmachung zu 
ndwie zu eredet worden wiire, verniinftig zu sein, Europa 

den 5 .iistand des tiefsten Friedens genieoen könnte. 
So aber wurde erst durch die Lüge von der deatschen Aggression die polnische 
(Ifientliche Meinung aufgeregt, der Polnischen Regieran die eigenen not- 
wendigen klaren Entschliis~e erschwert und vor allem durct  die dann folgende 
Abgabe d a  Garantieversprechens der Blick für  die Grenze realer Moglich- 
keiten getriibt. Die Polnische Regierung lehnte die Vorschläge ab. Die pol- 
nische öff entliehe Meinung begann in der sicheren Uberzeugung, daß ja nun 
England und Fnokreicb für  Polen kämpfen würden, Forderungen zu erheben, 
die man vielleicht als lächerliche Verrücktheit bezeichnen könnte, wenn sie 
nicht so unendlich gefährliah wären. Damals setzte ein unerträglicher Terror, 
eine physische und wirtschaftliche Drangsalierung der immerhin über 11/, Mil- 
lionen zählenden Deutschen in den vom Reich ab etretenen Gebieten ein. Ich 
will hier nicht tiber die vorgekommenen Scheu P lichkeiten sprechen. Allein 
auch b n z i  wurde mit fortgesetzten Uhergriffen polnischer Behörden steigend 
zum Rewu tseln racbt, daß  es scheinbar rettungslos der Willkür einer dem 
nationalen Chara P" ter der Stadt und der Bevtilkerung fremden Gewalt aus- 
geliefert ist. 



Darf ich inir nun die Frage erlauben, Herr Daladier, wie würden Sie als 
Franzose handeln, wenn durch irgendeinen unglücklichen Ausgang eines 
tapferen Kampfes eine Ihrer Provinzen durch einen von einer fremden Macht 
besetzten Korridor abgetrennt würde, eine große Stadt - sagen wir Mar- 
seille - verhindert würde, sich zu Frankreich zu bekennen und die in diesem 
Gebiete lebenden Franzosen nun verfolgt, geschlagen, mißhandelt, ja bestialisch 
ermordet würden? Sie sind Franzose, Herr Daladier, und ich weiß daher, wie 
Sie handeln würden. Ich bin Deutscher. Herr Daladier, zweifeln Sie nicht an 
meinem Ehrgefühl und an meinem Pflichtbewußtsein, genau so zu handeln. 
Wenn Sie nun dieses Unglück hätten, das wir besitzen, würden Sie dann, Herr 
Daladier, verstehen, wenn Deutsch land ohne jede Veranlassung dafür eintreten 
wollte, daß der Korridor durch Frankreich bleibt, daß die geraubten Gebiete 
nicht zurückkehren dürfen, daß die Rückkehr Marseilles nach Frankreich ver- 
boten wird? Ich kann mir jedenfalls nicht vorstellen, Herr Daladier, daß 
Deutschland aus diesem Grunde gegen Sie kämpfen würde, denn ich und alle 
Welt haben auf Elsaß-Lothringen verzichtet, um ein weiteres Blutvergießen ZU 

vermeiden. Um so weniger würden wir Blut vergießen, um ein Unrecht auf- 
rechtzuerhalten, das für Sie untragbar sein müßte, wie es für uns bedeutungs- 
los wäre. Alles, was Sie in Ihrem Brief, Herr Daladier schreiben, empfinde ich 
genau so wie Sie. Vielleicht konnen gerade wir uns als alte Frontsoldaten auf 
manchen Gebieten am leichtesten verstehen, allein ich bitte Sie, verstehen Sie 
auch dies: daß es für eine Nation von Ehre unmö lich ist, auf fast 2 Millionen 
Menschen zu verzichtea und sie an seinen eigenen 8 renzen mißhandelt zu sehen. 
Ich habe daher eine klare Forderung aufgestellt: Danzig und der Korridor 
müssen an Deutschland zurück. Die mazedonischen Zustände an unserer Ost- 
grenze müssen beseitigt werden. Ich sehe keinen Weg, Polen, das sich ja nun 
irn Schutze seiner Garantien unangreifbar fühlt, hier zu einer friedlichen Lösung 
bewegen zu können. Ich würde aber an einer ehrenvollen Zukunft meines 
Volkes verzweifeln, wenn wir unter solchen Umständen nicht entschlossen 
wären, die Frage so oder so zu lösen. Wenn das Schicksal nun dadurch unsere 
beiden Völker wieder zum Kampfe zwingt, dann würde doch in den Motiven 
ein Unterschied sein. Ich, Herr Daladirr, kämpfe dann mit meinem Volk um 
die Wiedergutmachung einer, uns zugefügten Unrechts, und die anderen um die 
Beibehaltun desselben. Dies ist um so tragischer, als viele der bedeutendsten 
Männer auc f Ihres eigenen Volkes den Unsinn der Lösung von 1919 ebenso 
erkannt haben, wie die Unmöglichkeit seiner dauernden Aufrechterhaltung. 
Ich bin mir im klaren über die schweren Konsequenzen, die ein solcher Konflikt 
mit sich bringt. Ich glaube aber, die schwerste würde Polen zu tragen haben, 
denn ganz gleich, wie auch ein Krieg um diese F'rage ausginge, der Polnische 
Staat von jetzt wäre M) oder so verloren. 

Daß nun dafür unsere beiden Völker in einen neuen blutigen Vernichtungs- 
krieg eintreten sollen, ist nicht nur für Sie, sondern auch fiir mich,. Herr 
Daladier, sehr schmerzlich. Ich sehe aber, wie schon bemerkt, von uns aus 
keine Möglichkeit, auf Polen in einem vernünftigen Sinne einwirken zu können 
zur Korrektur einer Lage, die fiir das Deutsche Volk und das Deutsche Reich 
unerträglich ist. 

Adolf Hitler 



Nr. 462 
Der Deutsche Geschäftsträger in Warschau an das Auswärtige Amt 

Te1 egramm 

Warschau, den 27. August 1939 
I". 

Wie mir ein hiesiger Gesandter erzählte, hat der Englische Botschafter ihm 
erklärt, er  sei nicht befugt, ihm den Inhalt der Unterredung des Führers mit 
Henderson mitzuteilen; er  könne ihm aber so- viel sagen, daß deutscher Vor- 
schlag offensichtlich den Zweck verfolge, England von seinen Verbündeten zu 
trennen. 

Wühlich 

Nr. 463 
Dem Führer vom Britischen Botschafter am 28. August 1939 22.30 Uhr 

übergebenes Memorandum der Britischen Regierung 
(Ubersetzung) 

Seiner Majestät Regierung hat die ihr vom Herrn Deutschen Reichskanzler 
durch den Britischen Botschafter in Berlin übermittelte Botschaft empfangen 
und hat dieselbe mit der ihr gebührenden Sorgfalt geprüft. 

1. Seiner Majestät Regierung hat den vom Herrn Reichskanzler zum AUS- 
druck gebrachten Wunsch, daß  Freundschaft die Grundlage der Beziehungen 
zwischen Deutschland und dem Britischen Imperium bilden möge, zur Kenntnis 

enommen, und sie teilt diesen Wunsch voll und ganz. Auch sie laubt, wie der 
herr Reichskanzler, daß, wenn eine vollständige und dauernde %erständi ng 
zwischen diesen zwei Nationen hergestellt werden konnte, es beiden Vö1 ern 
unermeßlichen Segen bringen würde. 

Er 
2. Die Botschaft des Herrn Reichskanzlers behandelt zwei Gruppen von 

Fragen - diejeni en, die egenwärtig Gegenstand von Differenzen zwischen 
Deutschland und Folen sinf,  und diejenigen, die die endgültigen Beziehungen 
zwischen Deutschland und Großbritannien berühren. Im Zusammenban mit 
diesen zuletzt genannten Fra en ersieht Seiner Majestät Regierung, da! der 
Herr Reichskanzler gewisse $orschllge angedeutet bat, die e r  unter einer Be- 
dingung der Britischen Regierung zur Herbeiführung einer allgemeinen Ver- 
ständigung zu unterbreiten bereit sein würde. Diese Vorschläge sind natur- 
gemäß in sehr all emeiner Form gehalten und würden eine genauere Definierung 
erfordern, aber 8 einer Majestät Regierung ist voll und ganz bereit, sie mit 
einigen Zusätzen als Ge enstand von Unterhaltun n anzunehmen, und sie 
würde bereit sein, wenn f ie Streitfragen zwischen f eutschland und Polen auf 
friedlichem Wege beigelegt werden, sobald wie möglich diesbezügliche Be- 
sprechungen einzuleiten mit dem aufrichtigen Wunsche, zu einer Verständigung 
zu gelangen. 

3. Die Bedingung, die der Herr  Reichskanzler festlegt, ist, daß  eine IAsiing 
der zwischen Deutschland und Polen bestehenden Differenzen vorangehen muß. 
I n  dieser Beziehung ist Seiner Majestät Regierung vollkommen leicher Ansicht. 9 Alles hängt jedocb a b  von der Art der Lösung und von der etbode, die zur 
Erzielung derselben angewandt wird. Zu diesen Punkten, deren Wichtigkeit 
dem Herrn Reichskanzler gegenwärtig sein .wird, ist in seiner Botschaft nichts 
gesagt, und Seiner Majestät Regierung fühl t  sich gezwungen, darauf hin- 



zuweisen, daß eine Verständigung bezüglich dieser beiden Punkte f@r die Er- 
zielung eines weiteren Fortschrittes unbedingt notwendig ist. Die Deutsche 
Regierung wird sich dessen bewußt sein, daß Seiner Majestzit Regierung gegen- 
über Polen Verpflichtungen hat, die sie binden und die einzulösen sie beabsichtigt. 
Sie könnte nicht wegen irgendeines Großbritannien angebotenen Vorteils einer 
Lösung zustimmen, die die Unabhängigkeit eines Staates gefährden würde, dem 
sie ihre Garantie gegeben hat. 

4. Nach Ansicht Seiner Majestät Regierung könnte und sollte eine ver- 
nüriftige Lösung der Differenzen zwischen Deutschland und Polen auf dem 
Wege der Vereinbarung zwischen den beiden Nationen erzielt werden auf einer 
Grundlage, die die Sicherstellung der wesentlichen Interessen Polens einbeziehen 
würde, und Seiner Majestät Regierung erinnert sich, daß der Herr Reichs- 
kanzler in seiner Rede am 28. April die Wichtigkeit dieser Interessen für 
Polen anerkannt hat. 

Wie jedoch der britische Premierminister in seinem Schreiben vom 22. August 
an den Herrn Reichskanzler zum Ausdruck brachte, ist es nach Ansicht Seiner 
Majestät Regierung unerläßlich für den Erfolg der Besprechungen, die der 
Vereinbarung vorangehen würden, daß es im voraus feststünde, daß ein zu er- 
zielendes Abkommen von anderen Mä~hten garantiert werden würde. Seiner 
Majestät Regierung würde bereit sein, wenn der Wunsch dazu ausgesprochen 
werden sollte, ZU der wirksamen Durchführung einer solchen Garantie bei- 
zutragen. 

Nach Ansicht Seiner Majestät Regierung folgt hieraus, da8 als nächster 
Schritt direkte Verhandlungen zwischen der Deutschen und Polnischen Re- 
gierung eingeleitet werden sollten auf einer Grundlage, die die obenerwähnten 
Grundsätze einschließen würde, nämlich die Sicherstellung der unentbehrlichen 
Interessen Polens und die Sichentellung des Abkommens durch eine Inter- 
nationale Garantie. Seiner Majestät Regierung hat bereits eine definitive Zu- 
sicherung von der Polnischen Regierung erhalten, daß diese bereit ist, auf dieser 
Grundla e in Bes rechungen einzutreten, und Seiner Majestät Regierung hofft, 
daß die B eutsche fl egierung ihrerseits ebenfalls bereit sein würde, einem solchen 
Verfahren zuzustimmen. 

Wenn, wie Seiner Majestät Regierung hofft, solche Besprechungen zu einer 
Vereinbarung führen würden, so wäre der Weg offen für Besprechun-n über 
jene breitere und umfassendere Verständigung zwischen Großbritaniiien und 
Deutschland, die beide Nationen erstreben. 

5. Seiner Majestät Regieiung stimmt mit dem Herrn Reichskanzler darin 
uberein, daß eine der hauptsächlichsten Gefahren in der zwischen Deutschland 
und Polen bestehenden Lage in Berichten über die Behandlung der Minder- 
heiten ihren Ursprun hat. Der gegenwärtige Spannungszustand, zusammen 
mit den ihn begleiten 9 en Grenzzwischenfällen, Berichten über Mißhandlungen 
und der aufreizenden Propaganda ist eine ständige Gefahr für  den Frieden. 
Es ist offensichtlich eine Frage äußerster Dringlichkeit, daß alle Zwischenfälle 
dieser Art unverzüglich und mit fester Hand unterdrückt werden, und daß die 
Verbreitung unbestätigter Gerüchte verhindert wird, um eine Frist zu erlan en, 
in der ohne Provokation auf beiden Seiten eine eingehende Prüfung der $Gg- 
lichkeiten einer LBsung unternommen werden könnte. Seiner Majestät Regierung 
'ist iiberzeugt, daß beide beteiligten Regierungen sich dieser Erwägung v6llig 
bewußt sind. 



6. Seiner Majestät Regierung hat ihre eigene Haltung gegenüber den be- 
sonderen zwischen Deutschland und Polen strittigen Angelegenheiten er- 
schii fend zum Ausdruck ebracht. Sie vertraut darauf, daß der Herr Reicbs- P kanz er nicht glauben wir$ daß Seiner Majestät Regierung, weil sie ihre Ver- 
pflichtung gegenüber Polen genau nimmt, aus diasem Grunde nicht bestrebt ist, 

nzen Einfluß für das Zustandekommen einer sowohl Deutschland wie 
Polen T ef riedigenden Lasung einzusetzen. 

Daß eine solche b u n g  erzielt werden sollte, erscheint Seiner Majestät Re- 
'erung als unbedingt notwendig, nicht nur aus Gründen, die in unmittelbarem 

f!usammenhang mit der Lösung selbst entstehen, sondern auch wegen der um- 
fassenderen Erwägungen, von denen der Herr Reichskanzler mit solcher Uber- 
Zeugung gesprochen hat. 

7. Es ist unnötig, in der vorliegenden Antwort die Vorteile einer friedlichen 
Lösung hervorzuheben gegenüber einem Entschluß, die in Frage kommenden 
Probleme mit Waffengewalt zu lösen. Die Folgen eines Entschlusses, Gewalt 
zu gebrauchen, sind in dem Schreiben des Premierministers vom 22. Au ust B an den Herrn Reichskanzler klar dargele worden, und Seiner Majestät e- 
gierung zweifelt nicht daran, daß diese Fo gen vom Ilerrn Reichskanzler genau 
so klar erkannt werden wie von Seiner Majestät Regierung selbst. 

Andererseits glaubt Seiner Majestät Regierung, indem sie mit Interesse den 
in der Botschaft des Herrn Reichskanzlers enthaltenen Hinweis auf eine Bc- 
grenzung der Rüstungen zur Kenntnis nimmt, daß, wenn eine friedliche Lösung 
erreicht werden kann, die Unterstützung der Welt zuversichtlich vorausgesetzt 
werden könnte fUr praktische Maßnahmen, die ea ermöglichen würden, den 
Ubergang von einer Vorbereitun zum Kriege auf eine normale Tätigkeit e friedlichen Handels sicher und rei ungslos durchzuführen. 

8. Eine gerechte LBsung dieser zwischen Deutschland und Polen bestehenden 
Fragen kann den We zum Weltfrieden öffnen. Das Ausbleiben einer solcheu 
Usung würde die Ho $t nung auf eine bessere Verständigung zwischen Deutsch- 
land und Großbritannien zerschlagen, würde die beiden Nationen in Konflikt 
bringen und könnte sehr wohl die gesamte Welt in den Krieg stürzen. Ein 
solches Ergebnis wäre eine Katastrophe ohne Beispiel in der Geschichte. 

Nr. 464 
Dem Britischen Botschafter am 29. August 1939 18.45 Uhr 

übergebene Antwort des Führers an die'Britische Regierung 
Der Königlich Britische Botschafter in Berlin hat der Kiiniglich Britischen 

Regierung Anregungen übermittelt, die ich vorschlagen ro müssen glaubte, uni 
1. dem Willen der ,Reichsregierung nach einer aofrich tigen deutsch- 

englischen Verständigung, Zusammenarbeit und Freundschaft noch ein- 
mal Ausdruck zu geben; 

2. keinen Zweifel darüber aufkommen tu  lassen, daß eine solche Ver- 
nicht erkauft werden könnte mit dem Verzicht auf lehens- 

wichtige eutsche Interessen oder r einer Preisgabe von Forderungen, s t ä n d i g u ~  T die ebenso im allgemeinen menschlic en Recht wie in der nationalen Würde 
und Ehre unseres Volkes begründet sind. 



Mit Befriedigung hat die Deutsche Regierung aus den Antworbchreiben der 
Königlich Britischen Regierung und den mündlichen Erläuterungen des 
Königlich Britischen Botschafters entnommen, daß die Königlich Britische Re- 

'erung auch ihrerseits bereit ist, das deutsch-englische Verhältnis zu 
L e r n ,  es irn Sinne der deutschen Anregungen zu entwickeln und auszubauen. 

Die Königlich Britische Regierung ist dabei ebenfalls überzeugt, da8 die 
Lösung der unerträglich gewordenen deutsch-polnischen Spannung die Voraus- 
setzung für eine Realisierung dieser Hoffnung ist. 

Seit dem Herbst des vergangenen Jahres und zuletzt im Mllrz 1930 wurden 
der Polnischen Regierung mündlich und schriftlich Vorschläge unterbreitet. 
die unter der Berücksichtigun der damals zwischen Deutschland und Polen 
bestehenden Freundschaft eine f ür beide Teile annehmbare Lösung der stritti en 
Fragen ermöglichen konnten. Es ist der Königlich Britischen Re ierun L - 
kannt, daß die Polnische Regierung glaubte, diese Vorschläge im h&rz 
Jahres endgültig ablehnen zu müssen. Sie hat diese Ablehnung zugleich zum 
Vorwand oder Anlaß genommen, militärische Maßnahmen zu treffen, die s e i t  
dem eine for esetzte Steigerung erfuhren. Schon in der Mitte des vergangenen 
Monats hat 2 er Polnische Staat tatsächlich mobil gemacht. In Verbindung 
damit haben zahlreiche Ober riffe in der Freien Stadt Danzig stattgefundeu, 
hervorgerufen durch polnisc % e Behörden; mehr oder weni er drohend ulti- 
mative Forderungen wurden an diese Stadt gerichtet. Die &erhiiiigung einer 
erst zollpolitisch durch eführten, nunmehr aber auch militärisch und verkehrs- 
technisch erweiterten 8renzsperre mit dem Ziel der politischen Zermiirbung 
und wirtschaftlichen ZerstOrung dieses deutschen Gemeinwesens fand statt. 

Hinzu kommen himmelschreiende, barbarische Mißhandlungen und sonstige 
Verfol ungen der großen deutschen Volksgruppe in Polen, die bis zur Tötung 
vieler 9 ort lebender Deutschen oder zur Verschleppun unter grausamsten Be- 
leiturnständen führten. Diese Zustände sind für eine eroßmacht unerträglich. 

8ie haben Deutschland ezwungen, nach monatelangem Zuseben nunmehr eben- 
falls die notwendigen ghr i t t e  zur W a h r u q  der berechtigten deutschen Inter- 
essen zu ergreifen. Und die Deutsche Reichsregierung kann der Britischen 
Regierung nur auf daa ernsteste versichern, daß nunmehr jener Zustand er- 
reicht ist, der ein weiteres Hinnehmen oder auch nur Zusehen ausschließt. 

Die Forderung der Deutschen Reichsre 'erun entspricht der von Anfang an 
als notwendig erkannten Revision des $ ersail f er Vertra in diesem Gebiet; 
Rückkehr von Danrig und dem Korridor an Deutschland, gcherung des Lebens 
der deutscben Volksgruppen in den restlich Polen verbleibenden Gebieten. . 

Die Deutsche Reichsre 'erung nimmt mit Befriedigung Kenntnis, daß auch 
die Königlich Britische Regierung irn grundsätzlichen überzeugt ist, daß die 
entstandene Lage einer Usung en egen eführt werden muß. Sie glaubt weiter 
annehmen zu dürfen, daß sich auc 1 die % 6niglich Britische Regierung keinem 
Zweifel darüber hin 'bt, daß es sich hier nicht mehr um Zustände handelt, zu 
deren Beseitigung I? age oder gar Wochen, sondern vielleicht nur Stunden zur 
Verfligung stehen. Denn es ist in jedem Au nblick angesichts der desorgani- r sierten Verhältnisse in Polen mit der Möglic keit des Eintretens von Akten zu 
rechnen, die hinzunehmen für Deutschland unmöglich sein könnte. 

Wenn die K6ni lich Britische Regierung noch immer glaubt, daß diese 
schwerwiegenden 8ifTeranzen auf dem Wege direkter Verhandlungen t u  lösen 
seien, so kann die Deutsche Reichsregierung diese Auffassung von vornherein 



leider nicht mehr teilen. Denn sie hat es ja versucht, den We einer solchen 
friedlichen Verhandlung einzuleiten, wurde aber dabei von der B olnischen Re- 
gierung nicht unterstützt, sondern durch brüsk eingeleitete Maßnahmen mili- 
tärischen Charakters im Sinne der schon angedeuteten Entwicklung abgewiesen. 

Die Königlich Britische Regierung sieht 2 Momente als wichtig an: 

1. da13 durch direkte Verhandlungen schnellstens die vorhandene Gefahr 
einer drohenden Entladung beseitigt wird, und daß 

2. der Existenz des im übrigen dann fortbestehenden Polnischen Staates 
durch internationale Garantien wirtschaftlich und politisch die notwen- 
dige Sicherung gegeben wird. 

Die Deutsche Reichsregierung hat dazu folgende Erklärung abzugeben: 
Trotz ihrer skeptischen Beurteilung der Aussichten solcher direkten Be- 

sprechungen will sie dennoch den englischen Vorschla akzeptieren und in 
diese eintreten. Sie tut dies ausschließlich unter dem % indruck der - wie 
schon betont - ihr zugegangenen schriftlichen Mitteilung der Köni lich Bri- 
tischen Regierung, da8 auch diese ein Freundschaftsabkommen unter fugrunde- 
legung der dem Botschafter Henderson gegebenen Anhaltspunkte wünscht. Die 
Deutsche Re ierung will dadurch der Königlich Britischen Regierung und dem 
englischen f o l k  einen Beweis für die Aufrichtigkeit der deutschen Absicht, 
zu einer dauernden Freundschaft mit Großbritannien zu kommen, geben. 

Die Reichsregierung muß die Britische Regierung pflichtgemäß aber darauf 
hinweisen, daß sie im Falle einer Neugestaltun der territorialen Verhältnisse 
in Polen nicht mehr in der Lage wäre, ohne EhzuZiehung der Sowjet-Union 
sich zu Garantien zu verpflichten oder an Garantien teilzunehmen. 

Im übri en hat die Deutsche Reichsregierung bei ihren Vorschlägen nie die 
Absicht ge f abt, lebenswichti e Interessen Polens anzugreifen oder die Existenz 
eines unabhängigen Polnisc % en Staates in Frage zu stellen. Die Deutsche 
Reichsregierun ist unter diesen Umständen daher damit einverstanden, die 
vorgeschlagenekermittlung der Königlich Britischen Regierung zur Entsendung 
einer mit allen Vollmachten versehenen polnischen Persönlichkeit nach Berlin 
anzunehmen. Sie rechnet mit dem Eintreffen dieser Persönlichkeit für Mitt- 
woch, den 30. August 1939. 

Die Reichsregierung wird die Vorschläge einer für sie akzeptablen Lösung 
sofort ausarbeiten und diese, wenn möglich, bis zur Ankunft des polnischen 
Unterhändlers auch der Britischen Regierung zur Verfügung stellen. 

Nr. 465 
Der Deutsche Geschäftsträger in Wsrschau an das Auswärtige Amt 

Telephonische M:tteilung vom 30. August 1939 17.30 Uhr 

Seit einer Stunde ist in Polen durch Anschlag die allgemeine Mobilmachung 
befohlen worden. Erster Mobilmachungstag ist der 31. August; zu melden haben 
sieh alle Persoiien, die eine weiße Einberufungskarte besitzen. 



Unterredung des Reichsministers des Auswärtigen 
mit dem Britischen Botschafter, M August 1939 um Mitternacht 

Aufzeichnung des Gesandten Schmidt 

Henderson übergab das in der Anlage* beigefügte Memorandum der Bri- 
tischen Regierung. Er  fügte hinzu, daß er den Auftrag habe, zwei weitere 
Punkte mündlich zur Sprache zu bringen. 

Man könne von der Polnischen Regierung nur dann vollständige Zurück- 
haltung erwarten, wenn die Deutsche Re 'erun auf ihrer Seite der Grenze 
die leiche Haltung einnehme und wenn fe ine  %rovokationen der deutschen 
~ i n f e r h e i t  in Polen erfolgten. Es seien Berichte irn Umlauf, nach denen die 
Deutschen in Polen Sabotageakte verübten, die die schärfsten Gegenmaßnahmen 
seitens der Polnischen Regierung rechtferti n würden. Der Reichsaußen- 
minister wies diese Bemerkung auf das nach a" rücklichste zurück. Deutschland 
kenne ausschließlich polnische Provokationen, aber die polnische Propaganda 
schiene bei der Britischen Regierung ihre Wirkung nicht verfehlt zu haben. 
Unerhörteste Sabotageakte würden von den Polen verübt. Er lehne es ab, mit 
der Britischen Regierung über dieses Thema überhaupt zu sprechen. 

Die weitere Weisung Hendersons bezog sich auf die Antwort der Deutschen 
Regierung vom Vortage, in der die Deutsche Regierun sich bereit erklärt 
hatte, in direkte Fühlung mit Polen zu treten, wenn diesolnische Regierung 
sofort einen hevollmächti ten Vertreter entsenden würde. Die Britische Re- 
gierung sei nicht in der t age ,  der Polnischen Regierung zu empfehlen, auf 
dieses Verhandiungsverfahren einzugehen. Sie schla e der Deutschen Regie- 
rung vor, auf normalem diplomatischem Wege, d. h. furch Dberreichung ihrer 
Vorschlä e an den Polnischen Botschafter, die Dinge ins Rollen zu bringen, 
um den P olnischen Botschafter in die Lage zu versetzen, im Einvernehmen mit 
seiner Regierung die Vorbereitungen für direkte deutsch-polnische Verhand- 
lungen zu treffen. Wenn die deutsche Regierung diese Vorschläge auch der 
Britischen Regierung zuleiten würde, und diese der Ansicht wäre, daß die 
Vorschliige eine vernünftige Grundlage für eine Regelung der zur Erörterung 
stehenden Probleme bilden, so W-ürde sie ihren Einfluß in1 Sinne einer Lösung 
io Wa rschau zur Geltung bringen. 

Henderson fragte unter Hinweis auf den letzten Absatz der deutschen Ant- 
wort vom Vortage, ob die deutschen Vorschläge bereits ausgearbeitet seien und 
ob ihm diese Vorschläge übergeben werden könnten. 

Der Reichsaußenminister antwortete, daß 1. die britische Vermittlung bisher 
nur ein klares Ergebnis ezoitigt hätte, nämlich die olnische Generalmobil- 
machung. 2. Man habe dS eutscherseits mit dem Ersc einen eines polnischen 
Vertreters am heutigen Tage gerechiiet. Es sei dies nicht, wie der Britische 
Botschafter irrtümlich angenommen habe, ein Ultimatum gewesen, sondern, 
wie der Fiihrer bereits am Vortag auseinliiidergesetzt habe, eq sei ein von den 
Wtumständen diktierter praktischer Vonchlaq gewesen. Bis Mitternacht habe 
man auf deutscher Seite nichts von den polen gehört. Die Frage eines even- 
tuellen Vorschlags sei daher nicht länger aktuell. Um aber zu zei en, was 6 Deutschland vorzuschlagen beabsichtigt hatte, wenn der polnische ertreter 

kommen wäre, verlas der Reichsaußenminister die in der Anlage beigefügten 
%titschen Vorschläge **  urid erläuterte sie im einzelnen. 

* Vgl. Anlage 1. 
** Vgl. Anlage 11. 



Henderson erwiderte, die Erklärun des Reichsaußenministers, daß infol e 
des Nichferscheinens des polnischen B ertreters bis Mittwoch Mitternacht f ie 
ursprünglich beabsichtigten deutschen Vorschläge nicht mehr aktuell wären, 
-schiene seine Auslegung des Vorschlags als Ultimatum zu bestätigen. 

Der Reichsaußenminister trat dieser Auffassung erneut energisch entgegen 
und wies auf die am Vortage vom Führer abgegebene Erklärung hin, daß die 
Eile durch die Tatsache bedingt sei, daß sich zwei mobilisierte Armeen in 
Schußweite gegenüberständen und in jeder Minute ein Zwischenfall ernste 
Konflikte auslösen könne. 

z u m  Scbluß schlug Henderson vor, der Reichsaußenminister möge den Pol- 
nischen Botschafter herbeirufen und ihm die deutschen Vorschläge übergeben. 

Der Reichsaufienrninister lehnte dieses Verfahren für seine Person ab und 
beendete die Unterredung, indem er dem Führer sämtliche Entscheidungen 
vorbehielt. 

Schmidt 

Anlage I 
Dem Reichsminister des Auswäitigen am 30. August 1939 24 Uhr 

vom Britischen Botschafter übergebenes Memorandum 
der Britischen Regierung 

1. Die Regierung Seiner Majestät weiß die Tatsache zu würdigen. daß die 
Deutscbe Regierung in der in ihrer Antwort enthaltenen Erklärung freund- 
liehst auf ihren Wunscb einer deutsch-englischen Verständigung hinweist. und 
weili ebenso den Hinweis ZU würdigen, aaß diese ~ r w ä g u i g  &re Politik be- 
einiiudt bat. 

2. Die Regierung Seiner Majestllt bringt wiederholt zum Ausdruck, daß sie 
den Wunsch der Deutschen Regierung nach einer Verbesserun der Be- a ziehungen diirchnus teilt; es ist jedoch dabei zu berbcksichtigen, aß sie u n ~  
dieser Verbesserung willen nicht die Interessen ihrer Freunde preisgeben 
kann. Sie hat volles Verst6ndiiis dafiir, da6 die Deutsche Regierung Deutsch- 
Imds Lebensinteressen nicht opfern kann, aber die Polnische Regierung be- 
findet sich in der gleichen Lage, und die Hegierung Seiner Majestät glaubt. 
da6 die Lebensinteressen der heiden Länder nicht unvereinhar sind. 

3. Die Regierung Seiner Majestät nimmt ziir Kenntnis, daß die Deutsche 
Hegierung den britischen Vorschlag annimmt und bereit ist, mit der Polnischeii 
Regierung in unmittelbaren Meinungsaustausch zu treten. 

4. Die Regierung Seiner Majestät glaubt annahmen zu dürfen, daß die 
Deutscbe Regierung im Prinzip die b d i  ngung annimmt, daß jedwede liege- 
lung zum Gegenstand einer internationalen Garantie gemach t werden sollte. 
Die Frage, wer sich an einer solchen Garantie beteili en soll, wird später zii 

(5 erörtern aein, und die Hegieruiig Seiner Majestät ho t, daß, uin Zeitverlust 
zu vermeiden, die Deutsche Ltegierun6 sofort Schritte unternehnien wird, um 
die Zusriminung der Unioii der Sozialistischen Sowjetrepiibli ken zu erreichen, 
dereo Beteiligung an der Garantie die Regierung Seiner Majestät stets vor- 
ausgesetzt hat. 



5. Die Regierung Seiner Majestät nimmt gleichfalls zur Kenntnis, daß die 
1)eutsehe Regierung den Standpunkt der Britischen Regierung hinsichtlich der 
Lc bensinteressen und der Unabhängigkeit Polens anerkennt. 
6. Hinsichtlich besonderer Forderungen, die die Deutsche Regierung in 

einem früheren Absatz ihrer Antwort anmeldet, muß die Regiening Seiner 
Majestät einen ausdrücklichen Vorbehalt machen. Sie glaubt zu verstehen, 
daW die Deutsche Regierun zur Zeit Vorschläge für eine Lösung ausarbeitet. 
Zweifelsohne werden diese k orschläge während des Meinungsaustausches sorg- 
fältig geprüft werden. Es kann dann entschieden werden, wie weit dies& mit 
den wesentlichen Bedingungen vereinbar sind, die die Re 'erung Seiner 
Majestät bekanntgegeben hat und die anzunehmen die ~ e u t s c h e s e ~ i e r u n ~  ihre 
Hereitwilligkeit zum Ausdruck gebracht hat. 

7. Die Regierun Seiner Majestät wird die Polnische Regierung sofort von 
der Antwort der fjeutschen Regierung verständigen. Die Art der Fiihlung- 
nahme und die Vorbereitungen für einen Meinungsaustausch müssen selhst- 
verständlich in aller Eile zwischen der Deutschen und der Polnischen 

vereinbart werden. Die Regierung Seiner Majestät ist jedoch der 
aß es untunlich wllre, diese Fühlungnahme schon heute herzustellen. 

8. Die Re ierung Seiner Majestät erkennt voll an, daß bei der Aufnahme 
der Verhand 4 ungen Eile geboten ist, und teilt die Befürchtungen des Herrn 
Keichskanzlers, die sich aus dem Umstand ergeben, daß zwei mobilisierte 
Armerii eich in allernächster Nhhe gelsenüberstehen. Sie möchte daher auf das 
dringendste nahelegen, daß beide Parteien sich verpflichten, da13 während der 
Verhsndlun en keine aggressiven militärischen Bewegungen stattfinden. Die 
Regierung 8 einer Majestät vertraut darauf, daß sie von der Polnischen 

eine derartige Zusage erhalten würde, wenn die Deutsche Regierung 
artige Versicherung abgeben wo11 te. 

9. Die Regierung Seiner Majestät rnkhte ferner noch vorschlagen, daß vor- 
läufig ein modus vivendi für Danzig schaffen wird, um Zwischenfälle zu ver- 
hüten, die geeignet wären, die deutac Beziehungen noch schwieriger 
zu gestalten. 

Berlin, den 30. August 1939 

Anlage I1 
Vorechlag für eine Regelung des Danzig~Korridor~Problems 

sowie der Deutsch~Polnischen Minderheitenfrage 
Die Lage zwischen dem Deutschen Reich und Polen ist zur Zeit so, daß 

jeder weitere Zwischenfall zu einer Entladung der beidsrseita in Stellun 
gegangenen militärischen Streitkräfte führen kann. Jede friedliche Lösung mu P 
so beschaffen ain, daß sich nicht bei n&cbter Gelegenheit die diesen Zustand 
iirsächlich bedingenden Ereignisse wiederholen können und dadurch nicht nur 
der Osten Europas, sondern auch andere Gebiete in die gleiche Spannung 
versetzt werden. 

Die Ursachen dieser Entwicklung liegen 
1. in der unmöglichen Grenzziebung, wie sie durcb das Versailler Diktat 

vorgenommen wurde, 
2. in der unmklichen Behandlung der Minderheit in den abgetrennten 

Gebieten. 



Die 1)eutsche Reichsregierun geht daher bei diesen Vorschlägen von dem 
Gedanken aus, eine endgültige fosung zu finden, die die unmögliche Situation 
der Grenzziehung beseitigt, beiden Teilen ihre lebenswichti wen Verbindungs- 
s t r a k n  sichert, da.  Minderheitenproblem - soweit irgenB möfflich - be- 
seitigt und, soweit diee nicht möglich ist, das Schicksal der inderheiten 
durch eine sichere Garantie ihrer Rechte erträglich gestaltet. 

Die ~ e i i t s c h e  Keichsregierun ist überzeugt, daß es dabei unerläßlich ist, 
wirtschaftliche und hysische 8chädigungen, die seit dem Jahre 1918 statt- P gefunden haben, au zudecken und im vollen Umfange wiedergutzumachen. 
Sie sieht selbstverständlich diese Verpflichtung als eine für beide Teile 
bindende an. 

Aus diesen Erwägungen ergeben sich folgende praktische Vorschläge: 

1. Die Freie Stadt Danzi kehrt auf Grund ihres rein deutschen Charakters 
sowie des einmütigen b i l l e n s  ihrer Beviillrerung sofort in das Dcutscbe 
Reich zurück. 

2. Das Gebiet des sogenannten Korridors, das von der Ostsee bis zu der 
Linie Marienwerder-Graudenz-Kulm-Uromberg (diese Städte einschließ 
lich) und dann etwa westlich nach Schönlanke reicht, wird über seine 
Zugehörigkeit zu Deutschland oder zu Polen selbst entscheiden. 

3. Zu diesem Zweck wird dieses Gebiet eine Abstimmung vornehmen. Ab- 
stirnrnungsberechtigt sind alle Deutschen, die am 1. Januar 1918 in dieseln 
Gebiete wohnhaft waren oder bis zu diesem Tage dort geboren wurden: 
und desgleichen alle an diesem Tage in diesem Gebiet wohnhaft ge- 
wesenen oder bis zu diesem Tage dort horenen Polen, Kaschuben usw. 
Die aus diesem Gebiet vertriebenen Eeutschen kehren zur Erfüllung 
ihrer Ahstimmting zurück. 

Zur Sicherung einer objektiven Abstimmung sowie zur Gewährleistung 
der dafür notwendigen umfangreichen Vorarbeiten wird dieses erwähnte 
Gebiet ähnlich dem Saargebiet einer sofort zu bildenden internationalen 
Kommission unterstellt, die von den vier Großmächten Italien, Sowjet- 
union, Frankreich, En land gebildet wird. Diese Kommission übt 
alle Hoheitsrechte in f iesem Gebiet aus. Zu dem Zweck ist dieses 
Gebiet in einer zu vereinbarenden kürzesten Frist von den polnischen 
Militärs, der polnischen Polizei und den polnischen Behörden zu riitiinen. 

4. Von diesem Gebiet bleibt ausgenommen der polnische Hafen Gdingen. 
der grundsätzlich polnisches Hoheitsgebiet ist, insoweit er sich territorial 
auf die polnische Siedlung beschränkt. 

Die näheren Grenzen dieser polnischen Hafenstadt wiren zwischen 
1)eutschland und Polen festzulegen und nötigenfalls durch ein inter- 
nationales Schiedsgericht festzusetzen. 

5. Um die notwendige Zeit fiir die erforderlichen umfangreichen A rhai ten 
zur Durchführung einer gerechten Abstimmung siclierzustellen, wird 
diese Abstimmung nicht vor Ablauf von 12 Monaten stattfinden. 

6. Um während dieser Zeit Deutschland seine Verhindun mit Ostpreuß~n 
und Polen seine Verbindung mit dern M n r e  unheschrän f t zu garantieren, 
werden Straljen und Eisenbahnen festgelegt, die einen freien Transit- 



verkehr ermiiglichen. Hierbei dürfen nur jene Abgaben erhoben werden. 
die für die Erhaltung der Verkehrswege bzw. für die Durchführung der 
Trarisporte erforderlich sind. 

Uber die Zugehörigkeit des Gebietes entscheidet die einfache Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen. 

Um nach erfolgter Abstimmung - ganz gleich, wie diese ausgehen 
möge - die Sicherheit des freien Verkehrs Deutschlands mit seiner Pro- 
vinz Danzig - Ostpreuljen und Polen seine Verbindung mit dem Meere 
zu garantieren, wird, falls das Abstimmungsgebiet an Polen fällt, 
Deutschland eine exterritoriale Verkehrszona, etwa in Richtung von 
Bütow-Danzig bzw. Dirschau, gegeben zur Anlage einer Reichsautobahn 
sowie einer viergleisigen Eisenbahnlinie. Der Ba,u der Straße und der 
Eisenbahn wird so durchgeführt, daß die polnischen Kommunikations- 
Wege dadurch nicht berührt, d. h. entweder über- oder unterfahren 
werden. Die Breite dieser Zone wird auf einen Kilometer festgesetzt und 
ist deutsciies Hoheitsgebiet. 

Fällt die Abstimmung zuguiisten Deutschlands aus, erhält Polen zum 
freien und uneingesctjränkten Verkehr nach seinem Hafen Gdingen die 
gleichen Rechte einer ebenso exterritorialen Straßen- bzw. Bahnverbin- 
dung, wie sie Deutschland zustehen würden. 

lm Falle des Lurückfallens des Korridors an das Deutsche Reich erklärt 
sich dieses bereit, einen Bevölkerungsaustausch mit Polen in dem Aus- 
maß vorzunehmen, als der Korridor hierfür geeignet ist. 

Die etwa von Polen gewünschten Sonderrechte im Hafen von Danzig 
würden paritiitisch ausgeliandelt werden mit gleichen Rechten Deutsch- 
lands im Hafen von Gdingen. 

Um in diesem Gebiet jedes Gefühl einer Bedrohung auf beiden Seiten z u  
beseitigen, würden Danzig und Gdingen den Charakter reiner Handels- 
städte erhalten, d. h. ohne militärische Anlagen und militärische Bs- 
festigungen. 

Die Elalbinsel Hela, die entsprecliend der Abstimmung entweder zu Polen 
oder zu Deutschland käme, würde in jedem Fall ebenfalls zu demilitari- 
sieren sein. 

Da die Lleutsche Reichsre ierung heftigste Beschwerden gegen die pol- 
nische Minderheiten belian f lung vorzu bringen hat, die Polo ische Kegie- 
rung ihrerseits glaubt, auch hschwerclen gegen Deutschland vorbriii yen 
zu müssen, erklären sich beide Parteien darnit einverstanden, da13 diese 
Beschwerden einer international zusammengesetzten Untersuchutigskom- 
mission unterbreitet werden. die die Aufgabe hat, alle Reschwerden über 
wirtschaftliche und physische Schädigungen sowie sonstige terroristische 
Akte zu untersuchen. 

Deutschland und Polen verpflichten sich, alle wit dem Jahre 1918 
etwa vorgekommenen wirtschaftlichen und sonstigen Scliädiqungen der 
beiderseitigen Minoritäten wieder gutzuaiaehen bzw. alle ~ n t e i ~ n u n ~ e n  
aufzuheben oder für diese und sonstige Eingriffe in das wirtschaftliche 
Leben eine vollstiindige Entschädigung den Betroffenen zu leisten. 

Um den in Polen verbleibenden Deutschen sowie den in Deutschland ver-' 
bleibenden Polen das Gefühl der internationalen Rechtlosigkeit zu 



nehmen und ihnen vor allem die Sicherheit zu gewähren, nicht zu Hand- 
lungen bzw. zu Diensten herangezogen werden zu können, die mit ihrein 
nationalen Gefühl unvereinbar sind, komrnen Deutschland und Polen 
überein, die Rechte der beiderseitigen Minderheiten durch umfassendste 
und bindende Vereinbarungen zu sichern, um diesen Minderheiten die 
Erhaltung, freie Entwicklung und Betätigung ihres Volkstums zu gewahr- 
leisten, ihnen insbesondere zu diesem Zweck die von ihnen für  erforder- 
lich ehaltene Organisierung zu gestatten. Beide Teile verpflichten 
sich, %ie Angehörigen der Minderheit nicht zum Wehrdienst beranzu- 
ziehen. 

15. Im Falle einer Vereinbarung auf der Grundlap dieser Vorschläge er- 
klären sich Deutschland urid Polen bereit, die sofortige Demobilmachung 
ihrer Streitkräfte anzuordnen und durchzuführen. 

16. Die zur Beschleunigung der obi en Abmachungen erforderlichen weiteren 
Maßnahmen werden zwischen &utschland und Polen gemeinsam ver- 
einbart. 

Der Staatssekretär der Auswärtigen Amts an die 
Deutschen Diplomatischen Missionen 

Rundtelegrarnm 

Berlin, den 31. August 1939 

Unsere Erwartung, daß, entsprechend unserem durch Britische Regierung 
nach Warschau übermittelten Vorschlag, unverzügliche Entsendung eines pol- 
nischen Bevollmächti ten zur Aufnahme direkter deutsch- olnischer Ve~hand- 
lungen erfolgen wiir f e, ist nicht in Erfüllung gegangen. b ielmehr hat Polen. 
wie bekannt, gestern Generalmobilmachung angeordnet. Unter diesen Um- 
ständen hat Lage weitere überaus schwerwiegende Zuspitzung erfahren. 

Weizeäcker 

Nt. 468 
Amtliche Deutsche Mitteilung vom 31. August 1939 21 Uhr 

Die Königlich Britihhe Regierung hat sich in einer Note vom 28. August 
1939 gegenüber der Deutschen Regierung bereit erkllirt, ihre Vermittlung zu 
direkten Verhandlungen zwischen Deutschland und Polen über die atritti en 
Probleme zur Verfügung zu stellen. Sie hat dabei keinen Zweifel daru % er 
gelassen, da6 auch ihr angesichts der fortdauernden Zwischenfälle und der all- 
gemeinen europäischen Spannung die Dringlichkeit des Vorganges bewußt wäre. 

Die Deutsche Regierun hat sich in einer Antwortnote vom 2Q. August 1939 
trotz ihrer skeptischen &urteilung des Willens der Polniruchen Regierung, 
überhaupt zu einer Verständi ung zu kommen, im Interesse des Friedens bereit S erklärt, die englische Vermitt ung bzw. Anr ung anzunehmen. Sie hat unter 

Würdigunf aller der zur Zeit egebenene&rnstände as für notwendig er- LI achtet, in ieser ihrer Note darau hinzuweisen, daß. w e ~  überbaupt die Ge- 



fahr einer Katastrophe vermieden werden soll, dann schnell und unverzüglich 
ehandelt werden muß. Sie liat sich in diesem Sinne bereit erklärt, bis zum 

80. August 1939 abends einen Beauftragten der Polnischen Regierun 
empfangen, unter der Voraussetzung, daß dieser auch wirklich bevollrnäc 1 tigt zu 
sei, nicht nur zu diskutieren, sondern Verhandlungen zu führen und abzu- 
schließen. 

Die Deutsche Regierun hat weiter in Aussicht gestellt, daß sie glaiibt. bis 
zum Eintreffen dieses po k nischen Unterhändlers in Berlin der Britischen Re- 
gierung die Grundlagen über das Verständigungsangebot ebenfalls zugänglich 
machen zu können. 

Statt eine Erklärung über das Eintreffen einer autorisierten olnischen Per- 
sönlichkeit erhielt die Reichsregierung als Antwort auf ihre ferständigungs- 
bereitschaft zunächst die Nachricht der polnischen Mobilmachung und erst am 
30. August 1939 ge en 12 Uhr nachts eine mehr allgemein gehaltene britische 
Versicherung der Bereitwilligkeit, ihrerseits auf den Beginn von Verhand- 
lungen hinwirken zu wollen. 

Trotzdem durch das Ausbleiben des von der Reichsregierun erwarteten pol- 
nischen Unterhändlers die Voraussetzun entfallen war, der ritischen Regie- ! B 
rung noch eine Kenntnis iiber die Auf assung der Deutschen Regierung in 
bezug auf magliche Verhandlun sgrundlagen zu geben, da die Britische Re- 
gierng ja selbst für direkte Ver % andlungen zwischen Deutschland und Polen 
plädiert hatte, gab Reichsaußenminister V. liibbentrop dem Britischen Bot- 
schafter anläßlich der Ubergabe der letzten englischen Note eine. genaue Kennt- 
nis des Wortlautes der für den Fall des Eintreffens de9 polnischen Bevoll- 
mächtigten als Verhandlungsgrundlage vorgesehenen deutschen Vorschläge. 

Die Deutsche Reichsregierung glaubte ein Recht darauf zu haben, da0 unter 
diesen Umständen wenigstens nachträglich die sofortige Benennun 
nischen Persönlichkeit stattfinden würde. Denn es ist der 
nicht zuzumuten, ihrerseits fortgesetzt die Bereitwilligkeit zur 
solcher Verhandlungen nicht nur zu betonen, sondern auch dafür bereitzusitzen. 
von der polnischen Seite aber nur mit leeren Ausflüchten und nichtssagenden 
Erklärungen hingehalten zu werden. 

Aus einer inzwischen stattgefundenen Demarche des Polnischen Botschaften 
geht erneut hervor, daß auch dieser nicht bevollmächtigt ist, in irgendeine 
Diskussion einzutreten odef gar zu verhandeln. 

Somit haben der Führer und die Deutsche Reichsregierung nun 2Sage ver- 
geblich auf das Eintreffen eines bevollmtlehtigten polnischen Onterbilndlera 
gewartet. 

Unter diesen Umständen sieht die Deutsche Regierun auch dieses Mal ihre 
Vorschläge praktisch als abgelehnt an, obwohl sie der heinung ist, daß diese 
in der Form, in der sie auch der En lischen Regierung bekanntgegeben worden 
sind, mehr als loyal, fair und erfiil P a r  gewesen waren. 

Die Reichsregierung hält es für angebracht, der Offentlichkeit Kenntnis von 
diesen dem Britischen Botschafter durch den Reichsaul3enminister von Ribben- 
trop mitgeteilten Verhandlungsgrundlagen zu geben *. 

* Im Wortlaut der amtlichen deutschen Mitteilung folgte bier der oben unter Nr. 4W, 
Anlage I1 abgedruckte Vorschlag. 



Nr. 469 
Meldung des Polnischen Rundfunkeanders Warschau 

vom 31. August 1939 23 Uhr 

Die heuti e Bekanntmachu. des deutschen offiziellen Communiquh hat die 
Ziele und A % sichten der deutsc f en Bolitik klar gezeigt. Es beweist die offenen 
Aggressionsabsichten Deutschlands gegenüber Polen. Die Bedingungen, unter 
denen das Dritte Reich bereit ist, mit Polen zu verhandeln, lauten: Danzio 
kehrt sofort zum Reich zurück. Pommerellen mit den Städten Bromberg un8 
Graudenz unterliegt einem Plebiszit, wobei alle Deutschen, die nach dem Jahre 
1918 aus irgendwelchen Gründen von dort ausgewandert sind, Iiineingelasseri 
werden sollen. Polnisches Militär und Polizei evakuiert Pommerellen. Die 
Polizei En lands, Frankreichs, Italiens und der Sowjetunion übernimmt die 
Gewalt. r$ ach Ablauf von 12 Monaten findet das Plebiszit statt. Das Gebiet 
der Halbinsel Hela wird vom Plebiszit gleichfalls erfaßt. Gdin en ist als pol- 
nische Stadt ausgeschlossen. Unabhängig vom Ausgang des d lebiszits wird 
eine exterritoriale Straße in der Breite eines Kilometers gebaut. . . . . 

Llie deutsche Agentur gibt bekannt, da6 der Termin für die Annahme dieser 
Bedingungen gestern a bpelaufen ist. Deutschland hat vergeblich auf einen 
Abgesandten Polens gewartet. Die Antwort waren die miliarischen Anord- 
nungen der Polnischen Regierung. 

Keine Worte können jetzt mehr die Aggressionspläne der neuen Hunnen 
verschleiern. Deutschland strebt die Herrschaft über Euro a an und durch- 
streicht mit einem bisher nicht dagewesenen Zynismus die J echte der Völker. 
Llieser unverschämte Vorschlag beweist deutlich, wie notwendig die militäri- 
schen Anordnungen der Polnischen Regierung gewesen sind. 

Nr. 470 
Von einem Beamten der Politischen Abteilung des Auswärtigen Amts 
gefertigte Zusammensteilung der dem Auswärtigen Amt vorliegenden 

amtlichen Meldungen über schwere Grenzzwischenfälle an der 
deutsch~polnischen Grenze zwischen dem 25. und dem 

31. August 1939 
Berlin, den 1. September 1939 

25. A u g u s t  
1. Meldung der Staatspolizeistelle Elbing. 

Gegen 22 Uhr brannte auf dem unmittelbar an der deutsch-polnischen 
Grenze gelegenen Anwesen des Bauern Reinhard Briese in Scharschau, 
Kreis Hosenberg, WestpreuWen, ein Stall nieder. An der Brandstelle 
wurde eine Brandbombe polnischer Herkunft gefunden. 

2. Meldung der Staatspolizeistelle Elbing. 
Gegen 'L3 Uhr verbrannte infolge Brandstiftung von aus Polen gekom- 

rnenenrrätern das unmittelbar an der deutsch- olnischen Grenze liegende 
Anwesen der Witwe Martha Zerkowski in hönerswalde, Kreis Ro- 
senberg, Westpreußen. 

L 



3. Meldung der Staatspolizeistelle Elbing. 
In der Nacht vom 25. zum 26. &4ugust wurde durch Brandstiftung von 

aus Polen gekommenen Tätern das an der deutsch- polnischen Grenze 
gelegene Anwesen des Holzschlägen Schlegel in Neukrug, Kreis Ro- 
senberg, Westpreußen, vernichtet. 

4. Meldung der Staatspolizeistelle Elbirig. 
l n  der Nacht vom 25. zum 26. brannte infolge BrandstiPtung durch aus 

Polen gekommene Täter die an der deutsch-polnischen Grenze gelegene 
Försterei Dietrichswalde, Kreis Marienwerder, vollständig nieder. 

5. Dleldiing der Staatspolizeistelle Elbing. 
In der Nacht vom 25. zum 26. wurde das an der deutsch-polnischen Grenze 

gelegene Anwesen das Bauern Gehrke in Niederzehren, Kreis Marieri- 
werder, durch Brandstiftung von aus Polen gekommenen Tätern ver- 
nicli tet. 

6. Meldung der Staatspolizeistelle Elbing. 
In der Nacht vom 25. auf den 26. wurde das! Wärterhaus 34 an der 

Strecke Deutsch-Fiylau-Alt-Eiche-Soldau durch eine Bombe zerstört. 

7. Meldung der Staatspolizeistelle Köslin. 
In der Nacht vom 25. auf den 26. brannte die unmittelbar an der deutsch- 

polnischen Grenze stehende Scheune des hlüllers Domke in Somminer 
Mühle, Kreis Bütow, ab. Eine Durchsuchung der Brandstätte ergab. 
daß die Scheune durch einen elektrischen Zeitzünder in Brand gesetzt 
worden war. 

8. Meldung des O b e r l n a n z s d e n t e n  OstpreuUen. 
In der Nacht vom 25. zum 26. August wurden die auf deutschem Gebiet 

legenen Teile der Straßenbrücke und der Eiseiibahnbrücke Zanders- 
glde-~euliebenau von polnischem Militär gesprengt und vallig zerstört. 

26. A u g u s t  

1. Meldung des Hauptzollamtes Neidenburg. 
Um 0.45 Uhr wurde von dem Stand posten vor dem Zollamt Wetzhausen 

ein polnischer Soldat festgestellt uiid angerufen, der sich aus dem dem 
Zollamt gegenüberliegenden Wäldchen auf das Gebäude zu bewegte. 
Der Soldat ergriff die Flucht und wurde durch zwei Schüsse anschei- 
nend verletzt. 

Nachträglich wurde festgestellt, daß der Soldat zu einer Gruppe von 
6 polnischen Soldaten gehörte, die an dieser Stelle die deutsch-polnische 
Grenze überschritten hatten. 

2 Meldung der Staatspolizeistelle Elbing. 
Gegen 15 Uhr brannte infolge Brandstiftung das an der deutsch-polni- 

scheri Grenze gele ene Wohn- und iVirtschaftsliaus der Familien U'crner 
und Schefller in aeukru , Kreis Rosenberg, Westpreullen, bis auf die 
Umfassungsmauern ab. E s  wurde festgestellt, daß die Täter in Polen 
zu suchen waren. 



3. Meldung des Hauptzollamts Lauenburg. 
Um 23 Uhr flüchtete der ~olksdeutsche Tatulinski aus Seelau gegenüber 

der Zollaufsichtsstelle Groß Sllnow über die Grenze, nachdem sein 
Gehöft von einer polnischen Bande angezündet worden war. Auf den 
Flüchtigen wurden von den Polen mehrere &hüsse abgegeben, die auf 
deutschem Gebiet einschlugen. 

4. Meldung des Hauptzollamts Meseritz. 
Voksdeutsche Flüchtlinge, die am 26. August bei Betsche-Süd über die 

Grenze kamen, wurden von polnischen Grenzbeamten mehrfach be- 
schossen, nachdem sie sich schon in einem Maisfelde auf deutschem 
Boden verborgen hatten. 

27. A u g u s t  
1. Meldung der Staatspolizeistelle Elbing. 

In den frühen Morgenstunden brannte das an der deutsch-polnischen 
Grenze gelegene Gehöft das Bauern Guzinski in Klein Heyde, Kreis 
Hosenberg, West reulien, nieder. Es wurde festgestellt, da8 die pol- 
nischen Brandsti ! ter über die Grenze gekommen waren. 

2. Meldung der Staatspolizeistelle Elbing. 
Ge en 3.15 Uhr wurde die Eisenbahnhaltestelle und das Sä ewerk in Alt- % f iche, Kreis Bosenberg, Westpreußen, von einer etwa 15 aan starken, 

mit Gewehren bewaffneten Bande überfallen. Nachdem die 
Polen mehrere Schüsse a sie durch eine 
Gruppe des deutschen 

3. Meldung des Zollamtes Lindenhorst. 
Gegen 4 Uhr wurden von einem Posten der Grenzwache 6 polnische Sol- 

daten beobachtet, die sich gegen den Grenzstein 127 zu  bewegten. So- 
dann teilten sie sich zu dreien, überschritten die Reichsgrenze und gin- 
gen in Richtung der Straße Neurnittelwalde-Schönstein vor. 

G" 4.25 Uhr stellte der Gru penführer der Crciizwache einen am Bo en 
kriechenden polnischen goldateu fest. Er gab darauf 4 Schüsse ab, 
worauf die Polen sich zurückzogen. 

4. Meldung des Hauptzollamtes Schneidemühl. 
Ge en 10.30 Uhr wurden in der Gegend Vorwerk-Dreilinden, etwa 300 m 

fiesseits der Grenze, drei deutsche Grenzwacht-Offiziere, Hauptmann 
Täschner, ~berleutnant Sebulka und Leutnant Dinger, von der pol- 
nisehen Grenze her beschossen. 

6. Meldung des Hauptzollamtes Neidenburg. 
Gegen 17 Uhr postierte eine Streife der Zollamtsstation Flammberg bei 

Punkt. 128, der etwa 100 m vom Grenzflul3 Orzyc an einem Waldrande 
westlich Flammberg gelegen ist. Plötzlich fielen von polnischer Seite 
her etwa 20 Schüsse, die auf deutschem Gebiet einschlu en. Wie sich f später ergab, rührten sie von einer polnischen ürenzstrei e her, die sich 
unter Führung eines polnischen Offiziers der deutschen Grenze genähert 
und das Feuer auf einen deutschen Wehrmachtsposten eröffnet hatte. 
Es konnte ferner festgestellt werden, daß hierbei seitens der Polen 
4 Eierhandgranaten geworfen wurden. 



6. Meldung des Haiiptzollamtes Kreuzberg. 
Um 20.15 Uhr wurde der Zollassisteilt Scheffler nahe Reidenwalde von 

polnischer Seite mit 7 bis 8 üewehra~hüssen beschossen. . 
7. Meldung des Obcrfinanzpräsidenten OstpreuUen. 

Gegen 21.45 Uhr wurde der Zollwirter Will, als er einen mweit der 
Grenze gelegenen Gutshof mit dem Fahrrad verließ, mehrfach von pol- 
nischen ürenzwachtbeamten, die in Kleinfelde bei Mawe ht ionier t  
waren, beschossen. . 

28. A u g u s t  

1. Meldung der Staatspolizeistelle Elbing. 
üegen 0.30 Uhr wurden von einer deutschen Feldwache, die an der Eisen- 

bahnbrlicke Deutsch-Eylau-Neumark lag, mehrere polnische Soldaten 
auf deutschem Gebiet gesichtet. Als die Feldwache Feuer gab, ver- 
schwanden die Polen im Walde, wobei sie das Feuer erwiderten. 

3. Meldung der S taatspolizeistelle Oppeln. 

Gegen 1 Uhr wurden auf dem alten, von Ratibor nach Hobenbirkm, Ost- 
oberschlesien, führenden Promenadenweg marschierende polnische 
Truppen von einem deutschen Flakkommando gesichtet, als sie die 
Heichagrenze etwa 160 m überschritten hatten. Das Flakkommindo er- 
öffnete daraufhin das Feuer, worauf sich die polnischen Truppen ZU- 
dckzogen. 

3. Meldung des Hauptzollamtes Beuthen. 
üegen 1 Uhr wurden von einem polnischen Maschinengewehr mehrere 

bchüsse abgegeben. Sie schlugen dicht neben einer Masehinengewebr- 
ruppe der Grenzwacht ein, die an der Schlackenhalde beim Sportplatz 

borsigwerk in Stellung lag. 

4. Meldung der Staatspolizeistelle Elbing. 
üegen 1.45 Uhr wurde die Feldwache in Alt-Eiche, Kreii Hosmberg, 

Westpreußen, von regulären polnischen Truppen iiberfallen. Zunächst 
griffen die Polen eine Gruppe der Grenzwacbt an, die an dem dor- 
ti n Grenzüber ang postiert war und sich daraufhin bis mm Bahnhof f= A t-Eiche zurüc E zpg. L diesem Augenblick kamen aus einer anderen 
Richtung etwa 10 polnische Soldaten, welche zum Sturmangriff an- 
setzten. Uie deutsche Gruppe ging nunmehr wieder in Bteilang und 
eroffnete das Feuer. Die Polen waren in Schützenlinie ausgeschwärmt 
und schossen ebenfalls. Hierdurch wurde der Gefreite Grudsinski aus 
Hansdorf todlich getroffen und ein weiterer deutscher Schütze an der 
Schulter verletzt. Die polnischen Soldaten zogen sich sodann wieder 
auf polnisches Gebiet auriick. 

6. Meldung des Hauptzollamts Gleiwitz. 
üegen 22.45 Uhr wurden die deutschen Zollbeamten Fleischer und Quen- 

rel, die an der Panzerschranke beim Zollamt Neuberstein Dienst taten, 
von polnischer Seib mit Maschinengeweh r und Gewehr beschossen. 
Erst nach einem anschließenden Feuergefecht von 20 Minuten mit der 
deutschen Grenzwacht stellten die Polen das Feuer ein. 



29. A u g u s t  

1. Meldung der Staatspolizeistelle Elbing. 

ln den frühen Morgenstunden kamen in der Nähe der Sägemühle Alt- 
Eiche polnische Soldaten auf deutschesGebiet, die durch den deutschen 
Grenzschutz vertff eben wurden. 

2. Meldung der Staatspolizeistelle Köslin. 

In  den frühen Morgenstundee führten polnische ürenzschutzsoldateii einen 
Feuerüberfall auf das deutsche Zollhaus Sonnenwalde-Bahnhof aus. 
Bei der Ab wehr wurden ein deutscher I3ezirkszollkornmissar und eiri 
deutscher Hilfsgrenzangestellter verwundet. 

3. Meldung der Staatspolizeistelle Breslau. 

Um 13.40 Uhr wurde der Zollbetriebsassistent Dippe von einem polnischen 
Grenzposten mit Gewehr beschossen, als er  sich in einem Wäldchen bei 
Neu-Vorberg an der Straße Lesten-Tharlang aufhielt. 

4. Meldung des Hauptzollamtes Beuthen. 

Gegen 21.45 Uhr wurden von polnischem Militär wiederholt auf deutsches 
Gebiet in der Nähe des Zollamtes I11 Beuthen Schüsse abgegeben. Zu- 
nächst erfolgten etwa 20 bis 30 Pistolenschüsse über die Zollstraße 
beim Zollamt hinweg in Richtung auf den Grubenhof der Beuthen- 
Grube, die etwa 10 m vor der dritten Gruppe eines dort befindlichen 
Zuges der 8. Grenzwachtkompanie einschlugen. Es folgten dann 10 
bis 15 Gewehrschüsse und unmittelbar darauf weitere 4 bis 5 Schuß, 
die von einer Maschinenpistole herrührten. Das Feuer wurde von 
deutscher Seite nicht erwidert. 

5. Meldung des Hauptzollamts Gleiwitz. 

Ge en 23.50 Uhr wurden deutsche Zoll- und Grenzwachtbeamte auf 
kutschern Gebiet nahe dem Zollamt Neubersteich von einer polnischen 
Formation heftig unter Feuer genommen. Hierbei waren zwei leichte 
Maschinengewehre, die auf deutschem Gebiet in Stellung gebracht 
waren, sowie ein schweres Maschinen ewehr einwandfrei festzustellen. 
Nach einem Feuergefecht stellten die d olen um 1.15 Uhr das Feuer ein. 

30. A u g u s t  
1. Meldung der Staatspolizeistelle Elbing. 

Gegen 0.30 Uhr wurde das Zollgehöft Neukrug, Kreis Kosenberg, West- 
preußen, von der Waldseite aus von re ulären olnischen Truppen an- 
gegriffen. Die Polen beabsichtigten o 8 enbar, CI' er  Besatzung des Zoll- 
gehöfts in den Hücken zu fallen. Sie hatten unweit des Zollgehöftes 
hinter einer Autogarage ein leichtes Maschinengewehr ip  Stellung ge- 
bracht. Als sie von der deutschen Feldwache aus einem oberen Zimmer 
des Zollgehöftes beschossen wurden, erfolgte Stellungswechsel des pol- 
nichen Maschinengewehrs in eine dichte Schonung, die sofort gleich- 
falls unter Feuer genommen wurde. Der Kampf dauerte bis etwa 
5 Uhr. Ein Schütze der deutschen Feldwache wurde tödlich verletzt. 
Im Zollgehöft wurden mehrere Fensterscheiben und die Telepbon- 
lei tung zerstört. 



2. Meldung der Staatspolizeistelle Elbing. 
Gegen 0.45 Uhr wurden in der Nähe der Sägemühle Alt-Eiche 3 bis 4 pol- 

nische Soldaten vom deutschen Grenzschutz festgestellt, als sie sich an 
die Mühle heranschleichen wollten. Sie wurden sodann durch den 
Grenzschutz vertrieben. 

3. Meldung der Staatspolizeistelle Breslau. 

Gegen 7 Uhr befand sich der Landwirt Ferdinand Braun aus Golgas. 
Kreis Militsch, etwa 100 m diesseits des Grenzsteines 233 bei der Feld- 
arbeit. E r  wurde plötzlich von einem polnischen Soldaten mit der 
Pistole beschossen, blieb aber unverletzt. 

4. Meldung des Oberfinanzpräsidenten in Troppau. 
Um 15.05 Uhr wurde ein über deutschem Gebiet befindliches Flugzeug - 

anscheinend ein deutsches Aufklärun flugzeug - von polnischem Ge- 
biet aus Richtung Oderberg und Wur r itz von Flakartillerie beschossen. 
Sprengstücke wurden gefunden und sichergestellt. 

31. A u g u s t  

1. Meldung der Staatspolizeistelle Elbing. 
üegen 1 Uhr wurde das Zollgehöft in Neukru von polnischem Mi1itä.r 

% B ange riffen. Es handelte sich um etwa 25 ann mit einem leichten 
Masc inengewehr. Sie versuchten, das Zollgehöf t zu umzingeln. Der 
Angriff wurde abgeschlagen. 

2. Meldung des Hauptzollamts Gleiwitz; 

üegen 2 Uhr erfolgte von polnischer Seite ein Feuerüberfall auf die das 
Zollamt Neubersteich sichernde deutsche Grenzwache. Ein Angriff der 
Polen auf das Zollamt wurde durch deutsches Abwehrfeuer verhindert. 

3. Meldung des Zoll-Bezirk~kommissars Deutsch-Ey lau. 
üegen 3 Uhr friih wurde bei Scharschau auf deutschem Reichsgebiet durch 

polnische Truppen auf eine Streife der Grenzwacht ein Feuerüberfall 
verübt. Als die Streife Verstärkung heranzog und dss Feuer erwiderte, 
zogen sich die Polen zurück. 

4 Meldung des Polizeiprhidenten Gleiwitz. 
üegen 20 Uhr wurde der Sender Gleiwitz durch einen Trupp polnischer 

Aufständischer Uberfallen und vorübergehend besetzt. Die Aufstän- 
dischen wurden durch deutsche Grenzpolizeibeamten vertrieben. Bei 
der Abwehr wurde ein ~ufständischer tödlich verletzt. 

5. Meldung des Oberfinanzprilsidenten Troppau. 
In der Nacht vom 31. August zum 1. September wurde das Zollamt Hof- 

linden durch polnische Aufständische an egri ff en und vorübergehend 
besetzt. Durch einen Gegenangriff der j -Verf ügungstruppe wurden 
die Aufständischen wieder vertrieben. 

f 
6. Meldung der Staatspolizeistelle Elbing. 

ü en 24.30 Uhr wurde das Zollgehoft Neukrog von 30 polnischen Sol- 
Taten angegriffen, die mit Maschinengewehren und Karabinern aus- 



gerüstet waren. Der Angriff wurde durch die deutsche Feldwache zu- 
rückgeschlagen. 

7. Meldung der Staatspolizeistelle Liegnitz. 

In der Nacht vom 31. August zum 1. September wurde ein deutscher 
Zollbeamtei bei Pfalzdorf, Kreis Grunber etwa 75 m von der 
polnischen Grenze entfernt, durch polnische F ruppen tödlich verletzt.. 

8. Meldung der ~taats~olizeistelle Liegnitz. 

In  der Nacht vom 31. August zum 1. September wurde ein deutscher Zoll- 
beamter wkhrend der Ausübung seines Dienstes bei Röhrsdorf, Kreis 
Fraustadt, durch polnische Truppen erschossen, ein weiterer Zoll- 
beamter schwer verletzt. 

B. Meldung der Staatspolizeistelle Liegnitz. 
In  der Nacht vom 31. Au st zum 1. September erfolgte ohne jede Veran- 

lassung ein Feuerüber all von polnischer Seite auf das deutsche Zoll- 
haus in Pfalzdorf, Kreis Grünberg. 

10. Meldung der Staatspolizeistelle Liegnitz. 

In  der Nacht vom 31. Au ust zum 1. Se tember wurde das deutsche 2011- 
haus in Geyendorf %ur& lnisc e Aufständische vorübergehend r B 
besetzt, die einen erheblichen achschaden verursachten. 

11. Meldung der Staatspolizeistelle Brünn. 
In der Nacht vom 31. August zum 1. Se tember wurde durch polnischen 

Grenzschutz auf die deutsche Zollhau B e in Hruschau ein Feuerüberfall 
mittels eines Maschinengewehrs verübt. Als deutsches Gegenfeuer ein- 
setzte, ergriffen die Polen die Flucht. 

Nt. U1 
Rede des Führers vor dem Deutschen Reichstag, 1. September 1939 

Abgeordnete, Männer des Deutschen Reichstags! 

Seit Monaten leiden wir alle unter der Qual eines Problems, das uns einst 
daa Versailler Diktat beschert hat und das nunmehr in seiner Ausartung und 
Entartung unerträglich geworden war. Danzig war und ist eine deutsche 
Stadt. Der Korridor war und ist deutsch. Alle diese Gebiets verdanken ihre 
kulturelle Erschließung ausschlieWlich dem deutschen Volk, ohne das in diesen 
östlichen Gebieten tiefste Barbarei herrschen würde. Llanzig wurde von uns 
getrennt, der Korridor von Polen annektiert, die dort lebenden deutschen 
Minderheiten in der qualvollsten Weise mi0handelt. Ober eine Million 
Menschen deutschen Mutes muWten schon in den Jaliren 1919 auf 1920 ihre 
Heimat verlassen. Wie immer, so habe ich auch hier versucht, auf dem Wege 
friedlichster Revisionsvorscliliige eine Anderung des unerträglichen Ziistandes 
herbeizuführen. Es ist eine Lüge, wenn in der Welt behauptet wird, daf3 wir 
alle unsere Revisionen nur unter Druck durchzuartzen versuchten. 15 Jahre, 
bevor der Nationalsozialisiuus zur Macht kam, hatte man Gelegenheit, auf dem 



Wege friedlicher Verständi ng die Revision durchzuführen. Man tat es 
nicht. In jedem einzelnen F alle habe ich dann von mir aus nicht einmal, 
sondern oftmals Vorschläge zur Revision unerträglicher Zustände gemacht. 

Alle diese Vo~schläge sind, wie Sie wissen, abgelehnt worden. Ich brauche 
sie nicht im einzelnen aufzuzählen: die Vorschläge zur Küstungsbe renzung, 
ja, wenn notwendig, zur Rüstungsbeseitigung, gie Vorschläge zur B eschrän- 
kung der Krie führung, die Vorschläge zur Ausschaltun vou in meinen 
Augen mit dem % ölkerrecht schwer zu vereinbarenden Metho % en der modernen 
Krie führung. Sie kennen die Vorschläge, die ich über die Notwendiggeit der 
Wie f erherstellun der deutschen Souveränität über die deutschen Reichs- 
ebiete machte, f ie endlosen Versuche, die ich zu einer friedlichen Verstän-. 

!igung über das Problem Osterreich unternahm und später Hber das Problem 
Sudetenland, Böhmen und Mähren. Es war alles vergeblich. Eines aber ist 
unmaglich: zu verlangen, daß ein unerträglicher Zustand auf dem Weg 
friedlicher Revision bereinigt wird, und die friedliche Revision konsequent zu 
verweigern. Es ist auch unmöglich, zu behaupten, daW derjenige, der in einer 

9 e dann dazu übergeht, von sich aus diese Revisionen vorzunehmen, 
egen ein esetz verstößt. Das Diktat von Versailles ist für uns Deutsche kein 

Eesetz. Es geht nicht an, von jemand mit vorgehaltener Pistole und der 
Drohung des Verhungerns von Millionen Menschen eine Unterschrift zu er- 

ressen und dann das Dokument mit dieser erpreßten Unterschrift als ein 
feierliches Gesetz zu proklamieren. 

So habe ich auch im Falle Danzigs und des Korridors versucht, durch 
friedliche Vorschliige auf dem Wege der Diskussion die Probleme zu lösen. 

löst werden mußten, das war klar. Und daß der Termin dieser 
die westlichen Staaten vielleicht uninteressant sein kann, ist 

aber uns ist dieser Termin nicht leich "ltig, vor allem aber war 
er und konnte er nicht gleichgültig sein für f ie lei a" enden Opfer. Ich habe in 
Besprechungen mit polnischen Staatsmännern die Gedanken, die Sie von mir 
hier in meiner letzten Reichstagsrede vernommen haben, erörtert. Kein Mensch 
kann behau ten, daß dies etwa ein ungebührliches Verfahren oder gar ein 
ungebührlic 1 er Druck gewesen wäre. 

Ich habe dann die deutschen Vorschläge formulieren lassen, und ich muß 
es noch einmal wiederholen, daW es etwas Loyaleres und Bescheideneres als 
diese von mir unterbreiteten Vorschläge nicht gibt. Und ich möchte das jetzt 
iler Welt sagen: ich allein war Uberhaupt nur in der Lage, solche Vorschlage 
zu machen; denn ich weiU ganz geiiau, daW ich mich damals zur Auffassung 
von Millionen von Deutschen in Gegensatz gebracht habe. 

Diese Vorschlä sind abgelehnt worden. Aber nicht nur das: sie wurden 
beantwortet mit Eobilmachungen, mit verstärktem Terror, mit gesteigertem 
Druck auf die Volksdeutschen in diesen Gebieten und mit einem langsamen 
wirtschaftlichen, politischen und in den letzten Wochen endlich auch militä- 
rischen und verkehrstechnischen Ahdrosselungskampf gegen die Freie Stadt 
Llanzig. -Polen hat den Kam f gegen die Freie Stadt. Uanzig entfesselt. Es 
war weiter nicht bereit, die gr r idor f ra  e in einer irgendwie billigen und den 8 Interessen beider gerecht werdeiiden eise zu lösen. Es hat endlich nicht 
daran edarht, seine Minderheitsverpflichtungen einzuhalten. Ich m u ß  hier 
feststel en: Deutschland hat diese Verpflichtungen eingehalten. Die Minder- 
heiten, die im Deutschen Reich leben, werden nicht verfolgt. Es soll ein 
Franzose aufstehen und erklären, daß etwa die im Saargebiet lebenden 
Franzosen unterdrückt, gequält und entrerhtet werden. Keiner wird dies 
behaupten können. 



Ich babe nun dieser Entwicklung vier Monate lang ruhig zugesehen, aller- 
dings nicht, ohne immer wieder zu warnen. Ich habe in letzter Zeit diese 
Warnungen verstärkt. Ich habe dem Polnischen Botschafter vor nun schon 
über drei Wochen mitteilen lassen, daB, wenn Polen noch weitere ultimativ0 
Noten an Danzig schicken würde, wenn es weitere UnterdrückungsmaWuahmen 

egen das Deutschtum vornehmen würde oder wenn es versuchen sollte, auf 
fern Wege zollpolitixher Maßnahmen Danzig wirtschaftlich zu iernichten, 
dann Deutschland nicht länger mehr untätig zusehen könnte. Ich habe keinen 
Zweifel darüber gelassen, daß man in dieser Hinsicht das heutige Deutschland 
nicht mit dem Deutschland, das vor uns war, verwechseln darf. 

Man hat versucht, das Vorgehen gegen die Volksdeutschen damit zu ent- 
schuldigen, da13 man erklärte, sie hätten Provokationen begangen. Ich weill 
nicht, worin die ~Yrovokationena der Kinder oder Frauen bestehen sollen, die 
man miuhandelt und verschleppt, oder die BProvokationenn derer, die man in 
der tierischsten, sadistischsten Weise gequält und schlielllich getötet hat. 
Eines aber weiß ich: daß es keine Großmacht von Ehre gibt, die auf die 
Dauer solchen Zuständen ruhig zusehen würde. 

Ich habe trotzdem noch einen letzten Versuch gemacht. Obwohl ich innerlich 
überzeugt war, daß es der Polnischen Regierung - vielleicht auch infolge 
ihrer Abhilnpigkei t von einer nunmehr entfesselten wilden Soldateska - mit 
einer wirkli6hen Verständi ng nicht ernst ist, habe ich einen Vermittlungs- 
vorschlag der Britischen &ierung angenommen. Sie schlug vor, da6 sie 
nicht selbst Verhandlungen führen sollte, sondern versicherte, eine direkte 
Verbindung zwischen Polen und Deutschland herzustellen, um noch einmal 
in das Gespräch zu kommen. 

Ich muß hier folgendes feststellen: Ich habe diesen Vorschlag angenommen. 
Ich habe für diese Besprechungen Grundlagen ausgearbeitet, die Ihnen 
bekannt sind, und ich bin dann mit meiner Regierung zwei volle Tage dage- 
sessen und habe gewartet, ob es der Polnischen He ierung palit, nun endlich 
einen Bevollmächtigten zu schicken oder nicht. Sie % at  uns bis gestern abend 
keinen ~evollmächti en geschickt, sondern durch ihren Botschafter mitteilen 
lassen, da6 sie zur f eit erwäge, ob inwieweit sie in der Lage sei, auf die 
englischen Vorschläge einzugehen; sie würde dies England mitteilen. 

Meine Herren Abgeordneten! Wenn man dem Deutschen Reich und seinem 
Staatsoberhaupt so etwas zumuten kann und das Deutsche Reich und sein 
Staatsoberhaupt das dulden würden, dann würde die deutsche Nation nichts 
anderes verdienen, als von der politischen Bühne abzutreten. Meine Frirdens- 
liebe und meine endlose Lan ut soll man nicht mit Schwäche oder gar mit 
Feigheit verwechseln. Ich ha f? e daher gestern abend der Britischen Regierung 
mitgeteilt, daß ich unter diesen Umsanden auf seiten der Polnischen Regierun 
keine Geneigtheit mehr finden kann, mit uns in ein wirklich ernstes Gespräc 
einzu treten. 

ft 
Damit sind diese Vermittlungsvorschlä e gescheitert. Denn unterdes war 

als Antwort auf diesen Vermittlungsvorsc f lag erstens die polnische General- 
rnobilmachung gekommen und zweitens neue schwere Greueltaten. Diese 
Vorgänge haben sich nun heute nacht abermals wiederholt. Nachdem schon 
neulich in einer einzi cn Nacht 21 Grenzzwischenfälle zu verzeichnen waren, 
sind es heute nacht 1 f gewesen, darunter drei ganz schwere. 

Icli babe mich daher nun entschlossen, mit Polen in der gleichen Sprache 
zu reden, die Polen seit Monaten uns gegenüber anwendet. 



Wenn nun Staatsmänner im Westen erklären, d a ß  dies ihre Interessen ba- 
rühre, so kann ich eine solche Erklärung nur bedauern. Sie  kann mich aher 
nicht eine Sekunde in der Erfüllun meiner Pflicht wankend machen. Ich babe 
es feierlich versichert und wiederho f e es, daß  wir von diesen Weststaaten nichts 
fordern und nie etwas fordern werden. Ich habe versichert, daß  die Grenze 
zwischen Frankreich und Deutschland eine endgültige ist. Ich habe England 
immer wieder eine Freundschaft und, wenn notwendig, das engste Zusammen- 
gehen angeboten. Aber Liebe kann nicht nur von einer Seite geboten werden. 
sie rnuß von der anderen ihre Erwiderung finden ~bu t sch land  hat keine 
Iriteressen im Westen. Unser Westwall ist zugleich für alle Zeiten die Grenze 
des Reiches. Wir haben auch keinerlei Ziel für die Zukunft, und diese Ein- 
stellung des Reiches wird sich nicht mehr ändern. 

Die anderen europäischen Staaten begreifen zum Teil unsere Haltung. Ich 
möchte hier vor allem Italien danken, das uns in dieser ganzen Zeit unterstützt 
hat. Sie werden aher auch verstehen, d a ß  wir für die Durchführunq dieses 
Kampfes nicht an eine fremde Hilfe appellieren wollen. Wir  werden diese 
unsere Aufgabe selber lösen. 

Die neutralen Staaten haben uns ihre Neutralität versichert, genau so, wie 
wir sie ihnen schon vorher garantieren. Es ist uns heiliger Ernst mit dieser 
Versicherung, und solan e kein anderer ihre Neutralität bricht, werden wir sie 
ebenfalls peinlirhst beac ten; denn was sollten wir von ihnen wünschen oder 
wollen? 

f 
Ich bin glücklich, lhnen nun von dieser Stelle aus ein besonderes Ereignis 

mitteilen zu können. Sie wissen, d a ß  Rußland und Deutschland von zwei ver- 
schiedenen Doktrinen regiert werden. Es war nur eine Frage, die geklärt 
werden mul3te: Deutschland hat nicht die Absicht, seine Doktrin zu exportieren, 
und in dem Augenblick, in dem Sowjetrußland seine Doktrin nicht nach 
Deutschland zu exportieren gedenkt, sehe ich keine Veranlassun mehr, daß 

P f a wir auch nur noch einmal ge eneinarider Stellun nehmen sollen! i r  sind uns 
beide darüber klar: Jeder (arnpf unserer Völ er  gegeneinander würde nur 
anderen einen Nutzen abwerfen. Daher haben wir uns entschlossen, einen Pakt 
abzuschließen, der zwiscben uns beiden fiir alle Zukunft jede Gewal tan wendung 
ausschließt, der uns in ewissen europtiischea Fragen zur Konsultierung ver- 
pflichtet, der das wirtsc P aftliehe Zusammenarbeiten erm6 licht und vor allem 

einander verbrauchen. 
E sicherstellt, daß  sich die Kräfte dieser beiden groDen taaten nicht gegen- 

Jeder Versuch des Westens, hier etwas zu ändern, wird fehlschlagen! Und 
ich m6chte das eine hier versichern: Diese politische Entscheidung bedeutet 
eine ungeheure Wende für  die Zukunft und ist eine endgültige! 

Ich glaube, daa ganze deutsche Volk wird diese politische Einstellung be- 
grüßen! Rußland und Deutschland haben im Weltkrieg ge eueinaiider f kämpft und waren beide letzten Endes die Leidtragenden. in zweites Ei 
soll und wird daa nicht mehr geschahen! Der Nicbtangritfs- und Ronsultativ- 

akt, der am Tige seiner Unterzeichnung bereits gültig wurde, hat gestern die 
Eöchste Ratifikation in Moskau und auch in Berlin erfahren. 

In  Moskau wurde dieser Pakt genau so begrüßt, wie Sie ihn hier begrüßen. 
Die Rede, die der Russische Außenkommissar Molotow hielt, kann ich SVort 
für Wort unterschreiben. 



Unsere Ziele: Ich bin entschlossen, 
erstens die Frage Danzig, 
zweitens die Frage des Korridors zu lösen und 
drittens dafür zu sorgen, daß im Verhältnis Deutschlands zu Polen eine 

Wendung eintritt, die ein friedliches Zusammenleben sichersteilt! 

Ich bin dabei entschlossen, so lange zu käm fen, bis entweder die derzeitige 
Polnische Regierung dazu geneigt ist, diese Rnderung herzustellen, oder bis 
eine andere polnische Regierung dazu bereit ist! 

Ich will von den deutschen Grenzen das Element der Unsicherheit, die 
Atmosphäre ewiger, bürgerkrie ähnlicher Zustände entfernen. Ich will dafiir 
sorgen: daß im Osten der Frie f e an der Grenze kein anderer ist, als wir ihn 
an unseren anderen Grenzen kennen. 

Ich will dabei die notwendigen Handlun en so vornehmen, daß sie nicht dem 
widersprechen, was ich Ihnen hier, meine a e r r e o  Abgeordneten, im Reichstag 
selbst als Vorschläge an die übrige Welt bekanntgab. 
Das heißt, ich will nicht den Kampf gegen Frauen und Kinder führen! Ich 

habe meiner Luftwaffe den Auftrag egehen, sich bei den Angriffen ruf 
militärische Objekte zu beschranken. h e n o  aber der Gegner glaubt, daraus 
einen Freibrief ablewn zu können, seinerseits mit umgekehrten Methoden zu 
kämpfen, dann wird er eine Antwort erhalten, daß ihm Hören und Sehen 
vergeht! 

Polen hat nun heute nacht zum erstenmal auf unserem eigenen Territorium 
auch durch reguläre Soldaten geschossen. Seit 6 Uhr 45 wird 'etzt zuröck- b gescbossen! Und von jetzt ab wird Bombe mit Bombe vergolten! er mit Gift 
kämpft, wird mit Giftgas bekämpft. Wer sich selbst von den Regeln einer 
humanen Kricgföhrung entfernt, kann von uns nichts anderes erwarten, als daO 
wir den gleichen Schritt tun. 

Icb werde diesen Kampf, ganz gleich gegen wen, so lange führen, bis die 
Sicherheit des Reiches und seine Rechte gewährleistet sind! 

Ober sechs Jahre habe ich nun am Aufbau der deutschen Wehrmacht e- 
arbeitet. In  dieser Zeit sind über 90 Milliarden für den Aufbau unserer We t r- 
macht angewendet worden. Sie ist heute die am besten aus erüstate der Welt 
und steht weit über jedem Vergleich mit der des Jahres 181 1 Mein Vertrauen 
auf sie ist unerschütterlich! 

S 
Wenn ich diese Wehrmacht aufrief und wenn ich nun vom deutschen Volk 

Opfer und, wenn notwendig, alle Opfer fordere, dann habe ich ein Recht dazu, 
denn auch icb selbst bin heute genau so bereit, wie ich es früher war, jedes 
persönliche Opfer zu bringen! Icb verlange von keinem deutschen Mann etwas 
anderes, als was ich selber über vier Jahre lang bereit war, jederzeit zu tun. 
Es soll keine Entbehrungen Deutscher gehen, die ich nicht selber sofort über- 
nehme! Mein ganzes Leben gehört von jetzt ab erst recht meinem Volke! Ich 
will jetzt nichts anderes sein als der erste Soldat des Deutschen Reiches. 

Ich habe dainit wieder jenen Rock angezogen, der mir selbst der heiligste 
und teuerste war. Ich werde ihn nur ausziehen nach dem Sieg, - oder ich 
werde dieses Ende nicht erleben! 

Sollte mir in diesem Kampf etwas zustoßen, dann ist mein erster Nachfolger 
Parteigenosse Görinp. Sollte Parteigenossen Göring etwas zustoßen, ist sein 
Nachfolger I'arteigenosse Ueß. Sie würden diesen dann a b  Führer genau so 



zu blinder Treue und Gehorsam verpflichtet sein wie mir. F ü r  den Fall, da13 
auch Parteigenossen IIeß etwas zustoßen sollte, werde ich durch Gesetz nun- 
inehr den Senat berufen, der dann den Würdigsten, das heißt den Tapfersten, 
aus seiner Mitte wählen soll! 

Als Nationalsozialist und deutscher Soldat gehe ich in diesen Kampf mit 
einem starken Herzen! Mein e n z e s  Leben war nichts anderes als ein einziger 
Kampf für mein Volk, für seine Wiederauferstehung, für Deutschland, und 
über diesem Kampf stand nur ein Bekenntnis: der Glaube an  dieses Volk! 

Ein Wort habe ich nie kennengelernt, es heißt Kapitulation. Wenn irgend 
jrmand aber meint, daß wir vielleicht einer schweren Zeit entgegengehen, so 
möchte ich bitten zu bedenken, daß einst ein Preußenkönig mit einem lächerlicli 
kleinen Staat einer der größten Koalitionen gegenübertrat und in drei Kämpfeii 
am Ende doch erfolgreich bestand, weil er  jenes gläubige, starke Herz besaß, 
das auch wir in dieser Zeit benötigen. 

Der Umwelt aber möchte ich versichern: Ein November 1918 wird sich 
niemals mehr in der deutschen Geschichte wiederholen! 

So wie ich selber bereit bin, jederzeit mein Leben für mein Volk und fiir 
Deiitschland einzusetzen, so verlange ich dasselbe auch von jedem anderen! 

Wer aber glaubt, sich diesem nationalen Gebot, sei es direkt oder indirekt, 
widersetzen zu können, der fällt! Verräter haben nichts mit uns zu tun! Wir 
alle bekennen uns damit nur zu unserem alten Grundsatz: Es ist anzlich uu- 

lebt. 
B wichtig, ob wir leben; aber notwendig ist es, daß  unser Volk, daß  eutschland 

Ich erwarte von Ihnen als den Sendboten des Reiches, daß  Sie nunmehr auf 
allen Plätzen, ruf die Sie gestellt sind, Ihre Pflicht erfüllen! Sie müssen Banner- 
trjger sein des Widerstandes, koste es, was es wolle! Keiner melde mir, daß  
in seinein Gau, in seinem Kreis oder in seiner Gruppe oder in seiner Zelle die 
Stimmung einmal schlecht sein könnte! Träger. verantwortliche Träger der 
Stirnmung sind Sie! Ich. bin verantwortlich für die Stimmung im deutsche11 
Volk, Sie sind verantwortlich für die Stimmung in Ihren Gauen, in Ihreii 
Kreisen. Keiner liat das Recht, diese Verantwortung abzutreten. Das Opfer, 
das von uns verlangt wird, ist nicht größer als das Opfer, das zahlreiclie 
Generationen gebracht haben. All die Männer, die vor uns den bittersten und 
schwersten Weg für Deutschland antreten mußten, haben nichts anderes ge- 
leistet: als wap'kir auch zu leisten haben; ilir Opfer war kein billigeres und 
kein schmerzloseres und damit kein leichteres, als das Opfer sein würde. da.; 
von uns verlangt wird. 

Ich erwarte auch von der deutschen Frau, daß  sie sich in eiserner Disziplin 
vorbildlich in diese große Kampfgemeinscbaft einfügt! 

Die deutsche Jugend aber wird ~trablenden Herzens ohnehin erfiilleii, was 
die Nation, der Nationalsonialistische Staat, von ihr erwartet und fordert! 

Wenn wir diese Gemeinschaft bilden, eng verschworen, zu allem entschlossen, 
niemals gewilli zu kapitulieren, dann wird unser Wille jeder Not Herr werden! 

Ich schließ2 mit  dem Bekenntnis, das ich einst aussprach, als ich den Kampf 
um die Macht im Reich begann. Damals sagte ich: Wenn unser Wille so stark ist, 
daß keine Not ihn mehr zu zwingen vermag, dann wird unser Wille und unser 
deutscher Stahl auch die Not zerbrechen und heciegen. 

Deutschland - Sieg Heil! 



Nr. 472 
Unterredung des Reichsministers des Auswärtigen 

mit dem Britischen Botschafter, 1. September 1939 21 Uhr 
Aufzeichnung der Gesandten Schmidt 

Sir Nevile Henderson übergab im Auftrag seiner Regierung fol ende Note, 

. hinzufügte : 
% der er auch eine unverbindliche schriftliche Obersetzung in deutsc er Sprache 

Berlin, den 1. September 1939 
Euer Exzellenz, 

Im Auftrage des Ministers Seiner Majestät für Auswärtige. Angelegenheiten 
beehre ich mich, folgende Mitteilung zu machen: 

In den frühen Morgenstunden des heutigen Tages hat der Deutsche Reichs- 
kanzler einen Aufruf an die deutsche Wehrmacht erlassen, aus dem klar her- 
vorging, daß er im Begriff war, Polen anzugreifen. 

Aus Nachrichten, die zur Kenntnis der Regierung Seiner Majestät im Ver- 
einigten Königreich und der Französischen Regierung gelangt sind, geht 
hervor, daß deutsche Truppen die polnische Grenze überschritten haben und 
daß Angriffe auf polnische Städte im Gange sind. 

Unter diesen Umständen sind die Regierungen des Vereinigten KAniqreichs 
und Frankreichs der Auffassiing. daß die Deutsche Regierung durch diese ihre 
Handlung die Voraussetzungen geschaffen hat (nämlich einen aggressiven 
Gewaltakt gegenüber Polen. der dessen Unabhängigkeit hsdroht), welche seitens 
der Regierungen des Vereinigten Ktinigreichs und Frankreichs die Erfüllung 
ihker Verpflicbtungen, Polen Beistand zu leisten. erheischen. 

Ich bin daher beauftragt. Euer Exzellenz mitzuteilen, daß die Regierunq 
Seiner Majestät im Vereinigten K8ni~nicb ohne ZBgera ihre Verpflichtungen ' 

egenüher Polen erfüllen wird. wenn nicht die Deutsche Regierung hereit ist, 
8er Repierunq des Vereinigten Knnigreichs hef riediqnde Zusicherungen dahin- 
gebend abzugehen, daß die Deut~che Regierung jegliche Angri ffshandlung 

en Polen eineestellt hat und bereit ist, ihre Truppen unverzüglich aus 
üehiet zurückzuziehen. 

Ich benutze diaqe Gelegenheit, nsw. 

Nevi le  H e n d e r s o n  

Der Reichsaußenminister erwiderte, eine deutsche A~grsssion lä e nicht vor, 
sondern Polen habe seit Mons ten hutschlarid provotiert. Nicht f kutscbland 
hahe gegen .Polen, sondern Polen w e n  Deutschland rnohilisiprt Am Vortage 
hä ttrn n uu noch di rek te EMifäl le polnisrimr regulärer und irrqgulHrer Truppen- 
verbirnde in deutsches Gehiet s ta  ttefunden. 

Die vom Englischen Botschafter soeben übermichte Mitteilung wIirde er an 
den Führer weiterleiten und dann eine sofortige Antwort ertei leq. Der Reichs- 
auklenminister fügte hinzu. daß. wenn die Britische Reyisriinp Polen gtigen- 
über eine sOlche Aktivität entfaltet batte, wie sie dies anscheinend jetzt 
Deuts-hland gegenüber beabsichtige, eine Regelung mit Polen langst gefunden 
worden wäre. 



Sir Nevile Henderson erwiderte, er würdb diese Bemerkungen seiner Re- 
gierung übermitteln und bäte, den Inhalt des Schreibens an den Führer weiter- 
zuleiten. Er  bat um eine möglichst baldige Antwort. 

Der Reichsaußenminister erwiderte, es hätte an und für sich keine Veran- 
lassung vorgelegen, die deutschen Vorschläge der Britischen Regieran zur 
Kenntnis zu bringen, nachdem durch Nichterscheinen eines olnischen Jnter- 8 händlers diese Vorschläge hinfällig geworden seien. Trotz em habe er (der 
Reichsaußenminister) diese Vorschläge Henderson wrgelesen in der stillen 
Hoffnung, daß England doch noch Polen zur Vernunft bringen würde. Der 
Führer hätte poch einen ganzen weiteren Tag vergeblich gewartet. Von 
polnischer Seite sei weiter nichts erfolgt als neue schwere Provokationen. 

Sir Nevile Henderson erwiderte, es täte ihm furchtbar leid, daß der Reichs- 
außenminister es bei seiner letzten Unterredung ablehnte, ihm (Henderson) den 
Text der Vorschläge zu' überreichen. Es sei begreiflich, daß er bei dem 
schnellen Vorlesen des deutschen Textes dieses ziemlich langen und kompli- 
zierten Dokuments das meiste nicht verstanden habe. 

Der Reichsaußenrninister wies darauf hin, daß er das Dokument langsam 
lind deutlich vorgelesen habe und daß er sogar noch zu den Hau tpunkten 
(Danzig, Abstimmung im Korridor, Minderheitenschutz) mündliche 5 rklärun- 
gen abge eben habe. Er  sei nicht ermächtigt ewesen, ihm das Dokument f auszuhän igen und habe es daher vorgelesen in f e r  Hoffnung, daß wenigstens 
am nächsten Tage noch von polnischer Seite darauf eingegangen würde. Der 
Führer habe noch einen ganzen Tag gewartet und schließlich den Eindruck 
gewonnen, daß England nichts weiter tun wolle. 

Als Henderson noch einmal sein Bedauern darüber aussprach, daß ihm trotz 
seiner Bitte die V,orschläge nicht übergeben worden sind, wiederholte der 
Reichsaußenminister, daß er das Dokument langsam vorgelesen und einzelne 
Punkte erläutert hätte, so daß er der Ansicht sein konnte, Henderson habe 
alles verstanden. 

Schmidt 

Nr. 473 
Unterredung des Reichsministers des Auswärtigen 

mit dem Französischen Botschafter, 1. September 1939 22 Uhr 
Aufzeichnung des Gesandten Schmidt 

Botncbafter Coulondre überreiclite folgende, mit der vorher von Henderson 
übergebenen Instruktion gleichlautende Weisung, ohne eine deutsche Ober- 
setzung hinzuzufügen: 

(Ubersetzung) 

Berlin, den 1. September 1939 
Euor Exzellenz, 

Im Auftrag den Französischen Außenministers beehre ich. mich, folgende 
Mitteilung zu machen. 

In den frühen Morgenstunden des heutigen Tages hat der Deutsche Reichs- 
kanzler einen Aufruf an die Deutsche Wehrmacht erlassen, aus dem klar her- 
vorging, daß er im Begriff war, Polen anzugreifen. 



Aus Nachrichten, die zur Kenntnis der Französischen Regierung und der 
Regierung Seiner Majestät im Vereinigten Königreich gelangt sind, geht 
hervor. daß deutsche Truppen die polnische Grenze überschritten haben und 
daß Angriffe auf polnische Städte im Gange sind. 

Unter diesen Umständen sind die Regierungen Frankreichs und des Ver- 
einigten Königreichs der Auffassung, daß die Deutsche Regierung durch diese 
ihre Handlung die Voraussetzungen geschaffen hat (nämlich einen aggressiven 
Gewaltakt gegenüber Polen, der dessen Unabhängigkeit bedroht), welche seitens 
der Regierungen Frankreichs und des Vereinigten Köni reichs die Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen, Polen Beistand zu leisten, erheisc f en. 

Ich bin daher beauftragt, Euer Exzellenz mitzuteilen, daß die Französische 
ohne Zögern ihre Verpflichtungen gegenüber Polen erfüllen wird, 

t die Deutsche Re ierung bereit ist, der Französischen Regierung 
befriedigende Zusicherungen $ahingehend abzugeben, daß die Deutsche Regie- 
rung jegliche Angriffshandlung gegen Polen eingestellt hat und bereit ist, die 
Truppen unverzüglich aus polnischem Gebiet zurückzuziehen. 

Ich benutze die Gelegenheit, usw. 

C o u l o n d r e  

Der Reichsaußenminister erwiderte, daß er Botschafter Coulondre gegenüber 
.nur das leiche erklären könne, was er bereits dem Englischen Botschafter % gesagt ha e: Deutschland habe keine Aggression gegen Polen unternommen, 
sondern Polen hätte Deutschland seit Monaten in unerhörter Weise provoziert, 
indem es Danzig wirtschaftlich abschnürte, die deutsche Minderheit in Polen 
schwer drangsalierte und dauernd Grenzverletzungen beging. Der Führer habe 
eine unvergleichliche Geduld an den Tag gelegt und immer noch gehofft. dnß 
Polen vernünftig werden würde. Das Gegenteil sei der Fall gewesen. Polen 
habe, nachdem es schon seit Monaten mit der Mobilisierung begonnen Iiätte, 
nunmehr auch formell die üeneralmobilmachung angeordnet und habe gestern 
abend nicht nur Grenzverletzungen, sondern drei schwere Einfälle in deutsches 
Gebiet begangen. Auf Grund dieser Tatsachen lehne daher Deutschland die 
Version einer deutschen Aggression gegen Polen ab. 

Abschließend versprach der Reichsaiißenminister, dem Führer vom Inhdt  
des Schreibens Kenntnis zu geben und danach dem Französischen Botschafter 
eine Antwort zu erteilen. 

Schmidt 

Nr. 474 
Dem Auswärtigen Amt am 2. September 1939 vormittags 

vom Italienischen Botschafter übergebene Notiz * 
Zur Information läßt Italien wissen, natürlich jede Entscheidup dem Führer 5 überlassend, daß es noch die Möglichkeit hätte, von Frankreich, ngland und 

Polen eine Konferenz auf folgenden Grundlagen annehmen zu lassen: 

1. Waffenstillstand, der die Armeen läßt, wo sie jetzt sind; 
2. Einberufung der Konferenz in zwei bis drei Tagen; 

* Die dem Italienischen Botschafter mitgeteilte Bereitwilligkeit der Deutschen Regierung, 
auf diesen Vorschla einzu ehen, wurde der Offentlichkeit in dem Memorandum vom 3. $ep- 
tember 1939 (Nr. 4h ZiE. 8) bekanntgegeben. Vgl. auch Nr. 482. 



3 Lösung des polnisch-deutschen Streits, welclie, wie die Sachen heute 
liegen, sicher günstig für Deutschland sein würde. 

Für den Gedanken, der ursprünglich vom Duce ausgegangen ist, setzt sich 
heute besonders Frankreich ein. 

Nr. 475 
Mitteilung der Havas~Agentur, 2. September 19311 

(Obersetzung) 

Die Französische Regierung ist gcstcrn ebenso wie mehrere andere Re ie- f rungeii mit einem italienisclicn Vorsclilag xur Regelung der europäisc en 
Schwierigkeiten befaßt worden. Nacli Beratung über diesen Vorschlag bat 
die Französisclie Regierung eine positive Antwort gegeben. 

Nr. 476 
Aus der Erklärung des Britischen Staatssekretärs für Auswärtige 
Angelegenheiten Lord Halifax im Oberhaus, 2. September 1939 

nachmittags * 
(Obersetzung) 

. . . . . Auf die nialineude Botschaft, die gestern ahend Deutschland über- 
mittelt wurde, ist bisher 'nocli kr i i~e  Antwort eingelaiilen. 

Es ist möglicli, daß diese Verzögerung auf die von der ltalieaischen Regie- 
rung geinacliten Vorscliliige ziiiückzufiiliren ist, woiiacli eine Eins te l lun~ der 
Feindseligkeiten erfolgen und rinv,erziiglicli eine Konferenz zwischen e r o ß -  
britannicn, Frankreicli: Polcn. Deiitsctiland und ltalien einberufen werden 
sollte. 

Der Britisclien Regieruiig ist es aber nicht niöglich, an einer Konferenz teil- 
xunelirnen zu einer Zeit, da Polen einer Invasion aiisgesetzt ist, polnisclie Stüdte 
init Bomben belegt werden und Darizig durcli Gewalt Gegenstand einer ein- 
seitigen 1.Ösung geworden ist. . . . . . 

Nr. 477 
Vom Britischen Botschafter am 3. September 1939 9 Uhr 

im Auswärtigen Amt übergebene Note 
(Ubersetzung) 

Den 3. September 1939 
Euer Exzelleiiz, 

In  der Mitteilung, welclie icli die Elire hatte, Ihnen am 1. September zu 
ninilen, unterrichtete icli Sie gut Weisung des Staatssekretiirs fiir Auswärtige 

* Eine gleichlautende Erkliirung war zu gicictrer Zeit vom Britisclietr l't~ernierrriinister im 
Unterhause abgegeben worden. 



Angelegenheiten Seiner Majestät, daß  die Regierung Seiner Majestät im Ver- 
einigten Königreich ohne Zögern ihre Verpflichtungen gegenüber Polen erfüllen 
werde, wenn nicht die Deutsche Regierun bereit sei, der Regierung Seiner 
Majestiit im Vereinigten Königreich befrie f igende Zusicherungen dahingehend 
abzugeben, daß  die Deutsche Regierung jegliche Arlgriffshandlung gegen Polen 
eingestellt habe und bereit sei, ihre Truppen unverzüglich aus polnischem Ge- 
biet zurückzuziehen. 

Obwohl diese Mitteilung vor mehr als 24 Stunden erfolgte, ist keine Antwort 
eingegangen, hingegen wurden die deutschen Angriffe auf Polen fortgesetzt 
und verstärkt. Ich habe demgemäß die Ehre, Sie davon zu unterrichten, daß, 
falls nicht bis 11 Uhr vormittags britische Sommerzeit am heutigen Tage, dem 
3. September, eine befriedigende Zusicherung im obenerwähnten Sinne von der 
Deutschen Regierung erteilt wird und bei Seiner Majestät Regierung in London 
eintrifft, ein Kriegszustand zwischen den beiden Ländern von dieser Stunde an 
bestehen wird 

Ich benutze diese Gelegenheit usw. 

Nevile Hendetson 

Nt. 478 
Note des Britischen Staatssekretärs für Auswärtige Angelegenheiten 

Lord Halifax an den Deutschen Geschäftsträger in London, 
3. September 1939 11.15 Uhr 

(U berse tzung) 

Den 3. September 1939 
Herr Geschäftsträger, 

Am 1. September unterrichtete der Botschafter Seiner Majestät in Berlin auf 
meine Weisung hin die dortige Regierung davon, daß  die Regierung Seiner 
Majestät im Vereinigten Königreich 
über Polen erfüllen werde, wenn 
Regierung Seiner Majestät im Vereinigten 
rungen dahingehend abzugeben, daß die 

lich aus polnischem Gebiet zurückzuziehen. 
handlung gegen Polen eingestellt habe 

Um 9 Uhr vormittags am heutigen Tage unterrichtete der Botschafter &iner 
Majestät in Berlin auf mein6 Weisung hin die Deutsche Regierung dahingehend, 
daß, falls nicht bis 11 Uhr vormittags britische Sommerzeit am heuti en Tage, 
dem 3. September, eine befriedi ende Zosicherun im obengenannten inne von P 8 8 
der Deutschen Regierung ertei t wird und bei einer Majestät Regierung in 
London eintrifft, ein Kriegszustand zwischen den beiden Ländern von dieser 
Stunde an bestehen wird. 

Da keine solche Zusicherungen eingingen, habe ich die Ehre, Sie davon zu 
unterrichten, daß  ein Kriegszustand zwischen den beiden Ländern von 11 Uhr 
vormittags am heutigen Tage, dem 3. September, an gerechnet, besteht. 

Ich habe die Ehre, usw. 

Halif ax 



Nr. 479 
Dem Britischen Botschafter vom Reichsminister des Auswärtigen am 

3. September 1939 11.30 Uhr ausgehändigtes Memorandum 
der Reichsregierung 

Die Deutsche Reichsregierung hat das Ultimatum der Britischen Regierung 
vom 3. September 1939 erhalten. Sie beehrt sich, darauf folgendes zu erwidern: 

1. Die Deutsche Reichsregierung und das deutsche Volk lehnen es ab, von 
der Britischen Regierung ultimative Forderungen entgegenzunehmen, an- 
zunehmen oder gar zu erfüllen. 

2. Seit vielen Monaten herrscht an unserer Ostgrenze der tatsächliche Zu- 
stand des Krieges. Nachdem der Versailler Vertrag Deutschland erst 
zerrissen hat, wurde allen deutschen Regierungen seitdem jede friedliche 
Regelung verweigert. Auch die nationalsozialistische Regierung hat nach 
dem Jahre 1933 immer wieder versucht, auf dem Wege friedlicher Aus- 
handlungen die schlimmsten Vergewaltigungen und Rechtsbrüche dieses 
Vertrages zu beseitigen. Es ist mit in erster Linie die Britische Regierung 
gewesen, die durch ihr intransigentes Verhalten jede praktische Revision 
vereitelte. Ohne das Dazwischentreten der Britischen Re ierung wäre - dessen sind sich die Deutsche Reichsre ierung und das eutsche Volk k (S 
bewußt - zwischen Deutschland und Po en sicher eine vernünftige und 
beiden Seiten erecht werdende Lösung gefunden worden. Denn Deutsch- 
land hatte nic f t die Absicht oder die Forderung gestellt, Polen zu ver- 
nichten. Das Reich forderte nur die Revision jener Artikel des Versailler 
Vertrages, die von einsichtsvollen Staatsmännern aller Völker schon zur 
Zeit der Abfassung dieses Diktates als für eine große Nation sowohl als 
für die gesamten politischen und wirtschaftlichen Interessen Osteuropas 
auf die Dauer als untragbar und damit unmöglich bezeichnet worden 
waren. Auch britische Staatsmänner erklärten die damals Deutschland 
aufgezwungene Lösung im Osten als den Keim späterer Kriege. Diese 
Gefahr zu beseiti en, war der Wunsch aller deutschen Reichsregierungen 
und besonders 9 ie Absicht der neuen oationalsozialistisclien Volks- 
regierung. Diese friedliche Revision verhindert zu haben, ist die Schuld 
der britischen Kabinettspolitik. 

3. Die Britische Regierung hat - ein einmaliger Vorgang in der Geschichte - dem polnischen Staat eine Generalvollmacht erteilt für alle Handlun- 
gen egen Deutscbland, die dieser Staat etwa vorzuneben beabsichtigen 
wür bi e. Die Britische Regierung sicherte der Polnischen Regierung unter 
allen Umständen für  den Fall, daß sich Deutschland gegen irgendeine 
Provokation oder einen An riff zur Wehr setzen yviirde, ihre militärische a Unterstützung zu. Darauf in hat der polnische Terror egen die in den fi einst von Deutschland weggerissenen Gebieten lebenden eutschen sofort 
unerträgliche Formen angenommen. Die Freie Stadt Danzig wurde gegen 
alle gesetzlichen Bestimmungen rechtswidrig behandelt, erst wirtscliaft- 
lich und zollpolitisch mit der Vernichtunq hedrohi und endlich militärisch 
zerniert und verkehrstechnisch abgedrosselt. Alle diese der Britischen 
Regierung genau bekannten Verstöße gegen das Gesetz des Danziger 
Statuts wurdet) ebilligt und durch die ausgestellte Blankovollmacht an 
P n l s ~  gedeckt. bie.Deutsche Regierung hat, ergriffen von dem Leid der 



von Polen gequälten und unmenschlich mißhandelten deutschen Bevölke- 
rung, dennoch 5 Monate lang geduldi zugesehen, ohne auch nur einmal 
gegen Polen eine ähnlich aggressive d n d l u n g  zu betätigen. 

Sie hat nur Polen gewarnt, daß diese Vorgänge auf die Dauer uner- 
träglich sein würden und daß sie entschlossen gei, für den Fall, daß 
dieser Bevölkerung sonst keine Hilfe würde, zur Selbsthilfe zu schreiten. 
Alle diese Vorgänge waren der Britischen Regierung auf das genaueste 
bekannt. Es wäre ihr ein leichtes gewesen, ihren großen Einfluß in 
Warschau aufzubieten, um die dortigeri Machthaber zu ermahnen, Ge- 
rechti keit und Menschlichkeit walten zu lassen und die bestehenden 
Verp f ichtungen einzuhalten. Die Britische Regierung hat dies nicht 
getan. Sie hat im Gegenteil unter steter Betonung ihrer Pflicht, Polen 
unter allen Umständen beizustehen, die Polnische 
ermuntert, in ihrem verbrecherischen, den Frieden 
Verhalten fortzufahren. Die Britische Regierung 
heraus den den Frieden Europas immer noch retten könnenden Vorschlag 
Mussolinis zurückgewiesen, obwohl die Deutsche Reichsregierung ihre 
Bereitwilligkeit erklärt hatte, darauf einzugehen. Die Britische Regierung 
tragt daher die Verantwortung für all das Unglück und das Leid, das 
jetzt über viele Völker gekommen ist und kommen wird. 

4. Nachdem alle Versuche, eine friedliche Lösung zu finden und abzii- 
schließen, durch die Intransi enz der von England edeckten Polnischen P ! Regierung unmöglich gemac t worden waren, nac dem die schon seit 
Monaten bestehenden bürgerkriegsähnlichen Zustände an der Ostgrenre 
des Reichs, ohne daß die Britische Regieruig etwas dagegen einzuwenden 
hätte, sich allmählich zu offenen Angriffen auf das Reichsgebiet ver- 
stärkten, hat sich die Deutsche Reichsregierung entschlossen, dieser fort- 
dauernden und für eine Großmacht unerträglichen Bedrohung des erst 
äußeren und dann endlich auch inneren Friedens des deutschen Volkes 
ein Ende zu bereiten, mit jenen Mitteln, die, nachdem die Regierungen 
der Demokratien alle anderen Revisionsmo lichkeiten praktisch sabotiert 
hatten, allein noch übrigbleiben, um die B uhe, die Sicherheit und die 
Ehre des Deutschen Reiches zu verteidigen. Sie hat auf die letzten, das 
Reichsgebiet bedrohenden An riffe der Pclen mit gleichen MaUnahmen 
geantwortet. Die Deutsche aeichsre ierdng ist nicht gewillt, infolge 
irgendwelcher britischer Absichten o f er Verpflichtungen irn Osten Zu- 
stände zu dulden, die jenen gleichen, wie wir sie in dem unter britischem 
Protektorat stehenden Palästina vorfinden. Das deutsche Volk aber ist 
vor allem nicht gewillt, sich von Polen mißhandela zu lassen. 

5. Die Deutsche Reichsre i e ~ n g  lehnt daher die Versuche, durch eine 
ultimative Forderon Beeutschlend zu zwingen, seine zum Schutze des 
Reiches angetretene k ebrmacht wieder zurückzurufen und. damit die 
alte Unruhe und das alte Unrecht erneut hinzunehmen, ab. Die Drohung, 
Deutschland ansonsten im Kriege zu bekämpfen, entsp~icht der seit 
Jahren proklamierten Absicht zahlreicher britischer Politiker. Die 
Deutsche Reichsre ierung und das deutsche Volk haben dem englischen 
Volk unzählige #ale versichert, wie sehr sie eine Verständigung. ja 
eine engste Freundschaft mit ihm wünschen. Wenn die Britische Regie- 
rung diese Angebote bisher immer ablehnte und nunmehr mit einer offenen 
Kriegsdrohu beantwortet, ist dies nicht Schuld des deutschen Volkes 
und seiner 3egiorun sondern ausschlie8lich Schuld des britischen 
Kabinetts bzw. jener Ehinner, die seit Jahren die Vernichtung und Aus- 



rottiing des deutschen Volkes ~ l e  digen 
. Das deutsche Volk und seiue 

Regierung haben nicht wie Gro britannien die Absicht, die Welt zu be- 
herrschen, aber sie sind entschlossen, ihre ei ene Freiheit, ihre Unab- 
Iiängigkeit und vor allem ihr Leben zu vertei f igen. Die im Auftrag der 
Britischen Regierung von Herrn King Hall uns mitgeteilte Absicht, das 
deutsche Volk noch mehr zu vernichten als durch den Versailler Vertrag, 
nehmen wir zur Kenntnis und werden daher jede Angriffshandlung 
Englands mit den gleichen Waffen und in der gleichen Form beantworten. 

Berlin, den 3. September 1939. 

Nr. 480 
Dem Reichsminister des Auswärtigen am 3. September 1939 12.20 Uhr 

vom Französischen Botschafter überreichte Note 
(Ifbersetzung) 

Beriin, den 3. September 1939 
Eilxzelleriz, 

Da ich am 3. September 12 Uhr mittags keine befriedigende Antwort der 
Reichsregierung auf die Note erhalten habe, die ich Ihnen am 1. September 
22 Uhr übergab,' habe ich die Ehre, Ihnen im Auftrag meiner Regierung folgende 
Mitteilung zu machen: 

Die Regierung der Französischen Republik betrachtet es als ihre Pflicht, ein 
letztesmal an die schwere Verantwortung zu erinnern, die von der Reichs- 
regierung dadurch übernommen wurde, daß  sie ohne Krie serklärung die 
Feindseligkeiten gegen Polen eröffnete und dem Vorschlag Je r  Regierungen 
der Französischen Republik und Seiner Britischen Majestät nicht Folge leistete, 
jede Angriffshandlung gegen Polen zu unterlassen und sich zur unverzüglichen 
Zurückziehung ihrer Truppen aus polnischem Gebiet bereit zu erklären. 

Die Regierung der Republik hat daher die Ehre, der Heichsre ierung zur 
Kenntnis zu brio en, daß  sie sieh verpflichtet sieht, von heute, fern 3. Sep- 
tember, 17 Uhr, a % die vertraglichen Bindungen zu erfüllen, die Frankreich 
gegenüber Polen eingegangen ist und die der Deutschen Regierung bekannt sind. 

Genehmigen Sie, usw. 
Coulotidre 

Nr. 481 
Unterredung des Reichsministers des Auswärtigen mit dem 

Französischen Botschafter 3. September 1939 12.20 Uhr 
Aufzeichnung des Gesandten Schmidt 

Auf die Frage Coulondres, ob der Herr Reichsaußenminister in der L 
die in der am 1. September um '22 Ohr iiber ebenen Note anthalteney{f Ii befriedigend zu beantworten, erwiderte der err  Reichsaußenminister, da 
nachdem En land und Frankreich ihre Noten übergeben hätten, der Italienische 
*egieiungs-8hef einen neuen Vermittlun svorschlag gemacht habe, und zwar 
mit dem Bemerken, dsß die Französisc P e Regierung diesem 170rschlag zu- 



stimme. Deutschland habe dem Duce am Vortage mitgeteilt, daß es ebenfalls 
bereit sei, dem Vorschlag zuzustimmen, darnuf habe jedoch später am Tage der 
Duce mitgeteilt, daß sein Vorschlag an der Intransigenz der Englischen Re- 
gierung gescheitert sei. Heute vormittag habe England eine auf 2 Stunden 
befristete ultimative Forderuiig an Deutschland gestellt. Deutschland habe 
die in dieser Forderun enthaltenen Zumutungen in einer schriftlichen Mit- 
teilung abgelehnt. Die 8ründe der Ablehnung des englischen Ultimatums seien 
in diesem Dokument, das er (ReichsauWenminister) dem Französischen Bot- 
schafter zur Kenntnisnahme übergehe *, enthalten. Wenn die Haltung Frank- 
reichs eu Deutschland durch dieselben Erwä ungen bestimmt sein sollte wie 
die der Englischen Regierung, so könne die beutsche Re ierung dies nur be- 
dauern. Deutschland habe immer einen Ausgleich mit %rankreich gesucht. 
Sollte die Französische Regierung trotzdem auf Grund ihrer polnischen Ver- 
pflichtungen eine feindliche Haltung Deutschland gegenüber einnehmen, so 
würde die Deutsche Regierung dies als einen durch nichts gerechtfertigten 
Angriffskrieg Frankreichs gegen Deutschland ansehen. Deutschland selbst 
würde sich jeder Angriffshandlung gegen Frankreich enthalten. Sollte Frank- 
reich jedoch eine andere Haltung einnahmen, so würde Deutschland gezwungen 
sein, in entsprechender Weise zu antworten. 

Coulondre erwiderte, er entnehme den Ausführungen des Herrn Reichs- 
außenministers, daß die Deutsche Regierung nicht in der Lage sei, der in der 
französischen Note vom l.'September * * enthaltenen Anregung stattzugeben. 

Der Herr Reichsaußenminister erklärte, daß dies zutreffend sei. 
Coulondre erwiderte darauf, daß er unter diesen Umständen die unangenehme 

Pflicht habe, die Iteichsre isrung noch einmal auf die schwere Verantwortung 
hinzuweisen, die sie durc ! Eröff nun der Feindseligkeiten gegen Polen ohne 
Kriegserklärung auf sich genommen % abe, und ihr mitzuteilen, daß die Fran- 
zösische Regierung gezwungen sei, vom heutigen Tage, dem 3. September 1939, 
5 Uhr nachmittags, ab ihre Polen gegenüber eingegangenen Verpflichtungen zu 
erfüllen. Gleichzeitig übergab Coulondre die anliegende schriftliche Mitteilung* ** 
Nachdem der Herr Keichsaußenminister sie gelesen hatte, fügte er abschlieWerid 
hinzu, daß Deutschland nicht die Absicht habe, Frankreich anzu reifen, und 
daß die heutige ~ranzösische Regierung für das Leid, das den ändern zu- 
gefügt wird, falls Frankreich Deutschland angreife, die volle Verantwortung 
trage. 

Schmidt 

Nr. 482 
Der Staatssekretär des Auswärtigen Amts an die 

Deutschen Diplomatischen Missionen 
Rundtelegramm 

Berlin, den 3. September 1939 
Zur Information und Regelung der Sprache. 

Nachdem Versuch direkter deutsch-polnischer Aussprache durch Nicht- 
erscheinen Polnischen Bevollmächtigten trotz zweitiigigen Wartens Deutsche 
Regierung ergebnislos geblieben war, und wir gezwungen waren. polni sehe 

* Vgl. Nr. 479. 
** Vg1. Nr. 473. 

***- Vgl. Nr. 480. 



militärische Uber riffe mit Ubergang zu militärischer Aktion zu erwidern, 
forderten ~ n ~ l a n f  und Frankreich am 1. September von uns Zuriickziehunq 
deutscher Truppen von polnischem Gebiet. Kriegs efahr schien jetzt noch be- 9 schworen werden zu können durch Ein reifen ussolinis, der Waffenstill- 
stand und anschließende Konferenz zur &ösung deutsch-polnischen Konflikts 
vorschlug. Dieser Vorschlag ist von uns und auch von Französischer Regie- 
rung positiv beantwortet worden, Britische Regierung hat hin egen heute mit 
zweistündiger Bef ristuiig Forderung Zurückziehung deutscher f iuppen wieder- 
holt und sich nach Ablauf dieser Zeit als im Krieg mit Deutschland befindlich 
erklärt. Frankreich ist dann mit Mitteilung gefolgt, daß es sich gezwungen 
sehe, Polen beizustehen. 

Vernünftige deutsch-polnische Regelung wäre ohne Englands Ilazwischen- 
treten und seiner antideutschen Einkreisungspolitik sicher längst zu erzielen 

ewesen. Statt aber Palen zum Einlenken zu ermahnen, hat England ihm 
eeneralvollmacht gegen Deutschland erteilt, sich selbst in Abhäiigigkeit von 
Polens Entschliissen gebracht und sctließlich im letzten Augenblick auch noch 
Vorschlag blussolinis durch sein Verhalten zum Scheitern verurteilt. Damit 
ist Saat der Männer auf egangen, die in England seit Jahren Vernichtung 
Deutschlands predigen. bieser Verlauf Ereignisse zeigt klar volle Veran t  
wortlichkeit Englands für  Kfiegsausbruch. # 

W eizsäc ker 
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